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DIE HITLER- 
H BEWEGUNG 


Adolf Hitler gründete am 27. Februar 1925 die Parteiorganisation seiner Bewegung 
neu mit Hilfe eines Teils seiner alten Anhänger. Aber seine „Nationalsozialistische 
Deutsche Arbeiterpartei“ war nicht die selbstverständliche Fortsetzung der alten, 
da etliche - wie Anton Drexler - im entschiedenen Gegensatz zu ihm standen. Die 
Folgerungen, die er aus seinem Erlebnis mit der alten Partei und dem mißglückten 
Staatsstreich gezogen hatte, waren schwerwiegend und schicksalsträchtig. Er war 
entschlossen, den Weg zur Macht auf gesetzlichem Weg über Stimmzettel und Par- 
lamente zu gehen, er vollzog eine radikale Trennung nicht nur gegenüber den 
Völkischen, sondern auch gegenüber dem nationalen Bürgertum und seinen 
Parteien, und er erhob den unbedingten Anspruch auf die alleinige Führung. Er 
diente nicht mehr einer Idee, er identifizierte sich mit ihr. 

Das politische und wirtschaftliche Klima der Scheinblüte der „Goldenen 
Zwanziger Jahre“ war für die beiden antiparlamentarischen Flügelparteien, die 
Kommunisten und die Nationalsozialisten, ungünstig. Erst die ab 1929 einsetzende 
Wirtschaftskrise gab den radikalen Parteien Auftrieb. Die Zusammenbrüche von 
Banken und Industrieunternehmen ließen die Arbeitslosigkeit —- rund sechs Millio- 
nen - zu einer sozialen Katastrophe werden. Einher gingen damit die immer härter 
verlaufenden Auseinandersetzungen zwischen der Linken und der Rechten bis zu 
bürgerkriegsähnlichen Zuständen. Hitlers Wähler rekrutierten sich überwiegend 
aus dem durch Krieg, Inflation und Währungsumstellung deklassierten Mittelstand, 
der durch die sich verschärfende Wirtschaftskrise und Massenarbeitslosigkeit 
immer mehr proletarisiert und radikalisiert wurde. Die Reichstagswahl im Septem- 
ber 1930 brachte einen Erdrutsch zugunsten der Nationalsozialisten. Sie wurden 
zweitstärkste Partei. Hitlers Massenbewegung war damit zu einer ernsten Bedro- 
hung der Weimarer Demokratie herangewachsen, die sich bis 1932 selbst durch die 
Berufung autoritär geführter Regierungen und zahlreiche Reichspräsidenten- 
wahlen, mehrfache Landtagswahlen und kurz aufeinanderfolgende Reichs- 
tagswahlen zu Tode wählte. 

Die NSDAP war um die Jahreswende 1932/33 stärkste parlamentarische Kraft, so 
daß der Reichspräsident deren Führer, Adolf Hitler, verfassungsgemäß zur Bildung 
einer neuen Regierung, einer Koalitionsregierung aus NSDAP und Deutschna- 
tionalen, berief. Am 30. Januar 1933 hatte Hitler sein Ziel, auf legalem Wege an die 
Regierung zu gelangen, erreicht. Die Reichstagswahl vom 5. März verschaffte der 
Koalition die Mehrheit, Hitlers Massenbewegung als Träger der nationalen Erhe- 
bung schwemmte die Reste des parlamentarischen Regierungsapparates weg und 
führte binnen vier Monaten zur Errichtung eines Einparteienstaates. 

Die Erfolge der Arbeitsbeschaffung gewannen ihm nun auch den Zuspruch aus der 
Arbeiterschaft. Widerstandslos verschwanden Gewerkschaften und Parteien, ohne 
die Weimarer Republik zu verteidigen, von der Bildfläche. Die blutige Entmach- 
tung der eigenen Revolutionsarmee, der SA, und der konservativen Opposition, die 
Nachfolge des verstorbenen Staatsoberhauptes und Oberbefehlshabers 


der Reichswehr, Hindenburg, im Sommer 1934 ermöglichten Hitler die 
Vollendung seiner plebiszitären Diktatur. N, 
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Geschäftsbereich. An der Spitze der zahlenmäßigmächtigsten 
Organisation stehend, wurde er der meistgefürchtete und 

meist gehaßte Mann des neuen Regimes. Seine Gegner waren die 
Politische Organisation der Partei und die Reichswehrführung. Röhms 
Bestreben, SA und Reichswehr in seiner Hand zu vereinigen, selbst 
Reichswehrminister zu werden, brachten ihn in unüberbrückbaren 
Gegensatz zum Oberbefehlshaber der Reichswehr, Reichspräsident GFM 
von Hindenburg und zum Reichskanzler Hitler, seinen „Duzfreund“. Die 
persönlichen und sachlichen Spannungen zwischen dem Stabschef und 
der Reichsführung, zwischen dem Stabschef und der Parteiführung 
nahmen zu und entluden sich am 30. Juni 1934 auf blutige Weise. Eine 
große Anzahl von unwissenden und unschuldigen SA-Führern wurden 
auf Hitlers Weisung erschossen ohne jedes gerichtliche Verfahren, 

ebenso Röhm auf Forderung der PO (Heß, Buch, Schwarz, Gauleiter 
Adolf Wagner). Die Forschung hat eindeutig nachgewiesen, daß Röhm 
keinen Staatsstreich geplant hatte. „Röhmputsch“ ist die Erfindung 
Goebbelscher Propaganda. Gewinner des Machtkampfes waren die 
Reichswehr und die SS sowie die PO, Verlierer die konservative 
OppodtionunddieSA ı an v0 nen em nn nn 
Die Vollendung der plebiszitären Diktatur Hitlers. Am 2. August 1934 
Tod des Reichspräsidenten. Tags zuvor hatte das Reichskabinett die 
Zusammenlegung der Ämter des Reichsoberhauptes und des Reichs- 
kanzlers beschlossen. Am Todestag erfolgte bereits die Vereidigung der 
Reichswehr auf Hitler. Auf dessen Anordnung Volksabstimmung am 

19. 8. 1934. 89 % Ja-Stimmen für Hitler. Am 25. Juli scheiterte in Wien 
ein Handstreich gegen die Regierung Dollfuß, der dabei ums Leben kam. 
Auf Bitte Hitlers ging Papen, der sein Amt als Vizekanzler aus Protest 
gegen das Massaker vom 30. Juni niedergelegt hatte, als Sondergesandter 
nach Wien, um die Beziehungen zu Österreich zu ordnen und zu 
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„Heute werden die Forderungen der Massen nach und nach 
immer deutlicher und laufen auf nichts Geringeres hinaus als 
auf den gänzlichen Umsturz der gegenwärtigen Gesellschaft, 
um sie jenem primitiven Kommunismus zuzuführen, der vor 
dem Beginn der Kultur der normale Zustand aller mensch- 
lichen Gemeinschaft war. Begrenzungen der Arbeitszeit, Ent- 
eignung von Bergwerken, Eisenbahnen, Fabriken und 
Boden, gleiche Verteilung aller Produkte, Abschaffung aller 
oberen Klassen zugunsten der Volksklassen usw. - das sind 
ihre Forderungen.“ 

Gustave Le Bon 


Vorwort 


Ursprung und Frühgeschichte der Hitlerbewegung in den Jahren 1919 bis 1924 wurden 
vom Verfasser des vorliegenden Werkes bereits in drei vorangehenden Bänden darge- 
stellt: 
a) Ursprung der Hitlerbewegung 1919-1922, Preußisch Oldendorf 1974; 
b) Krisenjahr der Hitlerbewegung 1923, Preußisch Oldendorf 1975; 
c) Putsch und Verbotszeit November 1923 - Februar 1925, Preußisch Oldendorf 1977. 
Alle Bände sind selbständig in sich geschlossen. Der Schwerpunkt der Darstellung liegt 
quellenmäßig auf den Tageszeitungen. Im Original ausgewertet und laufend zitiert wur- 
den unter anderem: das Zentralorgan der NSDAP, der „Völkische Beobachter“, ferner 
das Sprachrohr der Münchener Sozialdemokraten, die „Münchner Post“, und die „Cen- 
tralvereinszeitung der deutschen Staatsbürger jüdischen Glaubens“ (CVZ). Darüber hin- 
aus wurden auch weitere publizistische Organe angeführt. Die zeitgenössische Literatur 
wurde, soweit möglich, zugezogen, die Nachkriegsliteratur, soweit notwendig. 

Die Geschichtsschreibung der Hitlerbewegung ist durch unüberschaubare Mengen 

publizistischen und überwiegend polemischen Materials gekennzeichnet. Der ins Ufer- 

lose angewachsene Umfang dieser Veröffentlichungen erzwang von sich aus strengste 

Begrenzung, da ein einzelner sie längst nicht mehr bewältigen kann. 

Der Verfasser des vorliegenden Werkes, geboren 1915, hat die behandelte Zeit selbst als 

Kind und als Jugendlicher miterlebt. Seine politischen Erinnerungen beginnen mit der 

Spartakistenherrschaft in München und Oberbayern im April 1919; sie schließen die 

Zeit der Weimarer Republik und des Dritten Reiches ein. 

Die vorzeitige Entlassung aus der Festungshaft in Landsberg/Lech ermöglichte es Adolf 

Hitler, im Februar 1925 die Organisation der nach ihm benannten Rechtsbewegung 

„Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei“ neu zu gründen. Der „Hitlerprozeß“* 

nach dem gescheiterten Staatsstreich im November 1923 hatte vom 26. Februar bis 1. 

April 1924 stattgefunden und dem Namen Adolf Hitlers aufgrund seines Auftretens als 

Angeklagter vor den Gerichtsschranken bereits Klang und Mythos eines Volkstribunen 

verliehen. Die Folgerungen, die Hitler aus dem Fehlschlag vom November 1923 zog, 

waren weittragend und folgenschwer: 

1. Sein Entschluß, auf gesetzlichem Wege über Stimmzettel und Parlamente den Weg 
zur Macht zu beschreiten; 

2. die radikale Trennung von den sogenannten „Völkischen“ und darüber hinaus vom 
nationalen Bürgertum und seinen Parteien; 

3. der unbedingte Anspruch auf die alleinige Führung der Bewegung. Vorbilder waren 
ihm die faschistische Bewegung Italiens unter der Führung von Benito Mussolini, den 
er nach Übernahme der Staatsführung im Königreich Italien auch als sein persön- 
liches Vorbild verehrte, und der siegreiche Führer der türkischen Freiheitsbewegung 
Kemal Atatürk. 

Als Hauptgegner und Todfeinde bekämpfte er Marxismus und Judentum, als positives 
Ziel strebte er die Errichtung eines großdeutschen Reiches und die Schaffung einer 
neuen Führungsschicht für dieses Reich an. Die Beherrschung der Massen durch seine 
bezwingende Rednergabe und die faszinierende Ausstrahlung seiner Persönlichkeit 
waren ihm nur Mittel zum genannten Zweck. Er wollte nicht Massenherrschaft, sondern 
deren Überwindung durch eine neue Führungsschicht. Dazu mußte er die Massen 
beherrschen und erziehen, was er immer wieder hervorhob. 

Die Mittel, deren er sich zur Massenbeherrschung bediente, hatte er in seinem Buch 

„Mein Kampf“ ausführlich dargelegt in den Abschnitten über Propaganda und Organi- 


sation. Die Propaganda war sein eigentliches Meisterwerk in solchem Maße, daß die von 
ihm jetzt in Gang gesetzte Massenbewegung zur „Hitlerbewegung“ schlechthin wurde. 
Es gab keine Mussolini-, keine Kemal-, keine Lenin-, keine Stalinbewegung. Seine Mas- 
senbewegung war eigenständig von ihm selbst geformt und geprägt. Im Kampf gegen 
die marxistische Massenbewegung des klassenkämpferischen Proletariats in der gemäßig- 
ten Form der kleinbürgerlichen Sozialdemokratie, der radikalen des Kommunismus, 
setzte er sich im Laufe weniger Jahre durch seine Propaganda und seine militanten 
Kampfmethoden mehr und mehr durch. Er drängte die genannten Massenparteien der 
SPD und KPD im Kampf um die Beherrschung der Straße in die Verteidigung und 
konnte sie infolge ihrer Uneinigkeit niederringen. Er überwand die beiden Massenpar- 
teien des marxistischen Proletariats durch die Organisierung der infolge Revolution, 
Inflation und Deflation proletarisierten Schichten des Mittelstandes, mit deren Stim- 
men er seine Berufung zur Regierung auf gesetzlichem Wege erzwang. 
Hitler hatte Marxismus und Judentum zu seinen Hauptfeinden erklärt: gegen sie rich- 
tete sich der Schwerpunkt seiner massen-agitatorischen Tätigkeit. Die Darstellung wäre 
einseitig, würde sie nicht seine Gegner in ihrer Wirkung und Gegenwirkung sorgfältig 
berücksichtigen. Deshalb wurden das Sprachrohr der bayerischen Sozialdemokratie, die 
„Münchner Post“ (MP), die aus nächster Nähe am sorgfältigsten Entstehung und Ent- 
wicklung der Hitlerbewegung genau beobachtete, sowie das Presseorgan des „Central- 
vereins der deutschen Staatsbürger jüdischen Glaubens“ (CVZ) als Quellen der Darstel- 
lung mit einbezogen, um so ein möglichst wirklichkeitsgetreues Bild dieses politischen 
und weltanschaulichen Kampfes zu bieten. 
Das Jahr 1934 bedeutete in der Entwicklung der Massenbewegung eine entscheidende 
Zäsur: ihre kampfkräftigste Organisation, vor allem für Eroberung und Beherrschung 
der Straße, die SA, wurde von Hitler selbst entmachtet. Er stieg gleichzeitig durch den 
Tod des Reichspräsidenten Hindenburg zum Staatsoberhaupt und Oberbefehlshaber 
der Reichswehr auf. Ein offener Widerstand gegen den Massen-Agitator und Volkstri- 
bunen war nun nicht mehr möglich. Der totalen Erfassung und Durchdringung des 
ganzen Volkes mit seinen Ideen für seine Ziele schien nichts mehr im Wege zu stehen. 
Die plebiszitäre Diktatur des Massenbeherrschers konnte sich nun voll entwickeln, die 
Faszination des Abgottes der Massen ungehindert auswirken. 

fascinare = beschreien, behexen, bezaubern 

fascinum = Beschreiung, Behexung, Bezauberung 

Fascination = Bezauberung, Verblendung, Bann. 
Dank schulde ich vor allem meinen Verlegern Waldemar Schütz (}) und Erwin Höke (f) 
sen., die das mehrbändige Werk ermöglichten. Herr Rainer Höke jun. hat nach dem 
Tode seines Vaters den vorliegenden Abschlußband herausgebracht. Für großzügige 
Unterstützung danke ich besonders auch Herrn Rainer Wolf. Das Bayerische Haupt- 
staatsarchiv München hat mit der Sonderausgabe I und der Abteilung (Kriegsarchiv) IV 
wesentliche Unterlagen zur Verfügung gestellt. Das Stadtarchiv München gewährte 
großzügig die Benutzung der Sitzungsprotokolle des Stadtrates. Der Bayerischen Staats- 
bibliothek, deren Benutzer ich über ein halbes Jahrhundert war, schulde ich wärmsten 
Dank als einer der wichtigsten Quellen meiner wissenschaftlichen Lebensarbeit. Ebenso 
danke ich der Stadtbibliothek München für die Benutzung wertvoller Bestände an zeit- 
geschichtlichem Material und der Bibliothek des Bayerischen Landtags. Das Landesar- 
chiv Oberösterreich in Linz bot mir größtes Entgegenkommen bei meinen Forschungen 
über Hitler. Auch das Bundesarchiv Koblenz, besonders das Militärarchiv Freiburg, lei- 
stete mir wertvolle Hilfe. Für die Mühewaltung des Korrekturlesens bin ich Frau Dr. 
Paula Fischer und Herrn Dr. Hans-Georg Reich zu Dank verpflichtet. 
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Einleitung 


Gustave Le Bon (1841-1931) veröffentlichte im Jahre 1895 sein Werk „Psychologie des 
foules“. Die erste deutsche Übersetzung erschien im Jahre 1908, die fünfte deutsche Auf- 
lage im Jahre 1932 (Kröner Taschenausgabe). Von Beruf Arzt, widmete sich Le Bon eth- 
nologischen und sozialpsychologischen Studien. Ein Jahr zuvor hatte er seine „Lois psy- 
chologiques de l’evolution des peuples“ veröffentlicht. Vor diesen beiden Büchern hatte 
er schon verschiedene andere Werke herausgebracht, als erstes im Jahre 1881 „Uhomme 
et les societes“. 

In seiner Studie über die Psychologie der Massen knüpfte er im Vorwort unmittelbar an 
seine vorausgegangene Arbeit über die „Rassenseele“ an. Im Vorwort zur 38. Auflage, die 
in seinem Todesjahr 1931 erschien, konnte er auf den ungeheueren Erfolg seines Buches 
hinweisen, das in alle wichtigen Kultursprachen übersetzt worden war. „Das Zeitalter, in 
das wir eintreten“, so schreibt er in der Einleitung, „wird in Wahrheit das Zeitalter der 
Massen sein. Heute werden die Forderungen der Massen nach und nach immer deutli- 
cher und laufen auf nichts Geringeres hinaus als auf den gänzlichen Umsturz der gegen- 
wärtigen Gesellschaft, um sie jenem primitiven Kommunismus zuzuführen, der vor 
dem Beginn der Kultur der normale Zustand aller menschlichen Gemeinschaft war. 
Begrenzung der Arbeitszeit, Enteignung von Bergwerken, Eisenbahnen, Fabriken und 
Boden, gleiche Verteilung aller Produkte, Abschaffung aller oberen Klassen zugunsten 
der Volksklasse usw. - das sind ihre Forderungen.“ 

Prophetisch schildert Le Bon Charakter und Wirkung der Massen in der Geschichte des 
kommenden zwanzigsten Jahrhunderts. Bereits im Vorwort zur ersten Auflage von 1895 
schrieb er: 

„Gewiß üben die Massen ihre Wirkungskraft stets unbewußt aus. Aber vielleicht ist gera- 
de dies Unbewußte das Geheimnis ihrer Kraft. In der Natur gibt es Wesen, die nur aus 
Instinkt handeln und Taten vollbringen, deren wunderbare Mannigfaltigkeit wir anstau- 
nen. Der Gebrauch der Vernunft ist für die Menschheit noch zu neu und zu unvoll- 
kommen, um die Gesetze des Unbewußten enthüllen zu können und besonders, um es 
zu ersetzen. Der Anteil des Unbewußten an unseren Handlungen ist ungeheuer, und 
der Anteil der Vernunft sehr klein. Das Unbewußte ist eine Wirkungskraft, die wir noch 
nicht erkennen können.“ 

Le Bons Zeitgenosse Friedrich Nietzsche (1844-1900) war in anderem Zusammenhang 
zur gleichen Erkenntnis gelangt: „Alles vollkommene Tun ist unbewußt“, erklärte er, 
„das Bewußtsein drückt einen unvollkommenen Zustand aus.“ 

„Bisher bestand die Aufgabe der Massen offenbar in diesen großen Zerstörungen der 
alten Kulturen“, fuhr Le Bon in der zitierten Einleitung fort. „Die Geschichte lehrt uns, 
daß in dem Augenblick, da die moralischen Kräfte, das Rüstzeug einer Gesellschaft, ihre 
Herrschaft verloren haben, die letzte Auflösung von jenen unbewußten und rohen Mas- 
sen, welche recht gut als Barbaren gekennzeichnet werden, herbeigeführt wird. Bisher 
wurden die Kulturen von einer kleinen intellektuellen Aristokratie geschaffen und gelei- 
tet, niemals von den Massen. Die Massen haben nur Kraft zur Zerstörung. Ihre Herr- 
schaft bedeutet stets eine Stufe der Auflösung. Eine Kultur setzt feste Regeln, Zucht, den 
Übergang des Triebhaften zum Vernünftigen, die Vorausberechnung der Zukunft, über- 
haupt einen hohen Bildungsgrad voraus, Bedingungen, für welche die sich selbst über- 
lassenen Massen völlig unzugänglich sind. Vermöge ihrer nur zerstörerischen Macht wir- 
ken sie gleich jenen Mikroben, welche die Auflösung geschwächter Körper oder Leichen 
beschleunigen. Ist das Gebäude einer Kultur morsch geworden, so führen die Massen 
einen Zusammenbruch herbei. Jetzt tritt ihre Hauptaufgabe zutage. Plötzlich wird die 
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blinde Macht der Masse für einen Augenblick zur einzigen Philosophie der Geschichte. 
Wird es sich mit unserer Kultur ebenso verhalten? Es ist zu befürchten, aber wir wissen 
es noch nicht. Wir müssen uns damit abfinden, die Herrschaft der Massen zu ertragen, 
da unvorsichtige Hände allmählich alle Schrecken, die jene zurückhalten konnten, nie- 
dergerissen haben (. . .). Die Kenntnis der Massenpsychologie ist heute das letzte Hilfs- 
mittel für den Staatsmann, der sie nicht etwa beherrschen - das ist zu schwierig gewor- 
den -, aber wenigstens nicht allzusehr von ihnen beherrscht werden will.“ 


Der evangelische Pfarrer Georg Schott veröffentlichte im Jahre 1924, als Hitler in Lands- 
berg inhaftiert war, das „Volksbuch von Hitler“.' 

Er wies als Verehrer Houston Stewart Chamberlains darauf hin, daß der Philosoph „als 
einer der ersten, die die Weltgeschichte sub specie aeternitatis betrachten, die Bedeutung 
Adolf Hitlers für das deutsche Volk in der Zeit seiner tiefsten Herzensbedrängnis klar 
erschaut und sich offen zu ihm bekannt“ habe. Schott zählte Hitler zu den propheti- 
schen Menschen und zitierte ihn: 

„Was sich heute anbahnt, wird größer sein als der Weltkrieg. Es wird ausgefochten wer- 
den auf deutschem Boden für die ganze Welt. Es gibt nur zwei Möglichkeiten: wir wer- 
den Opferlamm oder Sieger!“ Ferner führte Schott eine angebliche Äußerung Luden- 
dorffs über Hitler an: „Wir gedenken in dieser Stunde unseres ‚Führers‘, jenes Mannes, 
der der völkischen Bewegung den Inhalt gegeben hat, den sie heute besitzt, unseres 
Adolf Hitler.“ 

Hitler sagte zu Schott: „Wir sind ja alle nur kleine Johannesnaturen. Ich warte auf den 
Christus!“ Schott zitierte ferner eine kleine Schrift von einem Dr. L. Ernst mit dem 
Titel „Völkische Scherenschnitte“* und bemerkte dazu: „Durch diese mitten aus dem 
Zusammenhang herausgenommenen Stellen sollten die Völkischen in aller Welt als 
Antichrist gebrandmarkt werden.“ Darunter findet sich auch ein Satz von Adolf Hit- 
ler, wörtlich, wie eigens betont wird: „Wir wollen keinen anderen Gott haben als nur 
Deutschland allein. Fanatismus in Glaube, Hoffnung und Liebe zu Deutschland ist 
notwendig.“ 

Bemerkenswerterweise prophezeite Walther Rathenau bereits im Jahre 1919 die Gegen- 
revolution unter einem entschlossenen Führer. „Noch ein Jahr dieser Erbärmlichkeit, 
ein entschlossener Führer der Gegenrevolution, und das entmannte Land folgt ihm.“ 
Genau im Jahre 1920 trat Hitler als Propagandist der „Deutschen Arbeiterpartei“ an und 
verkündete am 24. Februar 1920 das Programm der Nationalsozialistischen Deutschen 
Arbeiterpartei. 

Rathenau führt in seiner ebenso treffenden wie hellsichtigen „Kritik der dreifachen 
Revolution“ weiter aus: „Gelingt es nicht, die Revolution aus den Fesseln der Interessen, 
des Wahns und der Schlagwörter zu reißen, so erleben wir eine aufgeklärte Demokratie 
der Verlogenheit, des bösen Gewissens und der Unterdrückung, die alles übertrifft, was 
der alte Westen an verhülltem und beschönigtem Klassen- und Cliquenwesen geschaf- 
fen hat. Wir erleben es mit und ohne Gegenrevolution. Nur die zweite Revolution kann 
uns retten,’ doch nicht die Revolution der Kosaken, sondern die Revolution der Gesin- 
nung (. ...). Denn dies unterscheidet uns von allen früheren Zeiten: das unerhörte Aus- 
maß mittleren Denkens. Ein Jahrhundert abstrakt mechanisierter Arbeit hat uns zum 
Hirngeschlecht, zur dialektischen Massenmaschine gemacht. Jeder ist Politisierer, Diplo- 


1 Weitere Veröffentlichungen von Georg Schott: „Der Glaube an Deutschlands Zukunft“, München 1915, ferner: „Die Kul- 
turaufgaben des 20. Jahrhunderts“, München 1926. 

2 Kritik der dreifachen Revolution, Berlin 1919, S. 14 £. 

3 Rathenau spricht wohl als erster von einer „Zweiten Revolution“, 
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matisierer, Theoretisierer, Journalist, vor allem Anwalt. Das mittlere Denken, das Den- 
ken in bekannten, leicht erlernbaren Formen, mit modemäßig wechselnden, leicht 
erlernbaren Begriffen, rast im Gehirn des Volkes und erstickt alles tiefe Denken (. . .). 
Gibt es ein Land, dessen Denken so zersplittert und vor Originalität so unoriginal ist 
wie das unsere? Vom wehleidigen Nationalismus bis zum farbenblinden Pazifismus, 
vom liebewerbenden Internationalismus zum handfesten Bolschewismus kam jeder 
Anstoß von außen, keiner ist deutsch, dringt in die Tiefe. Der Krieg konnte keinen 
Gedanken zeugen, denn er beruhte auf Lüge, die Revolution hängt an fremder Führung 
und zehrt vom westlichem Völkerbund und vom östlichen Sowjet.“ ® 

Sieben Jahre später, 1926, veröffentlichte der damals achtundzwanzigjährige Dr. phil. 
Josef Goebbels das Büchlein: „Die zweite Revolution. Briefe an Zeitgenossen. Adolf Hit- 
ler, dem Führer.“ Der erste Brief lautete: 


„Verehrter Herr Hitler! 

Ich richte diesen Brief über die Führerfrage an Sie, weil ich in Ihnen den Mann sehe, der 
uns in dem fanatischen Willen zur Freiheit als Führer voranschreitet. Sie waren der erste, 
der im tiefsten Sumpf der parlamentarischen Demokratie wieder das eindeutige, einzig- 
artige Prinzip des deutschen Führertums klar herausstellte. Sie wurden uns jungen Deut- 
schen Symbol und Schildwächter des neuen Gedankens nationaler und sozialistischer 
Verbundenheit (. . .). Wie ein Meteor stiegen Sie vor unseren staunenden Blicken auf 
und taten Wunder der Klärung und des Glaubens in einer Welt der Skepsis und Ver- 
zweiflung. Über den Massen standen Sie, gläubig und zukunftsgewiß, mit dem Willen 
zur Freiheit dieser Massen (. . .). Der große Führer wird nicht gewählt. Er ist da, wann 
er da sein muß (.. .). Er ist ein Künder, ein Fanatiker der Wahrheit (. . .). So sehe ich 
Sie. Sie wiesen uns wieder in tiefster Verzweiflung den Weg zum Glauben (. . .). Sie wur- 
den uns als die Erfüllung einer geheimnisvollen Sehnsucht (. . .). Die Idee ist das Größ- 
te und Letzte, dem wir alle in fanatischem Eifer dienen. Sie wurden uns in entsagungs- 
vollem Opfer an der Idee der zehrende, beseligende Ausdruck dieser Idee. Wir haben 
gelernt, daß Politik nicht mehr die Kunst des Möglichen ist. Was wir wollen, ist nach 
den Gesetzen der Mechanik unerreichbar und unerfüllbar. Wir wissen was. Und den- 
noch handeln wir nach der Erkenntnis, weil wir an das Wunder, an das Unmögliche und 
Unerreichbare glauben. Für uns ist die Politik das Wunder des Unmöglichen (. . :). Vor 
dem Gericht in München wuchsen Sie vor uns in das letzte Format des Führers hinein. 
Was Sie da sagten, ist das Größte, das nach Bismarck in Deutschland gesprochen wurde 
(....). Was Sie da sagten, das ist der Katechismus neuen politischen Glaubens in der Ver- 
zweiflung einer zusammenbrechenden, entgötterten Welt.“ 

Goebbels’ Brief schließt mit den Worten: „Glückselig das Geschlecht, dem die Geschich- 
te den Mann gibt, der in restlosem Opfer die Vollendung dieser Idee erkämpft! So grüßt 
das junge Deutschland Sie, lieber Adolf Hitler, als sein Symbol, als seine Verkörperung, 
als den Mann, den Kämpfer, den ersten Diener der Idee, dem auch wir uns mit jeder 
Faser, mit jedem Gedanken, mit all unserem Tun und Handeln verbunden fühlen. Blei- 
ben Sie uns, was Sie uns heute sind: der liebe, starke, sturmerprobte Führer aus Gefahr 
und Not zu Freiheit und Brot. Ich grüße Sie! Heil! Dr. Goebbels.“ 

Wieder sieben Jahre später wurde Hitler Reichskanzler, Goebbels Reichspropaganda- 
minister. 


4 Ebd., S. 19 f. 

5 Josef Goebbels: Die zweite Revolution. Briefe an Zeitgenossen, Zwickau 1926. Die Briefe sind undatiert. Sie stammen 
inhaltlich aus den Jahren 1924 (nach dem Hitlerprozeß in München) und 1925. Auch Goebbels spricht wie Rathenau von 
der „Zweiten Revolution“. 
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„Wir leben im Zeitalter der Masse“, schrieb Goebbels an den völkischen Abgeordneten 
Albrecht von Graefe. Aber nicht der Masse gehört die Zukunft, sondern dem, der die 
Masse mit organischem Leben füllt. Dem Treiber, dem Former, dem König der Masse 
gehört das neue Jahrhundert. Auch am Ende der Massenbewegungen unserer Zeit steht 
die Diktatur. Der Cäsarismus der Reaktion ist ein atavistischer Unsinn, die Diktatur der 
sozialistischen Idee im Staate ist die Zukunft (. .. .). Wir haben die Revolution, die 
Empörung bis zu Ende durchgemacht. Wir gehen radikal auf die Umwertung aller 
Werte aus. Wir ehren und achten die Tradition. Wir sind fest und unzerreißbar mit dem 
heimatlichen Boden verwurzelt (. . .). Uns treibt in Wirklichkeit jenes rasende Feuer des 
Dranges zum Schaffen, zum Schöpfen, zum Bauen (... .) nicht wir vollenden, nicht wir 
werden die Siegesfeste feiern und uns den Lorbeer lächelnd auf die Stirne drücken. 
Dann sind wir verbrannt, verglüht, vergessen, vergraben. So muß es uns Aufgabe genug 
sein, Schrittmacher und Wegbereiter einer neuen Zeit zu werden. Wir düngen mit unse- 
rem ganzen Sein und Leben für die Idee. Es werden andere kommen, die besser zu ern- 
ten verstehen (. . .).“‘ 


6 Josef Goebbels, Die Zweite Revolution, $. 13-17, Brief an Graefe. 
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Wille, Wille ist von nöten, 

der kann retten, der kann töten, 

Wille ganz, in allen Dingen, 

im Erhab’nen, im Geringen. 
Henrik Ibsen 


1. Die Hitlerbewegung 1925-1934 


1.1. Die Neugründung der Nationalsozialistischen Arbeiterpartei am 
27. Februar 1925 


Adolf Hitler wurde am 20. Dezember 1924 vorzeitig aus der Festungshaft in Lands- 
berg/Lech entlassen. Er fand in Bayern und ganz Deutschland eine gänzlich veränderte 
Lage vor. Aber auch er selbst war verändert. Die Festungshaft und ihre Ursachen hatten 
den Entschluß in ihm reifen lassen, seinen Weg allein zu gehen. Bereits im Sommer 
1922, nach dem Fehlschlag des geplanten, dann aber abgeblasenen Pittinger-Staatsstrei- 
ches hatte er sich in dieser Richtung geäußert.' Sein Glaube an seine Sendung, an sein 
charismatisches Führertum war durch die Entwicklung des Jahres 1924 bestärkt und 
bestätigt worden. Der Trommler hatte sich hinter Gefängnismauern zum „Führer“ 
gewandelt. 

Auch hinsichtlich seiner Kampftaktik hatte er sich zu der Erkenntnis durchgerungen, 
daß er auf gesetzlichem Wege die Macht im Staate erringen müsse. In den ersten Mona- 
ten des Jahres 1925 fielen daher auch die Entscheidungen über die weitere Entwicklung 
der Bewegung. 

Hitler zog zu Beginn des Jahres 1925 die praktischen Folgerungen aus den in der 
erzwungenen Ruhe der Festungshaft gewonnenen Einsichten: Er stattete am 9. Januar 
1925 seinen ersten politischen Besuch dem bayerischen Ministerpräsidenten Dr. Hein- 
rich Held (1924-1933) ab, vermittelt von Ing. Max Krieger.” Das war der erste Schlag 
gegen Ludendorff und dessen „Reichsführerschaft“ der nationalsozialistischen Freiheits- 
bewegung. 

Hermann Fobke teilte in einem vertraulichen Rundschreiben vom 10. Februar 1925 an 
die Parteigenossen (in Göttingen u. a.) mit, Hitler lege auf folgende Feststellungen 
besonderen Wert: 

„1. Hitler denkt nicht daran, mit der Freiheitspartei zu paktieren. Nachdem seine Bedin- 
gungen seinerzeit im Frühjahr vorigen Jahres abgelehnt worden sind, kommt eine Ver- 
schmelzung für ihn keineswegs mehr in Frage. Persönliche Beziehungen Hitlers zu 
Graefe, den er sehr derb, aber treffend beurteilt, bestehen nicht.“ (Sperrung im Original.) 
2. Sobald der Ausnahmezustand in Bayern aufgehoben und damit die N.S.D.A.P. wie- 
der erlaubt wird, erfolgt umgehend eine entsprechende Erklärung Hitlers, die zur Neu- 
gründung der Partei im ganzen Reich auffordern wird. Die Zusage des Ministerpräsi- 
denten Held auf Freigabe der Bewegung hatte Hitler bei seinem Dortsein schon in der 
Tasche. (Nach den neuesten Meldungen ist mit der Aufhebung des Belagerungszustan- 
des sehr bald zu rechnen, der Bayerische Landtag muß nur noch eine entsprechende 
Vorlage erledigen, die ihm in dieser Woche zugehen soll.) Hitler mahnt für diese Zwi- 
schenzeit alle Anhänger zur Geduld. Es ist taktisch gar nicht möglich, etwas zu unter- 
nehmen, bevor die Bewegung nicht auch in Bayern frei ist. 


1 Georg Franz-Willing: Ursprung der Hitlerbewegung 1919-1922, S. 330 ff. 
2 Ders.: Putsch und Verbotszeit, $. 278 ff. 
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3. Hitler wird sich bei der Neuorganisation nicht an einzelne Gruppen binden. Er garan- 
tierte mir jedoch dafür, daß an die Unterführerstellen ‚nur echte Nationalsozialisten‘ 
kämen. 

4. Hitler legt besonderen Wert auf Folgendes: 

a) Es wird ihm von freiheitsparteilicher Seite der Vorwurf gemacht, er habe bei seinem 
Besuch beim bayr. Ministerpräsidenten Held vor dem Zentrum ‚gekuscht‘. Hitler stellt 
ausdrücklich fest, daß sein Besuch nur den Zweck gehabt hat, die noch in Landsberg 
befindlichen Gefangenen frei zu bekommen, was ihm gelungen ist. In politischer Hin- 
sicht ist Hitler keinerlei Bindung eingegangen, er hat Held nur das Versprechen gegeben, 
‚keinen Putsch zu machen‘. Das konnte er um so leichter, als er ja dank der ‚Tüchtigkeit‘ 
der Berliner Reichsführerschaft gar kein Machtinstrument zum ‚Putschen‘ hat, sondern 
die zerschlagene Bewegung ganz neu aufbauen muß. 

b) Von den Freiheitsparteilern wird er, weil er eine Bindung mit ihnen nicht eingehen 
will und einen Brief Graefes nicht beantwortet hat, der in diese Richtung zielte, des 
‚Ireubruchs am Treubund‘ geziehen. Hitler bemerkt dazu, daß er keine Veranlassung 
gehabt hätte, auf den Brief Graefes zu antworten, da er für ihn keine Sonderstellung 
einnähme. Er bezeichnete den Brief als ‚schleimiges Geseich‘. Da er ferner nie an Grae- 
fe gebunden gewesen sei, könnte er an ihm auch keinen Treuebruch begehen. Sein Ver- 
hältnis zu Ludendorff sei auch nicht politischer Art gewesen, sondern L. sei der militäri- 
sche Führer, er dagegen der politische Führer gewesen. Treubruch an L. hätten, seiner, 
Hitlers Auffassung nach, die Leute begangen, die den großen Namen L.‘s in den Sumpf 
des Parlamentes und der Gasse gezerrt und dadurch wertlos gemacht hätten. 

6. Es ist eine schamlose Lüge der Freiheitspartei, wenn behauptet wird, Hitler sei durch 
die Haft mürber geworden, er ist elastischer als je zuvor. 

7. Hitler betonte wiederholt, daß sein Kurs ganz der alte sei, d. h. sein Kampf vor allem 
dem Marxismus gelte.“ ’ 

Dieser zweite Schlag folgte zwangsläufig dem ersten: Hitlers Absicht, die NSDAP neu 
zu gründen, war der Todesstoß für die „Reichsführerschaft“ von Ludendorff/Graefe/ 
Gregor Straßer und die Zusammenarbeit zwischen Nationalsozialisten und Völkischen. 
Diese „Reichsführerschaft“ trat in Kenntnis von Hitlers Absichten am 16. Februar 1925, 
elf Tage vor der Neugründung der NSDAP am 27. Februar 1925, zurück und löste die 
Nationalsozialistische Freiheitsbewegung auf. 

Am folgenden Tag gründete Graefe die „Deutschvölkische Freiheitspartei*. Auch der 
„Völkische Block“ und die „Großdeutsche Gemeinschaft“ (DVFR) lösten sich am 12. 
März 1925 auf. 

Für die Wiederaufnahme seiner politischen Tätigkeit in der Weimarer Republik mußte 
Hitler auch die Frage seiner Staatsbürgerschaft klären. Die bayerische Regierung hatte im 
Jahre 1924 vergeblich versucht, ihn nach Österreich abzuschieben. Das war an der 
Ablehnung der österreichischen Regierung gescheitert. Hitler entschied am 7. April 1925 
die Angelegenheit durch ein persönliches Schreiben „An den Magistrat der Landes- 
hauptstadt Linz a. d. Donau“. Seine Bitte um „Entlassung aus der österreichischen 
Staatsbürgerschaft“ begründete er wie folgt: 

„Ich befinde mich seit dem Jahre 1912 in Deutschland, habe nahezu 6 Jahre im deut- 
schen Heer gedient, darunter viereinhalb an der Front und beabsichtige, nunmehr die 
deutsche Staatsbürgerschaft zu erwerben. 

Da ich zur Zeit nicht weiß, ob meine österreichische Staatsbürgerschaft nicht ohnehin 
bereits erloschen ist, ein Betreten des österreichischen Bodens durch eine Verfügung der 


3 Rundschreiben, Göttingen, den 10. 2. 25, gez. Hermann Fobke. Original, Archiv Georg Franz-Willing (AFW). 
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Bundesregierung jedoch abgelehnt wurde, bitte ich um eine günstige Entscheidung mei- 
nes Gesuches. Personalien: Adolf Hitler, geboren am 20. April 1889 zu Braunau am Inn, 
bisher zuständig nach Linz an der Donau. 

Meine Dokumente sind seit dem November 1923 nicht mehr auffindbar und vermut- 
lich verloren gegangen (. . .).“ 

Dem Antrag wurde umgehend stattgegeben.’ Hitler war nun bis zu seiner Einbürgerung 
in Deutschland im Jahre 1932 staatenlos. 

Einen Tag vor der Neugründung der NSDAP erschien der „Völkische Beobachter“ als 
Zentralorgan der Partei wieder (26. Februar 1925) mit dem Untertitel: „Kampfblatt der 
nationalsozialistischen Bewegung Großdeutschlands“. 

Auf der Titelseite stand zwischen „Völkischer“ und „Beobachter“ das Hakenkreuz, 
umkränzt, und über dem Adler, der den Kranz in seinen Fängen hielt, die Parole: „Frei- 
heit und Brot“, zum ersten Mal aufgedruckt in den beiden letzten vor dem Verbot im 
November 1923 erschienenen Nummern. Neu war beim Wiedererscheinen, daß Hitler 
als „Herausgeber“ zeichnete. 

Das Impressum führte folgende Namen auf: 

Hauptschriftleiter: Alfred Rosenberg 

Lokales, Sport, Wirtschaft und Soziales: Hans Buchner 

Bewegung: Franz Gengler 

Kunst und Wissenschaft: Joseph Stolzing-Cerny 

Anzeigen: Ernst von Westernhagen. 

Die erste Seite füllte - mit Ausnahme der von Max Amann als Einberufer unterzeich- 
neten Anzeige der Gründungsversammlung zum 27. Februar 1925 - Hitler mit einem 
Aufruf an die ehemaligen Angehörigen der „Nationalsozialistischen Deutschen Arbei- 
terpartei“ und einem zweispaltigen Leitartikel „Zum Wiedererstehen unserer Bewe- 
gung“. Darin heißt es: 

„Als Euer einstiger Führer rufe ich mit dem heutigen Tage die Partei, die wir in vierein- 
halb Jahren aus dem Nichts zu einer großen deutschen Nationalbewegung emporstei- 
gen sahen, aufs neue ins Leben. 

Sie soll wiedererstehen als schärfste Waffe im Kampfe unseres Volkes um seinen Bestand 
im Innern und seine Freiheit nach außen. Sie soll in einer Zeit, da die Menge, eingelullt 
von den Versprechungen ihrer politischen Führer, betört von den Zusicherungen ihrer 
Feinde, sich schon wieder in dem süßen Glauben wiegt, das höchste Gut auf dieser Welt 
- die Möglichkeit und Freiheit des eigenen Bestehens - ‚geschenkt‘ zu erhalten, als 
unbarmherzige Weckerin diese trügerischen Träume verjagen und unbekümmert um 
Mißgunst oder Haß, die Verkünderin der grausamen Wahrheit sein; sie soll wieder, wie 
schon einst, den Kampf ansagen einem Zeitalter, das im Tanz ums goldene Kalb die 
Huldigung seines einzigen Gottes sieht, einem Volke, das in Klassenwahn und Standes- 
dünkel zerrissen, sich selbst zerfleischt und unbewußt dadurch zum Sklaven seiner Fein- 
de wird (.. .).“ 

Hitler gedachte dann der Toten der Bewegung sowie des Generals Ludendorff: „In 
General Ludendorff wird die Nationalsozialistische Bewegung für immer den treuesten 
Freund und Helfer verehren. Was die Bewegung an ihn ketten wird, ist nicht die 
geschenkte Freundschaft im Glück, sondern bewahrte Treue in Verfolgung und Elend.“ 
Dann ging Hitler auf den Streit in der Bewegung ein: „Meine Aufgabe als Führer der 
Bewegung aber soll es nicht sein, nach den Gründen eines bisherigen Streites zu for- 


4 Ausbürgerungsakte, Landesarchiv Oberösterreich in Linz; 
5 Ebd 
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schen oder Rechte zu messen als vielmehr die Bewegung zur einheitlichen Waffe zu for- 
men ohne Rücksicht auf die Interessen einzelner. 

So werde ich bei den wiedereintretenden Parteigenossen nicht nach der Vergangenheit 
fragen, sondern nur besorgt sein, daß in Zukunft die Vergangenheit sich nicht wieder- 
holt. 

Von den Anhängern verlange ich, daß sie, sofern sie in die neue Bewegung einzutreten 
gewillt sind, sich nunmehr wieder als Brüder einer großen Kampfgemeinschaft fühlen 
und Schulter an Schulter, wie einst, in Treue zusammenstehen. 

Von den Führern jedoch erwarte ich, daß sie, soweit sie aus dem alten Lager stammen, 
mir den gleichen Gehorsam schenken wie wir alle der gemeinsamen Idee. 

Wer Vergangenes nicht vergessen kann, ist nicht wert, einer besseren Zukunft zu dienen. 
Ich selber aber verspreche den Parteigenossen und -genossinnen, in einem Jahre Rechen- 
schaft darüber abzulegen, ob die Partei wieder zur Bewegung wurde oder die Bewegung 
als Partei erstickte. Ich werde die Verantwortung in beiden Fällen übernehmen. 

Es lebe die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei! 

Es lebe unser deutsches Vaterland! 

München, den 26. Februar 1925. 

Adolf Hitler“ 


In seinem Leitartikel befaßte sich Hitler ausführlich mit dem Streit in der Bewegung 
während seiner Haftzeit und begründete seine Haltung dazu: 

„Nun, nach neun Monaten übernehme ich die Neubegründung und Führung der einst 
aufgelösten Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, nicht um nachträglich 
Kritik an irgendwelchen Ereignissen, Entschlüssen oder Maßnahmen zu üben. Ich bin 
nicht gewillt, auch nur rückblickend mich mit dem Streit im völkischen Lager zu 
beschäftigen, sondern fühle mich berufen und verantwortlich, dafür zu sorgen, daß aus 
den Fehlern der Vergangenheit die Zukunft lernen möge. 

Ich sehe es nicht als die Aufgabe eines politischen Führers an, Versuche zu unternehmen 
zur Besserung oder gar Vereinheitlichung des vor ihm liegenden Menschenmaterials an 
sich. Die Temperamente, Charaktere und Fähigkeiten der einzelnen Menschen sind so 
verschieden, daß es nicht möglich ist, eine größere Menge vollständig gleichmäßig und 
einheitlich gebildeter Wesen zu einer Einheit zusammenzuschließen. 

Es ist auch weiterhin nicht die Aufgabe des politischen Führers, durch eine ‚Erziehung‘ 
zur Einheit diese Mängel etwa ausgleichen zu wollen. Jeder solche Versuch muß zum 
Mißerfolg verdammt bleiben. Die menschlichen Naturen sind gegebene, tatsächliche 
Erscheinungen, die sich nicht im einzelnen ändern lassen, sondern nur in jahrhunder- 
telangem Entwicklungsprozeß sich umzuformen vermögen. Im allgemeinen bleiben 
aber selbst dazu Veränderungen der rassischen Grundelemente die Voraussetzung. 
Würde ein politischer Führer also auf diesem Wege versuchen, seine Ziele zu erreichen, 
so müßte er mit Ewigkeiten rechnen können, statt mit Jahren oder höchstens Jahrzehn- 
ten. So kann seine Aufgabe nur darin liegen, bei den verschiedenen Menschen nach lan- 
gem Suchen immer die Seiten zu finden, die, aneinandergefügt, ergänzend eine Einheit 
bilden. 

Er wird nicht damit rechnen dürfen, ideale ‚Universalmenschen‘ seiner Bewegung 
zuführen zu können, sondern Menschenkinder der verschiedensten Veranlagung, die 
nur in ihrer Gesamtheit (sich im einzelnen aneinanderpassend) ein harmonisches Gebil- 
de zu ergeben vermögen. 

Weicht ein politischer Führer von dieser Erkenntnis ab und will er stattdessen nur Men- 
schen suchen, die seiner Vorstellung in idealer Weise entsprechen, so wird er nicht nur 
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bei seinen Plänen Schiffbruch leiden, sondern in kurzer Zeit statt einer Organisation ein 
Chaos übrig lassen. Was er dann als Schuld dem einzelnen seiner Anhänger oder Unter- 
führer zumißt, ist in Wahrheit nur der Mangel seiner eigenen Erkenntnis und Fähigkeit. 
Wenn ich heute versuche, die alte N.S.D.A.P. wieder aufs neue ins Leben zu rufen, so 
kann ich schon aus diesem Grunde Bindungen, die in vergangenen Ereignissen liegen 
würden, nicht anerkennen. Ich bin nicht gewillt, mir Bedingungen vorschreiben zu las- 
sen, deren Erfüllung nur die Übernahme des oben geschilderten Mangels an psycholo- 
gischer Erkenntnis und Fähigkeit ist. 

Die leitende Richtlinie beim Neuaufbau der Bewegung kann für mich nicht in der Ver- 
gangenheit liegen. Ich kann sie mir vor allem nicht vorschreiben lassen von Anschau- 
ungen, die meiner innersten Überzeugung nach nicht nur falsch sind, sondern die in 
ihrer konsequenten Durchführung zum vollständigen Auseinanderfließen der Bewe- 
gung führen müßten. 

So werde ich meine Aufgabe darin sehen, den verschiedensten Temperamenten, Fähig- 
keiten und auch Charaktereigenschaften in der Bewegung die Bahn zuzuweisen, in der 
sie sich, gegenseitig ergänzend, zum Nutzen aller auswirken vermögen.“ 

Hitler befaßte sich dann mit der Aufgabe der Bewegung und mit ihren Gegnern: 

„Der Kampf der Bewegung soll in der Zukunft wieder in jener Form stattfinden, wie sie 
uns einst bei ihrer Begründung vor Augen schwebte. Sie soll mit gesammelter und ver- 
einigter Kraft gegen die Macht angesetzt werden, der wir in erster Linie den Zusam- 
menbruch unseres Vaterlandes und die Zerstörung unseres Volkstums zu verdanken 
haben. Dies bedeutet nicht eine ‚Veränderung‘ oder ‚Verschiebung‘, sondern nur die Bei- 
behaltung unserer alten und ersten Kampfziele. 

Ich muß mich an dieser Stelle besonders gegen jeden Versuch wenden, religiöse Strei- 
tigkeiten in die Bewegung hineinzerren zu wollen, ja die Bewegung damit gleichzustel- 
len. Ich habe mich immer gegen die Sammelbezeichnung ‚Völkisch‘ gewehrt, weil die 
außerordentlich unbestimmte Auslegung dieses Begriffes selbst schädlichen Versuchen 
Tür und Tor öffnet. Die Bewegung hat deshalb und seither mehr Wert auf ihr klar umris- 
senes Programm gelegt, damit auf die bei ihr eingeführte einheitliche Tendenz ihres 
Kampfes, als auf einen zu mehr oder minder phrasenhaften Auslegungen geeigneten, 
nicht klar definierbaren Begriff. Wenn heute von verschiedenen Seiten der Versuch 
unternommen wird, die völkische Bewegung zum Kampf in religiösen Belangen anzu- 
setzen, so sehe ich darin den Beginn ihres Endes. 

Religiöse Reformationen können nicht von politischen Kindern gemacht werden. Um 
etwas anderes aber handelt es sich bei diesen Herrschaften nur sehr selten.“ 

Hitler rückte mit dieser entschiedenen Ablehnung des religiösen Kampfes eindeutig von 
Ludendorff und der Deutschvölkischen Freiheitspartei ab. Er fuhr dann fort: 

„Ich bin mir vollständig klar über die Möglichkeit des Beginns eines solchen Kampfes, 
aber ich bezweifle, ob die darin sich betätigenden Herren sich auch klar über das wahr- 
scheinliche Ende sind. 

Es wird jedenfalls meine höchste Aufgabe sein, dafür zu sorgen, daß in der neu erweck- 
ten Nat.$.D.A.P. die Angehörigen beider Konfessionen friedlich nebeneinander zu 
leben vermögen, um im gemeinsamen Kampfe gegen die Macht zu stehen, die der Tod- 
feind jedes wahrhaftigen Christentums ist, gleichgültig welcher Konfession. 

Keine Bewegung hat schärfer als unsere alte Partei den Kampf gegen das Zentrum und 
ihre Anhänger-Gruppen geführt, allein nicht aus Erwägungen religiöser Art, sondern 
ausschließlich aus Gründen politischer Erkenntnisse. Und so darf auch heute der Kampf 
gegen das Zentrum nicht geführt werden deshalb, weil es vorgibt ‚christlich‘ oder gar 
‚katholisch‘ zu sein, sondern ausschließlich deshalb, weil eine Partei, die sich mit dem 
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atheistischen Marxismus verbündet, zur Bedrückung des eigenen Volkes, weder christ- 
lich noch katholisch ist. 

Nicht aus religiösen Gründen sagen wir dem Zentrum den Kampf an, sondern aus- 
schließlich aus national-politischen. 

Die Geschichte wird ihr Urteil abgeben darüber, wem einst der Erfolg beschieden sein 
wird: den Kulturkämpfern oder uns. 

Im übrigen verlange ich von den Anhängern unserer Bewegung, daß sie ab jetzt ihre 
gesamte Kampfkraft nach außen einstellen und nicht im gegenseitigen Bruderkampf 
sich schwächen. 

Die beste Leitung einer Ortsgruppe ist nicht diejenige, die andere nationale Verbände 
‚vereinigt‘ oder der Bewegung ‚zuführt‘, sondern diejenige, die antinationale Menschen 
dem deutschen Volkstum wiedergibt. 

Der Erfolg unserer Bewegung soll nicht gemessen werden an errungenen Reichs- und 
Landtagsmandaten, sondern an dem Grade der Vernichtung des Marxismus und der ver- 
breiteten Aufklärung über seine Urheber, die Juden. 

Wer sich bei diesem Kampfe uns anschließen will, der mag es tun, wer es nicht will, blei- 
be fern.“ 

Auf der zweiten Seite brachte das Blatt, ebenfalls aus Hitlers Feder: 

„Grundsätzliche Richtlinien für die Neuaufstellung der Nationalsozialistischen Deut- 
schen Arbeiterpartei“,‘ ferner einen ebenfalls von Hitler verfaßten „Aufruf zur Bildung 


6 Grundsätzliche Richtlinien für die „Neuaufstellung der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiter-Partei. 

a) Die neue Partei erkennt in Leitsätzen und Programm die Richtlinien der alten, am 9. November 1923 aufgelösten Nat.- 
Soz.D.A.P. an. Der Kampf wird nach den gleichen taktischen Richtlinien geführt. Die Organisation wird entsprechend 
den Bedingungen und Vorschriften des Vereinsgesetzes auf Grund der alten Statuten geführt. Änderungen der Statuten 
und des Programmes können nur durch eine Generalmitgliederversammlung erfolgen. 

b)Die Mitgliedschaft der neuen Partei kann nur durch Neuaufnahme erfolgen. Aufnahmescheine werden von der Partei- 
leitung hinausgegeben, Mitgliedsbücher ebenfalls von dieser zugestellt. Eine Übernahme bestehender Verbände in 
geschlossener Form findet nur dann statt, wenn sich in dem Wirkungsbereich des aufzunehmenden Verbandes keine 
Zersplitterung in verschiedene Gruppen vorfindet. Die geschlossene Übernahme solcher Verbände kann nur auf Grund 
einer ausdrücklichen Genehmigung des 1. Vorsitzenden der Partei erfolgen. Die Verhandlungen darüber sind mit ihm 

‚persönlich zur führen. Auch in diesem Falle sind sämtliche Mitglieder neu aufzunehmen, doch kann die Anmeldung 
derselben durch ihre vorhandenen Ortsgruppenleitungen usw. erfolgen. In allen sonstigen Fällen findet ein Übertritt 
einer geschlossenen Organisation nicht statt, sondern nur Mitgliederaufnahme im einzelnen. Bedingungen beim Ein- 
tritt in die neue Bewegung werden in keiner Form angenommen, weder von Führern noch von Mitgliedern. Im übrigen 
wird bei Neuaufnahmen zunächst nach den Richtlinien der alten Statuten verfahren. Die Leitung der neuen Bewegung 
wird weniger Wert darauf legen, sofort einen großen Haufen zusammenzubringen, als vielmehr versuchen, die innere 
Einheit der Bewegung und ihrer Organisation vom Grunde auf zu sichern. Wer nicht bereit ist, sich der ordentlich 
gewählten Leitung unterzuordnen, paßt nicht in den Rahmen der N.$S.D.A.P. und mag diese deshalb meiden. 

c) Die Mitgliedsbücher werden für die gesamte Bewegung einheitlich ausgegeben. Jedes Mitglied ist erst der Parteileitung 
unterstellt, die dann zur Bildung der einzelnen Ortsgruppen aufrufen wird, sofern nicht durch die Übernahme geschlos- 
sener Verbände bereits feste organisatorische Formen vorhanden sind. Der Zusammenschluß zu Landes- oder weiteren 
Unterverbänden erfolgt organisch. Maßgebend hierfür ist nicht die Wahlkreiseinteilung des Reichstages, sondern Fragen 
der Zweckmäßigkeit der Propaganda sowie das vorhandene Führermaterial. Voraussetzung bei der Bildung größerer 
Unterverbände ist immer: erst der Führer, dann die Organisation, nicht umgekehrt. Es ist grundsätzlich folgendes zu 
beachten: Die Organisation ist nicht Selbstzweck, sondern Mittel zu einem solchen. Sie soll nur den politisch agitato- 
rischen Kampf der Bewegung ermöglichen, der Aufklärungstätigkeit diejenigen organisatorischen Voraussetzungen schaf- 
fen, die unbedingt nötig sind. Die beste Organisation ist nicht die, die zwischen der Leitung und den einzelnen Mit- 
gliedern den größten Mittler-Apparat einschaltet, sondern diejenige, die diese Verbindung in kürzester Weise herstellt. 
Die Organisation hat sich endlich organisch zu entwickeln und soll nicht künstlich aufgeblasen werden. So sehr die Zeit 
bei der Rettung des Vaterlandes eine Rolle spielt, so wenig bedeuten Jahre beim Aufbau einer Bewegung, deren Kraft 
dereinst den größten Ereignissen genügen soll. 

d)Die Neubildung der SA erfolgt nach den Grundlagen, die bis Februar 1923 maßgebend waren. Ihre Organisation hat 

dem Vereinsgesetz zu entsprechen. Bewaffnete Gruppen oder Verbände sind von der Aufnahme in die SA ausgeschlos- 
sen. Wer entgegen den Anordnungen der Leitung Waffen trägt oder in Depots aufzubewahren versucht, wird sofort aus 
der S.A./Partei ausgeschlossen. Die Abteilung, die entgegen der Anordnung der Leitung öffentliche Umzüge veranstal- 
tet oder sich an solchen beteiligt, wird sofort aufgelöst. Die Führer derselben werden aus der SA sowie der Partei ausge- 
schlossen. Die Leitung der Partei muß in jedem solchen Beginnen oder Versuche die Absicht sehen, durch provokatori- 
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eines Pressefonds zur Unterstützung des ‚Völkischen Beobachters‘“. Hitler nannte sein 
Blatt stolz „die bestgehaßte Zeitung im Lande“, verwies darauf, „daß aus den mehr denn 
15000 jüdischen Organen tagtäglich die Lüge und der Verrat über unser Volk hinströ- 
men“, und verlangte von den Parteigenossen entsprechende Opfer für die Zeitung, 
damit sie „schon vom übernächsten Monat an“ wieder als Tageszeitung erscheinen 
könne. Der Aufruf schloß mit den Worten: 

„Ich hoffe, daß der Bewegung die Schande erspart bleibt, Leihgeld aufnehmen zu müs- 
sen zum Aufbau eines Organs, das in erster Linie berufen ist, den Kampf gegen die 
Finanzversklavung unseres Volkes zu führen.“ Tatsächlich erschien der zunächst nur 
wöchentlich erscheinende VB ab April als Tageszeitung. In der ersten Nummer veröf- 
fentlichte Edmund Heines einen Aufruf an die alten Roßbacher anläßlich der Grün- 
dungsversammlung. 

Heines führte auch die Münchener Ortsgruppe der „Schilljugend“. Hitler beauftragte 
ihn am 8. Mai 1925 nach dem Ausscheiden von G. A. Lenk mit der Betreuung der 
Jugend in der Bewegung.’ Auf die Erfassung der Jugend legte Hitler größten Wert. Daher 
brachte der „Völkische Beobachter“ bereits in der Nr. 51 vom 28. Mai 1925 eine eigene 
Beilage, die der: „Nationalsozialistischen Jugendbewegung“ gewidmet war. Sie enthielt 
u. a. einen Aufruf des Deutschvölkischen Studentenbundes. In der Nr. 82 vom 5./6. Juli 
erschien in dieser Beilage ein Artikel von L. G. Gengler unter dem Titel: „Der Deutsche 
Student und der Nationalsozialismus“. Die Nr. 182 vom 31. 10. 1925 brachte in der 
Jugendbeilage einen Aufruf: „An die deutsche Jugend“ von der Ortsgruppe Peine der 
nationalsozialistischen Jugend, ferner von Werner Laß einen Artikel: „Bündische 
Jugendbewegung und Nationalsozialismus“. 

Am 27. Februar 1925 fand im Bürgerbräukeller die Gründungsversammlung der neuen 
NSDAP statt. Die neue Partei war im Gegensatz zu der am 9. November 1923 aufgelö- 
sten alten NSDAP Hitlers persönliche Schöpfung. Bezeichnend für den neuen Stil, der 
ganz auf die Person Hitlers abstellte, war bereits die Wahlpropaganda zur Gemeinde- 
wahl in München am 7. Dezember 1924. Dabei wurde ein Auto eingesetzt, das ein 
großes Schild mit der Aufschrift „Heil Hitler“ in geschmücktem Rahmen trug.’ Dagegen 
setzte sich die Formel „Heil Hitler“ als allgemeiner Gruß erst zur Beginn der dreißiger 
Jahre allmählich durch, vornehmlich durch den Einfluß von Joseph Goebbels. 

Auch in Deutsch-Österreich tauchte die personenbezogene Parteibezeichnung nach der 
Spaltung der Deutschen Nationalsozialistischen Arbeiterpartei im Herbst 1923 - in die 
alte DNSAP und die „Nationalsozialistische Hitlerbewegung“ - auf.” 

Hitler selbst sprach auf der Münchner Gründungsversammlung über das Thema: 
„Deutschlands Zukunft und unsere Bewegung“. In Rahmen der Versammlung erfolgte 


sches Vorgehen den Behörden zu Unterlagen zu einer weiteren Verfolgung der Bewegung in die Hand zu drücken. Sie 
betrachtet jeden derartigen Anstifter als bewußten, vielleicht sogar dafür bezahlten Provokateur und Spitzel, den sie des- 
halb auch rücksichtslos zur Anzeige bringen wird. 

Der Zweck der neuen SA ist wie einst vor dem Februar 1923: Stählung des Körpers unserer Jugend, Erziehung zur Dis- 
ziplin und Hingabe an das gemeinsame große Ideal, Ausbildung im Ordner- und Aufklärungsdienst der Bewegung. 

e) Der politische und agitatorische Kampf der neuen Bewegung wird entsprechend den Grundsätzen der alten Bewegung 
auch in Zukunft einheitlich geführt. Bestimmend hierfür sind das Programm der Bewegung sowie die von der Leitung 
herausgegebenen näheren Richtlinien. Jede Zersplitterung im Kampfe ist zu vermeiden. Die gesamte Kraft der Bewegung 
ist auf den furchtbarsten Feind des deutschen Volkstums anzusetzen: Judentum und Marxismus. 

Sowie die damit verbundenen oder diese unterstützenden Parteien, Zentrum und Demokratie. Religiöse sowie Stam- 
messtreitigkeiten werden in der Bewegung nicht geduldet. 
München, den 26. Februar 1925 Adolf Hitler“ 
7 VB Nr. 35 vom 8. Mai 1925, S. 3 
8 Dokumente zur Zeitgeschichte, S. 159 
9 Volz, Daten, 11 A, S. 7; Schilling, Alexander: Dr. W. Riehl u. d. Geschichte d. NS, Leipzig 1933, S. 239 ff. 
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dann die Aussöhnung und Verbrüderung zwischen den streitenden Erben der alten 
NSDAP, der „Großdeutschen Volksgemeinschaft“ und dem „Völkischen Block“, die sich 
auflösten. Die GVG stellte sich mit ihren führenden Männern Hermann Esser, Julius 
Streicher und Arthur Dinter sowie den alten Münchener Anhängern geschlossen hinter 
Hitler. Vom Völkischen Block schlossen sich die anwesenden Führer Wilhelm Frick, 
Gottfried Feder und Rudolf Buttmann an. 

Sechs der völkischen Abgeordneten im bayerischen Landtag erklärten sich für Hitler 
und bildeten am 22. September 1925 eine eigene Fraktion: Rudolf Buttmann, Wilhelm 
Holzwarth, Emil Löw, Adolf Wagner, Julius Streicher und Georg Zipfel." 

Im Reichstag trennten sich die vier nationalsozialistischen Abgeordneten Hans Dietrich, 
Gottfried Feder, Wilhelm Frick und Gregor Straßer zunächst von den Völkischen. Da 
infolge der Reichstagswahl vom Dezember 1924 die NSFB nur noch vierzehn Abge- 
ordnete in das neu gewählte Parlament hatte entsenden können, besaß sie keine Frak- 
tionsstärke mehr (15). 

Als am 9. Juni 1925 der deutschnationale Abgeordnete Dr. Best zu den Völkischen über- 
trat, bot sich zusammen mit den vier Nationalsozialisten die Möglichkeit, wieder eine 
Fraktion zu bilden. Aus taktischen Gründen schlossen sich daher die vier Nationalsozia- 
listen im Reichstag mit den Völkischen zu einer „Völkischen Arbeitsgemeinschaft“ zusam- 
men." In der Legislaturperiode 1924-1928 traten im Februar 1927 „die deutschvölkischen 
sozialistisch eingestellten Abgeordneten“ Wilhelm Kube, Ernst Graf Reventlow (ehemali- 
ger Marine-Offizier, alldeutsch gesinnter Schriftsteller, seit 1924 MdR) und Franz Stöhr 
der NSDAP bei, so daß die Partei 1927/28 sieben Reichstagsabgeordnete zählte." 

Da Hitler sich für den gesetzlichen Weg zur Erringung der Macht im Staate entschieden 
hatte, nahm seine Partei nun grundsätzlich an allen Wahlen teil, jedoch ohne jede 
Listenverbindung und ohne persönlichen Eintritt des Parteiführers in irgendein Parla- 
ment. Das wäre auch, abgesehen von der grundsätzlich ablehnenden Einstellung Hitlers 
zum Parlament, bis 1932 infolge seiner Staatenlosigkeit nicht möglich gewesen. 

Auf diese Weise instrumentalisierte Hitler auch die parlamentarische Tätigkeit seiner 
Partei. Sie sollte nach seinem Willen keine parlamentarische Partei sein, sondern ein 
Mittel, das parlamentarische System zu zerstören und eine Führerelite für den Aufbau 
eines autoritären Ständestaates zu schaffen. 


10 VB v. 26. 9. 1925. 

11 VB, Nr. 62 v. 11. 6. 1925, S 1; Volz, Daten, $. 21 

12 Kube, Wilhelm (1887-1943), geboren in Glogau, gründete als Berliner Student 1909 den „Deutschvölkischen Studen- 
tenverband“, 1911 die „Deutschvölkischen Hochschulblätter“, politischer Schriftleiter, war später Generalsekretär der 
Deutschkonservativen Partei in Schlesien, ab 1920 Generalsekretär des Landesverbandes Berlin der DNVP, 1924-1928 
MäR. 1927 trat er zur NSDAP über und wurde Gauleiter Ostmark. 1928-1933 war er Führer der Landtagsfraktion im 
Preußischen Landtag. Nach der Machtübernahme wurde er Gauleiter Kurmark (gebildet aus Ostmark und Brandenburg). 
1933 Oberpräsident der Provinz Brandenburg und Grenzmark, MdR und Preußischer Staatsrat. Müller-Rüdersdorf ver- 
öffentlichte Kubes Reden und Aufsätze unter dem Titel: „Nach der Aufrichtung des Dritten Reiches“, 2 Bände, 1943. 
Kube gab seit 1925 die Zeitschrift „Märkischer Adler“ heraus und war auch sonst schriftstellerisch tätig. So schrieb er ein 
oft aufgeführtes historisches Schauspiel „Totila“. Über Kube: Altensteig: Wilhelm Kube, 1933. 
Ernst Graf Reventlow (1869-1943), geb. in Husum, gest. in München, war seit 1920 Schriftleiter der Zeitschrift „Reichs- 
wart“. Er veröffentlichte zahlreiche Bücher: 
Der Russisch-Japanische Krieg, 3 Bde., 1905/6; Kaiser Wilhelm II. und die Byzantiner, 1906; Die Kaiser und die Mon- 
archisten, 1913; Deutschlands Auswärtige Politik 1898-1913, 1914 (11. Auflage 1918); Der Vampyr des Festlandes, 1915; 
Der Einfluß der Seemacht im großen Krieg, 1918; Politische Vorgeschichte des großen Krieges, 1919; Völkisch-Kommu- 
nistische Einigung, 1924; Monarchie? 1926; Nur durch Nein zum Ja, 1928; Kriegsschuldlüge und Kriegsschuldlügner, 
1929, Deutscher Sozialismus, 1930; Nationaler Sozialismus im neuen Deutschland, 1932; Wo ist Gott?, 1934; Wir erin- 
nern uns..., 1939; Wie im Weltkrieg, 1940. 
Franz Stöhr (1879-1938), aus Weiten-Trebitsch (Böhmen) stammend, war ursprünglich Beamter im Deutschnationalen 
Handlungsgehilfenverband, MdR seit 1924, 1930-1932 1. Vizepräsident des Reichstags, 1933 Leiter des Amtes für Sozia- 
les in der deutschen Arbeitsfront. 
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Hitlers Einstellung fand bereits bei einem Vorgang im Münchener Stadtrat ihren ein- 
deutigen Niederschlag: In der Stadtratssitzung vom 14. Juli 1925 lehnte die Mehrheit 
das Gesuch von Stadtrat Dr. jur. Erwin Meyr um Amtsenthebung ab. Meyr hatte sein 
Gesuch mit den Worten begründet: „Vor meiner Wahl zum Stadtrat habe ich eine 
Erklärung unterzeichnet, derzufolge ich bereit bin, auf Wunsch von Herrn Adolf Hitler 
mein Mandat jederzeit niederzulegen. Dieser Wunsch ist inzwischen an mich ergangen. 
Ich fühle mich daher veranlaßt, demselben zu entsprechen, um so mehr, als ich inzwi- 
schen auch bereits meinen Vorsitz in der Fraktion niedergelegt und meinen Austritt aus 
derselben erklärt habe.“ ' 
Gleichzeitig hatten die Stadträte Dr. Buckeley, Fiehler, Fuchs und Graf mitgeteilt, „daß 
die derzeitige Fraktion ‚Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei‘ im Stadtrat 
München sich aufgelöst habe“. '* Die Mehrheit der Stadträte begründete die Ablehnung 
von Dr. Meyrs Gesuch wie folgt: 

„Wir sind der Meinung, daß wir es nicht in die Hand einer einzelnen außerhalb des 
Stadtrates stehenden Person geben sollten, auf die Zusammensetzung des Stadtrates 
einzuwirken . . .“ Der nationalsozialistische Stadtrat Karl Fiehler trat für die Genehmi- 
gung des Gesuches von Dr. Meyr ein. Seine Ausführungen und die Zwischenrufe 
beleuchten klar den grundlegenden Unterschied zwischen der NSDAP und den ande- 
ren Parteien: 

„Ich habe in der geheimen Sitzung dafür gestimmt, daß dem Gesuche stattgegeben wird. 
Herr Kollege Dr. Meyr hat freiwillig eine Erklärung abgegeben, derzufolge er auf 
Wunsch von Adolf Hitler (Zuruf: Befehl) sein Mandat niederlegen wird. Auf ‚Wunsch‘ 
heißt es: (StR Schmucker: Heißt es!). Nun glaube ich, daß Sie einem Kollegen des Hau- 
ses doch unter allen Umständen zuerkennen müssen, daß, wenn er eine derartige 
Erklärung abgegeben hat, er auch die Konsequenzen daraus zieht. (StR Schramke: Als 
Jurist hätte er das vorher wissen müssen). Es ist sonst bei keiner anderen Partei als der 
Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei der Fall, daß die Partei mit dem Füh- 
rer unmittelbar verknüpft und in der Person des Führers verankert ist. (StR Deininger: 
Die Wähler scheiden aus.) Die Wähler haben in dem gleichen Bewußtsein, daß die 
Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei mit ihrem Führer Adolf Hitler unlöslich 
verknüpft ist, ihre Entscheidung getroffen, denn sie hatten davon durch die Presse 

Kenntnis, in der diese Erklärung seinerzeit veröffentlicht worden ist. Ich glaube deshalb, 
daß durch die Bewilligung des Gesuches auch dem Wunsche und Willen der Wähler 
Rechnung getragen worden wäre. Sie haben jedoch das Gesuch abgelehnt, und eine 
andere Entscheidung ist nicht mehr möglich.“ 

Die „Münchner Post“ kommentierte diesen Vorgang im Stadtrat mit einem Artikel:'” 
„Hitler befiehlt - und der Stadtrat gehorcht nicht“ und wies nachdrücklich darauf hin, 
daß außer dem Nationalsozialisten Karl Fiehler nur die kommunistische Fraktion für 
die Genehmigung eingetreten sei. 

Der Münchener Stadtrat hatte am 8. Juli 1924 mit Mehrheit die Dienstentlassung des 
Freibankmetzgers Ulrich Graf und des Verwaltungsassistenten Karl Fiehler beschlossen." 
Dieser teilte in der Stadtratssitzung vom 17. Februar 1925 mit, daß er aus der Fraktion 
der NS-Freiheitsbewegung ausgeschieden sei und bis auf weiteres fraktionslos bleiben 


13 Münchener Gemeindezeitung, Sitzung des Stadtrates vom 14. Juli 1925 
14 Ebd. 

15 Protokoll der Stadtratssitzung vom 14. 7. 1925. 

16 Münchner Gemeindezeitung, Sitzung des Stadtrates vom 14. Juli 1925 
17 MP, Nr. 160 vom 15. 7. 1925 

18 Prot. v. 8. 7. 1921 
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werde.'* In der Stadtratssitzung vom 7. April 1925 wurde bekanntgegeben: ” „Wir beeh- 
ren uns, mitzuteilen, daß die beiden bisher in einer Ausschußgemeinschaft vereinigten 
Fraktionen der Nationalsozialisten und der Nationalsozialistischen Freiheitspartei sich 
nunmehr zu einer Fraktion der ‚Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei‘ 
zusammengeschlossen haben.“ Vorsitzender: Dr. Meyr. Ferner unterschrieben: Max 
Amann, Karl Fiehler, Fuchs, Dr. Buckeley. 

Wenige Monate später teilte Fiehler in der Stadtratssitzung am 22. Juli 1925 mit: „Wir 
zeigen an, daß sich die Fraktion der NSDAP neu gebildet hat. Die Fraktion setzt sich 
zusammen aus den Herren Fiehler, Amann, Graf; den Vorsitz führt Stadtrat Fiehler, 
Stellvertreter ist Stadtrat Amann.“ Die Stadträte Dr. Buckeley, Fuchs, Dr. Meyr und 
Preyler schlossen sich laut Stadtrat-Sitzungsprotokoll vom 28. 7. 1925 zur „Freien 
Arbeitsgemeinschaft“ zusammen.’ 

Ein erster Rauhreif fiel auf den Honigmond der Gründungs- und Versöhnungsfreude 
schon wenige Tage nach der Versammlung vom 27. Februar 1925. Am 9. März erließ die 
bayerische Regierung wegen der Ansprache im Bürgerbräukeller gegen Hitler ein 
zunächst unbefristetes Redeverbot; es blieb bis 5. März 1927 in Kraft. Die Mehrzahl der 
anderen Länder, mit Preußen an der Spitze, schlossen sich dem Redeverbot an. Nur in 
Württemberg, Thüringen, Braunschweig und Mecklenburg-Schwerin durfte er ungehin- 
dert öffentlich reden. Die agitatorische Tätigkeit Hitlers als wichtigste Zugkraft war 
dadurch in den nächsten Jahren weitgehend gelähmt. Durch diese erzwungene Muße 
hatte er Zeit, den zweiten Band seines Werkes „Mein Kampf“ zu schreiben, der 
ursprünglich nicht vorgesehen war. Der erste Band, in der Landsberger Festungshaft ver- 
faßt, wurde am 18. Juli 1925 veröffentlicht. 

Die für den 10. März angesetzten fünf Massenversammlungen mit Hitler als Redner 
wurden von der Polizeidirektion München mit der Begründung verboten, daß Hitler in 
der Versammlung vom 27. Februar zu Gewalttätigkeiten aufgereizt habe. Die Rede war 
mitstenografiert und als Sonderdruck veröffentlicht worden. Die Beschwerde der Partei- 
leitung mit der Behauptung, die Polizei habe sich auf einen gefälschten Bericht gestützt, 
wurde zurückgewiesen.?' 

Die Hauptschwierigkeiten für Hitlers Neubeginn kamen aber nicht von außen, sondern 
aus der Bewegung selbst. Am 6. März 1925 schrieb Ludwig Eß, ein Mitglied der 
Sterneckergruppe seit 1919, an Hitler und beschwerte sich über Max Amanns rüpelhaf- 
tes Benehmen ihm gegenüber. Dabei erwähnte er, was er am 27. März 1924 zu Hitler 
gesagt hatte: „Seien Sie froh, daß der 8. November gekommen ist, sonst wäre die Bewe- 
gung an der Korruption im Innern zugrunde gegangen!“ Darauf hatte Hitler erwidert: 
„Ich werde, wenn ich hinauskomme, diesen Saustall ausmisten (. . .). Ich bin nicht 
gewillt, mir meinen reinen Schild von einem Herrn Amann oder Esser beschmutzen zu 
lassen.“ Der 63jährige ER fuhr beschwörend fort: „Kehren Sie aus, ehe es zu spät ist 
(.....). Ich rufe Ihnen zu: „Ehe sich der 8. November zweimal wiederholt, werden Sie drei 
Mal verraten sein! (... .) Gebe Gott, daß das arme Volk, welches jetzt seine ganze Hoff- 
nung auf Sie setzt, nicht einmal gezwungen sein wird, Ihnen das Menetekel entgegen- 
zuschreien; „Auch Du wurdest gewogen und zu leicht befunden (. . .).* ? 


18a Sitzungsprotokoll des Stadtratsplenums vom 17. 2. 1925 

19 Ebd., Sitzung vom 7.4. 1925 

20 Ebd., Sitzung vom 22. 7. 1925 

21 Ebd., Sitzung vom 28. 7. 1925 

2la VB, Nr. 2. v. 7.3. 1925. - Hitler wurde ziemlich streng polizeilich überwacht. In einer Mitteilung d. bayer. Innenmini- 
steriums an den Reichskommissar f. Überwachung d. öffentlichen Ordnung heißt es, eine Teilnahme Hitlers am Faschi- 
stenkongreß in Rom im April/Mai sei unwahrscheinlich. München 3. 8. 1925 Nr. 2032 z. 77 Abdruck. 
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Hitler aber hatte zu diesem Zeitpunkt schon seine personalpolitischen Entscheidungen 
getroffen, nämlich für Max Amann und den umstrittenen Hermann Esser. Der innerste 
Kreis seiner treuen Anhänger, auf die er sich unbedingt verlassen konnte, wurde durch 
diese beiden Männer symbolisiert. Es waren seine alteingesessenen Münchener Haude- 
gen, die von Anfang an zu ihm gestanden hatten. Dazu zählten außer den beiden 
genannten noch Rudolf Heß, Ulrich Graf, Emil Maurice, Julius Schreck, Julius Schaub, 
Joseph Berchtold, Karl Fiehler, Christian Weber - überwiegend Angehörige des ehema- 
ligen „Stoßtrupps Hitler“ und der Stabswache. 

Für Hitler war bei der Auswahl seiner Mitarbeiter zum Neuaufbau der Partei bedin- 
gungslose Ergebenheit ihm gegenüber der ausschlaggebende Gesichtspunkt. Selbständi- 
ge Persönlichkeiten mit eigener Meinung oder gar von seiner Linie abweichenden 
Anschauungen konnte er nicht brauchen. Soweit er solche Personen, der Not gehor- 
chend, dulden mußte, kam es früher oder später zum Bruch. 

Unerschütterlich und vorbehaltlos standen ihm seine weiblichen Gönnerinnen zur 
Seite: die weiblichen Angehörigen der Sterneckergruppe und aus der Oberschicht Frau 
Elsa Bruckmann ab 1925, des weiteren bereits seit 1920 Frau Helene Bechstein, ebenso 
die „Hitler-Mutti“ Frau Carola Hofmann, außerdem die Familie Adolf Vogl als leiden- 
schaftlische Wagnerianer. 

Die großen inneren Konflikte, die die nächsten Jahre ausfüllten, waren die Auseinan- 
dersetzungen mit den völkischen Gruppen in Bayern und Württemberg, mit der 
Deutschvölkischen Freiheitspartei in Norddeutschland - und das Ringen um die Neu- 
gestaltung der SA, im Konflikt mit Ernst Röhm. 

Hitlers Folgerung aus seinem Erlebnis mit der alten Partei und dem Putsch war der voll- 
ständige Bruch mit der bürgerlichen Rechten. Persönlich zeigte sich das in seinem Ver- 
halten Ludendorff, Graefe (DVFP) und Anton Drexler gegenüber. 

Für den Aufbau der Parteizentrale in München standen Hitler alte bewährte Anhänger 
zur Verfügung: 

Alfred Rosenberg (1893-1945) als Schriftleiter des „Völkischen Beobachter“. Herausge- 
ber blieb Hitler selbst bis 1933, Chef vom Dienst Wilhelm Weiß; 

Max Amann (1891-1957) als Leiter des Zentralverlages der Partei (Eher-Verlag); 

Philipp Bouhler (1899-1945) als Reichsgeschäftsführer bis 15. Oktober 1934; 

Hermann Esser (1900-1980) als Reichspropagandaleiter, abgelöst im Oktober 1925 von 
Gregor Straßer; 

Bruno Heinemann (1858-1938), General a.D., Parteimitglied seit 1922, seit 1925 erster 
Parteirichter und Vorsitzender des Untersuchungs- und Schlichtungsausschusses der Par- 
tei?; 

Franz Xaver Schwarz (1875-1945), Verwaltungsoberinspektor a. D., als Reichsschatz- 
meister seit 1925. Er behielt sein Amt wie Amann bis 1945. Schwarz baute das Finanz- 
‘wesen der Partei musterhaft auf und verstand es, durch eiserne Sparsamkeit, durch Ein- 
ziehung der Mitgliedsbeiträge und der vorgeschriebenen Anteile der Zentrale an den 
Einkünften der Ortsgruppen, Kreise und Gaue der NSDAP eine gesunde finanzielle 
Grundlage zu schaffen. Schwarz machte seine Arbeit ehrenamtlich und nahm, ebenso 
wie Hitler, nicht einen Pfennig aus der Parteikasse für sich in Anspruch”. Hitler selbst 
steuerte durch seine persönliche Werbekraft - Vorträge vor Industrieklubs - wie schon 
früher zu Aufbesserung der Parteifinanzen bei. 


23 Personalakte im Kriegsarchiv München, HstA., Abt. IV, ferner: VB, vom 14. 12. 1936 und 25. 1. 1938; Nachruf auch in 
„Der Pionier“, Nr. 2 vom 1. 2. 1938. 
24 Philipp Bouhler: Adolf Hitler. Das Werden einer Volksbewegung, $. 30 f., München 1932. 
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Die Geschäftsstelle der Partei wurde zunächst im Eher-Verlag, München, Thierschstraße 
15, untergebracht. Am 24. Juni 1925 konnte sie eigene Räume in der Schellingstraße 50, 
1. Stock, Rückgebäude, beziehen. Dazu erließ Hitler folgenden Aufruf: 

„Aufruf an alle Nationalsozialisten! Die Bewegung ist seit einigen Tagen im Besitze einer 
eigenen Dienststelle. Dadurch ist die Geschäftsleitung nunmehr in der Lage, die durch 
den Verkehr mit den sämtlichen auswärtigen Ortsgruppen entstehende Arbeit zu bewäl- 
tigen. Ich fordere daher alle Gruppen oder Einzelpersonen, die sich zur N.$.D.A.P. 
bekennen - soweit sie nicht neuerdings bei der Zentrale in München durch Anmelde- 
schein angemeldet sind - auf, sich sofort wegen Aufnahme mit der Geschäftsstelle in 
München, Schellingstraße 50, in Verbindung zu setzen. Mitglied der N.S.D.A.P. ist nur, 
wer die im Jahre 1925 in München ausgestellte Mitgliedskarte in Händen hat. Mün- 
chen, den 25. Juni 1925. Adolf Hitler.“ 

Die Organisation wurde von Beginn an straff zentralisiert”‘, wie auch aus Hitlers Aufruf 
hervorgeht. Mitgliedskarten konnten nur von der Reichsleitung München ausgestellt 
werden. Die Mitglieder der alten Partei mußten sich alle mittels Anmeldeschein neu 
anmelden. Jedes Mitglied wurde in einer dreifachen Kartei geführt, nach der Mitglieds- 
nummer, nach der Ortsgruppe und nach dem Alphabet. Die Karteien wurden in feuer- 
sicheren Panzerschränken aufbewahrt. 

Rechtsgrundlage erhielt die Partei durch die Neugründung des „Nationalsozialistischen 
Deutschen Arbeitervereins e.V.“ 

Die erste Fassung der „Satzungen“ stammt vom 21. August 1925 und trägt folgende 
Unterschriften: Adolf Hitler, Ulrich Graf, Karl Ostberg, Johann Singer, Franz Xaver 
Schwarz, Hermann Schneider, Alois Jegg.“ Die endgültige Fassung, auf den 22. Mai 
datiert, ist von Adolf Hitler, Hermann Schneider und Franz X. Schwarz unterzeichnet 
und im Registergericht des Amtsgerichts München am 30. Juni 1926 eingetragen (Ein- 
zahl: Satzung!). 

Die wichtigsten Punkte sind: Die Generalmitgliederversrammlung vom 22. Mai 1926 
hatte die Satzung beschlossen und Adolf Hitler zum Vorsitzenden wiedergewählt. Die 
Satzung wurde am 29. März 1935 aufgehoben. Das Führerprinzip wurde endgültig 
durchgesetzt und beschlossen: „Das Programm vom 24. Februar 1920 ist unabänder- 
lich.“” 

Jene völkischen Abgeordneten des bayerischen Landtags, die der neuen Partei Hitlers 
nicht beitraten, schlossen sich im März 1925 zu einer „Nationalvölkischen Arbeitsge- 
meinschaft“ zusammen, nämlich: Anton Drexler, Pfaffenzeller, Sesselmann, Frühauf, 
Ruckdäschel, Dr. Glaser, Dr. Roth, Dr. Dörfler.” Am 1. Mai 1925 trat diese Vereinigung 
als „Nationaler Volksbund“ an die Öffentlichkeit mit Drexler als erstem, Landgerichts- 
rat Dr. Dörfler als zweitem Vorsitzenden. Hitler bezeichnete man eigenartigerweise wei- 
terhin als „hochverehrten Führer.“ 


25 Ebd., S. 31 

26 Quellen und Dokumente I 

27 Quellen und Dokumente II; ferner Hans Volz: Daten der Geschichte der NSDAP, 11. A., S. 20, Berlin 1943 
28 SA I 1508, Auszug aus dem IIN-Ber. V. 31. 3. 1925 Nr. 2229/II, Pol. Dir. Mü., 8. 5. 1925 Streng vertraulich 
29 Plümer, Die Wahrheit über Adolf Hitler und seinen Kreis, München 1925, S. 52 ff. 
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1.2. Trennung von Ludendorff, den „Völkischen“ und dem 
nationalen Bürgertum 


Im September 1925 veranlaßte Friedrich Plümer, der in Solln bei München eine völki- 
sche Rednerschule gegründet hatte, den Nationalsozialen Volksbund, eine Versamm- 
lung in die Gaststätte „Kreuzbräu“ einzuberufen, um der Öffentlichkeit seinen Streit 
mit Esser, der den gegen Plümer angestrengten Beleidigungsprozeß hatte einschlafen las- 
sen, zu unterbreiten. Das Thema der Rede Plümers lautete: „Hitler- Esser und der völ- 
kische Gedanke, eine Abrechnung“. 

Hitlers Anhänger, die für den gleichen Abend eine Massenversammlung im Bürger- 
bräukeller angesetzt hatten, begaben sich geschlossen ins „Kreuzbräu“. Dort wurde Plü- 
mer niedergeschrien, obwohl Esser, Streicher und Buttmann im Auftrag Hitlers die 
Ruhe herzustellen suchten. Aufschlußreich war Essers Äußerung in der Diskussion: „Wir 
wollen keinen Kulturkampf. Wir wollen auch keine großpreußische Monarchie! Es ist 
taktlos von einem Protestanten, sich in die Gebräuche der katholischen Kirche einzu- 
mischen. Ich bin glücklich und froh, daß die völkische Bewegung des Jahres 1924 jetzt 
gründlich Schiffbruch erlitten hat. Ich bin stolz darauf, daß ich an ihrer Zersetzung mit- 
gewirkt habe.“ Buttmann bot am Schluß der Versammlung Plümer seine Begleitung an, 
weil er Belästigungen Plümers auf dem Heimweg befürchtete. Er versicherte ihm, er 
halte ihn, Plümer für einen wahrheitsliebenden Menschen.” 

Ähnlich wie Plümer in München erging es Reinhold Wulle in Nürnberg. Darüber 
berichtete der „Völkische Beobachter“: „Es hagelte Zwischenrufe, und die Erregung der 
Massen wuchs. Nach einem einstündigen kläglichen Referat betrat Stadtrat Holz, mit 
starkem Beifall empfangen, das Podium und rechnete mit den Graefeleuten, Wulle und 
Konsorten gründlich ab. Die Jarres- und Dawesjunker vom Schlage des eingebildeten 
Herrn Wulle werden wohl so schnell keinen Versuch mehr wagen, gegen Hitler in Bay- 
ern anzukämpfen, sonst ergeht es ihnen so oder ähnlich wie Herrn Wulle in Nürnberg, 
der unter stürmischen Schmährufen der treuen Hitleranhänger nach dem Referat des 
Parteigenossen Holz den Saal verlassen mußte.“ Holz wurde nach 1933 Oberbürger- 
meister von Nürnberg und fiel 1945 im Kampf um die Stadt gegen die Amerikaner. 
Triumphierend verkündete Hitlers Leibblatt im Oktober 1925 das Eingeständnis 
Drexlers, daß sein Stellvertreter, Oberlandesgerichtsrat Dr. Dörfler, Logenbruder der 
„jüdischen Schlaraffia“ sei. Hitler forderte darauf dessen Anhänger auf, sofort die Ver- 
sammlung zu verlassen. Darauf blieben im Saal - einschließlich Kriminalbeamter - 
noch vierzig Personen zurück. Hitler schrieb dazu einen Leitartikel: „Feststellungen zum 
Kampf des Nat. Soz. Bundes gegen die NSDAP“.” Hitler polemisierte in seiner Zeitung 
weiter gegen die „Völkischen“. 

Der völkische Friedrich Plümer lieferte bereits 1925 mit seiner Schrift „Die Wahrheit 
über Hitler und seinen Kreis“ eine treffende Kritik: 

„Die völkische Idee ist längst über die Gestaltungskraft eines Menschen hinausgewach- 
sen zu einem Symbol. Wer heute noch das ‚Völkischsein‘ idealisiert mit einer Person und 
diese beiden Begriffe nicht voneinander zu trennen vermag, der hat nicht Schritt gehal- 
ten mit der natürlichen Entwicklung (. . .). Derjenige aber“, fährt Plümer fort, „der sich 
freigemacht hat vom falschen Zauber der Persönlichkeit und dem hierdurch Erkenntnis 
geworden ist, der hat die Pflicht, den Drohnen und Parasiten, den Schwätzern und Igno- 


30 Ebd. S. 66 f. 
31 VB, Nr. 147 v. 20./21. 9. 1925, S. 1; VB, Nr. 146 v. 19. 9. 1925, S. 1,3 
32 VB, Nr. 159 v. 4./5. 10. 1925, S. 1; VB, Nr. 208 v. 1. 12. 1925 
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ranten die Larve vom Gesicht zu reißen. Er darf hierbei auch vor dem einstigen Führer 
nicht halt machen, wenn derselbe die Sache dieser Schädlinge zu seiner eigenen macht 
(. . .). Ich betone hier ausdrücklich, daß ich nicht beabsichtige, mich an die zu wenden, 
die fanatisch einer Person anhängen. Diese werden nur durch ihren Abgott selbst geheilt 
werden von ihrem Rausch. Ich wende mich an diejenigen, die ehrlich die Wahrheit 
suchen, die sich der völkischen Idee ergeben haben und die daher die einzelnen Per- 
sönlichkeiten nur als Diener, nicht aber als Herrscher der Idee betrachten (. . .).“ 
„Nach der Verbüßung seiner Gefängnisstrafe wegen der Ballerstedtaffäre begann die 
eigentliche Vergötterung Hitlers durch seine Anhänger“, stellte Plümer fest; das war 
1921. Über die weitere Entwicklung der Bewegung in der Frühzeit urteilte Plümer tref- 
fend, „der rapide Aufstieg der Bewegung“ trug „den Keim des Zerfalls in sich durch die 
unselige und absolute Gleichstellung von Idee und Führer“ .” Dieses staunenswerte 
Urteil eines jungen Mannes sollte seine Gültigkeit für die Zukunft behalten. 

1925/26 bildete sich ein innerer Berater- und Führungskreis innerhalb der jungen Partei. 
Ihm gehörten Gregor Straßer, F. X. Schwarz, Walter Buch und Rudolf Heß an, wie aus der 
Familienchronik von Walter Buch hervorgeht. Letzterer war großherzoglich-badischer 
Berufsoffizier und hatte als solcher den Krieg mitgemacht. Er zog 1924 nach München- 
Solln. Sein dortiges Heim bildete zwischen 1925 und 1929 einen Mittelpunkt für die 
innerste Parteiführung; Hitler war häufig zu Gast, zum letzten Mal im September 1929. 
Walter Buchs Vater, Senatspräsident a.D. Hermann Buch in Karlsruhe, hatte 1919/20 
ein Buch mit dem Titel veröffentlicht „Vom internationalen zum nationalen Arbeits- 
staat“. Es lag auf Hitlers Nachttisch und gab ihm wesentliche Anregungen für die Pro- 
grammgestaltung. Der Senatspräsident machte seinen Sohn auf Hitler als den kom- 
menden Mann aufmerksam. Er schickte ihn 1920 mit der von ihm verfaßten Schrift 
nach München zu Hitler. So ergab sich die schicksalshafte Begegnung mit Hitler, des- 
sen Partei Buch beitrat. In den Jahren vor dem Putsch wirkte er bereits als Redner für 
die Bewegung, nahm am „Deutschen Tag“ in Coburg teil und führte im Herbst 1923 das 
SA-Kommando Franken.” 

Der überraschende Tod des 54jährigen Reichspräsidenten Friedrich Ebert am 28. Febru- 
ar 1925° und die Frage der Kandidatur der Rechten für die Nachfolge führte wider 
Erwarten noch einmal zu einem nicht vorhergesehenen Zusammenspiel zwischen 
Ludendorff und Hitler. Es gelang Hitler, den General zur Kandidatur für die Reichsprä- 
sidentenwahl zu überreden.” Das Ergebnis fiel für Ludendorff vernichtend aus; er 
erhielt nur 10,6 Prozent der abgegebenen Stimmen. Seine politische Laufbahn war 
damit endgültig beendet.” 

Hitler hatte vor der Wahl Ludendorff in seiner Wohnung besucht. Nach dem Besuch 
erzählte der General seiner damaligen Frau Margarete’: „Ich habe eben angespannt mit 


33 Friedrich Plümer, a.a.O., S. 3 f., 17 £. 

34 Familienchronik Walter Buch, Privatbesitz 

35 Zu den zwielichtigen Vorgängen bei der Entstehung der Weimarer Republik gehörte auch die verfassungsrechtlich nicht 
einwandfreie Art der Wahl des ersten Reichspräsidenten Friedrich Ebert. Dieser war von der Nationalversammlung am 
11. Februar 1919 zum vorläufigen Reichsoberhaupt gewählt worden. Nach der Auflösung der Nationalversammlung 
wurde Ebert vom Parlament, dem ersten Reichstag der Republik, in seiner Stellung als Staatsoberhaupt erneut bestätigt, 
und zwar bis zum 30. Juni 1925. Der erste Reichspräsident war also nicht, wie die Reichsverfassung vom 11. August 1919 
vorschrieb, unmittelbar vom Volk gewählt, obwohl Ebert selbst sich darum bemüht hatte. Die damalige Reichsregierung 
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37 Erich Ludendorff: Auf dem Weg zur Feldherrnhalle, München 1937, S. 92 ff. Ludendorff starb noch im Erscheinungsjahr 
seines Buches. 
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Hitler überlegt, was man wohl tun könne, um die Wahl von Dr. Jarres zu inhibieren 
(.. .). Wir sind zu dem Resultat gekommen, daß auch ich mich als Kandidat der Natio- 
nalsozialisten aufstellen lasse. Hitler ist der Überzeugung, daß das Wagnis eingegangen 
werden muß. Gelingt es nicht, genügend Stimmen zu bekommen, so betreibe ich auf 
alle Fälle eine wirksame Zersplitterungspolitik und verhindere zum mindesten die Wahl 
von Jarres.“ 

Letzterer war der gemeinsame Kandidat der Deutschen Volkspartei (DVP) und der 
Deutschnationalen Volkspartei (DNVP) sowie der eigentlichen Anhänger Ludendorffs, 
der Deutschvölkischen um Graefe, Wulle, Ramin und Reventlow. Diese mißbilligten 
Ludendorffs gegen die Erfüllungspolitik gerichtete Entscheidung.” Jarres erhielt nur die 
relative Mehrheit, sein aussichtsreichster Gegenkandidat war der sozialdemokratische 
Ministerpräsident Preußens, Otto Braun, gewesen. Ein zweiter Wahlgang erwies sich als 
notwendig. Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, beeinflußt von dem 
deutschnationalen Reichstagsabgeordneten Otto Schmidt und von Großadmiral 
Tirpitz, ließ sich als Kandidat der Rechtsparteien aufstellen und gewann knapp die Wahl 
gegen den Kandidaten der Weimarer Koalition (SPD, Zentrum, Deutsch-Demokratische 
Partei), den ehemaligen Reichskanzler Wilhelm Marx. Den Ausschlag zugunsten Hin- 
denburgs hatte die Bayerische Volkspartei gegeben.“ 

Ludendorffs „Zersplitterungspolitik“ erwies sich jedenfalls für die Rechte als voller 
Erfolg, denn sie führte einen völligen Bruch zwischen den Nationalsozialisten und dem 
„Norddeutschen Völkischen Block“ herbei. Vergeblich hatte Frau Ludendorff mit ihrer 
Tochter den General von dieser destruktiven Haltung abzubringen versucht. „Für all 
das, was in den folgenden Jahren passierte, habe ich nur eine Erklärung“, so stellte sie 
resigniert fest, „daß Mißerfolge und Schicksalsschläge ihn umgemodelt haben. Sein Tun 
und Treiben war und ist mir unverständlich.“ * 

Ludendorff ließ sich bald darauf von seiner Frau scheiden und heiratete die ihm von 
seiner Frau vermittelte Ärztin Dr. med. Mathilde von Kemnitz (geb. Spieß). Im Jahre 
1926 gründete er den „Tannenbergbund“ gegen die „überstaatlichen Mächte“ (als solche 
galten ihm Freimaurer, Juden, Jesuiten, Marxisten) und setzte sich unter dem Einfluß 
seiner zweiten Frau für eine „artgemäße deutsche Gotterkenntnis“ ein. Das trug zur end- 
gültigen Entfremdung zwischen ihm und Hitler bei, weil dieser ideologische Auseinan- 
dersetzungen meiden wollte, insbesondere den Kampf gegen die katholische Kirche. 
Margarete Ludendorff überlieferte noch folgende bezeichnende Äußerung Hitlers 
anläßlich seines ersten Besuches nach der Entlassung aus Landsberg: „Jetzt weiß ich 
auch, woran ich gescheitert bin und was ich falsch gemacht habe. Immerhin, Mussolini 
reussierte auch erst beim fünften Male.“ ” Mussolini war seit seinem gelungenen Staats- 
streich im November 1922 Hitlers Vorbild. 

Die Wahl Hindenburgs zum Reichspräsidenten trug zur Isolierung Ludendorffs bei. Als 
Hindenburg im Sommer 1925 von seinem Urlaubsort Dietramszell aus Ludendorff 
besuchen wollte, erhob der amtierende Reichskanzler Wilhelm Marx dagegen Ein- 
spruch, weil Hindenburg nicht mehr Privatperson sei. Der Reichspräsident fügte sich. 
„Ludendorff schäumte vor Wut“, schreibt seine Frau, „er fühlte sich aufs tiefste verletzt. 
So sah ich ihn selten. Er hatte immer daran festgehalten: ‚Mag kommen, was da will, 
vor der Welt müssen Hindenburg und ich zusammenstehen und das Sinnbild deutscher 
Treue und Einigkeit sein und bleiben.‘“ 


39 Ebd. $. 333 

40 S. a.: Otto Schmidt (Hannover): Umdenken oder Anarchie, Göttingen 1959, S. 188 ff 
41 Margarete Ludendorff, a.a.O., S. 328, 331 
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Er beantwortete Hindenburgs Brief mit dem Ausdruck der Hoffnung, „daß die Zeit 
nicht mehr fern sei, wo Hindenburg ohne Scheu das Haus seines alten Kriegskamera- 
den wieder betreten“ könne. Ludendorff lehnte im Jahre 1927 die Teilnahme an der Ein- 
weihung des Tannenbergdenkmals ab, weil er sich nicht an Hindenburgs Seite zeigen 
wollte.“ 

Ludendorff hatte sich auch gegenüber dem bayerischen Kronprinzen Rupprecht ins 
Unrecht gesetzt. Seine Behauptung, der Kronprinz habe in der Nacht vom 8./9. 1923 
den Generalstaatskommissar Kahr empfangen und außerdem mit Kardinal Faulhaber 
eine Unterredung geführt, war falsch. Er hielt jedoch starrsinnig an diesen unwahren 
Behauptungen fest und verlor den Prozeß. Darauf erfolgte die Erklärung von 37 Gene- 
ralen, „die Ludendorff aus ihrem Kreis ausschlossen“. Ebenso stellten sich die Offiziers- 
verbände hinter den Kronprinzen, „auf dessen Seite das Recht lag“. Gegen die Warnun- 
gen seiner Frau setzte Ludendorff seinen Kampf mit wahrheitswidrigen Behauptungen in 
seiner Broschüre „Kronprinz Rupprecht gegen Ludendorff“ fort.“ Ludendorff hat dann 
in seinem Buch „Auf dem Weg zur Feldherrnhalle“ noch einmal ausführlich diese Aus- 
einandersetzung mit dem bayerischen Kronprinzen von seiner Warte aus dargestellt." 
Hitler hatte bewußt eine unüberbrückbare Kluft zwischen Nationalsozialisten und Völ- 
kischen geschaffen. Reinhard Wulle, führender Mann der DVFP, hatte das wohl erkannt 
und bereits auf dem Reichsvertretertag der „Völkischen Freiheitsbewegung“ am 21. 
Februar 1925 zum Ausdruck gebracht: „Bis zur letzten Stunde haben wir versucht, 
Herrn Hitler von dem gefährlichen Schritt zurückzuziehen. Wir stehen fest auf dem 
Boden der Weimarer Beschlüsse vom Sommer 1924. Wir haben uns nicht getrennt von 
Herrn Adolf Hitler, getrennt hat sich Herr Hitler von uns! Seit Monaten wird eine Flut 
von Verleumdungen und Schmähungen über uns im Norden ausgegossen. Namentlich 
der ‚Nationalsozialist‘ hat den Grafen Reventlow in einer mehr als gehässigen Weise 
angegriffen, weil er eine nur zu berechtigte Kritik im ‚Reichswart‘ geübt hat. Wir sind 
uns klar darüber, daß Reventlows Worte ins Schwarze getroffen haben. Der ultramon- 
tane Aufmarsch gegen die völkische Bewegung ist vollendet. München ist lediglich eine 
Filiale (. . .). Auf der ganzen Linie sehen wir einen einzigen Vormarsch gegen den Bis- 
marck-Gedanken. Die schwache Stelle der völkischen Bewegung war leicht zu ent- 
decken: die lange Haftzeit Hitlers. An ihn drängten sich Elemente heran, die ihm ein- 
flüsterten, er müsse seinen Frieden mit Rom machen. Diese unheilvollen Geister wer- 
den den Zusammenbruch ihrer gesamten Organisation erleben.“ * 

Hier kam der antiklerikale Komplex der Völkischen deutlich zum Ausdruck, ebenso eine 
falsche Einschätzung Hitlers. Dieser hatte die praktischen Folgerungen aus seiner politi- 
schen Erfahrung der Jahre 1919 bis 1923 gezogen und war entschlossen, seinen Weg 
allein zu gehen, antibürgerlich, antiproletarisch und mit der Absicht, den „Frontsozia- 
lismus“ durch Ausschaltung der Klassengegensätze wie auch durch Überwindung des 
konfessionellen Haders zu verwirklichen. 

Das Ringen um eine Einigung der zersplitterten Rechtsbewegung ging indessen weiter. 
So bildete sich in Würzburg Ende des Jahres 1924 eine „Völkische Soziale Arbeitsge- 
meinschaft“ aus der DVFP, dem Nationalsozialen Volksbund in Bayern und der NSFB 
in Württemberg. Mit diesem Übergreifen der an sich norddeutschen DVFP nach Süd- 
deutschland wurde der Kampf zwischen ihr und der NSDAP erheblich verschärft.” Der 


43 Ebd. S. 339 
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45 Auf dem Weg (... .), S. 93; ferner ebd. S. 97 ff., Anlagen 

46 Zit. Nach Haase: Aufstand in Niedersachsen. Ungedrucktes Manuskript 
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„Völkische Herold“, das Sprachrohr der württembergischen NSFB unter Führung von 
Professor Mergenthaler, beurteilte im November 1925, anknüpfend an den Streitfall 
Esser-Plümer und die Plümersche Broschüre: „Die Wahrheit über Hitler und seinen 
Kreis“, die Entwicklung pessimistisch: 

„Hitler ist eben kein Mussolini. Auf Hitlers Kommando wird sich nie mehr eine Sturm- 
abteilung in Deutschland in Bewegung setzen, und vor einem zweiten Hitler-Putsch 
braucht keine bayerische Regierung mehr zu bangen. Was an Nationalsozialistischer 
Bewegung heute noch vorhanden ist, ist — Ausklang. Esser ist Hitlers Mephisto. Scha- 
de um Hitler; er scheiterte an der Überschätzung seines Könnens und seiner Person.“ * 
Knapp anderthalb Jahre später, im Frühjahr 1927, schloß sich die Mergenthaler-Gruppe 
(NSFB) Hitlers Partei an; der Anschluß erfolgte in Hitlers Abwesenheit.” 

Es entbehrt nicht tragischer Ironie, daß auch das Sprachrohr der jüdischen Reichsbürger 
zu Beginn des Jahres 1925 eine ganz ähnliche Fehlprognose stellte wie am Ende des Jah- 
res der „Völkische Herold“. Die CVZ schrieb am 5. Februar 1925: „Die alte Firma hat an 
Glanz und vor allem ihre Solvenz eingebüßt. Man wird unter ihr auch nicht mehr die 
alten Erfolge erzielen können, solange die Spaltung in einen parlamentarischen und 
einen proletarischen Flügel nicht überwunden ist.“ ” 

Wenige Wochen später zog die Zeitung einen sehr unsicheren Wechsel auf die Einsicht 
der bayerischen Regierung: „Die Erfahrungen der bayerischen leitenden Kreise mit Hit- 


48 „Völkischer Kurier“, Lorch, den 20. 11. 1925, S. 1925, S. 196 Art.: „Ein politisches Trauerspiel* 

49 Volz, Daten, S. 20; $. a. Beilage: 
„Aus der nationalsozialistischen Bewegung Württembergs 
Hitlers Kaltstellung 
Am Pfingstsamstag und -sonntag war in Tübingen eine Neugründung der völkischen Bewegung unter dem Namen Natio- 
nalsozialistische Arbeitsgemeinschaft. Wie aus einem der Münchener Post zugegangenen Protokoll dieser Versammlung 
zu ersehen, waren dort an Ortsgruppen vertreten: Stuttgart durch Bloß, Authenried, Wagner, Mehl; Eßlingen durch 
Kohler; Göppingen durch Postverwalter Rilly, Geislingen, Scheufele, Krämer; Ravensburg-Weingarten durch Hauptlehrer 
Scholl; Schwäbisch-Hall durch Mergenthaler, Häfele, Seeger; Ludwigsburg durch Dr. Bary; Freudenstadt durch Dr. 
Budenhöfer; Ulm a. D. durch Miller. Im Protokoll der Einigungsverhandlungen heißt es u. a.: Nach dem Umsturzver- 
such in München und der Spaltung der Bewegung hat sich gezeigt, daß ein einheitliches Zusammenarbeiten der beiden 
Richtungen ein Gebot der Notwendigkeit ist und daß persönliche Machtgelüste einzelner, die nicht zum Vorteil der 
Gesamtbewegung dienten, hinfort strengstens zu vermeiden sind. Rohm, auch Lorch bemerkte, daß ohne Rücksicht auf 
einzelne das kleinliche Parteigezänke hintanzustellen sei. Wenn man auch die Verdienste Beckers-Geislingen würdigen 
müsse, so habe doch seine starke militärische Einstellung der Partei unendlich geschadet, dagegen sei die Methode, sich 
der ländlichen Schützenvereine zu bedienen, sehr zu empfehlen. Die Wahl zur Vorstandschaft ergab eine, besonders von 
Becker-Geislingen energisch geführte Aussprache. Dieser verlangte die Wahl eines sogenannten Direktoriums. Dieser Vor- 
schlag wie auch das gesamte Verhalten Beckers fand scharfe Kritik und wurde abgelehnt. 
Zum 1. Vorsitzenden der Partei wurde Prof. Mergenthaler, zum 2. Vorsitzenden Ludwig Kohler und als Beisitzer Dr. See- 
ger, Herm. Mehl und Dr. Bary gewählt. Zum 1. Geschäftsführer wurde Herm. Bloß (Vertrauensmann von Wider), zum 
2. Geschäftsführer Eugen Rausch bestimmt. Für Agitation und Propaganda: Dr. Sigel, Dr. Kaltenböck und Alfr. Roth von 
den VVV. Die gesamte Partei wurde in drei Kreise: Schwarzwaldkreis (Leiter: Dr. Bubenhöfer-Freudenstadt), Oberland 
(Leiter: Häfele-Tübingen) und Unterland (Leiter: Postverwalter Rilly-Göppingen) eingeteilt. Aus den aufgestellten Grund- 
linien sei bemerkt unter Finanzierung: Der Monatsbeitrag wird auf 1 Mark festgesetzt, der Werbebeitrag auf mindestens 
3 Mark. Nur in besonders dringenden Fällen ist durch Rundschreiben der Werbebeitrag zu erhöhen. Ansuchen an Nicht- 
mitglieder um Zuwendungen bedürfen der Genehmigung der alle zwei Monate stattfindenden Landeskonferenz. 
Erste Aufgabe des Finanz- und Propagandaausschusses soll die Schaffung einer selbständigen Presse sein, für die Dr. Kal- 
tenböck als Geschäftsleiter bestimmt wurde. Bis zu deren Schaffung werden Anzeigen, die Bewegung betreffend, in der 
Süddeutschen Zeitung erfolgen. 
Ein Antrag Kaltenböck, Dr. Bary und Rille, daß Becker-Geislingen sich wegen gewisser Vorgänge und Presseangriffe eine 
Zeitlang von der Aktivität zurückzieht, wurde nach erregten Zurufen Beckers und Scheufeles einstimmig angenommen, 
ferner ein Antrag Authenrieds, daß die neue Partei in völliger Unabhängigkeit von anderen völkischen Bewegungen den 
Interessen Württembergs diene. Die alte Hitler-Richtung sei damit in Württemberg gänzlich erledigt und in Richtung 
Körner (Bauernbund durch Dr. Budenhöfer, Kaltenböck usw.) und Wider (Bürgerpartei durch Bloß, Kohler, Mehl) zum 
Sieg gelangt. 
Auch in Württemberg treten innerhalb der völkischen Bewegung immer mehr die gleichen Zersetzungs- und Spaltungs- 
erscheinungen auf wie in Bayern.“ 

50 CVZ, Nr. 6 v. 5. 2. 1925, S. 108: Nationalsozialistische Auferstehung“ 
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ler in den letzten Jahren sprechen für jeden politisch Denkenden eine so beredte Spra- 
che, daß nur politische Kinder nicht aus ihr gelernt haben könnten.“ ”' Wer denkt da nicht 
an Kurd von Schlözers grimmige Feststellung, daß der Deutsche politisch ein Esel ist?! 
Es kam zu widerwärtigen persönlichen Anschuldigungen, Beleidigungen, Auseinander- 
setzungen. So konnte Anton Drexler die Vorwürfe gegen ihn in der Fraktionssitzung des 
Völkischen Blocks vom 20. Juni 1925 durch einen Ehrenausschuß, dem Dr. Roth, Dr. 
Glaser und Graf Seyboltsdorff angehörten, einwandfrei widerlegen lassen. Drexler 
strengte deshalb auch einen Beleidigungsprozeß gegen Hitler an.” 

Der von Esser verklagte Plümer erschien nicht zur Verhandlung; sein Verteidiger hatte 
das Mandat niedergelegt. Plümer entschuldigte sich schriftlich mit Krankheit und Erho- 
lungsbedürfnis von seiner westfälischen Heimat aus. Der Prozeß endete schließlich 
damit, daß das Gericht zu Lasten des Klägers das Verfahren einstellte.”” Gegen die bei- 
den umstrittensten Figuren in der Hitlerschen Führungsgrupe, Esser und Streicher, hat- 
ten schon im Jahre 1924 eine Reihe von völkischen Landesverbänden in Nord- und Süd- 
deutschland Stellung genommen und ihren Ausschluß aus der Partei gefordert - ver- 
geblich, weil Hitler an ihnen festhielt.‘ 

Ganz offensichtlich bemühte sich die DVFP, die völkischen Splittergruppen in Süd- 
deutschland, wie den Nationalsozialistischen Volksbund, an sich zu ziehen und so die 
Hitlerbewegung zu überspielen. Umgekehrt versuchte die NSDAP, der DVFP in ihrer 
Domäne Mecklenburg Konkurrenz zu machen.” 

Unbeschadet der ständigen Zwistigkeiten mit den Völkischen und den Abtrünnigen der 
alten Partei breitete die NSDAP bereits im Jahre 1925 ihr organisatorisches Netz über 
ganz Deutschland aus. Im grundlegenden Unterschied zur ersten Partei, die im wesent- 
lichen auf München und Oberbayern, ihr eigentliches Ursprungsgebiet, beschränkt 
gewesen war, entwickelte sich Hitlers Neugründung von der Geburtsstunde an zu einer 
gesamtdeutschen Organisation. Das war nur möglich, weil die Bewegung während der 
Verbotszeit unterirdisch weitergelebt und sich der Glaube an den „nationalen Messias“ 
Hitler als unausrottbar erwiesen hatte. Die magische Ausstrahlung Hitlers hatte bereits | 
1923 alle deutschen Lande erreicht“; 1924 wurde sie durch Hitlers Auftreten im Prozeß | 
belebt. Auch aus Österreich wurde er bereits 1923 als „hochgeschätzter Führer“ ange- 
sprochen.” 

Der Widerhall des Prozesses erfaßte ganz Deutschland und trug dazu bei, daß Hitler die 
Organisation seiner neugegründeten Partei von Anfang an auf das gesamte Reichsgebiet 
ausdehnen konnte. 

Der völkische Schriftsteller und Literaturhistoriker Adolf Bartels (1862-1945) bezeich- 
nete bereits im Jahre 1925 Hitler als „Hauptvorkämpfer der nationalsozialistischen deut- 
schen Arbeiterbewegung“, mit einer bedeutenden Einschränkung: „Im übrigen ist der 
Fortgang der nationalsozialistischen Bewegung, wie schon erwähnt, nicht mit seiner Per- 
son verknüpft, sie ist eine wahrhaft völkische, d. h. eine aus dem ganzen Volk kom- 
mende Bewegung.“ ” 


51 CVZ, Nr. 8. V. 20.2. 1925, S. 143: „Adolf Hitlers Zukunftsträume“ 

52 Prozeßakte Drexler gegen Hitler, ebd: Beschluß des Ehrenausschusses, „daß Drexler weder unehrenhaft noch eingennüt- 
zug gehandelt hat, und daß sich keine Anhaltspunkte für die Berechtigung der Vorwürfe ergeben haben; welche Adolf 
Hitler in der Fraktionssitzung am 26. ???. 1925 gegen Herrn Drexler erhoben hat“. Beschluß ohne Datum und Unter- 
schrift: AFW. 

53 Prozeßakte Plümer-Esser, AFW; ferner Artikel: Das Fiasko der Hitlergegner in VB, Nr. 15 v. 20. 1. 1926 

54 Franz-Willing, Putsch und Verbotszeit, $. 223; ferner: Quellen und Dokumente, S. 411 
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Fast gleichzeitig mit Bartels brachte die jüdische CVZ einen Artikel „Der erste deutsche 
Nationalsozialist“, verfaßt von einem Rechtsanwalt Dr. Hochschild (Frankfurt/M.) Die- 
ser hob hervor, „daß der erste bedeutende deutsche Nationalsozialist nicht der redege- 


wandte Herr Adolf Hitler war, sondern der in Breslau im Jahre 1825 geborene deutsche 
Jude Ferdinand Lassalle“.” 


59 CVZ, Nr. 17 v. 24. 4. 1924, S. Beilage: 
Der erste deutsche Nationalsozialist. Von Rechtsanwalt Dr. Hochschild (Frankfurt a. M.). 
„Es soll hier in einem parteipolitisch neutralen Blatt nicht irgendwie Stellung für einen nationalen Sozialismus gegen eine 
mehr international orientierte Arbeiterbewegung genommen werden. Uns interessiert hier das Problem nur so weit, als 
jetzt die deutschen Juden bekämpft werden, als ob sie kein Nationalgefühl hätten und verantwortlich seien für die angeb- 
lich ‚vaterlandslose‘ Einstellung der Sozialdemokraten und Kommunisten, da geistige Väter und politische Führer wie 
Karl Marx und Kurt Eisner jüdischer Abstammung waren. Daß anderseits der geistige Vater der Deutschkonservativen 
Partei der jüdisch geborene Friedrich Julius Stahl war, davon hört man wenig zu Ehren jüdischer Eltern von seiten der 
Herren Heydebrand von der Lasa und Grafen Westarp. Dagegen führt die völkische, nationalsozialistische Schar der Hit- 
ler- und Wulle-Anhänger einen großen Lärm, indem sie statt Sozialismus jetzt immer das Wort Marxismus im Munde 
führt, trotzdem die heutige sozialdemokratische Parteileitung in ihrer Praxis von der reinen Lehre Karl Marx‘ erheblich 
abgewichen und gerade der Gralshüter des unverfälschten Marx-Dogmas der nichtjüdische Herr Karl Kautsky ist. Das 
Wort ‚Marxismus‘ ist ein innerlich leeres, absichtlich hervorgezerrtes Schlagwort geworden, um Judentum und interna- 
tionale, materialistische Anschauung im feindlichen Sinne zu identifizieren. 
Nun kämpfen mit der Dummheit Götter selbst vergebens; aber wir wollen doch hier einmal uns selbst und unseren 
Freunden vor Augen führen, daß der erste bedeutende deutsche Nationalsozialist nicht der redegewandte Herr Adolf Hit- 
ler war, sondern der in Breslau im Jahre 1825 geborene deutsche Jude Ferdinand Lasalle, der allzu früh, schon mit 39 Jah- 
ren, an den Folgen einer Duellwunde im Jahre 1864 sterben mußte. Die historische Sozialdemokratische Partei, wie sie 
zur Zeit des Sozialistengesetzes von Bismarck als staatsgefährlich und vaterlandslos bekämpft wurde, hatte ihre Zielrich- 
tung ‚Proletarier aller Länder vereinigt euch‘ nicht von jüdischen Parteiführern erhalten, sondern von den Urteutonen 
Wilhelm Liebknecht und August Bebel. Diese beiden haben schon in den sechziger Jahren die Lassalleaner heftig 
bekämpft und vor allem deren preußisch-deutsche Einstellung verworfen. 
Die Lassalleaner waren von ihrem genialen Führer zu einer im modernen Sinne patriotischen Einstellung erzogen wor: 
den. Lassalle war überhaupt der erste, der in Deutschland eine politische Arbeiterpartei mit sozialistischem Programm ins 
Leben gerufen hatte, den im Jahre 1863 gegründeten ‚Allgemeinen deutschen Arbeiterverein‘. Ein bezeichnender Name. 
Die Umbenennung in ‚Sozialdemokratische Partei‘ erfolgte erst später durch Bebel und Liebknecht. 
Lassalle selber war als Hegelianer begeisterter Anhänger des nationalen Staatsgedankens, er stellte in seiner idealistischen 
Weltanschauung, als ein reiner Ritter von Geist, nichts so hoch als die Idee der reinen Staatsgewalt und erwartete von ihr 
alles zur wirtschaftlichen Hebung des Arbeiterstandes. Freilich suchte er seine Arbeiteranhänger anzufeuern, vor allem für 
das gleiche und geheime Wahlrecht einzutreten, um sich den nötigen Einfluß auf den Staat zu sichern. Er war ein 
geschworener Gegner der alten Fortschrittspartei, mit der auch König Wilhelm und Bismarck in schärfstem Konflikt vor 
1866 lebten. Seiner großdeutschen Sehnsucht in der auswärtigen Politik gab Lassalle schon 1859 klassischen Ausdruck in 
der noch heute lesenswerten Schrift: ‚Der italienische Krieg und die Aufgabe Preußens‘, wo er den Geist Friedrichs des 
Großen und Fichtes beschwor und noch vor der Ministerpräsidentschaft Bismarcks Preußen zum Bündnis mit Italien und 
Garibaldi zum Kampf gegen das reaktionäre, völkergemischte Österreich, zur Verständigung mit Frankreich aufrief, um 
jetzt den deutschen Einheitsstaat mit preußischer Führung zu schaffen. 
Bismarck selber, der im September 1862 preußischer Ministerpräsident wurde, sympathisierte stark mit dem ihm in man- 
chem verwandten Ferdinand Lassalle. Er zog ihn im Winter 1863/64 mehrfach zu stundenlangen, intimen Besprechun- 
gen zu und ließ sich auch von Lassalle für Arbeiterfragen und die soziale Bewegung sowie für die Einführung des glei- 
chen, geheimen, direkten Wahlrechts im Gegensatz zum preußischen Dreiklassenwahlrechts erwärmen. 
Warum halten uns nun die ‚völkischen‘ modernen Nationalsozialisten nicht auch Lassalle vor? Aus historischer Unbildung 
oder weil es nicht in ihren demagogischen Kram der Volksverhetzung paßt? Wir aber wollen gerade im Wahlkampf zur Ver- 
teidigung des schwer verleumdeten Judentums auf den großen programmatischen Namen Ferdinand Lassalle hinweisen, 
wenn wieder die Mär vom ‚jüdischen Marxismus‘ als der alleinunseligmachenden Intrige gegen ‚deutsche Belange‘ erklingt. 
Der Geist Lassalles siegte ja auch, wie der Heidelberger Historiker Oskar in seiner bedeutenden Lassalle-Biographie (drit- 
te Auflage, $. 509) ausführt, am 4. August 1914, als sich die Sozialdemokratische Partei bereitfand, wie alle anderen, im 
Kriege das Vaterland zu verteidigen. Vielleicht wäre es nicht zum Kriege gekommen, wenn vorher die Partei unter der 
weiten geistigen Führung von Lassalle im Gegensatz zu dem in äußerer Politik enggestirnten Bebel regierungsfähig und 
dabei einflußstark gewesen wäre. Leider hatte sich ja die stark dogmatisch beeinflußte Partei in vielen Dingen von 1870 
bis 1914 selber ausgeschaltet und lieber Ideologie als praktische Politik, besonders in der Außenpolitik, betrieben. Wir 
können diese geschichtliche Frage natürlich hier nicht klären. Bewiesen ist aber, daß unter Lassalles nationalsozialistischer 
Einstellung sich Bismarck anders gegenüber der Arbeiterpartei verhalten hätte und es zu so furchtbaren Zusammenstößen 
nicht gekommen wäre (... .).“ 
Salcia Landmann weist in ihrer Rezension des Buches „Doppelgänger, du bleicher Gesell - zur Pathologie des deutsch- 
jüdischen Verhältnisses“ (Seewald-Verlag, Stuttgart 1969) darauf hin, daß der Ausdruck „Nationalsozialismus“ von dem 
sozialistischen „Frühzionisten Moses Heß, dem Zeitgenossen von Heine und Marx“ stammt (den Hinweis dankt der 
Autor dieser Darstellung Oberst a.D. Hans Roschmann. Dieser konnte jedoch aus der Erinnerung das publizistische 
Organ, in dem Landmann die Rezension veröffentlicht hatte, nicht mehr nennen). 
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Über die Neugründung des Gaues Baden und seine Entwicklung gibt die Lebensbe- 
schreibung des Freiherrn Marschall von Bieberstein Auskunft.“ Hitler erteilte im März 
1925 dem Oberleutnant a.D. Robert Wagner den Auftrag, die NSDAP in Baden neu zu 
gründen und ernannte ihn am 25. März 1925 zum Gauleiter von Baden.“ Robert Wag- 
ner war im Krieg wegen hervorragender Tapferkeit vor dem Feinde zum Leutnant beför- 
dert worden, wurde nach dem Zusammenbruch in die Reichswehr übernommen, zum 
Oberleutnant befördert und nahm 1923 aktiv am Hitlerputsch teil. Bereits am 22. März 
1925 hatte er eine Gründungstagung einberufen, im gleichen Monat wurde die Orts- 
gruppe Freiburg/Breisgau gegründet. Im August 1925 fand in Karlsruhe der erste Gau- 
parteitag statt. Die Gauleitung übergab dem Freiherrn Wilhelm Marschall von Bieber- 
stein (1890-1938) - zweiter Sohn des kaiserlichen Staatssekretärs im Auswärtigen Amt 
- die Organisation von SA und SS im Gau Baden. 

Der Schlageterbund wurde in die SA eingegliedert.‘ Bei den Landtagswahlen im Okto- 
ber 1925 fiel die NSDAP durch. Gauleiter Robert Wagner und Marschall von Bieber- 
stein nahmen mit siebzig Parteigenossen am Reichsparteitag in Weimar 1926 teil. Dort 
verlieh Hitler die erste SA-Standarte an den Gau Baden. Erst bei den Landtagswahlen 
im Oktober 1929 gelang es der Partei, sechs Mandate zu gewinnen; auch Marschall von 
Bieberstein zog in den Landtag ein. Sein Nachfolger in der Führung der badischen SA 
wurde der Reichswehroffizier Hanns E. Ludin, 1930/31 in Festungshaft wegen NS- 
Betätigung. Bieberstein ging im Januar 1934 wieder zur Luftfahrt und wurde Führer der 
Landesfliegergruppe Brandenburg IV. Am 31. Januar 1935 stürzte er tödlich ab. 
Unabhängig von den Vorgängen in München entstanden im Laufe des Jahres 1925 im 
ganzen Reichsgebiet neue „Gaue“, ein Zeichen für die zündende Kraft der Hitlerschen 
Neuschöpfung der NSDAP: * 

Rheinland-Nord mit Gauleiter Karl Kaufmann; 

Rheinland-Süd mit Gauleiter Heinz Haake, dann Dr. Robert Ley; 

Westfalen mit Gauleiter Franz von Pfeffer; 

Hessen-Nassau-Nord mit Gauleiter Prof. Dr. Walther Schultz; 

Hessen-Nassau-Süd mit Gauleiter Anton Haselmayer; 

Hamburg mit Gauleiter Joseph Klant“; 

Lüneburg-Stade mit Gauleiter Otto Telschow; 

Schleswig-Holstein mit Gauleiter Hinrich Lohse; 

Hannover-Nord mit Gauleiter Bernhard Rust; 

Hannover-Süd (Göttingen) mit Gauleiter Ludolf Haase; 

Mecklenburg-Lübeck mit Gauleiter Friedrich Hildebrandt; 

Pommern mit Gauleiter Prof. Dr. Theodor Vahlen; 

Ostpreußen mit Gauleiter Bruno G. Scherwitz; 

Groß-Berlin mit Gauleiter Dr. Ernst Schlange 

Elbe-Havelgau mit Gauleiter Alois Bachschmidt; 

Anhalt mit Gauleiter Gustav Schmischke; 

Halle-Merseburg mit Gauleiter Walter Ernst; 

Sachsen mit Gauleiter Martin Mutschmann; 


60 Götz Freiherr von Pölnitz: Emir. Das tapfere Leben des Freiherrn Marschall von Bieberstein, München 1938. 

61 Karl Höffkes: Hitlers politische Generale. Die Gauleiter des Dritten Reiches, Tübingen 1986, $. 372-374. 

61a Albert L. Schlageter wurde von der französischen Besatzungsmacht wegen Teilnahme am Widerstand gegen die völker- 
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63 1926 abgesetzt. Sein Nachfolger Dr. Albert Krebs (Ende 1926) veröffentlichte: „Tendenzen und Gestalten der NSDAP. 
Erinnerungen an die Frühzeit der Partei“, Stuttgart 1959. Demnach erreichte Klant unmittelbar vor seinem Tode noch 
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Thüringen mit Gauleiter Dr. Arthur Dinter; 

Oberschlesien mit Gauleiter Helmut Brückner; 

Baden mit Gauleiter Robert Wagner; 

Württemberg mit Gauleiter Eugen Munder; 

Niederbayern mit Gauleiter Gregor Straßer; 

Franken mit Gauleiter Julius Streicher; 

Rheinland-Nord mit Gauleiter Dr. Joseph Goebbels“. 

Der „Völkische Beobachter“ brachte bereits in der Nr. 3 vom 14. März 1925 Zuschriften 
aus dem ganzen Reich über die wiedererstehenden Hitler-treuen Ortsgruppen und Lan- 
desverbände. Besonders aus Sachsen kamen solche Treuekundgebungen. Ein Treuebe- 
kenntnis kam auch vom Gauführer Rheinland-Süd, dem Landtagsabgeordneten Heinz 
Haake, ferner vom Landesführer Schleswig-Holstein, Hinrich Lohse. Aus Düsseldorf 
kam folgende Nachricht: 

„Die aus der Ortsgruppe Düsseldorf der nationalsozialistischen Freiheitsbewegung aus- 
getretenen alten Nationalsozialisten haben mit Entrüstung von der Einstellung des 
Landtagsabgeordneten Wiegershaus-Elberfeld dem Führer der Nationalsozialisten, 
Adolf Hitler, gegenüber Kenntnis genommen. Sie bedauern, Herrn Wiegershaus am 7. 
Dezember ihre Stimme gegeben zu haben, und sprechen ihm ihr schärfstes Mißtrauen 
aus. Gleichzeit bitten sie die beiden nationalsozialistischen Abgeordneten der Preußen- 
fraktion, Herrn Heinz Haake und Herrn Graf Helldorf, trotz allem auszuharren und in 
Hitler-Treue gegen die Intrigenwirtschaft energisch vorzugehen. gez.Willi Hess.““ 

„Die zahllosen Anforderungen von Anmeldeformularen, Werbematerial usw. können 
leider erst im Laufe der kommenden Woche erledigt werden. Desgleichen müssen wir 
alle Parteigenossen, die Anfragen an die Geschäftsstelle gerichtet haben, bitten, sich 
noch kurze Zeit zu gedulden, bis der Apparat der Geschäftsstelle eingespielt und die 
neue Geschäftsstelle bezogen ist.““ 

Anfang April gab Hitler die Weisung, einen Gau Großberlin zu gründen, und beauf- 
tragte mit der vorläufigen Führung Dr. Schlange.” Dieser hatte schon Anfang März die 
„Großdeutsche Volksgemeinschaft“ Berlin, Potsdam I und II in die neugegründete 
NSDAP überführt.“ 

Der Führer des Landesverbandes Thüringen der NSDAP, Dr. Arthur Dinter, forderte 
alle thüringischen Ortsgruppen auf, sich dem Landesverband anzuschließen. Fritz 
Sauckel übernahm die Leitung der Landesgeschäftsstelle.“ 

Die NSDAP-Gruppe Dresden, Altstadt, wurde am 2. April neu geordnet.” 

Der Landesverband Freistaat Sachsen der NSFB löste sich am 22. 2. 1925 auf und trat 
zur NSDAP Hitlers über.” 

Am 23. März 1925 fand in Harburg a. d. Elbe unter Leitung Gregor Straßers eine Ver- 
tretertagung der NSDAP ganz Niedersachsens statt. Sie war von Vertretern aus Schles- 
wig-Holstein, Hamburg, Mecklenburg, Pommern, Braunschweig, Bremen, Oldenburg 
gut besucht. 

„Nach eingehender Aussprache zwischen den Vertretern der Nationalsozialistischen 
Arbeitsgemeinschaft“ (Direktorium Volck) und der aus der früher geeinten Bewegung 
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hervorgegangenen neuen N.S.D.A.P. über verschiedene grundsätzliche Fragen wurde 
eine feste Organisation für die oben genannten Gebiete aufgestellt. Und zwar wurden 
folgende Gaue eingerichtet und Führer hierfür eingesetzt: 

Gau Schleswig-Holstein, Leitung Lohse; 

Gau Hamburg, Leitung Klant; 

Gau Pommern, Leitung Prof. Vahlen, Stellv. Dr. Lejeune; 

Gau Mecklenburg, Leitung Hildebrand (MdL); 

Gau Göttingen mit Stadt Hannover, Leitung Fobke; 

Gau Lüneburg mit den Ostkreisen der Regierungsbezirke Stade und Lüneburg, Leitung 
Haase; 

Gau Hannover mit der übrigen Provinz Braunschweig, Bremen und Oldenburg, Leitung 
Rust.“ ? 

Bis Ende des Jahres 1925 waren mehrere hundert Ortsgruppen im Reich entstanden, 
und die Partei hatte nach neunmonatigem Bestehen 27117 Mitglieder aufzuweisen.” 


72 VB, Nr. 9 v. 7.4. 1925, Nr. 16 v. 16. 4. 1925 
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1.3. Die Sturmabteilung (SA) 


Das schwierigste Problem des Neu-Aufbaues war die SA. In den „Richtlinien“ hatte Hit- 
ler bestimmt, die Neubildung der SA erfolge „nach den Grundlagen, die bis Februar 
1923 maßgebend waren“. Jedes bewaffnete Auftreten verbot er dabei kategorisch; Zweck 
der SA sei wie vor dem Februar 1923: „Stählung des Körpers unserer Jugend, Erziehung 
zur Disziplin und Hingabe an das gemeinsame große Ideal, Ausbildung im Ordner- und 
Aufklärungsdienst der Bewegung.“' 

Die Zäsur vom Februar 1923 war durch die Militarisierung der SA im Zuge der gehei- 
men Aufrüstung infolge des Ruhrüberfalls der Franzosen und Belgier bestimmt gewe- 
sen.’ Hitler hatte es von Anfang an abgelehnt, die SA zu einer Wehrorganisation aus- 
zubauen. Daran hielt er fest, und an dieser Grundsatzfrage entzündete sich auch der 
Gegensatz zwischen ihm und seinem wichtigsten Gönner der Frühzeit, dem Reichs- 
wehrhauptmann Ernst Röhm. Trotz der Duzfreundschaft, die der aktive Hauptmann 
dem Gefreiten angetragen hatte, konnte dieser Gegensatz nie überbrückt werden. 
Röhm hatte im Jahre 1924, als Hitler in Landsberg einsaß, unter der Schirmherrschaft 
Ludendorffs eine große Wehrorganisation, den „Frontbann“, aufgezogen. Als Hitler 
wieder auf freiem Fuße war, bat ihn Röhm am 14. Januar 1925 um Entbindung von der 
Führung des „Frontbanns“, um Hitler volle Entscheidungsfreiheit zu geben.’ Hitler ver- 
schob jedoch zunächst die Entscheidung. Röhm setzte sich dann zusammen mit ihm 
eifrig für die Reichspräsidenten-Kandidatur Ludendorffs ein. 

Am 22. März 1925 reiste Röhm mit ihm nach Weimar, wo Dr. Arthur Dinter von Hit- 
ler mit der Leitung des Gaues Thüringen beauftragt wurde. Die Art, wie Hitler auftrat 
und die Betrauung durchführte, kündete wie ein Wetterleuchten einen noch in der 
Ferne liegenden, unheilvollen und schicksalsträchtigen Konflikt an. Dinters Berufung 
stieß auf vielfachen Widerspruch, besonders beim „Frontbann“. Hitler forderte wider- 
spruchslose Anerkennung und Ausführung seiner Befehle; auch in seinem Aufruf zu 
Ludendorffs Kandidatur hatte er bereits „blinde Disziplin“ gefordert. Röhm stellt sich 
auf die Seite seiner Kameraden vom „Frontbann“ gegen Hitler. „Hitlers Forderung auf 
bedingungslose Anerkennung seiner Befehle war einfach nicht berechtigt“, stellte Röhm 
fest, „als er [Hitler] den ‚Frontbann‘ noch nicht als die nationalsozialistische Wehrbe- 
wegung anerkannt und damit seiner Führung unterstellt hatte. Zu einer Maßregelung 
der Führer - insbesondere des verdienten Hauptmanns Thoene - die Hitler entgegen- 
getreten waren, konnte ich daher die Hand nicht bieten. Das Verhältnis zwischen Hitler 
und mir litt dadurch empfindlich.“* 

Röhm war in seiner burschikosen, ehrlichen Art ein wirklicher Freund Hitlers und such- 
te ihn vor Gefahren zu bewahren. Dagegen war dieser offenbar der Meinung, Röhm 
werde sich ihm bedingungslos fügen und die Führung der SA in seinem, Hitlers Sinn, 
übernehmen. Sinngemäß erschien am 8. April 1925 folgende „Anordnung“ Hitlers: 
„Alle Anfragen bezüglich der S.-A. der N.S.D.A.P. sind an Herrn Hauptmann Röhm 
(... .) zu richten. Seinen Weisungen ist Folge zu leisten. München, den 27. März 1925. 
Adolf Hitler.“® 


1 Volz, Daten, $. 21 
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Vier Wochen später, am 1. Mai 1925, veröffentlichte Röhm folgende „Erklärung“: 
„Alle Anfragen bezüglich der SA der NSDAP sind künftig, solange von Adolf Hitler 
keine neue Weisung ergeht, an die Geschäftsstelle der N.S.D.A.P., München, alle Anfra- 
gen bezüglich des Frontbanns an Graf Helldorf (. . .) zu richten. Mit dem heutigen Tag 
lege ich die Führung des Frontbanns und der S.A. nieder. Gleichzeitig scheide ich aus 
allen politischen Verbänden und Vereinen aus, um mir die volle Handlungsfreiheit für 
die Zukunft zu sichern. München den 1. Mai 1925. Röhm, Hptm. A. D.“‘ 

Was war in der Zwischenzeit geschehen? Röhm schilderte die Entwicklung und die 
Gründe seines Entschlusses wie folgt: „Der Vorfall in Weimar veranlaßte mich, eine 
grundsätzliche Erklärung meines Verhältnisses zu Hitler herbeizuführen. Ich wollte in 
voller Offenheit meinem Freunde Hitler alles, was mir nicht gefiel, sagen. Ich weiß, daß 
viele Menschen Mahner und Warner nicht vertragen können; ich nahm immer den ent- 
gegengesetzten Standpunkt ein (. ..). Mit Hitler verband mich aufrichtige Freundschaft; 
gerade weil ich sah, daß sich Schmeichler um ihn drängten, die ihn bedingungslos anbe- 
teten und kein Wort des Widerspruchs wagten, hielt ich mich für verpflichtet, als getreu- 
er Kamerad zum Freunde offen zu reden.“’ 

Und weiter: „Die Aussprache mit Hitler fand in dessen Wohnung am 16. April 1925 
statt; sie verlief unbefriedigend, in meinem Vorgehen erblickte Hitler nicht einen 
Freundschaftsdienst, sondern eine generelle Herabsetzung seines Wirkens. Die lag mir 
natürlich ferne. Meine Vorschläge zur Neugründung des Frontbannes lehnte er ab. Er 
wollte die ausschließliche Unterstellung und Eingliederung in den Rahmen der 
N.S.D.A.P.“' 

Röhm dagegen wollte die SA in Verbindung mit dem Frontbann als selbständige Glie- 
derung neben der Parteiorganisation aufbauen. Hitler aber forderte „die ausschließliche 
Unterstellung und Eingliederung in den Rahmen der NSDAP“.’ Tags darauf, am 17. 
April 1925, teilte Röhm Hitler seinen Entschluß mit, die Führung von SA und Front- 
bann niederzulegen. Als Hitler nicht antwortete, schrieb ihm Röhm am 30. April: 

„Da ich auf mein Schreiben, in dem ich den Auftrag zur Führung der $.A. in Deine 
Hand zurücklegte, keinen Bescheid erhielt, glaube ich Deines Einverständnisses sicher 
zu sein, wenn ich die beiliegende Erklärung der nationalsozialistischen Presse zur Ver- 
öffentlichung übergebe.“ Röhm veröffentlichte daraufhin die oben angeführte 
Erklärung in folgenden Zeitungen: Völkischer Beobachter, Völkischer Kurier, Deutsche 
Wochenschau. Ludendorff schickte an Röhm ein Dankschreiben, Hitler schwieg sich 
aus. 

Röhm schied in der Folge für nahezu sechs Jahre aus dem öffentlichen Leben aus, bis 
ihm Hitler im Herbst 1930 einen Brief nach Bolivien schrieb mit der Bitte, nach 
Deutschland zurückzukehren und die Führung der SA zu übernehmen. So blieb die 
Frage der Neuaufstellung der SA und ihrer Spitzengliederung bis auf weiteres ungelöst. 
Den einzelnen Gauleitern blieb es überlassen, örtlich SA-Verbände aufzustellen und ein- 
zusetzen. 
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1.4. Die Schutzstaffel (SS) 


Im Gegensatz zur SA vollzog sich die Gründung und Aufstellung der Schutzstaffel (SS) 
als zentraler Organisation reibungslos. Sie diente dem persönlichen Schutz Hitlers. Ihre 
Vorläufer waren die „Stabswache“ und der „Stoßtrupp Hitler“. Sie setzte sich „aus den 
treuesten und zuverlässigsten Parteigenossen“ zusammen und wurde schon aufgrund 
der sorgfältigen Auslese zahlenmäßig klein gehalten.' Als Uniform trugen die Männer 
der Schutzstaffel Braunhemd und schwarze Binder, schwarze Mütze mit Totenkopf und 
schwarzumränderte Armbinde. Sogar zwei Bürgen mußte der in die Schutzstaffel auf- 
genommene Parteigenosse stellen. 

In der Öffentlichkeit erschien die Schutzstaffel erstmals bei der Beerdigung von Oberst- 
landesgerichtsrat Ernst Pöhner, der Ende April 1925 einem Autounfall erlegen war. Sie 
bestand am Anfang nur aus einem Führer und acht Mann. Gründer und erster Führer 
der Schutzstaffel war Julius Schreck (1898-1936). Er war von Beruf Lagerist, Soldat im 
Weltkrieg, dann im Freikorps Epp, Parteimitglied seit 1921, Mitglied des Stoßtrupps 
Hitler 1923, inhaftiert in Landsberg. 1925 trat er der neugegründeten Partei sofort bei, 
wurde Kraftfahrer Hitlers bis zu seinem frühen Tode (1936) und stellte die erste 
Schutzstaffel in München auf. Mit Datum vom 21. September 1925 gab Schreck fol- 
gendes Rundschreiben heraus: 

„An alle Gauleitungen und selbständigen Ortsgruppen. Betreff: Aufstellung von 
Schutzstaffeln. Unter Bezugnahme zur Aufstellung von Schutzstaffeln durch Herrn 
Adolf Hitler und der Parteileitung werden Sie zum Beachten folgender Punkte ersucht: 
Den Zweck und die Tätigkeit ersehen Sie aus beiliegenden Richtlinien. 

Die Schutzstaffeln sind nicht mit der $.A. zu verwechseln. 

Sie werden um Namensnennung einer zur Führung der Schutzstaffel geeigneten Per- 
sönlichkeit, die die Bedingungen hierzu restlos erfüllt, an untenstehende Adresse 
ersucht. Die Richtlinien wollen Sie sodann der betreffenden Persönlichkeit aushändigen 
und hat sich dieselbe sofort mit der Oberleitung der Schutzstaffeln ins Benehmen zu 
setzen.“ 

Im Dezember 1925 brachte der VB folgende Mitteilung: 

„Zur Beachtung! Ehemalige Angehörige der SA, welche in die Schutzstaffel der NSDAP 
eintreten wollen, melden sich bei der Hauptgeschäftsstelle der Partei (. . .) Oberleitung 
der Schutzstaffeln der NSDAP. Die Schutzstaffel der NSDAP hält eine ‚deutsche Weih- 
nachtsfeier‘ am 11. 12.“ Für die Weihnachtsfeier wurde eine Ansprache von MdL Berg- 
werksdirektor Wagner angekündigt. Die Angehörigen der SA sollten in Zivil erscheinen. 
Am 29. Januar 1926 wurde im Sprachrohr Hitlers in der Rubrik „Aus der Bewegung“ ein 
anonymer Artikel veröffentlicht: „Was sind und was wollen die Schutzstaffeln der 
N.S.D.A.P.?“ 

»(. . .) Die aufreizendsten Plakate, Flugblätter und Gegendemonstrationen gegen unse- 
ren Führer Adolf Hitler, wenn derselbe in irgendeiner Versammlung spricht, zeigen uns 
mit klarer Deutlichkeit, gegen wen bei eventuell vorkommenden Unruhen und Auf- 
ständen die verhetzten Massen vorgeschickt werden. Um all dem vorzubeugen, hat sich 
die Parteileitung entschlossen, in allen Ortsgruppen der NSDAP Schutzstaffeln, beste- 
hend aus den besten und zuverlässigsten Parteimitgliedern aufzustellen. Dieselben ste- 
hen alle miteinander in Verbindung und sind organisatorisch in einer Oberleitung in 
München zusammengefaßt. Ihre Tätigkeit besteht darin, in ihrem Bereich Versamm- 


1 Ablichtung des Rundschreibens Nr. 1, AFW 
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lungen zu schützen, Bezieher und Anzeigen für den VB zu werben, der Partei Mitglie- 
der zuzuführen und Abwehrmaßnahmen gegen Möglichkeiten, die eingangs erwähnt 
sind, vorzubereiten. Dabei geht die Oberleitung von dem Grundsatz aus, daß eine klei- 
ne Schar der Besten und Entschlossensten weit wertvoller ist, als eine große Masse Mit- 
läufer ohne Entschlußkraft. Die Richtlinien zur Aufstellung von Schutzstaffeln sind 
daher sehr streng gezogen, und die zahlenmäßige Stärke der Schutzstaffeln ist aufs eng- 
ste begrenzt. Diese Schutzorganisation ist kein neuer Verein, sondern die Zusammen- 
fassung der besten und zuverlässigsten männlichen Parteimitglieder zum Schutze und 
zur selbstlosesten, unermüdlichsten Arbeit für die Bewegung. Nur wer in dem großen 
Kampfe, den unsere Bewegung durchführen muß, in vorderster Linie sein will, trete in 
die Schutzstaffel ein!“ ’ 

Wenige Monate später wurde das Thema „SS“ vom „Völkischen Beobachter“ in einem 
langen Artikel „Warum die Schutzstaffeln?“ erneut aufgegriffen.‘ Der Artikel war im Auf- 
trag der „Oberleitung der Schutzstaffeln“ von einem A. Rosenwink (Pseudonym für 
Alfred Rosenberg?) verfaßt. Er beginnt mit dem Zitat einer angeblichen Prophezeiung 
Walter Rathenaus über den Untergang Deutschlands und führt dann die „Protokolle der 
Weisen von Zion“ als Beweis für das jüdische Weltherrschaftsstreben an. Ferner befaßte 
er sich mit der bolschewistischen Bedrohung Deutschlands von innen und von außen. 
Auf Hilfe dagegen von seiten der Westmächte könne nicht gerechnet werden. Der Rot- 
frontkämpferbund (Nachfolgeorganisation der „Roten Armee“) zähle in Berlin allein 
schon 30.000 Mann. Deutschland müsse zur Selbsthilfe greifen. Da Sturmabteilungen 
und sonstige Wehrorganisationen den Nationalsozialisten verboten seien, würde als 
Selbstschutz die Schutzstaffel aufgestellt. Bezahlte Kräfte gebe es in der Schutzstaffel 
nicht, alle Arbeit müsse ehrenamtlich durchgeführt werden. Jeder Angehörige der SS 
müsse fünfzig Pfennig Monatsbeitrag leisten, Spenden für die SS würden einem 
„Kampffonds“ zugeführt. Der Kampf gegen „Judentum“ und „Marxismus-Bolschewis- 
mus“ sei die eigentliche Aufgabe der SS im besonderen, der Hitlerbewegung im allge- 
meinen. 

Am 14. April 1926 übernahm der ehemalige Führer des Stoßtrupps Hitler, Joseph 
Berchtold (geb. 1897, Kaufmann), der nach dem Putsch nach Österreich geflüchtet und 
von dort zurückgekehrt war, im Auftrag Hitlers die „Oberleitung der Schutzstaffeln“ als 
„Reichsführer der Schutzstaffel der N.S.D.A.P.“. Diese Aufschrift trägt der Stempel mit 
dem Hoheitszeichen auf dem Rundschreiben Nr. 1 vom 14. April 1926, das Berchtold 
herausgab. „F.d.R.“ zeichnete als Stellvertretender Reichsführer „Heiden“. Die Schluß- 
formel lautete: „Mit dem deutschen Heilgruß“*. Stempel: „Reichsführer Schutzstaffel der 
N.S.D.A.P.“° Schon am 10. April meldete der „Völkische Beobachter“ auf Seite 3: „Der 
Reichsführer der Schutzstaffeln“, gez. Berchtold. 

Die SA wurde als „Sportabteilung“ bezeichnet.‘ 

Gleichzeitig mit dem Rundschreiben Nr. 1 gab Berchtold noch „Richtlinien zur Auf- 
stellung von Schutzstaffeln“ der NSDAP heraus. Sie wiederholen in verkürzter Form das 
Wesentliche des Rundschreibens Nr. 1. Noch im Monat der Amtsübernahme schrieb 
Berchtold an den Gau-SA-Führer Wilhelm Lutze, Ruhr, einen groben Brief ohne Anre- 
de folgenden Inhalts:” 
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„Unser Führer Adolf Hitler hat mich zum Reichsführer der Schutzstaffeln betraut und 
mir den Auftrag gegeben, in allen Orten mit der Errichtung der $.S. zu beginnen. Wie 
ich nun aus den Akten ersehe, war der frühere stellvertretende S.S.-Führer mit Ihnen 
bereits wegen einer Aufstellung der S.S. in Elberfeld in Fühlung getreten. Sie haben 
jedoch auf das diesbezügliche Schreiben vom 5. und 16. November keine Antwort mehr 
gegeben. Von einem Gau-SA-Führer glaube ich die nötige Disziplin doch voraussetzen 
zu dürfen, daß er Anfragen beantwortet. Zum mindesten jedoch dürfte dies der Anstand 
erfordern. Ich ersuche Sie deshalb nochmals, mir umgehend Bescheid zukommen zu 
lassen, wie weit nun die Vorarbeiten für die S.S. gediehen sind und wer als Führer in 
Betracht kommt. Zur Information des in Betracht kommenden Führers lege ich diesem 
Brief Rundschreiben Nr. 1 und Richtlinien bei. Mit deutschem Heilgruß! Schutzstaffel 
der N.S.D.A.P. Der Reichsführer Berchtold.“ 
Das Schreiben ist vom 29. April datiert. Berchtold verwandte dazu einen offiziellen 
Kopfbogen der NSDAP. Auffallend ist auch der schlechte deutsche Stil des „Kauf- 
manns“ und nunmehrigen „Reichsführers“ der SS Joseph Berchtold. 
Im Juni 1926 gab die Oberleitung ein Rundschreiben zur Werbung von fördernden Mit- 
gliedern heraus, mit der Anrede: „Euer Deutschgeboren!* Dort lauten die wesentlichen 
Schlußsätze: „Opfermut, Begeisterung und Tatkraft sind in unseren Reihen zu finden. 
Nur an einem mangelt es: es ist das leidliche [sic!] Geld. Mit Idealismus allein ist es aber 
leider unmöglich, den Ausbau unserer Organisation zu vollziehen, die oft zum Ver- 
sammlungsschutz notwendige Zusammenziehung verschiedener Staffeln durchzu- 
führen und die nötigen Fahrtspesen aufzubringen. Ich stelle an Sie die Bitte, als för- 
derndes Mitglied der Schutzstaffel beizutreten und durch die Verpflichtung einen 
Monatsbeitrag von monatlich 1,- M[ark] auf unser Postscheckkonto einzubezahlen, um 
uns den weiteren Ausbau der $.$. zu ermöglichen. Ich hoffe, keine Fehlbitte getan zu 
haben, und wollen Sie die anliegende Aufnahmeerklärung ausgefüllt an die Oberleitung 
der Schutzstaffeln einsenden. 
Anlage: 1 Aufnahmeerklärung 

1 Zahlkarte Mit deutschem Gruße!“* 


Der Reichsführer der Schutzstaffeln, Berchtold, „bestätigt vorerst folgende Schutzstaf- 
feln mit ihren Führern: Auma, Augsburg, Bernburg, Breslau, Cadolzburg, Danzig, Dres- 
den, Esslingen, Frankfurt/Main, Freiberg i. Sa., Fürth, Göttingen, Halle, Hamburg, Hei- 
delberg, Mecklenburg, Koburg, Köln, Leipzig, München, Neulustheim, Neustadt. a. d. 
H., Starnberg, Stuttgart und Zwickau. Sämtliche hiermit noch nicht bestätigten Staffeln, 
wollen umgehend der Oberleitung der SS-Tätigkeitsbericht und Meldung über Mit- 
gliedsstärke einsenden.“’ 

Am 6. August 1926 brachte der „Völkische Beobachter“ einen Beitrag unter dem Titel: 
„Stellung der $.S. zur politischen Bewegung und S.A.“ Darin wurde ausgeführt: 

„Die Schutzstaffel ist ein Teil der NSDAP. Ihre Oberleitung in München untersteht 
direkt dem Führer der Bewegung, Herrn Adolf Hitler. Weder Ortsgruppe noch Gaulei- 
tung haben sich in die inneren organisatorischen Aufgaben der örtlichen Schutzstaffel 
zu mischen. Ihr steht jedoch das Recht zu, Versammlungsschutz beim örtlichen SS-Füh- 
rer anzufordern sowie die SS zu Propaganda-Arbeiten heranzuziehen. Diesem Ersuchen 
hat unter allen Umständen der SS-Führer Folge zu leisten. Bei Mißstimmigkeiten ent- 
scheidet die Oberleitung der $.S. Alle anderen Aufgaben werden von der Oberleitung 
den einzelnen Staffeln zugewiesen. 


8 AFW 
9 VB, Nr. 133 v. 13./14. Juli 1926, S. 26 
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Die Schutzstaffel ist keine Unterabteilung der S.A., sondern steht gleichberechtigt 
neben ihr. Gemeinsamer Versammlungsschutz ist im beiderseitigen Einvernehmen zwi- 
schen S.A. und S$.S. zu leisten. Im Interesse unseres gemeinsamen Zieles ist alles zu 
unterlassen, was Unstimmigkeiten zwischen Schutzstaffel und politischer Bewegung ver- 
ursachen könnte. Schutzstaffel, S.A. und Ortsgruppe haben Hand in Hand zu arbeiten, 
das soll der Grundsatz jeden Führers und jeden Mitglieds sein.“ ' 

Mit der Errichtung der Obersten SA-Führung (OSAF) unter Hauptmann a.D. Franz 
Pfeffer von Salomon im November 1926 wurde die SS der Obersten SA-Führung unter- 
stellt. 

Die Schutzstaffel zählte im Jahre 1926 etwa 200 Mann. Im März 1927 wurde der bishe- 
rige stellvertretende Reichsführer, Erhardt Heiden, als Nachfolger Berchtolds zum 
Reichsführer ernannt. Heiden hatte bereits 1923 dem Stoßtrupp Hitler angehört und 
war 1925 Mitbegründer SS. Er war eng befreundet mit Emil Maurice. Heiden führte die 
SS bis Ende 1928,'' dann wurde er auf eigenen Wunsch des Amtes enthoben und auf- 
grund einer Verfügung Hitlers vom 6. Januar 1929 von seinem Stellvertreter Heinrich 
Himmler abgelöst. Die „Verfügung (nur für die $.S., nicht für die Presse)“ auf Kopfbo- 
gen „Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei“ vom 20. Januar 1929 lautet: 
„Der Reichsführer der Schutzstaffel Pg. Erhard Heiden bat mich bereits am 1. Dezem- 
ber 1928, ihn von seiner Dienststelle als Reichsführer der SS aus familiären sowie wirt- 
schaftlichen Gründen zu entheben. Am 6. 1. 1929 habe ich Pg. Heiden von seiner Stel- 
le als Reichsführer der SS enthoben und spreche ihm meinen Dank aus, daß er in drei 
Jahren, seitdem er mit einigen Kameraden zusammen in München die erste Schutzstaf- 
fel gründete, in der Schutzstaffel treu und ehrlich der Bewegung gedient hat. Ich beto- 
ne, daß die Amtsenthebung des Pg. Heiden auf seinen Wunsch erfolgt und in keiner 
Weise mit den Verleumdungen der sozialdemokratischen Presse in Verbindung zu brin- 
gen ist. Zum Reichs-S.S.-Führer ernenne ich den bisherigen Stellv. Reichs-S.S.-Führer 
Pg. Heinrich Himmler. 

München, den 20. Januar 1929 

gez. Adolf Hitler 

Parteistempel 

Bouhler“ - 

Es fällt auf, daß der Reichsgeschäftsführer der NSDAP, Philipp Bouhler, diese personal- 
politische „Verfügung“ Hitlers gegenzeichnete. Zu diesem Zeitpunkt zählte die SS etwa 
300 Mann. 


Innerhalb und teilweise auch bereits außerhalb der gesamten Bewegung war man sich 
der Bedeutung Hitlers bewußt. Im Rahmen der von ihm neugegründeten NSDAP galt 
es als besondere Auszeichnung, wenn eine Ortsgruppe den „Führer“ als Redner 
begrüßen konnte. So erließ der Privatsekretär Hitlers, Rudolf Heß, Ende Juli 1925 
bereits folgende Anordnung: 

„An die Ortsgruppen: Bei Hitlerversammlungen und Führertagungen haben stets zwei 
zuverlässige Stenographen die Rede Hitlers aufzunehmen. Ein Exemplar in Maschinen- 
schrift ist sofort an das Privatsekretariat des Herrn Hitler, München, Schellingstraße 50, 


10 VB, Nr. 179 v. 6. 8. 1926, S. 3. Artikel: Stellung der $.S. zur politischen Bewegung und zur SA. 
11 Von ihm stammt Befehl Nr. 1 v. 13. 9. 1927 (unvollständig), nach dem Parteitag in Nürnberg herausgegeben. AFW. 
12 Ablichtung, AFW. 
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einzusenden. Die Rede darf erst nach schriftlich erteilter Erlaubnis gedruckt werden. Bei 
Einholung der Erlaubnis ist die druckfertige Rede beizulegen. Hess.“ 

Hitler gab als Beruf bei Unterschriften „Schriftsteller“ an. Am 18. Juli 1925 veröffent- 
lichte er den ersten Band seines Buches „Mein Kampf“. Der ursprünglich geplante Titel 
war: „Viereinhalb Jahre Kampf gegen Lüge, Dummheit und Feigheit“.'' Diese Kritik an 
der Revolution und der aus ihr hervorgegangenen Weimarer Republik deckte sich auf- 
fallend mit Rathenaus „Kritik der dreifachen Revolution“. Hitler hatte das Buch in der 
erzwungenen Muße der Landsberger Haft verfaßt und seinem Sekretär Rudolf Heß dik- 
tiert. Josef Stolzing-Cerny und auch Pater Bernhard Stempfle sollen bei der sprachlichen 
Gestaltung mitgewirkt haben. 

Hitlers Stärke lag im Reden, nicht im Schreiben. Er selbst hat immer wieder darauf hin- 
gewiesen, daß weltgeschichtliche, von großen Männern in Gang gesetzte Bewegungen 
auf der Macht des gesprochenen, nicht des geschriebenen Wortes beruhten. Er fühlte 
sich als Volkstribun und wirkte als solcher. Das über ihn verhängte Redeverbot auf 
öffentlichen Versammlungen war die stärkste Behinderung, die man ihm auferlegen 
konnte. Doch war es ihm möglich, in geschlossenen Parteiversammlungen zu sprechen. 
Auch publizierte er in dem von ihm herausgegebenen „Völkischen Beobachter“ und im 
„Illustrierten Beobachter“ häufig Artikel. Die zweite Auflage des ersten Bandes „Mein 
Kampf“ erschien im Dezember 1925. 


Hitler hatte sich den Kampf gegen Marxismus und Judentum zur Lebensaufgabe 
gemacht. Es war daher kein Zufall, daß das Sprachrohr der Sozialdemokraten in der 
bayerischen Landeshauptstadt, die „Münchner Post“, der älteste und treueste Begleiter 
Hitlers und seiner Bewegung von 1919 an wurde. Die „Münchner Post“ verfolgte die 
einschlägigen Vorgänge bei der Rechten so gewissenhaft, daß man an ihrer Hand die 
Geschichte der Hitlerbewegung von der Geburtsstunde bis März 1933 von der sozial- 
demokratischen Warte aus studieren kann. 

Schon am 4. Februar 1925 brachte sie auf der Titelseite die Schlagzeile: „Der Streit um 
die Führerschaft. Hitler hat Treubruch begangen. Der Ultramontanismus schlimmer als 
die jüdische Gefahr“. Mit einem ausführlichen Bericht über „eine große Preußentagung“ 
der Völkischen. Ein Dr. Körner habe erklärt: „Hitler will nicht Trommler sein, sondern 
Papst. Wir von der Freiheitspartei haben alles geschaffen, Hitler nichts! Hitler hat Treu- 
bruch begangen am Treubund!“ 

Wulle und Graefe wollten gemäß „Münchner Post“ Hitler als Trommler haben, Luden- 
dorff aber als Führer. Auch stellten die Völkischen den Ultramontanismus als größere 
Gefahr hin als die jüdische. Die „Münchner Post“ kommentierte die genannte Tagung 
mit den Worten: „So zeigte auch diese Preußentagung, daß die Tage für eine große 
nationalsozialistische Bewegung vorüber sind. Psychopathen, Schwärmer, Fanatiker 
können in einer wirtschaftlichen völlig kranken Zeit große Volksmassen, die durch das 
wirtschaftliche Durcheinander fast zur Raserei gebracht wurden, um ihre Fahne sam- 
meln. In wirtschaftlich und politisch halbwegs normalen Zeiten zerfällt eine derartige 
Bewegung in verschiedene Sekten, und je lauter die einzelnen Sektenführer schreien, 
desto mehr erregen sie Gelächter bei der wieder zur Ruhe gekommenen Menschheit.“ 


13 VB, Nr. 102 v. 29. 7. 1925, S. 3 
14 Volz, Daten, $. 21 
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Da die Zeiten aber nicht „halbwegs“ normal waren, sollte sich die Beurteilung als eine 
fatale Fehlprognose erweisen. 
Sechs Wochen später brachte die „Münchner Post“ einen Artikel über Hitler: „Tromm- 
ler und Tribun.“'" Da wurde Hitler mit Cola Rienzi verglichen (eigentlich: Cola di Rien- 
zo), dem mittelalterlichen römischen Volkshelden, ein treffender, ein prophetischer Ver- 
gleich. Denn das Erlebnis der Wagner-Oper „Rienzi“ am Linzer Landestheater vor vie- 
len Jahren hatte Hitler zu der Äußerung veranlaßt: „Damals begann es!“ 
„Odinsknaben-Hitlerjungen“ war ein weiterer Artikel vom 23. März 1925 betitelt, der 
mit den Worten begann: „Wir haben die ‚Hitler-Jungen‘, die Wende des letzten Jahr- 
hunderts sah die ‚Odins-Knaben‘. (... .) In München bildete sich eine radikal-nationale 
Ortsgruppe, die sich unter das Protektorat des alten Germanengottes Odin stellt und 
schon am 1. April 1899 mit einem eigenen Wochenblatt-Organ, dem ODIN, heraus- 
kam.“ 
Dann, am 20. Mai 1925, referierte die „Münchner Post“ über die angebliche „Isolierung 
der Nationalsozialisten“: „Die Zerfallserscheinungen der Nationalsozialistischen Partei“ 
werden durch drei Vorgänge beleuchtet: 1. die Trennung Röhms von Hitler; 2. der Tren- 
nungsstrich zwischen Ludendorff und Hitler; 3. die Differenzen innerhalb der deut- 
schen, österreichischen und sudetendeutschen Nationalsozialisten“. 
Der großdeutsche Gedanke wurde damals von den Sozialdemokraten gepflegt und 
geradezu in Erbpacht genommen. So fand in München eine Versammlung des Reichs- 
banners Schwarz-Rot-Gold statt mit Dr. Graf Albrecht von Montgelas als Redner. Dar- 
über berichtete die „Münchner Post“ unter dem Titel „Der großdeutsche Staat“ wie 
folgt: 
„Über dieses ureigenste Gebiet des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold“ führte der 
genannte Redner u. a. aus: „Es gibt nur ein deutsches Ziel: die Vereinigung aller Deut- 
schen in einem gemeinsamen Staat, soweit sie diese Vereinigung wünschen und anstre- 
ben (... .).“ Folgende Entschließung wurde gefaßt: „Die Versammlung des Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold, Bund republikanischer Kriegsteilnehmer, Ortsgruppe München, 
erblickt in dem untrennbaren Zusammenschluß aller deutschen Länder zu einem groß- 
deutschen Staat die alleinige Gewährung für den wirtschaftlichen und politischen Auf- 
stieg des deutschen Volkes in einem Europa gleichberechtigter Nationen. Aus diesem 
Grunde fordert die Versammlung: 1. Anschluß Deutsch-Österreichs an die deutsche 
Republik. 2. Aufhebung aller Beschränkungen der verfassungstreuen Parteien und Ver- 
bände, insbesondere des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold durch die verfassungswidrige 
und ungesetzliche Polizei- und Verwaltungspraxis der bayerischen Behörden. 3. Schutz 
der Farben Schwarz-Rot-Gold und endliche Einführung der Reichsflagge bei allen staat- 
lichen und städtischen Behörden!” 
In den beiden letzten Nummern des Jahres 1925 brachte das sozialdemokratische Organ 
die Sprache auf die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse. Das Reich hatte zu die- 
ser Zeit 1,5 Millionen Erwerbslose. Vier Millionen Menschen seien ohne auskömmli- 
chen Arbeitsverdienst, davon zwei Millionen Arbeitslose und zwei Millionen Kurzar- 
beiter. Über zwei Millionen seien auf öffentliche Unterstützung angewiesen." Die Zah- 
len sind widersprüchlich; ungeachtet dessen zeigen sie die schlechte Lage der Arbeit- 
nehmer an. 


15 MP, Nr. 61 v. 14./15. März 1925, S. 13 
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Neben der sozialdemokratischen Zeitung Münchens war die „Centralsvereinszeitung. 
Blätter für Deutschtum und Judentum. Organ des Centralvereins deutscher Staatsbür- 
ger jüdischen Glaubens. Allgemeine Zeitung des Judentums“ wohl der aufmerksamste 
Beobachter der Entwicklung der völkischen und nationalsozialistischen Bewegung. 
Auch bei ihr ist die Unterschätzung der Zukunftsaussichten der NS-Bewegung auffal- 
lend. „Die alte Firma hat den Glanz und vor allem ihre Solvenz eingebüßt“, schrieb die 
CVZ am 5. 2. 1925 (wie oben zitiert) in ihrem Artikel „Nationalsozialistische Auferste- 
hung“. Wenige Wochen später zog die CVZ aus einem Artikel des „Fränkischen Kurier“ 
folgenden falschen Schluß: „Es ist den Kreisen um Kahr, Bauer, Pittinger und Genossen 
gelungen, Hitler für die bayerisch-partikularistischen Bestrebungen zu gewinnen und 
sich seiner unbezweifelbaren Werbekraft für ihre Zwecke zu bedienen.“ 

Das Blatt registrierte mit größter Aufmerksamkeit alle antisemitischen Äußerungen und 
Regungen, so z. B. „Die Vorgänge an den Wiener Hochschulen mit antisemitischen Aus- 
schreitungen“.”' Darauf hatte auch die „Münchner Post“ in einem ausführlichen Artikel 
„Antisemitische Straßenexzesse in Wien“ im Zusammenhang mit dem in Wien stattfin- 
denden Zionistenkongreß nachdrücklich hingewiesen. 

Am Gründungstag der neuen NSDAP, dem 27. Februar 1925, brachte die CVZ einen 
Artikel über „Die völkische Umgruppierung. Allerlei Neuigkeiten“ und zitiert darin eine 
harte Kritik des Grafen Reventlow in seiner Zeitschrift „Reichswart“, die um so beacht- 
licher ist, als Reventlow selbst führender Völkischer war und als bester Kenner der völ- 
kischen Bewegung galt: „Wer das Vereins- und Verbandsleben in Deutschland kennt, 
und - es muß leider ausgesprochen werden - insbesondere das völkische, weiß, wie eif- 
rig sich da invidia et stultitia betätigen, wie sich nicht gerade die erhabensten Leiden- 
schaften erhitzen, wie der unglaublichste Unsinn geglaubt und wie die infamste Ver- 
dächtigung ausgegrenzt und angenommen wird.” 

Über die Gründungsversammlung vom 27. 2. 1925 berichtete die CVZ ausführlich unter 
dem Titel: „Hitlers NS-Machiavellismus“.”* Sie hob richtig die Kernaussage von Hitlers 
Rede hervor: „(. ...) schärfsten Kampf gegen die Juden als Person und den Marxismus als 
Sache“. Die größte Gefahr sei und bleibe gemäß Hitler „das brennende Völkergift in 
unserem Leibe“. Die Gegner würden in Kürze das Lachen vergessen.” Mit großer Auf- 
merksamkeit verfolgte das Organ weiter die Entwicklung und die Äußerungen der anti- 
semitischen Rechtsbewegung in der Weimarer Republik. Die inneren Zwistigkeiten, die 
Streitigkeiten der feindlichen „Brüder“ registrierte sie mit besonderer Sorgfalt. „Völki- 
sche Spaltung. Gründung des Nationalsozialen Volksbundes. Der einsame Hitler. Röhm 
und Brückner ziehen sich zurück“ ist ein weiterer ausführlicher Bericht betitelt. Hitlers 
Blatt, der „Völkische Beobachter“, habe offen verkündet, so die CVZ, „daß die natio- 
nalsozialistische Bewegung in den kommunistischen Bataillonen das Reservoir kom- 
mender Kraft sieht“. Das seien, so stellte die CVZ fest, „nationalbolschewistische 
Gedankengänge*. M 

In einem ganzseitigen Bericht „Rund um Hitler. Abrechnung mit Hitler. Schurken und 
Verräter. Grundsätzliche Richtungsänderung. Hitler los von Ludendorff. Völkisches 
Preisboxen. Die Nationalsozialistische Fraktion“ schilderte das Blatt ausführlich die wei- 


20 CVZ, Nr. 8 v. 26. 2. 1925, $. 143: „Adolf Hitlers Zukunftsträume“. 
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22 MP, Nr. 189 v. 19. 8. 1925 

23 Zit. Nach CVZ, Nr. 9 v. 27. 2. 1925 

24 CVZ, Nr. 10 v. 6. 3. 1925 

25 Ebd. 

26 CVZ, Nr. 19 v. 8. 5. 1925 


45 


ter oben bereits dargestellte Versammlung des Nationalsozialen Volksbundes mit dem 
Redner Plümer, das problematische Verhältnis Hitler-Ludendorff und Hitlers taktische 
Zugeständnisse an die BVP sowie den Streit zwischen den Hitlerianern und den Völki- 
schen.” 

Unter Bezugnahme auf einen kritischen Artikel im „Deutschen Tagblatt“ über die Ent- 
wicklung der „Völkischen Freiheitsbewegung“ im Laufe des Jahres 1925 brachte die CVZ 
einen ganzseitigen Artikel „Was leistet die völkische Freiheitsbewegung“. Stichpunktar- 
tig wird dort referiert über: „Die übliche Versammlung - Der Einfluß der Unreifen - 
Prachtexemplare von Rednern - Sie fordern Enteignung des Großgrundbesitzes - 
Widerliche Krankheiten der völkischen Bewegung - Klatschsucht und gern geglaubte 
Verleumdungen.“ Das jüdische Sprachrohr brauchte sich nicht um Wahrheit und Klar- 
heit in kritischer und ironisierender Darstellung zu bemühen. Es mußte nur die vom 
„Deutschen Tagblatt“ gelieferte Munition benützen, um ein ebenso wahrheitsgetreues 
wie trauriges Bild von den Zuständen in der völkischen Bewegung ihren Lesern zu bie- 
ten.’ 

Die Gegenwehr von jüdischer Seite beschränkte sich im übrigen nicht nur auf Zei- 
tungsartikel. Die CVZ veröffentlichte bereits im Juni 1925 eine Liste der von Juden boy- 
kottierten deutschen Hotels.” In einem langen Artikel „Die reichsten Leute der Welt. 
Schwerindustrielle und Großgrundbesitzer“ suchte die CVZ auch „die antisemitische 
Legende von der alles übertrumpfenden Geldmacht der Juden“ zu widerlegen. Dabei 
stützte sie sich allerdings auf Vorkriegsstatistiken zwischen 1905 und 1912, die für die 
Nachkriegszeit nur noch sehr bedingt Geltung haben konnten.” Damit stand ihre Argu- 
mentation auf schwachen Beinen. 

Über die tätliche Bedrohung von Juden im Zusammenhang mit den Vorgängen in Mün- 
chen im Jahre 1923 äußerte sich das jüdische Sprachrohr Ende 1925 unter der Über- 
schrift „Wehe, wenn sie losgelassen. Was uns 1923 zugedacht war. Eine Enthüllung 
nationalsozialistischer Pläne“. „Der Turnwart des Main-Hardter Turnbundes sagt stolz“, 
so schrieb das Blatt, „er habe in allen seinen Vereinen über die Judenfrage soweit aufge- 
klärt, daß er von seinen Leuten sagen kann: ‚Wehe, wenn sie losgelassen.‘ Der Haß ist 
unter der Bauernschaft sowie unter den sogenannten Honoratioren fast allgemein 
geworden“. Ferner führte die Zeitung noch zügellose Äußerungen des Hitler-Organs in 
Ostpreußen, „Deutsche Arbeiterzeitung“, gegen Juden an.” 
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1.5. Die Organisation der Bewegung in Norddeutschland 


Die gleichzeitige Ausbreitung der neuen Partei in Norddeutschland war das Werk vor 
allem Gregor Straßers und seines Bruders Otto. Der bedeutendere von beiden war Gre- 
gor (1892-1934), von Beruf Apotheker in Landshut/Niederbayern.' Er handelte im Ein- 
verständnis mit Hitler, der ihm völlig freie Hand ließ - lassen mußte, zumindest zu die- 
sem Zeitpunkt (1925). Der dritte der Straßer-Brüder, Bernhard, war katholischer Ordens- 
priester. Nach dessen Bericht hatte Hitler mit Gregor ein persönliches Abkommen 
geschlossen. Gregor hatte sich gegenüber Hitler verpflichtet, im Falle tiefgehender Mei- 
nungsverschiedenheiten, die zu einer Trennung führen würden, nichts gegen Hitler zu 
unternehmen. Tatsächlich hatte im Dezember 1932, als Gregor sich von Hitler trennte, 
Gregor sich an diese Bindung gehalten, blieb als einfacher Parteigenosse in der Partei 
und unternahm nichts gegen Hitler.’ 

Zusammen mit Ludendorff und Albrecht Graefe hatte Gregor Straßer die „Nationalso- 
zialistische Freiheitsbewegung“ während der Verbotszeit der NSDAP und Hitlers Haft 
in Landsberg geführt. Er war der erste Nationalsozialist in einem Parlament als Völki- 
scher Abgeordneter seit 6. April 1924 im bayerischen Landtag und seit Dezember 1924 
Reichstagsabgeordneter. 

Die NS-Freiheitsbewegung hatte sich nach Hitlers Rückkehr in die Politik am 12. Febru- 
ar 1925 aufgelöst. Bereits am 21. Februar 1925, also eine knappe Woche vor der Neu- 
gründung der NSDAP in München am 27. Februar, hatte Gregor Straßer eine Konferenz 
der Führer nationalsozialistischer Gruppen in Nord- und Westdeutschland einberufen 
und örtliche Führer als Gauleiter für seine Partei ausgewählt. Am 10. September grün- 
dete er die „Arbeitsgemeinschaft Nordwest“. Ab 1. Oktober gab er die „Nationalsoziali- 
stischen Briefe“ heraus. Die „erste Rede eines Nationalsozialisten in einem deutschen 
Parlament“ hielt er im bayerischen Landtag am 9. Juli 1924. 

Die rasche Ausbreitung der NSDAP in Norddeutschland war vornehmlich das Werk 
Gregor Straßers. Er war eine gebildete, weltaufgeschlossene Persönlichkeit von überzeu- 
gender Wirkungskraft. Finanziell war er von der Partei und von Hitler unabhängig und 
konnte deshalb gegenüber der Parteileitung entsprechend selbstsicher auftreten. Er 
bemühte sich auch ernsthaft, der Bewegung ein entsprechend geistiges Fundament zu 
geben. So suchte er, allerdings vergeblich, Oswald Spengler als Mitarbeiter für die 
„Nationalsozialistischen Briefe“ zu gewinnen. Er schrieb deshalb am 2. Juni 1925 an 
Oswald Spengler‘: 

„Nach längerer Überlegung habe ich mich doch entschlossen, meine schon seit einiger 
Zeit gehegte Absicht auszuführen und auf diesem schriftlichen Weg direkte Verbindung 
mit Ihnen aufzunehmen. Ich erlasse es mir, zu betonen, daß ich Ihr publizistisches und 
politisches Wirken schon seit Jahren mit Aufmerksamkeit verfolge und Ihre Werke nicht 
nur kenne und schätze, sondern in ihnen Wege zu finden glaube, deren Beschreiten 
Notwendigkeit ist für die von uns allen so heiß ersehnte politische Erstarkung und wirt- 
schaftliche Gesundung Deutschlands. Ich habe dabei schon seit langem den Eindruck, 


1 Ausführlich über Gregor Straßer: Udo Kissenkoetter: Gregor Straßer und die NSDAP, Stuttgart 1978, passim. Anerken- 
nend besprochen von Max Frauendorfer: Gregor Straßer und die NSDAP, Bericht über eine deutsche Tragödie, in. „Klü- 
ter Blätter“, Heft 10, 1981, S. 10 ff. Höffkes, a.a.O., S. 325 ff. 

2 Brief von Prof. R. Clarence Lang v. 20. März 1996. Lang, evangelischer Pastor in den USA, kannte Pater Bernhard 
(= Straßer) persönlich gut und hatte engeren Kontakt mit ihm in Nebraska und Texas. 

3 Gregor Straßer: Kampf um Deutschland. Reden und Aufsätze eines Nationalsozialisten, München 1932, $. 11 ff. 

4 Oswald Spengler, Briefe 1913-1936, München 1963, $. 391 f. 
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als ob Ihre Wege parallel gingen mit jenen, die wir zum Teil glauben gefunden zu haben, 
zum Teil noch suchen. Und aus dieser Gleichartigkeit des Zieles ebenso wie aus der von 
mir geglaubten Verwandtschaft der Methode und der Mittel folgere ich die Möglichkeit 
einer gegenseitigen Befruchtung. 

Ich weiß nicht, wie weit Sie aus dem Gewirr der Tagespolitik und der oft recht kleinli- 
chen Zänkereien über kleinliche Fragen in unseren Reihen die große Linie unserer 
nationalsozialistischen Willensrichtung in größerer Reinheit erkennen. Ich erlaube mir 
daher, Ihnen in der Einlage einen Abdruck meiner Reichstagsrede vom 20. Mai zu über- 
senden, in der ich, ausgehend von den augenblicklichen außenpolitischen Problemen, 
die Linie unseres außenpolitischen, innenpolitischen und wirtschaftspolitischen Wol- 
lens - wenn auch naturgemäß nur in groben Umrissen — gezeichnet habe. Da ich mir 
der Tatsache bewußt bin, daß bei genauerer Ausführung dieser Probleme noch eine 
ungeheure Summe von Fragen, von Schwierigkeiten, Lösungsmöglichkeiten usw. auf- 
taucht, ist es mein Gedanke, eine Prüfungsstelle, eine Kläranlage hierfür zu schaffen! 
Einen Weg hierzu - und nicht den einzigen und nicht den besten - sehe ich in der Her- 
ausgabe einer politisch-wissenschaftlichen Zeitschrift, die nach Art der sozialistischen 
Monatshefte und ähnlicher politischer Zeitschriften die Probleme der national-soziali- 
stischen Außen-, Innen- und Wirtschaftspolitik - unabhängig von jeder offiziellen 
Beeinflussung beleuchtet und erklärt. 

Ich dachte in diesem Zusammenhang nicht zuletzt an Sie, dessen politisches Buch: ‚Der 
Neubau des deutschen Reiches‘ ja geradezu eine Fundgrube höchst konstruktiver und 
real-politischer Politik ist, einer Politik, der ich - wie bereits oben erwähnt - eine weit- 
gehende Verwandtschaft mit unseren Zielen anzusehen glaube. 

Ich würde Ihnen sehr dankbar sein, wenn Sie mir Ihre Meinung darüber sagen würden, 
ob ein derartiger - selbstverständlich rein persönlicher und nicht im geringsten irgend- 
wie parteimäßig gedachter - Austausch von Gedanken, verdichtet dann in gelegentlicher 
oder regelmäßiger Mitarbeit an den projektierten ‚Nationalsozialistischen Monatshef- 
ten‘ Ihnen zweckmäßig und fruchtbringend erscheint, wie ich dies von mir aus glaube. 
Ich würde mich freuen, recht bald in den Besitz Ihrer gesch. Antwort zu kommen und 
bin in aufrichtiger Hochachtung 

Ihr sehr ergebener Gregor Straßer“ 

Auf Spenglers ablehnende Antwort erwiderte Straßer am 8. Juli 1925: 

»(. . .) Ich will mich nicht bei dem Gefühl persönlicher Befriedigung aufhalten, daß Sie 
meiner Reichstagsrede in ihren wesentlichen Punkten zustimmen, sondern gleich zum 
Kernpunkt Ihres Briefes kommen. Ich sehe diesen Kernpunkt nicht so sehr in der - lei- 
der nur allzu berechtigten - Kritik an der bisherigen Führung der völkischen Bewegung, 
sondern insbesondere in einer betont starken Ablehnung der Überschätzung von jegli- 
chem ‚politischen Wollen‘ und einer umso stärkeren Forderung nach ‚politischer Tat‘, 
nach klarer Erkenntnis der Kräfteverhältnisse und ihrer überlegten, kühl berechnenden 
Benutzung zur Erreichung des gestellten Zieles. - Ich bin so sehr einig mit Ihnen in die- 
ser Anschauung und in diesem Willen, daß ich es mir ersparen kann, über die Richtig- 
keit und die Notwendigkeit dieser Grundwahrheit jeder wahrhaften Politik auch nur ein 
Wort zu verlieren. Wenn ich diese Ihre Ansicht nicht als eine der Hauptlehren Ihrer poli- 
tischen Werke anerkannt gefunden hätte, würde ich überhaupt nicht Veranlassung 
genommen haben, Ihnen zu schreiben. 

Ich wiederhole: in der Anerkennung der alleinigen Fruchtbarkeit der Tat, geboren aus 
der völlig ungetrübten - ungetrübt ebenso durch Zuneigung oder Abneigung wie durch 
einseitige Vorstellung einer möglichen Ideallösung - in der Zusammenfassung der 
jeweils überhaupt möglichen Mächte zu einem bestimmten Zweck, unabhängig von der 
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inneren Einstellung zu diesen verschiedenen Mächten, insbesondere auch unabhängig 
von der späteren Absicht gegen sie, erblicke ich mit Ihnen die Voraussetzungen zu poli- 
tischer Wirkung, die weitergehen soll als zur Gründung einer Partei, oder gar nur einer 
nebelhaften allgemeinen Oppositionsbewegung. 

Und wenn Sie nun unter diesem Gesichtspunkt die bisherige Tätigkeit der völkischen 
Bewegung einer vernichtenden Kritik unterziehen, so sagt die gleiche Einschätzung des 
vorigen Grundsatzes ohne weiteres, daß ich Ihnen darin im Ganzen gar nicht, in den 
Einzelheiten nur wenig widersprechen kann. Aber auch hier erwähne ich nur zum bes- 
seren innerlichen Verständnis, daß gerade Ihre Kritik an der völkischen Bewegung, wie 
sie in so schroffer Weise in Ihrem Werk ‚Der Neubau des Deutschen Reiches‘ zum Aus- 
druck kam, einer der Gründe war, daß ich gern eine persönliche Fühlungnahme mit 
Ihnen aufnehmen wollte, da mir diese Kritik - soweit sie sich auf bisherige Erschei- 
nungsform und Taktik der völkischen Bewegung bezieht - durchaus gerechtfertigt 
erscheint, dagegen nicht, soweit sie sich auf deren Wesen bezieht! 

Und damit komme ich zur ersten Bruchstelle in Ihren Ausführungen, zur materiellen, 
wenn ich sie so nennen darf. Sie haben, wie dies leider ein fast allgemein begangener 
Fehler ist, zwei Dinge miteinander verwechselt: die völkische Bewegung, einschließlich 
ihrer sogenannten politischen Willensäußerung (organisatorisch vertreten durch die völ- 
kische Freiheitspartei) und die politisch-wirtschaftliche Machtidee eines nationalen 
Sozialismus! (schlecht und recht - leider mehr das erstere - vertreten durch die natio- 
nalsozialistische Arbeiter-Partei.) Handelt es sich dort um eine aus tausend Quellen der 
Unzufriedenheit gespeiste, die primitive Lösung eines Antisemitismus und eines meist 
ebenso lauten wie ehrlichen Nationalismus für ausreichend haltende Bewegung ver- 
ständlicher und durchaus selbstverständlicher Reaktionserscheinungen auf Krieg und 
Revolution - so handelt es sich hier um nichts anderes, als um das bewußte Wollen, die 
durch Feigheit und Unfähigkeit der Führer ebenso wie durch doktrinäre Beschränktheit 
der marxistischen Lehre versäumten Ergebnisse einer wahrhaften Revolution nachzu- 
holen! Es handelt sich um nichts anderes als um die Durchführung der sozialen Revo- 
lution - aber nicht in einer utopischen Weltrevolution, die zwangsmäßig aussichtslos ist 
und bleiben muß, da ihre Voraussetzung, die ‚Gleichaltrigkeit‘ der Kultur (und damit 
der Wirtschaft), nicht gegeben ist, sondern um eine deutsche Revolution durch einen 
deutschen Sozialismus! Es handelt sich um nichts anderes als um die Erkenntnis, daß 
diese soziale deutsche Revolution Voraussetzung der Wiedergewinnung außenpoliti- 
scher Aktionsfreiheit Deutschlands ist und umgekehrt diese außenpolitische Freiheit 
Deutschlands die einzige Sicherung dieses deutschen Sozialismus. 

Ich brauche gerade Sie nicht auf den Gedankengang der Zwangsläufigkeit solcher Ent- 
wicklungsvorgänge aufmerksam zu machen, einer Zwangsläufigkeit, die natürlich nicht 
das Gleiche ist wie ein ‚Vonselbstkommen‘; wobei ich allerdings zugebe, daß die Frage, 
ob diese Entwicklung eine solche Zwangsläufigkeit ist, sich nicht beweisen läßt, höch- 
stens durch mehr oder minder überzeugende Analogien (wobei ich gerade auf Ihre 
Morphologie der Geschichte hinweisen würde), im übrigen aber Sache des Instinkts ist. 
Ich muß Ihnen auch zugeben, daß unser sogenanntes Programm weder diesen Gedan- 
kengang klar herausgearbeitet noch besonders glücklich ist in der Aufzählung der Mit- 
tel, die zur Erreichung dieses Zieles anzuwenden sind - aber das hat eine Reihe von 
Gründen, die vornehmlich in der unklaren Vermischung der beiden im Wesen vonein- 
ander verschiedenen sogenannten völkischen Richtungen liegen, und schließlich ist 
Ihnen ja auch die nur nebensächliche Bedeutung eines Programms bekannt, das ja nur 
Mittel - allerdings ein besseres oder schlechteres Mittel - ist zur Erreichung der politi- 
schen Macht, aus der heraus dann erst die ureigensten Ziele entwickelt und durchgesetzt 
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werden können. - Sie nun stehen auf dem Standpunkt, daß unsere Bewegung endgül- 
tig gescheitert ist, und das nenne ich den materiellen Bruch Ihrer Ausführungen, denn 
die große politische Idee des nationalen Sozialismus ist nicht nur nicht gescheitert, son- 
dern sie beginnt erst (was ebenfalls ein Grund vieler bestehender Unklarheiten innerer 
und äußerer Art ist). 
Und nun komme ich zu dem, was ich den persönlichen Bruch nennen möchte, wobei 
ich annehme, daß es Ihnen nichts verschlägt, wenn ich mit der gleichen Offenheit spre- 
che, den Ihr Brief - zu meiner Freude - atmet. 
Sie werfen unserer Bewegung im allgemeinen und mir im besonderen (durch den Plan 
der Gründung einer Zeitschrift) eine Überschätzung der Agitationswirkung des geschrie- 
benen und gesprochenen Wortes vor und weisen mit Recht darauf hin, daß solche Wir- 
kung sehr problematisch ist und vor allem von keinerlei nachhaltender und aufbauen- 
der Kraft. Zugegeben! Aber empfinden Sie diese Worte nicht selbst als eine gewisse eige- 
ne Mahnung, als eine Mahnung nämlich, daß es nicht genügt, etwas als richtig zu erken- 
nen und dies auch auszusprechen, sondern daß es vor allem not tut, nach dieser 
Erkenntnis dann auch zu handeln? Gerade Ihre politischen Ziele im ‚Neubau des Deut- 
schen Reiches‘ und an anderen Stellen fordern doch geradezu zur politischen Tat auf. 
Und es hieße sich bewußt abseits stellen vom großen Strom der Entwicklung und auf 
eine Einwirkung bewußt verzichten, wenn man sich genügen ließe an der - noch so rich- 
tigen, noch so kräftigen, noch so überlegenen - kritischen Betrachtung! - Glauben Sie | 
im Ernst, daß ich mir von einer politischen Zeitschrift viel politische Wirkung verspre- | 
che? Nein! Aber ein Kristallisationspunkt für eine gewisse Zahl von Männern mit kla- | 
rem Blick und politischem Willen kann sie sein, wobei die Zeitschrift dann nur ein klei- | 
nes Mittel, das kleinste vielleicht ist, um den Boden für solche Tat vorzubereiten, 
während es ihr Hauptziel ist, eine unverbindliche Möglichkeit zur Bildung eines solchen 
Kreises, zur Heranziehung von einzelnen Persönlichkeiten zu sein! 
Wenn ich Sie bitte, diesen Brief rein persönlich und vertraulich aufzufassen, so ist das 
selbstverständlich; ebenso, wie Sie es nicht wundert, daß auch die darin zum Ausdruck 
gebrachten Ideen und Absichten nur meine persönlichen sind, die ich allerdings mit einer 
Reihe von Leuten aus der herankommenden national-sozialistischen Generation teile. 
Ich würde mich freuen, wenn Sie gelegentlich diese Auseinandersetzung fortführen wür- 
den, auch dann, wenn Sie mir sagen, daß Ihre Gegnerschaft zu diesen Ideen größer ist 
als Ihre Gemeinschaft mit ihnen. 
In ausgezeichneter Hochachtung 
Ihr sehr ergebener Gregor Straßer“ 
Unterdessen ging der Streit zwischen den Hitlerschen Nationalsozialisten auf der einen 
und den bürgerlichen Rechten, besonders vertreten in der DVFP, Teilen der DNVP und 
nationalen Verbänden wie dem „Stahlhelm, Bund der Frontsoldaten“, dem „Jungdeut- 
schen Orden“ unter Führung von Arthur Mahraun, dem „Wikingbund“, dem „Tannen- 
bergbund“ (Ludendorff-Anhänger) unvermindert weiter. Kennzeichnend dafür war die 
$ Unversöhnlichkeit Hitlers, seine grundsätzliche Ablehnung jeglichen Kompromisses 
[ und sein Ausschließlichkeitsanspruch auf ideologischem und politischem Gebiet. 
Dieser grundsätzliche Konflikt spiegelte sich in zahlreichen Artikeln des „Völkischen 
Beobachters“ wider, so z. B. „NS und vaterländische Verbände“, verfaßt von einem Berg- 
arbeiter aus dem Ruhrgebiet (VB, Nr. 231 v. 30. 12. 1925), „Intelligenz und Arbeiter- 
schaft“ von Gregor Straßer (VB, Nr. 225 v. 20. 12. 1925). Dort schrieb Gregor Straßer u. 
a.: „Und hier setzt nun die große Schuld der deutschen bodenständigen Intelligenz ein.“ 
Aus seiner Feder stammte auch der Aufsatz: „1925/6. Noch ein Rückblick und Aus- 
blick.“ (VB, Nr. v. 5. 1. 1926.) Auch in den NS-Briefen (6. Brief v. 16. 12. 1925) setzte 
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sich Straßer kritisch mit den Vaterländischen Verbänden auseinander. Oberst a.D. Kon- 
stantin Hierl schrieb über „NS und Vaterländische Verbände“ (VB, Nr. 5 v. 8.1.1926). 
Eine weitere Anzahl von Aufsätzen verschiedener Verfasser befaßte sich mit diesem 
aktuellen Thema. 

Der VB hatte in Nr. 212 vom 5. 12. 1925 auch eine Beilage „Deutsche Bücher“ gebracht. 
Dort war unter „Schrifttum der NSDAP“ aufgeführt: 

Gottfried Feder: „Der deutsche Staat auf nationaler und sozialer Grundlage“; 

Ders.: „Das Manifest zur Brechung der Zinsknechtschaft“; 

Adolf Hitler: „Mein Kampf“, Bd. I; 

Ders.: „Hitlers Reden“; 

Alfred Rosenberg: „Wesen, Grundsätze und Ziele der NSDAP“, 1923; 

Rudolf Jung: „Der nationale Sozialismus“, 1922. 

Im Jahre 1926 wurde auch ein Liederbuch der NSDAP herausgegeben. Wie erwähnt, gab 
Gregor Straßer ab 1. Oktober 1925 „im Auftrag der nordwestdeutschen Gaue der 
NSDAP“ NS-Briefe heraus. Als verantwortlicher Schriftleiter zeichnete Dr. Joseph 
Goebbels, Elberfeld. Gregor Straßer schrieb im „Geleitwort“ zum ersten Brief vom 1. 
Oktober 1925: 

„Eine neue, junge Bewegung, die die Trägerin einer neuen Weltanschauung ist, die aber 
naturgemäß noch ringt um die letzte Ausgestaltung der Ziele und wesentlichsten Pro- 
grammpunkte, die bekämpft wird von allen Seiten, die durch die Kürze der Zeit und die 
Wehen der Geburt neuer großer Gedanken und Wirtschaftsformen noch kein über 
einen einzigen Leisten geschlagenes, einheitliches Gepräge hat, noch haben kann, 
braucht eine Plattform zur geistigen Austragung dieser ringenden Kräfte, Meinungen 
und Ziele unter Ausschluß der breiten Öffentlichkeit, braucht ein dieser nicht zugängli- 
ches Unterrichts- und Aufklärungsmittel für Unterführer und Redner, braucht auch ein 
Kampfmittel zur Abwehr von Angriffen aus Kreisen, deren öffentliche Bekämpfung in 
der Tagespresse letzten Endes nur Wasser auf die Mühlen unserer erbittertsten Gegner, 
der drei Internationalen wäre! Diesen Zwecken sollen die von mir mit Hilfe von Partei- 
freunden herausgegebenen ‚Nationalsozialistischen Briefe‘ dienen. (. . .) 

Geboren sind sie aus einem tausendmal empfundenen unleugbar dringenden Bedürfnis, 
herausgegeben werden sie von mir - ehrenamtlich, ohne Rücksicht auf neuen Arbeits- 
zuwachs - mit Wissen und Billigung unseres Führers Adolf Hitler um der Bewegung 
und ihres geistigen und organisatorischen Fortschreitens willen als eine neue, hoffent- 
lich recht brauchbare, erfolgbringende Waffe in unserem Kampf um ein freies, nationa- 
les, sozialistisches Großdeutschland. Heil! und Auf zur Arbeit! Gregor Straßer.“ 
Mitarbeiter waren: Dr. Otto Straßer (Pseudonym: Ulrich von Hutten, Bruder Gregor 
Straßers); Ludolf Haase, Göttingen; Dr. Rosikat, Breslau; Hermann Fobke, Göttingen; 
Dr. Teipel, Arnsberg; Dietrich Klagges, Braunschweig; Franz von Pfeffer, Elberfeld; Willi 
Heß, Düsseldorf; Martin Machule, Berlin; Rudolf Jung, Troppau; Reinhard Deinrich, 
Zwickau; Claus Petersen; Heinz Haßmann, Brückenau; W. Tießler, Carlsfeld; Paul 
Schmitz, Elberfeld; Hubert Schummel, Stolp; Prof. Blicke, Rendsburg; Heinz Seibert, 
Vaihingen; Friedrich Schleicher, Kassel; Hans Oberlindober; Dr. med. Brunk; Groß, 
Göttingen; Herbert Backe, Göttingen; v. Wedel-Parlow; R. Vielweib; Adalgoth; Arthur 
v. Behr; Dr. Böttcher, Wernigerode; Otto Hubatschek, Jopsdorf; Emil Brix; Hugo 
Schneider, Tübingen; H. Gilles-Neubert, Charlottenburg; J. Wagner, Bochum; Wilhelm 
Holzwarth; Killmann; Helmut Brückner; Robert Gadewoltz, Neukölln; W. v. Corswant- 
Cuntzow; Wilhelm Burmeister, Berlin. 

Joseph Goebbels verfaßte bereits seit Frühsommer 1925 Artikel im „Völkischen Beob- 
achter“, so in Nr. 64 vom 15. Juni unter dem Titel „Idee und Opfer“ (in der Beilage „NS 
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und Wirtschaftspolitik“), in Nr. 70 vom 21. Juni „Verkalkte Intelligenz“, in Nr. 76 vom 
28. Juni „NS im Westen“, in Nr. 100 vom 26. Juli „Volksgemeinschaft und Klassen- 
kampf“ (Briefe an Graefe), in Nr. 112 vom 9. August „NS und Bolschewismus“, in Nr. 
170 vom 17. Oktober 1925 „Der Freiheitsgedanke“. In Nr. 229 vom 25. Dezember 1925 
- Titel: „Weihnachtsbrief“ - schrieb er: „(. . .) der Glaube an das dritte Reich steift unse- 
ren Nacken und hebt die Köpfe himmelwärts. Wartevolk sind wir an der Zukunft 
Deutschlands. Die Weltenwende kommt! Die Weltenwende ist da. Wir stehen mitten 
drin! (.. ,)“ 

Hier erscheint der Begriff „Drittes Reich“ im Sprachgebrauch des später führenden Pro- 
pagandisten bereits in der ersten Stunde. Eben in diesem Jahr 1925 schied der Schöpfer 
dieses Begriffes Arthur Moeller van den Bruck im Alter von 49 Jahren freiwillig aus dem 
Leben. Moeller van den Bruck war führende Persönlichkeit der „Konservativen Revolu- 
tion“°; 1923 hatte er sein Buch „Das dritte Reich“ veröffentlicht. Im Vorwort, in Gestalt 
eines Briefes an seinen Freund Heinrich von Gleichen, hatte er geschrieben: 

»(.. .) als der Weltkrieg mit Zusammenbruch endete, da gingen wir bei unserer Arbeit, 
die wir am anderen Tage aufnahmen, von der Überzeugung aus, daß alles Elend deut- 
scher Politik von den Parteien kommt. (. . .) Wir setzen an die Stelle der Parteibevor- 
mundung den Gedanken des dritten Reiches. (....) Wir haben in den Jahren, die auf den 
Zusammenbruch unseres zweiten Reiches folgten, unsere Erfahrung mit Deutschen 
gemacht. Wir haben in diesen Jahren zum anderen Male erlebt, daß die Nation ihren 
Feind in sich selbst hat, in ihrer Vertrauensseligkeit, in ihrer Unbekümmertheit, in ihrer 
Gutgläubigkeit und (... .) in einem angeborenen, einem überaus verhängnisvollen und, 
wie es scheint, durch nichts zu erschütternden Optimismus.“ 

Das Vorwort schloß mit den Worten: „Als die Revolution den Krieg überstürzte, als sie 
alle Hoffnungen begrub und jeden Augenblick zu verschütten schien, da fragten wir uns 
nach dem Sinn der Begebenheiten. Und wir fanden ihn, mitten im Unsinn, in dem 
Gedanken an die Politisierung deutscher Nation, auf die es nunmehr, und nachträglich, 
ankommen werde. Wir sagten uns damals, daß dieser Krieg unser Erziehungskrieg gewe- 
sen sei. Wir fragen uns heute im Zweifel: war er es wirklich? Wir hoffen mit Erbitterung: 
er wird es gewesen sein! In dieser Zuversicht Moeller van den Bruck. Berlin, im Dezem- 
ber 1922.“ 

Man darf mit Sicherheit annehmen, daß Goebbels das Buch kannte und den Titel aufgriff. 
Er machte ihn zur zündenden Parole für die Kriegsgeneration und die deutsche Jugend auf 
der Suche nach einem neuen Lebensweg, einer neuen sinnerfüllten Lebensordnung. „Wir 
glauben“, so schrieb Moeller van den Bruck beschwörend, „daß dieses zweite Reich nur erst 
der Übergang zu einem dritten Reiche war, zu einem neuen und letzten Reiche, das uns 
verheißen ist und für das wir leben müssen, wenn wir leben wollen.“ 

Er schloß mit folgenden dramatischen Worten: „Wir denken nicht an das Europa von 
heute, das zu verächtlich ist, um irgendwie gewertet zu werden. Wir denken an das Euro- 
pa von gestern und an das, was sich auch aus ihm vielleicht noch einmal in ein Morgen 
hinüberretten wird. Und wir denken an das Deutschland aller Zeiten, an das Deutsch- 
land einer zweitausendjährigen Vergangenheit und an das Deutschland einer ewigen 
Gegenwart, das im Geistigen lebt, aber im Wirklichen gesichert sein will und hier nur 
politisch gesichert werden kann. Das Tier im Menschen kriecht heran. Afrika dunkelt in 
Europa herauf. Wir haben die Wächter zu sein an der Schwelle der Werte.“‘ 


5 Armin Mohler: Die Konservative Revolution in Deutschland 1918-1932, Stuttgart 1950, passim; Rüdiger Weckherlin: 
Erinnerungen an Moeller van den Bruck, in: Nation Europa, Nr. 5/1990, S. 65 ff. 
6 Moeller, Das dritte Reich, S. 322 
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Diese Schlußsätze enthalten eine Prophezeiung, deren Erfüllung Moeller van den Bruck 
selbst nicht mehr erlebte. Aber sie sollte sich durch den Zweiten Weltkrieg, die Welt- 
herrschaft der beiden proletarischen Supermächte Amerika und Sowjet-Rußland, durch 
Gleichheitswahn, Massenherrschaft und Überfremdung Europas bewahrheiten. 


* 


In der Zeit der wirtschaftlichen Scheinblüte zwischen 1924 und 1928 infolge der aus den 
USA hereinströmenden kurzfristigen Milliarden-Anleihen war es begreiflicherweise für 
die radikalen Parteien der Rechten und der Linken mit Wahlerfolgen schlecht bestellt. 
Beispielsweise erzielten bei den Stadtratswahlen in Groß-Berlin im Jahre 1925 die DVFP 
drei und die Deutschsoziale Partei ebenfalls drei Sitze von insgesamt 225. 

Die NSDAP errang bei rund dreißig Landtags- und Reichstagswahlen zwischen dem 
Frühjahr 1925 und dem Sommer 1930 nur in sechzehn Wahlgängen überhaupt Man- 
date, während sie bei den übrigen vierzehn leer ausging. Im Jahre 1927 entfielen auf die 
NSDAP höchstens vier Prozent der abgegebenen Stimmen. Ein Umschwung setzte erst 
1929 mit der New Yorker Börsenkrise und dem folgenden wirtschaftlichen Zusammen- 
bruch ab 1930 ein. Bei den sächsischen Landtagswahlen im Herbst 1926 erzielten die 
Nationalsozialisten von insgesamt 96 zwei Sitze: sie entfielen auf den Schlosser Ernst 
Tittmann im Wahlkreis Chemnitz-Zwickau und den Kapitänleutnant a.D. Helmut 
Mücke durch Sammelstimmen. Bei den Wahlen in Lübeck und in Mecklenburg-Schwe- 
rin erreichten sie keinen Sitz von insgesamt achtzig in Lübeck und fünfzig in Mecklen- 
burg-Schwerin.’ 

Der berühmte deutsche Archäologe Ludwig Curtius wirkte Mitte der zwanziger Jahre an 
der Universität Heidelberg. Er berichtet in seinen Erinnerungen über seine „erste Begeg- 
nung mit Nationalsozialisten“ als Dekan der philosophischen Fakultät folgendes’: Ein 
jüdischer Rechtsanwalt aus dem Elsaß rief in einer Versammlung in einem Pariser Arron- 
dissement aus: „Hitler mag zur einen Hälfte eine Schöpfung der Deutschen sein, aber 
zur anderen Hälfte ist er ein Produkt der Politik Frankreichs.“ Curtius kommt dann auf 
die Nationalsozialisten zu sprechen: „Das Nazitum fing nach 1923 an, in unseren eige- 
nen deutschnationalen Reihen sich auszubreiten. Sein Ziel der Wiederherstellung der 
nationalen Würde Deutschlands hätte auch mich verlockt, wären nicht gleich zu Beginn 
in der Agitation der Partei schon alle die verhängnisvollen Tendenzen sichtbar gewesen, 
die später den Untergang Deutschlands herbeiführten: die blinde Übersteigerung des 
Nationalgefühls, welche jeden Maßstab für die Beurteilung anderer Völker und ihrer 
geschichtlichen Leistungen verlor, die Überschätzung der kriegerischen und wirtschaftli- 
chen Macht Deutschlands inmitten der großen Weltvölker, der Kampf gegen das Chri- 
stentum, der grobschlächtige Antisemitismus, die widerspruchsvolle Rabulistik in der 
Behandlung wirtschaftlicher Fragen und das Faustrecht der brutalen Gewalt gegen alle 
Andersdenkenden und Schwachen.“ 

Curtius kommt dann auf den Fall des Dozenten Emil Gumbel zu sprechen. Dieser hatte 
aus „jüdischem Ressentiment“ das Andenken der gefallenen Studenten geschmäht. 
Gumbel wurde deshalb von der Fakultät schärfstens verurteilt, aber nicht aus dem Lehr- 
amt entfernt. „Da erhielt ich“, fährt Curtius in seiner Schilderung fort, „den Besuch 
zweier junger Nationalsozialisten, die erklärten, mich zur Verantwortung wegen dieses 
Fakultätsbeschlusses ziehen zu müssen. Trotz meiner Darlegung, daß ich nicht ihnen, 


7 Volz, Daten, $. 156 
8 Ludwig Curtius, Deutsche und antike Welt, 1950, S. 382 f. 
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sondern nur der Fakultät verantwortlich sei, trotz meiner Bereitwilligkeit, ihnen die 
Besonderheit des Falles und das Glück der schließlichen Lösung darzulegen, blieben sie 
jeder Belehrung unzugänglich und verließen finster und drohend das Zimmer. Von da 
ab wußte ich, was jeder Gegner solcher Leute zu erwarten hatte.“ 

Adalbert Stifter hatte unter dem Eindruck der Revolution von 1848 ein Jahr später 
(1849) prophezeit, daß die sittliche Freiheit der Persönlichkeit durch nichts mehr gefähr- 
det sei „als durch das Ideal der höchsten Stärke, des kräftigsten Lebens. Es ist das Maxi- 
mum des Barbaren. (. . .) Der Mensch wird durch dieses Ideal zum Tiergeiste.“’ 

Ganz anders als bei der Rechten sah es bei der äußersten Linken aus. Die Kommunisti- 
sche Partei, 1920 im Reichstag noch nicht vertreten, war durch die Spaltung und Auflö- 
sung der Umsturzpartei, der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, 
zu einer beachtlichen Vertretung im Parlament gelangt, weil der linke Flügel der USPD 
sich ihr angeschlossen hatte. So war sie im Reichstag der Maiwahlen 1924 mit 62 Abge- 
ordneten vertreten, im Dezember 1924 sank die Zahl ihrer Abgeordneten auf 45. Ab 
1925 aber blieb sie in stetigem Anstieg bis zum November 1932. Die Spaltung und Auf- 
lösung der USPD auf dem Parteitag in Halle im Jahre 1920 war unter dem Einfluß von 
G. Sinowjew, Mitglied des Moskauer Politbüros, erfolgt, so wie die Gründung der KPD 
Ende Dezember 1918 ebenfalls von der Moskauer Zentrale des Kommunismus durch 
die Anwesenheit Radeks maßgeblich beeinflußt war. Sinowjew und Radek gehörten zu 
den Vätern des bolschewistischen Systems in Rußland. 

Soweit die USPD-Anhänger sich nicht der KPD anschlossen, kehrten sie in den Schoß 
der Mehrheitssozialisten zurück, von denen sie sich im Frühjahr 1917 getrennt hatten. 
Für die SPD brachte der Anschluß der USPDler einen eindeutigen Linksruck, im klas- 
/ senkämpferischen, antinationalen Sinne. Das fand im Dezember 1926 in der schlecht- 


weg landesverräterischen Rede Philipp Scheidemanns gegen die Zusammenarbeit zwi- 


schen Reichswehfund Roter Armee Ausdruck und lag durchaus auf der Linie von 
August Bebel. F 


Diese Entwicklung trug zur Verhärtung der Fronten zwischen Links und Rechts erheb- 
lich bei, aber auch innerhalb der Linken wuchs der Gegensatz zwischen den Gemäfßig- 
ten und den Radikalen, zwischen der kleinbürgerlichen SPD und der proletarischen 
KPD. Letztere verfiel einer zunehmenden „Stalinisierung“. Thälmann kam als Vertrau- 
ensmann Stalins im Jahre 1925 an die Spitze der KPD. Er führte die Bolschewisierung 
der KPD im Stalinschen Sinne durch; seit 1924 war er auch der Leiter des Rotfront- 
kämpferbundes. Ernst Thälmann trat seine Funktionen zur gleichen Zeit an, als Hitler 
im Dezember 1924 aus der Landsberger Haft entlassen wurde und im Februar 1925 die 
NSDAP zum Kampf gegen den Marxismus neu gründete. Ernst Thälmann wurde im 
Auftrag Stalins zum Gegenspieler Hitlers und kandidierte bereits 1925 für die Reichs- 
präsidentenwahl." 


9 Stifter im „Wiener Boten“ v. 6. 6. 1849. $. a. Franz-Willing, Liberalismus, München 1955, $. 404 

10 Georg Franz-Willing: Krisenjahr der Hitlerbewegung, Preußisch Oldendorf 1975, $. 282 ff., 286 f. 

11 Hermann Weber: Die Wandlung des deutschen Kommunismus. Die Stalinisierung der KPD in der Weimarer Republik, 
Frankfurt 1969, 2. Bde. - Über Thälmanns Verherrlichung durch sowjetische Organe s. „Sowjetunion heute“ v. 4.4. 1986, 
31. Jg., S. 12 ff. - Ferner: Ossip Flechtheim: Die KPD in der Weimarer Republik, Frankfurt/Main 1969, $. 215 ff. „Die 
Bolschewisierung der KPD* 
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1.6. Schöpfer des Führerkults: Joseph Goebbels - 
Die Bamberger Führertagung am 14./15. Februar 1926 


Der junge Dr. Joseph Goebbels war als Sekretär des deutschvölkischen Abgeordneten 
Franz von Wiegershaus um die Wende 1924/25 auf die Nationalsozialisten gestoßen." 
So wurde er Geschäftsführer bei Gauleiter Karl Kaufmann des Gaues Rheinland Nord, 
ungefähr gleichzeitig Sekretär bei Gregor Straßer und Schriftleiter der „Nationalsoziali- 
stischen Briefe“ - all dies im Laufe des Jahres 1925. Hitlers ersten Band „Mein Kampf“, 
erschienen im Juli 1925, las er bereits im August mit Begeisterung. Der eifrige Tage- 
buchschreiber Goebbels notierte am 12.:Oktober 1925: „Brief von Straßer. Hitler traut 
mir nicht. Er hat über mich geschimpft. Wie weh mir das tut. Wenn er am 25.10. in 
Hamm mir Vorwürfe macht, dann gehe ich. Ich kann das nicht auch noch ertragen. Alles 
opfern und dann noch Vorwürfe von Hitler selbst. In München sind Lumpen am 
Werke. Dummköpfe, die keinen Kopf neben sich dulden. Weil sie im Verhältnis zu ihm 
allzuleicht als Dummköpfe erkannt würden. Deshalb der Kampf gegen Straßer und 
mich.“ 

Am 26. Oktober vermerkte er dagegen befriedigt: „ABC ist fertig“, seine erste Propa- 
gandaschrift „Das kleine ABC des Nationalsozialisten“. Gleichzeitig erschien von ihm 
die Werbeschrift „Der Nazi-Sozi. Fragen und Antworten für den Nationalsozialisten“. 
Auf dem Gautag in Braunschweig hatte er, vermutlich erstmals, Hitler getroffen. „Wir 
fahren mit dem Auto zu Hitler. Er ist gerade beim Essen. Schon springt er auf, da steht 
er vor uns. Drückt mir die Hand. Wie ein alter Freund. Und diese großen blauen Augen, 
die Sterne. Er freut sich, mich zu sehen. Ich bin ganz beglückt.“ Goebbels hielt eine 
zweistündige Rede. „Dann spricht er (Hitler) hier noch eine halbe Stunde. Mit Witz, 
Ironie, Humor, Sarkasmus, mit Ernst, mit Glut, mit Leidenschaft. Alles hat dieser 
Mann, um König zu sein. Der geborene Volkstribun. Der kommende Diktator“, so trug 
Goebbels über diese erste Begegnung mit Hitler ein (6. November 1925). 

Im sächsischen Plauen sah er ihn laut Tagebuch-Eintrag vom 23. November 1925 wie- 
der. „Hitler ist da. Meine Freude ist groß. Er begrüßt mich wie einen alten Freund. Und 
umhegt mich. Wie lieb’ ich ihn! So ein Kerl! Und er erzählt den ganzen Abend. Ich 
kann nicht genug hören. Eine kleine Versammlung. Ich muß auf seinen Wunsch zuerst 
sprechen. Und dann redet er. Wie klein ich bin! Er gibt mir sein Bild. Mit einem Gruß 
ans Rheinland. Heil Hitler! (... .) Ich möchte Hitler als Freund haben. Sein Bild steht 
auf meinem Tisch. Ich könnte es nicht ertragen, an diesem Mann verzweifeln zu müs- 
sen... 

Trotz mancher Schwankungen bleibt die Begegnung der beiden größten Propagandisten 
Deutschlands schicksalhaft bindend für beide, für die Bewegung, für Deutschland, bis 
zum gemeinsamen Tode in den Trümmern der Reichskanzlei Ende April 1945. 

Noch eine schicksalhafte Begegnung hatte Goebbels in diesem Jahre 1925: er las das 
Buch von Moeller van den Bruck „Das Dritte Reich“. (Eintr. v. 18. und 30. 12. 1925): 
„Der Frühverstorbene schreibt wie in prophetischer Schau. (. ...) Warum zog Moeller van 
den Bruck, warum zog der Ring und das Gewissen nicht die letzte Konsequenz und pro- 
klamieren mit uns den Kampf!“ (Eintr. v. 18. 12. 1925) Wenige Tage später vermerkt er 
über die Lektüre wieder: „Erschütternd wahr. Warum stand er nicht in unseren Reihen?“ 
Anfang des Jahres 1926 brachte Goebbels das Buch heraus: „Die zweite Revolution. 


12 Karl Hoppmann: Friedrich Wiegershaus, Berlin 1934 
13 Das Tagebuch von Joseph Goebbels 1925/26, hrsgb. v. Helmut Heiber, Stuttgart 1960, Eintr. v. 29. 8. 1925 
14 Streiter Verlag, Zwickau/Sachsen, o. ]. 


55 


Briefe an Zeitgenossen.“ Gewidmet: „Adolf Hitler dem Führer“.'* Die Briefe an ver- 
schiedene Empfänger sind undatiert; nach dem Erscheinungsdatum des Büchleins kön- 
nen sie nur aus den Jahren 1924 und 1925 stammen. 
Der erste Brief ist an Hitler gerichtet, Obertitel: „Die Führerfrage“, dann: „Verehrter Herr 
Hitler! Ich richte diesen Brief über die Führerfrage an Sie, weil ich in Ihnen den Mann 
sehe, der uns in dem fanatischen Willen zur Freiheit als Führer voranschreitet. Sie 
waren der erste, der im tiefsten Sumpf der parlamentarischen Demokratie wieder das 
eindeutige, einzigartige Prinzip des deutschen Führertums klar herausstellte. Sie wurden 
uns jungen Deutschen Symbol und Schildwächter des neuen Gedankens nationaler und 
sozialistischer Verbundenheit. Sie fanden in der Zeit tiefster Schmach und Zerrissenheit 
das erlösende Wort einer ganzen Generation und wurden somit Bahnbrecher und 
Gestalter der noch unklaren Sehnsüchte der deutschen Jugend nach dem Kriege. 
Wie ein Meteor stiegen Sie vor unseren staunenden Blicken auf und taten Wunder der 
Klärung und des Glaubens in einer Welt der Skepsis und Verzweiflung. Über den Mas- 
sen standen Sie, gläubig und zukunftsgewiß, mit dem Willen zur Freiheit dieser Masse, 
mit einer unermeßlichen Liebe zu den tiefsten Inbrünsten derer, die an das neue Reich 
glauben. 
Zum ersten Male sahen wir mit glänzenden Augen einen Mann, der den mittelmäßigen 
Kreaturen parlamentarischer Geschäftigkeit rücksichtslos die Maske von der in Gier 
nach Geld entstellten Fratze riß; einen Mann, der uns lehrte, wie schamlos verdorben 
/ und niederträchtig das System ist, in dem man Führer nach Partei und Mundwerk wählt. 
Der große Führer wird nicht gewählt. Er ist da, wann er da sein muß. In dem drängen- 
den Strom der Zeit wird er nach oben gehoben und steht gebieterisch fordernd vor der 
bis in die Tiefen erschütterten gläubigen Jugend. Er setzt sich rückhaltlos hinweg über 
die Phrasen der Schönredner, denen die Idee im Wort über alles geht, die aber nicht 
mehr gewillt sind, an den Stufen dieser Idee fechtend zu sterben. Er ist ein Künder, ein 
Fanatiker der Wahrheit. Er ist einer von denen, die deshalb dem alten Staate und seinen 
Trägern so gefährlich sind, weil sie mit unerschütterbarer Gewißheit an das glauben, was 
sie sagen. 
So sehe ich Sie. Sie wiesen uns wieder in tiefster Verzweiflung den Weg zum Glauben. 
Sie zeigten uns wieder die gütige Macht einer jungen Idee, zeigten uns, wie man alles, 
alles an die Vollendung dieser Idee setzen kann und bereit sein muß, mit ihr zu siegen 
oder unterzugehen. Sie wurden uns die Erfüllung einer geheimnisvollen Sehnsucht. Sie 
verkörpern in sich den Glauben, dessen erster Diener im Kampfe um die Zukunft zu 
sein, Ihrer wahren Bescheidenheit genügt. 
Es ist nicht die Aufgabe des Führers, alles zu machen. Aber in allem, was getan wird, 
lebt sein Geist und sein mitreißender Sturm nach vorne. Er duldet nicht die Lobhude- 
leien eitler Gecken und Phantasten um sich. Er sucht Männer, Kerle, und weiß sie zu 
finden, wo er sie braucht. Es ist ihm Lebensbedürfnis, sich mit diesen Kerlen einer 
ganzen versumpfenden Welt entgegenzuwerfen, sich und seine fanatischen Gefolgs- 
mannen mit dem beglückenden Gefühl zu erfüllen, der satten, trägen, faulen, feigen, 
kompakten Mehrheit gegenüber einer zielbewußten, klar denkenden und klar handeln- 
den Minderheit anzugehören. Das ist kein rechter Mann, der nicht mit stolzem Bewußt- 
sein dieses Glück einer Minderheit in sich trägt. 
So stehen diese kleinen, willensstarken Minderheiten, geführt und beseelt von dem Wil- 
len eines Einzigen, an den Wendepunkten der Geschichte, fallen dem abgrundentge- 
genrollenden Rad der Entwicklung in die Speichen, predigen Glauben in letzten Ver- 
zweiflungen, ziehen als Prediger, als Apostel der neuen Idee durch das Land und voll- 
bringen das Wunder der erlösenden Freiheit. 
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Die Idee ist das Größte und Letzte, dem wir alle in fanatischem Eifer dienen. Sie wur- 
den uns in entsagungsvollem Opfer an der Idee der zehrende, beseeligende Ausdruck 
dieser Idee. 

Wir haben gelernt, daß Politik nicht mehr die Kunst des Möglichen ist. Was wir 
wollen, ist nach den Gesetzen der Mechanik unerreichbar und unerfüllbar. Wir wis- 
sen das. Und dennoch handeln wir nach der Erkenntnis, weil wir an das Wunder, an 
das Unmögliche und Unerreichbare glauben. Für uns ist die Politik das Wunder des 


Unmöglichen. 

Wir ie mehr, als die kleinen Horizonte enger Spießerhirne zu erfassen vermögen. 
Uns kümmert die Taktik, die Kunst der ‚gegebenen Möglichkeiten‘, einen Dreck. Wir 
stürmen darüber hinaus. Die Politik ist Weltanschauung. Sie handelt nach dem letzten 
Instinkt des jungen Menschen, der kommende Entwicklungen vorausahnt und -fühlt, 
der zu ihrer Prägung die großen, treibenden Kräfte des ganzen Jahrhunderts in Bewe- 
gung setzt. 

Es gibt zwei Arten politischer Redner, Parlamentarier und Prediger. Der Parlamentarier 
verteidigt den Sumpf. Mäkelnd, keifend, schreiend, schimpfend und schwadronierend 
macht er seine Geschichte der Korruption. Der Prediger vernichtet, um aufzubauen. Er 
atmet Frühlingssturm in das Eis der Erstarrung. Er mahnt, klagt an und richtet. Er will 
mehr, als Diätenschlucker, als Präsident, werden. Er will die letzte Vollendung einer 
geheimnisvoll erkannten Idee. 

Dieser Art sind Sie. Sie sprachen vor dem Volksgericht in München, daß es um mehr 
gehe, als Minister zu werden, und erinnerten mit tiefstem Erschüttern an einen Mann, 
auf dessen Grabstein nicht Geheimrat, Baron von und zu (... .) , sondern einfach und 
groß ‚Richard Wagner“ steht. Dieses stolze Wort danken wir Ihnen. Das muß man ein-/ 
mal erfaßt und ergründet haben, um das Wesen des Führers zu erkennen. 

Vor dem Gericht in München wuchsen Sie vor uns in das letzte Format des Führers hin- 
ein. Was Sie da sagten, ist das Größte, das nach Bismarck in Deutschland gesprochen 
wurde. Da brachten Sie mehr zum Ausdruck als eigene Qual und eigenen Kampf. Da 
nannten Sie die Not einer ganzen Generation, die in zerfahrener Sehnsucht nach Män- 
nern und Aufgaben sucht. Da predigten Sie den Kampf statt feigen Erschlaffens, da for- 
derten Sie Fanatismus statt pazifistischer Feigheit, da lehrten Sie die Liebe zu Volk, Frei- 
heit und Vaterland mit heißer, verzehrender Glut. Was Sie da sagten, das ist der Kate- 
chismus neuen politischen Glaubens in der Verzweiflung einer zusammenbrechenden, 
entgötterten Welt. 

Sie verstummten nicht. Ihnen gab ein Gott zu sagen, was wir leiden. Sie faßten unsere 
Qual in erlösende Worte, formten Sätze der Zuversicht auf das kommende Wunder. Das 
danken wir Ihnen. Das wird Ihnen einst Deutschland danken. 

Von unten fingen Sie an, wie jeder große Führer. Aber wie jeder große Führer wuchsen 
Sie mit der Aufgabe, wurden groß, wie sie größer wurde, wurden ein Wunder, wie sie ein 
politisches Wunder wurde. Darum haßt man Sie, wenn man die Idee treffen will. Darum 
bekämpft und beschmutzt man Sie, wenn man den politischen Glauben meint. Und 
verfehlt immer das Ziel. Sie gehen lächelnd darüber hinweg, mit der Selbstverständlich- 
keit des geborenen Führers, setzen gerade und unbeirrt den Weg fort, den eine eiserne 
Notwendigkeit Ihnen und uns vorschreibt. Um Sie herum kristallisiert sich das beste 
Menschenmaterial, das Deutschland heute noch aufzuweisen hat. Geschlossen steht der 
deutsche Aktivismus um Ihre Person, weil er weiß, daß, wo Sie stehen, gekämpft, gefor- 
dert und geopfert wird. 

Es ist nicht wahr, wenn feige Söldner des Geldes sagen, wir seien in die Welt gesetzt, um 
zu leiden, zu genießen und zu sterben. Wir haben hier eine Mission zu erfüllen. Der 
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eine fühlt den Trieb zur Mission stärker in sich, der andere schwächer. In uns brennt er 
wie ein Opferfeuer. Sie fachten den glimmenden Funken in uns zur lodernden Flamme 
an. Sie weckten, Sie mahnten, Sie predigten, Sie wurden unser erwachendes Gewissen, 
das Symbol einer noch zu erfüllenden Mission. Lange suchten wir tastend danach. Es 
brütete in uns eine Sehnsucht, die nach Ausdruck, nach Gestaltung verlangte. Da kamen 
Sie: groß und einfach zugleich wiesen Sie uns den Weg aus dem Chaos, jenen Weg, von 
dem wir geheimnisvoll wußten, den Sie uns in der letzten Qual und Not zeigten. Das 
kann Ihnen die Geschichte nie vergessen: daß Sie eine durch Krieg und Revolution zer- 
brochene Jugend vor der Verzweiflung bewahrten. 

Was gilt da Dank, was gilt da tönende Phrase. Wir fühlen uns beseligt und handeln 
danach. Noch sind wir nicht verloren. Noch konnte aus einem zerrütteten Volke ein 
Mann kommen, der die Not der Zeit bis zur Neige kostete und nicht daran zerbrach. 
Der Wege suchte und fand, die aus Not zu Brot führen. 

Als ich Sie das letzte Mal sah, in Plauen, nach Tagen stürmischer Kämpfe, da fühlte ich 
in tiefster Seele die Beglückung, hinter einem Mann zu stehen, der den Willen zur Frei- 
heit in seiner ganzen Person verkörpert. Bis dahin waren Sie mir Führer. Da wurden Sie 
mir Freund. Ein Freund und Meister, dem ich mich bis zuletzt in einer gemeinsamen 
Idee verbunden fühle. 

Heinrich von Treitschke, der große Schreiber deutscher Geschichte, sprach einst vor 
einem kleinen, unbedeutenden Geschlecht das prophetische Wort: 

‚Große, politische Leidenschaft ist ein köstlicher Schatz; das matte Herz der Mehrzahl 
der Menschen bietet nur wenig Raum dafür. Glückselig das Geschlecht, welchem eine 
strenge Notwendigkeit einen erhabenen politischen Gedanken auferlegt, der groß und 
einfach jede andere Idee der Zeit in seine Dienste zwingt.‘ 

Das Wort verscholl damals, ungehört und unverstanden. Heute feiert es in einer neuen 

Jugend Auferstehung. Wir fühlen uns diesem Wort verbunden. Mehr noch, wir wissen, 
‚daß es für uns Größeres bedeutet: 

‚Glückselig das Geschlecht, dem die Geschichte den Mann gibt, der in restlosem Opfer 

N die Vollendung dieser Idee erkämpft! 

So grüßt das junge Deutschland Sie, lieber Adolf Hitler, als sein Symbol, als seine Verkör- 
perung, als den Mann, den Kämpfer, den ersten Diener an der Idee, dem auch wir uns mit 
jeder Faser, mit jedem Gedanken, mit all unserem Tun und Handeln verbunden fühlen. 
Bleiben Sie uns, was Sie uns heute sind: der liebe, starke, sturmerprobte Führer aus 
Gefahr und Not zu Freiheit und Brot. 

Ich grüße Sie! Heil! Ihr Dr. Goebbels“ 

Goebbels lieferte für den zweiten NS-Brief vom 15. 10. 1925 den Leitartikel mit der 
Schlagzeile „NS oder Bolschewismus?* in Form eines Briefes „Mein Freund von der 
Linken!“ Dort schrieb er u. a.: 

„Das, was Sie bolschewistische Internationalität Moskaus nennen, ist Panslavismus in 
der klarsten und geprägtesten Form. (. . .) Ihr und unser erbittertster Feind, die Demo- 
kratie, das Geld, ist international. Es versteht den Kämpfern um die Freiheit diese Inter- 
nationale aufzuschwindeln, weil es weiß, daß es dann in Ewigkeit unbesiegbar ist. Der 
Weg zur Freiheit geht über die Nation. Je geschlossener diese Nation, desto stärker und 
inbrünstiger der Wille zur Freiheit. (. ..) Die Freiheit wollen wir wie Sie, nur mit ande- 
ren Mitteln, mit Mitteln, die zum Ziele führen. Die internationale Solidarität ist ihr Pro- 
gramm, die Solidarität der Nation, die Volksgemeinschaft das unsere. (. . .) Sie und ich 
kämpfen gegeneinander, ohne daß wir wirkliche Feinde wären. Dabei zersplittern sich 
unsere Kräfte und wir kommen nie zum Ziel. Vielleicht wird die letzte Not uns zusam- 
menführen. (. . .) Der neue Staat oder der Untergang des Abendlandes, beide liegen in 
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unserer Hand. Wir jungen Männer, Sie und ich, wir sind die Träger des Schicksals von 
Generationen. (. ..)“ 
Der fünfte Brief vom 1. Dezember 1925 brachte einen „Bericht über die Tagung der 
Arbeitsgemeinschaft der Nord- und Westdeutschen Gauleiter in Hannover am 22. 
November 1925“. Er enthält die „Richtlinien der Nord- und Westdeutschen Gaue der 
NSDAP“ in zwölf Paragraphen. Die Arbeitsgemeinschaft umfaßte demnach folgende 
Gaue: Rheinland-Nord, Rheinland-Süd, Westfalen, Hannover, Hannover-Süd, Hessen- 
Nassau, Lüneburg-Stade, Schleswig-Holstein, Groß-Hamburg, Groß-Berlin und Pom- 
mern. Die Arbeitsgemeinschaft „beeinträchtigt weder die Tätigkeit der einzelnen Gaue 
und Ortsgruppen, noch insbesondere der Parteizentrale in München“. Im Paragraph 6 
wurde festgestellt: „Die A.-G. und die N.-S-Briefe bestehen mit ausdrücklicher Geneh- 
migung Adolf Hitlers.“ Der Schlußparagraph lautete wörtlich: „Die angeschlossenen 
Gauleiter verpflichten sich auf Ehre und Gewissen, im Rahmen der gemeinsamen Arbeit 
alle eigensüchtigen Zwecke hintanzusetzen und in kameradschaftlichem Geiste der Idee 
des National-Sozialismus unter ihrem Führer Adolf Hitler zu dienen.“ 
Im sechsten Brief vom 15. 12. 1925 setzte sich Gregor Straßer kritisch mit den Vater- 
ländischen Verbänden auseinander. Er lehnte jede organisatorische Verbindung mit 
ihnen ab: „Wir müssen klar zum Ausdruck bringen, daß wir weder bürgerlich noch reak- 
tionär sind, sondern Sozialisten. (. ..) Wir Nationalsozialisten (... .) sind die Frontsol- 
daten im Kampf um das neue Deutschland. Wer in unserer Front nicht mitkämpft, mag 
ehrenwert und guten Willens sein - für uns hat er keinen Wert.“ 
Genau in diesem Sinne schrieb Ludolf Haase über „Deutschvölkische Freiheitspartei und 
wir“ (NS-Brief Nr. 13 vom 1. April 1926), „daß völkische Freiheitspartei und nationalso- 
zialistische Arbeiterpartei etwas grundsätzlich Verschiedenes sind - (. . .) Wir sind Sozia- 
listen, echte uneingeschränkte Sozialisten. Wir wollen bewußt und mit allen Mitteln den 
Sturz des unsittlichen individualistischen Wirtschaftssystems des Kapitalismus und seine 
Ersetzung durch das gerechtwertige, kollektivistische Wirtschaftssystem des Sozialismus, 
eines Sozialismus aber, der vom liberalen Marxismus so verschieden ist wie vom liberalen 
Kapitalismus. (... .) Wir sind Revolutionäre, politische und wirtschaftliche Revolutionäre. 
Die Freiheitsparteiler sind Reaktionäre, politische und wirtschaftliche Reaktionäre.“ 
Gregor Straßer brachte bei den Bemühungen um die Klärung und Ausformung der 
nationalsozialistischen Ideologie auch die Außenpolitik zur Sprache. Am 20. Januar 
1926 trat das zweite Kabinett von Hans Luther ins Leben; Außenminister war wieder 
Stresemann. Über beide maßgebliche Politiker der Weimarer Republik schrieb Straßer: 
„Über Stresemann aber sowohl wie über Luther strahlte die Sonne Genfs und der Zions- 
stern Wallstreets.“ (NS-Brief vom 1. 12. 1925, Artikel „Hinter den Kulissen“) 
Im 8. NS-Brief vom 15. Januar 1926 formulierte Gregor Straßer sein außenpolitisches 
Grundsatzprogramm in dem Artikel „Zu den außenpolitischen Zielen des Jungdeut- 
schen Ordens“. Mit Hinweis auf seinen Artikel in der Parteipresse „Wir und Rußland“ 
hob er „als zwingende Richtungsführung den Kampf gegen den Westen“ hervor. Der 
französische Militarismus habe sich mit dem angelsächsischen Kapitalismus auf Kosten 
Deutschlands geeinigt. „Es ergibt sich daraus mit zwingender Folgerichtigkeit, daß der 
Westen, worunter ich sowohl den französischen Militarismus als den angelsächsischen 
Kapitalismus verstehe, ein Lebensinteresse hat, Deutschland politisch und wirtschaftlich 
ohnmächtig zu halten! Das Zusammengehen mit dem Westen bedeutet also Selbstauf- 
gabe einer deutschen Zukunft. * 
Straßer wandte sich dann gegen einen „instinktlosen Antibolschewismus“: „Ich sehe 
darin geradezu ein Schulbeispiel der gewandten Arbeit des kapitalistischen Systems, daß 
es ihm gelungen ist, jene nationalen Kräfte, die an sich nicht das geringste mit dem kapi- 
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talistischen Ausbeuter-System zu tun haben, sich dienstbar zu machen in dem Kampf 
gegen das sozialistische System des Bolschewismus! - Wir müssen in diesem Kampf des 
angelsächsischen Kapitalismus gegen das bolschewistische Rußland zwei Beweggründe 
unterscheiden: Einmal gilt dieser Kampf - und das ist die englische Seite der Angele- 
genheit - jenem Rußland, das heute die alte Asienpolitik des Zarenreiches aufgenom- 
men hat. (.....) Die andere Seite ist die amerikanische, die kapitalistische! Das Finanz- 
kapital, dessen Goldmillionen heute zu großen Teilen zinslos in den Tresoren der Wall- 
street ruhen, sucht Anlagemöglichkeiten, Ausbeutemöglichkeiten! Es findet diese Aus- 
beutemöglichkeit in erster Linie in der Übernahme des besten Teils der deutschen Volks- 
wirtschaft, und der Dawes-Plan ist das geniale Instrument hierzu. Aber das genügt bei 
weitem nicht. Immer drängender wird darum das Bestreben, die riesigen Bodenschätze 
Rußlands und Sibiriens, die ungeheuren Ausbeutemöglichkeiten dieser unermeßlichen 
Gebiete zu erschließen, das heißt zu zinstragenden Gliedern der Weltwirtschaft zu 
machen. (... .) Muß ich es erst betonen, daß wir weder dem englischen Imperialismus 
noch dem amerikanischen Kapitalismus Landsknechtsdienste leisten dürfen in diesem 
Kampf gegen Rußland? Beide sind unsere Todfeinde. (. . .)“ 

/lm Interesse Deutschlands müsse daher die Parole lauten: „Mit Rußland gegen den 
Westen!“ Die positive Zielsetzung der Nationalsozialisten müsse lauten: „Mitteleuropa 
unter deutscher Führung!“ „Das Deutschland in den Grenzen von 1914, hierzu die Ver- 
einigung aller angrenzenden deutschen Sprachgebiete von Deutschösterreich und Sude- 
tenland und Südtirol, möglichst noch Zollunion mit Ungarn. (. . .)“ Straßer schloß sei- 
nen Artikel über das außenpolitische Grundsatzprogramm der Nationalsozialisten mit 
der Losung: „Das deutsche Mitteleuropa - im Kampf gegen den Westen, mit vorläufi- 
ger Unterstützung des Ostens!“ 

Gregor Straßers außenpolitisches Programm war mitteleuropäisch, gedacht auf ein Zusam- 
menwirken Mitteleuropas mit Rußland gegen die angelsächsischen Weltmächte, für den 
Sozialismus gegen den Kapitalismus, aber nicht für einen marxistischen Sozialismus, son- 
dern für einen deutschen, beruhend auf der Überwindung des Klassenkampfes und der 
Herstellung einer deutschen Volksgemeinschaft aller Stände, Klassen, Konfessionen. 
Straßer stand mit dem Gedanken eines Bündnisses mit Rußland gegen die kapitalisti- 
schen Weltmächte allerdings im Gegensatz zu Hitler, denn dieser strebte ein Bündnis 
mit England und Italien gegen Frankreich an. Hitler bezeichnete auf der Bamberger 
Tagung am 14./15. Februar 1926 Frankreich als außenpolitischen „Todfeind“ Deutsch- 
lands. Straßer dagegen bezeichnete Frankreich als „den schwächsten unserer Gegner“. (8. 
NS-Brief vom 15. 1. 1926) In dieser außenpolitischen Stellungnahme Gregor Straßers 
zeigte sich ein grundlegender Unterschied zur Auffassung Hitlers. 

Hitler leitete persönlich die Bamberger Tagung, auf der etwa sechzig bis fünfundsechzig 
Parteiführer anwesend waren. Er sprach über alle wesentlichen Probleme der Innen-, 
Außen- und Wirtschaftspolitik mit Schwerpunkt Außenpolitik. Frankreich sei „unser 
nächster unbedingter Todfeind“. Militärisch seien Deutschlands Probleme nicht zu 
lösen, man müsse eine kluge Außen- und Bündnispolitik betreiben. Als mögliche Bünd- 
nispartner sprach er England und Italien wegen ihrer Gegensätze zu Frankreich an. Die 
Südtirolfrage müsse nüchtern gesehen werden; dies dürfe die Möglichkeit eines Bünd- 
nisses mit dem faschistischen Italien nicht verhindern. Ein Zusammengehen mit Ruß- 
land lehnte Hitler grundsätzlich wegen der bolschewistischen Gefahr ab. Er verfocht in 
seiner Rede die „Ostorientierung“ und „Ostkolonisation“, „eine weitsichtige Kolonial- 
politik, nicht in anderen Weltteilen, sondern in Europa, an unseren Ostgrenzen“." 


15 Fortsetzung siehe Quellen und Dokumente. 
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Auch sprach er sich gegen die Fürstenenteignung aus. Der von SPD und KPD in die 
Wege geleitete Volksentscheid zur entschädigungslosen Enteignung der Fürsten erreich- 
te am 20. Juni 1926 nicht die notwendige Mehrheit. Damit räumte Hitler die in der 
Öffentlichkeit geäußerten Zweifel an der Stellungnahme seiner Partei zum Privateigen- 
tum aus. Er bekundete auf der Tagung auch noch einmal ausdrücklich, wie schon 1925 
durch seinen Bruch mit Ludendorff, seine entschiedene Ablehnung religiöser und kon- 
fessioneller Diskussionen in seiner Bewegung. „Religiöse Fragen haben in der national- 
sozialistischen Bewegung nichts zu suchen und wären nur geeignet, deren politische 
Wirksamkeit zu untergraben. Jedem einzelnen obliegt es, sich mit derartigen Problemen 
für sich auseinanderzusetzen“, erklärte er. - Gottfried Feder wurde mit den anstehenden 
Programmfragen betraut. 

Die im November 1925 gegründete Arbeitsgemeinschaft Nordwest löste Hitler auf der 
Bamberger Tagung auf. Die Brüder Gregor und Otto Straßer gründeten wenige Wochen 
später, am 1. März, zusammen mit dem Gauleiter von Pommern, Professor Vahlen, den 
„Kampfverlag“ in Berlin. Der Verlag gab sieben nationalsozialistische Zeitungen heraus 
(„Berliner Arbeiterzeitung“ und „Der nationale Sozialist“ für Norddeutschland, West- 
deutschland, für Rhein und Ruhr, für die Ostmark, für Sachsen, für Mitteldeutschland, 
ab 1928 auch für Württemberg). 

Goebbels war vom Ausgang der Bamberger Tagung tief erschüttert, sah er darin doch 
mit Recht eine Niederlage der nordwestdeutschen Gemeinschaft gegenüber den Münch- 
nern. „Wohl eine der größten Enttäuschungen meines Lebens. Ich glaube nicht mehr 
restlos an Hitler.“ (Tagebuch-Eintrag vom 15. Februar 1926.) Aber schon am 15. Mai 
1926 schrieb er folgenden Brief an Hitler in den NS-Briefen (Nr. 16): „Verehrter, lieber 
Herr Hitler! Wenn ich Ihnen am letzten Sonntag in Stuttgart, als ich von Ihnen nach 
einer Woche ernstester Zusammenarbeit und Klärung in München Abschied nehmen 
mußte, nicht mit Worten dankte, so werden Sie mich gewiß verstanden haben. Ich hatte 
so viel gelernt. Sie hatten mir in kameradschaftlicher Weise so grundlegend neue Wege 
gezeigt in das, was in und um uns ist, daß da Worte nur Worte sein konnten (. . .).“ 
Goebbels’ Tagebuch bezeugt die innere Abhängigkeit, das Verfallensein an Hitler, von 
Anfang an: 


12.3.1926, S. 234: Hermann Esser ist der „Vampir“ der Bewegung. An Hitler: „Es tut mir 
in der Seele weh, daß ich Dich in der Gesellschaft seh?!“ 

16.4.1926, S. 242: „Noch in München. Gestern abend traf ich Hitler. Er lud mich gleich 
zum Abendessen ein (. ...) Ade, mein München, ich liebe dich sehr!“ 

19.4.1926, S. 242 f.: „Auto kommt. Hitler holt mich heraus. Er im Autodreß. Mitfah- 
ren: Heß, Schreck, Chauffeur (. . .) Augsburg. Panne. Hitler wie ein Junge. Ausgelassen, 
singend, lachend, pfeifend. Weiterfahrt nach Stuttgart: Reden in überfüllten Versamm- 
lungen. Wir feiern Hitlers Geburtstag. 37 Jahre ist er alt. 37 Kerzen um Blumen bren- 
nend. Und er erzählt vom 9. 11. 1923. Adolf Hitler, ich liebe Dich, weil Du groß und 
einfach zugleich bist. Das was man Genie nennt.“ 

8. 5. 1926, S. 246 f.: „Zu H. St. Chamberlain. Seine Frau, eine Tochter Wagners, bittet 
mich herauf. Erschütternde Szene: Chamberlain auf einem Ruhebett. Gebrochen lal- 
lend, die Tränen stehen ihm in den Augen. Er hält meine Hand und will mich nicht las- 
sen. Wie Feuer brennen seine großen Augen. Vater unseres Geistes, sei gegrüßt. Bahn- 
brecher, Wegbereiter! Ich bin im Tiefsten aufgewühlt. Abschied. Er lallt, will sprechen, 
es geht nicht - und dann weint er wie ein Kind! Langer, langer Händedruck. Leb wohl! 
Du bist bei uns, wenn wir verzweifeln wollen (.. .).“ 

14. 6. 1926, S. 254: „Ich freue mich so sehr auf Hitler. Ich verehre und liebe ihn!“ 
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16. 6. 1926, S. 254 £.: „Hitler in Elberfeld. Hitler, der alte, liebe Kamerad. Man muß ihn 
als Mensch schon gerne haben. Und dazu diese überragende geistige Persönlichkeit. 
Man lernt bei diesem eigenwilligen Kopf nie aus. Als Redner ein wundervoller Drei- 
klang zwischen Gestik, Mimik und Wort. Der geborene Aufpeitscher! Mit dem Mann 
kann man die Welt erobern. Laßt ihn los, und er bringt die korrupte Republik ins Wan- 
ken. Sein schönstes Wort gestern: Gott gab uns in unserem Kampf seine Gnade in über- 
reichem Maße. Als schönstes Geschenk bescherte er uns den Haß unserer Feinde, die 
wir ebenso und aus vollem Herzen hassen.“ 

17.6.1926, S. 255: „Gestern mit Hitler in Cöln. Dom, Rhein, Ausstellung. Er kennt alles, 
ein Genie! In Essen Rede vor 2000 Mitgliedern. Und fand die letzte Form des deutschen 
Sozialismus. So ein Kerl kann die Welt umkrempeln. Der gestrige Abend war ein großes, 
großes Erlebnis. Hitler wird uns führen einst aus dieser Not!“ 

19.6.1926, S. 255: „Hitler sprach am 18. 6. 1926 in Essen vor der Industrie. Fabelhaft! 
Die Großkopfeten haben ihn wohl zum größten Teil gar nicht verstanden. Hitler ist in 
allen Sätteln gerecht!“ 

6. 7. 1926: Parteitag in Weimar: „Meine Satire ‚Wenn ein Redner kommt‘ weckt endlose 
Heiterkeit. Hitler lacht sich halb tot. Hitler spricht. Von Politik, Idee, Organisation. Tief 
und mystisch. Fast wie ein Evangelium. Schaudernd geht man mit ihm an den Abgrün- 
den des Lebens vorbei. Das Letzte wird gesagt. Ich danke dem Schicksal, daß es uns die- 
sen Mann gab.“ 

18. 7. 1926, S. 263: „Fahrt mit Hitler an den Königssee. Hitler erzählt und schwärmt. Er 
ist ein lieber, reiner Mensch - ein Kind.“ 

23.7. 1926, S. 265 f.: „Fahrt auf den Obersalzberg. Ja, diesem Mann kann man dienen. 
So sieht der Schöpfer des dritten Reiches aus.“ 

24. 7. 1926, S. 266: „Der Chef spricht über Rassenfragen (. . .) Er ist ein Genie. Das 
selbstverständlich schaffende Instrument eines göttlichen Schicksals. Ich stehe vor ihm, 
erschüttert. So ist er: wie ein Kind, lieb, gut, barmherzig. Wie eine Katze, listig, klug und 
gewandt; wie ein Löwe, brüllend, groß und gigantisch. Ein Kerl, ein Mann. Vom Staate 
spricht er (. . .), sagt zum Schluß: ‚Mein Kopf wird nicht in den Sand rollen, bis meine 
Mission erfüllt ist.‘“ 

25. 7. 1926, S. 266 f.: „Der Chef ist ein gerissener Hund! (. . .) Er verhätschelt mich wie 
ein Kind. Der gütige Freund und Meister (. . .) er spricht von dem zukünftigen Archi- 
tekturbild des Landes und ist ganz Baumeister (. . .) Und ist ganz Staatskünstler! Leb 
wohl, mein Obersalzberg. Diese Tage waren mir Richtung und Weg! Aus tiefer Bedräng- 
nis leuchtet mir ein Stern! Ihm fühle ich mich bis zuletzt verbunden. Nun ist in mir der 
letzte Zweifel geschwunden. Deutschland wird leben. Heil Hitler!“ 

31.7. 1926, S. 268: „Abschied in Augsburg. Maurice fährt mich zur Bahn. Hitler gibt 
mir einen Blumenstrauß mit, rote Rosen. Abschied von ihm. Das Herz tut mir weh.“ 


* 


Die nationalsozialistische Partei Österreichs hatte sich im Sommer 1923 in einen parla- 
mentarischen und einen antiparlamentarischen Flügel gespalten. Dr. W. Riehl trat des- 
halb von der Leitung zurück. Die Kluft blieb unüberbrückbar.” Nach Hitlers Wiederer- 
scheinen im Frühjahr 1925 und der Neugründung der NSDAP in München lebten die 
inneren Zwistigkeiten der österreichischen Nationalsozialisten erneut auf. An der Spit- 


16 Hitler: Reden, Schriften, Anordnungen; Februar 1925 bis Januar 1933, Bd. I, Die Wiedergründung der NSDAP Februar 
1925 bis Juni 1926, Dok. 101, S. 295 ff. - VB, Nr. 46 v. 25. 2. 1926. 
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ze der hitlertreuen Richtung stand Dr. Richard Suchenwirth in Wien. Er trat schon im 
Laufe des Jahres 1925 im Reichsgebiet als Redner auf. Suchenwirth besuchte im April 
1926 Hitler in München in Begleitung eines Parteifreundes und trug ihm die Sorgen der 
österreichischen Gesinnungsgenossen vor. Dieser empfahl ihm, „in Österreich den 
nationalsozialistischen Verein Hitlerbewegung zu gründen“. 

Es kam dann in Wien zur endgültigen Trennung der hitlertreuen Anhänger und zur 
Gründung des von Hitler selbst empfohlenen Nationalsozialistischen Deutschen Arbei- 
tervereins für Österreich (Hitlerbewegung). Nach Überwindung einiger personeller 
Schwierigkeiten fand schließlich am 12. August 1926 in Passau eine Tagung mit Hitler 
und Vertretern der österreichischen Nationalsozialisten statt. 

Am 28./29. August wurden auf einer Führertagung in München die Fragen der Einglie- 
derung geregelt. „Durch den Übertritt namhafter Teile der Parteiorganisation der Bun- 
desländer zur Hitlerbewegung“ erfolgte die Gründung der „NSDAP- -Hitlerbewegung“. ” 
Sie erhielt eine eigene Landesleitung (Landesverband) mit Sitz in Wien, ab 1928 in Linz 
(„Braunes Haus“); erster Landesführer wurde Friedrich Jankovic. Der Landesverband in 
Österreich wurde in acht Gaue eingeteilt: Wien, Niederösterreich, Oberösterreich, Stei- 
ermark, Kärnten, Salzburg, Tirol und Vorarlberg. Vom 1. Oktober 1928 bis 1932 wur- 
den die drei Gaue Salzburg, Tirol und Vorarlberg zum Westgau zusammengefaßt, ab 
1932 aufgegliedert in zwei Gaue: Salzburg und Tirol-Vorarlberg. Die nationalsozialisti- 
sche Ordnertruppe, bereits 1921 in Wien unter Führung von Hermann Reschny gegrün- 
det, auf dem Salzburger Parteitag im August 1923 ungetauft in „Vaterländischer Schutz- 
bund“, wurde unter Reschnys Führung als SA anerkannt." 

Die Generalmitgliederversammlung am 22. Mai im Bürgerbräukeller in München war 
in doppelter Hinsicht von grundlegender Bedeutung: Das Programm vom 24. Februar 
1920 wurde für unabänderlich erklärt. Das Führerprinzip hatte sich in der Partei restlos 
durchgesetzt, und damit Hitlers diktatorische Stellung. 

Anfang 1926 wurde der „Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund“ unter Lei- 
tung von Wilhelm Tempel gegründet. Im selben Monat richtete die Reichsparteileitung 
eine Lichtbild-Propagandastelle ein. Heinrich Hoffmann, ihr eigentlicher Gründer, hielt 
dazu einen Vortrag: „Von der Räterepublik zu Adolf Hitler“ (208 Aufnahmen).? 

Am 1. März gründeten die Brüder Gregor und Otto Straßer zusammen mit dem Gau- 
leiter von Pommern, Professor Dr. Vahlen, in Berlin den „Kampfverlag“. Die Partei _ 
konnte sich erstaunlicherweise im Jahre 1926 einen zweiten Reichsparteitag leisten. Er | 
fand am 3./4. Juli in Weimar statt, weil Hitler in Thüringen ungehindert sprechen konn- 
te. Überlegungen, den Zentralsitz der Partei nach Thüringen zu verlegen, wurden ange- 
stellt, erörtert und wieder fallengelassen, weil Hitler an München festhielt. Zwei wichti- 
ge Entschlüsse wurden auf dem Reichsparteitag gefaßt: 1. die Gründung der „Hitlerju- 
gend“ und 2. die Empfehlung an die deutschösterreichischen Nationalsozialisten, sich 
Hitlers Partei anzuschließen und dadurch eine großdeutsche Organisation der Hitler- 
bewegung zu ermöglichen. 

Die publizistische Tätigkeit der Partei steigerte sich im Jahre 1926. Bedeutsam waren das 
erstmalige Erscheinen des „Illustrierten Beobachters“ unter der Schriftleitung von Her- 
mann Esser und die Herausgabe der „Nationalsozialistischen Bibliothek“ unter Leitung 
von Gottfried Feder aufgrund eines Beschlusses des Weimarer Reichsparteitages. Heft 1 


len 


17 Franz-Willing, Krisenjahr der Hitlerbewegung, S$. 252 ff. 

18 Richard Suchenwirth, Unveröffentlichte Erinnerungen, $. 72. 
19 Ebd. 

20 Volz, Daten, S. 107, 120. 
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Be 


der NS-Bibliothek „Das Programm der NSDAP“ erschien am 18. August 1927. Am 10. 
Dezember 1926 wurde der zweite Band von Hitlers „Mein Kampf“ veröffentlicht. In 
Norddeutschland wurde von Berlin aus von den Brüdern Gregor und Otto Straßer die 
nationalsozialistische Publizistik in ihrem „Kampfverlag“ begründet und vertrieben. 
1926 erschienen dort die Zeitung „Der nationale Sozialist in Norddeutschland“, ferner 
die Broschüre „Das kleine ABC der Nationalsozialisten“ und ein antisemitisches Flug- 
blatt „Der Befehl des Weltjuden“.' Auch Hermann Görings Name tauchte erstmals in 
den Spalten des „Völkischen Beobachters“ auf: Er schrieb eine Reihe von Artikeln „Zum 
deutsch-italienischen Konflikt“. 

Hitler selbst war in seiner persönlichen Agitation als Redner im Jahre 1926 durch die 
zahlreichen Verbote in den einzelnen Ländern schwer behindert. So erließ das Land 
Sachsen im Februar 1926 ein Redeverbot gegen ihn, Oldenburg folgte damit im März, 
hob es aber im Juni wieder auf. Auch Lübeck verhängte über ihn ein Redeverbot. 
Der „Völkische Beobachter“ veröffentlichte am 15. 12. 1926 (Nr. 290) „Ein ukrainisches 
Manifest“, unterzeichnet von dem ehemaligen Kosakenoberst Iwan Poltawietz Ostra- 
nitza und General Horbanjuk. Es handelte sich um die national-ukrainische und kosa- 
kische Emigration in Deutschland. Sie pflegte wie die weißrussische (zarentreue) Emi- 
gration seit Beginn der zwanziger Jahre Beziehungen zur Rechtsbewegung im Reich.” 
Zwei wichtige Maßnahmen für die Entwicklung der Partei traten noch im Herbst 1926 
in Kraft: Hitler beauftragte Dr. Joseph Goebbels mit der Führung des Gaues Berlin- 
Brandenburg ab 1. November (ab 1. Oktober 1928 wurde Brandenburg selbständiger 
Gau), und eine Oberste SA-Führung unter Hauptmann a. D. Franz von Pfeffer mit weit- 
gehender Selbständigkeit wurde eingerichtet, ebenfalls mit Wirkung vom 1. November.” 
Der 9. November wurde zur Erinnerung an den blutig gescheiterten Staatsstreich zum 
Reichstrauertag der NSDAP erhoben. Hitler führte damit sein mit dem ersten Reichs- 
parteitag 1923 begonnenes Bestreben zur Schaffung eines nationalen Kultes mit ent- 
sprechendem Ritual weiter. (Fahnen- und Standartenweihe mit der Blutfahne.)* 


21 VB, Nr. 3 v. 5. 1. 1926. 

22 VB, Nr. 56 v. 9. 3. 1926. 

23 VB, Nr. 51 v. 3. 3.; Nr. 54 v. 6. 3.; Nr. 55 v. 9. 3.; Nr. 56 v. 10. 3. 1926. 

24 VB, Nr. 42 v. 20. 2.; Nr. 75 v. 1. 4.; Nr. 123 v. 1. 6. 1926. 

25 Franz-Willing: Ursprung der Hitlerbewegung, S. 81 f.; ders., Putsch und Verbotszeit der Hitlerbewegung, S. 10 ff. 
26 Volz, Daten, $. 23, 122. 
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1.7. Die Jugend 


Ernst Röhm wies bereits 1924 nach, daß die Jugend überwiegend nicht für die Mehr- 
heitsparteien, sondern für die radikalen Flügelparteien stimmte: „Die kommunistische 
Partei wendet sich vor allem an das junge, revolutionäre Proletariat. Nicht unbeachtlich 
Ast, daß 1924 von den fünfzehn jüngsten Mitgliedern des Reichstages nicht weniger als 
neun der kommunistischen Partei zugehörten. (Von den übrigen sechs fielen fünf auf 
die Völkischen, einer auf die Deutschnationalen!) In der Verneinung des gegenwärtigen 
Staates fanden wir uns meist mit den Kommunisten“, stellte Röhm bereits zu diesem 
Zeitpunkt fest und führt weiter aus: 

„Ich kann mich an Ausführungen des kommunistischen Redners zum Auswärtigen Etat 
im Reichstag erinnern, die ich beinahe ganz unterschreiben hätte können; nur lautete 
eben die Schlußfolgerung des Kommunisten statt ‚Darum auf zum völkischen Frei- 
heitskampf!‘: ‚Darum auf zur Weltrevolution!‘ Daß in der Partei die Juden eine aus- 
schlaggebende Rolle spielen, habe ich für den deutschen Arbeiter, der dem Wahn sich 
hingab, an der Seite dieser Kampfgenossen sich ein besseres Los zu erstreiten, stets 
bedauert. Immerhin bin ich der ketzerischen Auffassung, daß die revolutionäre Schule 
des Kömmunismus der Gewinnung des deutschen Arbeiters für den völkischen Frei- 
heitskampf besser vorarbeitet als die aller Ideale bare Zersetzungsarbeit der sozialdemo- 
kratischen Bourgeoisie.“' 

Auch Staatsrat Hans Schmelzle hatte angesichts revolutionärer Umzüge in den Jahren 
1918/19 den Eindruck gewonnen, daß Idealismus und Opfergeist nur in der jungen 
Arbeiterschaft und den jungen Soldaten zu finden seien. Nur von dieser Seite könne 
man echten Umschwung und Neugestaltung erwarten.? 

Die von der Front heimkehrenden Studenten beteiligten sich vielfach aktiv am Kampf 
gegen die rote Springflut in den Freikorps und Einwohnerwehren. Auch Rudolf Heß, 
selbst Student, formte und führte 1923 eine Studentenkompanie. In den Freikorps und 
Studentenkompanien setzten sich ehemalige Offiziere als einfache Soldaten zum Kampf 
gegen die Rote Garde ein.’ Ein außergewöhnliches Beispiel war der Generalmajor 
Nagel, der als einfacher Schütze in einem Freikorps bei Erstürmung eines Bahnhofs von 
einer tödlichen Kugel getroffen wurde. 

Die Polarisierung des politischen Lebens begann mit der Revolution der Jahre 1918/19 
und fand ihren ersten Ausdruck im Bürgerkrieg mit dem Gegensatz zwischen „Roter 
Garde“ (Spartakusbund, USPD, KPD) und „Weißer Garde“ (Freikorps, Einwohnerweh- 
ren), Übergangsheer, Reichswehr.‘ Aus den bewaffneten revolutionären Verbänden der 


1 Röhm, a.a.O., S. 288. 
2 Hans Schmelzle, UE, ferner mündliche Mitteilung. 
3 Über Rolle und Bedeutung der Studenten im „Kampf gegen die rote Pest“ siehe bes. Heidrun Lüdtke: Die Reaktion der 
deutschen Studenten auf den aufkommenden Nationalsozialismus, Hannover 1985 (Diss.), ungedruckt, S. 5 ff., S. 8 ff. 
4 Georg Franz-Willing: Krisenjahr der Hitlerbewegung, 1975, S. 18 ff., 263 ff. 
Ders.: Putsch und Verbotszeit, 1977, S. 153 ff. 
Zitat nach „Welt am Sonntag“ vom 30. 11. 1925. 
Ein antisemitisches Landsknechtslied, das die Roßbacher sangen, lautete: 
„Wir sind des Roßbachs schwarze Haufen, heia oho! 
Und wollen mit Tyrannen raufen, heia oho! 
Spieß voran, drauf und dran, 
Setzt aufs Judendach den roten Hahn! 
Dem Herrn im Himmel woll’n wir’s klagen, 
Daß wir die Juden können totschlagen, heia oho! 
Spieß voran, drauf und dran, 
Setzt aufs Judendach den roten Hahn.“ 
Es handelt sich um eine Abwandlung des Florian-Geyer-Liedes. 
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Linken ging im Jahre 1924 der „Rotfrontkämpferbund“ hervor; die ersten Gruppen ent- 
standen im Bezirk Halle und in Thüringen. Die Gründungsversammlung fand am 29. 
Juli 1924 in Halle statt, die erste Ortsgruppe in Berlin wurde im Oktober 1924 gebildet.’ 
Die erste Reichskonferenz fand unter Leitung von Ernst Thälmann am 8. 2. 1925 statt; 
er wurde als Vertrauensmann Stalins Vorsitzender der KPD. Die Jungarbeiter von 16 bis 
23 Jahren wurden in der „Roten Jungfront“ zusammengefaßt. Der Rotfrontkämpfer- 
bund zählte am 1. März 1925 einschließlich Jugendsektionen 40.000 Mitglieder. 

Das Reichswehrministerium beobachtete aufmerksam die Entwicklung der militanten Lin- 
ken und gab für die Unterrichtung der Truppe im Jahre 1926 folgende Aufklärung heraus: 
„Unter Bezug auf das am 23./24. 5. 1926 in Berlin stattgefundene 2. Reichstreffen des 
Roten Frontkämpferbundes werden nachstehende Ausführungen über den Bund zur 
Verwendung als Unterrichtsmaterial bei der Truppe zur Kenntnis gebracht. Ein Vorge- 
hen gegen den Roten Frontkämpferbund ist bisher noch nicht zu erreichen gewesen: 
‚Nach den Richtlinien über Bedeutung, Aufgaben und Aufbau des R.F.B., herausgege- 
ben von der Bundesleitung des R.F.B.‘, ist der R.F.B. eine proletarische Selbstschutzor- 
ganisation. In der Broschüre, Heft 2, ‚Der Verbandarbeiter‘, in der H. Gutschkow ‚die 
Grundfragen der illegalen Verbandarbeit‘ bespricht, ist u. a. auch vom proletarischen 
Selbstschutz die Rede. Nach Gutschkow sind die Organisationen des proletarischen 
Selbstschutzes die Mittel des bewaffneten Kampfes. Es steht somit einwandfrei fest, daß 
der R.F.B., der nach Ausführungen in offiziellen Rundschreiben sich selbst als proleta- 
rische Selbstschutzorganisation bezeichnet, das Mittel des bewaffneten Kampfes dar- 
stellt. Der R.F.B. zählte angeblich im März d. J. 136.000 Mitglieder, die auf 1500 Orts- 
gruppen im Reiche sich verteilen.“° 

In Deutsch-Österreich war von den Austro-Marxisten bereits im April 1923 der mili- 
tante Republikanische Schutzbund gegründet worden.’ 

Die sozialdemokratische Partei Deutschlands stellte im Jahre 1924 das „Reichsbanner 
Schwarz-Rot-Gold“ (22. 2. 1924) als Schutztruppe der Weimarer Republik auf. Es knüpf- 
te an die Überlieferung der Revolution von 1848/49 an. Stabschef war Hauptmann a.D. 
Karl Mayr; er hatte 1919 Adolf Hitler in Marsch gesetzt und dann eine Wendung zur 
Linken vollzogen.‘ Dem „Reichsbanner“ als paramilitärischem Beschützer der Weimarer 
Republik gehörten auch Mitglieder des Zentrums und der demokratischen Linken an.’ 
Auf der Rechten spielten Freikorps, Einwohnerwehren, Bünde und Soldatenvereinigun- 
gen die maßgebliche Rolle.'’ Der zahlenmäßigen Bedeutung nach stand der „Stahlhelm. 
Bund der Frontsoldaten“ an der Spitze." Alle diese Rechtsverbände verhielten sich dem 
Staat gegenüber mehr oder weniger kritisch. Bis zum Aufstieg der SA Ende der zwanzi- 
ger Jahre drückte sich die Konfrontation von rechts und links am deutlichsten im 
Gegensatz zwischen „Stahlhelm“ und „Reichsbanner“ aus. 

Die Jugend suchte nach Idealen; die spießbürgerliche, parlamentarisch mißverwaltete 
Weimarer Republik konnte ihr keine geben. Deshalb strömte sie in die paramilitärischen 


5 Hermann Dünow: Der Rote Frontkämpferbund. Die revolutionäre Schutz- und Wehrorganisation des deutschen Prole- 
tariats in der Weimarer Republik, Berlin (Ost) 1958, S. 200 ff.; Kurt Schuster: Der Rote Frontkämpferbund, Düsseldorf 
1975. 

6 MGFA DZ-II H 247. 

7 Julius Deutsch: Antifaschismus, Wien 1926. 

8 Franz-Willing, Ursprung, $. 53 ff. 

9 Karl Rohe: Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold. Ein Beitrag zur Geschichte und Struktur der politischen Kampfver- 
bände zur Zeit der Weimarer Republik, Düsseldorf 1966. 

10 BHStA, MInn 73684: Selbstschutzorganisationen,Wehrverbände 1923-1934; Franz-Willing, Ursprung, S. 27 ff., 97 ff. 

11 Volker Berghahn: Der Stahlhelm. Bund der Frontsoldaten 1918-1935, Düsseldorf 1966. Siehe dazu auch Gerhard 
Schmid: Zur Militarisierung des politisch-gesellschaftlichen Lebens in der Weimarer Republik. Beispiele aus dem Bestand 
„Stahlhelm. Bund der Frontsoldaten“, in: Archivmitteilungen, XII. Jg., S. 96-99. 
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Verbände.'” Die Abschaffung der Wehrpflicht aufgrund des Versailler Diktates trug 
zusammen mit der Hetze der Linken gegen den Soldatenstand wesentlich zur Staats- 
verdrossenheit der Jugend bei. Die Frontsoldatengeneration strebte für das zivile Leben 
ein Gemeinschaftsideal nach dem Vorbild des Fronterlebnisses an. Der vor dem Krieg 
in der Jugendbewegung um die Jahrhundertwende spontan zum Ausdruck gekommene 
Aufstand gegen den großstädtischen, materialistischen Zivilisationsbetrieb lebte nach 
dem Kriege weiter. Nicht wenige junge Leute gingen ins Ausland, um aus der stickigen, 
bürgerkriegserfüllten Atmosphäre des Klassenkampfes herauszukommen. 

Die München-Augsburger „Abendzeitung“ verwies schon Anfang 1922 auf die „Erzie- 
hungskatastrophe der Nachkriegsjugend“. Sie verlangte als Ausgleich für die durch das 
Versailler Diktat verbotene Wehrpflicht den Arbeitsdienst. „Wo bleibt die Arbeitsdienst- 
pflicht?“ lautete die Überschrift eines Artikels im „Völkischen Kurier“ (Folge 113 vom 
17. 6. 1924). Die allgemeine Arbeitsdienstpflicht wurde in diesem Artikel für die gesam- 
te arbeitsfähige Jugend für ein Jahr gefordert. Der Einsatz sollte in körperlicher Gemein- 
schaftsarbeit und im Freien erfolgen, nicht als billige Einzelhilfskraft in Industrie, Hand- 
werk und Büro. Moorkultivierung, Land- und Wasserstraßenbau, Stromregulierungen, 
Talsperren, Erntenotstandsarbeiten durch den Arbeitsdienst würden gerade die Jugend 
vor der Arbeitslosigkeit bewahren. 

In Bulgarien wurde schon im Jahre 1920 die Arbeitspflicht eingeführt. Die Deutsche 
Jugendbewegung begann bereits in der ersten Hälfte der zwanziger Jahre, Arbeitslager 
für Freiwillige zu errichten; in der Schweiz entstanden studentische Arbeitskolonien. 
Die „Schlesische Jungmannschaft der bündischen Jugend“ gründete 1926 in Boberhaus 
ein Grenzschulheim als Jugendbildungsstätte und errichtete die ersten Arbeitslager für 
Bauern, Arbeiter und Studenten. Überwindung des Klassenkampfes, Höherschätzung 
der körperlichen Arbeit, Gemeinschaftssinn durch Dienst an Volk und Staat waren die 
damit verbundenen sittlichen Werte. 

Unter den vielen Jugendbünden trat besonders der „Bund Artam“ für Landarbeit, Land- 
wirtschaft, Siedlungspolitik ein.” Er wurde 1924 auf dem Rittergut Limbach im Freistaat 
Sachsen von einer kleinen Schar opferbereiter Jugendlicher gegründet. Im Laufe der näch- 
sten Jahre breitete er sich über ganz Deutschland aus. Die Zahl der Mannschaften wie die 
der Güter, auf denen die jungen Leute, Jungmänner und Mädels, beschäftigt wurden, 
wuchs stetig an. Im Jahre 1929 waren auf 300 Gütern und Bauernhöfen rund zweitausend 
bis dreitausend Artamanen beschäftigt; 1935 nach zwölfjährigem Bestehen waren es rund 
25.000.'' Der „Völkische Beobachter“ brachte in der Nummer 303 vom 31. 12. 1926, Seite 
4, einen Artikel „Die Artamanenbewegung“ (Zitat aus einem Flugblatt): 

„Wir wollen im freiwilligen Arbeitsdienst, in harter und herber Arbeit, durch das 
gemeinschaftliche Zusammenleben körperliche und seelische Erziehung, Ertüchtigung 
im völkischen Sinne gesunder deutscher Jugend Arbeit und Brot geben. Verdrängung 
ausländischer slawischer Arbeiter aus der Landwirtschaft und Industrie. Siedlungswilli- 
gen Gelegenheit geben, sich landwirtschaftliche Kenntnisse zu erwerben. Ziel ist: Schaf- 
fung einer Selbsthilfeorganisation gesunder, tatfähiger deutscher Jugend, gegen Arbeits- 
losigkeit, Existenzunmöglichkeit, Selbsthilfe gegen die internationale Asphaltkultur der 
Großstädte, gegen wirtschaftliche und nationale Entwurzelung deutscher Jugend durch 
volksfremde Kräfte.“ 


12 Ernst von Salomon schildert unübertrefflich die Stimmung der jungen Soldaten der Freikorps aus eigenem Erlebnis in 
seinem Buch „Die Geächteten“, Berlin 1933. 

13 Peter Schmitz: Die Artamanen. Landarbeit und Siedlung bündischer Jugend in Deutschland 1924-1935. Bad Neustadt a. 
d. Saale 1985. 

14 Schmitz, a.a.O., S. 127. 
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Äußerer Auftakt der Artamanenbewegung war ein von Bruno Tanzmann, dem Grün- 
der der deutschen Bauernhochschulen, und Wilhelm Kotzde, dem Bundesvater der 
„Adler“ und „Falken“, verfaßtes Flugblatt vom Jahre 1924. Der Artikel schloß mit den 
Worten: „Wir rufen die deutsche Jugend auf zur Mitarbeit, zur Schaffung von neuem 
Lebensraum und neuen Lebensmöglichkeiten, zum Wohl unseres Volkes und Vater- 
landes.“'® Ende 1934 wurde der Bund der Artamanen dem Reichsnährstand ange- 
gliedert; der Landdienst der Hitlerjugend wurde seine Fortsetzung.“ Von kommuni- 
stischer Seite wurde die Artamanenbewegung als „Kaderzelle“ des Faschismus abge- 
stempelt."” 
Oberstleutnant a.D. Hermann Kriebel trat im „Völkischen Beobachter“ mit einem aus- 
führlichen Artikel über das Thema „Wehrpolitik, Turn- und Sportpflicht, Arbeitsdienst- 
pflicht“ für die gesundheitliche und Wehrertüchtigung sowie die Arbeitsdienstpflicht 
der Jugend ein." 
Der spätere Gauleiter von Danzig, Albert Forster, geboren 1902 in Fürth (Bayern), seit 
1923 Mitglied der NSDAP und der SA, gab als Leiter der Ortsgruppe Fürth „National- 
sozialistische Mitteilungen“ heraus. 
1926 bestand in Fürth bereits eine Gruppe SS. Forster selbst gründete im Juli 1926 auch 
die örtliche SA. „Wir fordern alle wehrfähigen Männer auf, der SA beizutreten“, heißt 
es in seinem Aufruf. Ebenso erließ er in seinen „NS-Mitteilungen“ einen Aufruf zur 
Gründung der Hitlerjugend in Fürth mit Berufung auf den Entschluß des Weimarer 
Reichsparteitages.'” Ferner zitierte er aus der „Jüdischen Rundschau“ Nr. 27 vom 4. 4. 
'1926 den jüdischen Hauptschriftleiter der „Vossischen Zeitung“: „Es gibt keine Partei in 
Deutschland, deren Programm nicht vom Juden gemacht wurde“. Das Programm der 
Deutschnationalen, früher Konservative, stamme von Friedrich J. Stahl (1802-1861), der 
Deutschen Volkspartei von Eduard Lasker (1829-1884), der Sozialdemokratie von Karl 
Marx (1818-1885) und von Ferdinand Lassalle (1825-1864) und des Zentrums, der 
katholisch-konfessionellen Partei, vom Apostel Paulus.” 
Als Programmverfasser der Demokraten ist Löwe genannt. Damit dürfte Ludwig Loewe 
(1837-1886), geboren in Heiligenstadt als Sohn jüdischer Eltern, gemeint sein. Mitbe- 
gründer einer Maschinenfabrik zusammen mit einigen vermögenden Industriellen, 
gehörte Loewe seit 1865 der Berliner Stadtverordnetenversammlung an und war vor- 
nehmlich bei der Reform des Volksschulwesens tätig. Seit 1877 war er Mitglied des 
preußischen Landtags, seit 1878 des Reichstags, wo er sich der Fortschrittspartei und spä- 
ter der deutschfreisinnigen Partei anschloß.?' 
Am 20. Juli 1928 ernannte Adolf Hitler den 21jährigen Baldur von Schirach zum Nach- 
folger von Wilhelm Tempel als Führer des NSDSTB; am 30. Oktober 1931 wurde Schi- 
rach „Reichsjugendführer“. Auch ein NS-Schülerbund wurde gegründet; Hitler beauf- 
tragte mit der Führung am 17. 11. 1929 Theodor Adrian von Renteln. 
Überwindung des Klassenkampfes, Höherbewertung der körperlichen Arbeit, Loslösung 
von Standes- und Besitzdünkel waren Ideale der Frontgeneration, durchaus nicht Hit- 
lerschen Ursprungs. Wie schon erwähnt, hat Adolf Bartels richtig festgestellt, Hitler sei 
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16 Ebd., S. 105. 

17 Wolfgang Schlicker: Die Artamanenbewegung. Eine Frühform des Arbeitsdienstes und Kaderzelle des Faschismus auf 
dem Lande, in: Zeitgeschichte für Geschichte (Sowjetzonal!, XII. Jg., Heft 1, 1970, S. 66-75. 

18 VB, Nr. 161 v. 4./5. Juli 1926. 

19 Nationalsozialistische Mitteilungen Nr. 1, Fürth, 1. 8. 1926. 

20 Ebd. - Über Forster s. Höffkes, Hitlers Politische Generale, $. 73 f. 

21 Brockhaus, Konversationslexikon, 14. A., 11. Bd., 1898, S. 317. 
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wohl der bedeutendste Vorkämpfer, aber der Fortgang der völkischen Bewegung sei so 
wenig wie ihre Entstehung ursächlich mit seiner Person verknüpft.” 

Hitler legte natürlich von der Neugründung seiner Partei an größten Wert auf Erfassung 
der Jugend. Er selbst war im Jahre 1925 erst 36 Jahre alt und konnte daher erlebnismäßig 
seine eigene, die Frontgeneration wie auch die nach der Jahrhundertwende Geborenen 
ansprechen. Gustav Adolf Lenk (geb. 1903), Gründer und Führer des nationalsozialisti- 
schen Jugendbundes und aktiver Teilnehmer am Putsch im November 1923, führte im 
Jahre 1924 verbotenerweise seinen Jugendbund unter der Bezeichnung „Großdeutsche 
Jugendbewegung“ bis zu seiner neuerlichen Verhaftung am 25. November 1924 weiter. 
Das Verfahren gegen ihn wurde erst am 23. Januar 1926 eingestellt.” 

Im Mai 1925 erließ Hitler folgende Verfügung: ”* 

„Nach dem Ausscheiden des Herrn G. A. Lenk ersuche ich, alle Anfragen bezüglich 
Jugendbewegung an die Bundesleitung der Schilljugend zu Händen des Herrn Edmund 
Heines, München, Schellingstraße 98, zu richten. München, 6. Mai 1925. Gezeichnet 
Adolf Hitler.“ 

Gerhard Roßbach war der Gründer und Führer der „Schilljugend“; Leutnant a.D. 
Edmund Heines führte die Münchner Gruppe. Die „Schilljugend“, 1924 von Roßbach 
mit der Spielschar „Ekkehard“ gegründet, bestand bis 1933. Die Spielschar zog als Lai- 
enbühne durch ganz Deutschland.” Roßbach war maßgeblich an den Vorbereitungen 
zum Staatsstreich vom November 1923 und an ihm selbst als Führer des „Sturmbatail- 
lons Ludendorff“, das die Teilnehmer der Kriegsschule umfaßte, beteiligt gewesen.” 
Eine Traditionsgruppe der „Roßbacher“ besteht nach dem Zweiten Weltkrieg. 

Die Gründung einer eigenen NS-Jugendorganisation blieb vorläufig in der Schwebe. Ihr 
ging noch jene des Nationalsozialistischen Studentenbundes unter Leitung von Wil- 
helm Tempel am 26. Januar 1926 voraus.” 

Erst auf dem zweiten Reichsparteitag der NSDAP, der im Juli 1926 in Weimar stattfand, 
wurde die nationalsozialistische Jugendbewegung als „Hitlerjugend“ gegründet. Die 
Bezeichnung stammte vom stellvertretenden Gauleiter von Thüringen, Dr. Hans Sever- 
us Ziegler; er gebrauchte diese Bezeichnung am 2. Mai 1926 in Gera. Sie wurde von Hit- 
ler genehmigt.” 

Die Nationalsozialistische Jugendbewegung umfaßte 1922 bis 1924 150 bis 200 Orts- 
gruppen mit mehreren Landesleitungen, so Preußen, Rheinland, Thüringen, Sachsen 
(Kurt Gruber), Württemberg, Baden und Bayern. Besonders interessiert, daß Kurt Gru- 
ber, wie einwandfrei festgestellt wurde, Landesleiter unter Lenk war. Gruber erhielt seine 
Anweisungen für die Arbeit aus München, führte seine Beiträge an Lenk ab. Lenk erhielt 
sogar noch die beiden ersten Nummern der späteren H. J. Z. vom 1. 12. 1924 und 20. 
12. 1924 zur Genehmigung vorgelegt. Die Zeitung hieß damals „Großdeutsche Jugend“, 
Nationalsozialistische Jugendbewegung Groß-Deutschlands, Landesleitung Sachsen, 
Sitz Plauen i. V. 
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1.8. Die SA unter Führung von Hauptmann a.D. Franz von Pfeffer" 


Der 24. NS-Brief vom 15. September 1926 brachte „Grundsätzliche Betrachtungen über 
Bestimmung, Organisation und Ausbildung“ der SA: 

„Bestimmung der SA. Die SA verdankt ihre Entstehung dem Terror der marxistischen 
Parteien. Sie hatte demgemäß ursprünglich nur die Aufgabe, eigene Versammlungen zu 
schützen, für Ordnung zu sorgen, da die Polizei hierzu entweder nicht willens oder viel- 
fach aber auch nicht fähig war. Wir nennen diese Tätigkeit Saalschutz. Zu dieser Abwehr- 
aufgabe gesellten sich nun bald andere, wichtigere; die SA ging aus der Verteidigung her- 
aus und wurde zur Waffe des Angriffs. Wir wollen diese Tätigkeit Propaganda nennen. 
Somit war die SA zum Rückgrat der ganzen Bewegung geworden und zur schärfsten 
Waffe des Nationalsozialismus. Auf ihren Leistungen beruht zum großen Teil der bei- 
spiellose Aufschwung der ersten Jahre. Auf den Schultern der neuen SA ruht auch heute 
wieder der Neubau unserer Bewegung, ruht, so hoffen wir, das werdende dritte Reich der 
Zukunft. (. . .) Abgesehen von der körperlichen Ertüchtigung und Gesundhaltung, 
Dinge, die wir am allerersten zu fördern und zu erhalten haben, stehen der SA im ein- 
zelnen folgende Aufgaben zu. (. . .) 1. Beobachtung einzelner Personen der feindlichen 
Seite, Beobachtung der marxistischen Parteien, Kampfverbände, Gewerkschaften und 
ihrer Presse. Alle wichtig erscheinenden Dinge werden sofort nach ‚oben‘ weitergeleitet, 
wichtige Zeitungsartikel und Mitteilungen ausgeschnitten, gesammelt und sofort verwer- 
tet. Auf diese Weise wird es gelingen, über die Methoden und Absichten des Gegners 
stets orientiert zu sein. Und das ist notwendig. 2. Verteilung von Flugblättern und Hand- 
zetteln, Ankleben von eigenen Plakaten, Niederreißen gegnerischer Pamphlete und der- 
gleichen. 3. Werbung von Abonnenten für unsere Presse, Sammlung von Inseraten und 
Geld, Werbung neuer Mitglieder usw. 4. Schutz eigener Versammlungen. 5. Propagan- 
daumzüge durch Stadt und Dörfer. 6. Sprengung gegnerischer Versammlungen. Das 
nächste Ziel muß sein: Erdrosselung jedes volksfeindlichen Beginnens, Zerstörung und 
Beseitigung von Lüge und Gift, die Erringung der Herrschaft über die Straße.“ 

Die körperlich-sportliche Ausbildung sollte sich im Sommerhalbjahr auf Freiübungen in 
freier Natur, Wanderungen, Schwimmen, militärische Grundkenntnisse verlegen, im 
Winter auf Geräteturnen, Schießen, Freiübungen, Märsche, Boxen, Übungen in Saal- 
räumen. Grundlage der geistig-politischen Ausbildung sollten „Vorträge und Übungen 
über folgende Hauptthemen sein: Wesen und Ziele des NS; der Marxismus; die Juden- 
frage (. . .); die Jesuitenfrage; die Freimaurerfrage; der Antisemitismus in anderen Län- 
dern und dergleichen mehr. Außer diesen belehrenden Vorträgen sind Sing- und Lese- 
abende zu veranstalten, in denen das deutsche Volkslied gepflegt und von alten Helden 
und deutscher Geschichte erzählt werden soll. Das Einüben von Volkstänzen und Thea- 
terstücken, das Ausbilden einer SA-Kapelle und ähnliche Maßnahmen fördern und 
festigen den Zusammenhalt.“ 

Die „Grundsätzlichen Betrachtungen“ sind mit H. gezeichnet, die „Zehn Gebote“ mit 
Dr. G. Beide enthalten die wesentlichen Gedankengänge Pfeffers. Hauptmann a.D. 
Franz von Pfeffer - ursprünglich Pfeffer von Salomon, hat Pfeffer seinen Namen wie 


1 Siehe dazu besonders: Heinrich Bennecke: Hitler und die SA, München 1962. Bennecke gehörte der NSDAP und der SA 
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bemühte sich, sie sachlich und unvoreingenommen darzustellen. Dazu standen ihm die Unterlagen des Instituts für Zeit- 
geschichte zur Verfügung, ferner auch Gespräche, mündliche und schriftliche Mitteilungen von Hauptmann a.D. Franz 
von Pfeffer, dem Obersten SA-Führer; S. 119 ff., Dokumente Nr. 3, 4, 7, 9 ($. 237-24). Eine zweite Studie widmete 
Bennecke der SA mit dem Titel „Die Reichswehr und der Röhm-Putsch“, München 1964, $. 212 ff.: Der Weg zum 30. 6. 
1934. 
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angegeben geändert wegen des Verdachts jüdischer Abstammung - richtete am 1. 
November 1926 die Oberste SA-Führung als selbständige Organisation neben der Par- 
tei unter seiner persönlichen Führung ein. Er nannte sich „Oberster SA-Führer 
Pfeffer entstammte einem alten westfälischen Beamten- und Offiziersgeschlecht. Er 
wurde am 12. Februar 1888 als Sohn des Geheimen Regierungsrates Pfeffer von Salo- 
mon in Düsseldorf geboren, studierte die Rechte, wurde Referendar und trat dann in die 
Offizierslaufbahn bei einem Münsteraner Infanterieregiment ein. Er hatte noch vier 
Brüder, von denen drei im Ersten Weltkrieg fielen. Den Ersten Weltkrieg machte er an 
der Westfront mit, zeitweise auch im Generalstab. Gegen Ende des Krieges war er 
Hauptmann und Bataillonskommandeur, mehrfach verwundet und Träger hoher Aus- 
zeichnungen. Gleich nach dem Waffenstillstand gehörte er zu den ersten Freikorpsfüh- 
rern. Bereits im Herbst 1918 stellte er sein Freikorps Pfeffer aus seinem Regiment auf. 
Er war dann beim aktiven Grenzschutz Ost,’ im Baltikum, in Oberschlesien und in 
Litauen, beim Kapp-Putsch, dann an der Ruhr gegen die Rote Armee. 

Nach Auflösung seines Freikorps war er weiterhin politisch tätig. 1921 wurde er verhaf- 
tet, aber aufgrund einer Amnestie bald wieder freigelassen. 1922 wurde er Mitglied des 
rheinisch-westfälischen „Treuebundes“ und beteiligt sich 1923 aktiv am Ruhrkampf 
gegen die Franzosen und Belgier. Von einem französischen Kriegsgericht verurteilt, 
glückte ihm die Flucht aus dem Ruhrgebiet. 1924 wurde er Mitglied des Völkisch-Sozia- 
len Blocks. Auch bei der ORGESCH (Organisation Escherich) wirkte er mit. 1923 arbei- 
tete er mit dem Wehrkreiskommando in Münster (Westfalen) unter General Lossberg 
zusammen. Der General und Oberstleutnant Falkenhausen waren bereit, bei der natio- 
nalen Erhebung mitzumachen. Sie warteten nur auf eine Mitteilung Ludendorffs zum 
Losschlagen. 

„Mit dem mißlungenen Hitler-Putsch brach auch die Politik der Wehrverbände in ihren 
mißlungenen Zielen zusammen“, schrieb Pfeffer in einer Denkschrift über die Gründung 
der SA im Jahre 1962.‘ Im Einvernehmen mit Ludendorff entschlossen sich die Wehr- 
führer und Freikorpskämpfer, sich der Parteipolitik zu bedienen. Der neue Grundgedan- 
ke war, „daß Partei und alle Kampftruppen ein und dasselbe sein sollten, daß künftig also 
die deutsche Freiheitsbewegung und die neue Einheitspartei ein und dasselbe sein sollten. 
(....) Schließlich und als letzte logische Krönung erschien die Vereinfachung und Gleich- 
setzung von Parteiführung und Gesamtführung der deutschen Erhebung, womöglich gar 
eines einzigen Führers. - Aber gab es die Person nach dem Abtritt Ludendorffs? Diese ent- 
scheidenden Fragen bewegten uns Kämpfer auf das heftigste.“ 

1923 lag das Schwergewicht der Bewegung in Norddeutschland. Dort standen starke Ver- 
bände für einen Staatsstreich unter Ludendorff zur Verfügung, „als der Hitler-Putsch 
programmwidrig frühzeitig vom Zaun gebrochen war“. 

Ende Januar 1926 fand in Hannover eine Besprechung der norddeutschen Kampfführer 
statt, dazu Gregor Straßer, eine starke Persönlichkeit, die das Vertrauen der Norddeut- 
schen besaß und gleichzeitig als Vertreter Münchens bzw. Bayerns fungierte. Die weit- 
schichtige Bedeutung Straßers, der von der offiziellen NS-Darstellung später verschwie- 
gen wurde, wird deshalb auch von neueren Historikern in aller Regel nicht erkannt. Eine 


2 Gespräch mit Franz von Pfeffer und seiner Gemahlin am 23. Mai 1964. Darüber hinaus stellte mir Herr von Pfeffer sei- 
nen Schriftwechsel mit Dr. Heinrich Bennecke, ehemaliger SA-Führer und Mitarbeiter des Instituts für Zeitgeschichte, zur 
Verfügung. 

3 Unter dem Titel „Fememord an Leutnant Henschel in Oberschlesien“ brachte der VB, Nr. 109 v. 13./14. Mai 1926, S. 1, 
eine Aussage von Hauptmann von Pfeffer, daß It. Henschel ein Offizier seines Freikorps im rückwärtigen Gebiet von Polen 
tödlich verletzt worden sei. 


4 Franz Pfeffer: Gedächtnis-Niederschrift vom 19. März 1962 zur Gründung der SA im Jahre 1926. 
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gerechte und treffende Würdigung Gregor Straßers verdient in einer sachlichen Darstel- 
lung der Geschichte der Hitlerbewegung besondere Berücksichtigung. 

Pfeffer führt in seiner Genesis der SA weiter aus: „Bei der Beratung zeigte sich Ein- 
mütigkeit für die Umstellung auf Parteiform. Die meisten hatten es auf ihrer örtlichen 
Ebene bereits begonnen und nannten sich bereits Gauleiter, allerdings nur zwei nann- 
ten sich Gauleiter der NSDAP.“ Nach langem Hin und Her entschied man sich für Hit- 
ler und seine NSDAP. Das 24-Punkte-Programm wurde „einmütig als zu primitiv und 
unseriös mißbilligt“. Doch maßen die alten Kämpfer Programmfragen keine besondere 
Bedeutung bei und ließen das Thema fallen. Die Krönung der Tagesordnung war „die 
Frage nach einem zentralen Führer. Natürlich lag Hitler schon wegen seiner 
Parteiführung (. . .) sogleich im Blickfelde. Doch da erhoben sich von allen Seiten 
Bedenken, teils schwere Bedenken, teils einhellige Bedenken aller. Auch Straßer konnte 
keineswegs sämtliche ableugnen. Freilich wurden Hitlers Vorzüge nicht übersehen, 
ebensowenig wie der Umstand, daß eine in allem geeignete Führerpersönlichkeit nicht 
zur Hand war. (... .) Kurz, wir kamen zu dem Schluß, Hitler auf den Führerthron zu 
heben, obwohl es von nicht wenigen als bedenkliches Wagnis empfunden wurde. (.. .) 
Hier in Hannover geschah eine Weichenstellung von historischer Wirkung „ für Hitler 
und damit für die Weltgeschichte“. 

Die Erfüllung von drei Bedingungen wurde damit verbunden: 

„Erstens soll ein profilierter Norddeutscher, ein Preuße, maßgeblich in die Zentral- 
führung eintreten. 

Zweitens soll Hitler alle Macht- und Kampfmittel in die Hand eines bewährten Fach- 
mannes abgeben, damit er nie wieder einen (fachlich) so dilettantischen Putsch machen 
und nie wieder so leichtfertig unsere so schwer aufgebaute Waffe und das Blut und 
Leben der Einsatzwilligen verspielen könne. 

Drittens soll Gregor Straßer in der Zentralführung eine maßgeblichere Stellung erhalten 
als die sonstige in München wirkende Clique, der unser Mißtrauen auszusprechen sei 
(Esser - Streicher - Dinter . . .).“ 

Hitler nahm die drei Bedingungen an. Dafür erhielt er die „Monopolstellung seiner 
NSDAP, die Gleichsetzung der Großdeutschen Freiheitsbewegung mit seiner NSDAP, 
die Monopolstellung der gesamten deutschen Freiheitsbewegung mit seiner NSDAP, die 
Monopolstellung als oberster Führer der gesamten deutschen Freiheitsbewegung. (. . .) 
Straßer reiste sofort durch die Lande und brachte alles unter Dach und Fach. Straßer 
hatte angeregt - und meine Zustimmung gefunden -, daß ich sowohl als Preuße wie 
auch als Fachmann in einer Person fungieren solle. Hitler - wir kannten uns nicht per- 
sönlich - habe vom Hörensagen eine sagenhafte Meinung von mir.“ 

Hierzu machte Pfeffer eine Fußnote über seine bisher gespielte Rolle und seine Eignung 
als „Fachmann“ mit der Autorität, sich Hitler gegenüber durchzusetzen, „der doch sonst 
jeden sogleich überrannte“. Pfeffer berichtet dann in der Fußnote über seine Tätigkeit 
als Freikorpsführer: „Er stürzte die kommunistische Regierung Rheinland-Westfalens, 
den Zentral-A- und S-Rat ‚Ruhr‘ mit Waffengewalt. Dann zerschlug ich eine rote Armee 
im Sennelager, die auch bewaffnete Russen-(Gefangenen-)Einheiten hatte. Ich stürzte 
die kommunistische Regierung Badens in Mannheim mit Waffengewalt. Ich stürzte im 
Baltıkum die lettische (Entente-hörige) Regierung mit Waffengewalt. Ich beteiligte mich 
beim gewaltsamen Sturze der Reichsregierung in Berlin, dem sogenannten Kapp-Putsch, 
den die nationalen Politiker nicht zu nutzen wußten. (. ...) Ich stand in einer großen 
Ludendorff-Planung zum gewaltsamen Staatsstreiche in Nordwestdeutschland bereit. 
(. . .) Ich war Leiter des sogenannten ‚aktiven‘ Ruhrkampfes gegen die Besatzer, ein Füh- 
rer im oberschlesischen Freiheitskampfe, verfolgt wegen der pommerschen Feme-Affäre, 
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vielfach verhaftet, auch ausgebrochen, auch von den Franzosen zum Tode verurteilt in 
absentia, und was da alles zu einem Kämpfer gehört in erster Linie und ihm Ruf und 
gediegene Gefolgschaft zubringt. Mein mir in der westfälischen Heimat sicheres Reichs- 
tagsmandat trat ich an Straßer ab.“ 

„Hitler“, so stellte Pfeffer fest, „hatte in München noch nicht einmal eine örtliche SA. 
Und ressortmäßig verlangte ich nur den Fachmann; als Preuße verlangte ich nur die Bei- 
ziehung zu wichtigen Entschlüssen, ohne irgendeinen bestimmten Komplex (ressort- 
mäßig) herauszunehmen und zu verlangen. Die Stellung, die Straßer als ein umfassen- 
der Organisationsleiter der Partei für sich gefordert hatte, war für Hitler weit schwerer 
und saurer und hatte in München weite interne Zusammenhänge und Auswirkungen. 
Auch persönlich harmonierten die beiden im allerinnersten nicht.“ 

Hitler blieb die „große“ Politik und die Propaganda. „Unser Dreier-Kollegium lief bald 
sehr gut und reibungslos, jahrelang, und war ein unsichtbares, recht wirksames Stück des 
grundlegenden Aufschwunges jener Jahre.“ Pfeffer und Straßer achteten sehr die Wah- 
rung des Ansehens des „einzigen“ Führers, also Hitlers. „Alle Briefe und Anordnungen, 
die Hitler je an mich gerichtet hat, sind von mir selber geschrieben (mit nachträglicher 
Zustimmung Hitlers), z. B. auch meine ‚Ernennung? (. . .).* 

Pfeffer war sich mit Hitler einig, daß der rote Terror mit entsprechendem Gegenterror 
bekämpft werden müsse, wie die Freikorps es schon seit Ende 1918 machten. „Weiter- 
gehende zentrale SA-Pläne hatte er nicht.“ Im Sommer 1926 siedelte Pfeffer nach Mün- 
chen über. „Den Titel eines Reichsführers der SA änderte ich bald in Oberster SA-Füh- 
rer, wegen der klangvollen Kürzung OSAF.“ Pfeffer arbeitete seine Planung aus; verfaß- 
te die ersten „SABE“ (SA-Befehle) und „GRUSA“ (Grundsätzliche Anordnungen), 
ernannte die ersten Oberführer mit ihren Bereichen und lud Hitler zu sich in sein Haus 
nach Westfalen ein, um ihn über die Planung zu unterrichten, „da Hitler in München 
ein wahrer Unrast war“. 

Auf der Fahrt übernachteten sie in Stuttgart in einem Hotel. Pfeffer gab Hitler seine 
„Sabe“ als Nachtlektüre zu lesen. „Die Reaktion darauf hatte ich nicht erwartet: Hitler 
machte entsetzte Augen, sprang erregt aus dem Bette und lief wie von Sinnen im Zim- 
mer umher.“ Die Aussprache fand anderntags in Pfeffers Heim statt. Er legte ihm dar, 
daß er ein „starkes Machtinstrument der Zentrale“ schaffen wolle, „ohne Einwirkungs- 
möglichkeit anderer“. Kein Gauleiter könne mehr abspringen, er, Hitler, könne dann 
darangehen, Unfähige abzusetzen. Er, Pfeffer, sei persönlich der schärfste Verfechter der 
einheitlichen Führung und des einen Führers. Hitler folgte Pfeffers Ausführungen auf- 
merksam und sagte zum Schluß: „Ja, Sie haben recht!“ 

Pfeffer schließt seinen Bericht: „In der Tat hat Hitler in all den kommenden Jahren nie- 
mals versucht, in die SA einzugreifen oder auch nur um irgendeine Aufklärung zu bitten, 
dabei war ich überaus oft mit ihm zusammen, nicht nur im Dreier-Kollegium, sondern 
auch rein persönlich in seinem Privatleben mit meinem Adjutanten Hallermann und sei- 
ner jungen Frau. Fast alle Reisen machten wir gemeinsam, das eine Hitler-Auto ausnützend 
und unsere Reiseziele abstimmend. Nie hat Hitler nach deren Zweck und Plan gefragt.“ 
Nach Pfeffers Erinnerung hat Hitler nur dreimal über die SA gesprochen: „(. . .) einmal 
erfreut über die Einführung der Bluse statt des Braunhemdes; dann, als es unter den 
Gauleitern einmütigen Stunk gab, weil meine Oberführer sie an Rang und Ansehen 
überstrahlten und auch Hitler mich bat, sie zu vernehmen und dadurch zu kleinern, was 
ich aber ablehnte; und drittens nach dem Parteitag 1929, mich und meine Oberführer 
mit Lob überschüttend.“" 


4a Ebd. 
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Pfeffer wandte sich energisch gegen die Bezeichnung „Gauleiter“ und „Gauleitertreffen“ 
in Hannover. Das waren keine „Gauleiter“ im späteren Sinne des Wortes, sondern „Vor- 
kämpfer“, Führer der Bewegung in Norddeutschland. Sie standen gleichberechtigt und 
unabhängig neben Hitler. Dieser war auch „Vorkämpfer“, „einer von uns. In Hannover 
standen wir insofern über ihm, als wir dort über ihn zu Beschlusse saßen“.’ Dem Ver- 
fasser gegenüber nannte Pfeffer die Tagung in Hannover Anfang 1926 eine „Bespre- 
chung norddeutscher Wehrführer“ (Gespräch am 23. Mai 1964). Es kam ihm darauf an, 
zu verhindern, daß das geläufige Hitlerbild vom „allmächtigen Führer“ der späteren Zeit 
in die Frühzeit vor 1930 hineingestellt würde. Damals war Hitler Gleicher unter Glei- 
chen, von den Gleichen im Januar 1926 zum primus inter pares gewählt. 

Pfeffer erklärte, er habe die SA als Kampforganisation mit dem Ziele auch einer gewalt- 
samen Machtergreifung aufgebaut. Damit stand er im Gegensatz zu Hitler. Dieser hatte 
sich entschlossen, auf parlamentarischem Wege mit Stimmzettel und wachsenden 
Wählermassen legal zur Macht zu gelangen. Massenwahn und Massenfang gewannen 
schließlich die Oberhand. Dabei spielte Goebbels eine Hauptrolle. Pfeffer war ein Geg- 
ner dieser Entwicklung. 

„Wir nannten uns nicht Gauleiter, sondern Führer. Ich z.B. nannte mich ‚Führer des 
Großgaues Ruhr der NSDAP‘. Das Primäre war der Führer des Großgaues. Sekundär 
dessen Einordnung in die NSDAP. Zuvor nannte ich mich ‚des völkisch-sozialen 
Blocks‘, davor noch anders. (. ..) Also das Wort Gauleiter ist erst später (von mir) erfun- 
den worden. Bei der späteren Planung der neuen SA habe ich das Wort Führer aus- 
schließlich für die SA-Führer, also für die effektive Kommandogewalt, reserviert und 
habe den Titel allen politischen Parteistellen (einschließlich der Parteiführung in Mün- 
chen) abgesprochen. (. . .) 

Zugleich habe ich den Politischen einen anderen Titel zuweisen müssen (meine exakte 
Zuständigkeit ein wenig überschreitend). Gebräuchlich war damals der Vorsitz und der 
Vorsitzende; Hitler selber nannte sich so. Aber das Sitzen und Sesselhocken fand ich für 
Freiheitskämpfer unpassend, ja anstößig. Stehen wäre ein wenig besser: Vorsteher, Vor- 
stand. Aber Leiter wurde wohl dem Wirken der Politischen durchaus gerecht - so völlig 
ungebräuchlich es auch war, in solchem Zusammenhange.“ 

Pfeffers weitläufige Ausführungen über Wort und Begriff „Gau“ sind von dem Bemühen 
bestimmt, falsche Vorstellungen über die Frühzeit zu berichtigen. So schrieb er noch am 
20. März 1962: „Zur Geschichtsschreibung dieser Geschehnisse möchte ich einiges 
bemerken, und zwar Grundsätzliches. Die NS-Propaganda hat eine große Zweck- 
Geschichtsklitterung betrieben. Unter deren Auswirkung hat alles gestanden, was aus 
dieser Zeit überliefert ist. Für alle Leute, die Hitler ‚in Glanz und Gloria‘ gesehen und 
erlebt haben, besteht die Gefahr, daß sie dieses Bild in die Vorzeit hineintragen, d.h. daß 
sie die frühen Umstände genau erforschen, in diese dann den späteren ‚Führer‘ hinein- 
versetzen und mit den Umständen verbinden und in Einklang zu bringen versuchen. Es 
(wächst der Mensch mit seinen Zwecken. Auch Hitler ist gewachsen. Und schon ganz 
und gar die Reichweite seines Armes und seines Willens.“ 

Pfeffer stellte dann fest, was Adolf Bartels ungefähr zur selben Zeit geschrieben hatte: 
„Nicht Hitler hat das Aufbegehren des Volkes und die gewaltige Freiheitsbewegung her- 
vorgebracht“, sondern umgekehrt: diese hat Hitler hervorgebracht. Zu den Vorkämpfern 
und Führern kam auch Hitler „mit großer Verspätung“. Die Freiheitskämpfer suchten 
nach einer politischen Führung. Hitler war mit seinem Putsch vorwegmarschiert. „Aber 


6 Brief Pfeffer vom 20. 3. 1962, ferner Bartels, a.a.O., S. 17. 
7 Brief Pfeffer vom 20. 3. 1962. 
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nur insofern“, stellte Pfeffer fest. „Die Führung der Freiheitskämpfer hatte er noch kei- 
neswegs. Die Führung lag noch durchaus bei der Vorkämpferschicht. Diese begann nun 
gerade in jener Zeit sich insgesamt dem Hitler zuzuwenden und ihn auf den Thron des 
Oberführers zu erheben.“ 

Sein eigenes Verhältnis zu Hitler im Jahre 1926 faßt Pfeffer wie folgt zusammen: 
„Damals wurde nicht ich von Hitler berufen und bestallt, sondern Hitler wurde von uns 
berufen und bestallt. Wir bestallten Hitler und, gleichzeitig damit verknüpft und 
bedingt, einen Reichs-SA-Führer. Dieser, nicht Hitler, sollte die Kampfgruppen (die SA) 
aufstellen und in der Hand behalten. Dieser Kampfführer freilich sollte, wie eben alle 
Kampfgruppenführer jener besagten Schichten, der neuen einheitlichen Zentralführung 
(Adolf Hitlers) unterstehen, genauer: mit einem neu zu schaffenden Instrumente als 
geschlossener Block zur Verfügung stehen. Mit dieser ‚Thronerhebung Hitlers‘ begann 
erst seine wirkliche Machtstellung und wuchs sich schnell aus und gelangte zu dem Hit- 
ler-Bilde, wie man es dann kannte, wie man es aber noch nicht zu jenen Zeiten anneh- 
men darf.“ 

„1926 gab es noch keine einheitliche Parteiführung, die Anspruch auf diese Bezeich- 
nung erheben konnte. Die Parteispitze bestand aus Hitler und einer Zahl von Münch- 
ner Mitarbeitern. Der Einfluß dieser Spitze auf die Partei war jedoch gering, auch schon 
deshalb, weil die Partei im eigentlichen Sinne zunächst noch gar nicht bestand, sondern 
sich aus mehr oder weniger selbständigen Gruppen vorwiegend von sich aus zusam- 
menfand. In dieser Zeit hatte sich eine bis zur Unabhängigkeit gehende Selbständigkeit 
der Gauleiter entwickelt, soweit sie nicht schon vor ihrem Anschlusse an die NSDAP 
selbständig gewesen waren.“ Hitler habe wohl der Parteiarbeit eine einheitliche Richtung 
gegeben, organisatorisch geführt habe er aber überhaupt nicht. Infolgedessen haben sich 
andere dieser leerliegenden Möglichkeiten bedient und eigene Ideen hineingemischt. 
Dies habe u.a. später Bormann getan. Ihm, Pfeffer, sei „die Verständnislosigkeit und 
Gleichgültigkeit Hitlers für organisatorische Fragen beim Aufbau der SA besonders 
zustatten gekommen“. 

Auch Kurt Lüdecke („I knew Hitler“) hob das fehlende Interesse Hitlers an organisato- 
rischen Fragen hervor.’ Schließlich wurde der organisatorische Aufbau der Partei das 
Werk Gregor Straßers, so wie jener der SA die Schöpfung Pfeffers war. Hitlers Stärke war 
die Propaganda, seine Wirkung als Volkstribun. So waren die Rollen in dem Triumvirat 
verteilt. „Straßer hatte entscheidenden Einfluß auf die praktische Führung des Parteiap- 
parates bekommen. Er harmonierte innerlich aber nicht mit Hitler, der wohl die Abnei- 
gung Straßers intuitiv empfand“, erinnert sich Pfeffer. „Straßer hatte sich gegenüber von 
Pfeffer in den ersten Jahren der gemeinsamen Arbeit scharf ablehnend über Hitlers Füh- 
rerqualitäten ausgesprochen, akzeptierte aber von Pfeffers Argument, daß die eine unan- 
gezweifelte Führerperson einen derartigen Wert im politischen Kampfe bedeute, daß wir 
Fehler still verdauen könnten und müßten.“ 

Um so unbegreiflicher bleibt die innere Abhängigkeit einer so bedeutenden Persönlich- 
keit wie Gregor Straßer von Hitler. „Als Hitlermann bin ich geboren, als Hitlermann 
fahre ich in die Grube“, äußerte er sich einmal." Er wurde am 30. Juni 1934 ermordet, 
seine beiden Söhne fielen im Zweiten Weltkrieg als Offiziere. 


8 Pfeffer zu Bennecke am 12. 11. 1963. 

9 Kurt Lüdecke, I knew Hitler, London 1938, S. 97 f. 
10 Niederschrift Bennecke über Gespräch mit Pfeffer am 12. 11. 1963. 
11 In einer Flugschrift Ende der zwanziger Jahre. 
12 Pfeffer am 21. 11. 1963. 
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Das Triumvirat mit Hitler als primus inter pares „arbeitete reibungslos und recht erfolg- 
reich bis etwa Mitte 1930“, stellt Pfeffer fest.” Aufschlußreich sind auch Pfeffers Mittei- 
lungen über Hitlers Entwicklung: „In den Anfangszeiten wollte Adolf Hitler gegebe- 
nenfalls nicht in eine Regierung eintreten und rechnete schon gar nicht mit einer ganzen 
Regierungsübernahme. Er hoffte vielmehr, die Regierungen durch Propaganda und 
Volksmeinung zu beeindrucken und zur Durchführung seiner Ideen zwingen zu kön- 
nen. Er selbst hätte bei einer Änderung der Regierungsverhältnisse auch weiterhin seine 
Aufgabe in der Propaganda und Hochhaltung der Idee, und nicht in praktischer Staats- 
führung gesehen. Die Beseitigung der Weimarer Mißwirtschaft und eine eigene Macht- 
übernahme (das Wort gab es noch gar nicht) waren noch zwei Paar Stiefel.“ 

Pfeffer hielt auch immer am gewaltsamen Staatsstreich fest: „Der Putschgedanke zur 
Beseitigung der Weimarer Regierung blieb in Anlehnung an die bereits erfolgten Putsche 
unverändert bestehen. Jedoch war auch dieser bis ca. 1930 noch Zukunftsmusik. Bis 
etwa 1930 rechnete Hitler nicht ernsthaft damit, die Machtübernahme persönlich erle- 
ben zu können, auch beim Sturze der Weimarer nicht. Diese ferne Machtübernahme 
wäre ihm lange Zeit ein persönlich kaum zu erreichender Gedanke gewesen. Noch im 
Jahre 1926 hat er mit Herrn von Pfeffer ernsthaft die Möglichkeit einer Monarchie und 
etwaigem Kandidaten durchgesprochen. Der entscheidende Wandel in Hitlers Denken 
vollzog sich durch die ungeheuren, unerwarteten Wahlerfolge des Jahres 1930.“ 

Sicher hatte der Machtgedanke durch die wachsenden Erfolge schon vorher, vor 1930, 
gekeimt.'” Obwohl Hitler in diesen frühen Jahren schwer um die Durchsetzung seiner 
Autorität ringen mußte, hielt er eisern an seinem alleinigen Führungsanspruch fest. Er 
verstand auch, ihn in kleineren Einzelfällen immer wieder durchzusetzen. So schloß er 
am 15. Dezember 1926 Heinz Hauenstein und seinen Anhang aus der Partei aus, weil 
er es grundsätzlich ablehnte, geschlossene Gruppen aufzunehmen und in der Partei zu 
dulden. Auch erließ er Ende 1926 eine Verfügung, laut der die Sektionsleiter der Orts- 
gruppe München nicht von den Mitgliedern gewählt werden durften, sondern von Hit- 
ler selbst bestimmt wurden." 

Der Rücktritt Pfeffers als oberster SA-Führer am 29. August 1930 erfolgte aus Protest 
gegen den Bruch einer Vereinbarung zwischen ihm und Hitler, die die bevorstehenden 
Reichstagswahlen vom 14. September 1930 betraf. Pfeffer hatte verlangt, daß jeder zwei- 
te NS-Abgeordnete ein SA-Führer sein müsse. Hitler hatte zugestimmt, nachdem Pfef- 
fer die Namensliste für die Wahl eingereicht hatte. Als er dann die endgültige Vor- 
schlagsliste der Partei sah, stellte er fest, daß Hitler seine Zusage nicht eingehalten hatte. 
Nach Pfeffers Ansicht ging die Sinnesänderung Hitlers auf den Einfluß von Goebbels 
zurück, der als Propagandaleiter die endgültige Vorschlagsliste für die Kandidaten der 
Reichstagswahl festgelegt hatte." 

Hitler, schon von Ludolf Haase als „treulos“ bezeichnet," entzog sich nach Pfeffers Ein- 
druck zunächst einer Aussprache mit ihm. Als Pfeffer dann seinen Rücktritt erklärte, 
bedauerte dies Hitler in seinem Telegramm vom 1. September 1930 - also noch vor der 
Wahl - aus Berlin. Das Telegramm hatte folgenden Wortlaut: „An Hptm. von Pfeffer, 
Schellingstraße 50, München. Nehme Ihren Rücktritt hiermit an. Einstweilen auf die- 
sem Wege meinen Dank für Ihre der Bewegung geleisteten Dienste. Erwarte Ihre weite- 


13 Niederschrift Bennecke über Gespräch mit Pfeffer am 12. 11. 1963. Pfeffer hat alle diese Niederschriften Benneckes zur 
Kenntnis genommen und bestätigt. 

14 BHStA, SAI 1508, Akten der Bayer. Pol. Polizei: „Rechtsbewegung“. 

15 Goebbels bestätigt, GTB, II. 

16 Mündliche Mitteilung v. 8. 4. 1963. 

17 Dokument 12. 
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re Mitarbeit an meiner Seite. Behalte eine Regelung finanzieller Seite auf mündliche 
Aussprache vor. Erwarte Sie Dienstag vormittag in München. - Adolf Hitler.“ 

Die von Hitler im Telegramm vorgeschlagene Aussprache kam nicht zustande. Pfeffer 
hatte beobachtet, daß in der Umgebung Hitlers das proletarische Element sich im Laufe 
der Zeit durchsetzte. Er führte es darauf zurück, daß Hitler mit dem Stimmzettel und 
wachsenden Wählermassen legal zur Macht kommen wollte. Massenfang und Massen- 
wahn gewannen schließlich die Oberhand. Goebbels spielte bei dieser Entwicklung eine 
Hauptrolle. Pfeffer war ihr entschiedener Gegner. Sein Abschiedsschreiben an die SA 
vom 29. 8. 1930 ist ein eindeutiger Beweis seiner Selbständigkeit und völligen Unab- 
hängigkeit von Hitler.'* 

Hitler versuchte nach seinem Regierungsantritt immer wieder, Pfeffer zum Eintritt in die 
Regierung als Minister zu gewinnen. Besonders nach dem 30. Juni 1934 bedrängte Hit- 
ler den ehemaligen OSAF, um so nach außen eine Billigung der zweifelhaften Maß- 
nahmen gegen SA und konservative Opposition durch den früheren obersten SA-Füh- 
rer vorzeigen zu können; Pfeffer lehnte jedoch konsequent ab. 

Pfeffer blieb nicht nur nach seinem Rücktritt als OSAF Parteimitglied, sondern auch 
Mitglied der obersten Parteiführung in München. Er hatte Arbeitsräume in der Dienst- 
stelle von Rudolf Heß. Hitler hatte ihn im Juli 1934 mit Gefolge in seiner Pasinger Woh- 
nung besucht und aufgefordert, in die Regierung einzutreten. Außerdem hatte er ihm 
für jeden seiner Söhne ein Rittergut angeboten. Pfeffer hatte alles ausgeschlagen, jedoch 
einen Gegenvorschlag gemacht. Er wolle nach Berlin kommen, „wenn er regelmäßig zu 


„Partei- und Oberster SA-Führer 
München, den 2. September 1930. 
An die gesamte SA und SS. 
Hauptmann a. D. v. Pfeffer ist zurückgetreten. 
Ich übernehme mit dem heutigen Tage die oberste Führung der gesamten einst von mir gegründeten SA und SS. 
Ich erwarte von allen SA- und SS-Führern und -Männern Treue und Gehorsam. 
Ich spreche an dieser Stelle dem auf eigenen Wunsch scheidenden bisherigen obersten SA-Führer, Hauptmann v. Pfeffer, 
für seine außerordentlich großen Verdienste meinen und der Bewegung Dank aus. 
Seine Kraft wird der Bewegung künftighin an anderer Stelle wiedergegeben werden. 
gez.: Adolf Hitler 
Partei- und Oberster SA-Führer. 


18 Dokument 11 
OSAF 29. 8. 1930 
(Nur zum Dienstgebrauch innerhalb der SA!) 
Abschied. 
SA-Männer! 
Zum vierten Male jährt sich der Tag, an dem ich zu Aufbau, Organisation und Führung der SA nach München berufen 
wurde. Weit und hoch waren die Ziele und Anforderungen, die ich mir steckte. Die SA sollte die Form und den Inhalt 
bekommen, der sie gleichzeitig befähigte, den Freiheitskampf in all seinen Phasen siegreich durchzukämpfen, den Anfor- 
derungen in den Tagen der Regierungsübernahme gewachsen zu sein und die ihr im dritten Reich zugedachte Rolle anzu- 
treten. Auf der ganzen Front stieß ich auf soviel Verständnis und feurige Schaffenslust, daß wir in gemeinsamer Arbeit 
während dieser Jahre das stolze SA-Gebäude aufrichten konnten, das heute der Bewegung als Zierde, als feste Stütze und 
als scharfe Waffe dient. Der Anblick unseres Werkes ist unser schönster Lohn und unsere tiefste Befriedigung. - 
Mit dieser Feststellung nehme ich Abschied von der SA, denn ich muß jetzt die oberste Führung niederlegen, 
Zur Weiterführung meiner hohen Ziele und Anforderungen halte ich die moralische und materielle Unterstützung der 
Parteileitung in so scharfem Umfange für erforderlich, wie sie die Parteileitung heute nicht glaubt gewähren zu können. 
Andererseits vermag ich persönlich weder auf Ziele noch auf das Tempo zu verzichten, wenn ich wirklich ganz restlos in 
meiner Arbeit aufgehen soll. Letzteres ist aber in so hohen Stellungen zu verlangen; darum soll der, der das nicht kann 
oder nicht mehr kann, die Stellung einem anderen, unter diesen Umständen Geeigneteren übergeben. Zu Beunruhigung 
oder zu Gerüchten ist kein Anlaß, wenn sich alle vier Jahre mal ein Personalwechsel in einer hohen Stellung vollzieht; 
ich bitte alle SAF, in diesem Sinne auf unsere Männer einzuwirken. Im übrigen führe ich meine Geschäfte weiter, bis 
mein Nachfolger eingearbeitet ist ‚und werde dann an anderer Stelle weiterwirken. 
Von Euch allen, meinen Kameraden und Kampfgenossen, verabschiede ich mich mit einem kräftigen Kampf-Heil! 

Der Oberste SA-Führer: 
gez.: v. Pfeffer. 
19 Niederschrift der Unterredung Pfeffer-Bennecke am 21. 4. 1963. 
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dem Mittagessen Hitlers in Berlin eingeladen werde (denn dort am runden Tisch wurde 
die wirkliche Politik gemacht) und daß er auf Wunsch an Kabinettssitzungen teilnehmen 
könne. Dann werde sich herausstellen, ob eine ersprießliche Zusammenarbeit wieder 
möglich sei“. 

Es war immerhin erstaunlich, daß Pfeffer in der „Bartholomäusnacht“ (30. 6. 1934) nicht 
ebenfalls gewaltsam beseitigt worden war. Offensichtlich hatte er eine unangreifbare 
Stellung inne, anders als Gregor Straßer. Die Triumviratsherrschaft in der NSDAP war 
durch Pfeffers Ausscheiden 1930 zu einen Duumvirat zusammengeschmolzen, nach 
Gregor Straßers Rücktritt im Dezember 1932 war daraus die Einmann-Herrschaft Hit- 
lers geworden. 

Pfeffer betrieb privat einen Geheimdienst von beachtlichen Ausmaßen, offensichtlich 
mit Billigung Hitlers, „entstanden aus Teilen des kaiserlichen Dienstes, die aus Gründen 
eigener Sicherheit dem Weimarer Regierungsapparat mißtrauten. Es handelte sich um 
einen diplomatischen Dienst, der sich mit der Politik und Diplomatie der ausländischen 
Mächte befaßte und namentlich den Originalschriftwechsel der britischen, französi- 
schen, amerikanischen und russischen Botschafter in London, Paris und Moskau errei- 
chen konnte. (. . .) Dieser diplomatische Dienst stand neben dem militärischen (Cana- 
ris) und dem innenpolitisch-polizeilichen (Himmler), was eine gewisse Zusammenar- 
beit, aber auch gewisse Reibungen mit sich brachte“. Eigentlich hätte dieser Dienst dem 
Auswärtigen Amt angegliedert sein müssen, das aber vor den gegnerischen Diensten 
nicht sicher war. Pfeffer konnte diesen Nachrichtendienst mit Hilfe des Generals von 
Reichenau finanzieren. Dieser konnte die Finanzierung in den Aufrüstungs-Etat unauf- 
fällig einbauen. Weder Canaris noch Hitler wußten das. Die Ergebnisse gingen nicht an 
Reichenau, sondern unmittelbar an Hitler.” 

„Dieser lehnte schließlich den Empfang ab, da sie ihn verwirrten und seine Gedanken 
in Abhängigkeit von denen der Feinde brächten. Das einzigartige Material sammelte 
sich, ohne praktisch genutzt zu werden, im Panzerschrank von Pfeffers an. Im Verlauf 
des Krieges konnte ohne staatliche Unterstützung die technische Zentrale nicht nach 
Lissabon installiert werden, wie das notwendig gewesen wäre und wie das die Dienste 
der anderen Mächte taten. Auch die sonstigen Kriegsschwierigkeiten steigerten sich so, 
daß von Pfeffer (etwa 1941?) den Dienst aufgab und geeignete Teile an Canaris, einige 
auch an Himmler transferierte.“?' 

Rudolf Heß hatte mit alledem überhaupt nichts zu tun. „Hitler glaubte, daß von 
Pfeffer beim Fluge von Heß nach England im Mai 1941“ die Hand im Spiele gehabt 
habe. Entsprechende Ausführungen machte Hitler vor den Gauleitern. Pfeffer erfuhr 
dies und beschwerte sich schriftlich in scharfer Form bei Hitler. Dieser verlangte von 
Pfeffer die Namen der Gauleiter, die ihm Hitlers Behauptungen hinterbracht hatten. 
Als Pfeffer sich weigerte, die Namen preiszugeben, wurde er auf Befehl Hitlers ver- 
haftet und in Himmlers Zentrale, dem Prinz-Albrecht-Palais, untergebracht. Er konn- 
te sich über Behandlung und Unterbringung nicht beklagen. Da Pfeffer „trotz mehr- 
monatiger Haft keine Auskunft gab“, wurde er aus der Partei ausgeschlossen. Darauf 
schrieb er „einen zweiten, besonders aggressiven Brief an Hitler, in dem er Hitler die 
Berechtigung zu diesem Schritte absprach und seinerseits Hitler als Angeklagten vor 
das zuständige Parteigericht zitierte, dem sich Hitler einst ausdrücklich unterstellt 
hatte“, 


20 Niederschrift der Unterredung Pfeffer-Bennecke am 21. 4. 1963. 
21 Ebd. 
22 Niederschrift der Unterredung Pfeffer-Bennecke am 13. 6. 1963. 
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Da von Pfeffer seinen Brief aus der Haft über Göring zur Weitergabe geschmuggelt 
hatte, drohte Heydrich mit seiner Erschießung. „Jedoch erschien als Reaktion auf von 
Pfeffers Brief Bormann im offiziellen Auftrag Hitlers, um einen Modus vivendi zu 
suchen. Hitler bot eine lebenslängliche OSAF-Pension (etwa 1.500,— DM) [sollte wohl 
heißen: RM; „ Anm. d. Verf.] und verlangte, von Pfeffer solle ‚a Ruh geben‘, die 
Münchner Reichsleitung der Partei nicht betreten, um ‚einen Wirbel‘ zu vermeiden, 
schließlich solle er seinen Wohnort Pasing nicht verlassen.“ 

Pfeffer nahm an, flog aber bald darauf an die Ostfront, um die ihm aus der Freikorps- 
zeit befreundeten Feldmarschälle Kleist und Busch zu besuchen und sich über die Front- 
lage zu orientieren. Das dürfte der Anlaß für Bormanns Rundschreiben an Reichsleiter, 
Gauleiter und Verbandführer gewesen sein, datiert vom 1. April 1942, des Inhalts: „Aus 
gegebener Veranlassung wird mitgeteilt, daß der frühere OSAF, Hauptmann a.D. Franz 
von Pfeffer am 24. 11. 1941 aus der Partei ausgeschlossen wurde. Gezeichnet M. Bor- 
mann. Verteiler: Reichsleiter, Gauleiter, Verbandführer.“” Schon vor dem Westfeldzug 
war den in Berlin stationierten Generälen jedes militärische Gespräch mit Pfeffer verbo- 
ten. Dieser hatte die Aufmarschpläne gekannt und Heß gegenüber Kritik geübt. „Bei 
Kriegsausbruch war Pfeffer wieder einmal mit Hitler verkracht; dabei ist es dann ver- 
blieben.“ ” 

In dem Triumvirat Pfeffer-Straßer-Hitler standen die beiden Erstgenannten sich 
menschlich und gesinnungsmäßig am nächsten. In seinem Aufruf zum westdeutschen 
Parteitag in Essen am 6./7. März 1926 mit dem Ziele, die Gaue Rheinland-Nord und 
Westfalen zu einem Großgau zusammenzuschließen, schrieb Gregor Straßer: „(... .) Sel- 
ten fand ich einen Dreiklang von so gutem Ton, als er in den drei Führern des neuen 
vereinigten Gaues sich verkörpert: Pfeffer - Kaufmann - Goebbels! Die Kampfnatur 
Pfeffers, dessen Organisationstalent sich an Aufgaben schulte, die wie die Aufgaben des 
Nationalsozialismus dem Aufbau inmitten des Kampfes und des Chaos galten, dessen 
realer Blick aber ergänzt wird durch einen, aus den Tiefen des Blutes kommenden 
instinktsicheren Willen, das neue Deutschland noch tiefer zu verankern als durch Wirt- 
schaft und Staat; der Fanatismus Kaufmanns, dessen große Linie der wägende Verstand 
gleichmäßig fördert wie das heiße Herz, dies Herz des Ruhrkämpfers, das gleich tatbe- 
reit schlägt für nationale Freiheit wie für sozialistische Befreiung: die heiß-kalte Leiden- 
schaft Goebbels’, dessen Intellekt die Problemstellung des nationalen Sozialismus mit 
zwingender Logik erfaßt und gestaltet und ihr mit hinreißender Rede und sieghafter 
Schrift Ausdruck verleiht, sie hinausträgt als treuer Helfer unseres Führers Hitler, in alle 
deutschen Lande und Gaue, zu wecken, aufzurufen, zu sammeln und zu kämpfen für 
das kommende dritte Reich. (.. .) Denn wir wissen, daß wir nur Diener sind, Diener an 
der Idee des nationalen Sozialismus, und Helfer sind, Helfer unserem großen Führer 
Adolf Hitler! (. . .)“”* 

Pfeffer hat die grundlegenden Befehle für die Gründung der SA alle selbst verfaßt, 
einschließlich des Briefes Hitlers an Hauptmann von Pfeffer vom 1. November 1926, 
des amtlichen Gründungsdokumentes der neuen SA:” 

In Nr. 10 vom 14. Januar 1926 hatte der „Völkische Beobachter“ folgende „Erklärung“ 
über Berlin gebracht: 


23 Handschriftliche Ergänzung Pfeffers auf der maschinenschriftlichen Niederschrift Benneckes über seine Unterredung mit 
Pfeffer am 13. 6. 1963. 

24 NS-Brief, Nr. 11 v. 1. März 1926. 

25 Ablichtung AFW-SA 1, 3 und 4 auch bei Bennecke, Hitler und die SA, S. 237 f., 239 f. 

26 Volz, Daten, $. 122. 
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»(. . .) Der Nationalsozialistische Kameradschaftsbund Groß-Berlin e. V., Sitz in Berlin- 
Lichtenberg, (. . .) wurde von einem engen Kreis seit Ende 1922 tätiger Nationalsoziali- 
sten am 22. April 1924 zur Eintragung in das Vereinsregister beim Amtsgericht Lichten- 
berg angemeldet, um ein Sammelbecken für alle die zu schaffen, die in Adolf Hitler 
trotz seiner Inhaftierung in Landsberg am Lech den alleinigen Führer der nationalso- 
zialistischen Freiheitsbewegung Großdeutschlands sahen und sich nicht der völkischen 
Wulle-Partei anschlossen. Dadurch ist schon zur Genüge bewiesen, wie lächerlich es ist, 
zu behaupten, der NSKB hätte als Gegengründung zum Frontbann Berlin einen eige- 
nen Laden aufgemacht. 

Mitglieder des NS-Kameradschaftsbundes, der einzigen traditionell festgefügten Berli- 
ner nat.-soz. Organisation, waren es zum größten Teil, die am 7. Januar 1925 nach Auf- 
hebung des Verbotes für Preußen die NSDAP ins Leben gerufen haben, als deren Kern- 
truppe sich der NSKB auch heute noch betrachtet. 

Der NS-Kameradschaftsbund hat sich sofort nach der Bestätigung des Berliner Gaulei- 
ters der NSDAP als SA zur Verfügung gestellt, womit sich Hitler auch grundsätzlich ein- 
verstanden erklärte. Da es jedoch die besonderen Berliner Verhältnisse nicht angebracht 
erscheinen ließen, zur Zeit seitens der Partei eine organische Bindung mit einem Wehr- 
verband einzugehen, unterblieb bis heute die Aufstellung einer eigenen SA. Der Natio- 
nalsoziale Kameradschaftsbund hält also, unabhängig von der Partei und ohne jede 
Beziehungen zu den VVV, zum Tannenbergbund, Frontbann, Stahlhelm, Jungdo, zur 
Olympia, Rhenania und wie sie alle heißen, die Sturmfahne Hitlers hoch, in der uner- 
schütterlichen Zuversicht und dem stolzen Glauben, im richtigen Augenblick an der 
richtigen Stelle eingesetzt zu werden. Fritz Kannenberg.“ 

In der Reichshauptstadt wurde die SA im März 1926 aus Teilen des ehemaligen „Front- 
bann“ Nord unter Führung von Kurt Daluege gebildet. Im September 1926 erfolgte die 
Eingliederung der bayerischen Roßbach-Abteilung unter Edmund Heines in die bayeri- 
sche SA.”* 

Während in Iserlohn die NSDAP erst 1930 eine Ortsgruppe bilden konnte, entstand 
dort schon Anfang 1923 in Hohenlimburg (Kreis Iserlohn) eine Schutzabteilung als 
Grundstein für die SA. Dieser kleine Haufen war rege politisch tätig und versuchte, auf 
die Kunde vom Münchner Staatsstreich am 8. November 1923 nach München zu fah- 
ren. Das gelang jedoch nicht, weil die Polizei die Ausfallstraßen besetzt hatte. Die Par- 
teimitglieder hatten sich unmittelbar der Münchner Ortsgruppe angeschlossen, wie an 
anderen Orten auch. Die SA bestand jedoch auch nach dem Putsch weiter, unter ver- 
schiedenen Tarnnamen wie „Radfahrklub Rundfahrt“, „Roland-Bund“, „Sozialistische 
Vaterlandspartei“ usw. Der Reihe nach wurden auch diese Tarnorganisationen von der 
Polizei ausfindig gemacht und verboten. Der „Roland-Bund“ blieb bis zur Reichstags- 
wahl im Mai 1924 ungeschoren. Hitlers Anhänger aus dem Kreis Iserlohn schickten ihm 
in die Haftanstalt Landsberg ein großes Paket mit Liebesgaben. Die älteste Sturmfahne 
der SA des Kreises wurde von General Ludendorff anläßlich des Deutschen Tages in Sie- 
gen geweiht. 

Auch in den Nachbarkreisen von Iserlohn gab es kleine SA-Gruppen. Sie wurden im 
Jahre 1927 zusammengefaßt in der Standarte III des Gaues Ruhr. Zu dieser Zeit wirkte 
bereits die OSAF von München aus. Blutige Kämpfe mit der militanten Linken gab es 
1925 beim Aufmarsch in Dortmund, wo die Hohenlimburger SA fünf Verletzte hatte. 
Auch 1926 kam es im Ruhrgebiet zu blutigen Zusammenstößen. „Juda hetzte, die Kom- 


27 Maschinenschriftliche Niederschrift über die SA und die Partei. AFW. 


80 


mune mordete und die Spießbürger schliefen“, heißt es in einem Bericht aus dem Kreis 
Iserlohn.” 
Unter der straffen Führung des OSAF Pfeffer wuchs die SA im Reichsgebiet rasch an. 
Auf dem dritten Reichsparteitag im August 1927 in Nürnberg marschierten 30.000 SA- 
und $SS-Männer an Hitler vorbei. Hitler verlieh der SA im Luitpoldhain zwölf neue 
Standarten.”* 
Die Gaustürme wurden ab 1928 sieben SA-Oberführern unterstellt: Ost, Nord, West, 
Mitte, Süd, Ruhr und Österreich. Diese sieben selbständigen Oberführer mit dem Titel 
„OSAF-Stellvertreter“ waren Walter Stennes, Dincklage (U 1930), von Ulrich, von Kil- 
linger, Schneidhuber, Letze und für Österreich Reschny. 
Ab 1928 führte der „Völkische Beobachter“ eine monatliche Beilage „Der SA-Mann“, ab 
April 1929 wöchentlich. Seit Januar 1932 war er selbständige Wochenzeitung. 
Im Jahre 1929 wurde eine SA-Reserve gegründet für die über 40 Jahre alten Parteige- 
nossen. Im gleichen Jahr erfolgte die Gründung von Zeugmeistereien für gute und bil- 
lige Ausrüstung der SA. Ferner wurde bestimmt, daß die achtzehnjährigen Hitlerjungen 
jeweils am 9. November des Jahres in die SA überführt werden sollten. Auf dem vierten 
Reichsparteitag in Nürnberg im Jahre 1929 marschierten 60.000 SA- und SS-Männer 
sowie 2000 Hitlerjungen an Hitler vorbei.” 


28 Volz, Daten, $. 123. 
29 Ebd., S. 26: 4. Reichsparteitag. 
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1.9. Die Auseinandersetzung zwischen den Völkischen 
und den Hitler-Nationalsozialisten 


Sie ging im Jahre 1926 in unverändert erbitterter Form weiter. Hitlers Sprachrohr, der 
„Völkische Beobachter“, brachte am 8. Januar 1926 folgende „Erklärung“: „Der bekann- 
te Verräterkonzern Wulle-Drexler hält in München am Freitag im ‚Kreuzbräu‘ eine Ver- 
sammlung mit norddeutschen Freiheitsparteilern als Rednern ab. Wir fordern alle 
Anhänger Adolf Hitlers und der Nationalsozialistischen Bewegung auf, um diese Maul- 
wurfsarbeit sogenannter ‚völkischer‘ Dolchstößler an der deutschen Freiheitsbewegung 
finanziell nicht zu stützen, den Besuch dieser Versammlung zu meiden. Dieser Verrä- 
terkonzern ist schon gerichtet und braucht nicht mit Versammlungen, die von Anders- 
denkenden besucht werden, künstlich gehalten werden. München, den 7. Januar 1926. 
Die Parteileitung.“ 
Hauptverfechter dieser „proletarischen“ Sprachregelung war in München der 24jähri- 
ge Hermann Esser. Er hatte schon im Jahre 1924 in seinem Organ „Der Nationalso- 
zialist“ für den „Sauhirtenton“ in der Presse wie bei Versammlungen die Bahn gebro- 
chen, neben ihm nicht minder Julius Streicher. Daher riß von der Neugründung der 
Partei an (1925) die Kette der Beleidigungsprozesse nicht ab. So berichtet das Organ 
der BVP, der „Bayerische Kurier“, genüßlich in dem Artikel „Wenn zwei sich streiten, 
freut sich der Dritte“ über einen Prozeß von zehn Abgeordneten des „Völkischen 
Blocks“ gegen Hitler, nämlich der Landtagsabgeordneten Dörfler, Stelzner, Frühauf, 
Pfaffenzeller, Dr. Roth, Johnsen, Rambacher, Zitzelsperger, Fichtner, Anton Drexler. 
Oberlandesgerichtsrat Dr. Dörfler gab bekannt, daß Hitler bei seiner ersten Unterre- 
dung mit Ministerpräsident Dr. Held kurz nach Entlassung aus Landsberg sich der 
bayerischen Regierung zur Verfügung gestellt habe. So habe der Ministerpräsident es 
Dr. Dörfler erzählt. Hitler konnte den Vorwurf nicht entkräften. Dörfler richtete bei 
dem Prozeß scharfe Angriffe gegen Esser und Streicher.‘ Der „Völkische Beobachter“ 
meldete zu diesem Prozeß: „Hitler schlägt bei dieser dreisten Behauptung voll 
Empörung auf den Tisch.“ 
Drexler und Dörfler hatten wegen Beleidigung gegen Hitler geklagt. Dörflers Aussagen 
waren Wasser auf die Mühlen der Völkischen, weil sie ihren Verdacht, Hitler habe mit 
den Klerikalen paktiert und damit die völkische Bewegung an Rom verraten, bestärkten. 
Tatsache war, daß Hitler aus praktischen Erwägungen alle Kulturkampfbestrebungen 
gegen die katholische Kirche strikt ablehnte und deshalb auch mit Ludendorff endgül- 
tig gebrochen hatte. Auf der Bamberger Tagung betonte er noch einmal nachdrücklich 
ie Ausschaltung jeglicher religiös-konfessionellen Problematik.? 
In der zweiten Februarhälfte 1926 veranstaltete die DVFP im Hofbräuhaus-Festsaal eine 
Versammlung mit Graefe und Graf Reventlow als Rednern. Reventlow galt mit seinem 
„Reichswart“ als der geistige Führer der völkischen Bewegung in Norddeutschland.’ Die 
Versammlung wurde von den Nationalsozialisten gesprengt, nachdem Esser und Strei- 
cher als Diskussionsredner aufgetreten waren. Laut Polizeibericht waren drei Viertel der 
Versammlungsbesucher Hitleranhänger. Sie hinderten die Redner Reventlow und 
Frühauf durch lärmende Zwischenrufe und Absingen von Hitlerliedern am Sprechen, so 
daß die Polizei die Versammlung schließen mußte.‘ 


1 „Bayerischer Kurier“, Nr. 197 v. 10. 7. 1926, S. 4. 

2 VB, Nr. 162 v. 17. 7. 1926, S. 1: „Der Völkische Block vor Gericht“. 
3 Adolf Bartels, Der Nationalsozialismus, S. 17. 

4 BHSTA, SA 11 1508, Pol. Dir. Abt. Via F v. 2. 3. 1926. 
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Hämisch bemerkte Hitlers Zeitung dazu: „Bezeichnenderweise mußten sich die ‚Führer‘ 
des Volksbundes und die Redner vor der Erregung der Massen dadurch retten, daß sie 
unter Polizeischutz durch eine Hintertür den Saal verließen.“° Der Polizeibericht über 
die Versammlung hob als besonders radikale Schreier Otto May (Schriftleiter des „Völ- 
kischen Beobachters“) und Hermann Esser hervor.‘ Die erbitterte Auseinandersetzung 
Hitlers mit der DVFP fand schließlich im März 1926 mit einem an Albrecht von Grae- 
fe in der MAA veröffentlichten „Offenen Brief“ an Hitler ihren Höhepunkt. Dieser ant- 
wortete darauf ebenfalls in einem „Offenen Brief“ im „Völkischen Beobachter“. Er 
brachte folgenden Aufruf Hitlers an seine Anhänger: 


„Nationalsozialisten! Antisemiten! 

Parteigenossen! 

Der ehemalige ‚Reichsführer‘ von Graefe hat es für notwendig gehalten, einen soge- 
nannten offenen Brief an mich zu richten, der, im Tone des bekannten Biedermannes 
gehalten, bestimmt ist, bei der naiven Menge Eindruck zu machen. 

Es ist nicht das erste Mal, daß sich Herr von Graefe mit meiner Person beschäftigt. In 
den Zeitungen freiheitsparteilicher Einstellung werde ich seit vielen Monaten uner- 
müdlich angegriffen, wobei kein Mittel zu gemein, aber auch zu dumm erscheint, um 
nicht doch als Hilfsdienst verwendet zu werden. 

Ich wäre mit Rom im Bunde, arbeite mit Jesuiten, befinde mich in Abhängigkeit 
von der Bayerischen Volkspartei, sei mit einer bekannt ultramontanen Dame verlobt, 
die natürlich den ebenso bekannten verheerenden Einfluß auf mich ausübe, wie 
sich denn überhaupt meine Umgebung nur aus bösen Geistern zusammensetze usw., 
usw. 

Ich habe zu all diesen mich persönlich treffenden Verunglimpfungen über neun Mona- 
te lang geschwiegen. Erst nachdem sich die Herrschaften entschlossen hatten, auf öffent- 
lichen Plakatanschlägen den Kampf auch der Um- und Mitwelt sichtbar vor Augen zu 
führen, erfolgten Abwehrmaßnahmen. 

Sie gehen unter in der Menge der sonst geleisteten Arbeit. 

Über 2370 große Massenversammlungen hat die nationalsozialistische Bewegung in den 
letzten zwölf Monaten im Reich abgehalten. Über 3500 Sprechabende müssen dem bei- 
gezählt werden. In Millionenauflagen wurden Flugblätter, Propagandaschriften, Bro- 
schüren usw. verbreitet, alle nur dem einen Zwecke dienend: 

Kampf dem Todfeinde unseres Volkes, Kampf dem Marxismus! 

Auf diese ganze Riesenarbeit kamen sage und schreibe drei Kundgebungen, die sich mit 
den völkischen Störenfrieden beschäftigen mußten. Und das erst nach fast halbjährigem 
vollständigem Schweigen. 

Heute nun veröffentlicht Herr von Graefe seinen offenen Brief, bauend auf meine bis- 
her geübte Zurückhaltung. 

Allein, ich will nun endlich Rede stehen und sehe mich gezwungen, nunmehr He die 
Mätzchen zu zerreißen, mittels derer man von dieser Stelle aus die Vorgänge des Jahres 
1924 so gewandt und geschickt auszufrisieren verstand. 

Seit vielen Monaten ist mir das Recht der freien Rede unter Vorwand von Fälschungen 
geraubt. 
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So kann ich denn meine Antwort, Herr von Graefe, leider nur niederlegen und muß sie 
von einem anderen Herrn, der sich dieser Aufgabe freundlicherweise zur Verfügung 
gestellt hat, vortragen lassen. 

Parteigenossen! Nationalsozialisten! 

Kommt Mittwoch, den 17. März, restlos in den Bürgerbräukeller zur großen Abrech- 
nung! 

Es wird dort in meiner Anwesenheit neben Herrn Esser, der sich den ‚Nationalsozialen 
Volksbund‘ in Kauf nimmt, Herr Landtagsabgeordneter Wagner meine endgültige Erwi- 
derung an Herrn von Graefe vortragen. 

Ich wende mich nicht an die Leser der ‚Augsburger Abendzeitung‘, wie Herr von Grae- 
fe, da mir als Nationalsozialisten die Meinung bürgerlicher Kaffeehausspießer vollkom- 
men gleichgültig ist. Ich wende mich an die Masse unserer Anhänger, die schon zu einer 
Zeit für völkische Ideale kämpfte, als Herr von Graefe noch der Meinung huldigte, es 
dürfe wenigstens in politischen Parteien den Juden nicht entgegengetreten werden. 
Parteigenossen! 

Nehmt Freunde und Anhänger mit in die Versammlung und sorgt dann für Weiterver- 
breitung der Wahrheit! 

Adolf Hitler.“ 


Der „Völkische Beobachter“ Nr. 65 vom 19. März 1926 brachte „Hitlers offene Antwort 
an Herrn von Graefe“: 

„Hitler ließ in der Versammlung im Bürgerbräukeller von Adolf Wagner seine Antwort 
auf Graefes in der MAA veröffentlichten, an ihn gerichteten offenen Brief verlesen. 
Demnach lernte Hitler im Jahre 1920 Graefe in Berlin anläßlich der Rede im ‚Nationa- 
len Klub‘ kennen. Die Weimarer Tagung vom Sommer 1924 betrachtete Hitler als Treue- 
bruch ihm gegenüber angesichts der Tatsache, daß seine Entlassung aus Landsberg am 
Lech zum 1. 10. 1924 zu erwarten war. Den ‚Nationalen Volksbund‘ bezeichnete Hitler 
als ‚Ablegerorganisation‘ Graefes in München.“ 

Dann brachte die Zeitung folgenden Auszug aus dem von Adolf Wagner vorgelesenen 
„Offenen Brief“ Hitlers an Graefe: 

»(- . .) Sie, Herr von Graefe, als auch der Herr Graf Reventlow haben der völkischen 
Bewegung noch nicht eine Seele gewonnen, sondern ewig anderen Parteien nur gestoh- 
len. Nicht ein Gewinner sind Sie, sondern ein Sammler der Unzufriedenen und Que- 
rulanten, vor allem aber ein Sammler derjenigen, die die Disziplin hassen und die sich 
deshalb in Ihrem Durcheinander wohler fühlen als in einer festgefügten Organisation. 
(...) Während wir um die Seelen unserer internationalen undeutsch gewordenen Volks- 
genossen rangen, haben Sie um die Mitglieder der Deutschnationalen Volkspartei gebet- 
telt und anderen nationalen Verbänden Unterführer und Mannschaften wegzufischen 
versucht. Ihre Tätigkeit war im günstigsten Fall nur die einer Verschiebung innerhalb des 
an sich nationalen Elements. (. . .) Oder war es etwa der Ausfluß Ihres nach Freundschaft 
lechzenden Herzens, Herr von Graefe, der Sie bewogen hat, der ganzen Welt die 
erwünschte Aufklärung über Ihren ‚Freund‘ Adolf Hitler in der Plümerschen Biographie 
anzupreisen, mein sehr verehrter Herr von Graefe, nicht wahr?“ 

Hitlers Antwort schließt mit den Worten: „Herr von Graefe, ich war einst der Tromm- 
ler und will es auch für die Zukunft sein, aber trommeln will ich nur für Deutschland 
und nicht für Sie und Ihresgleichen, so wahr mir Gott helfe. 

München, den 17. März 1926 

Adolf Hitler.“ 
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Die „Münchner Post“ machte aus sozialdemokratischer Warte die Begleitmusik zur Ent- 
wicklung der Hitlerbewegung. Bereits in der Nr. 1 vom 2./3. Januar 1926 brachte sie 
über Hitler einen Artikel „Von ‚Ihm‘“ mit folgenden Ausführungen: 

„Seine gekränkte Eitelkeit, Braunaus großer Sohn Hitler, beehrt uns wieder mit etlichen 
sogenannten Berichtigungen. (. . .)“ Es folgen die Berichtigungen; sie waren im wesent- 
lichen belangloser Art. Abschließend kommentierte das Blatt ironisch: „Trotz seiner 
chimborassogroßen Einbildung wird Herr Hitler nicht erwarten, daß wir seinen konfu- 
sen Schrieb einer Erwiderung würdigen. Kaum ein Leser wird bei der Lektüre dieses von 
einer wirklich recht bedenklichen Entwicklung ‚völkischer‘ Geistesverfassung zeugenden 
Dokuments ernst geblieben sein. Wie immer, so eilt auch in diesem Fall der große Mann 
aus Braunau seiner Zeit in Meilenstiefeln voraus: Schon acht Tage vor dem offiziellen 
Beginn des Faschings läuft er in der Narrenkappe herum.“® 

Mit unverhohlener Schadenfreude brachte die Zeitung mit der Überschrift „‚Verräterge- 
sindel‘ unter sich. Eine gesprengte Versammlung der Völkischen“ einen Bericht über 
eine von Hitleranhängern gesprengte Versammlung des Nationalsozialen Volksbundes 
(Drexler, Dörfler, Frühauf), auf der die völkischen Reichstagsabgeordneten Reventlow 
und Graefe hätten sprechen sollen.’ 

Wilhelm Högner, damals bayerischer Landtagsabgeordneter, nach 1945 Ministerpräsi- 
dent von Gnaden der amerikanischen Besatzungsmacht und Handlanger alliierter 
Rachejustiz, wandte sich im Landtag gegen „Rassenkunde und Rassenwahn“ mit den 
Worten: „Halb verstandene oder maßlos übertriebene Rassenforschungen haben zu 
einer Bewegung geführt, die im Begriffe steht, das deutsche Volk noch weiter auseinan- 
derzureißen.“ '' 

Mit Genugtuung verzeichnete die „Münchner Post“ die Stellungnahme des Völkischen 
Blocks „gegen das Hitler-Rowdytum“.'' Die Landtagsfraktion des Völkischen Blocks 
hatte sich mit dem Nationalsozialen Volksbund „gegen die Ausschreitungen Hitlers und 
seiner Leute“ solidarisch erklärt. Der Artikel „Völkische Enthüllungen“ zeigte, wie falsch 
man bei der Linken die völkische Bewegung einschätzte: „Je mehr die aus der Katastro- 
phenstimmung der Inflation herausgewachsene völkische ‚Bewegung‘ zum bedeutungs- 
losen Sektierertum zusammenschmilzt (... .)“ Man sah offensichtlich nur die wirtschaft- 
liche Triebfeder und verkannte die tiefe Unzufriedenheit der Jugend und der Frontge- 
neration mit dem „System“. Ludendorff habe, so meinte das Blatt, eine Zeitlang den 
Schirmherrn von „Adolf aus Braunau“ und anderen Psychopathen gespielt.” Unter dem 
Titel „‚Heilbringer‘ von rechts und links. Keilerei zwischen Hakenkreuzlern und Sowjet- 
bürgern“ brachte das SPD-Organ einen Bericht über eine NS-Versammlung mit einem 
russischen Professor als Vortragendem, die mit einer Schlägerei endete." 

„Wie lange noch? Die Sprache der Banditen“ schrieb das SPD-Organ gegen den „Völki- 
schen Beobachter“ von der Antwort „der unter der Hitlerfahne zusammengerotteten 
verbrecherischen Elemente“ und nannte den VB „das Blatt des verrückten Pistolen- 
schützen“.'* „Führertypen der nationalsozialistischen Schutzstaffel“ wie Berchtold und 
Maurice seien Banditen und Verbrecher.“ 
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Mit dem Artikel „Konfession, Rasse und internationaler Kapitalismus“ nahm das sozi- 
aldemokratische Organ zur einschlägigen NS-Propaganda Stellung: „Zu den Legenden, 
mit denen der ‚Sozialismus der dummen Kerls‘ aufrechterhalten wird, gehört auch die 
Behauptung, die großen jüdischen Kapitalisten seien die Beherrscher der Welt.“ Von 
den 199 New Yorker Dollarmillionären im Jahre 1925 seien nur neunzehn jüdisch, Mor- 
gan sei kein Jude, sondern Christ.‘ Der Artikel „Narren und Verbrecher an der Arbeit“ 
war eine Polemik gegen die Hetze der Völkischen gegen die 1.-Mai-Feier. „Anhänger der 
völkischen Diktatur und überhitzte Monarchisten planen für Mai einen Putsch“; 
„Organisierte Hakenkreuzler-Überfälle am 1. Mai“ meldete das Blatt und nahm unter 
dem Titel „Wie lange noch?“ Stellung gegen Terrorakte der Nationalsozialisten am 1. 
Mai." „Völkische unter sich“ bringt die skurrile Mitteilung, die nationalsozialistische 
Rathausfraktion in München habe für die Erteilung eines Sitzes im Jugendamt an Rabbi 
Dr. Bärwald und dessen Stellvertreterin Frau Katzenstein gestimmt.' „Der Niedergang 
jener Bewegung, die sich einst an den Namen Schlageter knüpfte, ist ebenfalls ein Sym- 
bol für den stetig wachsenden Rückgang im rechtsradikalen Lager“, so lautete der 
Wunschgedanke in dem Artikel „Die Schwindsucht der Völkischen“. Über ‚Putschplä- 
ne der Vaterländischen‘ wußte die Zeitung in mehreren Ausgaben des Monats Mai zu 
berichten." „Über die Diktatur zur Hohenzollernmonarchie“ und „Die Umsturzpläne 
der Rechtsputschisten“ lauteten verschiedene Schlagzeilen.” Philipp Scheidemann 
brachte einen Artikel „Die Claß-Putschisten“ und zeichnete sich außerdem durch eine 
landesverräterische Rede über die geheime Zusammenarbeit zwischen Reichswehr und 
Roter Armee im Reichstag im Dezember gleichen Jahres aus. Dazu heißt es im Nachlaß 
des damaligen Reichskanzlers Wilhelm Marx: „Im Reichstag brach Scheidemann das 
| garantierte Schweigen. Die Sache war geradezu Landesverrat, da die Genfer Verhand- 
lungen dadurch beeinträchtigt wurden. 
Der Reichsparteitag der NSDAP in Weimar bot Anlaß zu mehreren Artikeln: „Der 
Hakenkreuzlerterror in Weimar. Gekaufte Erwerbslose als Helfershelfer. Der Protest des 
Stadtrats.“ „Hitler-Nachklänge. Dinter-Skandal im Landtag. Zechprellerei und Auto- 
diebstahl. Im Stich gelassene Teilnehmer.“ Höchstens 4000 Personen hatten demnach 
am Parteitag teilgenommen.” 
Zum fünfzigsten Todestag von Michael Bakunin brachte die „Münchner Post“ einen 
Gedenkartikel unter dem Titel „Ein Weltrevolutionär“. Einige Wochen später gedachte 
sie des Ablebens von Felix E. Dszerschinski, des Leiters der sowjetischen Tscheka. Die- 
ser stammte demnach aus litauischem Kleinadel, hatte in Wien, Berlin und Zürich stu- 
diert. Frühzeitig hatte er der internationalen, sozialistischen Sektion angehört und zari- 
stische Zuchthäuser und Gefängnisse durchwandert.* 
„Ein schwarz-rot-goldenes Großdeutschland! Nicht ein schwarz-weiß-rotes 
Großpreußen!“ lautete die Schlagzeile der „Münchner Post“ anläßlich der Reichsban- 
nerweihe in Augsburg.” Den großdeutschen Gedanken mit schwarz-rot-goldenem repu- 
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blikanischem Vorzeichen unterstrich das sozialdemokratische Organ mehrfach im Laufe 
des Jahres 1926, so noch im gleichen Monat anläßlich einer Reichsbanner-Kundgebung 
in Konstanz: „Großdeutsch-republikanische Kundgebung“. „Für Großdeutschland 
und gegen den Faschismus. Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold in Wien“ lautete die 
Überschrift zu einem Bericht über eine gemeinsame Kundgebung mit den Austromar- 
xisten.?” Vier Wochen später griff das Blatt das gleiche Thema wieder auf: „Deutschland 
und Österreich unter der Flagge Schwarz-Rot-Gold“, und der Leitartikel lautete: 
„Reichsbanner und Anschlußfrage“.”” Und im November brachte das sozialdemokrati- 
sche Organ ein neues Bekenntnis zu Großdeutschland mit der Schlagzeile: „Wir wollen 
Deutsche heißen!“ und dem Leitartikel: „Der Kampf um Großdeutschland.“” 

Große Sorgen bereitete der Linken der besonders in Italien, seinem Ursprungsland, 
erfolgreiche Faschismus. „Die Arbeiter müssen die Demokratie verteidigen“ lautete eine 
Schlagzeile, und darauf folgte ein Leitartikel aus der Feder des Austromarxistenführers 
Julius Deutsch: „Eine Internationale gegen den Faszismus“. Er beklagte, daß sich der 
Faschismus „in fast allen Staaten Europas ausbreite. Die besitzenden Klassen greifen zur 
Gewalt.” Unter der Schlagzeile „Die Mussolini-Epidemie in Europa“ veröffentlichte die 
Zeitung einen zweispaltigen Artikel von Philipp Snowden, einem führenden Mitglied 
der Labour Party und ehemaligem britischen Schatzkanzler, über das Thema: „Ist das 
parlamentarische System erledigt?“ 

„Neun große Länder der östlichen Halbkugel stehen unter der Herrschaft persönlicher 
Diktatoren“, so beginnt Snowdens Betrachtung. „Das parlamentarische System ist dort 
ausgeschaltet, und es ist bezeichnend, daß bei der Mehrzahl dieser Länder die Umwäl- 
zung sich ohne langwierige Kämpfe vollzog. (. ...) Nun beruht jedoch die Unzuläng- 
lichkeit des Parlamentarismus in der Hauptsache auf zwei Ursachen: einmal in dem 
Fehlen eines geschlossenen nationalen Willens. (... .) Und die zweite Ursache besteht 
darin, daß die Parlamentsmaschine ungangbar geworden und nicht mehr fähig ist, das 
täglich wachsende Arbeitspensum zu bewältigen. (. . .) Ganz abgesehen von neuen 
gesetzgeberischen Aufgaben ist der Umfang der administrativen Arbeit der einzelnen 
Regierungsabteilungen und der Minister über das Maß menschlicher Kapazität hin- 
ausgewachsen. (... .) Um eine Trennung der politischen Gebiete von den wirtschaftli- 
chen zu erreichen, dürfte es notwendig sein, eine untergeordnete repräsentative, auf 
veränderter Grundlage gewählte Körperschaft ins Leben zu rufen, die sich mit den Fra- 
gen des Handels und der Industrie zu befassen hätte. Wenn die parlamentarische 
Maschine so verbessert werden könnte, daß sie besser arbeitete, würde die Mißachtung 
des Parlamentarismus und die Befürwortung revolutionärer oder reaktionärer Metho- 
den bald verschwinden. (. . .)” 

Snowden gab mit diesen Auslassungen das Versagen der parlamentarischen Regierungs- 
weise zu. Er verwies bezeichnenderweise auf eine Äußerung des spanischen Diktators 
Primo de Rivera; sie enthalte „einen Funken Wahrheit“. Der spanische Staatschef sagte: 
„Die parlamentarischen Institutionen versagen, weil sie die produktiven Kräfte der Völ- 
ker nicht repräsentieren und mit der Wirklichkeit der Gegenwart nicht im Einklang ste- 
hen.“ Snowden hielt unter Hinweis auf Primo de Rivera das englische Parlament für 
dringend reformbedürftig: 
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„Die Demokratie beschäftigt sich jetzt hauptsächlich mit wirtschaftlichen Problemen. 
Das Parlament wird aufgerufen, sich mit industriellen Angelegenheiten zu befassen, sich 
einzumischen in die Verhältnisse der Arbeitgeber und -nehmer. Was früher als eine 
Funktion der Regierung galt, internationale Beziehungen, öffentliche Finanzen, Erzie- 
hung, Gesetzgebung und Rechtspflege, allgemeine Sicherheit - das Parlament hat sie 
jetzt übernommen, und außerdem muß es noch für Beschäftigung sorgen, Streiks 
regeln, Wohnungen beschaffen, das Transportwesen kontrollieren und dazu noch täg- 
lich neue Aufgaben übernehmen, die früher zu den Funktionen der Regierung gehör- 
ten.“ 

Der Labour-Abgeordnete und Schatzkanzler der britischen Regierung gestand damit das 
Versagen und die dringende Reformbedürftigkeit des parlamentarischen Regierungssy- 
stems ein, ohne einen Ausweg zeigen zu können. Er wagte auch nicht, auf die Wurzel 
des Übels hinzuweisen: nämlich die Tatsache, daß der Volkssouverän faktisch immer 
unmündig war, ist und bleibt. Die alte britische Führungsschicht hatte ausgedient. Das 
allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht mit dem Grundsatz voller Gleich- 
heit der Rechte und Pflichten hatte Regierungsverantwortung und Gewalt in die Hände 
des „kleinen Mannes“ gelegt. Während die Zeit überdurchschnittliche Aufgaben stelle, 
stünden zu ihrer Bewältigung nur durchschnittliche und unterdurchschnittliche Parla- 
mentarier zur Verfügung. 

Lieblingsthema der sozialdemokratischen Zeitung blieb natürlich Hitler im besonderen, 
die Rechte im allgemeinen. „Völkische Wäsche vor Gericht. Hitler stellt sich der BVP zur 
Verfügung. Der Dreckhaufen“ lautet eine Artikelüberschrift. Inhalt war die Klage des 
Völkischen Blocks gegen Hitler wegen Aufrufs gegen den Völkischen Block, dessen” Ver- 
sammlung von den Nationalsozialisten gesprengt wurde.’ 

Die Behauptung, Hitler habe ausländisches Geld erhalten, sei auch vom Ausland finan- 
ziert,“ wurde immer wieder aufgegriffen. Hitler ging mehrfach gerichtlich gegen diese 
Unterstellung vor, immer mit Erfolg, weil niemand diese Behauptung beweisen konnte. 
So endete der „Plauener Hitlerprozeß“ mit der Verurteilung der sozialdemokratischen 
„Plauener Volkszeitung“ wegen Beleidigung Hitlers, der angeblich: 32.000 französische 
Francs erhalten habe, zu einer Geldstrafe und zu den Kosten des Verfahrens .* 

Der Kampf gegen den politischen Gegner machte auch am Grabe nicht halt. So wurde 
auf Antrag der sozialdemokratischen Fraktion vom Grabmal des mit dem Auto tödlich 
verunglückten Oberstlandesgerichtsrates Ernst Pönner die Aufschrift entfernt: „Dem 
Vorbild treuer Pflichterfüllung. Das dankbare Vaterland.“” Mehrfach brachte die sozial- 
demokratische Presse im Jahre 1926 auch das Thema „Fememorde“ zur Sprache. Schlag- 
zeile: „Der bayerische Justizskandal“. Der Leitartikel unter der Überschrift „Fememord 
und Justizminister“ richtete sich gegen Justizminister Gürtner.” Schlagzeile: „Die Mör- 
derverbindung in der Einwohnerwehr“. Leitartikel: „Was ist vor dem Femeausschuß fest- 
gestellt worden?“ 

Der Artikel „Nationalsozialistische Leichenschändung“ befaßte sich mit einem Angriff auf 
den im Jahre 1921 ermordeten USP-Landtagsabgeordneten Gareis als „gerichteten Waf- 
fenverräter und Franzosenfreund“.” Tags darauf brachte das Blatt unter der Schlagzeile 
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„Die bayerische Justiz nicht gereinigt“ einen Leitartikel „Was ist vor dem Femeausschuß 
festgestellt?“ in Fortsetzung des Artikels in der vorhergehenden Nummer. Es handelte sich 
um eine Artikelserie über das Ergebnis der Untersuchung des Reichstags-Femeausschusses 
in München." Der Prozeß gegen „Hitler und Esser in der Au“ endete mit einem Frei- 
spruch Hitlers, einer Verurteilung Essers. Die „Münchner Post“ kommentierte: „Hitler ist 
in der politisch-kriminalistischen Bewertung erheblich gesunken.“ ” 

Zu dem Streit innerhalb der österreichischen NSDAP bemerkte die Zeitung: „Eine bit- 
tere Kritik. Die österreichischen Nationalsozialisten rächen sich an Hitler für ihren Aus- 
schluß.“ Anmaßendes Auftreten Hitlers, Anbiederung an den Faschismus, Preisgabe 
Deutsch-Südtirols, Einführung des Faschistengrußes warf der Obmann Schulz, Führer 
der oppositionellen Gruppe, Hitler vor.” „Hitlers Erledigung“ bedeutete nach 
Wunschmeinung des sozialdemokratischen Blattes die Trennung der Gruppe um 
Schulz, Gattermeier und Prodinger von der österreichischen NSDAP.“ 

Ende des Jahres brachte die „Münchner Post“ einen Artikel , dessen Überschrift sugge- 
rierte: „Hitlerleute voller Verzweiflung“. Darin berichtet sie triumphierend über die 
„Jämmerliche Pleite“ der völkischen Bewegung in den vergangenen drei Jahren. „Die 
Parteı ist aber nicht nur äußerlich, sondern auch innerlich bankrott“, meinte das Blatt.“ 
Zum gleichen Zeitpunkt veröffentlichte der Eher-Verlag den zweiten Band von Hitlers 
„Mein Kampf“. 

Jenseits des unerschöpflichen Hitler-Themas brachte die „Münchner Post“ gelegentlich 
auch Artikel von allgemeinem Interesse, wie z. B. die Schlagzeile: „Die Schattenseiten 
des Amerikanismus“. Im Leitartikel „Menschenökonomie und Rationalisierung“ 
schreibt sie mit treffender Kritik: „In den USA gestattet der Überfluß den Raubbau an 
allen Produktionsmitteln, auch der menschlichen Arbeitskraft. Europa muß mit ihnen 
haushälterisch umgehen. (. . .) Rationalisierung und Intensivierung, aufgebaut auf Tay- 
lorismus und Fordismus, eignen sich für europäische Verhältnisse nicht.““ Und im 
Hochsommer 1926 brachte sie unter der Schlagzeile „Arbeitslose mahnen“ einen Leit- 
artikel „Arbeitslosenfragen“. Dort verzeichnete das Blatt rund dreieinhalb bis vier Mil- 
lionen registrierter und nichtregistrierter Erwerbsloser und Kurzarbeiter in Deutsch- 
land.” Das war mitten in den „goldenen zwanziger Jahren“. 

Einen Tag vor Weihnachten, am 23. Dezember 1926, brachte das sozialdemokratische 
Blatt unter der Schlagzeile „Die militärische Nebenregierung“ einen Leitartikel „Lan- 
desverrat“. Er befaßte sich mit Scheidemanns Enthüllungen über die Reichswehr und 
der Erwiderung des Grafen Westarp. Am 17. Dezember hatte die SPD einen Mißtrau- 
ensantrag gegen die Regierung Marx mit Unterstützung der DNVP, der KPD und der 
Völkischen eingebracht und die Regierung gestürzt.“ 

Die Aufmerksamkeit der jüdischen CVZ war nicht nur auf die Hitlerbewegung, sondern 
darüber hinaus auf jede antisemitische Regung konzentriert. In der Nr. 1 des Jahres 1926 
brachte sie eine bunte Auslese dieser Art unter der Schlagzeile „Aus dem völkischen 
Hexenkessel“. Da befaßte sie sich mit einem antisemitischen Flugblatt „Die Stimme des 
Weltgewissens“, ferner mit der Hetze gegen die Zeppelin-Eckener-Spende, die als „eine 
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jüdische Mache“ hingestellt wurde, und mit den beiden völkischen Politikern Wulle und 
Kunze.” Am 15. Januar brachte sie einen Artikel „Eine neue deutschvölkische Partei. 
Unter Führung von: Bacmeister, Bang, Claß, Düsterberg, Th. Fritsch, Henning, Prinz 
Oskar von Preußen, Jürgen von Ramin, Dietrich Schäfer, Stadler, Max Wundt u. a. - Der 
erste Aufruf. - Wo bleiben Hitler, Ludendorff, Wulle und Kunze?“ „Deutsche Notge- 
meinschaft“ soll ihr Name sein, laut „Deutsche Zeitung“. 

Die CVZ deutete diese Neugründung so: „Die völkische Neugründung ist, wie wir sie 
sehen, ein Versuch der Vergeistigung des heruntergekommenen Hakenkreuzgedankens, 
wie ihn der „Hakenkreuzler“ vertritt; eine Kampfansage an den politischen und wirt- 
schaftlichen Radikalismus der Wulle und Kunze, der Hitler und Ludendorff; ein Auf- 
lehnen der Männer aus Geheimratsstube und Werkkontor gegen die völkisch-kommu- 
nistische Straße.“ ” 

„Die antisemitisch-völkische Bewegung in Hamburg“ stellte in einem ausführlichen 
Artikel Senator a.D. Dr. Stubmann (Hamburg) dar. Angesichts der Tatsache, daß seit der 
Revolution mehrere Juden einflußreiche Stellungen im Hamburger Senat erlangt hatten, 
kam Hubmann zu folgender Feststellung: „Es ist bezeichnend, daß die Völkischen eben- 
so wie die antisemitisch deutschnationalen Bürgerschaftsabgeordneten bislang nicht in 
der Lage gewesen sind, gegen diese einflußreichen jüdischen Mitbürger ihre Indianer- 
tänze loszulassen. Wenn es eine Bankrotterklärung des Antisemitismus gibt, dann liegt 
sie in dieser Tatsache. Ich wiederhole also: Die Freie und Hansestadt Hamburg ist im 
Grunde genommen der Vernunft so stark ergeben, daß sie dem politischen Antisemitis- 
mus den Einfluß mit Recht abspricht.“® 

Im April brachte die CVZ einen langen Bericht über „Die Nationalsozialisten in der 
Pfalz. Verleumdungen über die Pfälzer Juden - 28 Ortsgruppen - Der Eisenhammer“. 
In dem Artikel wurde der pfälzische Landtagsabgeordnete Gollwitzer (Deutsche Volks- 
partei) aus seiner Rede im Haushaltsausschuß des bayerischen Landtags zitiert: „Die 
Nationalsozialisten haben ausdrücklich gegen die Verzinsung des sogenannten Pfalz- 
hilfsfonds gestimmt, der doch nur dazu dient, das deutsche Kulturgut in der Pfalz zu 
erhalten. Für mich it Hitler nur eine Boheme-Erscheinung, 
wie sie nach dem Kriege zu Dutzenden aufgetaucht sind.“ (Sperrung im Text.) Die Zei- 
tung kommentierte zum Schluß: „Mit der Nationalsozialistischen deutschen Arbeiter- 
partei und ihrem Führer müssen wir uns abfinden mit den Gedanken, die der bayeri- 
sche Innenminister Stützel am 16. März 1926 im bayerischen Landtag über diese Bewe- 
gung ausgesprochen hat: ‚Es ist bedauerlich, daß ein Teil der Jugend Hitler nachläuft; es 
ist dies kein besonderes Zeichen von politischer Urteilsfähigkeit.“ ” 

Unter dem Titel „Völkische Lyrik. Marschgesänge der Nationalsozialisten“ brachte die 
Zeitung auszugsweise Liedertexte als Zeugnisse der politischen Verwilderung: 


„Hakenkreuz und Stahlhelm / Schwarz-Weiß-Rotes Band, 
Sturmkolonne Hitler werden wir genannt. 

Schmeißt sie raus, die ganze Judenbande, 

Schmeißt sie raus aus unserem Vaterlande. 

Laßt sie ziehen nach Jerusalem, 

Hackt ihnen die Beene ab, 

Sonst komm’n sie wieder heem.“ 
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Auf der gleichen Seite bringt die Zeitung einen Bericht: „Internationale der Friedhofs- 
schänder. Synagoge und Friedhof in Pommerellen beschädigt.“ Darin werden polnische 
Schändungen jüdischer Friedhöfe und Synagogen geschildert.” 

Auch Ehrhardt, der geheimnisvolle Consul der ©. C., Dinter, der völkische Parla- 
mentarier und christliche „Erneuerer“, waren Gegenstand einer kritischen Betrachtung 
durch die CVZ. Ein angeblich von Kapitän Ehrhardt stammendes „Einigungspro- 
gramm für alle vaterländischen und völkischen Verbände“ wurde kritisch durchleuch- 
tet. Dinter hatte als Führer der nationalsozialistischen Landtagsfraktion in Thüringen 
einen Entwurf für antijüdische Gesetze eingereicht, „die ein anschauliches Bild davon 
geben, was die Juden zu erwarten hätten, wenn die Völkischen wirklich zur Regierung 
kämen“. 

Einen ausführlichen Artikel brachte das Blatt über den Reichsparteitag in Weimar. 
20.000 Teilnehmer seien angekündigt gewesen, knapp 4000 seien erschienen, „zum 
größten Teil halbwüchsige Jünglinge“. Man konnte die Wahrnehmung machen, „daß es 
sich bei den Nationalsozialisten durchaus nicht um eine Bewegung oder Partei, sondern 
vielmehr um einen Wehrverband handelt, der nicht nur einheitliche Kleidung, sondern 
zum großen Teil auch die feldmarschmäßige Ausrüstung seiner Mitglieder organisiert“. 
Streicher und Dinter hätten üble Hetzreden gehalten, Gregor Straßer die dritte natio- 
nale Revolution gepredigt. Hitler führte aus, „daß der Opferwille des deutschen Volkes 
noch weit größer werden müsse, wenn es sich vom Joch Alljudas befreien wolle“. Es sei 
zu Überfällen und Schlägereien gekommen.“ 

Über einen nationalsozialistischen „Freiheitstag‘ am 31. 7. und 1. 8. 1926 in Herne 
berichtet die CVZ unter dem Titel „Die Nationalsozialisten in Herne. Völkische Agita- 
tion an Rhein und Ruhr.“ „Alles in allem zeigte der ‚Freiheitstag‘“, so faßte die CVZ ihr 
Urteil zusammen, „daß die Hitlerbewegung auch im Industriegebiet noch immer über 
eine gewisse Schlagkraft verfügt, wenn auch nicht zu bestreiten ist, daß der Durchschnitt 
der Mitglieder sich zum größten Teil aus Mittelständlern, verkrachten Existenzen, 
Erwerbslosen, am wenigsten aber aus bodenständigen Arbeitern zusammensetzt. Eine 
wirksame Abwehrbewegung gegen die Hitler-Bewegung im Rhein- und Ruhrgebiet ist 
danach ein Gebot der Notwendigkeit.“ 

In der gleichen Nummer vermerkte das Blatt eine Stellungnahme des Papstes Pius XI. 
zum Antisemitismus. Der Papst hatte gesagt, er sei gegen den Antisemitismus, und wört- 
lich geäußert: „Es ist gegen das katholische Prinzip, die Juden zu verfolgen. Die Juden 
sind ein göttliches Volk, obgleich ihre höhere Intelligenz zu rationalistisch ist.“ Dazu der 
Artikelschreiber: „Aber ehrlich nachdenklich muß uns der Ausspruch des Papstes Pius 
XI. machen, wie eine gütige und wohlwollende Mahnung einer so hoch und 
überblickend gestellten Persönlichkeit es verdient.“ * 

Mit dem „Antisemitismus in deutschen Schulen. Auch in der Tschechoslowakei“ 
beschäftigt sich das Blatt in der gleichen Nummer. „Die groteske Dummheit des deut- 
schen Antisemitismus“ in der Tschechei (... .) ist wirklich erstaunlich und für jeden wahr- 
haft deutsch fühlenden Menschen tief traurig. Hierzu folgendes Beispiel: Die Juden von 
Karlsbad, Marienbad, Teplitz, Franzensbad fühlen seit Jahrhunderten deutsch. Ihre 
ganze Kultur, Sprache, Geistes- und Herzensrichtung ist urdeutsch. (... .) Da seine Toch- 
ter in der deutschen Schule von tschechischen Kindern als „Judenmädel“ beschimpft 
und belästigt wurde, nahm er sie heraus und gab sie in die tschechische Schule. Dort gab 
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es keine judenfeindlichen Beschimpfungen. „Wissen die Völkischen und vor allem die 
völkischen Lehrer in der Tschechoslowakei, welche Verbrechen sie am Deutschtum bege- 
hen? 300.000 Juden leben in diesem Lande und fühlen sich mit wenigen Ausnahmen 
deutsch. Sie alle werden durch die kurzsichtige Politik der Deutschen in der Tschecho- 
slowakei mit Gewalt aus dem deutschen Lager fortgetrieben.“” 

„Bemerkenswerte Angaben über die Auflageziffern der wichtigsten völkischen Zeitun- 
gen“ entnahm die CVZ der Zeitschrift „Hammer“ von Theodor Fritsch. Der wachsen- 
de Antisemitismus an den Hochschulen der Weimarer Republik und in Deutsch-Öster- 
reich bereitete den Juden besondere Sorge. Der Artikel „Unsere Hochschulnachrichten. 
Nur-arische Hochschullehrer“ beginnt mit der Feststellung: „Unter der Parole für die 
‚Reinerhaltung der deutschen Hochschulen‘ scheint ein Frontangriff besonders aktivi- 
stischer Kreise der völkischen Akademikerschaft gegen das deutsche Judentum, soweit es 
mit dem akademischen Leben verbunden ist, bevorzustehen. (.....) In diesen Tagen wird 
nun aus Wien gemeldet, daß die sogenannte deutsch-arische Studentenschaft auf der 
Freitreppe der Wiener Universität eine Protestversammlung gegen die Wahl des bekann- 
ten Professors Hupka zum Dekan der juristischen Fakultät veranstaltet habe, in der 
unter anderem wieder die Einführung des numerus clausus für jüdische Studierende 
gefordert wurde.“ In einer studentischen Denkschrift hieß es dazu: „(...) daß die gesam- 
te deutsche Bevölkerung Deutsch-Österreichs diese Wahl als eine schwere Verletzung 
des Selbstbestimmungsrechts der deutschen Bevölkerung betrachte, sollen doch künf- 
tighin Tausende von Gesuchen und Bitten der Söhne unserer deutschen Heimat von der 
Gnade und dem freien Ermessen eines Juden abhängig sein. (. . .)“” 

Auch in die Jahrhundertfeier der Münchner Universität spielte der Antisemitismus hin- 
ein. Der Korporationsausschuß hatte „die Verbindungen, deren Mitglieder Juden sind 
oder die Juden als Mitglieder aufnehmen“, zur Feier nicht eingeladen. „Der Gemein- 
derabbiner und der Vorsitzende des Vorstandes erklärten jedoch in einem Schreiben an 
den Rektor unter Anerkennung seiner Bemühungen, daß sie nicht in der Lage seien, an 
den Festakten teilzunehmen, da die studierende jüdische Jugend sich nicht mit voller 
Gleichberechtigung daran beteiligen könne.“ Lediglich der schon bekanntgegebene 
Gottesdienst wurde nicht abgesetzt.” 

Den Antrag der völkischen Fraktion des Reichstags (v. Graefe, Dr. Frick und Genossen) 
„gegen jede planmäßige Verderbertätigkeit, deutsche Mädchen und Frauen zu schänden 
und physisch und moralisch zugrundezurichten, nötigenfalls nach Sammlung des Mate- 
rials in einer Denkschrift, einen erhöhten strafrechtlichen Schutz zu gewähren und ent- 
sprechend dem heute noch gültigen Kanonischen Recht Juden das Halten von nichtjü- 
dischen Hausgehilfinnen zu verbieten“ beantwortete die CVZ mit konfessionell aufge- 
schlüsselten Kriminalstatistiken, ohne freilich auf die im Antrag angeführten drei kon- 
kreten Fälle in Nürnberg einzugehen.‘ 

Aus der Feder des Magdeburger Polizeipräsidenten brachte die CVZ einen Leitartikel 
„Nachkriegsverbände“. Er bietet eine gute Übersicht über die Wehrverbände, aufgeglie- 
dert nach drei Gesichtspunkten: 1. antisemitische, 2. theoretisch nicht antisemitische 
und 3. auf dem Boden der Verfassung stehende, die volle staatsbürgerliche Gleichbe- 
rechtigung der Juden anerkennende Verbände. Unter erstens sind aufgeführt die 
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NSDAP und die Völkischen; unter 2. als wichtigster der „Stahlhelm. Bund der Front- 
soldaten“; unter 3. als bedeutendster das „Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold“.” 

C. A. Bratter beschäftigte sich ausführlich mit Henry Ford und seinen antisemitischen 
Äußerungen in der von ihm herausgegebenen Zeitschrift „Dearborn Independent“. Im 
Repräsentantenhaus hatte der Abgeordnete Bloom eine Resolution eingebracht, die sich 
eingehend mit den publizistischen Auslassungen Henry Fords befaßt. Der Beschlußan- 
trag verlange die Einsetzung eines Ausschusses, um Fords Anschuldigungen gegen die 
Juden zu überprüfen. Nathan Strauß, ein greiser Philanthrop, habe Ford öffentlich auf- 
gefordert, seine Behauptungen durch eine unparteiische Kommission prüfen zu lassen, 
was Ford abgelehnt habe. Der Artikelschreiber hielt beide Verteidigungsschritte des 
Judentums für überflüssig, sogar schädlich, „denn sie sind geeignet, Ford eine Wichtig- 
keit außerhalb seines Wagenfabrikberufs zu verleihen, die ihm in keiner Weise 
zukommt“. Ford sei, von seiner beruflichen Begabung abgesehen, „ein - nun, sagen wir 
einmal, ein nicht ernst zu nehmender Mensch“. „Henry Ford ist drüben nicht mehr und 
nicht weniger als eine komische Figur (. . .); man spottet über die zahllosen grotesken 
Dummheiten, die er auf allen Gebieten außerhalb der Automobilerzeugung begeht: 
über seine der Lächerlichkeit verfallene ‚Friedensmission‘ vom Dezember 1915; über die 
Hunderte von verschrobenen politischen Äußerungen, die er in Interviews und in sei- 
nem Leiborgan, dem ‚Dearborn Independent‘, von sich gegeben hat (. . .), über seine 
äußerst mangelhafte Bildung. (. . .) Ein Ausfluß dieses für einen Mann von seiner wirt- 
schaftlichen Bedeutung geradezu unbegreiflichen Bildungsmangels ist unter vielen 
anderen Dingen auch sein Antisemitismus. (. . .) Er hat es fertiggebracht, die Autorschaft 
seines berüchtigten Buches ‚The International Jew‘, das 1920 in Dearborn erschien und 
ungeheures Aufsehen erregte, abzustreiten.“ Ford gelte in den USA als der „amerikani- 
sche Don Quichote“.“ 

Natürlich boten auch „Die Protokolle der Weisen von Zion“ Stoff für die Zeitung. Her- 
ausgeber der Protokolle unter dem Pseudonym „Gottfried zur Beek“ war der Haupt- 
mann a.D. Müller von Hausen, Vorsitzender des Verbandes gegen die Überhebung des 
Judentums. Die „Protokolle“ erschienen 1919. Die Zeitschrift des Verbandes „Auf Vor- 
posten“ erschien monatlich, ebenfalls von Müller von Hausen seit 1913 herausgegeben. 
Sein Tod gab Anlaß für einen entsprechenden Nachruf in der CVZ: „Müller von Hau- 
sen. Der ‚Vater der Weisen von Zion‘ gestorben.“ Er habe unter dem genannten Pseu- 
donym die erste Übersetzung der „Protokolle der Weisen von Zion“ aus dem von Nilus 
verfaßten russischen Original herausgegeben. Ein Adelskonsortium mit Fürst Salm an 
der Spitze habe die Mittel „für die ungeheure Verbreitung der Fälschung“ zur Verfügung 
gestellt, die bis 1926 neun Auflagen erreicht habe. „Müllers Tat ist“, so kommentierte 
die CVZ, „wenn man so sagen will, von historischer Bedeutung, denn die übrigen Kul- 
turstaaten nahmen die ‚Protokolle‘ erst ernst, als das ob seiner philologischen Gewis- 
senhaftigkeit bekannte Deutschland sich die Fälschung hatte vorsetzen lassen. So traten 
die ‚Protokolle‘ ihren traurigen Siegeszug durch die Welt an.“ 

Die CVZ als Sprachrohr der deutschen Staatsbürger jüdischen Glaubens, also der Assi- 
milationsjuden, befaßte sich natürlich auch ausgiebig mit den Gegnern innerhalb des 
Judentums, d. h. mit den Zionisten. Ludwig Holländer schrieb über „Die Erfurter Zio- 
nistentagung. Im Zeichen des Kampfes gegen den Centralverein.“ Es handelte sich um 
die Versammlung der deutschen Zionisten. „Der Unterschied (. . .) zwischen der jüdi- 
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schnationalen und unserer Auffassung beruht darin, daß wir die sogenannte Problema- 
tik verschieden in den verschiedenen Ländern ansehen, da sich die jüdische ebenso wie 
die nichtjüdische Bevölkerung im Laufe der Jahrhunderte von entsprechenden Bevöl- 
kerungsgruppen anderer Länder völlig auseinanderentwickelt haben. (. ..) Man kann in 
den Ostländern von nationalen Minderheiten sprechen, weil dort zu einem größeren 
Teile das Judentum noch eine nationale Minderheit bildet, während in Deutschland 
oder in Frankreich die Juden alles andere als eine nationale Minderheit sind. Das 
Unglück der zionistischen Lehre liegt darin, daß sie viel zu sehr die speziell ostjüdischen 
Probleme auf das ganze Judentum ausdehnt und sich in ihrer Beweisführung lediglich 
von den Zuständen, wie sie in Osteuropa vielfach geherrscht haben und noch herrschen, 
bewegen lassen. Ähnlich liegen die Dinge, wenn Herr Blumenfeld von der ‚Banalisie- 
rung des Judentums durch den C.V.‘ spricht. Gewiß, das nationale Judentum wird nicht 
nur banalisiert, sondern es wird als ein Unglück für das Judentum angesehen und infol- 
gedessen auf das schärfste abgelehnt. Unser Judentum aber, das geistige (... .), das welt- 
bürgerliche, wird (... .) gerade dadurch erhoben, daß wir mit außerordentlicher Energie 
durch Ablehnung der Existenz eines Wald-und-Wiesen-Volkes die ewige Macht jüdisch- 
geistiger Ideen der Welt erhalten wollen.“ So brachte die CVZ in der gleichen Num- 
mer auch einen Artikel über „Die Judenfrage in Polen und Rumänien.“ 

Eben dem Mann, bei dem sich Henry Ford mündlich und schriftlich wegen seiner anti- 
semitischen Einstellung entschuldigen mußte, dem mächtigsten Mann zur Zeit als Füh- 
rer des amerikanischen Judentums, widmete die CVZ einen Geburtstagsartikel: Zum 70. 
Geburtstag von Louis Marshall (14. 12. 1926), deutscher Herkunft (der Vater stammte 
aus Baden). Er war Vorsitzender des American Jewish Committee, Präsident der größten 
Reformgemeinde des Tempels Emanu-EL in New York und maßgebliches Mitglied des 
Joint Distribution Committee. (1856-1929).” 
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2. Aufstieg zur Massenbewegung 
2.1. Das Jahr 1927 


Im Jahre 1927 gab die Partei erstmals ein „Nationalsozialistisches Jahrbuch“ heraus; es 
enthält einen Rückblick auf die beiden vorhergehenden Jahre. Dort ist die Gliederung 
der NSDAP mit einer Karte der Gau-Einteilung für das Reichsgebiet einschließlich Dan- 
zig, für Deutsch-Österreich, für Deutsch-Böhmen und für Polen aufgeführt. Im Reichs- 
gebiet mit Danzig sind es 26 Gaue, in Deutsch-Österreich acht Gaue, in Deutsch-Böh- 
men gliederte sich die „Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei“ in zwei Landes- 
gebiete, Böhmen und Mähren sowie Schlesien, in Polen war Sitz der Deutschen Natio- 
nalsozialistischen Arbeiterpartei Bielitz in Ostschlesien. „SA und Schutzstaffel der 
NSDAP“ hatte die „Oberleitung“ in München, die Hitlerjugend ihre Zentrale in Plauen 
mit zwei Landesleitungen: in Nürnberg und in Groß-Berlin. Der „Nationalsozialistische 
Deutsche Studentenbund“ hatte seinen Sitz in Leipzig, während der Ferien in Plauen. 
Hochschulgruppen gab es an folgenden Universitäten: Berlin, Königsberg, Jena, 
Rostock, Tübingen, Halle, Freiburg im Breisgau, Frankfurt am Main, Marburg an der 
Lahn, Breslau, Leipzig, Heidelberg, an den Technischen Hochschulen von Berlin, Darm- 
stadt, Koethen und an der Handelshochschule Berlin. 

„Die Nationalsozialisten in den Parlamenten“: im Reichstag vier Abgeordnete; in den 
Landtagen: Anhalt einen; Bayern sechs; Danzig einen; Hamburg einen; Preußen einen; 
Sachsen zwei; Thüringen fünf; Württemberg einen. Dr. Wilhelm Frick, Reichstagsabge- 
ordneter seit 1924, schrieb über „Die Nationalsozialisten im Reichstag“ 1925/26: „Unse- 
re Beteiligung am Parlament bedeutet nicht Stärkung, sondern Unterhöhlung des par- 
lamentarischen Systems, nicht Verzicht auf unsere antiparlamentarische Einstellung, 
sondern Bekämpfung des Gegners mit seinen eigenen Waffen und Kampf für unsere 
nationalsozialistischen Ziele auch von der Parlamentstribüne aus. Unser nächstes Ziel 
bleibt immer die Eroberung der politischen Macht im Staat, sie ist die Voraussetzung 
für die Verwirklichung unserer Ideale. Dazu ist aber vor allem eine intime Kenntnis des 
verwickelten Mechanismus des modernen Staatsapparates und seiner treibenden Kräfte 
notwendig, will man sie einst beherrschen. Diese Kenntnis erwirbt man am besten im 
Parlament.“ 

1924 errang die nationalsozialistische Freiheitsbewegung im Mai 34 Sitze, bei der 
Dezemberwahl sank sie auf 14 ab und konnte deshalb keine eigene Fraktion mehr bil- 
den (Mindestzahl 15!). Anläßlich der Reichspräsidentenwahl im März 1925 trennten 
sich die vier Nationalsozialisten von der Freiheitspartei. Im Juni 1925 bot sich durch den 
Übertritt des deutschnationalen Abgeordneten Dr. Best zur Freiheitspartei die Möglich- 
keit zur Bildung einer „Völkischen Arbeitsgemeinschaft“ als selbständige Fraktion. 

Über die Außenpolitik führte Frick aus: „Der neugewählte Reichstag setzte am 7. Janu- 
ar 1925 seine knechtselige Erfüllungspolitik in verstärktem Maße da fort, wo sie der alte 
am 29. August 1924 mit Annahme der Dawes-Gesetze beendet hatte. Unter deutschna- 
tionaler Assistenz (. . .) lähmte die Regierung Luther-Stresemann weiter den Freiheits- 
willen im deutschen Volk und schmiedete ihm in Locarno und in Genf neue Sklaven- 
ketten im Frondienst des internationalen Finanzkapitals. Und heute hat es ja die Regie- 
rung Marx-Stresemann glücklich erreicht, nach einmal vergeblichem Antichambrieren, 
in den Völkerbund aufgenommen zu werden. (...) Die verheerende Außenpolitik der 
neudeutschen Republik, für die nationale Ehre und Würde nur Schall und Rauch sind, 
macht sich in der zunehmenden Verelendung des deutschen Volkes und seiner Wirt- 
schaft aufs traurigste bemerkbar. (.. .) 
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Das Heer der Arbeitslosen, die Dawes-Armee, hält sich dauernd auf zwei Millionen und 
wird zum Winter weiter anschwellen. Wir verlangten zur Entlastung des Arbeitsmarktes 
die Einführung eines Arbeitsdienstjahres. (. . .) In der inneren Politik hatten wir uns fort- 
gesetzt über verfassungswidrige Polizeieingriffe in das Recht der freien Meinungsäuße- 
rung und der Versammlungsfreiheit in dieser ‚freiesten Republik‘ zu beschweren. Unse- 
rem Führer Adolf Hitler wird seit eineinhalb Jahren das Reden verboten, und national- 
sozialistische Versammlungen werden immer wieder grundlos unterdrückt. (. . .) 

Von Anträgen, die wir gestellt haben, sind außerdem besonders bemerkenswert zur Für- 
stenenteignung: Enteignung der Bank- und Börsenfürsten, der Ostjuden und der Kriegs-, 
Revolutions-, Inflations- und Deflationsgewinnler; zur Flaggenfrage: Unsere Flagge soll 
bis zur Beseitigung des Versailler Diktats schwarz sein; zum Personalabbau: Abgebaut 
werden sollen die sogenannten Revolutionsbeamten, die ohne die vorgeschriebene Aus- 
und Vorbildung lediglich auf Grund ihrer parteipolitischen Betätigung Anstellung fan- 
den, und alle Juden im öffentlichen Dienst. Schließlich: Parlamentarische Minister sol- 
len rückwirkend vom 9. November 1918 keine Pension erhalten. (. ..)“ 

Auch Goebbels hatte für das Jahrbuch einen langen Beitrag geschrieben, Titel: „Der 
neue Typ“. Ferner brachte das Jahrbuch einen Überblick „Über die Lage der National- 
sozialistischen Bewegung in Österreich“, einen über „Der Nationalsozialismus in Dan- 
zig, ein Teil der deutschen Irredenta“, ferner über „Der Nationalsozialismus in den 
Sudetenländern“. Hinrich Lohse behandelte das Thema „Der Nationalsozialismus und 
die deutsche Landwirtschaft“. Gregor Straßer schrieb einen Beitrag „Bürger oder Prole- 
tarier - wen wollen wir?“ „Wen also wollen wir?“ Antwort: „Nicht den ‚Bürger‘ und nicht 
den ‚Proletarier‘ - so wenig wir den Staat des Bürgers noch den Staat des Proletariers 
wollen! Wir wollen den neuen Menschen, wir wollen den Staat dieses neuen Menschen, 
der aus dem Bürgertum herausholt in geläuterter Reinheit die aus den Tiefen des Blutes 
kommende Idee des Nationalismus - und aus dem Proletariat herausholt die aus dem 
durch die Bedrückung doppelt stark ausgebildetem Rechtsgefühl geborene Idee des 
Sozialismus! Wir wollen all jene Kämpfer aus beiden Lagern (. . .); jene Synthese der 
neuen Idee, die da lehrt, sozial zu sein aus Nationalismus und national zu sein aus 
Sozialismus. (. . .)“ 

Dr. Richard Suchenwirth, Propagandaleiter der NSDAP, Landesleitung Österreich, 
behandelte das Thema „Weltanschauungen im politischen Kampfe“: „(. . .) Diese geisti- 
ge Grundeinstellung, die wir Weltanschauung nennen, wirkt sich ebenso wie beim Ein- 
zelmenschen als der stimmende Akkord in den Programmen und Forderungen, im Tun 
und Lassen der politischen Parteien aus. Es kämpfen im Tagesleben der Politik, gepan- 
zert in reale Zielsetzungen, geistige Kräfte, Weltanschauungen. (. . .) Es gibt eigentlich 
nur zwei Möglichkeiten, die Welt anzuschauen: die materialistische und die idealisti- 
sche.“ Der besitzende Materialist ist „der rücksichtslose Kapitalist; wenn er besitzlos 
dasteht, haß- und neiderfüllter Sozialist“. Dagegen heißt die Losung des Idealisten „Per- 
sönlichkeit, nicht Mehrheit, mutiger Kampf, nicht müdes Sichergeben (Pazifismus), Ent- 
sagen können, nicht genießen müssen“. 

Und weiter: „Die demokratische, die sozialdemokratische und die kommunistische Par- 
tei sind rein materialistische Parteien, und zwar geht der Weg stufenweise vom Libera- 
lismus über Marxismus und Bolschewismus bis zur völligen Vernichtung der Persön- 
lichkeit, Zerstörung von Privateigentum, Ehe, Moral und Religion, restlosen Verherdung 
der Menschen und Triumph des urmaterialistischen Menschentyps: des Juden.“ Misch- 
formen seien die bürgerlich „nationalen“ Parteien und das Zentrum. „Die widerlichste 
Mischform ist das Zentrum durch den Mißbrauch der Religion. Die Hitlerbewegung 
lehnt den Materialismus völlig ab. Hier wird das Christentum als Grundlage unserer 
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Kultur ehrlich anerkannt (. . .), hier ist der wehrhafte Geist, hier ist wieder Persönlich- 
keit. Volk und Rasse, Gemeinnutz und Gerechtigkeit, Freiheit und Vaterland sind der 
Dreiklang des nationalsozialistischen politischen Wollens. (. . .)*' 

Das NS-Jahrbuch 1928 brachte eingangs einen Überblick „Die Bewegung im Jahre 
1927“. In verschiedenen deutschen Ländern (Sachsen, Bayern) war das über Hitler ver- 
hängte Redeverbot aufgehoben worden. 

Der Reichsparteitag in Nürnberg war ein großer Erfolg. An dem Vorbeimarsch vor Adolf 
Hitler nahmen 30.000 SA-Männer teil. Bei den Wahlen in Sachsen, Thüringen und 
Hamburg konnte die Partei je zwei Sitze gewinnen. Hitler gelang es, in persönlicher Aus- 
sprache die völkischen Reichstagsabgeordneten Franz Stöhr und Ernst Graf zu Revent- 
low für sich zu gewinnen. In Württemberg trat der Landtagsabgeordnete Christian Mer- 
genthaler der NSDAP bei. Auch publizistisch machte die Partei Fortschritte: Der „Völ- 
kische Beobachter“ erschien 1927 in zwei Ausgaben, einer Reichs- und einer Bayern-Aus- 
gabe. Der „Illustrierte Beobachter“ gelangte ab 1927 vierzehntägig mit einer Auflage von 
50.000 Stück zur Ausgabe. Der Bericht schloß: „Das Deutsche Reich muß entweder 
nationalsozialistisch werden, oder es wird untergehen.“ 

Im Januar 1927 erließ Hitler einen Aufruf zur Werbung für den „Völkischen Beobach- 
ter“. Aufrufe an die Spendenfreudigkeit der Anhänger und Parteigenossen erfolgten 
immer häufiger. Die Geldknappheit war groß, und die junge Partei lebte im wesentli- 
chen von den Pflichtbeiträgen. So erging im April 1927 ein „Aufruf der Reichsleitung 
der NSDAP“, mit dem der Reichsschatzmeister Schwarz zu Geldspenden für den Aus- 
bau der Geschäftsstelle aufforderte. Ein eigener „Reichshilfsfonds“ besonders für die SA 
wurde gegründet. Hitler unterstützte den Aufruf mit folgenden Worten: „Parteigenossen 
und Parteigenossinnen! Die nationalsozialistische Bewegung hat in den letzten zwei Jah- 
ren einen großen Aufschwung genommen. In außerordentlicher Opferwilligkeit kämp- 
fen zahlreiche Redner und Tausende von SA-Männern für den Sieg unserer Idee. Auf- 
gabe aller Mitglieder aber ist es, hinter diesen nicht zurückzustehen. Ein Volk wird nicht 
frei durch Proteste oder Redereien, sondern durch die Summe der Opfer, die es für die 
Freiheit zu geben bereit ist. Ich erwarte von allen Nationalsozialisten, daß sie dem Auf- 
ruf des Schatzmeisters der Bewegung Folge leisten und mithelfen am großen Befrei- 
ungswerk unseres Volkes und Vaterlandes. 22. April 1927. Adolf Hitler.“? 

Einige Tage später sprach Hitler vor den Wirtschaftsführern des Ruhrgebietes. Darüber 
teilte der „Völkische Beobachter“ mit: „Vor vierhundert geladenen Wirtschaftsführern 
des Ruhrgebietes entwickelte Adolf Hitler im Kruppsaal zu Essen seine Anschauungen 
über deutsche Politik und deutsche Wirtschaftspolitik. Die Versammlung verhielt sich 
während der ersten Stunde abwartend und kühl. Dann setzten immer mehr Beifalls- 
kundgebungen ein, die sich am Schluß der Rede Hitlers zu einem ungeheuren Beifalls-/ 
sturm steigerten.“ Die Zeitung berichtete natürlich nicht, ob Spenden von den Wirt- 
schaftsführern gegeben wurden, doch darf man das annehmen. 

Unter den Zuhörern saß Emil Kirdorf (1847-1938), Mitbegründer der Gelsenkirchener 
Bergwerks AG, des Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats und der Vereinigten Stahl- 
werke. Er hatte bald darauf mit Hitler eine Aussprache in München, war „Gast des Füh- 
rers“ am Parteitag in Nürnberg 1929 und unterstützte die NSDAP. Im Dezember des 
gleichen Jahres sprach Hitler vor achthundert Vertretern der deutschen Wirtschaft.‘ 


1 Nationalsozialistisches Jahrbuch 1927. 

2 VB, Nr. 20 v. 26. 1. 1927, Nr. 19 v. 25. 1. 1927. 

3 VB, Nr. 97 v. 29. 4. 1927, S. 1. Laut CVZ, Nr. 20 v. 20. 5. 1927, waren es etwa 200 Vertreter der Industrie und des Handels. 
4 W. Bacmeister: Emil Kirdorf. Der Mann. Sein Werk, Essen 1936, VB, Nr. 285 v. 10. 12. 1927. 
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Reichsschatzmeister Schwarz gab im Januar die Ausgabe von Mitgliedsbüchern für die 
Parteimitglieder ab 1. Februar 1927 bekannt.’ Ende 1927 zählte die Partei 72.590 einge- 
schriebene Mitglieder.‘ Hitler erließ mehrere organisatorische „Bekanntmachungen“: So 
empfahl er im Februar 1927 allen Ortsgruppen den Beitritt zur SA-Versicherung. Eine 
SA-Wirtschaftsstelle der NSDAP wurde errichtet. Sie hatte die ausschließliche Beliefe- 
rung von SA und SS mit der vorschriftsmäßigen Bekleidung und Ausrüstung. Der Sport- 
verband „Schill“ und der „Warenvertrieb SS Rottenberger“ wurden von der Wirtschafts- 
stelle übernommen.” OSAF Pfeffer ernannte im März zum neuen „Reichsführer SS“ den 
bisherigen Stellvertreter und Geschäftsführer Erhard Heiden als Nachfolger von Josef 
Berchtold. 

Im Mai erschien folgende „Bekanntmachung“ Hitlers: „Organisation: 1. Auf Grund der 
bisherigen Erfahrungen werden künftig neue Ortsgruppen nur anerkannt, wenn sie 
mindestens fünfzehn Mitglieder aufweisen. Orte mit weniger als fünfzehn Parteigenos- 
sen werden künftig der nächsten Ortsgruppe der NSDAP angeschlossen, die für die 
Bestellung eines Vertrauensmannes zu sorgen hat. (... .) 2. Ab Juni 1927 wird der Gau 
Wien wieder gebildet. Gauleiter bis auf weiteres: Pg. Rentmeister. (... .) 3. Für den Gau 
Kärnten wird als geschäftsführender stellvertretender Gauleiter mit Wirkung vom 8. d. 
M. bestimmt: Pg. Hugo Herzog, Rosenbach, Kärnten. München, den 13. Mai 1927. 
Adolf Hitler.“ ’ 

Nominell war zwar Generalleutnant a.D. Bruno Heinemann Leiter des Organisations- 
ausschusses, gleichzeitig auch des Untersuchungs- und Schlichtungsausschusses, aber 
Hitler griff in diesen frühen Jahren der Partei immer wieder selbst in ihm wichtig schei- 
nende Organisationsangelegenheiten ein. Laut Nationalsozialistischem Jahrbuch 1927 
setzte sich die Leitung der Partei wie folgt zusammen: Vorsitzender und Führer der Par- 
tei: Adolf Hitler, Schriftsteller. Privatsekretariat Schellingstraße 50/1, Privatsekretär: 
Rudolf Heß. Schatzmeister: F. X. Schwarz. Schriftführer: Hermann Schneider. Referen- 
ten der Parteileitung: a) Propagandaausschuß, Vorsitzender Gregor Straßer, Landshut; 
b) Finanzausschuß: Vorsitzender Franz X. Schwarz; c) Jugendausschuß: vorläufig unbe- 
setzt; d) Sport- und Turnausschuß: Franz von Pfeffer; e) Untersuchungs- und Schlich- 
tungsausschuß: Vorsitzender Gen. Lt. a.D. Bruno Heinemann; f) Organisationsaus- 
schuß: Vorsitzender Exz. Heinemann; g) für Presse: Alfred Rosenberg; n) theoretische 
Finanzfragen: Gottfried Feder, Murnau; juristische Fragen: Dr. Wilhelm Frick; Gewerk- 
schaftsfragen: Adolf Wagner, Erbendorf (Opf.). Hauptgeschäftsstelle der Partei: Mün- 
chen, Schellingstraße 50, Geschäftsführer: Philipp Bouhler. 

Beachtlich ist für diese frühe Zeit die Liste der Parteizeitungen und sonstigen periodi- 
schen Schrifttums: „Völkischer Beobachter“, Zentralorgan; „Illustrierter Beobachter“; 
„Deutscher Michl“, Wochenschrift, Augsburg; „Die Flamme“, Wochenblatt, Bamberg. 
Gregor Straßers „Kampfverlag“ in Berlin gab allein sieben Wochenblätter heraus, ferner 
die „Nationalsozialistischen Briefe“ in Elberfeld. Als Wochenblätter erschienen: „Der 
Hakenkreuzler“ in Oberfranken, der „Niedersächsische Beobachter“ in Bockenem 
(Harz), „Der Eisenhammer“ in Lambrecht (Pfalz), „Der Stürmer“ in Nürnberg, der „Süd- 
westdeutsche Beobachter“ in Stuttgart-Leonberg, „Der Nationalsozialist“ in Weimar, 
„Der österreichische Nationalsozialist“ in Wien, als Tageszeitung der „Kurier für Nie- 
derbayern“ in Landshut. Sudetendeutsche Organe waren: „Der Tag“ als Tageszeitung in 


5 VB, Nr. 18 v. 23./24. 1. 1927; Volz, Daten, $. 23. 
6 Ebd., S. 21. 
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Aussig, „Volkswehr“ als Wochenblatt in Gablonz, ferner von Rudolf Jung geleitet, mit 
Sitz in Troppau: „Volk und Gemeinde“, Monatsschrift; „Neue Zeit“, wöchentlich zwei- 
mal; „Jungdeutsches Volk“, Monatsschrift.' Karl Kaufmann, Gauleiter von Rhein/Ruhr, 
gründete 1927 den Rhein-Ruhr-Verlag." 

An Buchveröffentlichungen sind hervorzuheben der zweite Band von Hitlers „Mein 
Kampf“, von Hermann Esser: „Die jüdische Weltpest. Kann ein Jude Staatsbürger 
sein?“, ferner die Schrift „Im neuen Deutschland“ mit Zeichnungen von Otto von Kur- 
sell (Baltendeutscher) und Versen von Dietrich Eckart. 


” 


Die Auseinandersetzung mit den Deutschvölkischen ging im Jahre 1927 in unvermin- 
derter Härte weiter. Triumphierend brachte das Münchner Zentralorgan im Februar die 
Mitteilung, daß Ernst Graf zu Reventlow zur NSDAP übergetreten sei, mit der Schlag- 
zeile „Reventlows Aufruf an alle nationalen und sozialrevolutionären Deutschen“ und 
einem Leitartikel „Der Übertritt des Grafen Reventlow“.' Im gleichen Monat trennte 
sich der völkisch-antisemitische Schriftsteller Theodor Fritsch von Wulle und Graefe.' 
Alfred Rosenberg schrieb einen Leitartikel „Bewegung in der Freiheitspartei“, in dem er 
den Übertritt des Reichstagsabgeordneten Franz Stöhr zur NSDAP mitteilte, und am 1. 
März konnte der „Völkische Beobachter“ den Austritt des Abgeordneten Seifert aus der 
DVFP melden." Diese Partei befand sich offensichtlich in Auflösung. So brachte der VB 
einen Artikel „Der Abgesang der sogenannten DVFP“ und am 9. März einen Leitartikel 
von Gregor Straßer „Die Gründe des Austritts aus der Völkischen Arbeitsgemeinschaft“. 
Mit Straßers Austritt aus der VAG wurde sie im Reichstag arbeitsunfähig. Dazu heißt es 
in der Osternummer des NS-Briefes: „Die Freiheitsparteiler sind die Völkischen Bürger- 
lichen, und wir sind die völkischen ‚Sozialisten‘; wir sind Revolutionäre, geistige und 
wirtschaftliche Revolutionäre. Die Freiheitsparteiler sind Reaktionäre - politische und 
wirtschaftliche Reaktionäre.“ * 

Mit dem Austritt der nationalsozialistischen Abgeordneten aus der VAG hörte diese zu 
bestehen auf.” Dr. Wilhelm Frick schrieb dazu einen „Begräbnisartikel“: „Die VAG des 
Reichstags t“. Am 15. März 1927 ist die „Fraktion der DVFP und der NSDAP (VAG)“ 
durch die Austrittserklärung der sechs Nationalsozialisten aufgelöst worden." Es gab 
noch einige hämische Nachrufe in einem Leitartikel „Die sogenannte ‚Deutschvölkische 
Freiheitsbewegung‘. Ihr Herr von Graefe und seine feinen Methoden“, schließlich zum 
Ende des Jahres von Gregor Straßer einen Artikel: „Völkisch-Nationaler Block?‘ Eine 
Abfertigung der sogenannten DVFP“ und am Heiligen Abend 1927 noch einen Artikel 
„Graefes letzte ‚Versuche‘. 

Schon zu Beginn des Jahres hatte Schriftleiter Wilhelm Weiß in einem Artikel „Reichs- 
wehr und nationale Bewegung“ die Aufweichung und zunehmende Bedeutungslosigkeit 
der bürgerlichen Rechten aufgezeigt: General Seeckt, im Jahre 1926 zum Rücktritt 
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gezwungen, hatte auf eine politische Rolle der Reichswehr verzichtet; als „unpolitisches 
Instrument“ blieb sie ein Faktor „von unerhörter politischer Bedeutung. Darin unter- 
scheidet sich die Reichswehr vorteilhaft von ihrer Schwesterschöpfung, der nationalen 
Bewegung. Diese taugt weder militärisch noch politisch etwas.“ Weiß führte dann eine 
Stellungnahme des „Berliner Tageblattes“ zum Jahresschluß 1926 an: „Eine politische 
Macht stellen die Rechtsverbände gegenüber der Republik nicht mehr dar.“ Sie können 
den Bestand der Republik nicht mehr gefährden.” 

Tags darauf brachte Alfred Rosenberg einen Artikel „Abkehr vom Völkerbund“, mit dem 
er die Schwäche dieser zur Aufrechterhaltung der Pariser Friedensdiktate geschaffenen 
Organisation aufzeigte. Als wesentliche Punkte führte Rosenberg an: 1. das Versagen des 
Völkerbundes in China, 2. den italienisch-albanischen Vertrag und 3. den Staatsstreich 
in Litauen.” 

Hitler griff in die Beziehungen zu den Rechtsverbänden im Februar 1927 wieder selbst- 
herrlich ein. In einer „Bekanntmachung“ vom 9. Februar 1927 erklärte er: „Die Organisa- 
tion Roßbach hat mit der NSDAP nicht das geringste zu tun. Kein Mitglied dieser Orga- 
nisation hat das Recht, sich auf meinen Namen oder auf die NSDAP zu berufen, wie es 
besonders von der Roßbachgruppe Düsseldorf geschieht.“ Wenige Monate später wurde 
der Führer der Roßbachgruppe München, Edmund Heines, auf Anordnung Hitlers aus 
der Partei ausgeschlossen.” Das enge Band, das in der Frühzeit bis 1923/24 die Roßbacher 
mit der NSDAP verbunden hatte, war damit zerschnitten. Später fand Heines wieder Auf- 
nahme in die Partei und die SA, vermutlich unter dem Einfluß Röhms (1931). 

Der ehemalige Polizeipräsident von München 1919-1921, Oberstlandesgerichtsrat Ernst 
Pöhner, wohl die stärkste Persönlichkeit der Rechten in Münchens frühen Nachkriegs- 
jahren und an dem verunglückten Staatsstreich am 9. November 1923 beteiligt, war im 
April 1925 einem Autounfall zum Opfer gefallen. Die Umstände waren mysteriös, der 
Prozeß konnte sie nicht klären. Bei der Beerdigung Pöhners war auch eine kleine Grup- 
pe SS anwesend. Die Inschrift auf seinem Grabstein „Dem Vorbild treuester Pflichter- 
füllung - das dankbare Vaterland“ mußte auf Beschluß des von der Bayerischen Volks- 
partei beherrschten Stadtrates entfernt werden. Darauf veranlaßte die Witwe die Über- 
führung der Leiche nach Hoheneck bei Ipsheim (Franken). 

Der „Völkische Beobachter“ brandmarkte die schändliche Haltung des Münchner Stadt- 
rates, besonders der BVP in mehreren Artikeln. „Vertreibung Pöhners aus München“, 
„Ein ewiger Schandfleck des Münchner Stadtrats der BVP*, „Eine Totenfeier des Dritten 
Reiches“, lauteten die Überschriften der Artikel.” 

In Württemberg erzielte die Bewegung einen großen Erfolg durch den Übertritt der 
nationalsozialistischen Freiheitsbewegung zur NSDAP: „Das Ende der völkischen Zer- 
splitterung in Württemberg“.”* Zum dritten Reichsparteitag, der zum ersten Mal in 
Nürnberg am 19./21. August 1927 abgehalten wurde, erließ Hitler auch einen Aufruf an 
alle deutschen Frauen und Mädchen. „Ihr habt die Pflicht“, so schrieb er, „diese Kämp- 
fer unseres Volkes, die jederzeit bereit sind, für die Freiheit ihr eigenes Blut hinzugeben, 
so zu begrüßen wie einst die deutschen Frauen und Mädchen die scheidenden Helden 
im August 1914 gegrüßt haben. Keine Frau und kein Mädchen geht nach Nürnberg, 
ohne ihnen Blumen mitzubringen, die sie dem Vaterland geweiht haben. (. . .)!“” 
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Über die unmittelbar vor dem Parteitag abgehaltene Generalmitgliederversammlung in 
München berichtete das Zentralorgan unter der Schlagzeile „Nationalsozialistische 
Bewegung in einem Jahr verdoppelt“. Das war eine starke propagandistische Übertrei- 
bung: 1926 betrug die Zahl der eingeschriebenen Mitglieder 49.523, 1927 (Ende des Jah- 
res!) 72.590.” Reichsschatzmeister Schwarz gab einen nüchternen Rechenschaftsbericht: 
Im Jahre 1926: 

Einnahmen: 114.582 Mark 

Ausgaben: 114.048 Mark 
Im ersten Halbjahr 1927: 

Einnahmen: 104.508 Mark 

Ausgaben: 100.715 Mark 
Hitler erklärte in der Generalmitgliederversammlung: „Das Jahr 1925/26 war ein Jahr 
der Liquidation von zahllosen Streitigkeiten. (. . .) Das Jahr 1927 ist das Jahr der Festi- 
gung der inneren Organisation.“ An der Spitze des Fortschritts standen das Ruhrgebiet 
und Bayern. Der Ringkampf zwischen NSDAP und Nationalsozialem Volksbund war 
entschieden. Der bisherige Vorstand wurde wiedergewählt, der Mitgliedsbeitrag von 
monatlich fünfzig auf achtzig Pfennig erhöht.” 
Auf dem Parteitag verlas Gauleiter Adolf Wagner die Proklamation Hitlers, dieser selbst 
hielt eine Schlußrede. Außerdem sprachen Rosenberg zum Thema „Internationaler 
Weltstaat und nationale Raumpolitik“, der Medizinstudent Walter Groß, später Leiter 
des Rassenpolitischen Amtes der NSDAP, hatte anläßlich des Parteitages den Leitartikel 
„Prediger des Chaos“ geschrieben. Hitler nahm den Vorbeimarsch von 30.000 SA-Män- 
nern ab; die Gesamtteilnehmerzahl am Reichsparteitag betrug angeblich fünfzigtausend. 
Der Parteiführer verlieh der österreichischen SA die erste Standarte, außerdem elf wei- 
tere im Altreich.”” Hier fand auch das zweite Hitlerjugendtreffen statt.” 
Vor einer geschlossenen Versammlung des Nationalsozialistischen Deutschen Studen- 
tenbundes hielt Hitler im Herbst eine Rede über das Thema „Der Wille zur Macht in 
der nationalsozialistischen Bewegung“. Gelegentlich der Generalmitgliederversamm- 
lung der Sektion München-Neuhausen der NSDAP wurde der Mitgliederstand der Par- 
tei in München mit 1652 angegeben. An Beiträgen waren im abgelaufenen Jahr 1926 in 
ganz Deutschland 13.000 Mark eingelaufen, eine Summe, die durch Verwaltungskosten 
wieder aufgebraucht wurde.” 
Im November 1927 berief Hitler den Major a.D. Walter Buch als Nachfolger von Gene- 
ralleutnant. a.D. Bruno Heinemann zum Vorsitzenden des Untersuchungs- und Schlich- 
tungsausschusses, ab 1. Januar 1934 „Parteigericht“. Buch blieb in dieser Stellung bis 
1945 und schied freiwillig aus dem Leben (1949). 
Im Herbst 1927 fanden in einigen Ländern Wahlen statt: Bei der Bürgerschaftswahl in 
Hamburg errang die NSDAP zwei Mandate (vorher eins) von 160; bei der Volkstagswahl 
in Danzig ein Mandat von 120 (vorher keines); bei der Landtagswahl in Braunschweig 
ein Mandat von 48 (vorher keines). In der Reichshauptstadt hatte die Partei ein hartes 
Sturmjahr unter ihrem neuen Gauleiter Dr. Joseph Goebbels zu bestehen. Infolge blu- 
tiger Saalschlachten hatte die SA mehrere Schwer- und Leichtverletzte. In einem Aufruf 
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von Goebbels um Spenden für seinen Kampf in Berlin heißt es: „Nationalsozialisten 
aus Berlin und dem Reich! Über zwanzig Schwerverletzte haben uns die letzten beiden 
Wochen gekostet. Zwei davon liegen im Sterben. (. . .)“” 

Wie schwierig es war, genügend befähigte Redner für den Reichsparteitag zu gewinnen, 
geht aus einem Brief des Geschäftsführers der Partei in München hervor. Bouhler 
schrieb am 10. August 1927 an den cand. jur. Hermann Fobke in Göttingen: Hitler lasse 
bitten, daß Fobke ein Referat über Wahlfragen auf dem Reichsparteitag übernehme. Hit- 
lers Privatsekretär Heß fügte handschriftlich hinzu: „Beißen Sie nochmals in den sauren 
Apfel. (.. .)“* Fobke hatte dem „Stoßtrupp Hitler“ angehört und auch in Landsberg eine 
Haftstrafe verbüßt.” 

Auch die sudetendeutschen Nationalsozialisten hatten einen Parteitag in Prag abgehal- 
ten, 

In Österreich hatten unter Münchner Patronanz die beiden nationalsozialistischen 
Gruppen ein Wahlabkommen geschlossen. Die maßgebende Besprechung dazu hatte 
am 10. März in München zwischen Hitler, dem Oberst Jankovic als Führer der Hit- 
lerbewegung Österreich und Karl Schulz, dem Führer der NSDAP, stattgefunden. 
„Landesführer Jankovic erhielt von Adolf Hitler die Generalvollmacht zu allen Ver- 
handlungen und Entscheidungen der Bewegung in Österreich.“ Aber schon einige 
Wochen später kriselte es wieder in Deutsch-Österreich, wie aus Hitlers „Bekanntma- 
chung“ vom 7. April 1927 hervorging: Der Bitte des Oberst Jankovic um Enthebung 
aus seinem Amt als Führer der Hitlerbewegung wurde zum 1. April von Hitler statt- 
gegeben. Hitler bedankte sich für die Dienstleistung. „Die Landesleitung Österreich 
der NSDAP (Hitlerbewegung) wird zunächst nicht besetzt, sondern die Gaue werden 
unmittelbar der Reichsleitung unterstellt. München, den 7. 4. 1927. Adolf Hitler.“ * 
Die personellen Intrigen und Schwierigkeiten in Deutsch-Österreich erwiesen sich von 
Anfang an als nahezu unüberwindlich, wie aus den Erinnerungen Suchenwirths her- 
vorgeht.” 

Hitler war in seiner agitatorischen Tätigkeit immer noch durch Redeverbote stark behin- 
dert. So lehnte der Reichstag den Antrag Dr. Fricks ab, Hitler die Redefreiheit zu 
gewähren.“ Am empfindlichsten traf den „Führer“ das Redeverbot im größten Land des 
Reiches, in Preußen. Eine schrittweise Erleichterung wurde ihm jedoch im Jahre 1927 in 
verschiedenen Ländern zuteil. So gewährte Sachsen Anfang Februar die Redefreiheit, 
Bayern ab 5. März und Baden im April.“ 

In einem euphorischen Leitartikel „Die Wiedergesundung der nationalsozialistischen 
Bewegung. Gedanken zur Thüringer Wahl“ hob Hitler das Wahlergebnis in Thüringen 
vom 30. Januar 1927 lobend hervor.” Dort hatten die Nationalsozialisten bei der Land- 
tagswahl am 30. Januar knapp 30.000 Stimmen erhalten, die DVFP etwas über 9000. 
Vergleicht man die Zahlen mit den Ergebnissen der Landtagswahl vom Februar 1924 - 
über 80.000 - und der Reichstagswahl vom Dezember 1924 - 44.000 -, so war bei nüch- 
terner Betrachtung kein Anlaß zum Jubel gegeben. Doch verstand es Hitler, propagan- 
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distisch Niederlagen in Siege umzumünzen, seine wohl stärkste Begabung, die ihm 
schließlich zum Verhängnis wurde. 

In Österreich bemühte sich Rudolf Buttmann, der in Wiener Versammlungen als Red- 
ner auftrat, zusammen mit dem Landesführer Oberst Jankovic und dem Propagandalei- 
ter Pogatschnigg durch persönliche Vorsprache bei Bundeskanzler Seipel für Hitler die 
Einreiseerlaubnis zu erwirken.” 

Über Hitler grassierten schon in dieser frühen Zeit auch in Österreich abenteuerliche 
und verleumderische Gerüchte. So hatte der „Tiroler Anzeiger“ behauptet, Hitler erhal- 
te Geld von Mussolini.“ Eine Tagung der Nationalsozialisten Deutsch-Österreichs fand 
im Juli in Freilassing statt (bayerische Grenzstation gegenüber Salzburg), weil Hitler 
keine Einreiseerlaubnis nach end; hatte. Hitlers Thema war „Rasse und Persön- 
lichkeit gegen Internationalismus und Demokratie“. „Der Wert des Menschen“, so führ- 
te er aus, „liegt nicht in der Klasse, sondern im Blut. (. . .) Der Rassebegriff ist daher in 
den Vordergrund zu stellen.“ * 

Unter der Schlagzeile „Die Wiener Mörderzentrale und ihre Armee“ mit dem Leitarti- 
kel „Der rote Militarismus in Österreich“ beschäftigte sich Hitlers Sprachrohr mit dem 
großen paramilitärischen Verband des Austromarxismus, dem von Julius Deutsch 
gegründeten „Republikanischen Schutzbund“. Dieser war in den Jahren 1927/28 unge- 
fähr 80.000 Mann stark, hervorgegangen aus den Arbeiterwehren, und war bewaffnet.“ 
Er war Träger des blutigen Aufstandes vom Februar 1934. 

Der „Völkische Beobachter“ brachte Anfang Januar 1927 in einer Beilage einen Beitrag 
aus dem Buch des Inders T. L. Vasvani „Die arische Kulturform“; Titel: „Die Gestalter 
der Zukunft und das arische Ideal“. Vasvani stellte die Frage in den Raum: „Was ist nun 
das Endziel des gesellschaftlichen Lebens? Ist es Geldverdienen oder Bildung der 
Seele?“” Es ist die Kernfrage der Lebensgestaltung der industriellen Gesellschaft des 
zwanzigsten Jahrhunderts: das Geldverdienen als Lebensinhalt der materialistischen 
Weltanschauung des „jüdisch-angelsächsischen Händlertums“ oder die „Bildung der 
Seele“ als Lebensinhalt der idealistischen klassisch-romantischen Lebensanschauung des 
deutschen Menschen.” 

Am 9. Januar 1927 starb in Bayreuth der Schwiegersohn Richard Wagners, der berühm- 
te Kulturphilosoph Houston St. Chamberlain, Engländer der Herkunft, Wahldeutscher 
seinem Wunsch und Willen nach. Seine Werke, vor allem „Die Grundlagen des 19. Jahr- 
hunderts“, übten um die Jahrhundertwende einen gewaltigen Einfluß auf die gebildete 
Welt aus. 

„Die Überwindung von individualistischem Liberalismus und materialistischem Sozialis- 
mus, die Rückeroberung des organisch aus den Keimzellen des Volkstums herauswach- 
senden deutschen Ständestaates, das kann nur geschehen im Zeichen des Nationalsozia- 
lismus, der das eigene Volk als einzig sichtbaren Träger geschichtlichen Lebens zum Wert- 
maßstabe nimmt und alles verwirft, was nicht den Zwecken dieses in seinem tiefen Fühlen 
christlichsten und in seinem Handeln männlichsten Volkes dient. Die deutsche Freiheit 
zurückzugewinnen heißt daher, allen von fremden Propheten unter uns aufgerichteten 
Götzendienst auszukehren, Ehrfurcht vor den Vätern und Liebe zu den Kindern unseres 
Volkes predigen und betätigen, in allem und jedem Tun aber den Blick aufs Ganze rich- 
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ten und nie und nimmer ermatten und verzichten, sondern streben und kämpfen. Dies 
ist unsere nationalsozialistische Weltanschauung“, so schrieb Dr. Rudolf Buttmann im 
NS-Jahrbuch 1928 in seinem Beitrag „Unsere Weltanschauung“.” 

Gottfried Feder, Programmatiker der Partei,” setzte den Diskurs fort mit seinem Artikel 
„Würde und Bedeutung der Programmatik“: „(... .) Zu unbeugsamer und richtiger 
Erkenntnis hat Adolf Hitler unter einstimmiger Zustimmung der Generalmitgliederver- 
sammlung der NSDAP im Jahre 1926 daher auch ausdrücklich und allgemein verbind- 
lich erklärt: Das Programm der NSDAP ist unabänderlich. Unabänderlich in seinem 
Ideengehalt“, fährt Feder fort, „nicht in der Wortgestaltung, nicht in den tausendfältigen 
Formen, in denen die Träger der Idee, die Führer, die Redner, die Presse nun das einmal 
unverrückbar festgelegte Gedankengut dem Volke vermitteln. Hier setzt die Aufgabe der 
Propaganda ein. 1622 hatte Papst Gregor XV. die erste ‚congregatio de propaganda fide‘, 
eine Missionsanstalt zur Ausbreitung des Glaubens, geschaffen. So haben auch unsere 
Propagandisten unermüdlich in immer wieder abgewandelter Form, sich einstellend auf 
die Fassungskraft der Zuhörer, je nach Beruf, Stand, Zusammensetzung, den Glauben 
an die neue Idee zu verkünden. Hinter der Propaganda durch Wort, Schrift und Bild 


muß dann die Organisation stehen. Erst wenn die Propaganda in vielgestaltiger Form in. 


die entgegenstehende Geisteswelt Bresche gelegt hat, kann sich eine geschlossene Grup- 
pe bilden, die zum politischen Machtfaktor ausgestaltet werden muß. Die Organisation 
wird nun Träger der Idee, sie ist niemals Selbstzweck, sondern Mittel zum Zweck. (..) 
Ganz anders ist die Aufgabe der Propaganda, die das Programm mundgerecht zu 
machen hat. Hier ist der Tummelplatz für Auslegung und Erklärung, hier ist das Gebiet 
für den Redner, der als vollendeter Seelenkenner (Psychologe) den Ideengehalt in seiner 
Weise seinen Hörern vermittelt. Die Idee“, schloß Feder seine Ausführungen, „ist uns 
hoch und heilig, denn nur wenn wir die Idee ganz rein halten, werden wir bei den tau- 
send Fehlerquellen des politischen Kampfes nach dem endlichen Siege der Organisati- 
on einen Staat bauen können, der wirklich ein neuer Staat ist, ein Staat sozialer Gerech- 
tigkeit und nationaler Freiheit (. . .)“® 

„Nationalsozialistischer Kampfbund für deutsche Kultur“ war das Thema von Alfred’ 
Rosenberg (1893-1946). Dieser stammte aus dem Baltikum (Reval) und war von Beruf 
Architekt. „Durch alle Länder zieht sich heute mehr denn je eın Kampf um den Rang 
der verschiedenen Werte. Dieser Kampf läßt sich auf zwei letzte Faktoren zurückführen: 
Es ist das Ringen des internationalen Gedankens mit dem Gedanken eines rassisch 
gebundenen Volkstums“, begann er seine Ausführungen. „Die internationale Idee zeigt 
sich in der Politik im Streben nach Vernichtung aller völkischen und staatlichen Gren- 
zen, in der Lehre von der Rassenverschmelzung, in der Forderung der Vereinigten Staa- 
ten der Welt, der Weltrepublik. Wirtschaftlich zeigt sich diese aus reinem Materialismus 
kommende und wieder auf Materialismus hinzielende Lehre in dem Bestreben, die 
bodenverbundene Wirtschaft aus ihrer räumlichen Bedingtheit zu lösen und unter die 
Herrschaft einiger weniger internationaler Trusts und Weltbanken zu bringen. Parallel 
mit diesen, heute schon zur Weltmacht gewordenen Kräften gehen die Versuche, auch 
die nationale Kunst, die nationale Kultur überhaupt zu überwinden im Zeichen einer 
sogenannten Menschheitskunst und Menschheitskultur.“ 

Als Gegenströmung erwachse ein Abwehrwille „gegen die Kräfte des Chaos, das 
Bewußtwerden vom Wert der Rasse, des Volkstums und der nationalen und sozialen 
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Gebundenheit“. Rosenberg weiter: „Die nationalsozialistische Bewegung predigt des- 
halb als einzige Voraussetzung für die Wiedererstehung der Völker und für die Wieder- 
geburt einer jeden echten Kultur in allen Ländern die Zusammenschau von Nationalis- 
mus und Sozialismus als weltanschauliche Erscheinungen, die sich heute scheinbar tod- 
feind gegenüberstehen. (. . .) 

Als Arbeitsplan des auf dem Reichsparteitag zu Nürnberg gegründeten Nationalsoziali- 
stichen Kampfbundes für deutsche Kultur ergibt sich also zunächst die Darlegung der 
Wichtigkeit der Rasse für jedes schöpferische Leben, die Verteidigung des völkischen 
Wortes als der alle anderen bedingenden Kraft; der Nachweis auf allen Gebieten, wie 
sehr Rasse und Volkstum die Voraussetzung für jede Kunst und jede Kultur sind und 
welcher Art jene großen Künstler und Denker waren, die auch heute noch uns als Weg- 
weiser für eine neue Zukunft erscheinen. Daneben soll aufgezeigt werden das System 
jener internationalen Finanzversklavung, welche notwendig auf die Züchtung riesiger 
Sklavenarmeen und weniger Plutokraten hinauslaufen muß. In der Bekämpfung der 
Herrschaft des Geldes über alle anderen Werte liegt das Wesen eines jeden echten sozia- 
len Gedankens, wenn er von der Einzelpersönlichkeit ausgeht, und jedes sozialistischen, 
wenn er vom Staat aus betrieben wird. Wir glauben, daß nur in der Durchsetzung des 
Gedankens in allen Kreisen vom rassebedingten Volkstum auf allen Gebieten des 
Lebens die Möglichkeit geschaffen wird, der internationalen Verseuchung ein wirksames 
Gegengewicht zu schaffen.“ 

„Die Schule und der nationalsozialistische Staat“ war das Thema von Hans Dietrich, 
Volksschullehrer und Schriftsteller (geb. 1898), 1924 Reichstagsabgeordneter. Er wandte 
sich eingangs gegen die Bekenntnisschule: „Bekenntnisse kommen und gehen, Rasse 
und Volk bleiben bestehen und müssen bestehen bleiben um der ewigen Werte willen, 
die sie verkörpern, auch für den religiösen Gedanken an sich.“ Er verwies dann auf die 
Ausführungen über Schule und Erziehung im zweiten Band „Mein Kampf“. 

Joseph Goebbels, zu dieser Zeit bereits Gauleiter der Reichshauptstadt Berlin, verfaßte 
eine kurze Abhandlung über „Erkenntnis und Propaganda“. „Der Kreislauf geht immer 
in derselben Richtung, und zwar: Aus der Idee formt sich die Weltanschauung; die Welt- 
anschauung gewinnt reale Gestalt in der Organisation; die Organisation erobert den 
Staat und formt damit das Erkenntnismäßige zum Politischen. Zwischen Weltanschau- 
ung und Organisation bzw. Staat steht als Motor die Propaganda“, die nur Mittel zum 
Zweck sei. „Die politische Propaganda hat sich, will sie aus dem Erkenntnismäßigen her- 
aus zur Macht vorstoßen, vor allem an die breiten Volksmassen zu wenden; denn die 
waren immer noch Träger eines politischen Glaubensbekenntnisses, und in ihren Hän- 
den lagen immer noch zukunftsbestimmende Weltbewegungen in guter Hut. (. ...) Ein 
Volk wird nicht mit Anstand befreit, sondern mit Fanatismus. Den zu wecken ist nicht 
Aufgabe des weisheitsgefüllten Gelehrten, sondern des leidenschaftlichen, anklagenden 
Massenagitators. (. . .) Der wahre Agitator bleibt auch zuletzt doch immer Beherrscher 
der Masse. (... .) Masse ist nichts ohne Führer. Aber ebensowenig Führer ohne Masse. 
Der Führer kommt aus der Masse. (. . .) Der große Propagandist, der Redner überra- 
genden Formats, gebraucht die Masse als Instrument seines politischen Willens. (. . .) 
Seine Propaganda setzt erkenntnismäßige Werte in Macht um. (... .) Aus der Idee 
erwächst die Weltanschauung. Sie wiederum formt der große Volksmann zum politi- 
schen Glauben. Die breite Masse wird zur Trägerin des neuen Evangeliums, und unter 
Opfer und Blut gestaltet sie daraus das Bekenntnis zu Staat und Volk.“ 
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Die „Reichsleitung der Hitlerjugend“ gab ihre Auffassung über ihre Aufgabe unter dem 
Titel „Jugend und Zukunft“ kund.‘ „(. . .) Deutsche Jugend! Denke jede Sekunde daran, 
daß du einst für alle die Dummheiten und Schlechtigkeiten, die man jetzt an unserem 
Volke begeht, schwer, sehr schwer büßen mußt. Denke so lange daran, bis du nur noch 
von einem Wollen erfüllt bist: Den Weg zu suchen, der die Volksverführer stürzt und 
uns zur lichten Zukunft führt! (... .) Wir sind uns bewußt, daß wir wahre Veredelung 
unseres Selbst nur erreichen, wenn wir unser eigenes Ich vergessen im Kampf für das 
Volk, im Kampf gegen seine Feinde. Und eine weitere große Erkenntnis befolgen wir: 
Wenn wir das Opfern im Kampfe fürs Ganze lernen, dann fällt es uns jederzeit leicht, 
uns auch im täglichen Leben der Pflicht unterzuordnen. (. . .) So soll unsere neue 
Lebensgestaltung sein: Als höchstes Ziel die Veredelung des Ganzen, des Volkes durch 
Veredelung des einzelnen im Opfer fürs Ganze. Und wenn uns auch nichts beschert sein 
soll als immerwährender Kampf „dann soll er uns zur immerwährenden Veredelung 
dienen! „(...) Und der Führer zu unserer Zukunft heißt nicht Hörsing, nicht Seldte, 
nicht Stresemann, er ist auch nicht vom Schlage derer, die vor der Welt fliehen, weil sie 
ihnen zu schlecht ist! Wir folgen einzig dem, der immer und stets den Kampf fürs Volk 
gegen alle Volksfeinde folgerichtig führt: Wir wählen uns den Mann zum Führer, der 
allein rein genug und fähig ist, uns die Zukunft zu gestalten; wir wählen den, der uns 
zum Licht führt: Wir schwören auf Adolf Hitler.“ 

Über „Die Nationalsozialisten im Reichstag 1926/27“ berichtete wie im Jahr zuvor Dr. 
Wilhelm Frick. Die „Völkische Arbeitsgemeinschaft“ hatte sich am 3. März aufgelöst 
durch den endgültigen Bruch mit der DVFP. „Zwei Kabinette, das zentrümlich, volks- 
parteilich-demokratische Minderheitskabinett Marx-Stresemann-Reinhold, das Mitte 
Dezember dem vereinigten Ansturm der beiden zur Futterkrippe drängenden größten 
Parteien, der Sozialdemokraten und der Deutschnationalen, weichen mußte, und das 
derzeit mit einer Stimme über die absolute Mehrheit noch bestehende Kabinett 
Marx-Stresemann-Hergt haben sich im Dienst des Vaterlandes verzehrt und tun es 
noch mit dem Effekt, daß sich die regierenden und mitregierenden Parteibonzen und 
Zuhälter des internationalen Finanzkapitals dabei sehr wohl fühlen, das deutsche Volk 
aber immer mehr versklavt, verelendet und sittlich verkommt. (. . .) Trotzdem ist das 
deutsche Volk in seiner Mehrheit noch nicht sehend geworden. Immer noch vertraut es 
zum großen Teil den marxistischen Sozialverrätern und Kapitaldemokraten oder natio- 
nalen Phrasen der sogenannten bürgerlichen Parteien, deren Taten dazu fortgesetzt in 
schroffstem Widerspruch stehen. Aber einst wird kommen der Tag, wo das belogene 
und betrogene Volk die nationalsozialistischen Wahrheiten erkennt und ein furor teu- 
tonicus seine eisernen und goldenen Fesseln sprengt. Dazu soll auch unsere Werbearbeit 
im Reichstag dienen.“ 

Karl Fiehler schrieb im Jahrbuch 1928 über „Nationalsozialistische Arbeit in den 
Gemeindevertretungen“. Dort heißt es u. a.: „Die Verlogenheit des Gegners, der im Rei- 
che für Erfüllungspolitik eintritt, in der Gemeinde aber soziale oder doch sozial ausse- 
hende Anträge stellt, können wir gar nicht genug in aller Öffentlichkeit geißeln. (. . .) 
Auf die Ursachen unseres Elends hinzuweisen bei jeder möglichen Gelegenheit ist unse- 
re Pflicht, damit das Volk zu der Einsicht kommt, daß man die Not nicht mit kleinen 
Pflästerchen auf den äußerlich sichtbaren Wunden heilen kann. (. . .) Die Rettung der 
Gemeinden und des Volkes aber dürfen wir nicht von der Betätigung der Gemeinde- 
vertretung erwarten. (....) Bei all unserer Arbeit muß stets die erste Frage sein: Wie nütze 
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ich der Bewegung? Unsere Aufgabe als nationalsozialistische Gemeindevertreter liegt 
eben nicht darin, daß wir in einer durch Politik und Gesetzgebung zum Wiederaufbau 
des Volkes unfähigen Körperschaft sitzen und die anderen Parteien in der Vogel-Strauß- 
Politik unterstützen, sondern darin, daß wir infolge unserer Stellung im öffentlichen 
Leben eine erhöhte Möglichkeit und damit die erhöhte Pflicht zum Kampfe für unsere 
Weltanschauung haben. (. . .)“* 

Rudolf Jung, Abgeordneter im Prager Parlament und Vorsitzender der Vereinigung der 
deutschen Nationalsozialisten im Prager Parlament, schilderte „Die Aufgabe des Natio- 
nalsozialismus in den Sudetenländern“.” Er wandte sich heftig gegen die Zentralisie- 
rungsbestrebungen der Tschechen, die laufende Enteignung deutschen Besitzes beson- 
ders an Grund und Boden und die allgemeine Schlechterstellung der Deutschen im 
öffentlichen Dienst und bei der Verteilung von Arbeitsplätzen. „Aber die merkwürdigen 
Deutschen, die ihr Volkstum nur aus dem Gesichtswinkel eigener materieller oder 
römisch-kirchlicher Interessen betrachten, haben den tschechischen Nationalstaat auch 
noch durch Bewilligung von Rüstungskrediten (. ...) und Wehrvorlagen innerlich gefe- 
stigt. „Da sie sich gegen das Deutsche Reich und Ungarn richten, stimmen die Madja- 
ren nicht dafür. Deutschen Landsknechten blieb es vorbehalten, gegen ihr eigenes Volk 
Knechtsdienste zu leisten (...).“ 

Der Abgeordnete der sudetendeutschen nationalsozialistischen Arbeiterpartei Hans 
Krebs berichtete „Vom sudetendeutschen Nationalsozialismus“: „(...) Die nationalsozia- 
listische Arbeiterpartei Österreichs, deren Teil die sudetendeutsche Bewegung vor dem 
Kriege war, entstand durch die einfache geschichtliche Tatsache, daß der deutsche Arbei- 
ter in Anterieiche und ganz besonders jener in Böhmen, Mähren und Schlesien, mit 
dem slawischen Arbeiter um den Arbeitsplatz kämpfen mußte, wenn er nicht verdrängt 
und brotlos gemacht werden wollte. So gesellte sich zum Kampf um eine bessere sozia- 
le Lage der Kampf um den Arbeitsplatz, der nationale Kampf. Der Tscheche, der 
Slowene und Pole - und zum Teil auch der Italiener - rückte ununterbrochen in das 
deutsche Siedlungsgebiet der Vorkriegszeit vor. (. . .) Es ist, seitdem Österreich zerfiel 
und das Sudetendeutschtum unter die Herrschaft des tschechischen Staates kam, nicht 
anders geworden. Nur etwas schärfer und härter ist unser Kampf, denn die Tschechen 
gehen aufs Ganze . (... .) Das sudetendeutsche Gebiet - den Sudetendeutschen! Das ist 
der Schlachtruf gegen den Prager tschechischen Zentralismus und seine regierungsdeut- 
schen Helfer. (. . .)“”* 

Hans Hohnfeldt, Mitglied des Volkstages der Freien Stadt Danzig, schilderte „Die Freie 
Stadt Danzig, eines der deutschen Opfer des sogenannten ‚Selbstbestimmungsrechtes‘ 
der Völker“. Er weist nachdrücklich auf das Unrecht hin, die rein deutsche Stadt Dan- 
zig mit umgebendem Gebiet wirtschaftlich und verwaltungsmäßig Polen zu unterstel- 
len. Nominell unterstehe die „Freie Stadt“ einem vom Völkerbund eingesetzten „Hohen 
Kommissar“, den jeweils die Siegermächte stellten, Engländer, Franzosen, Italiener und 
antideutsch eingestellte „neutrale Holländer“. Das Endziel der polnischen Politik sei 
natürlich die völlige Eingliederung Danzigs i in den polnischen Staat. „Von der national- 
sozialistischen Bewegung erhoffen wir deutschen Danziger eine Reinigung der deut- 
schen Verhältnisse, eine Erstarkung des deutschen Mutterlandes und die Zurückerobe- 
rung Danzigs und der übrigen geraubten deutschen Gebiete. Das ist die Forderung unse- 
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MdR Franz Stöhr (1879-1933), 1927 von der DVFP zu den Nationalsozialisten überge- 
treten, schrieb über „Geistige Strömungen in der Angestelltenbewegung“. Von Beruf 
selbst kaufmännischer Angestellter, war er führend im Deutschnationalen Handlungs- 
gehilfenverband tätig. Er brachte einen sachkundigen Überblick über die Angestellten- 
bewegung und die Entstehung des deutschnationalen Handlungsgehilfenverbandes als 
Gegengewicht gegen die bisher bestehende linksgerichtete Organisation des Gewerk- 
schaftsbundes der Angestellten bereits um die Jahrhundertwende. Die Satzungsbestim- 
mungen des DHV verhinderten das Eindringen jüdischer Elemente. 

„Es ist (... .) nicht verwunderlich“, schreibt Stöhr, „daß im DHV weite Kreise für unse- 
re großen politischen Endziele vollstes Verständnis haben. Tausende seiner Mitglieder 
arbeiten schon aktiv in unseren Reihen mit. Je eifriger sich unsere Parteigenossen aus 
dem Handlungsgehilfenstande in ihrer Berufsgewerkschaft, im DHV, betätigen, je 
größer die Verdienste sein werden, die sie sich an der ferneren, guten inneren und äuße- 
ren Entwicklung des Verbandes zuschreiben dürfen, je größer wird die Gewißheit, daß 
sein Führernachwuchs sich mehr und mehr aus dem nationalsozialistischen Lager rekru- 
tiert. (.. .)“® 

Heinz Haake, erster preußischer Landtagsabgeordneter der NSDAP, lieferte einen Bei- 
trag über „Die Tragödie Preußens“: „(. . .) Die Novembertage 1918 bedeuten das Ende 
einer Geschichtsepoche, das Ende eines großen, machtvollen Zeitabschnittes des preußi- 
schen Staates, und die Entwicklung, die seitdem unter dem Regime des Marxismus statt- 
gefunden hat, sie wird dereinst in der Geschichte mit Recht als die Tragödie Preußens 
bezeichnet werden. Nicht preußische Männer, nicht Deutsche sind es, die seit 1918 
ihren Einfluß auf ganz besonders ethischem und kulturellem Gebiete ausüben, sondern 
die gesamte Kunst und Literatur, fast die ganze Presse befindet sich in den Händen des 
unserem Volke wesensfremden Judentums. (. ..) Alle staatspolitischen Maßnahmen wer- 
den nicht getragen von der Verantwortung gegenüber dem Volk, sondern in erster Linie 
vor allem von parteipolitischen Gesichtspunkten; denn anders kann es nicht verstanden 
werden, wenn der verflossene preußische Innenminister Severing von der Tribüne des 
Preußischen Landtages vor aller Öffentlichkeit erklärt: ‚Ich bin preußischer Staatsmini- 
ster, aber vor allem sozialdemokratischer. (. . .) Die Vereinigung aller Deutschblütigen in 
einem einzigen, großen, freien Deutschen Reiche muß das Morgen- und Abendgeden- 
ken eines jeden Preußen werden. (. . .)“‘' 

Den Artikeln im Jahrbuch 1928 schloß sich an ein „Kleiner Literaturnachweis für den 
Nationalsozialisten“, ein „Verzeichnis der bei der Propaganda-Abteilung der NSDAP 
vorrätigen Flugblätter“, ein Verzeichnis der „Unterkunftsmöglichkeiten für National- 
sozialistische Wandergruppen“, dann „Völkische Verbände“. („Hier finden völkische 
Organisationen kostenlos Aufnahme. Zuschriften erbeten an den Verlag des Jahr- 
buchs.“) Folgende völkische Verbände zeigten an: „Völkischer Frauenorden“, Vorsit- 
zende Elsbeth Zander, Berlin; „Deutscher Samariterbund“, ©. Ziemann, Charlotten- 
burg; „Die Artamanen“. („Ein neuer Name. Was steckt dahinter? Eine Jugend, die Leib 
und Seele gesund erhalten will, nicht verkrüppeln möchte in dumpfer Werkstätten- 
Stadtluft, die aus eigenem Entschluß freiwilligen Arbeitsdienst leistet zu tarifmäßigen 
Löhnen auf dem Lande, um zu verhindern, daß jährlich 150.000 Polen als Landarbei- 
ter nach Deutschland kommen und angesichts eines Heeres von zwei Millio- 
nen Arbeitslosen Verdienst und Brot wegnehmen (. . .) Reichsamt des Bundes Artam 
Halle a. $.“) 
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Der „Bund völkischer Lehrer Deutschlands“ war eine Vereinigung „deutschblütiger Leh- 
rer und Lehrerinnen“ aller deutschen Schulen von der Volksschule bis zur Hochschule 
mit Geschäftsstelle in Berlin-Reinickendorf. Ferner ist noch ein „Vaterländischer Ver- 
band Deutscher Briefmarkensammler“, Öttingen (Bayern) genannt. 

Zum Schluß bringt das Jahrbuch ein Verzeichnis deutscher Männer- und Frauennamen 
sowie die deutschen Monatsnamen. 

Das nationalsozialistische Jahrbuch 1928 zeigt sich von programmatischer Bedeutung 
für die Entwicklung der NS-Bewegung. In ihm finden sich die Grundlinien der weite- 
ren politischen und weltanschaulichen Entwicklung. Weltanschauliche Probleme wur- 
den im „Völkischen Beobachter“, dem Zentralorgan der NSDAP, in engem Zusam- 
menhang mit aktuellen politischen Fragen laufend behandelt, besonders auch mit der 
Außenpolitik. Auf sie spezialisierte sich Alfred Rosenberg, der Rassen-Ideologie mit 
außenpolitischen Problemen verband und Außenpolitik von der ideologischen Warte 
her betrachtete. 

Im Leitartikel vom 18. Januar 1927 „Der Mythus vom Deutschen Reich“ schrieb er:” 
„( . .) Im Oktober 1918 räumte Ludendorff das Feld vor Cohn und Levi. Heute aber 
geht inmitten des Siegesgeheuls der Bleichroeder-Nachfolger ein neues Pulsieren vor 
sich, das im Wesentlichen besagt: Der Mythus des Reiches verbündet sich mit dem 
Mythus des Blutes. Begreifen tun das unsere ‚Geistigen‘ nicht. Spricht da zum Beispiel 
zur Reichsfeier der Universität München ihr Rektor Voßler von ‚nationalistischen und 
imperialistichen Mythen‘, denen zufolge unser Volk auserwählt, unsere germanische 
Rasse zur Herrschaft über alle anderen geboren sei und nennt diese Forderungen ‚Betäti- 
gungen unverantwortlicher Berufspolitiker‘, die ‚die Unmündigkeit unseres Volkes‘ aus- 
nützen wollten.“ 

Im Leitartikel „Nationaler Sozialismus?“ definierte Rosenberg: „Symbolhaft wurde dem 
Wort ‚Nationalsozialismus‘ ähnlich wie Rom, Mekka die Zusammenschau der großen 
Zeitprobleme: Nationalismus und Sozialismus.“ Und weiter: „Der Nationalismus, ge- 
reinigt von formalen und wirtschaftlichen Zufälligkeiten; der Sozialismus, befreit vom 
Wahn des Internationalismus in jeder Form.“ „Nationaler Sozialismus“ könne zu der 
Anschauung führen, „als sei der Sozialismus Hauptsache, das Nationale nur Beiwerk. 
(...) Wobei es sich in Wirklichkeit doch genau umgekehrt verhält: das Ewige, welches 
wir durch alle wandelbaren Formen erhalten möchten, ist das Volk. Alles, aber auch alles 
hat der Stärkung jener rassischen Grundlagen zu dienen, welche die Blüte der Nation 
gewährleisten.“ 

Im Reichstag brachte Gottfried Feder die Rassenfrage zur Sprache.“ „Rassenfrage und 
Materialismus“ war Thema in der Beilage „Politik, Belehrung, Unterhaltung“ des „Völ- 
kischen Beobachters“ vom 27./28. 2. 1927. Und in der gleichen Beilage des Blattes wurde 
das Thema „Katholische Kirche und Rassenfrage“ behandelt.“ 

In seinem Leitartikel „England, Deutschland und Rußland“ forderte Rosenberg „eine 
Abkehr sowohl Englands wie Deutschlands von jeglichen Bindungen Frankreich 
gegenüber“.“ Rosenberg führte auch eine Auseinandersetzung über die Schrift des Phi- 
losophen Max Wundt (1879-1963) „Deutsche Weltanschauung“. Der „Völkische Beob- 
achter“ hatte eine Einsendung von Wundt gebracht, mit Kritik von Rosenberg.” 
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Gegen den Rektor der Münchner Universität richtete sich sein Leitartikel „Ein unwür- 
diger Rektor Magnificus“ mit der Schlagzeile auf der Titelseite: „Rektor Voßlers Rede an 
die Juden. Er bekämpft die Rassenschutzbewegung der Studenten als Menagerie-Ange- 
legenheit.““ „Aufklärung und deutsche Außenpolitik“ lautete der Titel eines Leitartikels 
Rosenbergs. Tags darauf befaßte er sich in ätzender Kritik mit der Person des Außenmi- 
nisters Stresemann unter der Schlagzeile ‚Vom Philosophen des Flaschenbiergeschäfts 
zum deutschen Außenminister. Laufbahn Dr. Gustav Stresemanns“. Der Leitartikel war 
überschrieben „Ein Ausschnitt aus Stresemanns Leben.“ In der nächsten Nummer 
wurde die Kritik fortgesetzt unter der Schlagzeile „Die moralische Hinrichtung Strese- 
manns in Plauen“.” 

Liest man die maßlosen Ausfälle gegen Stresemann, so entbehrt es nicht der Ironie, daß 
der Außenminister die Bedeutung der NSDAP frühzeitig erkannte und deshalb Walther 
Stennes veranlaßte, im Jahre 1927 in die SA zu gehen, um nach Möglichkeit einen steu- 
ernden Einfluß auf die Hitlerbewegung auszuüben.” Stennes wurde hoher SA-Führer 
(OSAF Ost) und trennte sich im Unfrieden von Hitler im Jahre 1931. 

Im Juni befaßte sich Rosenberg, der sich als außenpolitischer Fachmann zu profilieren 
suchte, in einer Reihe von Artikeln mit dem Thema „Englands Schicksalsstunde“.”' 1927 
veröffentlichte er eine Schrift: „Der Zukunftsweg der deutschen Außenpolitik“. Der 
enge Zusammenhang zwischen Innen- und Außenpolitik ging auch aus einem Leitarti- 
kel Rosenbergs „Die deutsche Opposition“ hervor. Er war gegen die Deutschnationalen 
gerichtet, weil mit ihren Stimmen die Dawes-Gesetze und der Locarno-Pakt angenom- 
men worden waren. „Die Deutschnationalen erheben jetzt die Hand zum Eid nicht nur 
auf die Republik, sondern auch auf Dawes und Locarno (. . .).“” Die einzige Oppositi- 
on im nationalen Sinne sei jetzt nur noch die NSDAP. Gregor Straßer hatte in einem 
Artikel „Der große Kuhhandel“ gegen die Erfüllungspolitik Stellung genommen: 
„Daweskolonie! Gleichgültig, ob Curtius, Stegerwald oder Marx den Titulardirektor 
stellt - Herrscher ist Morgan und die Börse!“ ” 

Schriftleiter Wilhelm Weiß schrieb in der gleichen Nummer, die Gregor Straßers Auf- 
satz gebracht hatte, am 14. Januar 1927 einen Leitartikel „Die neue Front“. „Diese Repu- 
blik*, so stellte er fest, „so jung sie ist, ist ein Übergang. Denn ihre Tragik besteht darin, 
um hundert Jahre zu spät gekommen zu sein. Man kann im Jahre 1918 keine Revoluti- 
on mit den Schlagworten von 1789 machen. (. . .) Der bürgerliche Liberalismus war die 
herrschende Zeitströmung des vergangenen Jahrhunderts. Eine demokratisch-sozialisti- 
sche Regierung der Weimarer Koalition ist heute schon zur Reaktion von morgen gewor- 
den. Zu ihr stehen die Träger des Staates von morgen heute schon in Opposition. Es 
sind die Bejaher unseres sozialistischen Schicksals. Aber es sind gleichzeitig die Vernei- 
ner der novembersozialistischen Republik und ihres liberal-bürgerlichen Finanzgeistes. 
Es sind die Bejaher eines neuen Staatsgedankens, die entschlossen sind, als Sozialisten 
in ihrem Volkstum aufzugehen und die Synthese des Sozialismus mit der anderen 
beherrschenden Idee unseres Jahrhunderts, mit dem Nationalismus herzustellen. Ihren 
folgerichtigsten und bestimmtesten Ausdruck hat diese Bewegung im Nationalsozialis- 
mus Adolf Hitlers gefunden.“ ” 
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Gegen die Deutschnationalen schrieb auch Joachim Haupt einen Leitartikel „Die Partei 
der Reaktion“.” Haupt gehörte zu den ersten Vorkämpfern des Nationalsozialismus in 
Norddeutschland als Student der Germanistik zusammen mit seinen Freunden Rein- 
hard Sunkel und Ludolf Haase.” Er bemühte sich stark um weltanschauliche Klärung. 
In der Beilage zum „Völkischen Beobachter“ „Die neue Front“ schrieb er „Der Stahlhelm 
am Scheidewege“.” Wichtig ist für das Ringen der Studenten um geistige Klarheit sein 
Artikel „Die Nachkriegsstudenten und der nationalsozialistische Studentenbund“.” Im 
April 1927 verfaßte er eine Abhandlung „Weltfriede und Weltwirtschaft“. 

Der Medizinstudent Ludolf Haase schrieb über „Nationalsozialismus und Kommunis- 
mus“. In der Vorbemerkung rühmte die Schriftleitung den Verfasser: „(....) Pg. Haase ist 
bekannt als einer unserer folgerichtigsten Nationalsozialisten“. Haase wies in seinem 
Artikel auf die äußere Gleichheit von Nationalsozialismus und Kommunismus hin: 
„Nationalsozialisten und Kommunisten bedienen sich zur Durchsetzung ihrer Ziele 
vielfach der gleichen Taktik.“ Doch seien ihre Ziele völlig verschieden; der Kommunis- 
mus predige Gleichheit, der Nationalsozialismus die Ungleichheit. Einige Tage später 
brachte Haase einen Artikel: „Der Nationalsozialismus und der internationale Gedan- 
ke“. In den folgenden Wochen publizierte er noch über folgende Themen: „National- 
sozialismus und Demokratie“, „Nationalsozialismus und Innenpolitik“, „Nationalsozia- 
lismus und allgemeine Gleichheit“.' 

Otto Bangert lieferte laufend Beiträge zu aktuellen politischen und weltanschaulichen 
Themen wie „Persönlichkeit und Sachlichkeit“ (Leitartikel), „Realpolitik“ (Leitartikel), in 
der Beilage „Die neue Front“ über „Tradition“ und „Die kämpfende Front“.” Am 22. 
April brachte die Zeitung die Abschrift eines Artikels aus der von Dr. H. Stürmer her- 
ausgegebenen „Deutsch-Faschistischen Korrespondenz“, Berlin, unter dem Titel 
„Deutsch-Faschistische Versuche“.“ Wenige Tage später schrieb Bangert einen Leitarti- 
kel: „Nationalsozialismus und Faschismus“ und führte dort aus: 

„Italien ist heute das einzige völkische Staatswesen in Europa. (.. .) Daher wird einst das 
gemeinsame Lebensinteresse ein nationalsozialistisches Deutschland und ein faschisti- 
sches Italien zusammenschmieden (. . .) In beiden Erscheinungen sehen wir einen revo- 
lutionären Aufstieg des nordischen Blutes vor uns. (....) Der Faschismus ist in der vom 
germanischen Blute so reich getränkten Lombardei geboren. (... .) Der Unterschied zwi- 
schen beiden Bewegungen liegt - wenn wir von äußeren Dingen absehen - nicht im 
Willensmäßigen, sondern im Weltanschaulichen. Der Nationalsozialismus ist weltan- 
schaulich tiefer und sehr viel klarer als der Faschismus. (. . .)“* In diesem etwas gewag- 
ten Vergleich war so ziemlich jeder Satz inhaltlich falsch und Zeugnis journalistischer 
Wunschträume.” 

Die Beilage „Die neue Front“ des „Völkischen Beobachters“ brachte am 25. Juni neben 
dem Artikel von Bangert „Die kämpfende Front“ einen Artikel aus der Feder von Wer- 
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ner Catte: „Frontsozialismus“.“ In der Beilage „Politik, Belehrung, Unterhaltung“ 
schrieb Stolzing-Czerny über „Menschengestalt und Charakter“ und Bernhard Kummer 
über „Der altgermanische Schicksalsglaube“.” Rosenberg nahm in einem Leitartikel 
unter dem Titel „Seelische Tragik“ Stellung gegen eine Rede des Landessekretärs des 
katholischen Volksvereins, Dr. Getzeny. Dieser hatte sich gegen den Nationalsozialis- 
mus für den internationalen Gedanken eingesetzt.* 

Gegen den Kommunismus schrieb Joachim Haupt einen Leitartikel „Wanderer ins 
Nichts“. Ausführlich befaßte er sich ebenfalls in einem Leitartikel „Zum Würzburger 
Studententag“ mit studentischen Problemen als jüngst promovierter Germanist. Und in 
der Beilage „Die neue Front“ schrieb er über den „jungdeutschen Brudergedanken“.” 
Otto Straßer brachte Ende des Jahres 1927 in den NS-Briefen ebenfalls einen Wunschar- 
tikel: „Der Sowjetstern geht unter“, und ebenda Herbert Blank „Der Kommunismus 
stirbt.” 

Die Erneuerung des nationalen Gedankens im Sinne einer frontsozialistischen Gemein- 
schaft war Gegenstand vieler Erörterungen und Beschwörungen im Laufe des Jahres 
1927. So brachte der „Völkische Beobachter“ eine neue Beilage „Die neue Front“ mit 
einem Artikel von Wilhelm Weiß: „Erneuerung der vaterländischen Bewegung“; darin 
auch ein Artikel von Ernst Jünger: „Der neue Nationalismus“. 

Anfang März schrieb Weiß wieder in der gleichen Beilage „Der Nationalismus und 
wir“.” Am 12. März brachte der VB einen Aufruf der Artamanen „An die Jungmänner!“, 
unterzeichnet „Arbeitsamt der Artamanen“” Wenige Tage später brachte die Zeitung 
einen neuen Beitrag „Die Artamanenbewegung“.” In der Beilage „Die neue Front“ 
publizierte Otto Bangert einen Aufsatz: „Leidenschaft und Idee. Der Nationalsozialis- 
mus als Wille und Weltanschauung“.” „Frankreichs ‚Neue Rechte‘ und der Nationalso- 
zalismus. Ein Brief Fabre-Luces an die Redaktion des ‚Völkischen Beobachters‘ und Ant- 
wort der Schriftleitung“ erschien am 22. September 1927. Die Beilage „Die neue Front“ 
in Nr. 238 vom 15. 10. 1927 brachte ganzseitig einen Aufsatz über „Heinrich von Kleist. 
Mahn- und Weckrufer der Deutschen“ zu seinem 150. Geburtstag (18. 10. 1777) und 
gleichzeitig einen Artikel von W. Weiß: „Der Weg der deutschen Freiheitsbewegung“.* 
Mit der Aufhebung des Redeverbotes gegen Adolf Hitler in Bayern am 5. März bekam 
die nationalsozialistische Agitation eine neue Dimension. Hitler hielt seine erste Ver- 
sammlungsrede im niederbayerischen Vilsbiburg und wenige Tage darauf in München 
im Zirkus Krone vor siebentausend Zuhörern.” 

Hitler veröffentlichte noch im März folgende „Bekanntmachung“: Da die Bezieher des 
„Reichswart“ von der DVFP aufgefordert werden, das Blatt wegen des Übertritts des Gra- 
fen Reventlow zur NSDAP abzubestellen, forderte er „alle bessergestellten Parteigenossen 
auf, nunmehr ihrerseits den ‚Reichswart‘ zu abonnieren. Diese Zeitung stellt eine wert- 
volle Ergänzung unseres Parteischrifttums dar“, empfahl Hitler das Organ seines neuen 
Reichstagsabgeordneten, „indem sie in erster Linie Kreise zu erfassen geeignet ist, die uns 
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mehr verschlossen bleiben. Wer von unseren besser bemittelten Anhängern und Freun- 
den den ‚Reichswart‘ abonniert, dient damit auch den Interessen unserer Bewegung. “* 
Die Schriftleitung des Zentralorgans erließ ihrerseits einen mahnenden Werbeaufruf für 
das Buch des evangelischen Pfarrers Dr. Georg Schott „Das Volksbuch von Hitler“ mit 
den Worten: „Ein unhaltbarer Zustand ist es, daß von den 100.000 Hitlerfreunden in 
München noch keine zweitausend das Buch über Adolf Hitler von Dr. Georg Schott 
(. . .) gelesen haben. (.....) Kaufen Sie es jetzt aber sofort! Sieben RM ist kein Geld für 
den reichen Gewinn dieses einzigartigen und notwendigen Buches.“ ” 

Hitler hielt im Zirkus Krone Anfang April eine Rede über „Nationalismus und Patrio- 
tismus“ und hieb damit in die gleiche Kerbe wie sein Leibblatt mit der Beilage „Die neue 
Front“, nämlich für den neuen Nationalismus: „Aufgrund eines Werkes eines amerika- 
nischen Gelehrten, der nachweist, daß Deutschland kaum neun bis zehn Millionen 
wirkliche nordisch-arische Menschen stellt, hat die amerikanische Union eine Einwan- 
derungsquote festgesetzt. Es bevorzugt die Menschen aus den skandinavischen Ländern, 
aus England und Irland und erst in dritter Linie aus Deutschland, da es bereits rassisch 
minderwertig ist.“ !'” 

Hitler spielte hier vermutlich auf die Bücher des amerikanischen Anthropologen 
Lothrop Stoddard an: „The Revolt against Civilization. The Menace ofthe Underman“, 
New York 1922; vielleicht war ihm auch dessen Werk „Racial Realities in Europe“, New 
York 1924, bekannt. Zu den grundlegenden Werken der amerikanischen Rassenkunde 
gehörte das Werk des Zoologen Madison Grant „The Passing of the Great Race or the 
Racial Basis of European History“, New York 1916, 4. Auflage 1923, mit Vorwort des 
Zoologie-Professors Henry F. Osborn. Die US-Einwanderungsgesetzgebung von 1924 
stützte sich auf die Forschungen von Stoddard und Grant. 

Am 1. April brachte der „Völkische Beobachter“ unter der Schlagzeile „Adolf Hitler über 
Mussolini; Versammlung im Zirkus Krone. Eine große Rede Hitlers über deutsche 
Außenpolitik“ einen ganzseitigen Bericht auf der ersten Seite. Unter anderem wird Hitler 
mit den Worten zitiert: „Grund und Boden, das ist die einzige Parole, die den Einsatz von 
Blut rechtfertigt. (. . .) Ein Volk von 62 Millionen kann unter heutigen Umständen nur 
eine Weltmacht sein, wenn es beseelt ist von einem Willen und einer Überzeugung. (. . .) 
Die drei Millionen Arbeitslose sind die Armee des kommenden Zusammenbruchs! Da 
wächst eine Schlange heran, die diesen Staat einmal erwürgen wird.“ '"" 

Im Zusammenhang mit dem Ringen um einen neuen Nationalismus befaßte sich Hit- 
ler auch mit dem Thema „Studentenschaft und Politik*'” und im gleichen Monat noch 
ausführlich mit dem Thema „Das Verbrechen des bürgerlichen Marxismus“. Die bür- 
gerlich-parlamentarische Demokratie sei Wegbereiter der sozialdemokratischen Partei. 
Zwischen sozialdemokratischer und kommunistischer Partei gebe es keinen grundsätzli- 
chen Unterschied. Sie seien Marxisten mit dem gleichen Ziel: „Zertrümmerung der ari- 
schen Menschheit und ihrer Kultur und Aufrichtung einer Weltdespotie der jüdischen 
Rasse und ihres Kapitals. (. . .) Die marxistische Grundtendenz der Ablehnung der Per- 
sönlichkeit, die Lehre der Gleichheit aller Wesen und damit die Verleugnung aller schöp- 
ferischen Kräfte der Menschheit sind allen gemeinsam. Sie sind ja die Voraussetzung der 
jüdischen Weltdiktatur.“'” 
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Anfang Mai sprach Hitler, immer noch unter dem preußischen Redeverbot stehend, 
zum ersten Mal in Berlin vor geschlossener Versammlung von fünftausend Berliner 
Nationalsozialisten. Das Thema „Führer und Masse“ tauchte des öfteren in der Zei- 
tung auf, so im Titel eines Beitrags von Otto Bangert Anfang Februar, so auch anläß- 
lich Hitlers Rede „Führer und Masse“ vor den Wirtschaftsführern des Ruhrgebietes.'” 
„Der Untergang der bürgerlichen Welt“ war Inhalt einer Hitlerrede in Essen vor 
geschlossener Mitgliederversammlung am 2. Dezember. Mitte Dezember wies Hitler 
in seinem Blatt Behauptungen von einer Spaltung in der Partei auf Grund eines Zer- 
würfnisses zwischen Gregor Straßer und Joseph Goebbels zurück. Straßer gab die Pro- 
pagandabteilung ab und übernahm ab 1. Januar 1928 die Organisationsabteilung in 
der Reichsleitung. „Die unerschütterliche Einigkeit der nationalsozialistischen Bewe- 
gung“ wurde durch eine Kundgebung im Hofbräuhaus mit Hitler, Straßer und Goeb- 
bels als Redner vor Augen geführt, dazu erschien ein Artikel „Die ‚gespaltene‘ 
NSDAP“.'® 

„Auf zur nationalen Opposition in den deutschen Hochschulen!“ war ein Aufruf Tem- 
pels an die Studenten überschrieben.'* Die Beilage zum „Völkischen Beobachter“ 
„Nationalsozialismus und Jugendbewegung“ brachte Anfang April 1927 zwei Artikel: 
„Jugendbewegung und Nationalsozialismus“, ferner „Jungbauer und Nationalsozialis- 
mus“.'” In einer „Bekanntmachung an alle Eltern“ erfolgte ein Aufruf zur Bildung einer 
Jugendgruppe in München für Knaben ab vierzehn Jahren. Als Jugendführer war ein 
Alfons Baumgartner angeführt." Über „NS-Jugendarbeit. Soemmerlager der nationalso- 
zialistischen Jugend in der Tschechoslowakei vom 2. bis 7. Heuert 1927 im Elbetal* 
berichtete die Zeitung im Juni.'” 
Am 18. Juni brachte der „Völkische Beobachter“ eine Beilage „Die deutsche Frauenbe- 
wegung“ mit einem Artikel von W. Bohe: „Die Aufgaben der Frauenwelt in der 
NSDAP“."" Kontakte zu den nordischen Ländern hatte die Bewegung schon in den 
frühen Jahren. So hielt der Schwede Dr. Binger Furngards auf dem Gautag in Essen eine 
Rede.''' Und „Der Weg zur rassischen Gesundung“ war Gegenstand eines Artikels von 
cand. med. Fritz Bornhöft.'” 

Das Bemühen um weltanschauliche Klärung ging Hand in Hand mit dem politischen 
Tageskampf gegen das internationale Kapital und die vermeintliche Führungsrolle des 
„Weltjudentums“. 

So etwa in dem Beitrag „Die Arbeit der Wallstreet-Piraten“. Der Leitartikel hatte fol- | 
gende Vorbemerkung: „In der Erkenntnis, daß sich in der Wallstreet von New York 
heute die Weltpolitik konzentriert und deshalb auch von uns aus an der Stelle behan- 
delt werden muß, hat der ‚Völkische Beobachter- jetzt einen ständigen Vertreter 
ernannt. Einen Deutschamerikaner. (. . .)“"” Über Lord Samuel Bearstead, „einen der 
Dreihundert“, berichtete Hitlers Sprachrohr. Der Ölmagnat stammte aus dem Londoner 
Judenviertel Whitechapel, war 1853 geboren, 1902 Oberbürgermeister von London 
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geworden." „Amerika beginnt nervös zu werden“, schrieb das Blatt im März und 


berichtete über „Amerikatollheit“ wenige Tage später." 

In der Beilage „Nationalsozialismus und Wirtschaftspolitik“ brachte die Zeitung einen 
Artikel von dem Heidelberger Professor Dr. Eustach Mayr: „Zinsausbeutung und Wirt- 
schaft“.''‘ Am 19. 8. 1927 wurde in New York eine Ortsgruppe der NSDAP gegründet. 
„Die Reichsleitung begrüßt mit besonderer Freude die erste Ortsgruppe in den Verei- 
nigten Staaten von Nordamerika“, schrieb Geschäftsführer Bouhler in der „Bekanntma- 
chung“. Über „Goldherrschaft“ artikelte die Zeitung am 18. September 1927 (Nr. 215). 
Das in diesem Jahr von Adolf Halfeld veröffentlichte Buch „Amerika und der Ameri- 
kanismus“ fand in Hitlers Organ lobende Erwähnung. '* 

Arno Schickedanz, baltischer Freund Rosenbergs, brachte eine Artikelserie „Das Gesetz 
des Schmarotzertums. Die Juden - das Beispiel einer Gegenrasse“.''” Ferner: Schlagzei- 
le: „Der ‚Judengott‘ Jahwe darf nicht gelästert werden! Aber das Christentum darf 
beschimpft werden. (... .)“ Leitartikel. „Ein Prozeß gegen den ‚Völkischen Beobachter‘ 
wegen ‚Lästerung‘ des Judengottes. Stolzing-Cerny zu 300 RM verurteilt.“ ' Parker Gil- 
bert, amerikanischer Generalagent für die Reparationszahlungen in Berlin, war Gegen- 
stand eines Angriffs im VB unter dem Titel „Die bezahlte Arbeit der Gilbert-Note“. „Die 
Denkschrift des Dawes-Vogtes wurde auf Bestellung des Reichsfinanzministers angefer- 
tigt, und die Regierung ‚bedauert‘ daher die Angriffe auf Parker Gilbert. (. . .)?' Über 
„Amerikanische Korruption“ brachte der „Beobachter“ Ende des Jahres einen Leitarti- 
kel.'? 

Der Kampf des berühmten Auto-Industriellen Henry Ford gegen das Judentum wurde 
von nationalsozialistischer Seite aufmerksam verfolgt. Henry Ford hatte in den Jahren 
1920/21 eine Reihe von Artikeln in seiner Zeitung „The Dearborn Independent“ veröf- 
fentlichen lassen, die sich kritisch mit Macht und Einfluß der Juden in den USA befaß- 
ten. Die Artikel erschienen in Buchform; Band I: The International Jew; Band II: Jewish 
Activities in the United States; Band III: Jewish Influences in American Life. Ford zog 
sich damit begreiflicherweise den Zorn jüdischer Kreise zu. Der Kampf endete schließ- 
lich 1927 mit einer totalen Niederlage des Autokönigs. Er mußte sich mündlich und 
schriftlich beim Präsidenten des American Jewish Committee, Louis Marshall, ent- 
schuldigen. Die schriftliche Entschuldigung verfaßte Marshall persönlich, und Ford 
mußte unterschreiben. '” 

Theodor Fritsch, bekannter antisemitischer Schriftsteller, hatte schon 1922 den ersten 
Band des Fordschen Werkes in deutscher Übersetzung („Der internationale Jude“) ver- 
öffentlicht und das Buch auch im Ausland, vor allem in Südost- und Osteuropa, ver- 
breitet. Die „Autorisierte Ford-Vertretung“ in Deutschland schrieb dazu wörtlich, „daß 
die Übersetzung absolut tendenziös gefärbt ist, d. h. der ganze Text des Buches ist auf 
den bekannten antisemitischen Ton des Herrn Fritsch umgestaltet worden. Henry Ford, 
der nur sachliche Erwägungen in seinem Buch wiedergibt und überhaupt nur sachliche 
Motive in allen Dingen kennt, ist es niemals eingefallen, eine antisemitische Hetze zu 
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inszenieren, wie solche in Deutschland in gewissen Kreisen üblich ist. Die Zentralver- 
waltung des Henry Fordschen Sekretariats wird gerichtliche Schritte gegen den ‚Ham- 
mer‘-Verlag unternehmen, 1. um das Weitererscheinen des Buches zu verhindern, 2. den 
verantwortlichen Leiter des ‚Hammer‘-Verlages, Herrn Fritsch, wegen Textfälschung 
schadenersatzpflichtig zu machen. Der Pressefeldzug gegen Henry Ford, in welchem 
unter anderen Verleumdungen immer wieder zum Ausdruck gebracht wird, Henry Ford 
sei eingefleischter Antisemit, geht von einem Konkurrenzkonzern aus; dadurch charak- 
terisiert sich der Wert dieser Nachricht von selbst.“ '* 

Henry Ford teilte mit Schreiben vom 1. November 1927 Theodor Fritsch mit, daß alle 
Rechte auf Herausgabe des „Internationalen Juden“ von ihm zurückgezogen und Ver- 
kauf und anderweitige Verbreitung des Buches von ihm verboten würden.’ Der „Völki- 
sche Beobachter“ brachte zwei Tage vor einem entsprechenden Artikel der CBZ eine 
Stellungnahme über das gleiche Thema „Briefwechsel Henry Ford und Theodor Fritsch. 
Ein offenes Wort zu Henry Fords Unterwerfung unter die alljüdische Hochfinanz.“'* 
„Finanzkapital gegen Ford“ schrieb Hitlers Blatt im März 1927.'” „Ein jüdischer Mord- 
anschlag gegen Henry Ford“ berichtete die Zeitung im April. „Auro Schapiro gegen 
Henry Ford“,'* „Fords Kampf gegen das Judentum“, ebenfalls im April'*” Im Juli 1927, 
als Fords Niederlage bekannt wurde, brachte das Sprachrohr Hitlers drei Artikel: den 
Leitartikel „Henry Ford“ am 13. Juli (Nr. 158), „Ford und die Juden“, betreffend Fords 
Ehrenerklärung an die Juden am 14. Juli (Nr. 159) und „Fords Stellungswechsel“ am 16. 
Juli (Nr. 161). Mit den USA im allgemeinen beschäftigte sich die Zeitung des öfteren: 
„Amerikanische Bilder“ in Nr. 109 vom 13. 5. 1927, „Amerikanischer Kulturverfall“ in 
Nr. 118 vom 24. 5. 1927 und „Schwache Nerven, starker Kitzel. New York Ende Mai“ 
in Nr. 127 vom 4. 6. 1927. 

Innenpolitisch boten in diesem Jahr die Femeprozesse wesentlichen Stoff zur Diskussi- 
on. Auch Ernst Röhm war darin verwickelt. Der Feme-Ausschuß lasse ihn pfänden, so 
wußte Hitlers Organ zu berichten, weil er sich geweigert habe, dem sozialdemokrati- 
schen Reichstagsabgeordneten Dr. Paul Levi während der Ausschußverhandlungen in 
München Rede und Antwort zu stehen. Röhm erhielt zehn Tage Haft in Stadelheim, 
weil die Pfändung einer Geldstrafe von 300 RM erfolglos verlaufen war. Darüber schrieb 
er einen Brief an den Schriftleiter Wilhelm Weiß: „Warum ich nach Stadelheim ging“.'” 
„Die Reinigung der Atmosphäre. Der Fememordprozeß der Schwarzen Reichswehr“ war 
ein Leitartikel von Schriftleiter Weiß betitelt." „Triumph der Judenpresse über die 
Todesurteile im Wilmsprozeß“, berichtete die Zeitung. Vier Todesurteile hatte das 
Gericht verhängt. Es handelte sich um Fememorde des Jahres 1923. Obwohl von allen 
Gerichten „den Mitgliedern der Schwarzen Reichswehr bescheinigt worden war, daß sie 
in der schweren Zeit der französisch-belgischen Ruhrbesetzung geglaubt haben, im 
Interesse des Staates und im Einverständnis mit der Reichswehr gehandelt zu haben“, 
wurde ihnen von den Gerichten des sozialdemokratisch regierten Preußen die putative 
Staatsnotwehr nicht zuerkannt. 

Der Oberleutnant a.D. Paul Schulz war von einem Sondergericht lediglich auf Grund 
von Indizien zum Tode verurteilt worden, unbeschadet der Tatsache, daß die als Täter 
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bezichtigten Personen beteuerten, nicht von Schulz angestiftet worden zu sein. Es han- 
delte sich um eine jahrelange Hetze der linken Presse, unterstützt von der regierenden 
Sozialdemokratischen Partei, bei der sich auch der sozialdemokratische Ministerpräsi- 
dent Preußens, Otto Braun, im Falle Schulz unrühmlich hervortat. Linke Prominente 
wie Albert Einstein, Thomas Mann und Stephan Zweig beteiligten sich an der Hetze.'” 
Sie stellte die Begleitmusik zur antinationalen Politik besonders in Preußen, ausgelöst 
durch die Wahl des Feldmarschalls Paul von Hindenburg zum Reichspräsidenten im 
Frühjahr 1925, und war von der Angst vor einer Restauration der Monarchie durch 
einen Staatsstreich angeheizt. 

In den Rahmen dieser Dauerkampagne gehörten der Sturz des Schöpfers der Reichs- 
wehr, Generaloberst Hans von Seeckt im Jahr 1926, die schon mehrmals erwähnte Rede 
des sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten Scheidemann im Dezember 1926 
und die seit 1925 von der Regierung in Berlin angeheizte Femehetze. 

Unter Bezugnahme auf einen antideutschen Artikel in der linken „Weltbühne“ schrieb 
der „Völkische Beobachter“: „Wo bleibt das Gesetz zum Schutz des deutschen Volkes? 
Wer ist wertvoller - Rathenau oder das deutsche Volk?“'” Der sozialdemokratische 
Innenminister von Preußen, Albert Grzesinski, betrieb eine harte Verfolgungspolitik 
gegen die Rechte, sowohl gegen die Nationalsozialisten wie gegen den „Stahlhelm“. Sein 
wichtigster Gehilfe war der jüdische Polizei-Vizepräsident von Berlin, Dr. Bernhard 
Weiß, ein Sohn des Vorstandes der Berliner Synagoge, Max Weiß. 
„Deutschen-Verfolgung. Gegen Nationalsozialisten und Stahlhelmer. Auflösung des 
Gaues Berlin-Brandenburg durch das jüdische und marxistische Polizeipräsidium (. . .)“ 
lautete eine Schlagzeile, und ein Artikel „Ausnahmezustand gegen Nationalsozialisten“, 
eine weitere Schlagzeile: „Verfassungsbruch der Berliner jüdisch-marxistischen Polizei. 
Haussuchung im Preußischen Landtag.“ '* „Der Kultursumpf der Demokratie. Die Ber- 
liner Judenpresse und ihr Schmutz“, schrieb die Zeitung im Oktober.'” 

Die gemeinsame Verfolgung durch die Regierung ließ NSDAP und „Stahlhelm“ enger 
zusammenrücken. In diesem Sinne erschien im „Völkischen Beobachter“ ein Aufruf: 
„Kameraden vom ‚Stahlhelm‘“, aus der Feder von Wilhelm Weiß, mit den Schlußwor- 
ten: „Und ihr werdet den Weg des Nationalsozialismus beschreiten müssen, wenn das 
Ziel unseres gemeinsamen Kampfes um das Dritte Reich erreicht werden soll: der natio- 
nale Arbeiter- und Soldatenstaat.“'* Die Propagandaabteilung der Partei verschickte 
auch ein Flugblatt Nr. 11, betitelt „An die Mitglieder der Wehrverbände“.'” 

„Portugals bolschewistische Revolte“ war Thema in Hitlers Zeitung, ebenso auch „Revo- 
lution und Bürgerkrieg in Wien“ im Sommer 1927." Bei einem Aufstand der Austro- 
marxisten in Wien wurde der Justizpalast angezündet und niedergebrannt.'” „Zur Eröff- 
nung des schwarz-roten Untersuchungsausschusses“ des Bayerischen Landtags brachte 
die Zeitung eine Reihe von Artikeln.‘ „Die Demokratie versklavt Deutschlands kom- 
mende Geschlechter“; mit dieser Schlagzeile nahm das Blatt gegen das parlamentarisch- 
demokratische System Stellung." Mit der Überschrift „Echtheit schwarz-rot-goldener 
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Desertionsblätter vor Gericht nachgewiesen“ und einem Artikel „Der Dolchstoßprozeß 
in Göttingen“ wies die Zeitung auf die Wurzel der Abneigung der Rechten gegen die 
schwarz-rot-goldenen Farben der Weimarer Republik hin.'* 

Die altehrwürdigen Farben waren durch alliierte Flugblätter, die während des Krieges die 
Soldaten zur Fahnenflucht und zum Überlaufen auf die Feindseite aufgefordert hatten, 
mißbraucht und dadurch in den Augen der Frontsoldaten und aller Nationalgesinnten 
diskreditiert worden. Für die Härte der innenpolitischen Auseinandersetzungen waren 
Schlägereien mit blutigen Folgen unter Angehörigen der paramilitärischen Verbände 
kennzeichnend. „Die Ermordung des Nationalsozialisten Hirschmann durch marsisti- 
sche Mordgesellen - der Mörder auf freiem Fuß. Ruchloser Überfall des Reichsbanners 
auf unbewaffnete SA-Leute. Blutiger Auftakt zum Reichsbannertag“, berichtete Hitlers 
Blatt. 

Wenige Wochen später meldete es einen Überfall von Kommunisten auf Nationalso- 
zialisten mit zwei schwer- und zwei leichtverletzten Hitler-Anhängern.'” In diesen 
frühen Jahren der Entstehung und Entwicklung waren die Nationalsozialisten zahlen- 
mäßig den linken paramilitärischen Verbänden weit unterlegen. Sie kämpften, der Paro- 
le Hitlers folgend, nach dessen Grundsatz, den roten Terror durch einen härteren 
„weißen“ Gegenterror zu bezwingen. 

Hitler gab am Jahresende 1927 einen Aufruf heraus unter dem Titel'* „Der Siegesmarsch 
des Nationalsozialismus 1927. Parteigenossen! An alle Nationalsozialisten! Parteigenos- 
sinnen!“ Darin hob er die Erfolge seiner Bewegung und Partei hervor: 

„Heute ist der Prozeß der natürlichen Entwicklung schon so weit fortgeschritten, daß in 
eben dem Maße, in dem die NSDAP an innerer Festigkeit zunimmt, das undurchsich- 
tige Wirrwarr der völkischen Bewegung einer Klärung entgegengeht. Und dies ist wohl 
das hervorstechendste Merkmal des Jahres 1927.“ Hitler fuhr fort: „Allein nicht nur 
organisatorisch setzt sich die nationalsozialistische Bewegung durch, auch geistig und 
ideenmäßig. (. . .) Dieses erfolgreiche Durchsetzen der nationalsozialistischen Idee und 
Organisation im Jahre 1927 beruht nicht nur auf der Richtigkeit unserer eigenen positi- 
ven Weltanschauung, sondern auch auf dem ersichtlichen Zusammenbruch, den die 
Ideenwelt unserer Gegner in der Wirklichkeit erlitten hat.“ Er schloß den Aufruf mit den 
stolzen Worten: „Es mag kommen, was kommen will, wir werden die Kiefer zusam- 
menpressen, die Köpfe klar behalten und vorwärtsmarschieren! Die braune Garde grüßt 
das Schicksal!“ 

Wesentlich nüchterner und sachlicher ist der Halbjahresbericht des Reichswehrministe- 
riums über die Bewegung vom 1. August 1927. Demnach befinde sich diese in der ersten 
Jahreshälfte 1927 „in einem stagnierenden Zustande“. „Eine aktivere Tätigkeit ist ledig- 
lich bei den Nationalsozialisten und dem Stahlhelmbund festzustellen.“ Schlägereien 
mit Reichsbanner und Rotfrontkämpferbund hätten sich gesteigert, manchmal zu sol- 
cher Brutalität, daß es zu Verletzten und Toten gekommen sei. „Die Deutschvölkische 
Freiheitspartei ist in einer schweren Krise. (. . .)“ 

Eine neuere Anordnung Hitlers, wonach Mitglieder der NSDAP dem Deutsch-Völki- 
schen Offizierbund nicht angehören dürfen, hat bei dem Bund starke Verstimmung her- 
vorgerufen. Der „Stahlhelm“ hatte sich 1926 als politische Bewegung erklärt. Er verfüg- 
te über 8000 Ortsgruppen im Reich mit etwa 600.000 Mitgliedern; zu ihnen kommen 
noch ihm unterstellte Verbände von Jugendlichen und Frauen. Kapitän Ehrhardt trat 
mit seinem in Preußen verbotenen „Wikingbund“ dem „Stahlhelm“ bei. Erwähnt wer- 
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den noch folgende Verbände: „Wehrwolf“, „Organisation Roßbach“ und „Schilljugend“, 
„Deutscher Reichsverband nationaler Unteroffiziere“ und „Bund Oberland“ mit seinem 
Sprachrohr „Das dritte Reich“. Am ausführlichsten befaßte sich der Bericht mit den 
Nationalsozialisten.'* 

Für das geistige Umfeld der nationalen Bewegung Mitte der zwanziger Jahre sind zwei 
Briefe symptomatisch: Das Schreiben des Herausgebers der „Süddeutschen Monatshef- 
te“, der bedeutendsten kulturpolitischen Zeitschrift in der Zeit der Weimarer Republik, 
Paul Nikolaus Coßmann, eines zum Katholizismus konvertierten Juden, an den Führer 
der Einwohnerwehren (ORGESCH), Oberforstrat Dr. Georg Escherich, und ein Brief 
des Professors der Geschichte Dr. Martin Spahn an den gleichen Adressaten. Bei Coß- 
mann ist das Bekenntnis zum Deutschland aller Klassen und auch zum Grenz- und Aus- 
landsdeutschtum hervorhebenswert, bei Spahn das Bemühen, Spenden für die Zeit- 
schrift „Deutsches Volk“ zu gewinnen gegen den Linkskatholizismus, der in der Zen- 
trumspartei starken, teilweise dominierenden Einfluß ausübte.‘ Erwähnenswert sind 
auch die euphorischen Artikel in den NS-Briefen von Otto Straßer: „Der Sowjetstern 
geht unter“ und von Herbert Blank: „Der Kommunismus stirbt“. In beiden Fällen ist 
die Fehleinschätzung bemerkenswert. 

Eduard Meyer, der berühmte Althistoriker, schrieb am 26. 7. 1927 an Oswald Spengler 
über die beherrschende Macht des Westens: „(. . .) ganz abgesehen davon, daß ich nie- 
mals wieder etwas für Amerika schreiben würde - denn Amerika ist für mich wie der 
Hauptschuldige an unserer Lage, mit seiner inneren Verlogenheit und salbungsvollen 
Überlegenheit der mir widerwärtigste unserer Feinde (. . .).“'” 


* 


Die CVZ wußte zu Beginn des Jahres 1927 unter dem Titel „Nicht waschecht! Vom Wir- 
ken und Ende eines nationalsozialistischen Führers“ zu berichten, daß Robert Ley, Füh- 
rer des Rheinlandgaues der NSDAP, Beamter der 1.G.-Farben-Industrie, jüdisches Blut 
habe. „Ein Parteiverfahren gegen ihn soll bereits eingeleitet sein!“'* Es dürfte sich um 
das bekannte Gerücht gehandelt haben, daß Ley ursprünglich Levy geheißen habe. Vom 
Ende seiner NS-Laufbahn konnte jedoch keine Rede sein. Im Dritten Reich wurde er 
Führer der Deutschen Arbeitsfront und einer der bedeutendsten Förderer der sozialen 
Neugestaltung. 

Unter dem Titel „Was geht im Ausland vor?“ beschäftigte sich das jüdische Sprachrohr 
mit den Judenpogromen in Rumänien, mit der starken antijüdischen Strömung in Polen 
und mit der Erklärung des österreichischen Bundeskanzlers Ignaz Seipel zu antisemiti- 
schen Äußerungen der christlich-sozialen Regierungspartei anläßlich des Jahreswechsels; 
dort hieß es: „Die christlich-soziale Regierungspartei bekämpft die Übermacht des zer- 
setzenden jüdischen Einflusses auf geistigem und wirtschaftlichem Gebiet. (. . .)“ Bun- 
deskanzler Seipel habe dazu folgende Erklärung gegeben: „Diese Partei [die Christlich- 
Soziale] bekämpft, wie sie selbst sagt, nicht die Juden und auch nicht den Einfluß, den 
die Juden auf geistigem und wirtschaftlichem Gebiet ausüben, sondern nur die Über- 
macht des zersetzenden jüdischen Einflusses. Daß es in manchen Teilen der Welt einen 
gewiß nicht im Charakter der jüdischen Nationalität oder gar im Wesen der jüdischen 
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Religion, vielleicht aber in der Geschichte der Juden begründeten übermächtigen, zer- 
setzenden jüdischen Einfluß gibt, fühlen die Völker des europäischen Ostens, denen 
Österreich sehr nahe benachbart ist. Daß die Führer und Propagandisten des russischen 
Bolschewismus, des mit ihm zusammenhängenden Kommunismus in Deutschland und 
Österreich und auch des sehr radikalen, die materialistische Geschichtsauffassung ver- 
tretenden und, vom Standpunkt der konservativen christlichen Bevölkerung gesehen, 
kulturkämpferisch eingestellten österreichischen Sozialismus zum Großteil Juden sind, 
erklärt den antisemitischen Einschlag in der Volksstimmung wohl zur Genüge.“'” 

Mit „Streit und Zersetzung in der Deutschvölkischen Freiheitsbewegung“ befaßte sich 
die CVZ ausführlich in einem „Die ‚Retter Deutschlands“ überschriebenen Artikel. „Die 
Nationalsozialisten Hitlers und Graefes deutsch-völkische Freiheitsanhänger stehen sich 
wie Katze und Hund gegenüber. (. . .) Zersetzt sich die parteivölkische Bewegung auch 
durch Zwiespalt und gegenseitige Verdächtigungen - die völkische Idee als solche blüht 
kräftig weiter. Dafür sorgen schon die Deutschnationalen. Ihr entgegenzuarbeiten, 
erfordert nach wie vor stärksten Kampfeswillen und stattlichen Opfermut. (.. .)“ 

„Die Ausbreitung der nationalsozialistischen Agitation“ bereitete der CVZ Sorge, 
besonders das „Anwachsen der nationalsozialistischen Bewegung im Rheinland und in 
der Pfalz“. Bei einem „Deutschen Tag“ in Nassau, von Ley veranstaltet, kam es zu 
schweren Zusammenstoßen in einem kleinen Ort. Ein junger Nationalsozialist wurde 
erschossen, zwei Polizisten verwundet. Die neuen Agitationsmethoden Hitlers konzen- 
trieren sich auf den Kampf gegen die Herrschaft des Goldes, des internationalen Kapi- 
tals, das in jüdischen Händen sei.'” Auch in Köln kam es zu Unruhen und Schlägerei- 
en; zwei Juden wurden durch Messerstiche am Kopf verletzt, ein älterer Jude in den 
Rücken gestochen. Der Kölner Polizeipräsident verbot den Nationalsozialisten und 
anderen Rechtsverbänden darauf öffentliche Umzüge bis auf weiteres. '‘' 

Die Aufhebung des Redeverbotes für Hitler in Bayern gab Anlaß zu einem ausführli- 
chen Artikel „Hitler spricht wieder. Zu seinem ersten Auftreten in München“, Die Über- 
schrift ist irreführend. Denn Hitler erhielt für sein erstes öffentliches Auftreten von der 
Regierung die Auflage, nicht in der Landeshauptstadt zu sprechen, sondern außerhalb. 
Hitler wählte für seine erste öffentliche Versammlung Vilsbiburg in Niederbayern; weni- 
ge Tage später sprach er in München. Dazu meinte die CVZ: 

„Alles in allem bietet das Wiederauftreten Hitlers für unsere Freunde keinen Anlaß zur 
Nervosität. In dem Augenblick, in dem Hitler sich der bayerischen Regierung und damit 
auch den sie tragenden Parteien, Bayerische Volkspartei und Deutschnationale Partei, 
unterworfen hat, um überhaupt reden zu dürfen, hat er als Versammlungsredner viel 
von seiner früheren Wucht eingebüßt. Es kann nur lächerlich wirken, wenn gerade jetzt 
Graf Reventlow zu ihm stößt unter dem Vorgeben, daß bei Hitler die sozialrevolutionä- 
re Energie zu finden sei, die er im Kreise um Henning so schmerzlich vermißt. (. . 2 
„Nastätten - Köln - Berlin. Der nationalsozialistische Terror wächst an“, schrieb die Zei- 
tung in Nr. 12 vom 25. 3. 1927. „(. ...) Die Vorgänge, die sich am letzten Sonntag am 
Kurfürstendamm und an der Gedächtniskirche in Berlin abgespielt haben, weisen deut- 
lich pogromartigen Charakter auf. (. . .) Auch sonst sind uns zahlreiche Verletzungen 
harmloser jüdischer Passanten bekannt geworden. (... .) Zentrale und Vorstand des Lan- 
desverbandes Groß-Berlin des C.V. sind sofort nach Bekanntwerden dieser Tatsachen im 
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Polizeipräsidium vorstellig geworden und haben führenden Herren die Beschwerden 
vorgetragen, die über den mangelnden polizeilichen Schutz in der Tagespresse und im 
Kreise unserer Mitglieder lautgeworden sind. (. . .)“ Zum Schluß heißt es: „Unsere Orts- 
gruppen haben die Pflicht, den Schlupfwinkel des völkischen Rowdytums besonders im 
Auge zu behalten und die Landesverbände ebenso wie die Zentrale rechtzeitig zu ver- 
ständigen. (. . .) Es ist dringend erforderlich, da zu erwachen, wo man leider noch viel- 
fach schläft.“ '* 

„Soll das so weitergehen?“ fragt das jüdische Sprachrohr mit dieser Schlagzeile am 1. 
April. 1927 (Nr. 13) und fährt im Untertitel fort: „Die nationalsozialistischen Aus- 
schreitungen. - Sie arbeiten fieberhaft. - Kommunistische Agitationsform. - Graf 
Reventlow, der Sozialrevolutionär. - Blutrünstiger Judenhaß. - Keiner darf die Hände 
in den Schoß legen.“ „Wie oft und laut wird jetzt in den nationalsozialistischen Sprech- 
abenden, um kommunistische Arbeiter, um Erwerbslose zu ködern, versichert, der 
Unterschied zwischen Kommunismus und Nationalsozialismus sei gering, letzten Endes 
‚eigentlich‘ nicht vorhanden. Mit dem Kommunismus müsse die Schlacht gegen den 
Kapitalismus geschlagen werden; über den Kommunismus hinaus wolle der National- 
sozialismus den ‚jüdischen Kapitalismus‘ ins Herz treffen. Die findigen Nationalsoziali- 
sten legen sich also, schließt der sachliche Beobachter, sozusagen in das (von den Kom- 
munisten) gemachte Bett. Eine halbe Wahrheit: denn eifrig schneidern nationalsoziali- 
stische Meister selbst die Decken und Laken ihrer geistigen Schlafstelle.“ 

Der „sachliche Beobachter“ hatte Recht: der Kommunismus (Bolschewismus) war der 
Angreifer, der stets das Gesetz des Handelns diktierte; er bestimmte nicht nur Zeit und 
Raum, sondern auch die Kampfesweise und die Waffen. Diese Erkenntnis ist einer der 
Schlüssel zum Verständnis des Nationalsozialismus: Hitler setzte dem Gegner und des- 
sen Terror seine Ideologie mit einem stärkeren Terror entgegen. Dabei identifizierte er 
„das“ Judentum mit dem Bolschewismus. Daher heißt es in dem zitierten Artikel von 
Alfred Wiener folgerichtig unter III: 

„Das liebste Kind in der nationalsozialistischen Familie bleibt (. . .) der Judenhaß. Er 
übersteigerte sich jüngst in der nationalsozialistischen Presse so, sicher nicht ohne 
Absicht, daß manche Ausbrüche mehr von Irren als halbwegs vernünftigen Geschöpfen 
dieser Welt zu stammen scheinen. (.. .) Die große Schar der Unreifen und Halbwüchsi- 
gen, für die Hitler Allah und sein Gesandter in einem ist, wird hemmungslos gegen die 
Juden und alle ‚Judenknechte‘ als die vermeintlichen Satanssöhne großgezogen. (. . .) 
Werden die Behörden nun endlich kräftig gegen all die groben Gesetzesverletzungen (. . .) 
vorgehen? Werden die Staatsregierungen und Stadtverwaltungen sich jetzt über die 
gefährlichen und brutalen Ziele des Nationalsozialismus ständig unterrichten lassen, 
ihre Folgerungen daraus ziehen und dort in geeigneter Form eingreifen, wo es nicht das 
Wohl der Juden, wohl aber das Staatswohl erfordert? (. . .)“* 

„Betrachtungen eines Augenzeugen“ über den nationalsozialistischen Parteitag in Essen 
gaben folgenden Gesamteindruck wieder: „Eine politische Bewegung, die bei aller 
Unklarheit des inneren Programms weiß, was sie will: die politische Macht. Ein Wille, 
der um so bedenklicher für das Staatsgefüge ist, je mehr die Partei zum Sammelbecken 
aller verärgerten und unzufriedenen Elemente wird und also hemmungsloser an die Ver- 
wirklichung herangeht. Wie diese im einzelnen voranschreitet, ist nicht bei großen 
Tagungen zu sehen, auf denen die besonneneren Elemente schon aus Prestigegründen 
auf Disziplin einigermaßen achten. In der Kleinarbeit der Provinzstädte des flachen Lan- 


153 CVZ, Nr. 12 v. 25. 3. 1927, S. 151. 
154 CVZ, Nr. 13 v. 1. 4. 1927. 


121 


EEE 


EEE 


des zeigt sich die rücksichtslose Energie der Parteiführer, die den Weg über die immer 
notwendig blutige Auseinandersetzung nicht scheuen. Die NSDAP ist, und dies muß als 
Wesentlichstes festgestellt werden, über die antisemitische, politische und parlamentari- 
sche Gruppe, die sie ursprünglich war, hinausgewachsen und will ernsthaft mit den 
großen Parteien um die Massen ringen. (. . .)*“'® 

Schon im ersten Jahre der Berliner Gauleitung unter Goebbels bereitete die Entwicklung 
in der Reichshauptstadt jüdischen Kreisen Sorge, wie aus der Schlagzeile „Hitlers neue- 
ste Hochburg. Berlin soll nicht zur Ruhe kommen. - Rohlinge am Kurfürstendamm - 
Wer gibt die Gelder? Goebbels im Herrschaftsauto - Berlin, die große Hoffnung.“ her- 
vorgeht. Der aus Berlin stammende Bericht vom 18. Mai beginnt mit den Worten: 
„Man muß einmal eine Berliner Hitlerversammlung beobachtet haben, um aus der 
Zusammensetzung der Zuhörerschaft die Gefahr für die Reichshauptstadt zu erkennen. 
Weit über die Hälfte Burschen unter 21 Jahren, die überall zu finden sind, wo Radau zu 
erwarten ist. Zum Teil schwankende Gestalten, die noch vor wenigen Wochen auf das 
Sowjetbanner schworen, sich jetzt aber von den neuzeitlicheren kommunistischen 
Methoden Dr. Goebbels’ willig haben einfangen lassen. Auch der am 12. Mai verhafte- 
te nationalsozialistische Rädelsführer Schäfer war Kommunist. Fünfhundert dieser 
Leute bilden das Stammpublikum jeder nationalsozialistischen Kundgebung. Drum 
herum viele betagte Männer und Frauen aus dem Kleinbürgertum, die hoffen oder gar 
überzeugt sind, daß Hitler ihnen eines Tages die gezeichnete Kriegsanleihe in barem 
Gold auszahlen wird. Die von Goebbels in wenigen Wochen zusammengetrommelten 
jugendlichen Sturmtrupps - etwa zweitausend Mann, in sogenannten nationalsoziali- 
stischen Sportvereinen aufs sorgfältigste geschult - bilden die Gefahr in den Straßen 
Groß-Berlins. Sie sammeln sich in Nebenstraßen und stoßen vor, wenn sie ausgekund- 
schaftet haben, daß die Luft rein ist. Man muß zugeben, daß die Berliner Polizei im 
Westen neuerdings zupackt und wenig Federlesens mit den jugendlichen Radaubrüdern 
macht. Und doch ist der Schutz nicht immer ausreichend.“ 

Nach Erwähnung von Überfällen befaßte sich der Artikel mit der Frage der Finanzie- 
rung der enormen NS-Propaganda. „Mehrmals in der Woche lenken jetzt schon von 
weitem riesige nationalsozialistische Plakate an allen Säulen den Blick der Vorüberge- 
henden auf sich. Große Summen, ja, man kann sagen, Unsummen Gelder müssen nach 
Berlin strömen, um diese gewaltigen Kosten zu decken. Wer sind die Geldgeber?“ Der 
Verfasser des Artikels, Artur Schweriner, äußert dann Vermutungen, die auf den Kla- 
vierfabrikanten Bechstein und den Eisenindustriellen Borsig hinzielten. 

„Die nationalsozialistische Partei hat in Berlin neben einem Heer besoldeter Agitatoren 
zwei herrschaftliche Autos zur Verfügung“, so fährt Schweriner weiter, „in denen Dr. 
Goebbels und sein Stab zu Volksversammlungen fahren, um den armen Menschen, den 
Enterbten des Glücks, eine halbe Stunde später klarzumachen, weshalb sie es nicht nötig 
haben, nur immer den Benzingestank der Börsenautos zu schlucken. Herr Goebbels ist 
noch nicht dreißig Jahre alt. Seine Ansprüche ans Leben berechtigen ihn in außeror- 
dentlichem Maße, Führer der Ärmsten der Armen zu sein.“ 

Im Schlußabschnitt des Beitrages heißt es: „Berlin ist Hitlers große Hoffnung. Wenn er 
viel Geld in das Berliner Geschäft steckt, wird er als Gegner des Leihkapitals schon wis- 
sen, weshalb er das tut. Immerhin muß man ehrlich zugeben, daß er Erfolge in Berlin 
errungen hat. Er hat den Kommunisten - nicht ihre besten - Mitglieder abgejagt, und 
er hat die Völkische Freiheitspartei (Graefe) und die Völkisch-Soziale Gemeinschaft 
(Kube, Kunze) in verhältnismäßig kurzer Zeit dezimiert. (. ..) Und es ist ein Satyrspiel, 
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daß nicht nur die jüdischen Berliner unter dem Terror der Hitlerleute zu leiden haben. 
Auch die Führer der nichthitlerischen völkischen Bewegung sichern sich in Versamm- 
lungen vor Überraschungen der nationalsozialistischen ‚Brüder‘. Ob Hitlers Hoffnun- 
gen in Berlin zuschanden werden, wird sich schon in absehbarer Zeit zeigen. Wir deut- 
schen Juden müssen an unserem Teil dafür sorgen, daß die Hitlerei in Berlin möglichst 
schnell abgewirtschaftet hat.“ '* 

Anschließend brachte das jüdische Sprachrohr nochmals einen Hinweis auf den Essener 
NS-Gautag: „Laut amtlichem Bericht sprach Hitler am 27. April vor etwa zweihundert 
Vertretern der Industrie und des Handels über das Thema ‚Führer und Masse‘. Er ent- 
wickelte das Problem des Führers beim Nationalsozialismus und Marxismus und for- 
mulierte den Grundsatz: ‚Die höchste Einschätzung der Masse und die höchste Auto- 
rität des Führers‘. Dabei ist, wie uns mitgeteilt wird, die Zusammensetzung des diesma- 
ligen Hitlerschen Auditoriums etwas anders geartet gewesen als bei seinem vorjährigen 
Auftreten in Essen. Außer industriellen Kreisen sind dieses Mal auch besonders Vertre- 
ter des Handels eingeladen und beteiligt gewesen. Auch hier muß man wieder fragen: 
Wer hat die ‚frischen‘ Gelder für die Gautagung gespendet?“ '” 

„Die Bedeutung der Erklärung von Henry Ford für die Gesamtlage des internationalen 
Judenhasses ist unbestreitbar. Das Ausscheiden des ‚Internationalen Juden‘ aus der 
judenfeindlichen Literatur bedeutet eine ungeheure Schwächung dieser Phalanx des 
Hasses“, schreibt die CVZ in dem oben zitierten Artikel „Henry Fords Bekehrung“.'* 
„Man wird nur wünschen müssen“, fährt sie fort, „daß Ford sich die erste Antwort Louis 
Marshalls zur Lehre nimmt, die da lautete: ‚Worte allein können Wunden nicht heilen‘, 
und seine Energie dahin einsetzt, daß sein Buch in allen Staaten der Welt zurückgezo- 
gen oder sonstwie wirkungslos gemacht wird.“ '” 

Über „Eine überparteiliche Tagung. Der Arbeitsausschuß deutscher Verbände in Goslar“ 
berichtete die CVZ auf der gleichen Seite wie über Henry Ford. Diese Verbände hatten 
sich zum überparteilichen Kampf gegen die Kriegsschuldlüge zusammengeschlossen. 
Auch der Centralverein nahm an dieser Tagung gegen die Kriegsschuldlüge teil.’ 

In der übernächsten Nummer (Nr. 30) vom 29. Juli 1927 griff das Sprachrohr der deut- 
schen Juden noch einmal unter der Überschrift „Das Ende des ‚Internationalen Juden‘. 
Henry Fords neue Erklärungen“ den Fall Henry Ford auf. „Henry Ford hat in der glei- 
chen großzügigen, stets ganze Arbeit machenden Form, die sein geschäftliches Wirken 
zu den größten Erfolgen geführt hat, auch alle Konsequenzen aus seiner veränderten 
Haltung gezogen in der Judenfrage. Die beiden großen politischen Prozesse, die der 
Anwalt Schapiro und der Publizist Hermann Bernstein gegen ihn angestrengt hatten, 
um an Gerichtsstelle den Nachweis von der Grundlosigkeit und Haltlosigkeit seiner 
Angriffe gegen das Judentum zu führen, haben durch erneute Ehrenerklärungen Fords, 
der auch die recht beträchtlichen Kosten beider Verfahren übernahm und sich auch zur 
Tragung von Bußen bereit erklärte, ein menschlich wie politisch überaus zu begrüßen- 
des Echo gefunden. Die Erwartungen, die wir vor zwei Wochen an der gleichen Stelle 
an die erste grundlegende Kundgebung Fords knüpften, haben sich also erfüllt, denn 
auch unser Wunsch, Henry Ford möge das ungeheure Unrecht, das er dem Judentum 
durch die Abfassung und Verbreitung seines Buches ‚Der Internationale Jude‘ zugefügt 
hat, durch Zurückziehung des Werkes wenigstens teilweise wiedergutzumachen sich 
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bemühen, ist nach einer neuerlichen Erklärung Henry Fords verwirklicht worden. Der 
mannhafte Entschluß des großen Wirtschaftsführers stellt ihn als Persönlichkeit turm- 
hoch über die Schreiber der völkischen Blätter, die ihn, als er für sie einen Plusfaktor 
darstellte, nicht genug verhimmeln konnten, und die ihn jetzt, wenn überhaupt, mit 
hämischen Glossen als Opfer seiner Gewinnsucht hinstellen.“ Louis Marshall hatte 
seinen Briefwechsel mit Henry Ford in Gestalt einer kleinen Broschüre veröffentlicht. 
Die CVZ übernahm daraus den Entschuldigungsbrief Fords und veröffentlichte ihn in 
deutscher Sprache. '* 
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162 CVZ, Nr. 35 v. 2. 9. 1927, S. 501: 
„Henry Fords Entschuldigungsschreiben an die Juden. 
In der ‚C.V.-Zeitung‘ vom 15. Juli haben wir bereits mitgeteilt, daß Henry Ford sich mit dem Präsidenten des American 
Jewish Committee in Verbindung gesetzt hatte, um von ihm zu erfahren, auf welche Weise er das von ihm den Juden 
zugefügte Unrecht wieder gutmachen könne. Wir sind heute in der Lage, das Schreiben wiederzugeben, das Henry Ford 
an Louis Marshall, als Vertreter der amerikanischen Judenheit, gerichtet hat. Louis Marshall hat auf wiederholte Bitten 
seinen Briefwechsel mit Henry Ford in einer kleinen Schrift niedergelegt, die er uns zum Abdruck zur Verfügung stellt. 
Wir entnehmen ihr das nachstehende Schreiben Henry Fords, das, wie dieser im Schlußsatz bemerkt, ‚seiner eigenen 
Initiative und nur dem Interesse von Recht und Gerechtigkeit entsprungen‘ ist. 
Henry Ford schreibt an Louis Marshall: 
‚Vor einiger Zeit habe ich der Serie von Artikeln über die Juden Beachtung geschenkt, die seit 1920 im ‚Dearborn Inde- 
pendent‘ erschienen sind. Einige dieser Artikel wurden in dem Buch ‚Der internationale Jude‘ abgedruckt. Obwohl beide 
Veröffentlichungen mein Eigentum sind, so ist es doch wohl selbstverständlich, daß es mir bei der Fülle meiner Arbeit 
unmöglich ist, ihrer Leitung persönliche Aufmerksamkeit zu schenken oder mich über ihren Inhalt zu informieren. Es 
war daher unumgänglich notwendig, die Leitung dieser Veröffentlichungen Persönlichkeiten zu übertragen, die verant- 
wortlich für sie waren, und denen ich voll und ganz vertraute. 
Zu meinem großen Bedauern habe ich erfahren, daß die Juden im allgemeinen, und besonders die dieses Landes (Ame- 
rikas) nicht nur diese Publikationen als Förderung des Antisemitismus ansehen, sondern auch mich als ihren Feind 
betrachten. Vertraute Freunde, mit denen ich mich unlängst unterhielt, haben mir in aller Aufrichtigkeit die Versiche- 
rung gegeben, daß nach ihrer Ansicht die Art der Beschuldigungen und Unterstellungen, die gegen die Juden einzeln 
und kollektiv in vielen der Artikel, die periodisch im ‚Dearborn Independent‘ und in dem erwähnten Buche erschienen, 
erhoben wurden, die begründete Empörung aller Juden gegen mich rechtfertigt. 
Dies hat mich dazu veranlaßt, meine persönliche Aufmerksamkeit auf diesen Gegenstand zu richten, um die Genauig- 
keit des Inhaltes der Artikel nachzuprüfen. Ich bekenne, daß ich mich nach dieser Überwachung tief beschämt fühle, 
daß diese Zeitung, die aufbauend und nicht zerstörend sein sollte, sich dazu hergegeben hat, über die sogenannten ‚Wei- 
sen von Zion‘, die, wie ich einsehe, grobe Fälschungen sind, Lügen zu verbreiten, nachzuweisen, daß die Juden sich ver- 
schworen hätten, das Kapital und die Industrie der Welt zu kontrollieren, und ihnen schwerste Verstöße gegen die Rasse, 
öffentliche Ordnung und Moral zur Last zu legen. 
Hätte ich die allgemeine Natur dieser Artikel durchschaut, ganz abgesehen von Einzelheiten und diesen Schmähungen, 
ich hätte ihre Verbreitung - ohne mich einen Augenblick zu besinnen - verboten, denn ich bin vollkommen überzeugt 
von dem Wert der Judenheit als Ganzem, von dem, was sie und ihre Vorfahren für Zivilisation, Wohlstand und für die 
Entwicklung von Handel und Industrie getan hat, von ihrer Mäßigkeit und Sorgfalt, ihrem Wohlwollen und selbstlo- 
sen Interesse für die Allgemeinheit. 
Natürlich sind sie immer das schwarze Schaf, da sie immer zwischen Menschen aller Rassen leben, Menschen aller Glau- 
bensbekenntnisse und Nationalitäten, die zum Teil auch Verbrecher sind. Es ist aber falsch, ein Volk nach einigen weni- 
gen zu beurteilen, und daher verurteile ich vorbehaltlos alle verallgemeinernden Verleumdungen und Angriffe, 
Diejenigen, die mich kennen, können bezeugen, daß es nicht meine Art ist, jemanden zu verdächtigen und zu beleidi- 
gen, und daß es immer mein Bestreben ist, mich von Vorurteilen freizuhalten. Ich gestehe daher auch offen, daß ich tief 
erschüttert war, als ich mein Studium der Jahrgänge des ‚D. I.‘ und des Buches ‚Der internationale Jude‘ beendet hatte. 
Ich halte es für meine Pflicht, als Ehrenmann das Unrecht wieder gutzumachen, das ich an den Juden als meinen Mit- 
menschen und Brüdern begangen habe, indem ich sie um Entschuldigung für den Schmerz bitte, den ich ihnen ohne 
Absicht bereitet habe, indem ich die Lügen nach Kräften widerrufe, die ich durch diese Veröffentlichungen verbreitet 
habe, und indem ich ihnen die uneingeschränkte Versicherung gebe, daß ich ihnen in Freundschaft und mit gutem Wil- 
len gegenüberstehen werde. 
Es ist hiernach unnötig, noch zu betonen, daß die Schriften, die hier und im Ausland verbreitet worden sind, aus dem 
Verkehr gezogen werden sollen, daß ich auf jedem möglichen Wege bekanntmachen werde, daß sie meine schärfste Miß- 
billigung haben, und daß von jetzt an der ‚D. I.‘ unter Gesichtspunkten geleitet werden wird, daß solche Artikel über 
die Juden nie mehr in seinen Spalten erscheinen können. 
Lassen Sie mich noch zum Schluß betonen, daß diese Feststellung meiner eigenen Initiative und nur dem Interesse von 
Recht und Gerechtigkeit entsprungen ist, sowie meiner Überzeugung von dem, was mir als Mann und Staatsbürger hei- 
lige Pflicht ist.‘ 
Henry Ford. 
(Von uns aus dem Englischen übersetzt. Die Schriftltg.)* 
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Theodor Fritsch erhob gegen Ford den Vorwurf, vor der jüdischen Geldmacht kapitu- 
liert zu haben. „Welche tückischen Mächte“, fragt er, „sind am Werke, um einen Mann 
von Ihrer Geisteskraft und Ihren wirtschaftlichen Machtmitteln zu zwingen, sein Bestes 
preiszugeben und sich selber Lügen zu strafen? Wenn es noch eines Beweises bedürfte, 
daß Ihr Buch über die Vergewaltigung der ehrlichen Menschheit durch das Judentum die 
lautere Wahrheit sagt, so ist er durch den gegenwärtigen Vorgang erbracht, durch die 
Kapitulation eines Henry Ford vor der jüdischen Finanzmacht.“'“ 

Im Zusammenhang mit dem Auftreten von Hitler und Goebbels in einer geschlossenen 
NS-Versammlung in Berlin polemisierte die CVZ gegen den „Berliner Lokalanzeiger“, 
Nr. 17 vom 2. Mai 1927: „Mag Hitler, menschlich betrachtet, für diese Zeiten eine 
bemerkenswerte Erscheinung sein - eine Zeitung vom Range des Berliner Lokalanzei- 
gers sollte die politische Persönlichkeit Hitlers nicht würdigen, ohne das entsetzliche 
Unheil, das Hitlers zügellose und vor nichts zurückschreckende Judenfeindschaft anrich- 
tet, gebührend zu kennzeichnen.“ '“* 

Ausführlich berichtete das jüdische Blatt über „Die Nationalsozialisten in Nürnberg. 
Bilder vom Reichsparteitag der NSDAP vom 19. bis 21. August.“ Etwa 10.000 Mann 
seien an Hitler vorbeimarschiert. „Sie waren alle wunderschön angezogen, diese meist 
sehr jungen Leute, und man geht wohl nicht fehl in der Annahme, daß reiche Freunde 
der Bewegung diese tadellose Uniform, die 32 Extrazüge, die die Teilnehmer hierher 
brachten, und manches andere der Tagung gestiftet haben. Notleidend, wie es immer 
heißt, ist diese Bewegung gewiß nicht, dafür mag als Beweis dienen, daß die am Haupt- 
markt errichtete Tribüne für den Vorbeimarsch mit 2000 Plätzen & fünf Mark vollkom- 
men ausverkauft war. Auch sah man noch nie in Nürnbergs Straßen so viele und schö- 
ne Privatautos, besonders aus Berlin, wie in diesen Tagen. Weit überwog im Zug, auf den 
Straßen, in den Wirtschaften die Zahl der jugendlichen Elemente, meist zwischen 20 bis 
25 Jahren. Man macht sich keiner Übertreibung schuldig, wenn man ferner behauptet, 
daß manche der Teilnehmer zur Zeit des Kriegsbeginns noch in den Windeln lagen oder 
das Licht dieser Welt überhaupt noch nicht erblickt hatten. Vierzehn-, fünfzehnjährige 
Burschen konnte mann stramm reihenweise mitmarschieren sehen. Was sagen wohl die 
Lehrer dazu?“ 

Weiter schildert der Beobachter den Aufmarsch: „Markant ist der faschistische Gruß, der 
konsequent durchgeführt wird. (. . .) Ein mussolinischer Anblick: Blumen überschütte- 
ten die jungen Helden, geworfen von zarter Frauenhand, wie überhaupt das weibliche 
Geschlecht sich in Hitlerverehrung gar nicht genug tun konnte. Die begeisterten Heil- 
rufer waren mit Hakenkreuz und Festabzeichen geschmückte Damen und junge 
Mädchen; wie mit tiefem Bedauern festgestellt werden muß, auch solche mit den bei 
den Völkischen so verpönten Bubiköpfen ‚jüdischer Erfindung‘. Bei Stockungen des 
Fackelzuges gab es folgenden Sprechchor: Der Sturmtruppführer fragt mit lauter Stim- 
me: ‚Wo ist Alljuda?‘ Antwort des Sturmtrupps unisono: ‚Im Keller! Huh, Huh, Huhu- 
uu.‘ Ruf des Sturmtruppführers und der Truppe: ‚Deutschland erwache!‘ Alle als 
Sprechchor schallend: ‚Alljuda verrecke, verrecke, verrecke‘. Das ‚Verrecke‘ wurde mit 
besonderem Aplomb hinausgeschmettert. Früher sang man wenigstens noch ‚Jagt sie 
raus, die Judenbande!‘, jetzt wünscht man weit drastischere Mittel, entschieden eine Ver- 
schlechterung unserer Situation!“ 

Die Zeitung kommt nicht umhin festzustellen, „(. . .) die Disziplin war überhaupt tadel- 
los“. Zum Schluß ihres eindrucksvollen und genauen Berichtes schrieb sie: „Uns aber 
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muß dieser Aufmarsch, diese ganze Veranstaltung eine ernste Mahnung sein, auch fer- 
nerhin in unserer Aufklärungsarbeit nicht nachzulassen. (. . .) Noch haben wir keine Ver- 
anlassung, uns in Ruhe und Sicherheit zu wiegen (... .).“!® 
Ein Oberstudiendirektor Dr. K. Müller, Potsdam, brachte einen Artikel über „Erzie- 
hungsideale der völkischen Lehrer: (.....) kein farbiges, insbesondere jüdisches Blut (. . .)“ 
Der letzte Satz ist einer Beitrittserklärung des Bundes völkischer Lehrer entnommen. Auf 
der Haupttagung des Bundes im Jahre 1925 wurde gefordert: „Das deutschvölkische 
Erziehungsziel ist der deutschbewußte, sittlich-religiöse Charakter. Er hat sich zu gründen 
auf die wahrhaft deutsche, nur arischem Blute eigene, ideale Weltanschauung. (. ..)“ Dazu 
bemerkte der Artikelschreiber: „Diese Exklusivität, die dem deutschen Volke eine Vor- 
zugsstellung vor allen anderen Völkern gibt, soll unter anderem begründet werden durch 
Stoffe wie unsere herrlichen Sagen und die gesicherten Ergebnisse der deutschen Vorge- 
schichtsforschung, die endlich aufräumt mit dem Märchen von der Menschheitswiege in 
Asien und der orientalischen Herkunft der Kultur.“ Müller weiter: „Die Schulaufsichts- 
behörden werden, wie die Eltern, die Augen offenhalten müssen, daß dies schleichende 
Gift nicht dem kommenden Geschlecht eingeimpft werde. (. . .)“'* 
In der gleichen Nummer wird unter dem Obertitel „Eduard Drumont und seine Quel- 
len“ das Buch „Eine Geschichte des französischen Judenhasses“ besprochen. „Wir haben 
in Deutschland, das man so gern das klassische Land des Antisemitismus nennt, keine 
Persönlichkeit, in der sich die Entartungserscheinung des Judenhasses in allen seinen 
Abarten so restlos findet wie bei Drumont (. . .)“'” 
„Wie das Ausland den deutschen Antisemitismus einschätzt, darüber schrieb ein christ- 
licher Freund unseres Blattes, der häufig Auslandsreisen macht“: „Die Judenhetze 
Deutschlands seitens Ludendorffs, Hitlers, Straßers (. . .) vermindert wesentlich das 
Ansehen des Deutschtums im Auslande. Besonders die Einstellung der antisemitischen 
Kreise zur christlichen Religion und Bestrebungen, einen Wotan-Kult einzuführen, ver- 
ringern das Ansehen der deutschen Kultur im Ausland (en yet 
Die sozialdemokratische „Münchner Post“ machte wie bisher entsprechende Begleit- 
musik für Hitler und seine Anhänger. Hitler mußte vor Gericht die Bezeichnung „Ver- 
rätergesindel“ gegenüber dem nationalsozialen Volksbund zurücknehmen. Der Volks- 
bund vereinigte sich mit der Deutschvölkischen Freiheitspartei (Graefe). Führer des 
Volksbundes waren Anton Drexler, Dr. Dörfler und Frühauf. Der Reichstagsabgeordne- 
te Wilhelm Kube war bei der Vereinigung der beiden Volksgruppen anwesend, berich- 
tete die „Münchner Post“ in ihrem Artikel „Kein ‚Verrätergesindel‘“. 
Mit Genugtuung konnte das sozialdemokratische Blatt auch die Wahlniederlage bei der 
Landtagswahl in Thüringen mitteilen: Die NSDAP sank von 88.000 Stimmen im Jahre 
1924 auf 30.000 im Jahre 1927 und konnte nur mehr zwei Mandate erringen. Ausführ- 
lich befaßte sich das Blatt mit Feme und Femeprozessen. Die von der Linken groß auf- 
gezogene Femehetze diente besonders auch zur Ablenkung der Öffentlichkeit vom 
sogenannten Barmat-Skandal, in den führende sozialdemokratische Politiker in Preußen 
verwickelt waren. Der Barmat-Prozeß war „ein für den Niedergang der geschäftlichen 
Moral während der Inflationszeit in Deutschland besonders bezeichnendes Strafver- 
fahren.“ 
Julius Barmat war ein aus der Ukraine eingewanderter jüdischer „Großkaufmann“. Er 
hatte durch Beziehungen zu sozialdemokratischen Politikern 34 Millionen Mark Kredi- 
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te von öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten erhalten. Der Prozeß dauerte vom 11. 1. 
1927 bis 30. 3. 1928. Barmat und sein Bruder erhielten elf Monate Gefängnis wegen 
Bestechung. Mit 198 Verhandlungstagen hatte er die längste Dauer vor deutschen 
Gerichten.'“ Der Fall Barmat war nur einer von einer Reihe großer Korruptionsskanda- 
le in Preußen, in die die sozialdemokratische Partei und sozialdemokratische Regie- 
rungsmitglieder verwickelt waren. Es begann mit dem Fall des aus dem Osten stam- 
menden Juden Parvus Helphand auf Schwanenwerder'” und setzte sich über die Fälle 
Sklarz und Kutisker fort. Hier wie dort handelte es sich um eingewanderte Juden, mit 
denen die sozialdemokratische Regierungspartei in Preußen in „geschäftlichen Bezie- 
hungen“ stand. 1926 wurden Sklarz und Kutisker verurteilt.'”' 

In satirisch scharfem Tone befaßte sich das sozialdemokratische Blatt besonders mit der 
Person Hitlers. Der Artikel „Völkische Hinrichtung Hitlers“ beginnt mit folgenden Wor- 
ten: „Der Generalpächter des Zirkus Krone propagiert in seinem von unterschiedlichen 
Herrschaften hochgezüchteten Größenwahn den von ihm selbst gestempelten Nationa- 
lismus.“ Besondere Schwachstelle Hitlers sei sein Verhältnis zum faschistischen Italien 
und damit zu Deutsch-Südtirol. Die deutschvölkische Gemeinschaft in Innsbruck 
schrieb, so wußte das SPD-Blatt zu berichten, einen Brief an Hitler wegen der von ihm 
propagierten Preisgabe Deutsch-Südtirols. Er habe sich schon am 14. 11. 1922 (!) - also 
unmittelbar nach Mussolinis Machtübernahme am 28. 10. 1922 - für ein Zusammen- 
gehen mit Italien unter Verzicht auf das deutsche Südtirol ausgesprochen.” 

„Die Bajazzo-Woche in der Politik“ ist ein Anti-Hitler-Artikel überschrieben, der so 
beginnt: „Als der langjährige Hauptvertreter der Bajazzo-Rolle in der Politik, Adolf Hit- 
ler, hat Berlin erobern wollen, noch ehe der Stahlhelm als diktatorischer Bezwinger der 
Hauptstadt auf den Plan trat (.....) Ein Dr. Goebbels übernahm als Ersatz-Heldentenor 
für Berlin die nationalsozialistische Bajazzo-Rolle.“'” Unter dem Titel „Das Hitler- 
hemd“ wird Hitlers Verhältnis zu Mussolini wie folgt karikiert: „Als der in großer Not 
war und für die Zugkraft seiner Schaustellertätigkeit fürchtete, erhielt er von Mussolini 
die Gratiserlaubnis, dessen Hemden- und Grußpatent in Deutschland zu benutzen.“ 
Mit Behagen brachte die Zeitung die Mitteilung, daß Südtiroler Verbände auf einer 
Kundgebung in München gegen Hitler Stellung nahmen.'” Ein von der NSDAP her- 
ausgegebenes Flugblatt druckte die „Münchner Post“ ab mit der Überschrift „Hitler für 
die Diktatur des Proletariats“. Am Kopf des Flugblatts ist ein Bild zu sehen: abgehärm- 
te Frauen und Männer stehen in Reihen vor der Tür des Arbeitsnachweises, Schutzleu- 
te halten Ordnung, im Hintergrund wälzt sich ein Mann auf dem Boden, der vor Elend 
und Hunger umgefallen ist. Dem Bild schließt sich folgender Text an:'* 

„Hitler für die Diktatur des Proletariats. Was einst Uhu war, ist heute Nachtigall. Das 
trifft nicht nur für die Deutschnationalen zu, seit sie in der Regierung sind, auch die Hit- 
lerpartei macht, allerdings aus anderen Gründen, eine Schwenkung. Bei ihr galt früher 
als Parole für den Wiederaufbau Arbeitszwang und hemmungsloser Unternehmerwille. 
Heute ist das anders, heute wird mit anderen Methoden versucht, Einfluß zu bekom- 
men: (;.. :)“ 
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„Bei der trostlosen Zersplitterung der Arbeiterschaft ist es wenigstens ein gewisser Trost“, 
tröstete das Blatt die Parteigenossen der Linken, „daß es im Rechtslager noch tausend- 
mal schlimmer aussieht.“ '” 

„Der Nationalsozialismus wendet sich jetzt vor allem an die proletarischen Schichten in 
Deutschland, insbesondere die Jungarbeiterschaft sowie Jungbauernschaft, mit Einschluß 
der neuen Besitzlosen, die durch Kriegs- und Nachkriegszeit entstanden sind. (... .) Das 
Hauptagitationsmittel ist der Antisemitismus, wobei von den Drahtziehern der Bewegung 
das - man täusche sich nicht - in weitesten Volkskreisen vorhandene Ressentiment gegen 
das übermächtig werdende Finanzkapital in geschickter Weise für die Zwecke der soge- 
nannten Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei nutzbar gemacht wird. Beach- 
tung verdient das Bestreben der Hitleranhänger, nun vor allem auch in den Großstädten, 
insbesondere Berlin, Fuß zu fassen. Die Chronistenpflicht gebietet die Feststellung, daß 
Teilerfolge dieser Propaganda nicht versagt geblieben sind; doch hält sich das organisato- 
risch Erreichte in recht bescheidenen Grenzen. Nahe steht dem Nationalsozialismus der 
nur in Mitteldeutschland in stärkerem Maße vertretene Wehrwolf.“!* 

„Die niedrige Heuchelei der deutschen ‚Erneuerer‘ prangerte das sozialdemokratische 
Blatt an, weil die Nationalsozialisten sich über den roten Terror beschwerten. Das sei 
nur Heuchelei, wie das Jahr 1923 mit dem im Putsch gipfelnden Terror bewiesen habe.'” 
„Gipfel der Verhetzung. Ist es auch Wahnsinn, hat es doch Methode“ schimpfte die Zei- 
tung wegen der Hetze des „Völkischen Beobachters“ gegen das Reichsbanner. Über die 
Versammlung mit Hitler als Redner ließ sie sich wie folgt aus: „Trotz der blutrünstigen 
Reklame war die Versammlung, in der Hitler dank polizeilicher Nachsicht reden konn- 
te, sehr mäßig besucht, und sie dauerte auch nicht lange. Das nationalsozialistische 
Großmaul hat seine Rolle ausgespielt“, meinte das sozialdemokratische Blatt.'” 
Aufregend war für die „Münchner Post“ auch die Gewährung von Pensionen an Hoch- 
verräter und Putschisten: „Die Pensionen der Hochverräter und Putschisten. Hitlers 
Adjutant Graf als Schwerkriegsbeschädigter.“ In der Reichstagssitzung nahm der SPD- 
Abgeordnete Roßmann Stellung gegen die Versorgung der Feinde der Republik, darun- 
ter Ulrich Graf. Dieser war beim Marsch zur Feldherrnhalle am 9. 11. 1923 schwer ver- 
letzt worden. 

Am 4. Juli 1927 brachte die „Münchner Post“ ein umfassendes „Sündenregister“ der 
Nationalsozialisten unter dem Titel „Tatsachen zur ‚nationalen‘ Betätigung der Natio- 
nalsozialisten“ mit den Untertiteln: „a) Hitler und Südtirol“, „b) ‚nationale‘ Gewaltpo- 
litik im Innern“, „c) Sabotage an Maßnahmen des Reichs zur Stabilisierung der Mark“, 
„d) Hetze gegen die geschlossene Front des deutschen Volkes zur Abkehr der französi- 
schen Tyrannenherrschaft“. Dann folgte noch eine „Chronik völkisch-nationalsozialisti- 
scher Gewalttaten in Bayern“ ab 1920. 

„In Wirklichkeit war und ist Hitlers Parteigebilde weder sozial noch national. Hitler 
nahm und nimmt Gelder von der Großindustrie“, so leitete das Blatt seine umfassende 
Bestandsaufnahme nationalsozialistischer Gewalttaten ein, „die in seinen Sturmtruppen 
ein brauchbares Werkzeug gegen die Sozialdemokraten und Freien Gewerkschaften 
erblickt. Er hält vor den führenden Männern der Schwerindustrie Vorträge über sein 
Wirtschaftsprogramm. Sie finden nach Berichten der Hitlerzeitung den stürmischen Bei- 
fall der Zuhörer. Wo der industrielle Scharfmacher klatscht, hat der Arbeiter nichts zu 
hoffen. So steht an dem Wege der Hitler-Partei nicht eine einzige soziale Tat.“ 
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Das volle drei Seiten umfassende Register schließt mit Zitaten aus dem „Regensburger 
Anzeiger“, dem Blatt des amtierenden Ministerpräsidenten Held; dort heißt es: „Dem 
Rowdytum der Münchner Deutsch-Völkischen und ähnlichen politischen Gesindels 
muß mit aller Macht zu Leibe gegangen werden, wenn die Landeshauptstadt nicht in 
den übelsten Ruf kommen soll. Wohin kämen wir, wenn Überfälle (... .) und Mord an 
prominenten politischen Persönlichkeiten in Bayern zur politischen Gewohnheit wer- 
den würden. Bald würde kein Minister, kein Abgeordneter, kein Parteiführer mehr am 
Leben sein. An den Pranger mit diesen Mordbuben und auch an den Pranger mit ihren 
Hintermännern, die als Anstifter am gefährlichsten sind. Für sie darf es keine Gnade 
geben. Auch wer im politischen Leben eine Atmosphäre schafft (Miesbacher Anzeiger, 
Deutsch-Völkischer Beobachter und ähnliche Erzeugnisse), in der solche Untaten gedei- 
hen können, kann von der Mitschuld daran nicht freigesprochen werden.“ 

Dazu machte die „Münchner Post“ folgende Schlußbemerkung: „An der Einsicht bürger- 
licher Kreise, wohin die nationalsozialistische Reise ging, hat es also nicht gefehlt. Trotz- 
dem ließ die parlamentarische Führung der Bayerischen Volkspartei die Hitler-Bewegung 
sich auswirken, bis der jetzige Ministerpräsident Dr. Held erklären mußte, daß in der 
‚Unordnungszelle kein anständiger Mensch mehr seines Lebens sicher‘ sei.“ (. . .)'' 

Die sozialdemokratische Zeitung setzte ihren Kampf gegen die Hitler-Bewegung ver- 
stärkt fort: Am 23. September brachte sie die Schlagzeile „Das Putschjahr 1923“. „Die 
bayerische Eiterbeule“, zum vierten Jahrestag der Auseinandersetzung zwischen Bayern 
und dem Reich unter dem bayerischen Generalstaatskommissar Gustav von Kahr.'” 
Auch setzte der bayerische Landtag einen Untersuchungsausschuß für die Vorgänge im 
Herbst 1923 ein. „Die Vorgänge im Jahr 1923. Die Angst vor der Wahrheit“ waren 
Gegenstand einer ausführlichen Betrachtung Anfang Oktober. 

Auch dieser Leitartikel entsprang allerdings dem Wunschdenken der Sozialdemokratie: 
„Der ökonomische Zusammenbruch des faschistischen Italien.“ '” Tags darauf brachte 
das Blatt unter der Schlagzeile „Das Schweizer Bankkonto als Umschlagstelle für aus- 
ländische Gelder“ einen von Major a.D. Karl Mayr gezeichneten Artikel „Die nationa- 
listische Hetze“. Der Major hatte im Jahre 1919 im Übergangsheer den Gefreiten Adolf 


Hitler als „Bildungsoffizier“ eingesetzt; wenige Jahre später wechselte er zu den Sozial- | 


demokraten und wurde Stabschef beim „Reichsbanner“. 

Über „Staatsverbrechen im Jahre 1923“ berichtete die Zeitung in der gleichen Nummer. 
„Faszistenüberfälle in Polnisch-Oberschlesien“ meldete die Zeitung Anfang November; 
es folgte tags darauf noch ein Artikel: „Der Terror des polnischen-oberschlesischen 
Faschismus. Der Konflikt in Kattowitz“.'“ Der Artikel „Faszistische Offizierspolitik in 
Bayern“ befaßte sich mit der Zusammenarbeit der Wehrverbände mit Hakenkreuzlern 
in Deutschland und in Deutsch-Österreich.'“ Die Vaterländischen Verbände, ihr Führer 
Forstrat Georg Escherich und ein Vortrag von dem Stahlhelm-Führer Seldte waren 
Gegenstand des Artikels „Faszismus in Reinkultur“.'* 

Unter der Schlagzeile „Horthy - Ungarn, Frankreich und Kahr - Bayern“ befaßte sich 
das sozialdemokratische Organ mit den internationalen Zusammenhängen der Rechts- 
bewegung im Herbst 1923.'” Absichten und Pläne des Führers der „Alldeutschen“ Hein- 
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rich Claß suchte das Blatt unter der Schlagzeile „Der Staatsstreich über den Reichsprä- 
sidenten. Der Fall Claß“ zu durchleuchten.'* 

Der Führer der britischen Arbeiterpartei (Labour Party), Ramsay Macdonald, ehemals 
auch Premierminister und einer der wenigen britischen Politiker, die gegen die Frie- 
densverträge von 1919 Stellung zu nehmen den Mut hatten, lieferte der „Münchner 
Post“ unter der Schlagzeile „Die Revision der Friedensverträge“ einen Artikel: „Der Ver- 
trag von Trianon“. Es handelte sich um den Friedensvertrag mit dem ehemaligen König- 
reich Ungarn unter der Habsburger Monarchie. Macdonald bezeichnete diesen „Vertrag“ 
als den „rachsüchtigsten“.'” Das Königreich Ungarn hatte dadurch zwei Drittel seines 
ehemaligen Staatsgebiets verloren. 

In den letzten Ausgaben des Jahres 1927 brachte das Blatt eine Artikelserie „Der Wahn- 
sinn von 1923“. Unter der Schlagzeile „Die versandete nationalistische Bewegung“ pro- 
phezeite sie „In der Atmosphäre der Ordnung erstickt“ am 30. 12. 1927: „Die ‚natio- 
nale Bewegung‘, die nach dem Willen ihrer vielen Führer die Republik aus dem Sattel 
und den Diktator oder einen der Thronprätendenten aufs hohe Roß heben sollte, ist 
geistig tot, ist in Vereinsmeierei entartet, ist saft- und kraftlos geworden. Diese Feststel- 
lung (. . .) bedeutet natürlich keineswegs, daß der Kampf der zähesten Köpfe im Rechts- 
lager, gegen die Verfassung, gegen die Republik und das parlamentarische System auf- 
gegeben sei oder daß dieser stillen Wühlarbeit weniger Beachtung geschenkt werden 
müsse. Im Gegenteil. (... .) 

Aber nun, da wieder ein Jahr dem Ende entgegeneilt, dürfen wir doch mit Genugtuung 
feststellen, daß der Auflösungs- und Zersetzungsprozeß in den Putschverbänden, der 
seit 1923, seit dem Hitlerspuk in München, begann und dann, beschleunigt durch die 
Aufhellung der schändlichen Fememorde, in immer schnellerem Tempo um sich griff, 
heute soweit gediehen ist, daß die noch bestehenden Verbände zu Trauergemeinden 
geworden sind. (. ...) Und nach wie vor geht das Streben der heimlichen Wühler dahin, 
durch einen Putsch von oben zu gelegener Zeit die Verfassung zu zerreißen. Darum 
rüsten wir. Darum sind wir auf der Wacht. Darum setzen wir alle Kräfte ein, um im 
großen Wahljahr 1928 den Erfolg an unsere Fahne zu reißen.“ '” Der Artikel spiegelt das 
Wunschdenken der Linken wider, ihre Hoffnung auf einen Wahlerfolg im Jahre 1928. 
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2.2. Das Jahr 1928 


Der jüdische Schriftsteller Lewinsohn verzeichnete einen starken Aufschwung der Natio- 
nalsozialisten im Jahre 1927. Aber auch er schätzte die NS-Partei falsch ein, wenn er 
meinte, „die Hitlergruppe selbst wird nun mehr und mehr zu einer politisch-parlamen- 
tarischen Partei und verliert den Charakter eines außerparlamentarischen Kampfbundes. 
Ihre Finanzbasis ist dadurch breiter geworden“.' Er ließ sich offensichtlich von der par- 
lamentarischen Fassade, die Hitler seiner Partei gab, täuschen. 

Zu Beginn des Jahres 1928 erfolgten wichtige personalpolitische Veränderungen in der 
Reichsleitung der NSDAP. Hitler ernannte Gregor Straßer, bisher Leiter des Propagan- 
daausschusses, zum Vorsitzenden des Organisationsausschusses als Nachfolger von 
Generalleutnant Bruno Heinemann. Damit war Straßers Stelle untrennbar mit dem 
Aufstieg der NSDAP zur Massenbewegung und zur stärksten Partei verknüpft. In den 
fünf Jahren seiner Reichsorganisationsleitung entwickelte sich die Partei zur stärksten 
Massenbewegung in Deutschland, zum „Staat im Staate“ mit dem klaren Ziel, den Staat 


zu erobern und umzugestalten. Straßer hatte an dieser Entwicklung ein ein Hauptverdienst, | 


Hitler übernahm vorübergehend den Propagandaausschuß mit Heinrich Himmler als 
Stellvertreter. Der 1924 von Elsbeth Zander gegründete „Völkische Frauenorden“ wurde 
als „Deutscher Frauenorden Rotes Hakenkreuz“ in die NSDAP eingegliedert. In der 
diesbezüglichen „Bekanntmachung“ Hitlers über die personalpolitischen Veränderun- 
gen in der Reichsleitung heißt es weiter: „Ich ernenne mit dem heutigen Tag Pg. Wil- 
helm Kube, Berlin, zum Gauleiter des neu gewählten Gaues Ostmark!* Und: „5. Glt. 
Exzellenz Heinemann hat um Enthebung von der Leitung der Organisationsabteilung 
und des Untersuchungsausschusses gebeten. Ich komme diesem Wunsch schweren Her- 
zens nach, indem ich dem General als Vorbild treuester Pflichterfüllung meinen tiefge- 
fühltesten persönlichen Dank und damit auch den Dank der gesamten Bewegung zum 
Ausdruck bringe. (. . .) Pg. Major Buch wird mit dem heutigen Tage zum Vorsitzenden 
des Untersuchungs- und Schlichtungsausschusses ernannt.“ Alle diese Anordnungen 
Hitlers sind vom 2. Januar 1928 gezeichnet.’ Der Rücktritt des Generals Heinemann war 
altersmäßig bedingt, er wurde im Jahre 1928 73 Jahre alt. 

Hitler selbst amtierte als „Vorsitzender und Führer der Partei“, so heißt es im Jahrbuch 
über die Leitung der NSDAP. Als Beruf ist angegeben „Schriftsteller“, sein Privatsekretär 
ist Rudolf Heß. Schatzmeister blieb F. X. Schwarz, der Jugend-, Sport- und Turnaus- 
schuß unterstand dem OSAF Franz von Pfeffer. Karl Fiehler ist als Schriftführer 
genannt. Als Referenten der Reichsleitung sind für 1928 noch aufgeführt: Alfred Rosen- 
berg für Presse, Gottfried Feder für theoretische Finanzfragen, Dr. Wilhelm Frick für 
juristische Fragen, Adolf Wagner für Gewerkschaftsangelegenheiten. Die Hauptge- 
schäftsstelle blieb in der Münchner Schellingstraße mit Philipp Bouhler als Geschäfts- 
führer.’ 

Gegliedert war die Partei im Altreich in 24 Gaue; die Mehrzahl der Gauleiter blieb über 
das Jahr 1933 hinaus vielfach bis 1945. Die Republik Österreich ist organisatorisch ein- 
geteilt als: „Landesverband Österreich, Landesleitung in Linz, Anschrift N.S.D.A.P. 
(Hitlerbewegung)“, unterteilt in sechs Gaue. Die Bruderpartei in den Sudetenländern 
(Deutsch-Böhmen, Mähren und Schlesien), die „Deutsche Nationalsozialistische Arbei- 
terpartei“, hat als „Führer und 1. Vorsitzenden“ Ing. R. Jung in Troppau. Im Prager Par- 
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lament zählte die DNSAP sieben Abgeordnete und drei Senatoren. „Der Gemeinsame 
Klub“ unter Leitung von R. Jung bestand aus sieben Mitgliedern, ferner den Senatoren 
„Rechnungsrat Adam Fahrner, Schriftsteller Dr. h. c. Franz Jesser und Fachlehrer Ernst 
Teschner“.' 

SA und SS unterstanden dem OSAF Franz von Pfeffer. Dazu gehörten die Unterabtei- 
lungen Sport, Versicherungswesen und Sanitätswesen, Abteilung Reichswirtschaftsstelle, 
Abteilung M. Z. und S. Z. (Musik). Weitere selbständige Untergliederungen waren fer- 
ner: „Kampfbund für deutsche Kultur“ (Nationalsozialistische wissenschaftliche Gesell- 
schaft) unter der Leitung von Alfred Rosenberg, ferner: „Bund nationalsozialistischer 
deutscher Juristen“ unter Leitung von Rechtsanwalt Dr. Hans Frank II, „Deutscher Frau- 
enorden Rotes Hakenkreuz“ (Mädchen- und Frauenorganisation der NSDAP) unter 
Führung von Fräulein Elsbeth Zander, die „Hitlerjugend“ mit Reichsführer Kurt Gruber 
in Plauen und der „Nationalsozialistische Studentenbund“ unter Baldur von Schirach, 
Nachfolger von Tempel.“ 

Das über die Ortsgruppen Berlin, Köln, Pasewalk und Neuwied im Jahre 1927 ver- 
hängte Verbot wurde am gleichen Tage wieder aufgehoben, an dem der Reichstag auf- 
gelöst wurde, nämlich am 31. März. 

Nach kurzfristigem Wahlkampf fanden am 20. Mai die Reichstagswahlen statt. Die 
NSDAP erzielte 809.777 Wählerstimmen (2,6%) und zwölf Mandate, gegenüber sieben 
Mandaten bei der letzten Reichstagswahl am 7. 12. 1924. Als Abgeordnete der NSDAP 
zogen in den Reichstag ein: Walter Buch, Wilhelm Dreher, Franz Ritter von Epp, Gott- 
fried Feder, Dr. Joseph Goebbels, Hermann Göring, Graf Ernst zu Reventlow, Gregor 
Straßer, Joseph Wagner, Werner Willikens. Gleichzeitig fanden Landtagswahlen in 
Preußen, Bayern, Anhalt, Oldenburg und Württemberg statt. In den Landtagen saßen 
nun folgende Nationalsozialisten als Abgeordnete: 

Anhalt: Wilhelm Loeper; 

Bayern: Dr. Rudolf Buttmann (Landtags-Oberbibliothekar), Hans Dauser (Organisati- 
onssekretär), Willy Grimm (Verwaltungs-Oberinspektor), Dr. Otto Helmuth (Zahnarzt); 
Fritz Heß (Landwirt), Hans Schemm (Lehrer), Julius Streicher (Lehrer), Adolf Wagner 
(Bergwerksdirektor), Karl Wahl (Städtischer Kanzleisekretär); 

Braunschweig: Franz Groh; 

Danzig: Albert Hohnfeldt; 

Hamburg: Wilhelm Hüttmann, Helmut Reinke, Edgar Brinkmann; 

Oldenburg: Heinrich Eichler, D. Hobbie, Carl Röver; 

Preußen: Heinz Haake (Handlungsgehilfe), Karl Kaufmann (Schriftsteller), Hans Kerrl 
(Rentmeister), Wilhelm Kube (Schriftsteller), Dr. Robert Ley (Landwirt), Heinrich Lohse 
(Kaufmann); 

Sachsen: Helbig, Förster, Fritz Tittmann; 

Thüringen: Dr. Arthur Dinter, Wilhelm Marschler. 

Reinhold Muchow, von Goebbels zum Gauorganisationsleiter berufen, war der Schöp- 
fer des von der Reichsleitung für die Organisation der Partei übernommenen Gauorga- 
nisationsplanes (Zelle, Unterstraßenzelle, Sektion, Bezirk oder Kreis, Gau).‘ 

Die Partei verteilte eine große Anzahl von Flugblättern: I.: Auszug aus dem Programm 
der NSDAP; II.: Aufsehenerregende Enthüllungen der „Times“ über die jüdische Welt- 
herrschaft; III. „Ist das Dein Kampf gegen den Kapitalismus, Marxist?“; ferner ein Flug- 
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blatt gegen den Dawes-Plan und Bildhandzettel: 1.: „Arbeiter“, 2.: „Arbeitslose“, 3.: 
„Bauern“. Der Film vom 3. Reichsparteitag 1927 erwies sich als wirksames Werbemittel. 
Wöchentlich erschienen 1928 300.000 NS-Zeitungsexemplare; ab 1. 10. 1928 wurde der 
„Illustrierte Beobachter“ ebenfalls wöchentlich herausgegeben.” 

Das NS-Jahrbuch brachte wieder eine Reihe von Beiträgen führender Nationalsoziali- 
sten: Otto Bangert schrieb über „Deutsche Volkskultur“® und führte dort unter anderem 
aus: „Und wie das römische Volk in Rom zugrundeging, so verfault heute Frankreich an 
der Kloake Paris. Und so wird Deutschland an dem heutigen Berlin verfaulen, wenn das 
bodenständige Volkstum nicht mehr die Kraft besitzt, sich gegen den Terror der Welt- 
stadt zu behaupten, das Land ist die grünende Wiege der Völker, die Weltstadt aber ihr 
steinernes Grab. (... .) Der Nationalsozialismus als Vorkämpfer des erwachenden deut- 
schen Volkstums wird den Kampf gegen die alles versumpfende Zivilisation mit leiden- 
schaftlicher Kraft und in vorderster Linie führen. (.. .)“ 

Dr. Rudolf Buttmann schrieb über „Natur- und Heimatschutz“: Er knüpfte an eine 
Bemerkung Bismarcks an, wonach dessen Nachfolger Caprivi „die uralten Bäume seiner, 
früher meiner Wohnung habe abhauen lassen“. Das sei ein slawischer Charakterzug. Sla- 
wen und Kelten seien keine „Baumfreunde“. Buttmann wandte sich dann gegen den 
Bau der vielen Bergbahnen und fuhr fort: „Mir scheint, es wäre jetzt allmählich die Zeit 
gekommen, wo wir uns nicht mehr kritiklos und rücksichtslos dem sogenannten Fort- 
schritt in die Arme werfen, ohne Gedenken an das Edle und Schöne, das wir doch auch 
bisher schon in unserer Heimat besessen haben. Sollte unser Volk dem blinden Fort- 


7 NS-Jahrbuch 1929. 
Die nationalsozialistischen Abgeordneten im bayerischen Landtag aufgrund der Wahl vom 20. Mai 1928 (nach: Amtliches 
Handbuch des Bayer. Landtags. Hrsg. v. Landtagsamt, München 1929.): 
1. Buttmann, Rudolf, Dr. der Staatswissenschaft, Landtags-Oberbibliothekar, geb. 1885 in Marktbreit (Main), protestan- 
tisch. Bildungsgang: Gymnasium, Universität, 1910 bibliothek. Staatsprüfung; aktiv gedienter Soldat, Kriegsteilnehmer, 
schriftstellerisch tätig. 
2. Dauser, Hans, Organisationssekretär in München, geb. 1877 in Marktoffingen (Kreis Nördlingen), katholisch. Bil- 
dungsgang: Volksschule, Privatschule, Sozialwirtschaftliche Kurse, landwirtschaftlich tätig. Seit 1912 Verbandssekretär 
Comodia e. V.,1916-1918 Kriegsteilnehmer, 1920-1923 Sekretär der Kriegsbeschädigtenfürsorge des Bayer. Kriegerbundes. 
3. Grimm, Wilhelm, Verwaltungs-Oberinspektor beim Versorgungsamt in Ansbach, geb. 1889 in Hof, ev.-luth. Bildungs- 
gang: Volksschule, Fortbildungsschule, drei Jahre Unteroffiziersschule, 1909-1919 Soldat, 1920 Obersekretär, 1927 Inspek- 
tor. 
4. Dr. med. dent. Hellmuth, Otto, prakt. Zahnarzt, geb. 1896 in Markt Einersheim, Bez.-Amt Scheinfeld, katholisch. Bil- 
dungsgang: Oberrealschule, Universität, 1922 Staatsexamen, 1914-1918 Kriegsfreiwilliger, seit 1927 Herausgeber und Lei- 
ter der Tageszeitung „Mainzeitung“. 
5. Hess, Fritz, Landwirt und Bürgermeister in Dannenfeld (Pfalz), geb. 1879, evangelisch. Bildungsgang: Volksschule, land- 
wirtschaftliche Winterschule, 1899-1901 aktiver Militärdienst, 1915-1918 Kriegsteilnehmer. 
6. Schemm, Hans, Lehrer in Bayreuth, geb. 1891 in Bayreuth, protestantisch. Bildungsgang: Lehrerseminar Bayreuth, 
1914-1918 Kriegsteilnehmer, Tätigkeit in wissenschaftlichen Laboratorien und Seuchenlazaretten, Dozent an der Volks- 
hochschule. 
7. Streicher, Julius, Lehrer (Hauptlehrer in Nürnberg), geb. 1885, katholisch. 1914-1918 Kriegsteilnehmer. Schriftstellerisch 
tätig auf rassenpolitischem Gebiet, Herausgeber der Wochenzeitung „Der Stürmer“ in Nürnberg. 
8. Wagner, Adolf, Bergwerksdirektor in Erbendorf (Oberpfalz), geb. 1890 in Algringen (Lothringen), katholisch. Bildungs- 
gang: Oberrealschulen in Metz (Lothringen) und Pforzheim (Baden). 1909/10 Einjährig-Freiwilliger in Straßburg. Univer- 
sität Straßburg: Studium der Mathematik und Naturwissenschaften. Technische Hochschule Aachen: Studium der Berg- 
bauwissenschaften, Mitglied der Burschenschaft „Teutonia“. 1914-1918 Kriegsteilnehmer, Kompanieführer, Ordonnanz- 
Offizier, mehrmals verwundet, Unterschenkel-Amputation, EK I und II, Hohenzollern-Hausorden. 1919 von den Fran- 
zosen ausgewiesen, erhielt auf Antrag bayer. Staatsangehörigkeit. Seit 1919 Direktor und Generalbevollmächtigter der 
„Vereinigten Erbendorfer Gewerkschaft für Steinkohlen- und Erzbergbau“ und der „Gewerkschaft Althalter“ in Bayreuth. 
Geschäftsführer der Pinzgauer Bergwerksgesellschaft Hollersbach (Österreich). Reisen nach Italien und Österreich. Seit 
1924 Landtagsabgeordneter. 
9. Wahl, Karl, städtischer Kanzleisekretär in Augsburg, geb. 1892 in Aalen (Wäürtt.), protestantisch. Bildungsgang: Volks- 
schule, Fortbildungsschule, 1910-1919 Soldat und Kriegsteilnehmer, Sanitätsfeldwebel, EK I und II, 1919-1921 Leiter der 
chefärztlichen Kanzlei des Garnisonslazaretts in Augsburg, 1921-1923 Besuch der Volkshochschule, seit 1922 Stadtrat 
Augsburg, 1927 Kanzleisekretär. 
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schrittswahn rettungslos verfallen sein, sollte das Volk, das durch Kino und Radio von 
Königsberg bis Lindau dieselben Schauer- und Rührstücke, dieselben Niggerschlager, 
dieselben Sportgrößen als Inbegriff deutscher Kultur täglich und stündlich angepriesen 
bekommt, von jüdischem Geist bereits so zerfressen sein, daß es seine Seele, die Liebe 
zur Heimat und Natur schon völlig verloren hätte? Ein solches Volk wäre für den Kampf 
um seine Freiheit verdorben, aber noch ist es nicht soweit. (5)? 

Frick berichtete über „Die Nationalsozialisten im Reichstag 1927/28“. „Die große 
Masse der Arbeiter werden wir zweifellos erst gewinnen, wenn wir im Besitze der Macht 
sind“, prophezeite er richtig angesichts der Tatsache, daß die Sozialdemokraten einen 
großen Wahlsieg bei der Reichstagswahl errungen hatten. „Bis dahin“, so fuhr er fort, 
„wird unsere Bewegung eine Auslese der Tüchtigsten und Entschlossensten, der Arbei- 
ter der Faust und der Stirn, aber eine Minderheit sein. (. . .)“ 

Anschließend folgte ein Artikel von Goebbels über das Thema „Sozialismus“: „(. . .) 
Somit ist die soziale Frage nichts anderes als das Problem der Wiederverständigung 
zweier Volksklassen, angefangen im Wirtschaftlichen, endigend im Politischen. (.. DE 
Weitere Beiträge lieferten Heinz Haake über „Parlamentarismus oder Diktatur“, Hans 
Hohnfeldt, Mitglied des Volkstages der Freien Stadt Danzig, über „Die Sicherung der 
Daseinsfreiheit unseres Volkes“, der sudetendeutsche Abgeordnete Hans Krebs, Aussig, 
über den „Kampf um die nationale Selbstverwaltung“, Wilhelm Kube über „Preußen“, 
Graf Reventlow über „Internationaler Sozialismus - Nationaler Sozialismus“, Franz 
Stöhr über „Sozialpolitik - Kulturpolitik“, Werner Willikens über „Nationalsozialismus 
und Landvolk“.'” Ein „Kleiner Literaturnachweis für den Nationalsozialisten“ schließt 
das Jahrbuch ab. 

Unter dem Titel „Jüdische Kampfmittel gegen den Nationalsozialisten“ brachte der 
„Völkische Beobachter“ folgende Personalnachricht: „Die I.G. Farben-Industrie hat 
unseren Pg. und Gauleiter der rheinischen Nationalsozialisten, Dr. Robert Ley, am 1. 
Januar entlassen, weil er der Aufforderung, seine nationalsozialistische Werbearbeit ein- 
zustellen, nicht nachgekommen ist.“ Ley, im Kriege Fliegeroffizier und beim Absturz 
verwundet in französische Gefangenschaft geraten, war in Leverkusen als Chemiker 
angestellt. Er hatte verschiedene chemische Erfindungen gemacht.“ 

Über „Faschismus und Bevölkerungspolitik“ referierte der Direktor der „Tribuna“, Graf 
Davanzati. Einige Wochen später brachte Hitlers Sprachrohr einen Leitartikel „Römi- 
sche Briefe“. Hitler selbst schrieb ziemlich oft in seinem Leiborgan, so unter der 
Schlagzeile: „Adolf Hitler über den ‚Hochverrat‘ von 1923“. Der Leitartikel war betitelt: 
„Der Angeklagte als Ankläger - die Volksverräter von 1918 im parlamentarischen Unter- 
suchungsausschuß.“ 

Die Ernennung von General Wilhelm Gröner zum Reichswehrminister in der neuen 
Koalitionsregierung mit dem sozialdemokratischen Reichskanzler Hermann Müller- 
Franken veranlaßte das Sprachrohr Hitlers zu gehässigen Artikeln gegen den „roten“ 
General: „Jubel über die Ernennung Gröners in Paris. Die Franzosen und Genosse 
Scheidemann freuen sich über Gröners Ernennung.“ Auf den Einfluß des neuen 
Reichswehrministers war die Entlassung aller nationalsozialistisch gesinnten Arbeiter 


9 NS-Jahrbuch 1929, S. 151 f. 

10 Ebd., $. 156 ff. 

11 Ebd., S. 161 ff. 

12 Ebd., S. 166-199. 

13 VB, Nr. 4 v. 5. 1. 1928. 

14 VB, Nr. 8 v. 11. 1. 1928; Nr. 43 v. 21. 2. 1928. 
15 VB, Nr. 11 v. 14. 1. 1928. 

16 VB, Nr. 17 v. 21. 1. 1928. 


134 


und Angestellten zurückzuführen. Dazu schrieb der „Völkische Beobachter“: „Die Bür- 
gerblockregierung provoziert die deutschbewußten Arbeiter. Das Reichswehrministeri- 
um wirft alle nationalsozialistischen Arbeiter und Angestellten auf die Straße.“'” 

Auch Spannungen mit der französischen Besatzungsmacht im Rheinland und in der 
Pfalz fanden Niederschlag in der NS-Presse. „Die Franzosenschande am Rhein. Verhaf- 
tung des Nationalsozialisten Dr. Ley in Pirmasens.“ „Eine neue Hetzrede Poincares 
gegen Deutschland in Straßburg. Das unwiderruflich französische Elsaß“ lauteten 
Schlagzeilen und Artikel.“ Zehn Tage später brachte der „Völkische Beobachter“ die 
Schlagzeile: „Der sozialdemokratische Landesverrat - Elsaß-Lothringen“ mit einem 
Artikel von Alfred Rosenberg: „Verrat im Elsaß“.' 

Hitler sprach Ende Januar auf einem deutschen Festabend über „Nationalsozialismus 
und Kunstpolitik - gegen den modernen Kulturbolschewismus“. Bei dieser Veranstal- 
tung wurden auch die Filme über den Hitlerprozeß und vom Nürnberger Parteitag vor- 
geführt.” In Berlin sprachen Gottfried Feder und Joseph Goebbels auf einer Versamm- 
lung vor angeblich fünftausend Zuhörern über „Kaiser Parker Gilbert“, den amerikani- 
schen Reparationsagenten.”' Dieser hatte im Rahmen des Dawes-Plans die deutsche 
Finanzpolitik zu beaufsichtigen. Mit der Schlagzeile „Die deutschen Dawes-Sklaven und 
Kaiser Parker Gilbert“ polemisierte das NS-Zentralorgan in Nr. 110 vom 11. Mai 1928 
vor allem gegen die Reparationsagenten. 

Im Zusammenhang damit ist auf einige Artikel des „Beobachters“ über Amerika hinzu- 
weisen: „Der Wallstreet-Imperialismus im panamerikanischen Schafspelz“ war ein Leit- 
artikel überschrieben.” Über „Zustände in Amerika“ berichtete das Blatt im April 1928.” 
Ein Leitartikel im Mai befaßte sich mit „Americana“, fortgesetzt im Juli unter dem glei- 
chen Titel, ebenso im August.” „Die Wallstreet besitzt zwanzig Prozent aller Unterneh- 
mungen“, wußte das Blatt am 20. Juni zu berichten: „Zwangshypotheken der Hochfi- 
nanz, die deutschen Behörden die Zwangsverwalter des Fronvogts“.”” Über „Wilson und 
die Juden“ ließ sich die Zeitung im Juli aus“ und brachte im August einen Beitrag „Graf 
Bernstorff, deutscher Botschafter in den USA. Vernichtende Enthüllungen des amerika- 
nischen Geheimdienstes“.” 

Die NS-Briefe, Heft 15 vom 1. 2. 1928, beschäftigten sich mit der DVFP in dem Arti- 
kel: „Graefe ante portas?* Gregor Straßer bezeichnete Graefes Partei als die „völkischen 
Bürgerlichen“ und als die völkischen Sozialisten. Graefes Fehler sei eine parlamentari- 
sche Einstellung. 

Karl Kaufmann brachte im 20. Heft der NS-Briefe vom 15. 4. 1928 einen Beitrag: 
„Grundsätzliches zur Gewerkschaftsfrage“. Er bejahte die Gewerkschaften als Standesver- 
tretung in Unterordnung unter die Interessen der Volkswirtschaft und Ablehnung des Klas- 
senkampfgedankens. „Die Zeit aber zur Gründung eigener Gewerkschaften muß reifen.“ 
Gegen die bürgerliche Rechte wurde der Kampf weitergeführt, obwohl die DVFP bei der 
Wahl durchgefallen und zur Bedeutungslosigkeit verurteilt war. Graefe und Wulle grün- 
deten am 22. Januar 1928 einen „Völkischen Kampfblock“; Hitlers Sprachrohr kom- 
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mentierte: „Die Geburt des völkischen Kampfblocks. Eine Totgeburt?“ Diese Organisa- 
tion faßte folgende Verbände zusammen: „Wehrwolf“, das „Deutschbanner Schwarz- 
Weiß-Rot“, den „nationalen Gewerkschaftsbund e. V.“, „Deutschvölkische Freiheitsbe- 
wegung“, „Deutschsoziale Partei“, „Völkische Bauernbewegung“ u.a.” „Die Versump- 
fung der nationalen Opposition“ war das Thema eines Artikels von Wilhelm Weiß. Der 
„Völkische Beobachter“ befaßte sich in Nr. 84 vom 11. 4. 1928 mit dem Thema: „Der 
zerschmolzene Wulle-Block.Die Deutschsozialen gegen die Wulle-Splitter“. 
Mißverständliche und auch böswillige Auslegungen des Parteiprogramms hinsichtlich 
der Frage des Privateigentums veranlaßten Hitler zu folgender Erklärung: „Gegenüber 
den verlogenen Auslegungen des Punktes siebzehn des Programms der NSDAP von sei- 
ten unserer Gegner ist folgende Feststellung notwendig: Da die NSDAP auf dem Boden 
des Privateigentums steht, ergibt sich von selbst, daß der Passus ‚Unentgeltliche Enteig- 
nung‘ nur auf die Schaffung gesetzlicher Möglichkeiten Bezug hat, Boden, der auf 
unrechtsame Weise erworben wurde oder nicht nach den Gesichtspunkten des Volks- 
wohls verwaltet wird, wenn notwendig zu enteignen. Dies richtet sich demgemäß in 
erster Linie gegen die jüdischen Grundspekulationsgesellschaften. München, den 13. 4. 
1928. Adolf Hitler.“ ” 

Am 11. April 1928 brachte Hitlers Sprachrohr folgende „Bekanntmachung“ von ihm: 
„Ich habe den Pg. Herrn Dr. Krebs, Hamburg, zum Gauleiter des neugebildeten Gaues 
Hamburg ernannt. München, den 7. April 1928. Adolf Hitler.“ Ebenso ernannte Hit- 
ler im Juli des Jahres den einundzwanzigjährigen Baldur von Schirach zum Nachfolger 
von Tempel als Reichsleiter des „Nationalsozialistischen Deutschen Studentenbundes“ 
(NSDStB).” Beide Ernennungen zeigen, daß Hitler trotz der Berufung Straßers zum 
Reichsorganisationsleiter am 1. 1.1928 sich die Auswahl und die Einsetzung führender 
Funktionäre nach wie vor selbst vorbehielt. 

Gegen die Bezeichnung des an der Feldherrnhalle gefallenen Dr. Max Erwin Scheubner- 
Richter als „Deutschrussen“ wandte sich die führende Parteizeitung mit einem Artikel: 
„Verleumdung eines Toten. Adolf Viktor von Körber verleumdet Opfer des 9. 11. 1923 
in einer Judenzeitung.“ Dort, im „Neuen Wiener Journal“, hatte Körber, ursprünglich 
ein begeisterter Anhänger Hitlers und Ludendorffs, einen diesbezüglichen Artikel ver- 
öffentlicht.” Scheubner-Richter hieß von Geburt her „Richter“. Sein Vater war sächsi- 
scher Abkunft und Staatsangehöriger; das blieb er auch in Riga, wo der Sohn geboren 
wurde. Richter heiratete eine wesentlich ältere Frau aus baltisch-deutschem Adel. Ihre 
Eltern machten dem Bewerber Richter die Auflage, den Namen der Braut zu führen, 
vorangestellt seinem eigenen, um den Familiennamen ‚von Scheubner“ zu erhalten.“ 
Wahrscheinlich hatte Alfred Rosenberg, Hauptschriftleiter des „Völkischen Beobach- 
ters“, selbst Balte aus Reval (Tallin), diese Berichtigung verfaßt. 

Hitlers Zeitung nahm in der kurzen Zeit des Reichstagswahlkampfes einige Male hef- 
tig gegen Gustav Stresemann Stellung, so die Schlagzeile „Das Durchfalldebüt des 
Durchfallskandidaten Stresemann. Verweigerung der Aussprache in der Stresemann- 
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Versammlung - München lehnt Stresemann einmütig ab. Stresemann muß stehend 
das Hakenkreuzlied anhören - fort mit Stresemann!“” Auch im Zusammenhang mit 
der stolzen Hervorhebung des Generals Ritter von Epp als NS-Kandidat für den 
Reichstag brachte der „Völkische Beobachter“ einen Artikel: „Unsere Antwort an Stre- 
semann. Der Befreier Münchens von der Räteherrschaft, der ehemalige Kommandeur 
des K. b. Inf. Leib-Rgts., nat.-soz. Reichstagskandidat.“” Der „Beobachter“ brachte 
unter der Schlagzeile „Das politische Bekenntnis des Generals von Epp“ einen Artikel: 
„Warum ich Nationalsozialist geworden bin. Ein politisches Bekenntnis von Franz von 
Epp.“ 37 

Die Fememordprozesse der vorangegangenen Jahre in Preußen seit 1925 waren ein häu- 
figes Thema der Presse. Insbesondere die in Preußen regierenden Sozialdemokraten als 
die Initiatoren dieser politischen Schauprozesse mißbrauchten sie mit Hilfe der gesam- 
ten Linkspresse zu parteipolitischen Zwecken: zum Kampf gegen die Reichswehr, gegen 
‘die angeblichen monarchischen Restaurationsbestrebungen, zur Ablenkung von dem 
haarsträubenden Korruptionsskandal Barmat, in den viele führende Sozialdemokraten 
verwickelt waren, zur Wahlpropaganda für die Reichstagswahlen.” 

Das nur auf Indizien beruhende Todesurteil gegen den Oberleutnant a.D. Paul Schulz 
und drei weitere „Fememörder“ wurde immer wieder besonders im „Völkischen Beob- 
achter“ als Thema aufgegriffen und die öffentliche Meinung für Freigabe der inhaftier- 
ten und unschuldig in der Todeszelle Sitzenden zu beeinflussen versucht. Angesehene 
Juristen verfaßten Gutachten, in denen sie überzeugend die Unhaltbarkeit der Todesur- 
teile nachwiesen. „Der verurteilte Oberleutnant Paul Schulz ist wegen seiner hervorra- 
genden Tapferkeit vor dem Feinde zum Offizier befördert worden, ein Mann, der nicht 
weniger als 64mal an der Front verwundet wurde. (. . .) Die Vollstreckung des Todesur- 
teils an Olt. Schulz und seinen Kameraden wäre ein ewiger Schandfleck der Nation und 
ein Beweis, daß das deutsche Volk seine nationale Ehre verloren hat.” In dem gegen den 
Lt. a.D. Edmund Heines laufenden Fememordprozeß sagte General Karl Höfer aus, daß 
es Pflicht gewesen sei, die geheimen Verteidigungsmaßnahmen im Jahre 1923 mit Waf- 
fengewalt gegen Verrat zu schützen.‘ Heines wurde zu fünfzehn Jahren Zuchthaus ver- 
urteilt." 

Sowohl Reichswehrminister Genesal Gröner wie Generaloberst Seeckt setzten sich auf- 
grund des Gutachtens von Rechtsanwalt Professor Dr. Friedrich Grimm für Paul Schulz 
ein. General Gröner schrieb an den preußischen Justizminister am 17. 9. 1928: „Das 
Rechtsgutachten des Rechtsanwaltes Grimm läßt mir die Schlüssigkeit der Beweis- 
führung im Urteil des außerordentlichen Schwurgerichts vom 26. 3. 1927, soweit es sich 
um die Frage der Anstiftung durch Schulz handelt, zweifelhaft erscheinen.“ Es müßte“, 
so schloß der Reichswehrminister, „die Reststrafe dem Olt. Schulz auf dem Gnadenwe- 
ge erlassen werden.“ ” 
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Generaloberst Seeckt antwortete dem Rechtsanwalt Grimm: „Ohne eine genaue Kennt- 
nis der Zusammenhänge und volle Inrechnungstellung der außergewöhnlichen Verhält- 
nisse des Jahres 1923 lassen sich keine Urteile über die sogenannte ‚Schwarze Reichs- 
wehr‘ und die sog. ‚Fememorde‘ fällen. Da diese Grundlagen zu einer gerechten Beur- 
teilung im Jahre 1928 nicht vorhanden sind und im ordentlichen Strafverfahren unmög- 
lich geschaffen werden können, müssen sich Fehlurteile ergeben. Den Angeklagten wird 
in höherem Sinne nicht ihr Recht. Die dem E. A. oder A. K. gestellten Aufgaben lagen 
bei ihrer Aufstellung zweifellos im Interesse der Landesverteidigung. Die Landesvertei- 
digung mußte nach meinem Dafürhalten im Jahr 1923 für besonders bedroht gehalten 
werden, und zwar besonders im Osten. Die Geheimhaltung der Maßnahmen zur Lan- 
desverteidigung lag im dringenden Staatsinteresse. Ob dies allen Angehörigen der E. A. 
und A. K. bekanntgegeben worden ist, entzieht sich meiner Beurteilung; doch muß eine 
solche Bekanntgabe als wahrscheinlich angenommen werden. Ein ordentliches und nor- 
males Mittel, Verräter unschädlich zu machen, gibt es nicht. Die Angehörigen der E. A. 
konnten der Auffassung sein, daß die Unschädlichmachung eines Verräters im vaterlän- 
dischen Interesse läge. Beim Fehlen eines anderen Motivs kann daher als Motiv der Tat 
Vaterlandsliebe angenommen werden. Euer Hochwohlgeboren ermächtige ich, von mei- 
ner vorstehenden Stellungnahme der Preußischen Staatsregierung und den sonst zustän- 
digen Stellen gegenüber Gebrauch zu machen, jedoch nicht sie der Presse zur Veröf- 
fentlichung zu übergeben.“ * 

General Seeckt war 1923 Chef der Heeresleitung; seine Beurteilung war maßgeblich. Der 
Reichswehrminister Gröner wandte sich in der gleichen Sache Ende des Jahres noch 
einmal an den preußischen Justizminister mit Bezug auf sein oben angeführtes Schrei- 
ben vom 17. 9. 1928 und brachte zum Ausdruck, „daß sich in der Zwischenzeit die in 
diesem Schreiben geäußerten Bedenken bei mir noch verstärkt haben“.“ Es konnte 
angesichts der Stellungnahme der höchsten Militärs kein Zweifel sein, daß die Todesur- 
teile gegen Oberleutnant Schulz und seine drei Schicksalskameraden himmelschreien- 
des Unrecht waren und zweifelsfreies Zeugnis einer von niedrigen parteipolitischen 
Gesichtspunkten bestimmten politischen Justiz im sozialdemokratisch regierten 
Preußen. Sogar der Verteidiger des Kommunistenführers Max Hölz sprach sich gegen 
die Verurteilung von Paul Schulz aus und stellte der untadeligen Persönlichkeit des 
Oberleutnants ein glänzendes Zeugnis aus.” 

Mit Recht sprach Ernst Röhm in einem Nachwort auf den Heines-Prozeß von einer 
„Vertrauenskrise in der Reichswehr“.“ „Die Reichswehrleitung am Pranger. Das Auftre- 
ten gegen die Femerichter - Hohnlachen der internationalen Börsenpresse“ betitelte 
Hitlers Leiborgan einen Artikel.” Damals war der politisch farblose und bequeme Gene- 
raloberst Heye als Nachfolger Seeckts Chef der Heeresleitung, zweifelsohne eine perso- 
nalpolitische Konzession an die Linke, die 1926 Seeckt gestürzt hatte. 

Der tiefgehenden Erschütterung des Rechtsbewußtseins und der vaterländischen Gesin- 
nung verlieh auch Wilhelm Kube mit seinem Artikel „Der Verfall der Justiz in Preußen“ 
Ausdruck.“ Er war fraglos das Werk der regierenden Sozialdemokratie. Besondere 
Empörung rief auf der Rechten die Amnestierung und Freilassung des kommunistischen 
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Mordbrenners Max Hölz hervor; dieser begab sich daraufhin in die Sowjetunion; bei 
Stalin fand er freilich, wie viele andere deutsche Kommunisten auch, ein vorzeitiges 
Ende. 

Der Führer der nationalsozialistischen Reichstagsfraktion, Frick, richtete im Zusam- 
menhang damit einen Offenen Brief an den Reichsjustizminister. Die Schlagzeile im 
„Völkischen Beobachter“ lautete: „Heraus mit den ‚Fememördern‘ aus den Gefängnis- 
sen! Freiheit für die ‚Fememörder‘!“’ Auch der bekannte Rechtsanwalt Dr. Luetge- 
brunne nahm für Oberleutnant Schulz Stellung in seinem Artikel: „Ist Olt. Schulz ein 
Fememörder?“’' Er verfaßte wie Rechtsanwalt Grimm mehrere Schriften über den Fall 
zugunsten von Oberleutnant Schulz, die im Lehmann-Verlag in München erschienen. 
J. F. Lehmann, der Verleger, berichtete auch über einen Besuch bei Schulz im Gefängnis 
in Essen.” 

Die Politisierung der Justiz im parteipolitischen Sinne fand in den zwanziger Jahren 
ihren stärksten Ausdruck im Hitlerprozeß in München und in den Fememordpro- 
zessen in Preußen. Spielten beim Hitlerprozeß in der bayerischen Landeshauptstadt 
noch staats- und außenpolitische Gesichtspunkte eine maßgebliche Rolle, so daß man 
den Prozeßverlauf und sein Ergebnis nicht einer einzelnen Partei allein anlasten konn- 
te, so waren bei den Fememordprozessen im SPD-regierten Preußen die parteipoliti- 
schen Interessen der Sozialdemokratie ohne Rücksicht auf das Staatsinteresse aus- 
schlaggebend. Der Magdeburger Prozeß gegen Reichspräsident Ebert mit dem Vor- 
wurf formalen Landesverrats war von verhängnisvoller Bedeutung, da er das Reichs- 
oberhaupt in unzulässiger Weise beschuldigte und ungerecht belastete. Das Urteil trug 
zur Erschütterung der Staatsautorität erheblich bei. Es ist ein erschütterndes Bei- 
spiel für die Fehlbeurteilung politischer Vorgänge aus der zivil- und strafrechtlichen 
Warte. 

Friedrich Ebert, dessen nationale Gesinnung untadelig war, wollte durch seinen Beitritt 
zur Streikleitung das rasche Abbrechen des Munitionsarbeiterstreikes erwirken. Er hat in 
der außerordentlichen Lage der Kriegsverhältnisse im vaterländischen Sinne gehandelt, 
sich damit aber von der strafrechtlichen Warte des Zivilrechts aus formal ins Unrecht 
gesetzt. Sein von ihm angestrengter Beleidigungsprozeß gegen den Vorwurf des Lan- 
desverrats ist ein klassisches Zeugnis für den juristischen Widersinn, kriegsrechtliche Vor- 
gänge zivilrechtlich ahnden zu wollen. An dieser Überdrehung des Rechtsgedankens 
ging der liberale Rechtsstaat zugrunde.” 

Die NSDAP führte wie immer auch den laufenden Wahlkampf mit rastloser Energie 
und großem Aufwand durch. So rief sie am 12. Mai, eine Woche vor den Wahlen, zu 
zwölf Massenkundgebungen auf, mit Hitler und dem Spitzenkandidaten General Epp 
als Rednern. Am 15. Mai gab sie einen ganzseitigen Aufruf „An das ganze schaffende 
Deutschland!“ in Plakatform heraus, ursprünglich im „Völkischen Beobachter“ veröf- 
fentlicht, auch als Plakat Nr. 10.* 
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Auf der Reichswahl-Vorschlagsliste waren 36 Kandidaten aufgeführt.” Gemessen an die- 
ser Vorschlagsliste und der Propaganda war der Wahlerfolg mehr als mäßig, es war eine 
Niederlage. Von den 36 Kandidaten erzielten nur zwölf ein Mandat. Die NS-Zeitung 
brachte am 23. Mai die Schlagzeile: „Der 20. Mai - ein Weckruf für den radikalen deut- 
schen Nationalismus. Zwölf Nationalsozialisten im Reichstag, sechs im preußischen, 
neun im bayerischen Landtag.“ * 

Zu den erwähnenswerten Partei-Interna gehörte ein Aufruf an alle Ortsgruppenleiter, 
betreffend die Veröffentlichung des „Nationalsozialistischen Gaststätten-, Sommerfri- 
schen- und Hotelanzeigers“.” Wilhelm Kube befaßte sich in einem Leitartikel mit dem 
„Kampf um den V. D. A.“ (Verein für Deutschtum im Ausland).® 

Im Juni wußte die Zeitung über das Verhältnis zu Italien zu berichten: „Mussolini für 
herzliche Beziehungen zu Deutschland. Aber gegen Einmischung in die ‚innere Politik‘ 
Italiens.“ Damit waren die faschistischen Italienisierungsbestrebungen in Deutsch-Süd- 
tirol gemeint. 

Mit der SA befaßte sich Hitler in einem ausführlichen Aufsatz in seinem Sprachrohr: 
„Die Kämpfer für des heiligen Deutschen Reiches Wiederauferstehung. Adolf Hitler 
über Wesen und Aufgaben der nationalsozialistischen SA. Keine Wehrbewegung. Für 
die Bewegung: Aus eigener Kraft eigener Schutz.“ 

Für die weltanschauliche Entwicklung war auch das Wirken von Professor Max Wundt 
von Bedeutung. Er hielt beim „Hochschulring Deutscher Art“ eine Ansprache über das 
Thema „Der völkische Gedanke als geistige Bewegung der Gegenwart“. Neben ihm 
spielte Graf Reventlow in der weltanschaulichen Diskussion weiterhin eine Rolle. Er 
schrieb u. a. über „Nationalsozialismus und ‚Nationale Rechte‘“.* Otto Bangert brach- 
te einen Artikel: „Vom Antisemitismus zum Nationalsozialismus“, und in der gleichen 
Nummer Friedrich Heinz über „Politisch-Historische Morde. Das politische Attentat im 
Dienste der Vorsehung“. 

Die Beilage zum „Völkischen Beobachter“ vom 1. 9. 1928 enthielt einen Bericht von 
Alfred Rosenberg über „Das deutsche Baltentum“ und über „Vorläufer des Nationalso- 
zialismus. Adolf Stöcker und die christlich-soziale Bewegung“. Der oben angeführte 
Friedrich W. Heinz schrieb am 1. August über „Die Auflösung der Bürgerlichen Rech- 
ten. Weltanschauliches zum Fall Lambach“. „Der Staat als Beute der Parteien“ war ein 
bedeutungsvoller Hinweis auf die Zerstörung der überlieferten staatlichen Ordnung 
durch die Parteien.“ In der Beilage „Nationalsozialismus/Sozialpolitik“ schreibt ein 
Hans Müller über „Die Existenz des Mittelstandes. Die Verschuldung des deutschen 
Bauern - Kleinhandel, Warenhaus und Konsumverein-Rationalisierung und Ver- 
trustung. Die Diktatur des Finanzkapitals“.” 

Um die gleiche Zeit erließ Hitler einen Aufruf an die nationalsozialistischen Juristen, 
sich an den in München gegründeten Bund der NS-Juristen anzuschließen. Leiter des 
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Bundes war Dr. Hans Frank II, Rechtsbeistand der Parteileitung.“ Gegen den Außen- 
minister Gustav Stresemann hielt Hitler bei einer Versammlung im „Löwenbräu“ in 
München Ende September 1928 eine flammende Rede.‘ Dr. Buttmann trat in einem 
Leitartikel für „Die Berechtigung einer Rassengesetzgebung“ ein.” Im Reichstag stellte 
die NS-Fraktion einen Antrag auf Einführung der Arbeitsdienstpflicht.” 

Die Aufhebung des Redeverbotes für Hitler in Preußen erfolgte am 28. September 1928. 
Darauf hielt Hitler seine erste Massenversammlung im „Sportpalast“ in Berlin vor 
angeblich 15.000 Zuhörern am 16. November 1928.” Der „Sportpalast*“ wurde nun 
anstelle des „Zirkus Krone“ in München sein bevorzugtes Massenforum. Am 23. 
November brachte das Sprachrohr Hitlers einen stolzen Erfolgsbericht unter dem Titel: 
‚Von den Karawanken bis zur Nordsee. Vormarsch überall.“ ” 

Dem bekannten alldeutschen Verleger Dr. Theodor Reismann-Grone von der „Rhei- 
nisch-Westfälischen Zeitung“ hatte das NS-Zentralorgan zum 65. Geburtstag einen 
ehrenvollen Gedenkartikel gewidmet: „Verdienter Vorkämpfer des deutschen Zeitungs- 
wesens“. Reismann-Grone habe 1921 bis 1927 auch an der Kunstzeitschrift „Hellweg“ 
mitgearbeitet. Als zweiter Vorsitzender des Alldeutschen Verbandes vor dem Krieg sei er 
gegen den Kriegseintritt Deutschlands an der Seite Österreichs gewesen.” Gottfried 
Feder widmete dem bedeutenden Volkswirtschaftler und Philosophen Othmar Spann 
einen ehrenden Artikel zum fünfzigsten Geburtstag. Der an der Wiener Universität 
wirkende Gelehrte war mit seiner Ständestaat-Idee ein zukunftsweisender Mann 
(1878-1950).” 

Eine Folge der Wahlkämpfe war die Erschöpfung der knappen Geldmittel, so daß Hit- 
ler 1928 die Abhaltung eines Parteitages unterlassen mußte.” An dessen Stelle fanden in 
München eine Generalmitgliederversammlung und eine Führertagung Anfang Septem- 
ber statt. Hitler sprach über die inneren Energien der Partei, wohl eine Aufmunterung 
nach der Wahlniederlage.” Die Herausgabe von „Richtlinien für die Untergliederungen 
der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei“ am 15. September 1928 war ein 
Ergebnis der genannten Zusammenkunft. Sie sind von Hitler unterzeichnet und behan- 
deln Gliederung, Schriftverkehr mit der Reichsleitung, Kassawesen, Zeiteingaben und 
Presse. Beigefügt waren „Muster für Ortsgruppen“, „Muster für Gauleitungen“, „Muster 
eines Formblattes für Mitgliedergrundbücher“ und als „Anlage IV“ ein „Muster“ für 
„Beschaffenheitsbericht“ für Ortsgruppen. Für die SA wurde eine Zeugmeisterei zur bil- 
ligeren Ausstattung mit Uniformen und sonstiger Ausrüstung errichtet. 

Einige neue Schriften wurden im Laufe des Jahres 1928 herausgegeben: 

Adolf Hitler: „Die Südtiroler Frage und das Bündnisproblem“; 

Alfred Rosenberg: „30 Novemberköpfe“; 

Arno Schickedanz: „Sozialparasitismus im Volksleben“; 

Joseph Goebbels: „Das Buch Isidor“; ders.: „Die zweite Revolution“; 

Otto Bangert: „Gold oder Blut“. 


68 VB, Nr. 216 v. 16./17. 9. 1928. 
69 VB, Nr. 222 v. 23.24. 9. 1928. 
70 VB, Nr. 224 v. 26. 9. 1928. 

71 VB, Nr. 274 v. 24. 11. 1928. 

72 VB, Nr. 269 v. 18./19. 11. 1928. 
73 VB, Nr. 273 v. 23. 11. 1928. 

74 VB, Nr. 228 v. 30. 9. 1928. 

75 VB, Nr. 230 v. 3. 10. 1928. 

76 VB, Nr. 172 v. 26. 7. 1928. 

77 VB, Nr. 204 v. 2. 9. 1928. 


141 


Das Wiedererscheinen Görings auf der parteipolitischen Bildfläche, seine Wahl in den 

Reichstag nach fast fünfjähriger Abwesenheit sei durch einen persönlichen Eintrag von 

ihm in das Gästebuch von Hauptmann a.D. Hans Streck, einem Kampfgefährten der 

alten NSDAP, vom März 1928 beleuchtet: „26./28. März 1928! Voll Dankbarkeit werde 
ich immer an die Tage in Ihrem gastfreien Heim denken! Die ersten Menschen seit mei- 
ner Rückkehr aus dem Exil, die mich wieder voll Zuversicht machten! Möge Ihnen 
immer dieser wundervolle häusliche Frieden erhalten bleiben. Draußen ist die Welt, 
draußen der Sturm! Im Frieden Ihres Heimes strahlt ruhig das Glück des Verstehens der 
innigen Zusammengehörigkeit! Dies wieder einmal zu sehen und zu erleben war für 
mich ein Balsam nach all dem Schweren, das ich erlebte und nach all dem Schlechten, 
das ich sah! Es lebe die alte, echte Kameradschaft der Waffenbrüder! In alter Treue 
immer Ihr Hermann Göring. Hauptmann a.D., zuletzt Kommandeur des Jagdgeschwa- 
ders ‚Frhr. von Richthofen‘. (Zur Erinnerung an ein vergangenes ‚Oberkommando‘ und 
die ‚Schlacht an der Feldherrnhalle‘.) HG.“ Verschiedene weitere Gäste-Unterschriften 
folgten. Erwähnenswert sind die Unterschriften von Adolf Hitler und Geli Raubal vom 

4. März 1931, ferner Ernst Röhm und Franz von Epp (6.7.1933), Heinrich Himmler, 

dessen Frau u. a. 

Die NS-Briefe brachten folgenden bemerkenswerten Beitrag von F. W. Heinz: „Und in 

einer schrankenlosen Rassenvergottung liegt mehr als Romantik, liegt Gefahr. (. . .) Der 

Nationalismus, die Weltanschauung des nächsten Jahrhunderts, wächst überall aus dem 

Gemeinschaftsgefühl der Front in die reale Politik hinein. Er ist schollennah und hei- 

matverbunden, in seiner Brutalität wider alles Rassenlose - heute die Demokratie - 

steckt Erdgeruch.“ * 

Wenige Wochen später schrieb Heinz über „Die Wahlpolitik der Bünde“ und zitierte die 

„Standarte“ vom April 1926 mit ihren Forderungen und Zielen: 

„1. Vollkommene Abkehr von den politischen Formen und den politischen Gesinnun- 
gen des Liberalismus. Abschnürung der Kampfverbände gegenüber dem liberalisti- 
schen Staate. 

2. Aufbau der Kampfbünde auf der dreifachen Verpflichtung der Vaterlandsliebe, der 
Kameradschaft und des Gehorsams. Unbedingte Anerkennung und Verehrung der 
Persönlichkeit. 

3. Die Politik der Kampfbünde: die revolutionäre Entflammung, geistige Militarisie- 
rung, blutmäßige Bindung. 

4. Rücksichtslose Niederreißung aller Schranken des Klassenbewußtseins, aller intel- 
lektuellen und materiellen Überheblichkeit. 

5. Ausbreitung der Kampfbünde in allen Schichten der Bevölkerung. Energische Pro- 
paganda in den Staats- und Privatbetrieben, volle Unterstützung der berechtigten 
Ansprüche der Arbeiterschaft. 

6. Erweiterung der Basis der Kampfbünde durch Aufstellen eigener Wirtschaftsorgani- 
sationen, Bildung nationalistischer Gewerkschaften, Betriebsräte und Konsumver- 
eine. 

7. Bildung einer Zentrale der Kampfbünde. Einheitlicher Zusammenschluß zu einem 
Zentralführer-Rate mit dem Zwecke der Verschmelzung aller Kampfbünde zu einem 
einzigen, ganz Deutschland umfassenden Verband. (. . .)“ 

Nichts davon geschah. Die Verbände schwenkten mehr oder weniger ins bürgerliche 

Lager ein: Der Jungdeutsche Orden stimmte für die Partei Stresemanns (DVP), der 

„Wehrwolf“ machte beim Volksnationalen Block mit, der „Stahlhelm“, die größte der 
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Organisationen, stimmte teils deutschnational, teils für die Deutsche Volkspartei (DVP), 
der Bund Oberland entschied sich für die Altsozialistische Partei. Kennzeichen der Ent- 
wicklung der Verbände sei im ganzen eine „heillose Verstrickung in der Gesinnung des 
Liberalismus“. Nur zwei Parolen seien für die Bünde möglich: „erstens entweder Wahl- 
enthaltung oder zweitens keine Stimme den Dawes- und Locarno-Parteien. Die Bünde 
unterstützten die Stresemann-Front. Nur die Partei Hitlers geht einen klaren Weg: Einen 
Führer! Eine einheitliche Gefolgschaft. Den Willen zur Macht, eine Idee und ein Ziel.“ ” 
Gregor Straßer, Gründer und Herausgeber der NS-Briefe, schrieb zum Abschluß des 
dritten Jahrgangs mit dem 24. Heft vom 15. 6. 1928 folgenden Gruß: „An alle Freunde 
und Leser!“ Der NS sei nicht irgendeine politische Richtung unter allen anderen, es sei 
den Lesern der Zeitschrift vielleicht bewußt, „daß sich in ihm jene Revolution des zwan- 
zigsten Jahrhunderts kündet, die auf den drei Ebenen des Landes die sogenannte ‚Große 
Revolution‘ überwindet und ablöst: an Stelle der kapitalistischen ‚Freiheit‘ tritt die 
sozialistische Gebundenheit, an Stelle der liberalen ‚Gleichheit‘ tritt die ständemäßige 
Gliederung, an Stelle der internationalen ‚Brüderlichkeit‘ tritt die blutsmäßige Beson- 
derung.“ 

Gregor Straßers Bruder Otto veröffentlichte in der gleichen Nummer folgende „Gedan- 
ken zum Wahlergebnis“: Die NSDAP habe 840.000 Stimmen erzielt, die Deutschvölki- 
schen hätten eine völlige Niederlage erlitten. Die sozialdemokratische Partei sei die 
eigentliche Gewinnerin der Reichstagswahl. Die NS-Wähler kämen, nach Straßers Wahl- 
analyse, teilweise aus kleinbürgerlichen, antisemitischen Schichten, teilweise aus bäuer- 
lichen Schichten. „Es gilt also“, verkündete Straßer, vor allem den Arbeiter zu gewinnen. 
Die von seinem Bruder Gregor formulierten Forderungen lauten richtig: „Anteil am 
Besitz, Anteil an der Leitung, Anteil am Gewinn!“ „Gemeinnutz vor Eigennutz“ sei das 
sozialistische Ethos des Nationalsozialismus.” 

Dietrich Klagges brachte folgende „Erfahrungen und Erkenntnisse aus dem politischen 
Kleinkriege“: „Um in marxistischen Kreisen durchschlagenden Erfolg zu haben, werden 
wir Nationalsozialisten uns als Partei mehr als bisher darauf besinnen müssen, daß nicht 
nur der Sozialismus eine Folgerung aus dem Nationalismus ist, sondern daß umgekehrt 
auch der Nationalismus eine Folgerung aus dem Sozialismus darstellt. (. . .) Wer Sozia- 
list ist, muß daher auch Nationalist sein.“ * 

Die Zeitschrift brachte in diesem 24. Heft auch eine beachtliche Selbstkritik, die aller- 
dings in der Zukunft nicht beherzigt wurde: Artikel „Heringsware Begeisterung“: Ein 
Brief an die Schriftleitung. Sie wandte sich dagegen, „wenn nationalsozialistische Blät- 
ter von ‚blutrünstigen, marxistischen Banden‘ sprechen. Man soll unterscheiden zwi- 
schen ‚Führern‘ und ‚Verführten‘. Im Kommentar zu diesem Brief heißt es: „Es ist Sitte 
geworden, restlos alles, was nicht zur NSDAP gehört, mit Verbalinjurien zu belegen. 
Unsere Arbeiten wäre dann jedoch zwecklos, denn um ‚Gesindel‘ bemüht sich der 
Nationalsozialismus nicht. (. . .) Demgegenüber steht eine kritiklose Verhimmelung alles 
dessen, was von seiten der Partei getan wird, die gerade in ihrem Unmaß erschreckend 
wirken muß. Der Unterschied zwischen Lobspruch und Byzantinismus müßte entschie- 
dener gewahrt werden. (.....) Wenn jedoch ein nationalsozialistischer Gauführer in der 
SA-Beilage des ‚Völkischen Beobachters‘ in einer Parallele mit Friedrich dem Großen 
gebraucht wird - so möge die Klio einen Augenblick ihr Haupt verhüllen.“*” 

Ab Juli 1928 erschienen die NS-Briefe im „Kampfverlag“ in Berlin. 
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Folgende Einträge im Goebbelschen Tagebuch geben ein anschauliches Bild der inneren 
Entwicklung in den nächsten Monaten: 


14. April 1928: „Hptm. Stennes und sein Kreis machen uns ernste Sorgen. Das alte Lied: 
Konflikt zwischen Militär und Politik.“ 

20. April 1928, S. 285: „Heute wird Hitler 39 Jahre alt. Möge Gott ihn uns erhalten. Die 
Geldbeschaffung für den Wahlkampf macht mir Sorge.“ 

13. Juni 1928, S. 297: „Straßer ist gemein zu mir. Aber ich werde mich gegen die von 
ihm auf mich gemachte Feindschaft durchsetzen. 

Der Parlamentarismus ist längst reif zum Untergang. Wir werden ihm das Sterbegeläut 
geben.“ 

22. Juni 1928, S. 300 f. „(.....) Und weil Dr. Straßer vernichtet werden muß, koste es, was 
es wolle. Der Mann ist der Satan der ganzen Bewegung.“ 

29. Juni 1928, S. 303: „Dr. Straßer ist ein angefaulter Kapitalist. Es geht gegen Hitler. 
Die Herren wollen selbst Herr sein. Ich bin bei Hitler, komme, was kommen mag.“ 
10. und 12. Juli 1928, S. 305 f.: „Gegen Dr. Straßer“ 

13. Juli 1928, S. 306 f. „Gestern abend mit dem Chef zusammen in großer Runde. Er 
war in glänzender Verfassung. Ich weiß nicht, ich habe ihn gern wie einen Vater. Hitler 
ist ein Universalmensch. Er kann herrlich erzählen. Das habe ich wohl am liebsten an 
ihm. Montag fahre ich mit ihm, seiner Schwester und Nichte nach Helgoland. (. . .) Dr. 
Straßers Stern ist im Verblassen. Wir helfen etwas nach. (. . .)“ 

15. Juli 1928, S. 307: „Lange persönliche Aussprache. Er ging scharf gegen Dr. Straßer 
vor. Meine Attacke war richtig. (. . .) Gregor Straßer war gestern bei ihm. Geknickt und 
verzweifelt. Nun soll der Kampf-Verlag liquidiert werden. Wie, das wissen die Götter. 
(. ...) Durch den Chef ungefragt zugestanden. Er war voll des Lobes für unsere Arbeit. 
Von einem Abdanken kann somit keine Rede mehr sein. Ich bleibe. Der Chef ist hun- 
dertprozentig auf meiner Seite.“ 

8. August 1928, S. 310: „Die SA macht mir nach wie vor ernste Sorgen.“ 

10. August 1928, $. 311 f.: „Dr. Ley ist eine sonderbare Type. Ob er nicht doch ein laut 
verschobener Levy ist? (. . .) Stennes ist mit seiner Rotte Korah ausgetreten. (....) Der 
Mann hat uns nur Ärger gebracht. In drei Teufels Namen, glauben die Herren Offizie- 
re vielleicht, sie können uns zwingen?“ 

13. August 1928, S. 313: „Die S.A. in großer Krise. Stennes ausgetreten. Dazu viele Stan- 
dartenführer. Wehrbundskrise, wie ich sie lange schon vorausgesagt habe, ist nun einge- 
treten. Und jetzt muß endlich geschieden werden. Partei oder Wehrverband, Revoluti- 
on oder Reaktion. (. . .)“ 

24. August 1928, S. 313 £.: „Pfeffer hat viel bei Stennes verbockt. Geld fehlt. 3000,-. 
(. . .) Abends Unterredung mit Stennes. Ein Ausweg. Hitler redet zweimal in Berlin. 
Ich nehme 3000 Mark auf Kredit. Große Erlösung. (. . .) Zum Chef. Lange Unterre- 
dung. Ich muß ihn sehr beknien. Manchmal gegen meine Überzeugung. Er hält Pfef- 
fer und Stennes für Freischärler. Wahrscheinlich mit Recht. Aber jetzt können wir 
keine Krise gebrauchen. (. . .) Ich überzeuge den Chef gegen meine Überzeugung. 
Aber so mußte ich handeln, um die Partei zu retten. (... .) Hitler ist ganz auf meiner 
Seite: (...)” 

1. September 1928, S. 315: „(München) Hitler spricht zwei Stunden, hervorragend. 
Über die Unmöglichkeit, die Bewegung mit religiösen Fragen zu belasten. Dann Refe- 
rate der ‚Reichsleitung‘. Erschreckendes Niveau.“ 

9. September 1928, S. 316: „In Wittenberg: Aber ich bin sehr enttäuscht. Die Konfes- 
sionen sind mausetot. Schlagt die alten Tafeln ein. (. . .)“ 
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14. September 1928, S. 317: „Gestern abend Unterredung mit Stennes. Wir wollen nun 
loyal zusammenarbeiten. (. . .) Stennes ist au fond ein anständiger Kerl. Er kommt nur 
aus einer anderen Welt als ich.“ 

29. September 1928, S. 321: „Redeverbot Hitlers aufgehoben.“ 

1. Oktober 1928, S. 322: „Hitlers erste Rede im Sportpalast (15.000).“ 

4. Oktober 1928, S. 323: „Brief von Hitler. Er stellt sich ganz auf meine Linie.“ 

6. Oktober 1928, S. 323: „Kaufmann hat nun die Straßers erkannt in ihrer ganzen Heu- 
chelei.“ 

14. Oktober 1928, S. 325: „Ich sitze gestern mit Wilke zusammen bei einer Konferenz, 
da geht die Tür auf, ein Kopf steckt sich lachend herein, wer ist das? Der Chef. Meine 
Freude ist maßlos. (. . .) Der Chef ist begeistert von Berlin. Er gab mir alle Vollmachten 
und sprach sehr scharf gegen Dr. Straßer. 3.) In Sachen Pfeffer und Hildebrandt ist er 
ganz auf meiner Seite. (.. .)“ 

16. Oktober 1928, S. 326 f.: „Was ist uns heute das Christentum? Nationalsozialismus 
ist Religion. Es fehlt nur noch das religiöse Genie, das alte überlebte Formeln sprengt 
und neue bildet. Der Ritus fehlt uns. Nationalsozialismus muß auch einmal eine Staats- 
religion der Deutschen werden. Meine Partei ist meine Kirche. (. . .)* 

17. November 1928, $. 324 £.: „Überfüllter Sportpalast mit Hitler als Redner. Wir sitzen 
bis tief in die Nacht noch alle zusammen, der Chef, Epp, von Mücke, Heß, seine Frau, 
die Geli und ich. Der Chef ist ganz glücklich. Er lacht mich immer wieder an, und dann 
beglückwünschen wir uns. Der größte Erfolg in meiner bisherigen Arbeit.“ 

6. Dezember 1928, S. 329: „Wie ich höre, haßt Dr. Straßer mich aus vollem Herzen. Ein 
herrliches Gefühl, von so einer Qualle gehaßt zu werden.“ 
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Auch in der Berichterstattung der jüdischen „Centralvereinszeitung“ taucht Goebbels 
nun immer häufiger auf. „Dr. Goebbels fühlt sich (. . .) Wachsender nationalsozialisti- 
scher Radau in Berlin.“ Darüber berichtete die CVZ ausführlich im Januar 1928 wie 
folgt: „Das Groß-Berliner Vereins- und Versammlungswesen wird gegenwärtig von tau- 
send nationalsozialistischen Versammlungsbesuchern beherrscht. Wer Gelegenheit hat, 
diese mit großem Tamtam angekündigten Veranstaltungen des Herrn Goebbels, den 
man in Berlin den ‚Hitler in der Westentasche‘ nennt, zu besuchen, sieht im Norden wie 
im Süden dieselben vierhundert Braunjacken, d. h. dieselben vierhundert berufsmäßi- 
gen Versammlungsbesucher. Dazu kommen abwechselnd einige hundert verbitterte 
Kleinrentner, Arbeitslose, fanatische Studenten, unreife Gymnasiasten sowie vor allem 
schwankende Gestalten aus der Arbeiterschaft, die heute den Kommunisten zujubeln 
und morgen auf Hitler schwören. Wir überschätzen die nationalsozialistische Gefahr 
gewiß nicht, weil wir durch jahrzehntelange Schulung uns abgewöhnt haben, den Radau 
zu überschätzen. Wenn wir trotzdem unsere warnende Stimme erheben, und alle, die es 
angeht, auffordern, Herrn Goebbels und sein Gefolge nicht nur zu verachten, sondern 
auch zu beachten, so geschieht das unter dem Eindruck der ganzen Art und Weise, wie 
Herr Goebbels und seine Anhänger es wagen, in der Berliner Öffentlichkeit aufzu- 
treten.“ 

Die Zeitung bringt dann Beispiele antijüdischer Hetze und fährt fort: „(. . .) Es ist kein 
Zufall, daß Herr Goebbels sich gerade in die Kommunistenzentren wagt, weil die 
Kommunisten ihm zu großem Dank verpflichtet sind. Sein Wochenblatt ist eigentlich 
nichts weiter als eine einzige gemeingefährliche Verhöhnung der Berliner Polizei. Diese 
Unterminierarbeit liegt natürlich ganz im Interesse der Kommunisten, die glauben, daß 
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sie einmal ernten werden, was Goebbels sät, während Herr Goebbels auf Kommuni- 
stenfang ausgeht.“ * 

Nachdem Theodor Fritsch die Forderung Henry Fords, die in seinem „Hammer-Verlag* 
herausgegebenen deutschen und spanischen Auflagen von Fords „Der Internationale 
Jude“ zurückzuziehen, erfüllen mußte, hatte Fritsch von Ford eine Entschädigung von 
40.000 RM verlangt, „befristet bis zum 9. Januar d. J.“. Da Ford diese Frist nicht ein- 
hielt, war Fritsch entschlossen, „seine Ausgaben des Fordschen Buches weiter zu ver- 
treiben“.* 

Über die maßlose Energieentfaltung der nationalsozialistischen Agitation teilte die CVZ 
mit, daß Hitlers Sprachrohr für nur zwei Tage 76 Versammlungen verzeichnete. Das 
jüdische Blatt zitierte in diesem Zusammenhang für die Versammlungstätigkeit der 
NSDAP in Baden die „Konstanzer Zeitung“ über eine Hitler-Versammlung in Karls- 
ruhe: 

„Aus dem ganzen Lande waren Anhänger dieser Bewegung teils mit der Bahn, teils mit 
Lastkraftwagen und Autos eingetroffen. Ein Sonderzug brachte etwa 600 Personen aus 
der Pfalz. Dementsprechend wies der große Festhallensaal eine Besetzung auf, wie sie 
nicht alltäglich ist. Ungefähr 500 Angehörige der Hakenkreuzler mit ihren Bannern nah- 
men auf der Tribüne Platz. Adolf Hitler, der über dreiviertel Stunden auf sich warten 
ließ, wurde mit Musik und stürmischen Heil-Heil-Rufen von der 3000köpfigen Zuhö- 
rerschaft begrüßt. Seine Ausführungen wurden mit Händeklatschen aufgenommen. Hit- 
ler, der monomanische Psychopath, der hemmungslose Demagoge, an dessen Händen 
das Blut der Münchner Novemberopfer klebt, umjubelt von Tausenden - das gibt zu 
denken!“ ® 

„Die Nationalsozialisten im Rheinland. Umfangreiche Versammlungsarbeit“ meldete 
die Zeitung im folgenden Monat April.“ Am 27. April veröffentlichte sie einen ganzsei- 
tigen Aufruf zur Reichstagswahl am 20. Mai: „(. . .) Zwei Fünftel aller Reichstagsman- 
date lagen bisher in den Händen programmäßig judenfeindlicher Gruppen. (. . .) Die 
mächtige Deutschnationale Volkspartei verschmäht es noch immer nicht, sich des Anti- 
semitismus als besonderen Wahlmittels zu bedienen. Die Nationalsozialisten und die 
Anhänger des völkisch-nationalen Blocks, die 1924 fast eine Million Wähler um sich 
scharen konnten, ringen rücksichtslos mit den Mitteln der Gewalt und der Verleumdung 
um die Stimmen des deutschen Volkes. (. . .) Die Gefahr der Bewegung liegt heute auf 
ganz anderem Gebiete. Durch die ständige Agitation der Völkischen in Wort und 
Schrift, auf der Straße und vom Katheder haben sich große Teile unseres Volks bewußt 
oder unbewußt zu judengegnerischen Vorurteilen beeinflussen lassen. Diese Stimmung 
wirkt sich in dem Versuch aus, die Juden planmäßig von der deutschen Volksgemein- 
schaft auszuschließen, sie wirtschaftlich und gesellschaftlich zu boykottieren, die nicht- 
jüdische Jugend in gewaltsamem Gegensatz zu unseren Kindern zu erziehen und ihr die 
wirren Gedankengänge des Rassenhasses einzuimpfen. Ganz zu schweigen von jenen 
unmenschlichen Formen, in denen verhetzte Elemente durch Schändung unserer Fried- 
höfe und Gotteshäuser ihre judenfeindliche Gesinnung betätigen. (. . .)“” 

Der nationalsozialistische Landtagsabgeordnete in Thüringen Dr. Arthur Dinter führte 
einen heftigen Kampf gegen Judentum und Christentum in seiner „Geistchristlichen 
Religionsgemeinschaft“ und der Zeitschrift „Das Geistchristentum“. Damit befaßte sich 
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die CVZ unter dem Titel „Gegen die ‚jüdisch-römische‘ und gegen die ‚jüdisch-evange- 
lische‘ Kirche“ in einem ganzseitigen Artikel.“ Dinter wurde übrigens noch im gleichen 
/Jahr von Hitler wegen seiner kulturkämpferischen und antikirchlichen Bestrebungen aus 
/ der NSDAP ausgeschlossen.” Nach den Wahlen mit dem großen Wahlerfolg der Sozi- 
' aldemokraten und der Niederlage der Rechtsparteien brachte die jüdische Zeitung eine 
„Vergleichende Übersicht über den Ausfall der Reichstagswahlen 1924 und 1928 für die 
judenfeindlichen Parteien“.” 
Mitte Juni brachte die CVZ einen Bericht über „Völkische Studentenkrawalle an der Ber- 
liner Universität“ und eine Glosse über „Absurde Folgerungen aus der Rassenlehre“ 
unter dem Titel „Ostisch = katholisch! Nordisch = evangelisch!“” Wie die Nationalso- 
zialisten „parlamentarische Arbeit“ auffaßten, zeigte die CVZ unter dem Titel „Parla- 
mentspremiere“ mit charakteristischen Äußerungen von NS-Reichstags- und Landtags- 
abgeordneten. Davon sei ein Zitat aus der Feder von Goebbels hervorgehoben: „Wenn 
es nicht noch Nationalsozialisten gäbe, wäre die parlamentarische Stickluft nicht mehr 
zu ertragen. Aber, Gott sei Dank, es gibt noch Nationalsozialisten, und sie sind gefürch- 
tet in den Schwatzbuden wie die Hechte im Karpfenteich.“” Aus den „Richtlinien für 
Lehrerbildung des völkischen Lehrerbundes“ brachte die CVZ unter dem Titel 
„Deutschblütige Berufung (. . .)“ einige Auszüge. 
Aufmerksam verfolgte die jüdische Zeitung in jeder Nummer die nationalsozialistische 
Propaganda. „Triumphierend teilte Dr. Goebbels seinen Anhängern immer wieder mit, 
daß Berlin erwacht, und daß der Nationalsozialismus in der Reichshauptstadt ständig an 
Boden gewinnt. Wir überschätzen diese Übertreibungen nicht“, so ließ sich die CVZ in 
dem Artikel „Die NSDAP sucht Neuland. In und vor den Toren Berlins...“ verlauten 
und fuhr fort: „(.. .) sehen aber scharf zu; denn es ist kein Zweifel, daß die NSDAP in 
Berlin die rechtsradikalen Gruppen allmählich aufsaugt und zahlenmäßig dadurch 
erhebliche Fortschritte macht. Sowohl bei Studenten wie bei Arbeitern erzielten die 
Nationalsozialisten Erfolge. „Vor den Toren Berlins ist die Gewinnung von Neuland 
naturgemäß leichter. Im Bezirk Barnim-Uckermark finden täglich nationalsozialistische 
Versammlungen statt. Kein Dorf, das nicht von den nationalsozialistischen Agitatoren 
heimgesucht wird. In wenigen Wochen siebzig Versammlungen allein im nordöstlichen 
Gau Berlin-Brandenburg. (. . .)“ Ähnliches meldete die CVZ aus Württemberg.” 
„Vom nationalsozialistischen Führertag“ wußte das jüdische Sprachrohr Inhaltsschweres 
mitzuteilen.” Hitler konnte „mit Stolz feststellen, daß sich die Partei, die im Jahre 1920 
64 Mitglieder gezählt hatte, innerhalb von neun Jahren zu ihrer heutigen Bedeutung 
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emporgeschwungen habe. An Stelle einer Ortsgruppe im Jahre 1920 zählt die Partei 
heute 1200 Ortsgruppen. Soweit über die finanzielle Lage der Partei Auskunft erteilt 
wurde, kann festgestellt werden, daß sie ihren Etat mit rund 255.000 Mark balanciert 
hat. Der, der etwas hinter die Kulissen der völkischen Bewegung sieht, wird diese Zah- 
len mit größtem Skeptizismus aufnehmen, denn es ist klar, daß die völkische Propa- 
ganda, die neben dem umfangreichen ‚Völkischen Beobachter‘ noch zahllose Wochen- 
schriften im ganzen Reich unterhält, die Vorträge über Vorträge veranstaltet, Empfänge 
gibt, Bücher drucken läßt, einen Etat von mehreren Millionen haben muß. (Hr 

Der Berichterstatter zog folgende Schlüsse aus dieser Führertagung: „So sehen wir von 
unserem Standpunkt als Ergebnis dieser Tagung, daß der Nationalsozialismus keines- 
wegs am Ende seiner Kraft ist; daß er vielmehr gemäß den Zeitströmungen sich von der 
Radaupolitik abwendet und mit allen Mitteln versucht, seiner Bewegung einen geistigen 
Inhalt zu geben. Hitler weiß sehr gut, daß er es heute nicht mehr nötig hat, vom ‚jüdi- 
schen‘ Finanzkapital oder vom ‚jüdischen‘ Verbrechertum zu sprechen, daß es genügt, 
wenn er vom ‚internationalen‘ Finanzkapital und ‚internationalen‘ Verbrechertum 
spricht, daß dank seiner jahrelangen Agitation jeder hinter seinen Worten das sieht, was 
er wünscht, das hinter ihnen gesehen werden soll. (. . .)” 

Am 28. September berichtete die CVZ ausführlich über „Die Bremer Überfälle. Die 
neue Aktivität der Nationalsozialisten - Die Mittwochsarbeit der Sturmabteilung. Mehr 
als zehn Personen überfallen. Ermittlung der Täter. Ein merkwürdiges Bedauern“. Da 
die Schlägertrupps auch den brasilianischen Konsul „versehentlich“ niedergeschlagen 
und verletzt hatten und auch sonst eine Anzahl Personen mißhandelt und verletzt wor- 
den waren, hatte die Gauleitung Weser-Ems sich veranlaßt gesehen, die gesamte Orts- 
gruppe Bremen einschließlich der SA aufzulösen. „Die ermittelten Täter haben teils 
gestanden, teils sind sie durch Gegenüberstellungen überführt. Es sind ganz junge Bur- 
schen, die in schlechten häuslichen oder beruflichen Verhältnissen leben und sämtlich 
der SA der Nationalsozialistischen Partei angehören. (. . .)“* 

In der gleichen Nummer berichtete das Blatt über „Schwere nationalsozialistische Aus- 
schreitungen in Oppenheim“. Unter den verletzten Juden war ein schwerversehrter 
Kriegsteilnehmer, der brutal zusammengeschlagen und mit Messerstichen verletzt 
wurde.” 

„Der Nationalsozialismus in Bayern“ wurde ausführlich behandelt mit den Untertiteln: 
„Hitlers Redefreiheit. - Unverminderte Rührigkeit der Nationalsozialisten. - ‚Flamme‘ 
und ‚Donaubote‘. - Hitlers Stellung zum Stahlhelm. - General Epp. - Die ‚Reichsflag- 
ge‘ unter nationalsozialistischer Führung. - Universität und Studentenschaft. - Von der 
Kleinbühne.“ „Der Heros der Nationalsozialisten ist der Befreier Münchens, General 
von Epp. Es läßt sich nicht leugnen, daß sie mit seiner Wahl in den Reichstag einen 
guten Griff getan haben.“ * 

Die Schändungen jüdischer Friedhöfe wie die Überfälle auf Juden machten in der brei-' 
ten Öffentlichkeit begreiflicherweise böses Blut. So schrieb „Vizeadmiral Galster gegen 
Friedhofsschändungen“ an die CVZ: „Die Friedhofsschändungen durch Hakenkreuz- 
ler und deren antisemitische Gesinnungsgenossen und die rohen Gewalttätigkeiten 
mit Schlagringen, Messern und Fäusten gegen friedliche Bürger, die ohne jeden Anlaß 
nur überfallen wurden, weil sie Juden waren oder für solche gehalten wurden, verur- 
teile ich aufs schärfste. (.. .) Das Gräberschänden in der Nacht und das Überfallen 
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Wehrloser sind rohe und feige Handlungen, die dem Deutschtum zur Unehre ge- rei- 
chen..l(. ».)"? 

Die CVZ brachte unter der Überschrift „Nationalsozialistischer Vormarsch! Flaches 
Land und Kleinstadt werden besonders bearbeitet“ seitenweise ausführliche Berichte 
über die nationalsozialistische Agitation in Stadt und Land: „(.. .) nur wer Unangeneh- 
mes nicht sehen will, kann bestreiten, daß die nationalsozialistische Bewegung in 
Deutschland beachtlich voranschreitet und daß sie in frischem Drauflosstürmen dank 
einer hemmungslosen, aufpeitschenden Agitation in der Rheinprovinz und im Vogt- 
ländischen, an der Saar und in der Pfalz, im Zentrum wie im Süden und Osten des Rei- 
ches sich auffällig ausbreitet. (. . .) Einer tausendköpfigen Menge rief Adolf Hitler am 
2. November nach Ausführungen, die von Judenhaß trieften, in Nürnberg zu, es sei 
unmöglich, auf der Grundlage einer verjudeten Republik die Wiedergesundung unseres 
Volkes herbeizuführen. Das Parlament sei eine Erfindung der Juden. Es müsse einer 
nationalsozialistischen Diktatur weichen. Einig im Kampf, rastlos in ihm aufgehend, 
müsse das Ziel doch noch zu erreichen sein: Ein Deutschland, das frei von Juden und 
Judenknechten, das wieder ein Volk wird, das die Achtung der Welt genießt (. . .)“ Die 
Zeitung brachte Stimmungsberichte auch aus dem Vogtland, dem Rheinland, aus Han- 
nover und Ostfriesland, aus Groß-Berlin und Ostpreußen, ferner Bilder von der Schän- 
dung des jüdischen Friedhofes in Harburg. „Zahlenmäßig wächst die Partei durch 
Zustrom der Unzufriedenen.“'” 

Hitlers erstes öffentliches Auftreten in Berlin nach Aufhebung des Redeverbotes im 
Sportpalast am 16. November kommentierte die jüdische Zeitung ausführlich: „Hitler 
spricht. In Berlin Chamade - in Nürnberg Fanfare.“ Schon eine Stunde vor Beginn 
mußte der Riesenraum infolge Überfüllung polizeilich gesperrt werden. Auch der sozi- 
aldemokratische Berliner Polizeipräsident Zörgiebel war anwesend. „Ein Heer von Poli- 
zeibeamten“ sorgte für eine störungsfreie Durchführung der Kundgebung. „Demon- 
strierende Kommunisten werden ohne große Mühe in die Nebenstraßen abgedrängt. 
Braunhemden sieht man nur in verschwindend geringer Zahl, dagegen sehr viel gutes 
Mittelstandspublikum beiderlei Geschlechts. (. . .) Insgesamt füllten etwa 12.000 Perso- 
nen den größten Versammlungsraum Berlins. Die Ausschmückung des Saales verrät 
bereits, daß Hitler keine radau-antisemitische Rede in Berlin halten wird. Zahlreiche 
Transparente tragen die Inschrift, Not kennt kein Gebot‘, ‚Hitler macht uns frei von der 
Dawessklaverei‘, nichts von den Juden. Zwei Standarten und dreizehn Fahnen nehmen 
zu beiden Seiten des Rednerpultes Aufstellung, von dem aus Hitler, jubelnd begrüßt, in 
etwa eindreiviertelstündiger Rede über zehn Jahre zurückblickt.“ 

Hitler habe jegliche Hetze gegen das Judentum gemieden. Nach Meinung des jüdischen 
Berichterstatters wollte er „sicherlich moralische Eroberungen machen, um Dr. Goeb- 
bels’ Wirken ein wenig abzuschwächen“. Dagegen war seine Rede im Kolosseum in 
Nürnberg „auf Fanfarentum gestimmt; sie zeigte Hitlers wahres Gesicht. (. ...) Ein Ver- 
gleich seiner Reden in Nürnberg und Berlin zeige seine Führerqualität, aber auch seine 
rücksichtslose Demagogie in hellstem Lichte.“ 

Gegen Streichers Hetzblatt „Stürmer“ erstattete die Nürnberger Ortsgruppe des Cen- 
tralvereins Anzeige wegen Ritualmord-Behauptungen. Darauf erfolgte eine Beschlag- 
nahme des „Stürmer“. In der gleichen Nummer brachte die CVZ auch einen Bericht 
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Die sozialdemokratische „Münchner Post“ eröffnete am 4. Januar 1928 ihren publizisti- 
schen Feldzug gegen die Rechte im allgemeinen, gegen die Nationalsozialisten im 
besonderen mit einem langen Artikel über „Die ‚Devoli‘“. Es handelte sich um die 
„Deutsche Volkslichtspiele GmbH“. Sie war „eine Einrichtung des ‚Filmbeherrschers 
Hugenberg‘, dem ‚Kanonendirektor‘“. Die Zeitung fuhr fort: „Hugenberg ist Finanz- 
mann der Konterrevolte.“ An seiner Seite „12 nationale Apostel“: 
„ 1. Emil Kirdorf (Leiter des Ruhr-Kohle-Syndikats), 

2. Albert Vögler, Stahlwerk-Generaldirektor, 

3. Winkhaus, Montan-Direktor, 

4. Wiskott, Vorsitzender des Zechenverbandes, 

5. Freiherr von Löwenstein, Geschäftsführer des bergbaulichen Vereins, 

6. Witthoeft, Bankdirektor, 

7. Neumann, Bürgermeister, 

8. Mann, Kapitän a.D., 

9. Becker, Minister (Hessen), 

10. Dr. Leo Wegener, 
11. Bernhard Ludwig, Professor.“ 

Der Artikel schloß mit der Aufforderung: „Sagt den Leuten, wer da im Hintergrund der 
Scheinwerfer und Lautsprecher agiert. (. . .) Der Kriegsgewinn, der Inflationsprofit, das 
Revanchekapital.“ '” 
Der Faschismus - die schriftliche Sprachregelung des sozialdemokratischen Blattes war 
durchgehend „Faszismus“ - beschäftigte die „Münchner Post“ des öfteren, so in dem 
Artikel: „Faszismus und Arbeiterschaft. Mussolinis Gewerkschaften“.'" Am 7. März 
brachte die Zeitung ein Interview mit dem ehemaligen italienischen Ministerpräsiden- 
ten Francesco Nitti: „Der italienische Faszismus“. Am 24. Januar war Thema: „Der öster- 
reichische Faszismus“, gegen die „Heimwehr“ gerichtet.'” Im April meinte die Zeitung: 
„Mussolini gegen den Papst. Bruch des Faszismus mit der Kirche“.'% 
Unter der Schlagzeile: „Die Staatsverbrechen im Jahre 1923. Eine Massenkundgebung 
der Münchner Arbeiterschaft“ befaßte sich die Zeitung ausführlich mit den turbulenten 
Ereignissen Münchens im Herbst 1923, ebenso unter dem gleichen Titel einen Monat 
später.'” Die Tätigkeit des Untersuchungsausschusses des bayerischen Landtags mit 
maßgeblicher Beteiligung des sozialdemokratischen Abgeordneten Wilhelm Högner bot 
reichlich Stoff dafür. Högner brachte über das Ergebnis des Untersuchungsausschusses 
im Jahre 1928 ein Buch heraus: „Hitler und Kahr. Die bayerischen Napoleonsgrößen“, 
Mehrfach befaßte sich die Zeitung mit der Wehrpolitik, im Jahre 1928 ein aktuelles 
Thema. Unter der Schlagzeile: „Acht Jahre deutscher Wehrpolitik. Eine böse Erbschaft“ 
ging sie auf die durch den Rücktritt des Reichswehrministers Geßler ausgelöste Regie- 
rungskrise ein.'”* Sie war ausgelöst worden, weil Kapitän zur See Lohmann von der Mari- 
neleitung Gelder des Marine-Etats zur Stützung der nationalen Filmgesellschaft „Phoe- 
bus“ verwendet hatte. Das sozialdemokratische Blatt befaßte sich ausführlich mit der 
„Aufklärung des Phoebus-Skandals“ und brachte einen Artikel: „Der Phoebus-Bericht 
der Regierung“.'” 
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Die Zeitung setzte die Hetze gegen die Reichsmarine fort: „Die Reichsmarine unter Ehr- 
hardts Einfluß. Neue Putschpläne des Wiking“; die Behauptungen waren weitgehend 
aus der Luft gegriffen." Es folgte noch ein weiterer Hetzartikel gegen die Reichswehr: 
„Der Claß-Putsch - Kapitän Ehrhardt und der Herzog von Holstein“. Das Blatt behaup- 
tete, der britische Unterstaatssekretär „Gregory“ habe im Jahre 1923 auf den Kapitän 
Ehrhardt und den Herzog von Holstein im Sinne eines Putsches eingewirkt.'"' Im Zei- 
chen des Wahlkampfes wurde diese Hetze fortgesetzt: „Abrechnung mit der Reaktion. 
Der Feind steht rechts!“', ferner: „Die ‚vaterländischen Parteien im Wahlkampf. Ein 
General als Führer“. Gemeint war General von der Goltz („Finnen-Goltz“)."” „Ein 
Opfer Lettow-Vorbecks“ war ein weiterer Artikel betitelt.'* 

Jede Gelegenheit, Soldaten und Offiziere zu verleumden und zu denunzieren, wurde 
genützt, um im Wahlkampf mit den Kommunisten konkurrieren zu können. „Der Nie- 
dergang der Rechtsverbände. Katastrophaler Mitgliederschwund“ wurde mit Genugtu- 
ung registriert.” Ein Wahlschlager für die Linke war natürlich auch das Thema „Feme- 
mord“. So brachte die „Münchner Post“ folgende Artikel: „Fememörder Heines“ am 18. 
April; eine Woche später: „Wieviel Fememörder gibt es? Nicht fünf oder sechs, sondern 
dreißig bis vierzig!“ Dieser maßlosen Übertreibung steht die Tatsache gegenüber, daß es 
nur acht Fememorde gegeben hatte, alle im Jahre 1923. Diese Akte der Selbstjustiz 
waren von der Schwarzen Reichswehr im Kampf gegen den Überfall der Franzosen und 
Belgier auf das Ruhrgebiet und im Kampf gegen die Separatisten vollzogen worden, im 
Ringen um die Existenz des Staates, der Weimarer Republik.'' Am 15. Mai brachte die 
marxistische Zeitung noch einmal den „Fememord“ als passendes Wahlkampfthema zur 
Sprache: 1. „Die Partei des Fememordes“; 2. „Ludendorff - Hitler - Epp“.'” 

Unter kommunistischem Druck stimmte die SPD mit der KPD gegen. den Bau des Pan- 
zerkreuzers A, obwohl der sozialdemokratische Reichskanzler Müller-Franken und sein 
sozialdemokratischer Finanzminister Hilfferding dafür eingetreten waren. Die zwielich- 
tige Haltung der SPD als internationale Klassenkampfpartei einerseits, als „staatstragen- 
de“ Partei andererseits kam hier erneut deutlich zum Ausdruck.’ 

Ende März erschien die SPD anläßlich einer Kundgebung des Reichsbanners Schwarz- 
Rot-Gold in München wieder mit der Maske der verantwortungsbewußten staatstragen- 
den Partei in einem Artikel: „Großdeutsche Republik und sozialer Volksstaat“.'” Weni- 
ge Wochen später prahlte sie stolz: „Das rote Wien. Bevölkerung 1.800.000, Parteimit- 
glieder 400.000“, also nahezu ein Viertel der Einwohnerschaft der ehemaligen Kaiser- 
stadt waren orthodoxe Austromarxisten. Vierzehn Tage später trauerte die Zeitung um 
„Paul Axelrod. Ein Nachruf dem Begründer des russischen Marxismus und dem Vor- 
kämpfer der sozialistischen Internationale. Axelrod, gestorben am 17. 4. 1928 im Alter 
von 79 Jahren. Er stammte aus einer armen jüdischen Familie“.'' 

Ende April meldete das sozialdemokratische Blatt die Verhaftung des - ebenfalls jüdischen 
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- Führers der ungarischen Räterepublik von 1919, Bela Khun.'? Wenige Wochen später 
teilte es mit, daß Bela Khun wegen russischer Staatsbürgerschaft nach Rußland abgescho- 
ben worden sei.” Die Sprengung der Wahlversammlung der Deutschen Volkspartei mit 
Stresemann als Redner veranlaßte das sozialdemokratische Organ zu einem empörten Arti- 
kel: „Stresemann-Versammlung von Hitlerbuben gesprengt. Eine Schande für Bayern“. * 
Am 4. Mai erschien das Blatt mit der Schlagzeile: „Völkische Führer und ‚Helden‘. 
Theorie und Praxis aus dem Sumpf der völkisch-nationalen Bewegung.“ Tags darauf 
erschien ein zynischer Artikel: „Ein neuer Luther. Epp - Hitler und die Dintersche 
Reformation.“'* Eintritt des Generals Ritter von Epp in die NSDAP und seine Kandi- 
datur für den Reichstag veranlaßten die „Münchner Post“ zu einem spottgeladenen 
Artikel gegen den „Bayerischen Kurier“, das Sprachrohr der regierenden Bayerischen 
Volkspartei: „Tränen um den verlorenen Sohn.“ '” 

Im Landtag wurde der sozialdemokratische Abgeordnete Wilhelm Högner von der 
Zuhörertribüne als „marxistischer Richter“ beschimpft. Der Zurufer wurde aus dem Saal 
verwiesen.'”* Gegen den nationalsozialistischen Abgeordneten Rudolf Buttmann brach- 
te die Zeitung eine Notiz unter dem Titel „Buttmanns Wahlklosett“, weil er sich 
geäußert habe, die Leute würden ihre Stimmzettel ins Wahlklosett werfen.” Am 18. Mai 
brachte die „Münchner Post“ ein gegen Hitler gerichtetes Gedicht „Der Trommler“, das 
begann: „Hitler rührt die Trommel jetzt, kräftig zur Reklame (. . .)“ und endete: „Denn 
es wird vergebens sein, Akrobat der Zunge.“ '” Zwei politische Morde verzeichnete die 
Zeitung im Mai: In Pfungstadt sei ein SA-Mann versehentlich von eigenen Kameraden 
erstochen, ein Reichsbannermann von Nationalsozialisten ermordet worden." 

Gegen Hitler persönlich richteten sich mehrere Artikel im Mai. „Wie ‚teutsche Erneuerer‘ 
leben“ brachte die Behauptung, Hitler habe im Jahre 1923 mit Schweizer Franken ein 
Gemälde gekauft; „Hitler lüftet Maske“ befaßte sich mit Hitlers Stellung zu Südtirol. 
Auch gegen den „Mutter-Gottes-General“ Ritter von Epp polemisierte das Blatt, ferner: 
„Münchens nationalsozialistische Vertreter. Epp läßt auf Frauen und Kinder schießen“. 
Das Blatt führte einen Erlaß des Obersten Epp vom 23. 7. 1919 an die Stadtkomman- 
dantur an, als Führer der bayerischen Schützenbrigade. Höhnisch vermerkte die Zeitung 
mit der Schlagzeile „Erneuerer Deutschlands. Schwarz-Weiß-Rote Verräter“, der Verräter 
Schlageters, Alfred Götze, selbst Roßbachmann, sei wegen Meineids zu Zuchthaus ver- 
urteilt worden. Am 11. Juli brachte die „Münchner Post“ einen Artikel: „Frontsoldaten. 
Wo waren Goebbels und seine Freunde während des Krieges?“ Weder Goebbels noch 
Feder, noch Frick, noch Graf Reventlow seien Soldaten und an der Front gewesen. 

Der sechste Kominternkongreß mit Klara Zetkin, Ernst Thälmann, Remmele und Willi 
Münzenberg als deutsche Teilnehmer gab Anlaß zu einem polemischen Artikel der sozi- 
aldemokratischen Zeitung: „Moskaus Kampfansage. Hilfsstellung der KPD-Söldlinge*“. 
Zum Verfassungstag der Weimarer Republik am 11. August kehrte die SPD-Zeitung wie- 
der ihre staatsbewußte Seite heraus. „Eine Schande in München“. Der Antrag des natio- 
nalsozialistischen Stadtrates Christian Weber, am 11. August nicht zu flaggen, war näm- 
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lich mit Mehrheit angenommen worden. Tags darauf hieß die Schlagzeile „Deutscher 
Verfassungstag“. Ein ganzseitiger Artikel schloß mit den Worten: „Treue den Helden von 
1848! Wir sind im Angriff! Hoch unser großdeutsches Vaterland! Hoch die soziale 
Republik! Hoch unsere Reichsfarben Schwarz-Rot-Gold!“ 
Sogar historisch-nostalgisch gebärdete sich das Sprachrohr des internationalen Klassen- 
kampfes mitunter. Es konnte allerdings nur die „Helden“ von 1848 (!) mit siebzigjähri- 
ger Verspätung feiern, denn andere vorzeigbare Helden hatte die SPD nicht, vor allem 
"nicht in ihrer eigenen Revolution von 1918/19. Deshalb mußte sie die „Helden“ der 
' bürgerlichen Revolution von 1848 feiern; damals hatte es freilich noch keine Sozialde- 
mokraten gegeben, so daß bürgerliche Vorkämpfer ausgeliehen werden mußten. 
Wenige Tage später hatte das Blatt Gelegenheit, den Brüsseler Sozialistenkongreß zu fei- 
ern: „An die Arbeiter der Welt! Ein sozialistisches Manifest!“ Vandervelde verlas auf dem 
Brüsseler Kongreß ein Manifest, das mit den Worten schloß: „Durch die Einigung zum 
Sieg über den Kapitalismus und den Imperialismus! Durch die Einigung zur Eroberung | 
der Macht und damit zum Sozialismus! Proletarier aller Länder vereinigt Euch!“ Und im | 
gleichen Atemzug führte die SPD ein Glanzstück ihrer klassenkämpferischen Gesinnung 
vor: Sie lehnte gegen den Willen ihrer eigenen sozialdemokratischen Regierung den Bau 
des Panzerkreuzers A ab. Dr. Breitscheid vom linken Flügel der SPD, vorher USPD, ver- 
öffentlichte in der „Münchner Post“ einen Artikel: „Partei und Panzerkreuzer! Die | 
Klärung der Krise!“ Wenige Tage später schrieb der austromarzistische Führer Dr. Julius 
Deutsch, jede Bewilligung eines Militärkredits müsse von der Sozialdemokratie mit der 
Forderung demokratischer Reformen im Heer beantwortet werden.'” Die sozialdemokra- 
tische Fraktion stellte im Reichstag den Antrag, den Panzerkreuzerbau einzustellen.'” 
„Autokrat Hitler!“ war der Bericht über die nationalsozialistische Führertagung in Mün- 
chen überschrieben. Die Zeitung stützte sich dabei auf das NS-Organ als Quelle. Sie 
hob besonders hervor, daß Hitlers Wiederwahl durch Handaufheben „unter Heiterkeit“ 
erfolgte. Ein Antrag Dinters, einen beratenden Senat an die Seite des Vorsitzenden zu 
stellen, der die Räte selbst auswählen könne, sei einstimmig abgelehnt worden; natür- 
lich sei Hitler selbst ebenfalls dagegen gewesen." 
Mit der österreichischen Heimwehr befaßte sich die Zeitung des öfteren. „Wer sind die 
Heimwehrleute? Söldlinge des Großkapitals.“ Und Scheidemann schrieb einige Tage 
später einen Leitartikel: „Pabst und Hitler. Zwei Austauschputschisten.“'” Der oben 
schon angeführte jüdische Austromarxistenführer Julius Deutsch schrieb über das 
Thema: „Der aufgeblasene Faszismus! Ein Nachwort zum 7. 10.“ Bei der Kundgebung 
des Republikanischen Schutzbundes in Wiener Neustadt sprach auch der belgische 
Delegierte. Er bezeichnete die österreichische Spielart des Faszismus als Nachäffung des 
italienischen und als „aufgeblasenen Faszismus“.'* Den Ausschluß Arthur Dinters aus 
der NSDAP durch Hitler kommentierte das Blatt unter dem Titel „Mangelnder Anti- 
semitismus. Dinter gegen Hitler“ mit den Worten: „Aber vor dieser Konsequenz und 
dem offiziellen Übergang zum Wotanskult graut dem schlauen Adolf“. 
„Der nationalsozialistische Landfriedensbruch in Augsburg“ lautete die Schlagzeile am 
23. 10. 1928: Teilnehmer an einem NS-Fackelzug hatten wegen einer abfälligen Bemer- 
kung eines Fahrgastes einen Straßenbahnzug angegriffen. Dabei seien Fahrgäste mit 
brennenden Fackeln verletzt worden. 
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Die „Münchner Post“ brachte Ende Oktober 1928 einen Beitrag von Gustav Radbruch: 
„Die sozialistische Kulturidee“. Radbruch war Strafrechtler, Rechtsphilosoph und sozi- 
aldemokratischer Politiker, in den frühen zwanziger Jahren auch Reichsjustizminister; 
1922 hatte er auch eine „Kulturlehre des Sozialismus“ veröffentlicht. In dem hier ange- 
führten Artikel hatte er die Unerfüllbarkeit des individualistischen Persönlichkeitsideals 
des Liberalismus nachgewiesen und festgestellt: „Sozialistische Kultur ist Kultur der 
Masse. Formung der Masse, in und mit der Masse, Formung ihrer Führer - das ist das 
Wesen sozialistischer Kultur.“ '” 

Zum 10. Jahrestag des 9. November 1918 brachte die „Münchner Post“ den Leitartikel: 
„Idealismus gegen Materialismus. Zum 9. November“.'* Über nationalsozialistische 
„Bluttaten“ berichtete das sozialdemokratische Organ in mehreren Nummern hinterein- 
ander.'”” Mit Hermann Esser befaßte es sich am 15. 11. 1928: „Wer ist Hermann Esser?“ '" 
Vor dem Weihnachtsfest 1928 fanden sich folgende Schlagzeilen: „Aus der Stadt Mün- 
chen 1812. Verfechter eines neuen Krieges. Auch eine Arbeiterpartei.“ „Man schreibt 
uns: Im Wittelsbacher Garten unterhielten sich hakenkreuzlerische Offiziere und natio- 
nalistische Jugend über den kommenden Krieg - ein neues frisch-fröhliches Morden.“ 
Mit Wehr- und Militärfragen befaßte sich die „Münchner Post“ im Dezember mehrfach: 
„Maffei und Schwarze Reichswehr. General Reinhardt mit Hitler im Bunde.“ Laut einer 
Zeitschrift habe der frühere preußische Kriegsminister General a.D. Reinhardt mit 
rechtsradikalen Verbänden eine zentrale Organisation aufgezogen, die von der Firma 
Maffei ausgerüstet worden sei.'* 

Zum Heiligen Abend brachte das Blatt folgende Mitteilung: „Friede in Waffen: Frank- 
reich: 680.000 Mann, England: 521.000, Polen: 264.000, Italien: 250.000, Tschecho-Slo- 
wakei: 127.000, Belgien: 60.000, Rußland: 562.000, Deutschland: 100.000.“ '® „Natio- 
nalsozialistische Umtriebe in Thüringen“ verzeichnete das Blatt und wußte vom Waf- 
fenankauf geheimer Organisationen zu berichten.'* In den Nummern vom 27. und 28. 
Dezember 1928 behandelte das sozialdemokratische Sprachrohr folgende Themen: 
„Richtlinien zur Wehrpolitik“, „Der Offizierstand der Reichswehr. Keine sparsame Per- 
sonalverwaltung“, von einer sozialdemokratischen Parteikommission mit Breitscheid, 
Crispien, Dittmann als Vorsitzenden, eine feine und höchst bezeichnende Experten- 
Auslese. Alle drei hatten nämlich der USPD angehört, waren maßgebend als Drahtzie- 
her an Wehrkraftzersetzung, Meuterei, Umsturz und Landesverrat im und nach dem 
Krieg beteiligt; nach Auflösung der USPD im Jahre 1922 kehrten sie zur SPD zurück.'* 
In diesem Zusammenhang muß an die schon mehrfach erwähnte Rede Philipp Schei- 
demanns im Reichstag erinnert werden (1926). Und hierher gehört auch der Antrag Levi 
- Rosenfeld - Seydewitz auf dem Magdeburger SPD-Parteitag im Jahre 1929: „Die Sozi- 
aldemokratie lehnt im kapitalistischen Staat die Landesverteidigung ab, die für die Bour- 
geoisie die Verteidigung ihrer Klassenherrschaft und Klasseninteressen bedeutet.“'* Der 
inke Flügel der SPD - 1917-1922 USPD - blieb der landesverräterischen Tradition 
/ August Bebels immer treu.'” 
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2.3. Das Jahr 1929 


Am 1. Januar 1929 erfolgte die Umwandlung der bisherigen „SA-Versicherung“ in 
ein Parteiunternehmen, laut NS-Jahrbuch 1930 wurde „Bearbeiter SA-Mann Martin 
Bormann“. Diese organisatorische Maßnahme, scheinbar von geringer Bedeutung, 
hatte ihre schicksalhaften Auswirkungen durch die Person des „Bearbeiters“, des spä- 
teren Reichsleiters und „Sekretär des Führers“. In der Leitung der Partei erfolgte noch 
eine weitere bedeutende Veränderung: Für die Organisation wurde unter Oberst 
a.D. Konstantin Hierl eine Abteilung II geschaffen. Die Zahl der Gaue erhöhte sich 
auf25:, ° 
„Das Gebiet des Freistaates Bayern wurde, von dieser Regelung abweichend, folgender- 
maßen eingeteilt: 25. Gau Bayern, das gesamte Gebiet des Freistaates Bayern, unter 
Führung Adolf Hitlers, unterteilt in folgende neun selbständige Untergaue: 1. Ober- 
bayern, Leiter Fritz Reinhard. (... .) 2. Schwaben, Leiter Karl Wahl. (. . .) 3. Niederbay- 
ern, Leiter Otto Erbersdobler. (. . .) 4. Oberpfalz, Leiter Adolf Wagner. (. . .) 5. Mittel- 
franken, Leiter Julius Streicher. (. . .) 6. Unterfranken, Leiter Dr. Otto Helmuth. (. . .) 
7. Oberfranken, Leiter Hans Schemm. (. . .) 8. Rheinpfalz, Leiter Joseph Bürckel. (. . .) 
9. München. (. . .) Außerdem bestehen noch zwei der Reichsleitung direkt unterstehen- 
de selbständige, die Wahlkreise Düsseldorf-West und -Ost umfassende Bezirke: 1. Bezirk 
Essen, Leiter Joseph Terboven. 2. Bezirk Bergisch- -Land, Niederrhein, Leiter F. K. Flori- 
an. Österreich unterstand nach wie vor einer eigenen Landesleitung mit Sitz in Linz, 
eingeteilt in sieben Gaue.“ 
Die Bruderpartei in den Sudetenländern (Deutsch-Böhmen, Mähren und Schlesien) 
stand wie bisher unter der Führung von Ing. Rudolf Jung. Die Partei war im Prager Par- 
lament durch sieben Abgeordnete und zwei Senatoren vertreten. Die Parteipresse ver- 
mehrte sich entsprechend der ständigen Vergrößerung der Partei; auch die Hitlerjugend 
gab einige publizistische Organe heraus. Die sudetendeutsche Presse war ebenfalls 
beachtlich. 
Die SA wurde unter dem OSAF Pfeffer in folgende Gebiete eingeteilt: 

OSAF / Stellv. Ost: 

unter Führung von Hauptmann a.D. Walter Stennes mit Sitz in Berlin; 

OSAF / Stellv. Nord: 

unter Führung von Major a.D. Karl Dinklage mit Sitz in Hannover; 

OSAF / Stellv. Mitte: 

unter Führung von Kapitänleutnant a.D. Manfred von Killinger mit Sitz in 

Dresden; 

OSAF / Stellv. West: 

unter Führung von Oberstleutnant a.D. Kurt von Ullrich mit Sitz in Kassel; 

OSAF / Stellv. Süd: 

unter Führung von Major a.D. August Schneidhuber mit Sitz in München; 

Oberführer Ruhr: 

unter Führung von Oberleutnant a.D. Viktor Lutze mit Sitz in Elberfeld; 

Oberführer Österreich: 

unter Führung von Oberleutnant a.D. Hermann Reschny mit Sitz in Wien; 

Schutzstaffel SS: 

unter Führung von Reichsführer SS (RFSS) Heinrich Himmler mit Sitz in 

München. 
Neben der Reichszeugmeisterei in München gab es noch eine Reichszeugmeisterei 
Abteilung „Sturm“ in Dresden und sieben weitere Zeugmeistereien. Die Hitlerjugend 
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unter Reichsführer Kurt Gruber hatte nach wie vor ihren Sitz in Plauen. Ferner gab es 
noch folgende Gliederungen: 

„Nationalsozialistischer Lehrerbund“, 

„Bund nationalsozialistischer deutscher Juristen“, 

„Nationalsozialistischer Deutscher Studentenbund“, 

„Deutscher Frauenorden ‚Rotes Hakenkreuz‘“. 

Die Zahl nationalsozialistischer Abgeordneter in den einzelnen Länderparlamenten 
nahm von Wahl zu Wahl zu. 

Das NS-Jahrbuch 1930 mit dem Bericht über die Bewegung vom Oktober 1928 bis Sep- 
tember 1929 brachte wie die vorhergehenden wichtige Beiträge für Weltanschauung, 
Ideologie und allgemeine Entwicklung: Otto Bangert: „Idee und Organisation“; Rudolf 
Buttmann: „Deutsche Idealität und deutscher Idealismus als schöpferische Kräfte in der 
Politik“. Dort schrieb er: „Paul de Lagarde, ein Vorkämpfer des Nationalsozialismus, war 
einer der wenigen, der seherisch vorausgesehen hat, was wir heute entsetzt erleben. Er 
unterscheidet zwischen Idealität und Idealismus. Idealität ist das Handeln aus Idealis- 
mus, aus der Gesinnung der Selbstlosigkeit, Idealismus die Anschauung, daß Ideen, 
nicht die Materie das geschichtliche Geschehen verursachen.“ 

Dr. Frick brachte seinen jährlichen Bericht: „Die Nationalsozialisten im Reichstag 
1928/29“, Goebbels schrieb über: „Erziehung und Führerschicht“, Rudolf Jung: „Die 
politische Aufgabe der Sudetenländischen Nationalsozialisten“, Hans Krebs: „Die 
Zukunft Deutsch-Österreichs“, Wilhelm Kube: „Das unerlöste Deutschland“, Franz 
Stöhr: „Besuch im Wallot-Bau“, Werner Willikens: „Der Boden im Dritten Reich“ und 
„Deutsches Bodenrecht und einige Folgen“. Jedes Jahrbuch enthielt zum Schluß einen 
Beitrag „Kleiner Literaturnachweis für den Nationalsozialisten“ mit dem neuesten Stand 
des Schrifttums. 

Hitler ernannte Mitte April Karl Kaufmann, bisher Elberfeld, zum Gauleiter von Ham- 
burg; er blieb es bis 1945. Für Düsseldorf wurde auf Vorschlag von Gregor Straßer Fried- 
rich Karl Florian Leiter des gau-unabhängigen Bezirks Bergisch Land-Niederrhein. Er 
zählte nach eigener Aussage zu den selbständigen Gauleitern, die ihren Gau auf- und 
ausbauten, nicht zu den eingesetzten.' Seine formale Ernennung zum Gauleiter des 
Gaues Düsseldorf erfolgte 1930. Florian war von Beruf Bergwerks-Ingenieur, lebte in 
engem Kontakt mit den Bergarbeitern, in der Bergwerkverwaltung in Buer tätig, grün- 
dete 1926 die dortige Ortsgruppe und baute die NS-Organisation in Bergisch Land-Nie- 
derrhein auf. 

Mit der wachsenden Not nahm auch die Härte der politischen Auseinandersetzung 
infolge der Radikalisierung der Massen zu. So wurden in Wörden (Holstein) zwei SA- 
Männer von Kommunisten ermordet, sieben schwer verletzt. Der kommunistische Rot- 
frontkämpferbund (RFB) wurde Anfang Mai in Preußen von dem sozialdemokratischen 
Innenminister wegen des kommunistischen Aufstandes in Berlin verboten (1 bis 3. Mai 
- „Blutmai“); diesem Verbot schlossen sich fast alle deutschen Länder an. 

Der „Völkische Beobachter“ brachte im März Glückwunsch-Artikel zum sechzigsten 
Geburtstag für Oberst Max Bauer (Beilage „Der deutsche Frontsoldat“) und für Kardi- 
nal Faulhaber, Erzbischof von München-Freising. Dieser wurde als Kirchenfürst ehrend 
hervorgehoben: „berühmter Kanzelredner, in seinen Schriften und Hirtenbriefen ein 
Meister auch des geschriebenen Wortes“. Seine Rede über die Revolution: „Meineid und 
Hochverrat“, sein Lob auf Mussolini wird einem Mann zugeschrieben, den die Vorse- 
hung geschickt habe, „einen der Großen der Weltgeschichte, dessen Tatkraft nicht durch 
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ein hundertköpfiges Parlament an die Kette gelegt wird“.” Auch der bayerische Kron- | 
prinz Rupprecht wurde zum sechzigsten Geburtstag gewürdigt: „(. . .) so wird uns die 
Person des Kronprinzen zum idealen Symbol, in dem sich Vergangenheit und Zukunft 
die Hand reichen (. . .)*’ | 
Paul de Lagarde wurde in einem Artikel der Vergessenheit entrissen: „Ein nationaler 
Reformator - ein Feind der Demokratie - neben der nationalen muß die religiöse | 
Erneuerung einhergehen.“' Dem Herausgeber des „Miesbacher Anzeigers“, Klaus Eck, | 
48jährig gestorben, wurde ebenfalls ein Nachruf gewidmet.’ 

Unter der Überschrift „Das Ende des Liberalismus“ brachte das NS-Zentralorgan einen | 
Auszug aus einer Rede Stresemanns am 26. Februar 1929 vor dem Vorstand der DVP.‘ | 
Anfang März berichtete der „Völkische Beobachter“ über den „Nationalsozialismus in | 
Amerika“: „Unsere erste Zeitung“. Eine nationalsozialistische Vereinigung „Teutonia“ in 


Chicago gebe es dort, ein Lichtbildervortrag „Deutschlands Erwachen“ habe stattgefun- 
den. Das amerikanische Presseorgan seit 1. 1. 1929 hieß „Der Vorposten“.’ 

Die Reichstagsrede des Abgeordneten Franz Stöhr „Bonzenbetrug und Erwerbslosen- 
Elend“ wurde als Sonderflugblatt verbreitet und auch im „Völkischen Beobachter“ abge- 
druckt. Ebenso brachte die Zeitung eine Rede Hitlers vom 25. März in der Reichswehr- 
Sondernummer: ‚Wir und die Reichswehr“.° Hitler erließ am 8. Mai in seinem Leibblatt 
folgenden Aufruf: „An alle Ortsgruppenführer im Reich“ mit der Aufforderung, dafür 
zu sorgen, daß der „Akademische Beobachter“, das Organ des NSDStB, „mehr und 
mehr gelesen und verbreitet werde“. Gleichzeitig wandte sich sein Stellvertreter als Pro- 
pagandaleiter, Heinrich Himmler, an alle Landwirte, eine Rede Hitlers anläßlich der 
landwirtschaftlichen Ausstellung zur Kenntnis zu nehmen.’ 

Der Oberleutnant a.D. Paul Schulz, Organisator der „Schwarzen Reichswehr“ im roten 
Preußen, wegen angeblichen Fememordes zum Tode verurteilt, wurde am 27. Juni 1929 
aus der Haft entlassen. Seit 30. 3. 1925 hatte er unschuldig im Kerker gesessen." 
Gegen das Preußen-Konkordat, 1929 noch vor dem Scheiden des Nuntius Pacelli abge- 
schlossen, nahm die Zeitung Hitlers Stellung: „Wir fordern: Innerstaatliche Gesetzge- 
bung an Stelle von Konkordaten.“'' 

Am 24. Juli gedachte die Zeitung eines deutsch-österreichischen Dichters: „Ein verges- 
sener deutscher Dichter. Zum vierzigsten Todestag von Robert Hamerling.“” Und am 
19. August würdigte sie zum sechzigsten Geburtstag den Grafen Ernst zu Reventlow. 
Der Gedenkartikel ist von Josef Stolzing-Cerny."” Die Zeitung bemühte sich, durch ver- 
schiedene Beilagen ihren Inhalt mit Beiträgen aus den literarischen, künstlerischen, phi- 
. losophischen und wehrpolitischen Gebieten auszuweiten und interessant zu gestalten. 
So brachte sie in einem Beiblatt eine Arbeit von H. St. Chamberlain: „Das Wesen der 
Französischen Revolution, ein Anfang vom Ende“, in der Beilage „Die neue Front“ 
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Am 8. Oktober brachte das Blatt einen Aufruf Hitlers an die SA: „SA „ Achtung! Ich 
erwarte von jedem SA-Mann, daß er seine Dienstausrüstung ausschließlich beim Zeug- 
meister bezieht. Ungeeignete und minderwertige Nachahmungen dürfen keinen Ein- 
gang in die SA finden. Adolf Hitler. Von allen Blättern nachzudrucken.“ 

Der Wehrrechtler Gerhard L. Binz brachte einen Artikel: „Wir fordern das Gesetz zum 
Schutz der Nation“, gegen die Zersetzung des nationalen Gedankens und der nationa- 
len Werte durch die Asphaltpresse besonders Berlins gerichtet." 

„Henry Ford kniet vor jüdischen Börsenbanditen“ schrieb die Zeitung und berichtete: 
Ford nahm an einem von zweitausend Juden besuchten Ehrenabend für David Brown 
teil. „Wir können über den Fußfall Fords nur unserer unbegrenzten Verachtung Aus- 
druck geben.“ Zum Thema „Ford“ brachte das Hitlerblatt noch folgende Nachricht: 
„Louis Marshall, Leiter aller jüdischen Organisationen in den USA (über 1000) schloß 
sich kürzlich mit den Zionisten in Zürich zu einer Regierung aller Juden der Welt zusam- 
men. Vor Marshall schwor Henry Ford alle seine Einsichten ab und machte seinen jäm- 
merlichen Kotau.“ ® 

Bei verschiedenen Wahlen erzielte die Partei beachtliche Erfolge, so bei den Landtags- 
wahlen in Sachsen fünf Mandate (bisher zwei), in Mecklenburg-Schwerin zwei Manda- 
te (bisher keines), in Baden sechs Mandate (bisher keines), in Thüringen sechs Mandate 
und damit drittstärkste Partei (bisher keines), in Coburg bei den Stadtratswahlen durch 
Listenverbindung die absolute Mehrheit, in Lübeck erzielte die NSDAP sechs Mandate 
(bisher keines).' 

Der vierte Reichsparteitag wurde wieder in Nürnberg vom 1. bis 4. August abgehalten 
und zeigte sich als eindrucksvolle Demonstration der wachsenden Stärke der Hitlerbe- 
wegung. Für Sternfahrten zum Reichsparteitag wurde ein Adolf-Hitler-Wanderpreis 
schon Ende Juni ausgeschrieben. Dem Führerkult diente auch ein Adolf-Hitler-Bild 
zum Reichsparteitag als Vierfarben-Kunstdruckblatt: „Originalgetreue Reproduktion 
eines Gemäldes von Kunstmaler Ernst Heilemann“. Preis drei Mark, Postkarte 25 Pfen- 
nig.” 

Bereits am 28. März war eine SA-Reserve für über vierzig Jahre alte Parteigenossen 
gegründet worden. Am 23. April war die Stellung der Hitlerjugend zur SA dahingehend 
festgelegt worden, daß die achtzehnjährigen Hitlerjungen jährlich am 9. November in 
die SA überführt werden sollten.?' Beim Reichsparteitag nahm Hitler auf dem Haupt- 
markt den Vorbeimarsch von 60.000 SA- und SS-Männern sowie 2000 Hitlerjungen ab. 
Er verlieh 24 neue Standarten und die ersten zehn Sturmfahnen an die SS. Für die HJ 
wurden Gaufeldzeichen geweiht (Hammer und Schwert auf rotem Grund). Der öster- 
reichischen SA verlieh Hitler drei weitere Standarten („Linz“, „Graz“, „Marchfeld“). 
Beim Reichsparteitag kam es zu blutigen Auseinandersetzungen mit „Reichsbanner“- 
Leuten, von denen zwei Nationalsozialisten, darunter eine Frau, ermordet wurden. 
Ein festes Ritual begann sich für den Ablauf auszubilden: Eröffnung des Kongresses, 
Verlesung von Hitlers Proklamation, Totenehrung am Heldendenkmal im Luitpolds- 
hain. Dieses Mal hielt General von Epp die Gedenkrede. Im „Deutschen Hof“ wurde 
der „Nationalsozialistische Deutsche Ärztebund“ gegründet unter Führung von Dr. 
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med. Ludwig Liebl. Ferner wurde beschlossen, den von Hans Schemm gegründeten NS- 
Lehrerbund auf das ganze Reich auszudehnen (Zeitung: NS-Lehrerzeitung). Das Nürn- 
berger Parteitagsabzeichen 1929 wurde zu einem Ehrenzeichen der NSDAP erhoben. 
Im November beauftragte Hitler Dr. Adrian von Renteln mit der Reichsführung des 
„Nationalsozialistischen Schülerbundes“, zuerst in Hamburg gegründet. Am 1. August 
war erstmalig eine NS-Pressekorrespondenz (NSPK) erschienen, kurzlebig bis Herbst 
1930. 

Der im Dezember einsetzende Zerfall der Deutschnationalen Volkspartei war für die 
NSDAP vorteilhaft: zahlreiche Abgeordnete, beginnend mit Treviranus, begannen ab 
Dezember 1929 aus der DNVP auszutreten. Der Reichstag sprach zum letzten Mal vor 
1933 der Reichsregierung am 14. Dezember das Vertrauen aus. 

1929 begann auch der Kampf gegen den Young-Plan. Unter Führung von Hitler, Hugen- 
berg, Seldte und Claß war ein „Reichsausschuß für das deutsche Volksbegehren“ am 9. 
Juli gegen die Annahme des Young-Plans gegründet worden. Volksbegehren und Volks- 
entscheid scheiterten jedoch. 

Der Youngplan, benannt nach einem amerikanischen Bankier des Bankhauses Morgan, 
hätte das deutsche Volk 59 Jahre zur Zahlung von Reparationen in jährlicher Milliar- 
denhöhe verpflichtet. Er wurde vom Reichstag mit knapper Mehrheit angenommen, 
seine Durchführung aber scheiterte schon zu Beginn infolge der Weltwirtschaftskrise. I 
Jahre 1932 setzte die Lausanner Konferenz diesem Wahnsinn der weiteren finanziellen 
Ausbeutung des deutschen Volkes ein endgültiges Ende. 

Am letzten Tag des Jahres brachte der „Völkische Beobachter“ in einem Beiblatt einen 
ausführlichen Bericht von Friedrich Meyer: „Blut und Boden“. Eine Führertagung der 
Artamanen. Die NS-Zeitung hatte bereits im Februar einen Nachruf auf den am 30. 
Januar 1929 verstorbenen „Führer und ersten Kanzler des Bundes Artam“ gebracht. 
„Seinen einfachen Sarg deckte die blutrote Hakenkreuzfahne.“ Die Beerdigung fand in 
Halle (Saale) statt.” Der Artambund war Freiwilliger Arbeitsdienst in der Landwirtschaft 
seit sechs Jahren, ohne Unterstützung des Staates. Dazu heißt es in dem Artikel über die 
Führertagung: „Was sind Volksbegehren und Volksentscheid, was Landvolkbewegung 
und großdeutsche Studentenschaft, was ist Nationalsozialismus und alldeutscher 
Gedanke, Stahlhelmgeist und bündische Bewegung anderes als das Bekenntnis zum 
Widerstand gegen die Verwestlichung, gegen den Krämergeist der Weltfinanz. (.. .) Und 
der Artamanengeist zeigt uns den Weg zur Lösung der sozialen Frage: ‚Blut und Boden‘ 
muß die Losung sein.“” 


Die Zeitung des jüdischen „Centralvereins“ verfolgte von Jahr zu Jahr mit wachsender 
Aufmerksamkeit die Entwicklung der NS-Bewegung und widmete ihr immer mehr 
Raum in ihren Spalten. Über „Ausschreitungen der Nationalsozialisten in Ostpreußen“ 
und über den „Boykott jüdischer Geschäfte und Warenhäuser an Weihnachten 1928* 
berichtete sie Anfang Januar. Sie verzeichnete aufmerksam „Die 70. Friedhofschändung“ 
am 25. Januar.” Am 13./14. 1. 1929 fand die vierte „Reichskonferenz des Verbandes ost- 
jüdischer Organisationen in Deutschland“ statt; sie wurde von achtzig Delegierten aus 
allen Teilen des Reiches besucht.” 
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Die CVZ veröffentlichte im März eine Liste „Kurorte und Gasthäuser, deren Besuch 
unseren Freunden nicht anempfohlen werden kann, mit einem Anhang: Gaststätten- 
verzeichnis der Nationalsozialisten“. Letzteres war dem Nationalistischen Jahrbuch ent- 
nommen.” Unter der Titel-Schlagzeile „Front gegen den Nationalsozialismus“ brachte 
die Zeitung einen langen Artikel des Zentrumsabgeordneten Dr. Leo Schwering gegen 
den Rechtsradikalismus. „Es ist notwendig“, schrieb Schwering abschließend, „sich die 
politische Bedeutung dieser Kampfgruppen wieder einmal klarzumachen und sich 
bewußt zu sein, was sie bedeuten und bedeuten können. Es ist nichts anderes als die 
Unterdrückung der Freiheit und die Errichtung einer Diktatur. Gewiß, diese Kräfte sind 
nicht so stark, daß sie ihr Ziel über Nacht verwirklichen können, aber es gilt, sie doch 
schärfer zu beobachten als früher! Es gilt vor allem, den Sinn ihres vergiftenden Wir- 
kens wieder herauszuschälen!“? 

Anschließend an Schwerings Beitrag brachte das Blatt Auszüge aus einem Aufsatz in der 
„Deutschen Mittelstandszeitung“, betitelt: „Die Nationalsozialisten, ihre Wesensart, ihr 
Programm und ihre Taktik!“ „Wir stellen fest, daß der kleine jüdische kaufmännische Mit- 
telständler durch den Warenhausmoloch genauso zugrunde gerichtet wird wie sein christ- 
licher Nachbar. Wir stellen fest, daß mindestens die Hälfte der Großwarenhauskonzerne 
in christlichen Händen ist. Wir stellen fest, daß mit frommem christlichem Augenauf- 
schlag und christlichen Phrasen - nicht mit jüdischen - England uns genauso zugrunde 
gerichtet hat, mit seinen angelsächsischen Freunden in Amerika, wie es im Laufe der letz- 
ten Jahrhunderte andere Völker, die ihm zu groß wurden, zerschlagen hat. (. . .)“? 

„Eine kritische Betrachtung von Ludwig Holländer“ unter der Schlagzeile „‚Veraltete‘ 
Methoden“ befaßte sich ebenfalls ausführlich mit den Nationalsozialisten. Unter Hin- 
weis auf eine Rede Gregor Straßers schrieb Holländer: „Die Form, in der die national- 
sozialistische Bewegung auftritt, läßt Rückschlüsse auf ihren Verlauf und auf ihren 
Ablauf zu. Eine Bewegung, die alle Grundlagen des sozialen und staatlichen Zusam- 
menlebens angreift und zerstört, vernichtet in dem Menschen das Gefühl für die Gren- 
ze zwischen Opposition und Anarchie. Die Nationalsozialistischen Führer züchten eine 
Auffassung von den Methoden des politischen Kampfes, die in ihren Folgen aus den 
Führern Geführte und Getriebene macht, indem sie sie zwingt, den immer radikaleren 
Forderungen nachzugeben, die an sie gestellt werden. Hierin liegt auch das Schicksal des 
Nationalsozialismus. Er wird an seiner eigenen Niveaulosigkeit zugrunde gehen. (. . .)“” 
„Nationalsozialistische Versammlung für Schüler!“ Davor erfolgte „Eine Warnung von 
Oberschulrätin Dr. Hildegard Wegscheider.“” „Dr. Felix Goldmann, Vorsitzender des 
Landesverbandes Freistaat Sachsen, ruft die Einsichtigen zur Teilnahme am Wahlkampf 
auf“ „(...) Für das deutsche Judentum haben die Wahlen darum besondere Wichtigkeit, 
weil die nationalsozialistische Propaganda sich so rege zeigt wie nie zuvor. (....) Ein Red- 
ner behauptete jüngst in einer antisemitischen Versammlung, daß die nationalsozialisti- 
sche Partei während der Jahrzeit eintausendzweihundert Vorträge im kleinen Freistaat 
Sachsen halten lasse, und der Augenschein lehrt, daß er die Wahrheit gesagt hat. (. . .)“ 
Ferner brachte das Blatt einen ausführlichen Bericht über „Die nationalsozialistische Pro- 
paganda im Vogtland“ und „Der nationalsozialistische Aufmarsch in Dresden und Ost- 
sachsen“.”' Schon in der nächsten Nummer folgte: „Aus einer nationalsozialistischen Ver- 
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sammlung. - Ein Bericht für viele“”, „Die Lehren der sächsischen Wahlen. Der natio- 
nalsozialistische Feldzugsplan. - Von unserem Sonderberichterstatter“ füllten drei Spal- 
ten: „Im Kampf der Weltanschauungsparteien „ Sozialisten, Bürgerliche, Nationalsoziali- 
sten um die Seele des sächsischen Volkes haben die Nationalsozialisten einen recht erheb- 
lichen Sieg davongetragen. Dieser Sieg wird im allgemeinen leider unterschätzt. (. . .)“” 
Ende Mai erschien in der Zeitung ganzseitig eine Darstellung: „Faschistische, zentristi- 
sche und sozialistische Nationalsozialisten. Die Hitler-Partei vor neuen Entwicklun- 
gen?“ Da wurde der wenig glückliche Versuch gemacht, die NSDAP in drei Gruppen auf- 
zugliedern: „1. Die ‚faschistische‘ Gruppe der Doktoren Goebbels und Ley mit ihrer 
Zeitschrift ‚Der Angriff‘ erstrebt bewußt in Theorie und Praxis die Übertragung der 
Methoden Mussolinis auf Deutschland. (. . .) 2. Die ‚zentralistische‘ Gruppe ist die Kern- 
truppe der bisherigen Hitlerbewegung. Sie besteht aus dem erprobten bayerischen Füh- 
rerkreis: Feder, Dauser, Esser, Göhring - dann aus einigen etwas belasteten Persönlich- 
keiten, wie z. B. dem Nürnberger Streicher und dem ehemaligen Pfarrer Münchmeyer, 
die genau wissen, daß allein Hitlers Autorität ihnen noch ein Wirken in der politischen 
Öffentlichkeit ermöglicht. (. . .) 3. Die ‚sozialistische‘ Gruppe steht unter der geistigen 
Führung Dr. Otto Straßers, des befähigteren Bruders des Reichstagsabgeordneten Gre- 
gor Straßer. (. ..)“* Die Einschätzung und Bewertung der NSDAP in dieser Darstellung 
war weitgehend falsch. 

Sie verzeichnete aufmerksam alle Wahlerfolge der Nationalsozialisten: Bei den Land- 
tagswahlen in Mecklenburg erzielten sie zwei Mandate (vorher null) und bei den 
Gemeindewahlen in Coburg dreizehn Sitze von insgesamt fünfundzwanzig; damit hat- 
ten sie die absolute Mehrheit.” 

„Goebbels’ ‚Kampf um Berlin‘“ war ein ganzseitiger Artikel überschrieben. Die Natio- 
nalsozialisten trafen umfangreiche Wahlvorbereitungen für die Wahlen ins Stadtparla- 
ment der Reichshauptstadt. Am 28. 6. sprach Streicher in Berlin über „Alljuda, der Tod- 
feind des deutschen Volkes“, anschließend Goebbels über „10 Jahre Versailles! Weg mit 
der Kriegsschuldlüge“.“ Ein ganzseitiger Beitrag „Politiker oder Trommler?“ von Dr. 
Hans Reichmann stellte die Frage: „Und warum findet eine solche Partei doch noch 
Anhänger?“; die Antwort: 

„Das einzig Originelle an dieser Partei ist ihre grundsätzlich negative Kritik; nichts 
besteht vor ihren Augen, Opposition um jeden Preis ist die Parole! Aus dieser Taktik ist 
auch der agitatorische Erfolg zu erklären. Die wirtschaftliche Not ist groß, und die Zahl 
der unkritischen Menschen, die nur irgendeinen Weg aus ihrer Not suchen, ist noch 
größer. Aber alles laute Schreien und die augenblicklichen Erfolge können nicht darü- 
ber hinwegtäuschen, daß die Partei keine Idee, keine ernsten Führer und keinen sozio- 
logisch notwendigen Kern hat, die ihr eine dauernde Lebensberechtigung gäben. Als 
ernst ist weder Hitler anzusehen, der nicht, wie der alte Bebel es im Reichstag tat, sich 
zu stellen und sein Programm zu verteidigen wagt, sondern der uns, die wir ihn immer 
wieder um eine geistige Auseinandersetzung ersucht haben, ignoriert. Und auch seine 
große Rednergabe wird für die Dauer über den Mangel an Ideen nicht hinwegtäuschen 
können. Was sonst noch an aus der Bahn geworfenen Elementen, ja an kriminellen oder 
pathologischen Naturen sich als Führer der Partei aufspielt, hat seine Bedeutungslosig- 
keit bereits in der Praxis der Parlamente erwiesen, wo sie noch nicht einen originellen 
Antrag eingebracht haben, sondern sich nur im Schimpfen erschöpften. (. . .) 
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Dieses Fehlen einer Idee, diese opportunistische Einstellung auf den Stimmenfang, 
diese wirre, undurchdachte Sammlung von ködernden Programmpunkten, der Man- 
gel an Theoretikern und ernsten Führern und nicht zuletzt das politische Rowdytum 
(...) nehmen dem Nationalsozialismus das Recht, sich als Partei zu bezeichnen. (.. .) 
Und so ist auch der Nationalsozialismus nicht eine Partei, sondern eine Sekte, die 
gehalten wird durch die Persönlichkeit des großen Volksredners Hitler, durch verant- 
wortungslose Demagogie und durch die abstruse Forderung des Antisemitismus. Dem 
echten Nationalsozialisten kommen solche Bedenken nicht. Ob Partei oder Sekte, er 
fühlt sich als Teil einer Weltbewegung: des Faschismus. Aber ebensowenig wie vom 
Sozialismus weiß er etwas vom organisatorischen und wirtschaftlichen Kern des 
Faschismus. In seiner Ideenfeindlichkeit setzt er die äußere Erscheinung seiner 
militärischen Aufzüge mit Faschismus gleich und glaubt, mit Soldatenspielerei dem 
italienischen Faschismus wesensnah zu kommen. Ein hervorragender Vertreter des ita- 
lienischen Faschismus, den wir wegen dieser Zusammenhänge befragten, hatte für sie 
nur ein Lächeln übrig. 

Die politischen Parteien haben den Nationalsozialismus bisher wenig ernst genommen. 
Sie werden aber gut daran tun, seine Agitation energischer zu beantworten, um der 
Gefahr vorzubeugen, daß die Wühlarbeit der NSDAP einen, wenn auch nur vorüber- 
gehenden, unverdienten Erfolg hat. Wir aber müssen uns mit der Bewegung immer wie- 
der auseinandersetzen; denn jede Woche nationalsozialistischer Agitation bedeutet 
einen Zuwachs von neuen Judenfeinden! Der Nationalsozialismus ist der fruchtbarste 
Boden für die Keime des Judenhasses, und die aus ihnen erwachsenen Vorstellungen 
und Gedanken werden leider noch weiter treiben und blühen, wenn der Name der Par- 
tei längst der verdienten Vergessenheit anheimgefallen sein wird.“ ” 

Diese Unter- und Fehleinschätzung des Nationalsozialismus war allgemein und stellte 
sich in wenigen Jahren als schwerer Fehler heraus. 

Vierzehn Tage später teilte die Zeitung mit: „Reichswehrminister entläßt nationalsozia- 
listische Heeresarbeiter“. Sie brachte im Wortlaut das Schreiben General Gröners „an 
den Vorstand der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, Berlin, Reichstag“, 
datiert vom 15. Juli: 

„Unter Bezugnahme auf die dort bereits bekannte Verfügung, ‚Der Reichswehrminister, 
Nr. 6327/26W vom 12. Januar 1927‘, habe ich die Entlassung der der Nationalsoziali- 
stischen Deutschen Arbeiterpartei angehörenden Arbeitnehmer im Bereich der Heeres- 
und Marineleitung mit tariflicher Kündigungsfrist angeordnet. Begründung: Aus Äuße- 
rungen führender Männer der Partei sowohl bei Tagungen wie in der Parteipresse und 
in Zeitschriften geht einwandfrei hervor, daß sich die NSDAP den gewaltsamen 
Umsturz der verfassungsmäßigen republikanischen Staatsform des Reiches und der Län- 
der zum Ziel gesetzt hat - entgegen der seitens des Herrn Abgeordneten Dr. Frick am 
13. März 1928 dem damaligen Herrn Reichsinnenminister von Keudell schriftlich abge- 
gebenen Erklärung über die auf legalem Wege erstrebte Änderung der heutigen Staats- 
form. Da die der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei angehörenden 
Arbeitnehmer solidarisch mit den Bestrebungen und Zielen der Partei sind, ist ihr Ver- 
bleiben im Bereich der Heeres- und Marineleitung unmöglich. gez. Gröner m. p.“* 
Das war für Hitlers Politik ein schwerer Schlag, hatten doch von Anfang an seine innen- 
politischen Bestrebungen immer das gute Einvernehmen mit der Reichswehr zur uner- 
läßlichen Voraussetzung. Er war sich stets darüber im klaren, daß nur mit Duldung, mit 
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stillschweigendem Einvernehmen der Reichswehrleitung, sein Ziel der Machtergreifung 
im Staate erreichbar sei. 

In der gleichen Nummer brachte die Zeitung unter der Schlagzeile „Hakenkreuz am 
Ostseestrand!“ einen Bericht: „Das Landratsamt sagt: Nicht boykottieren, sondern auf- 
suchen!“ Es ging um das Ostseebad Prerow. „Goebbels, der Herrscher der Berliner 
Nationalsozialisten, hat sich Prerow als Sommerresidenz ausgewählt. Es ist daher kein 
Wunder, daß dort eine starke nationalsozialistische Propaganda getrieben wird.“ Die am 
weitesten verbreitete Zeitung, die Stettiner nationalsozialistische „Diktatur“, stand unter 
dem Einfluß des Freiherrn von Levetzow, der Goebbels am Bahnhof empfing; er führ- 
te das Pseudonym „Freiherr von Donnerbesen“. „Am Strand erscheint der 60jährige im 
grauen Gehrock und Einglas; aber als Herr Goebbels kam, zog er natürlich nationalso- 
zialistische Uniform an. An dem schönen Prerower Strand wohnt Herr Goebbels in 
einer hakenkreuzgeschmückten Burg. 30 Hakenkreuzfahnen wehen am Strande. Dort 
‚empfängt‘ er. (.. .)“ 

In der „Diktatur“ erscheint in großer Aufmachung jede Woche aufs neue ein Inserat mit 
Hakenkreuzen an den Ecken: „Ostseebad Prerow / Darf nach dem jüdischen Zentral- 
Verein das Borkum der Ostsee. Zur Vor- und Nachsaison für Pgg. ermäßigte Preise. 
Anfragen an die Ortsgruppe der NSDAP. Man verlange Prospekt!“ Das Inserat zeigt das 
löbliche Bestreben, den Schaden wieder gutzumachen, den die nationalsozialistische 
Bewegung dem Ostseebad bereits zugefügt hatte.” 

„Der Nürnberger Parteitag der Nationalsozialisten“ war Gegenstand eines ganzseitigen 
Sonderberichtes, mit folgenden Untertiteln: „Heerlager in Nürnberg“, Illusion und 
Wirklichkeit“, „Das nationalsozialistische Manifest“, „Ausschreitungen ohne Ende“. Im 
einzelnen sei herausgegriffen: „Sehr apart war die Kleidung der Hitler-Jüngerinnen mit 
braunen Blusen und braunen Röcken. In dieser Tracht sind sie zweifellos geeignet, die 
ihnen von der Vorsitzenden des völkischen Frauenordens, Elsbeth Zander, gestellte Auf- 
gabe zu erfüllen, welche sie in der ‚Flamme‘ vom 4. August in folgenden, in einem wun- 
dersamen Deutsch geschriebenen Satz formulierte: ‚Darum auch bekämpfen wir das 
Frauenrechtlertum, sondern versuchen durch reines Werben an Stelle des oft mißver- 
standenen Landsknechtstums bei der heutigen Männerwelt die schöne deutsche Ritter- 
lichkeit hervorzubringen.‘ Als Ehrengast des Parteitages war auch ein Vertreter der itali- 
enischen Faschisten, Sandoni, anwesend. 100.000 Besucher kündigte die völkische Pres- 
se an. Beim Festzug der SA am Sonntag marschierten nach vorsichtigster Rechnung 
höchstens 17500 auf, wobei die angeworbenen, in Hitler-Uniform gesteckten Kapellen 
und auch die Jugendlichen von zehn bis 16 Jahren mitgezählt sind.“ 

Weiter heißt es in der CVZ-Schilderung: „Hitler eröffnete den Kongreß mit einer Bot- 
schaft. Innenpolitisch enthielt sie die üblichen völkischen Beschimpfungen gegen repu- 
blikanische Minister, besonders gegen Stresemann. Außenpolitisch bezeichnete sie 
Frankreich als den Gegner und setzte sich warm für eine Verständigung mit Italien ein. 
(....) Gleich nach Hitler sprach dann der Reichstagsabgeordnete Feder über den Young- 
Plan, gegen den er die Nation aufrief, den gleichen Young-Plan, den jetzt das von sei- 
nem Meister Hitler so verherrlichte Italien befürwortet.“ 

Über die Ausschreitungen äußerte das Blatt: „Seit den kommunistischen Straßenkra- 
wallen des Jahres 1919 hat Nürnberg keinen so gräßlichen Tag gesehen wie diesen Sonn- 
tag. Schon in der Nacht vom 2. zum 3. August kam es zu einer Schießerei zwischen 
Reichsbannerleuten und Hakenkreuzlern, bei der eine unbeteiligte Frau getötet und ein 
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Reichsbannermann schwer verwundet wurde. (.....) Es ist wieder einmal Blut geflossen. 
Das ist das Ergebnis des Nationalsozialistischen Parteitags“, so schloß der Sonderbe- 
richt.” 

Noch in der gleichen Nummer brachte die Zeitung den zweiten sogenannten „Mücke- 
Brief“. Unter dem Titel „Unfruchtbare Theorie - undurchführbare Vorschläge. Das 
nationalsozialistische Wirtschaftsprogramm“ setzte sich eine Dr. Margarete Wiener aus- 
führlich und sehr kritisch mit diesem Thema auseinander. Sie setzte in einem weiteren 
Artikel „Wie die Nationalsozialisten die deutsche Wirtschaft retten wollen“ ihre Kritik 
fort." 

Dem am 11. September 1929 in Zürich an den Folgen einer Operation verstorbenen 
Vorsitzenden des American Jewish Committee, Louis Marshall, widmete Dr. Alfred 
Wiener einen ehrenden Nachruf. Auf Macht und Einfluß von Marshall wurde oben im 
Zusammenhang mit dem Kniefall Henry Fords vor dem Judentum, von Marshall reprä- 
sentiert, schon hingewiesen: „Furcht kannte er nicht; Zorn ergriff ihn, wo er Unaufrich- 
tigkeit und Zweideutigkeit spürte. Den bekam jener rumänische Diplomat zu spüren, 
dem er bei einem Festessen ob der rumänischen Judenpolitik rücksichtslos entgegentrat. 
(.....) Dem Judentum war er ganz ergeben, weil sein religiöses Gefühl, seine große Kennt- 
nis des hebräischen Schrifttums ihm so befahlen. (... .) Palästina war ihm das religiöse 
Heiligtum Israels, dessen frommen Bewohnern er ebenso gesicherten Raum schaffen 
wollte wie dem Idealismus einer jungen Generation. Judentum ohne jüdische Religion 
oder gar Palästina ohne sie waren ihm blanke Unmöglichkeiten. (.. .)“" 

„Die Ortsgruppen Breslau, Waldenburg, Schweidnitz, Striegau der NSDAP aufgelöst.“ 
Unter dieser Überschrift berichtete die CVZ über Auftreten und Entwicklung der NS-Par- 
tei in Schlesien: „Wie im ganzen Reiche, so macht sich auch in Schlesien seit Beginn die- 
ses Jahres eine steigende Agitation der NSDAP bemerkbar.“ Die Hetze gegen die Juden 
nahm neuerdings zu. „Der seiner Vollendung entgegengehende Breslauer Neubau der 
Firma Wertheim lieferte hier reichlichen Agitationsstoff.“ Insbesondere der Ex-Pastor 
Münchmeyer trat auf den Plan, vor allem aber der Redaktionsstab des Nürnberger „Stür- 
mer“ mit Streicher und Holz brachte „eine neue Note in die Versammlungsreden“. Der 
seit kurzem in Hirschberg erscheinende „Hirschberger Beobachter“ wachse sich im Gebiet 
des Riesengebirges zur Landplage aus. „Interessant ist die in einer Verfügung des Liegnit- 
zer Regierungspräsidenten vom 16. Juli 1929 hervorgehobene Tatsache, daß sich beim 
schlesischen „Stahlhelm“ eine Annäherung an die NSDAP bemerkbar mache. 

„Dem nationalsozialistischen Treiben wurde in den letzten Tagen ein empfindlicher 
Dämpfer aufgesetzt“, fuhr die Zeitung fort. „Die Ortsgruppen Breslau, Schweidnitz, 
Waldenburg und Striegau wurden durch eine Verfügung des Breslauer Regierungspräsi- 
denten aufgelöst. Anlaß zu dieser Maßnahme gab ein von den Nationalsozialisten bei 
einer Reichsbannerversammlung in Schweidnitz inszenierter Tumult, bei dem es einige 
Dutzend Verletzte gab. Man stellte fest, daß zur Verstärkung der Schweidnitzer Kampf- 
front Hilfstruppen aus Breslau, Waldenburg und Striegau auf Lastwagen herbeigeschafft 
worden waren. Deshalb verfielen auch die an diesen Orten bestehenden Gruppen der 
verdienten Auflösung. (.. .)“* 

Die Finanzierung der NS-Bewegung, ihres Parteiapparates, ihrer rührigen und aufwen- 
digen Propaganda war für ihre Gegner immer ein Lieblingsthema. So brachte die CVZ 
einen ausführlichen Artikel: „Sind das wirklich Hitlers Geldquellen?*, unter Berufung 
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auf „das angesehene Zentrumsblatt“, den „Badischen Beobachter“. „Die Verantwortung 
für die Richtigkeit der Angaben muß dem badischen Blatte überlassen bleiben.“ Im 
wesentlichen handelte es sich bei diesen Ausführungen um Angaben über die Finanzie- 
rung der alten NSDAP bis einschließlich 1923. Sie waren aufgrund des „Untersu- 
chungsausschusses des Bayerischen Landtags“ über den Putsch vom November 1923 im 
wesentlichen bereits bekannt. Über die Finanzierung der Partei ab 1925, ihrer Neu- 
gründung, brachte der Artikel nichts. 

Sorge bereitete dem jüdischen Blatt die Entwicklung in Baden. Dort hatten bei den 
neuen Landtagswahlen die Nationalsozialisten einen beachtlichen Erfolg erzielt. „Sie 
haben nun sechs Mandate und brachten es auf über 65.000 Stimmen, das ist etwa das 
Siebenfache der Landtagswahlen von 1925 und das Zweieinhalbfache der Reichstags- 
wahlen von 1928.“ Das Blatt fuhr fort: „Mit den ruhigen Verhältnissen von früher ist es 
nun für uns badische Juden längere Zeit vorbei. Die ‚Inhaber der Immunität‘ und, was 
noch wichtiger ist, der Freifahrtscheine und der Diäten, werden auch nach der Wahl ihre 
Methode nicht ändern.“ * 

In der gleichen Nummer brachte die Zeitung einen Artikel: „Ein Wort an die Parteien! 
Einheitsfront gegen die Nationalsozialisten?“ „Je stärker der Umfang und Machtwille 
der nationalsozialistischen deutschen Arbeiterpartei wird“, so heißt es einleitend, „um 
so mehr werden andere Parteien gezwungen sein, sich mit ihr auseinanderzusetzen. 
(. ...) Die Not wird die Parteien zwingen, ihre bisherige Taktik den Nationalsozialisten 
gegenüber zu ändern. Endlich erkennt man, daß diese Bewegung weder durch vorneh- 
mes Totschweigen noch durch mitleidige Verachtung besiegt werden kann, noch daß 
stille Duldung in der Hoffnung auf die Wirkung erwarteter Besserung der wirtschaftli- 
chen Verhältnisse und dergleichen zum Ziele führt. Es ist schlimm genug, daß nicht 
schon lange das Gefühl für politische Reinlichkeit, ohne welche sachliche politische 
Auseinandersetzungen unmöglich sind, die Einsichtigen zum gemeinsamen Kampfe 
gegen die Verwilderung und Ungesetzlichkeit der nationalsozialistischen Kampfmetho- 
de auf den Plan gerufen hat. Immer hat sich gezeigt, daß man in der Politik gemeiner 
Hetze und Verleumdung nur deshalb, weil sie sich gegen andere richtet, auf die Dauer 
nicht ungestraft zusehen darf und zusehen kann; immer kommt die Stunde, wo sich die 
einmal gewohnte Methode auch gegen die eigenen Reihen richtet. (. . .)! 
Einen zwei Seiten langen Bericht brachte Dr. Alfred Hirschberg als Sonderberichterstat- 
ter bei dem Prozeß gegen Streicher und Holz in Nürnberg unter der Überschrift : „Das 
Urteil von Nürnberg. Holz zu dreieinhalb Monaten, Streicher zu zwei Monaten Gefäng- 
nis verurteilt, mit einem Bild ‚Der Feind steht vor den Toren‘“.” 

Auch bei den Gemeindewahlen stellte die CVZ bekümmert fest, „daß uns der national- 
sozialistische Erfolg das hervorstechendste Merkmal der Kräfteverschiebung zu sein 
scheint.“ (Artikel: „Das Wahlergebnis - eine Mahnung an die Parteien!“) Ebenso wies 
sie mahnend auf die Studentenkrawalle und ihre Ursachen hin: „Der Staat ist gewarnt. 
Die Ursachen der Studentenkrawalle.““ Auch in der nächsten Nummer befaßte sich die 
Zeitung ausführlich mit Wahlergebnissen, dieses Mal in Bayern. Der allgemeinen Lau- 
heit der Weimarer Parteien „steht eine teilweise fanatische Opferfreudigkeit in national- 
sozialistischen Kreisen gegenüber (. . .)“." 
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In der Nummer 50 vom 13. 12. 1929 setzte die Zeitung ihre vergleichenden Wahler- 
gebnisse, in diesem Fall in Bayern und Thüringen, und ihre Analysen fort. „Der 
Schweidnitzer Nationalsozialistenprozeß“, „Hitler und Herr von Pfeffer als Zeugen“ war 
ebenfalls Gegenstand eines ausführlichen Sonderberichtes. Die Anklage lautet auf 
„Sprengung einer politischen Versammlung und Landfriedensbruch“. 

In der gleichen Nummer „Die Politisierung der Schulen. Hakenkreuzler stören eine 
Jungdemokraten-Versammlung“.” „Mittelstandsbewegung oder Faschismus?“ Aus dem 
Geschäftsbericht vom 15. Dezember.“ Dr. Hans Reichmann ging ausführlich unter die- 
ser Überschrift auf die Entwicklung der Hitlerbewegung ein. Er begann: „In einer Berli- 
ner Kleinkunstbühne singt man jetzt folgenden Gassenhauer: ‚Die KPD ist mir zu stie- 
ke, ick wer jetzt mal bei Hitlern jehn, denn det Marschieren, det is schnieke und 
Demonstrieren ist jar zu scheen!‘ Dieser Gassenhauer charakterisiert die Gesinnung 
eines Teils der jugendlichen Anhänger, die bei den letzten Wahlen den Aufschwung der 
Hitler-Partei gefördert haben. Junge Menschen, die überall dabei sind, wo ‚was los‘ ist, 
befriedigen ihren Hang zu Abenteuern bei den militärischen, ungesetzlich bewaffneten 
Aufmärschen, beim Versammlungssprengen und Zusammenstößen mit der Polizei. Das 
alles kann man bei der NSDAP besser noch als bei der KPD erleben. Und so schwenkt 
man nicht mehr allein zur KPD ab, sondern zu Hitler, dessen Sturmabteilungen noch 
besser die Fanfaren blasen als die Schalmeikapellen von Rotfront. Das ist die eine 
Schicht der NSDAP.“ 

Reichmann bringt dann eine zweite Schicht aufs Tapet: „Die andere weitaus größere 
charakterisiert sich durch folgendes: Man sagt dieser Schicht: ‚Euch geht es schlecht‘. 
‚Jawohl, richtig.‘ ‚Haben Euch die anderen Parteien geholfen?‘ ‚Nein, uns hat bisher nie- 
mand geholfen.‘ ‚Wir werden Euch helfen. Uns könnt ihr nicht vorwerfen, daß wir 
schon versagt haben, daß wir wie die anderen korrumpiert sind. Wir sind frisch, jung, 
tatkräftig, unbelastet.‘ So denken jene Kleinbürger, die aus der wirtschaftlichen Notlage 
der heutigen Zeit die Folgerung ziehen: ‚Entweder ganz rechts oder ganz links, nur eine 
radikale Richtung führt uns aus unserer Mißwirtschaft.‘ ‚Ganz links‘ scheidet für einen 
großen Teil des deutschen Kleinbürgertums aus; denn ganz links kann man nur dann 
stehen, wenn man sich zur internationalen Idee bekennt. Das tut das deutsche Bürger- 
tum nicht und kann es auch nach seiner Erziehung nicht tun. Deshalb sucht man ‚ganz 
rechts‘ seine Zuflucht. (. . .)“ 

Der Verfasser führt dann eine dritte „Schicht“ auf: „Eine zahlenmäßig nicht sehr große 
Schicht dagegen läßt sich durch gedankliche Erwägungen tieferer Art leiten. Ihre Stel- 
lungnahme wird etwa durch ein Bekenntnis Straßers charakterisiert, der in seinen 
‚Nationalsozialistischen Briefen‘ ausgesprochen hat: Wir schaffen die neue Revolution, 
die die bürgerlichen Gedanken von 1789 - Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit - mit 
ihrer verwässerten liberalen Weltanschauung beseitigt und den neuen nationalistisch- 
revolutionären deutschen Staat schafft. Solche Gedankengänge, wie sie der Apotheker 
Straßer verficht, werden gefördert durch Menschen, die parteipolitisch wenig hervortre- 
ten: den Schriftsteller Ernst Jünger, einen Mann, dessen Buch ‚In Stahlgewittern‘ eine 
Verbreitung von 40.000 Exemplaren gefunden hat, oder Franz Schauwecker mit seinem 
Buch ‚Aufbruch der Nation‘.“ 

Reichmann schildert weiter die psychologische Lage: „Die bürgerlichen Parteien hält 
man für satt; man sieht keinen heldischen Zug, keinen heroischen Führer, man hat kein 
Verständnis für Kompromisse, für die Schwierigkeiten der Tagespolitik, für komplizier- 
te Steuergesetze und für diplomatisches Paktieren. ‚Vorwärts‘ will man ohne Rücksicht 
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auf weltpolitische Hindernisse. Und ‚vorwärts‘ schallt es aus dem Munde der Führer, die 
noch nicht eine praktisch-politische Leistung aufzuweisen haben. General Epp, Haupt- 
mann Göhring [sic], Kapitänleutnant Killinger werden als Helden angepriesen. Die 
Schuld an dieser Entwicklung liegt teilweise auch in den Parteien selbst. Die national- 
sozialistische Bewegung konnte so hoch ansteigen, weil sie nicht genügend durch Gegen- 
agitation abgewehrt worden ist. Die NSDAP war fleißig, das muß gerade der Gegner 
gestehen. Am 21. Mai 1928, einen Tag nach der Reichstagswahl, begann sie ihre Agita- 
tion. Etwa 20.000 Versammlungen wurden im Laufe des Jahres 1928 abgehalten. In den 
letzten Monaten fanden im Deutschen Reich täglich sechzig nationalsozialistische Vor- 
träge statt. Eine gut ausgebaute Presse unterstützt die Wühlarbeit.“ 

Die nationalsozialistische Bewegung sei weder eine antisemitische Mittelstandspartei 
noch eine faschistische Welle nach italienisch-spanischem Vorbild. „Die Hitlerbewegung 
ist in Wahrheit eine Truppe zur Unterhöhlung der Gewerkschaften, unterstützt vom 
Unternehmertum, das ein faschistisches Prinzip wie etwa das Verbot der Aussperrung 
nie dulden würde. Da die Nationalsozialisten in Wirklichkeit vom Unternehmertum 
abhängig sind, sich aber als Arbeiterpartei gebärden, werden sie in den Parlamenten ver- 
sagen. Immer wieder werden Widersprüche zwischen Programm und Praxis nachzuwei- 
sen sein, und die Zeit ist nicht allzu fern, wo die betörten Wähler den wahren Charak- 
ter dieser ‚Arbeiterpartei‘ erkennen werden.“®' 

Auch die sozialdemokratische „Münchner Post“ setzte ihren publizistischen Kampf 
gegen die Nationalsozialisten in verstärktem Maße fort, entsprechend dem Anwachsen 
der Bewegung. So meldete sie Anfang 1929 unter der Überschrift „Völkische Führerhel- 
den vor Gericht“ die Verurteilung eines Coburger Rechtsanwalts wegen Wucher zu einer 
Geldstrafe und in der gleichen Nummer die Verurteilung eines „Hitleragitators“ in Frei- 
burg wegen Erpressung zu sechs Monaten Gefängnis.” Von ihrem regelmäßigen Wiener 
Mitarbeiter, dem Austromarxisten Dr. Julius Deutsch, brachte sie am 11. Januar einen 
Aufsatz: „Theorie und Praxis im Wehrprogramm“, einige Tage zuvor bereits „Diskussi- 
on des Wehrprogramms“.” 

In der gleichen Nummer berichtete das Blatt über „Kulturkampf. Gründung des Kampf- 
bundes deutscher Kultur.“ Dort hieß es: „Neben prominenten Hakenkreuzlern wie 
Adolf Bartels, Hugo Bruckmann, Lehmann, Rosenberg, Wohlzogen [sic] finden wir 
auch den kleineren Sohn des großen Gustav Freytag, ferner Namen wie Geheimrat Dr. 
Dörnhöffer, Alfred Heuß, Behn, Schultze-Naumburg, Heinrich Wölfflin und Winifred 
Wagner, Bayreuth. Eine sehr gemischte Gesellschaft.“ 

Zweimal wies das Blatt auf die alarmierende Zahl der Arbeitslosen hin: am 12./13. Janu- 
ar „über zweieinhalb Millionen“, am 30. Januar „fast drei Millionen Arbeitslose*.” 
„Rechtsbeugung im Hitlerprozeß“ und „Völkische Redefreiheit“ sind ausgiebiger 
Berichtsstoff: „Wüste Ausschreitungen“ in einer NS-Versammlung in Rastenburg 
(Ostpr.) gegen einen sozialdemokratischen Zwischenrufer.“ „Juden als Hitler-Lieferan- 
ten“, „Der ‚gemeine Nutzen‘ der Hitler-Wirtschaftsstelle“. Unter dieser Überschrift teil- 
te die Zeitung mit: Die „Reichswirtschaftsstelle“ in München wird von Rothenberger 
und Heiden geleitet. Sie bezieht die SS-Uniformstücke von einer jüdischen Firma in 
München und verkauft sie fast mit doppeltem Preis an die SS-Männer.” 
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Im bayerischen Landtag kam es zu heftigen sozialdemokratischen Protesten wegen der 
Angriffe des nationalsozialistischen Abgeordneten Dauser gegen den sozialdemokrati- 
schen Reichskanzler Müller. Tags darauf brachte das Blatt mit der Überschrift „Wilhelm, 
der Hakenkreuzler“ die Nachricht, der ehemalige Kaiser werde infolge des veröffentlich- 
ten Briefwechsels zwischen ihm und H. St. Chamberlain verschiedentlich angegriffen.” 
Die Aufhebung der Immunität des Reichstagsabgeordneten Gregor Straßer zur Straf- 
verfolgung wegen Vergehens gegen das Republikschutzgesetz bot Stoff für mehrere Arti- 
kel.“ Über „Neue Taktik der Nationalsozialisten“ wußte die Zeitung mit Berufung auf 
Gregor Straßer „Interessante Enthüllungen“ zu bringen.‘ In „Verleumder und ihre 
Abfuhr“ berichtete das Blatt noch einmal über den Zwischenfall Dauser im Landtag.” 
„Nationalsozialistische Größen“: Die beiden nationalsozialistischen Abgeordneten im 
sächsischen Landtag fallen auf, teilte das Blatt über diese „Größen“ mit: Kapitänleut- 
nant Mücke legte sein Mandat nieder, Tittmann, geschieden, weigerte sich, für seine 
Familie den Unterhalt zu zahlen. Wenige Tage später meldete die Zeitung unter dem 
Titel „Nationalsozialistischer Ehrenmann“ die Aufhebung der Immunität Tittmanns für 
Strafverfolgung.“ 

Bei einer blutigen Auseinandersetzung zwischen Nationalsozialisten und Kommunisten 
in Kiel soll es drei Tote gegeben haben, teilte die Zeitung unter der Überschrift „Mit 
dem Rüstzeug der Barbaren“ mit.“ „Wehrfrage und Sozialdemokratie“ behandelte Otto 
Bauer, vermutlich der Austromarxisten-Führer. Über dieses Thema hatte auch schon 
öfter sein Gesinnungsgenosse Dr. Julius Deutsch geschrieben. Das Thema wurde 
anderntags fortgesetzt mit der Schlagzeile „Reichswehr und Schwarze Reichswehr“. 
Wenige Tage später schrieb der Reichstagsabgeordnete Erich Roßmann „Die drei Divi- 
sionen der Republik. Zwei Milliarden Wehrlast des Reiches“. Und schließlich folgte kurz 
darauf die Rechnungslegung des jüdisch-sozialdemokratischen Reichsfinanzministers 
Hilferding: „Hilferding begründet den Reichshaushalt. Weniger Reichswehr, mehr Sozi- 
alpolitik.““ Zur Wehrfrage und zum Soldatentum hatte die Sozialdemokratie von der 
Wurzel her ein negatives Verhältnis. Auf dem Magdeburger Parteitag 1929 stellten Levi 
- Rosenfeld - Seydewitz folgenden Antrag: „Die Sozialdemokratie lehnt im kapitalisti- 
schen Staat die Landesverteidigung ab, die für die Bourgeoisie nur Verteidigung ihrer 
Klassenherrschaft und Klasseninteressen bedeutet.“ 

„Der Opelverkauf perfekt? Die Tragödie der deutschen Autoindustrie“ meldete die 
„Münchner Post“. Das älteste und erste deutsche Autowerk Opel wurde von der ameri- 
kanischen Riesenfirma General Motors gekauft; mehr als fünfzig Prozent der Anteile 
übernahmen die General Motors.” 

Ein „Völkisches Figurenkabinett. Hitler - Hermann Bahr - der katholische Geistliche - 
Epp - Rupprecht“ brachte die Zeitung und berichtete auch über Dinters Kampf in sei- 
ner Zeitschrift „Geistchristentum“ gegen Hitler in einem Artikel „Hitler und Rom“.* 
„Nationalbolschewismus auf den Hochschulen. Die politisierenden Universitäten - 
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Zwangsbeiträge zur Bekämpfung des Staa- 
tes.“ Bei juristischer Prüfung in Erlangen fie- 
len von 129 Kandidaten 55 durch. Über 
diese Thematik hielt Högner im Landtag 
eine Rede.“ In der gleichen Nummer berich- 
tete die Zeitung „Nationalsozialismus - 
Radauhelden“ über Schlägereien in Ver- 
sammlungen in Hamburg und Gumbinnen. 
Der sozialdemokratische Abgeordnete Dr. 
Eduard Alexander erklärte im Strafrechtsaus- 
schuß des Reichstags am 5. 4. 1929: „Ein 
Recht auf Landesverteidigung erkennen wir 
nicht an, auch nicht, wenn der Feind an der 
Oder steht (. . .)“ Und der SPD-Abgeordnete 
Seydewitz verkündete auf einer Berliner 
Schülerversammlung am 13. 6. 1929: „Der 
Vorwurf des Landesverrats ist uns ein Ehrenti- 
tel. In diesem Sinn gilt es, die Jugend plan- 
mäßig zu erziehen.“ Beide Zitate aus dem 
„Völkischen Beobachter“ Nr. 57 vom 26. 2. 
1932, Seite 1. 

Im Landtag fiel Streicher auch unangenehm 
auf und wurde deshalb aus dem Saale gewie- 
sen.” Unter der Überschrift „Das Verbrechen 
vor zehn Jahren“ gedachte das sozialdemo- 
kratische Organ in einem Lobesartikel Kurt 
Eisners.”' In Berlin wurde der Bankier Willi 
Bruß wegen Untreue und Betrug zu einem 
Jahr Gefängnis verurteilt, berichtete das Blatt 
unter dem Titel „Ein völkischer Bankier. Das 
Ideal der Hakenkreuzler“.”” Das Gerichtsver- 
fahren gegen Edmund Heines in Stettin 
brachte die Zeitung mit der Überschrift 
„Femeheld Heines“.” 

„Aus dem Jahrbuch der SP 1928“ brachte die 
Zeitung folgende stolze Statistik: „In der 


deutschen Republik sind 889 Bürgermeister, 897 Gemeindevorsteher, 520 Stadträte, Bei- 
geordnete, 3957 Kreistagsabgeordnete, 60 weibliche Kreistagsabgeordnete, 339 Provin- 
zialabgeordnete, 19 dazu weibliche, als Sozialdemokraten tätig.“ Wenige Monate spä- 
ter lieferte die „Münchner Post“ eine noch viel stolzere Statistik unter dem drohenden 
Titel „Die rote Macht!“ ” 

Über kommunistische Agitation und nationalsozialistische Dummheit anläßlich einer 
Reichstagssitzung berichtete die „Münchner Post“, ferner über „Kriegsbegeisterung der 
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Hitlerianer. Aber zur Reparationszahlung bereit“ bei nationalsozialistischen Versamm- 
lungen in Braunschweig und Helmstedt, ferner über eine „Unfriedliche Friedensver- 
sammlung. Rüpeleien von Nationalsozialisten und Stahlhelmern“ in einer Versamm- 
lung der deutschen Friedensgesellschaft in Görlitz.“ Drohungen des preußischen Innen- 
ministers veranlaßten Hitler zu entsprechend radikalen Gegenäußerungen: „National- 
sozialistische Kampfansage in Preußen. Krieg bis aufs Messer.“” Gegen Ludendorff 
brachte die Zeitung einen Artikel: „Der große Schädling des deutschen Volkes. Das 
Urteil eines völkischen Rechtsanwalts über Ludendorff.“* „Die völkischen Rowdys in 
Rothenburg o. T.“ hatten eine sozialdemokratische Versammlung mit Högner als Red- 
ner gesprengt.” 

Über die Abrüstungsverhandlungen in Genf schrieb das sozialdemokratische Blatt: 
„Eitel-Heuchelei in Genf. Für Flugzeugbomben-Krieg.“ Ein deutscher Antrag eines all- 
gemeinen Verbots des Bombenabwurfs durch Flugzeuge war abgelehnt worden von 
Polen, Frankreich, Spanien, USA, England, Griechenland, Belgien und Kanada. Die Zei- 
tung verwies auf „30 Jahre Abrüstungsbestrebungen“ in Erinnerung an die erste Haager 
Friedenskonferenz, beginnend am 18. 5. 1889.” 

Hauptthema waren und bleiben jedoch weiterhin die Nationalsozialisten: Aus Frankfurt 
wurden Waffenfunde gemeldet, ein nationalsozialistischer Überfall auf Reichsbanner- 
leute mit einem Toten und drei schwerverletzten Reichsbannermännern." 

Trotz des Demonstrationsverbotes zum 1. Mai 1929 veranstalteten die Kommunisten 
große Kundgebungen. Es kam zu bürgerkriegsmäßigen Kämpfen zwischen der Polizei und 
dem Rotfrontkämpferbund. Bei den dreitägigen blutigen Auseinandersetzungen kamen 
33 Menschen ums Leben, 198 Zivilisten und 47 Polizisten wurden verletzt, 1228 Perso- 
nen festgenommen. Reichsinnenminister Severing verbot darauf den Rotfrontkämpfer- 
bund”, der jedoch im Untergrund weiter bestand. Die Erbitterung zwischen den beiden 
Linksparteien erreichte damit einen Höhepunkt. Dieser kommunistische Aufstand war 
eine Kraftprobe der äußersten Linken und zeigte, wozu die KPD fähig war. 

Auch dem Schriftsteller Thomas Mann, intellektuelles Aushängeschild der Weimarer 
Republik und linker Gesinnung, widmete die „Münchner Post“ ihre Spalten: „Völkische 
Reaktion und Psychoanalyse. Ein geistesgeschichtliches Manifest von Thomas Mann.“ 
Es betraf eine Schrift von Thomas Mann: „Die Stellung Freuds in der modernen Gei- 
stesgeschichte“.* 

Das beliebte Thema „Hitlers Geldquellen“ brachte das sozialdemokratische Blatt im 
Mai wieder zur Sprache. „Wer finanziert Hitler? Beleidigungsprozeß Hitlers gegen den 
‚Bayerischen Kurier‘.“ Auch in den folgenden Nummern war das Thema Gesprächs- 
stoff.“ In diesen weiteren Zusammenhang gehörten auch „Hitlers Mussolini-Politik“ 
und „Das Auswärtige Amt finanziert Stahlhelmputschisten - Nationalsozialisten, als 
Kostgänger der Faszisten.““ In dem Artikel „Politische Nachlese zum Hitlerprozeß“ 
kam auch die Sprache auf „die Geldquellen des Heimwehrputschisten Pabst“.” „Roman- 
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tisch-naiv. Echo des Hitlerprozesses aus Italien“ berichtete das Blatt.” „Das Urteil im 
Hitler-Prozeß“: von Graefe, Osterhuber, Thomas Wimmer, Adolf Distl und der Schrift- 
leiter Julius Zerfaß werden wegen übler Nachrede zu Geldstrafen verurteilt.‘ 

„Hölz oder Hitler. Jacke wie Hose“; mit diesem Titel amüsierte sich das sozialdemokra- 
tische Blatt über nationalsozialistische Versammlungen mit dem Thema „Hölz oder Hit- 
ler“ und schrieb dazu: „In Kreisen wirklicher Politik werden sie nicht ernst genom- 
men.“” Anläßlich des Ferienbeginns des Reichstags kam es laut „Münchner Post“ zu 
nationalsozialistiichen und kommunistischen Rüpeleien.” „Um die Konzession des 
Kaufhauses Uhlfelder. Im Garn der Nazi-Sozi.“ Der nationalsozialistische Antrag, die 
Konzession für einen Erfrischungsraum dem Kaufhaus zu entziehen, wurde angenom- 
men.” 

„Krise des Parlamentarismus? Dr. Breitscheid vor den Münchner Parteigenossen.“” 
Breitscheid spielte als führender Mann der USPD über Jahre hinweg eine mehr als frag- 
würdige Rolle auf der politischen Bühne, ehe er schließlich wieder der SPD beitrat. Für 
den Stabschef des „Reichsbanners“, Major a.D. Karl Mayr, erschien der Artikel „Das 
Ende einer kommunistischen Verleumdung. Lügenfeldzug gegen Major Mayr“.” Dieser 
hatte 1919 als Hauptmann i im Übergangsheer in München den Gefreiten Adolf Hitler 
als „Bildungsoffizier“ in Marsch gesetzt; später wechselte er zu den Sozialdemokraten 
und organisierte das „Reichsbanner“. 

Auf dem SPD-Parteitag in Magdeburg wurden die oben zitierten Richtlinien zur Wehr- 
frage angenommen, teilte die „Münchner Post“ mit.” Gegen den „Stahlhelm“, bis 1929 
der Hauptgegner des „Reichsbanners“, erschien anläßlich eines Aufmarsches in Berlin 
ein Artikel „Prahlhelm“.* In der gleichen Nummer berichtete die Zeitung über einen 
Prozeß gegen die Zeitschrift „Deutschlands Erneuerung“ und über Gefängnisstrafen 
gegen Nationalsozialisten wegen Überfällen auf die Juden. „Die Schandtat des Faszis- 
mus. Eine Erinnerung an die Ermordung Matteottis“ brachte die „Münchner Post“ am 
11. Juni 1929.” Giacomo Matteotti, Generalsekretär der Sozialistischen Partei Italiens, 
war am 10. Juni 1924 ermordet worden. 

„Heimgeschickt. Hitler in Tirol wird nicht geduldet.“ Eine geplante nationalsozialisti- 
sche Versammlung in Innsbruck war verboten worden. „Tierische Roheit von Haken- 
kreuzlern.“ Nationalsozialisten in Köln wurden wegen Landfriedensbruchs verurteilt.” 
Mit Recht bezeichnete das Blatt die Bezichtigung Dr. Hugo Eckeners als Landesverräter 
als „Nationalsozialistische Würdelosigkeit“.” „Nationalsozialistische Verleumdung“: 
Der „Völkische Beobachter“ schreibt: „Owen Young lobt seinen Müller“ (Reichskanzler). 
Der amerikanische Bankier hatte in seinem Telegramm an den Reichskanzler Schacht, 
Melchior und Dr. Kastl als Unterhändler gelobt.'” 

Es verging kaum mehr ein Tag, an dem die Tageszeitungen nicht politische Rüpeleien 
und blutige Auseinandersetzungen melden konnten. So brachte die „Münchner Post“ 
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die Meldung „Der Tod eines Nationalsozialisten vor Gericht. Die Folge einer Schlägerei 
in Berlin“.'” Schon in der nächsten Nummer meldete sie Studentenkrawalle wegen Rele- 
gierung mit der Überschrift „Völkische Radauhelden an der Wiener Universität“.'” Eine 
„Südtiroler Kundgebung gegen den Faschismus. Ein Danktelegramm an Macdonald“ 
teilte das Blatt am 22. 6. 1929 mit, gleichzeitig mit der Meldung „Hitlerbuben gegen das 
Tiroler Deutschtum. NS-Flugblatt gegen Andreas-Hofer-Bund“.'” 

„Kopf ab! Bis dahin: Offenbarungseid!“ Unter diesem Titel brachte das sozialdemokra- 
tische Blatt einen Auszug aus der Nr. 22 „Nationalsozialistische Briefe“ vom 15. 5. 1929 
über „Die Köpfe rollen“. Damit verband die Zeitung einen Auszug aus den Mitteilun- 
gen der Industrie- und Handelskammer Königsberg (Ostpr.) des Inhalts: „Haftbefehl 
und Erzwingung eines Offenbarungseides der NSDAP“, Ortsgruppe Königsberg." 

In den Tagen vom 24. bis 28. Juni brachte die „Münchner Post“ laufend Artikel über das 
zehnjährige Jubiläum der schmachvollen Unterzeichnung des Versailler „Friedens“ver- 
trages vom 28. Juni 1919 - dem Mordtag von Sarajewo. - durch die beiden Bevoll- 
mächtigten der Weimarer Nationalversammlung, den Zentrumsabgeordneten Dr. 
Johannes Bell und den sozialdemokratischen Abgeordneten Hermann Müller (Fran- 
ken). Beide führende Mitglieder der zwei weltanschaulichen Massenparteien waren 
Symbol für die Totengräberrolle dieser Parteien am Schicksal des Deutschen Reiches. 
Kein geringerer als Walther Rathenau hatte dringend abgeraten, das Diktat zu unter- 
zeichnen, sondern lieber den angedrohten Einmarsch der alliierten Truppen nach Inn- 
erdeutschland für den Fall der Ablehnung der „Friedensbedingungen“ in Kauf zu neh- 
men. Am 24. Juni brachte das sozialdemokratische Blatt die Schlagzeile „Das Friedens- 
diktat von Versailles“, zwei Tage später „Warum mußten wir nach Versailles?“, am 27. 
Juni den Leitartikel „Die heißen Tage von 1919“ und am 28. Juni den „Aufruf der 
Reichsregierung. Ablehnung der alleinigen Kriegsschuld“, auch vom Reichspräsidenten 
Hindenburg unterzeichnet.’ 

Die „Münchner Post“ brachte am 6./7. Juli den Wortlaut des Briefes'“, den der natio- 
nalsozialistische Landtagsabgeordnete in Dresden, Kapitänleutnant Helmut von Mücke 
„an die Herren Vorsitzenden der sozialdemokratischen und kommunistischen Fraktion 
im sächsischen Landtage“ gerichtet hatte. Mücke bot im Auftrag der Reichsparteileitung 
„Unterstützung einer von Ihren Parteien gebildeten sächsischen Regierung durch die 
nationalsozialistische Fraktion“ an. Der Führer der nationalsozialistischen Landtagsfrak- 
tion, Manfred von Killinger, rückte jedoch von Mückes Schreiben ab. „Die Hitlerbewe- 
gung schimpft sich zwar ‚Arbeiterpartei‘“, kommentierte die sozialdemokratische Zei- 
tung. „Die Mehrzahl ihrer Führer sind ehemalige Offiziere. Und Offiziere vom Schlage 
Mückes sind es, die auf dem radikalen Flügel stehen und den Standpunkt vertreten - 
sehr im Gegensatz zu Adolf Hitler und seinen Getreuen -, daß man nicht zugleich den 
Kapitalismus bekämpfen und die ‚Marxisten‘ ausrotten kann. Nur aus dieser Einstel- 
lung heraus ist das Schreiben Mückes zu verstehen. Aber das Interessanteste ist, daß die 
Reichsleitung in Berlin hinter dem Schreiben Mückes stehen soll. Hier täte völlige 
Klärung not. Darum nicht so schweigsam, großer Adolf!“'” 

Am 9. Juli konnte sie mitteilen: „Hitler, der Schweiger redet.“ Demnach gab Hitler zu, 
daß Mücke den Brief nach Verständigung der Reichsleitung schrieb. Hitler unterstützte 


101 MP, Nr. 140 v. 20. 6. 1929. 

102 MP, Nr. 141 v. 21. 6. 1929. 

103 Ebd. 

104 MP, Nr. 142 v. 22./23. 6. 1929, 5. 3. 

105 MP, Nr. 143 v. 24. 6. 1929; Nr. 145 v. 26. 6. 1929. 

106 MP, Nr. 154 v. 6./7. 7. 1929, S. 1 (Anhang). 

107 MP, Nr. 151 v. 3. 7. 1929, S. 1; Nr. 152 v. 4. 7. 1929; Nr. 154 v. 6./7. 7. 1929, S. 1. 


172 


weiter die bürgerliche Regierung in Sachsen: „Kabinett Bünger gerettet. Durch Hitlers 
Gnaden.“ Das Blatt brachte noch eine Glosse auf Mücke: „Unter Nazis“.'”* 

Trotz der ständigen Spannungen mit den feindlichen kommunistischen Brüdern ver- 
säumte die „Münchner Post“ nicht, aufmerksam des gemeinsamen Internationalismus 
zu gedenken und ihn zu pflegen. So meldete sie am 5. Juli die Rückkehr von Klara Zet- 
kin aus Moskau nach Deutschland. Wenige Tage später brachte sie ein Bild von Dr. Fried- 
rich Adler, dem Mörder des österreichischen Ministerpräsidenten Graf Stürgkh, mit fol- 
gender Unterschrift: „Sekretär der sozialistischen Internationale, wird am 9. Juli fünfzig 
Jahre alt. Der Sohn des langjährigen Führers der österreichischen sozialistischen Partei 
war Schriftsteller, widmete sich früh der Politik, erschoß den Ministerpräsidenten 
Stürgkh, wurde 1917 zum Tode verurteilt, dann zu zehn Jahren schweren Kerkers be- 
gnadigt und am 1. November 1918 befreit. 1919 bis 1924 gehörte Dr. Adler der öster- 
reichischen Nationalversammlung an.'” 

Der 14. Juli ist „Ein Gedenktag der sozialistischen Internationale. 1889 - 14. Juli - 
1929“, Dazu schrieb das sozialdemokratische Blatt: „Der 14. 7. ist der bedeutsame Auf- 
erstehungstag der sozialistischen Internationale. Am 14. Juli 1889 trafen sich fast fünf- 
hundert Sozialisten zu einem internationalen Kongreß in Paris.“''' Über „Schamlose 
Kriegshetze der Bolschewisten“ berichtete die Zeitung am 25. Juli. „Goebbels auf dem 
W.C.“ brachte einen Streit zwischen Otto Straßer und Goebbels. Goebbels habe sich 
während des Besuches der politischen Polizei auf dem Gaubüro „stundenlang auf der 
Toilette eingeschlossen“. In der gleichen Nummer teilte das Blatt die „Freilassung von 
Fememördern“ mit, Untertitel: „Mecklenburgs Tribut an die Nationalsozialisten“.'' 
Am 23. Juli brachte die „Münchner Post“ ein Bild von Dr. Julius Dorpmüller (geb. 24. 
7. 1869), 1908 Chefingenieur der Tientsin-Puckow-Bahn, seit 1926 Generaldirektor der 
Deutschen Eisenbahn-Gesellschaft."” Dorpmüller wurde später unter Hitler Reichsver- 
kehrsminister. „Nationalsozialisten feiern die Verfassung in Mecklenburg-Schwerin“, 
wußte die Zeitung am 29. 7. zu berichten, ebenso einen Prozeß gegen den nationalso- 
zialistischen Landtagsabgeordneten Lohse.” 

Den Aufruf Hitlers zum Volksbegehren gegen den Young-Plan erwähnte die Zeitung 
unter der Überschrift „Einer Blamage entgegen“. Der ehemalige Pfarrer Münchmeyer 
gab als nationalsozialistischer Agitator immer Stoff für das sozialdemokratische Blatt.''" 
„Den Nationalsozialisten zum Nürnberger Parteitag“ brachte die „Münchner Post“ 
einen Brief Mückes. Das sozialdemokratische Blatt schrieb dazu einleitend: „Sozusagen 
zur Begrüßung der Hakenkreuzler bei ihrem Reichstreffen in Nürnberg hat der bisheri- 
ge sächsische Führer der Nationalsozialisten Hellmut von Mücke an unser Nürnberger 
Parteiblatt, die Fränkische Tagespost, einen Brief geschrieben, dessen Inhalt wir auch der 
Bevölkerung Münchens und Oberbayerns nicht vorenthalten wollen. Vielleicht sind uns 
auch die Münchner Mannen Hitlers dankbar, wenn wir ihnen für ihre Fahrt nach Nürn- 
berg einen interessanten Lesestoff bieten. Und interessieren wird sie, was Herr von 
Mücke über die Zustände in der Hitlerpartei zu sagen hat.“ 

Die Zeitung brachte Mückes Brief in vollem Wortlaut, der fast die ganze Seite füllte, und 
bemerkte dazu am Schluß: „Wenn der ehemalige Führer von Mücke jede Hoffnung fah- 
ren läßt, daß in der Hakenkreuzpartei Männer vorhanden sind, die sich zu Führern des 
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deutschen Volkes eignen, wenn es ein Reinlichkeitsgefühl ihm verbietet, in einer Partei 
zu bleiben, die die Zersetzung im Leibe hat und wo reiche Fabrikanten den Ton ange- 
ben, so wollen wir uns in diese Diskussion nicht einmischen.“'"® 

Über den nationalsozialistischen Reichsparteitag in Nürnberg schrieb das sozialdemo- 
kratische Organ: „Die Hitlerparade in Nürnberg. Nürnberg, die Hochburg der Sozial- 
demokratie, soll von den Hakenkreuzlern erobert werden. Dieses Ziel zu erreichen, war 
seit Jahren die Sehnsucht aller arbeiter- und republikfeindlichen Kreise. Auch die 
Bestimmung der alten Noris zum Tagungsort des nationalsozialistischen deutschen Par- 
teitags soll diesem Ziele dienen. (. . .) Lange Vorbereitungen, eine unerhörte Reklame, 
sind dieser Nürnberger Tagung vorausgegangen. Die Herrschaften um Hitler, Goebbels 
und Feder erwarteten sich einen Triumph, erwarteten, daß das Herz der Arbeitermassen, 
die Begeisterung der Nürnberger Bevölkerung in diesen Tagen nur ihnen gehöre. Sie 
dürften sich gründlich verrechnet haben. Wie uns heute, Samstag früh, aus Nürnberg 
mitgeteilt wird, entspricht die erhoffte Anteilnahme der Nürnberger Bevölkerung nicht 
im geringsten den gehegten Erwartungen der Bewegung vom Hakenkreuz. Der Auffor- 
derung zur Beflaggung der Häuser ist selbst in den Stadtvierteln, in denen man sich viel 
erhoffte, recht schwach nachgekommen worden. Im Gegensatz zu der allgemein festli- 
chen Stimmung vor vierzehn Tagen, als in Nürnbergs Mauern das deutsche Bundesfest 
des Arbeiter-Turn- und Sportbundes gefeiert wurde, ein geradezu klägliches Ergebnis. 
Die inneren Stadtteile sind nur wenig beflaggt, die Arbeiterviertel überhaupt nicht. Ein 
genauer Gradmesser der Beteiligung ist die Herausgabe von Straßenbahn-Gutscheinen, 
die beim Bundessportfest der Arbeiter vor 14 Tagen und auch dieser Tage zum Parteitag 
der Nationalsozialisten abgesetzt wurden.“ '"‘ 

Von einem Ultimatum Hugenbergs an Hitler sprach die Zeitung Mitte August. Hitler 
verzichte auf antikapitalistische Tendenzen, denn auch Emil Kirdorf habe gedroht.'” 
Den Aufruf Hitlers zu einer Zielfahrt mit Kraftfahrzeugen zum Parteitag in Nürnberg 
brachte die Zeitung mit der Überschrift „Die ‚Arbeiterpartei‘. Volksopfer für die Natio- 
nalsozialisten.“''"* „Hitler wollte das Bündnis mit den sächsischen Sozialdemokraten“, 
„Bolschewisten - Faszisten - Hakenkreuzler“, „Kurze Beine der Hitlerlügen“, betreffend 
den Nürnberger Parteitag; „Betrugsversuch der Hakenkreuzler. Sie wollten gratis von 
Wien nach Nürnberg fahren“; „Jungdeutsche, Hugenberg und Nationalsozialisten. 
Rechtsradikale Rüstungen“; „Hitler, der Marxistentöter. In seinem Auftrag verhandelte 
von Mücke mit den sächsischen Sozialdemokraten“, so lauteten eine Reihe von Arti- 
kelüberschriften in der sozialdemokratischen Zeitung während des Monats August.''’ 
Das Thema: „Hitlers Geldquellen. Eine Partei von Unternehmer-Gnaden.“ Demnach 
stellte der Plauener Fabrikant Mutschmann „bisher“ 70.000 Mark zur Verfügung. '” 
„Nationalsozialistische Katastrophenpolitik. Ohne Verstand, nur mit der Faust.“ Wie 
aus den zahlreichen Artikeln über die Hakenkreuzler allein im Monat August 1929 
ersichtlich ist, machte die NS-Bewegung den Sozialdemokraten in steigendem Maße zu 
schaffen. Der Stabschef des „Reichsbanners“, Major a.D. Karl Mayr, berichtete: „Was 
hinter der Heimwehr steckt. Bayerischer und österreichischer Faszismus.“ '? 
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Der publizistische Tonfall in der politischen Auseinandersetzung wurde immer rauher 
und hemmungsloser. „Die nationalsozialistischen Staatsverbrechen. Die Bombenat- 
tentäter - Erzberger- und Rathenau-Mörder“; „Wer finanziert Bombenattentäter? Die 
nationalanarchische Verbrechergesellschaft“; „Bombenattentäter sind Hakenkreuzler“; 
„Bilder aus dem nationalsozialistischen Verbrecher-Album“; „Hitlerputschist und Ver- 
brecher“; „Fememörder in Agitation“; in dieser Tonart gingen die Meldungen und 
Berichte über die NSDAP weiter.'” 

„lerror der Hakenkreuzler. Blutige Schlägerei“ in München mit Kommunisten. „NS- 
Mordhetze“; „Nationalsozialisten mit jüdischen Waren“ waren weitere Berichte im Sep- 
tember.'” Am 30. September 1929 brachte die „Münchner Post“ eine ganze Seite „Aus 
dem Sumpf der ‚nationalsozialistischen Bewegung‘“.'”* In derselben Nummer veröf- 
fentlichte Scheidemann unter der Schlagzeile „Schutz der Republik! Aufhängen!“ einen 
langen gegen die Rechte verfaßten Artikel mit der Forderung nach einem neuen und 
wirksameren Republikschutzgesetz. Das neue Republikschutzgesetz lag im Entwurf der 
Reichsregierung schon vor.'” 

Zur Versammlung der „Alldeutschen“ in München schrieb die Zeitung: „Herzliches 
Willkommen den Alldeutschen. Erinnerungen aus großer Zeit.“'*‘ Über eine Saal- 
schlacht in Schney auf einer nationalsozialistischen Versammlung mit Hans Schemm als 
Redner und mehreren Verletzten berichtete das Blatt am 3. Oktober, wenige Tage später 
über eine Saalschlacht bei einer sozialdemokratischen Versammlung in Oberfranken mit 
27 Leicht- und drei Schwerverletzten.'” 

„Verweigert Unterschrift!“, nämlich der Reichsinnenminister Karl Severing zum Volks- 
begehren der Rechten gegen den Young-Plan. Der preußische Innenminister Grzesinski 
ordnete die Auflösung des „Stahlhelms“ im Rheinland und in Westfalen an.'* Der 
Goebbels-Zeitung „Der Angriff“ warf das sozialdemokratische Blatt „Beschimpfung 
Hindenburgs“ vor, weil der Reichspräsident an der Trauerfeierlichkeit für Stresemann 
teilnahm und hinter dem Sarge schritt.'”” Stresemann, langjähriger Reichsaußenminister, 
war mit 5l Jahren einem Herzleiden erlegen. 

„Koburger Hakenkreuzler am Pranger wegen ‚Sabotage‘ der Gemeindepolitik“ berichte- 
te die Zeitung, und wenige Tage später war „Der überhandnehmende Hakenkreuzterror. 
Sturmbefehl eines nationalsozialistischen Führers“ wieder Gegenstand der Polemik.'” 
Am 23. Oktober brachte die „Münchner Post“ einen Artikel „Die geistigen Waffen der 
Nationalsozialisten“ mit einem Bild und folgender Unterschrift: „45 Revolver, Dolche, 
Totschläger, Stahlruten, Messer und Schlagringe fand die Polizei bei den 200 Besuchern 
einer nationalsozialistischen Versammlung in Tegel.“'”"' Dabei dürfte es sich vermutlich 
um Gegner der NS-Partei gehandelt haben, die so bewaffnet die nationalsozialistische 
Versammlung besuchten. Ein langer Artikel des sozialdemokratischen Organs befaßte 
sich mit dem Thema „Die ‚12 Männer Hugenbergs‘. Rüstungsindustrielle. - Antisozial- 
demokratischer Block. - Die ‚Sechs‘ der Deutschen Volkspartei. - Verschmelzung? - 
Selbstentmannung. - Die deutschnationale Hälfte. - Hugenberg II. - Zeitungspolyp.“'” 
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„Wolken am weiß-blauen Himmel. Die Verbrüderung im Zirkus. Versammlung der 
„Nationalen Front“ Hugenberg und Hitler. So nahm die sozialdemokratische Zeitung 
Stellung gegen das von den beiden Rechtsparteien veranstaltete Volksbegehren gegen 
den Young-Plan, anläßlich einer Versammlung im Zirkus Krone in München. Mit Hohn 
und Spott registrierte sie das Scheitern des Volksbegehrens: „Hugenberg-Hitler-Pleite in 
Zahlen“, „Niederlage des Rechtsradikalismus“, „Blamage der Volksbegehrer“ lauteten 
die Titel. Ferner behauptete das Blatt unter der Überschrift „Die neueste Hitleriade“, 
Hitler habe an den bayerischen Kronprinzen das Ansinnen gestellt, nicht gegen das 
Volksbegehren Stellung zu nehmen. In dem Artikel „Hitler - Rupprecht“ sprach sie von 
einem Rückzieher Hitlers.'” 

Mit „Kronprinzen-Politik“ befaßte sich das Blatt erneut, indem es einen Zwiespalt Soden 
- Rupprecht - Hitler anprangerte.' Zum Jahrestag des Hitlerputsches brachte die Zeitung 
einen Artikel „Die Wahrheit über den Hitler-Ludendorff-Putsch“. Schlußeffekt: „Rette 
sich, wer kann.“'” „Schließung der Wiener Universität“ wegen Zusammenstößen zwi- 
schen sozialistischen und faszistischen Studenten und „Völkische Studentenunruhen in 
Prag“, die zur „Schließung der deutschen Hochschulen in Prag“ führten, meldete die Zei- 
tung Ende Oktober und in der zweiten Novemberhälfte.'“ Die „Münchner Post“ brachte 
auch die „Kandidatenliste der Nationalsozialisten“ für die Münchner Stadtratswahl: 
„Fiehler, Esser, Amann, Weber, Graf, Schwarz, Grimminger, Hoffmann“ und wies in der 
gleichen Nummer auf „Straßen- und Versammlungsterror der Hakenkreuzler“ hin.” 
Dazu verzeichnete sie eine „Blutige Versammlungsschlacht im Kreuzbräu. Hitlerbuben 
an die Luft gesetzt“, „Nationalsozialist gegen Bezahlung“, „Zu Hitler übergelaufene 
bestochene Kommunisten“.'* „Die Wahl in Sachsen. Die kommunistische Partei als 
Wegbereiter für das Hakenkreuz“, schrieb die sozialdemokratische Zeitung. „National- 
sozialisten als jüdische Geschäftemacher. Ein Spiegelbild der Hitler-Partei“ folgte weni- 
ge Tage später." Gegen das Urteil im Prozeß Hitlers wegen der Behauptungen von den 
finanziellen Auslandsquellen legten die beklagten Parteien Berufung ein: „Anfrage an 
Adolf Hitler“. 

„Die nationalsozialistische ‚Ehrenrangliste‘ um Hugenberg“: In diesem Artikel brachte 
die „Münchner Post“ eine lange Liste, nämlich das Strafregister prominenter National- 
sozialisten, soweit es Delikte gegen das Privateigentum und die kapitalistische Gesell- 
schaftsordnung enthielt. Diese Rangliste ist bei den Reichstagswahlen 1924 unter dem 
Titel „50 völkische Führer“ und später bei den Reichstagswahlen 1928 unter der Devise 
„100 Heldenbilder“ widerspruchslos durch die Presse gegangen. Kein Mensch hat 
dementiert oder geklagt.‘ „Bankrott auf der ganzen Linie. Hugenberg in Berlin - Hit- 
ler in München.“ Die nationalsozialistischen Versammlungen in München seien 
schlecht besucht. Es handelte sich um die Propaganda für Volksbegehren und Volksent- 
scheid gegen den Young-Plan. Hitler trat in zwanzig Versammlungen auf, war jedoch in 
der Berufungsinstanz wegen der Ausland-Geldquellen „krank“. „Versammlungsfiasko 


der Nazisozi“.'” 
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Am 6. Dezember brachte die „Münchner Post“ ein Bild mit folgender Unterschrift: 
„Hakenkreuz und Sowjetstern“ und der Unterschrift „Der Nazi und der Bolschewist, 
einträchtig wühlen sie im Mist“. Ein Nationalsozialist und ein Kommunist wühlten in 
der Mülltonne." „Das wahre Gesicht des Faszismus“ wurde in drei Artikelfolgen abge- 
handelt.‘ „Hakenkreuzlerische Geschäftemacherei“. Die Reichszeugmeisterei bringt 
eine Zigarettenmarke „Sturm“ heraus. „In der Germania-Klinik“: Blutübertragung 
Hugenberg auf Hitler. Hugenberg will es, auch wenn er „draufgeht“.'“ „Hitler und 
Schäffer. Die zwei feindlichen Brüder.“'* „Hakenkreuzler vor Gericht“, in Schweidnitz. 
„Nationalsozialistische Rüpeleien unter Führung eines Hakenkreuz-Abgeordneten.“'” 
Der große Prozeß in Schweidnitz richtete sich gegen „Nationalsozialisten als Landfrie- 
densbrecher“. Ferner berichtete die „Münchner Post“ über „Nationalsozialisten als Ver- 
sammlungssprenger“, „Nationalsozialisten stürmen Warenhäuser“ (in Köln), über 
„Nationalsozialistische Verleumder“ (im Reichstag), „Nationalsozialistische Messerhel- 
den“ (in Jena), „Schießerei zwischen Hakenkreuz und Sowjetstern“. Solche Berichte füll- 
ten den Monat Dezember über die Spalten der Zeitung. Zum Abschluß am 31. Dezem- 
ber meldete sie „Mordüberfälle der Nationalsozialisten“.'** 

Mehrere Male berichtete die „Münchner Post“ Ende 1929 auch über das Verhältnis zwi- 
schen Polen und Deutschland: „Geknebeltes Deutschtum in Polen“, „Deutschenhetze 
in Posen. Deutsche Geschäfte und Schulen zerstört“ und brachte einen Artikel „Ein 
böses Erbe“. Schuld daran waren nach sozialdemokratischer Auffassung die „bösen“ 
Hohenzollern.'” 

Der Geschichtsschreiber der USPD, Eugen Prager, brachte einen langen Bericht „Der 
Münzenberg-Konzern. Die Geschäfte des kommunistischen Hugenberg“. Willi Mün- 
zenberg, kommunistischer Reichstagsabgeordneter, hatte einen internationalen Medien- 
konzern mit Hauptsitz in Berlin aufgebaut, von Moskau ausgehend, und beeinflußte in 
steigendem Maße mit seinen vielfältigen Mitteln Mittel- und Westeuropa im Sinne der 
Dritten Internationale. Vor allem glückte es ihm, durch humanitäre und internationale 
Wohlfahrtsorganisationen auch die mittel- und westeuropäische Intelligenz zu beein- 
drucken, von Einstein bis zu Thomas Mann. Den Höhepunkt seines Einflusses erreich- 
te er in den dreißiger Jahren durch seine außerordentlich geschickte Steuerung der anti- 
nationalsozialistischen Propaganda.'” 

In diesem Jahre 1929 veröffentlichte der spanische Philosoph Jose Ortega y Gasset 
(1883-1955), wissenschaftlich in Deutschland ausgebildet, seine aufsehenerregende 
Schrift „Der Aufstand der Massen“. 

„Es gibt eine Tatsache“, heißt es dort, „die das öffentliche Leben Europas in der gegen- 
wärtigen Stunde - sei es zum Guten, sei es zum Bösen - entscheidend bestimmt: das 
Heraufkommen der Massen zur vollen sozialen Macht. Da die Massen ihrem Wesen 
nach ihr eigenes Dasein nicht lenken können noch dürfen und noch weniger imstande 
sind, die Gemeinschaft zu regieren, ist damit gesagt, daß Europa heute in einer der 
schwersten Krisen steht, die über Völker, Nationen, Kulturen kommen kann. (.....) Ihrem 
eigenen Trieb überlassen, neigt die Masse, sei sie wie sie sei, plebejisch oder ‚aristokra- 
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tisch‘, immer dazu, aus Lebensbegierde die Grundlage des Lebens zu zerstören. (. ...) Es 
gibt keine Kultur, wenn es keine Prinzipien des bürgerlichen Rechts gibt. Es gibt keine 
Kultur, wenn es keine Ehrfurcht vor gewissen Grundwahrheiten der Erkenntnis gibt. 
(....) Der Grad der Kultur bemißt sich nach der Genauigkeit der Normen. (... .) Unter 
den Marken des Syndikalismus und Faschismus erscheint zum ersten Mal in Europa ein 
Menschentypus, der darauf verzichtet, Gründe anzugeben und recht zu haben, der sich 
schlechtweg entschlossen zeigt, seine Meinung durchzusetzen (. . .) die direkte Aktion“, 
um 1900 in Frankreich erfunden, „dreht die Ordnung um und proklamiert die Gewalt 
als prima ratio genauer als unica ratio. Sie ist die Norm, die jede Norm aufhebt. (. . .) 
Sie ist die Magna Charta der Barbarei. (. . .) Bolschewismus und Faschismus sind einer 
wie der andere falsche Morgenröten; sie führen keinen neuen Morgen herauf, sondern 
den Morgen eines archaischen Tages (. . .), sie sind Rückfälle in die Barbarei. (... .) 
Wenn die Masse selbständig handelt, tut sie es nur auf eine Art: sie lyncht. Es ist nicht 
ganz zufällig, daß das Lynchrecht amerikanisch ist, denn Amerika ist in gewisser Weise 
das Paradies der Massen; noch ist es verwunderlich, wenn heute, da die Massen trium- 
phieren, die Gewalt triumphiert und zur unica ratio, zur einzigen Logik gemacht wird. 
(. ..) Unter Europa verstehen wir vorzüglich und eigentlich die Dreieinigkeit von Frank- 
reich, England, Deutschland. In den Gegenden des Globus, die diese einnehmen, ist die 
Menschenart gereift, welche die heutige Welt geformt hat. Wenn diese drei Völker, wie 
es jetzt heißt, im Niedergang sind und ihre Zielsetzungen die bindende Kraft verloren 
haben, ist es nicht verwunderlich, daß die Welt sittlich verwahrlost ist. Und das ist die 
reine Wahrheit. Die ganze Welt - Völker und Einzelne - ist demoralisiert. (... .) Europas 
Rücktritt wäre bedeutungslos, wenn ein Fähiger da wäre, es zu ersetzen. Aber es gibt kei- 
nen. New York und Moskau sind nichts Neues gegenüber Europa. Sie sind Randgebie- 
te der europäischen Herrschaft, die durch ihre Ablösung vom Rumpf ihren Sinn verlo- 
ren haben. (. ..)“ 

Auch in Goebbels’ Tagebuch spiegelten sich Ereignisse und Eindrücke des turbulenten 
Jahres abermals in einer Fülle von Einträgen wider: 

20. Januar 1929, S. 347 f.: „Führertagung in Berlin. Hitler freut sich wie ein Junge, als 
ich ihn begrüße. (. . .) Straßer macht wieder großes Brimborium. Der massive Gregor ist 
doch ein richtiger Heuchler geworden. Sein unglückseliger Bruder? (... .) Pfeffer wird hart 
zugesetzt. Manchmal ungerecht. Aber er wehrt sich sehr ungeschickt, kaltschnäuzig. 
Damit bringt er alle, selbst Hitler, in Harnisch. Als er versteckt mit Meuterei droht, ver- 
spielt er seine letzte Karte. Entschluß kommt, Pfeffer muß sich beugen oder gehen. Eine 
Gefahr für die Partei besteht nicht. Wo Hitler ist, ist der Sieg, auch in inneren Ausein- 
andersetzungen.“ 

2. März 1929, S. 355 f.: „Gestern Gespräch mit Straßer. Er ist scharf gegen OSAF. Der 
Chef wie immer ist nicht zu haben und fällt keine Entscheidung. Auch sein Besuch in 
Berlin ist wieder verschoben.“ 

13. April 1929, S. 368: „Die Unterredung mit dem Chef hat mir meine Freude und vor 
allem Sicherheit zurückgegeben.“ 

30. April 1929, S. 371: „Mit Straßer nach Dresden und zurück. Ausgedehnte und sehr 
freundschaftliche Auseinandersetzungen. (. . .) Er äußerte sich sehr vorsichtig, aber er ist 
doch noch von den alten Antipathien gegen Hitler besessen. Vielleicht ist das auch sein 
Bruder, der aus ihm spricht. Er macht mir unaufgefordert Komplimente. (. . .)“ 

22. Juni 1929, S. 383: „In Nürnberg Treffen mit Streicher. Er ist mit Recht verbittert 
gegen Straßer, der ihn überall kaltzustellen versucht. Straßer verliert viel an Sympathie. 
Durch seinen Bruder Otto.“ Kurz vor Goebbels’ Abreise „kommt eben Hitler an. Er ist 
sehr erfreut, mich hier zu sehen. (. . .) Hitler bringt mich noch zur Bahn. Er ist rührend 
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wie ein Vater. Ich hab ihn sehr gern. Von allen Männern am liebsten, weil er so gütig ist. 
Er hat viel Herz (. . .).* 

27. Juni 1929, S. 385: „Im Reichstag: Erregte Szene mit Göring, der sich immer mehr 
zum Fraktionsekel entwickelt. Dabei ist er so dumm wie Stroh und so faul wie eine 
Kröte. Er behandelte die anderen bislang en canaille und versuchte das gestern auch mit 
mir. Da kam er aber an den richtigen.“ 

1. August 1929, S. 391 ff. [In Nürnberg hat der Reichsparteitag begonnen. Laut Fußno- 
te des Herausgebers Reuth: „Durch die finanzielle Förderung des ‚Reichsausschusses‘ 
gegen den Young-Plan konnte die Partei 200.000 Anhänger aufbieten; 20.000 SA-Män- 
ner, einheitlich uniformiert und feldmarschmäßig ausgerüstet, defilierten an Hitler vor- 
bei.“] Goebbels: „Das Neueste: Ich soll in Berlin niederlegen und nach München über- 
siedeln als Propagandachef. Mossakowski soll mein Nachfolger in Berlin werden. Das ist 
Otto Straßers Geschoß. (...) Man will mir die wirkliche Macht nehmen und dafür eine 
Scheinmacht geben. So seht ihr aus. Ich werde heute mittag den Chef interpellieren. Ich 
glaube nicht, daß er auch so denkt. Wenn doch, dann lege ich den ganzen Kram nieder. 
Ich bin mir zu gut für den Spüljungen der Partei.“ 

2. August 1929, $. 392: „Geli Raubal. Schönes Kind. Mit ihr, der Mutter und dem Chef 
auf dem Zimmer zu Abend gegessen. Wir haben viel gelacht (. . .).“ 

3. August 1929, S. 393 f.: „Straßer spricht die Eröffnung. Zu lang, zu primitiv, zu de- 
magogisch. (. . .) Dr. Straßer, Heinz, Blank und Konsorten gegen Hitler. Dabei Mossa- 
kowski (. . .).“ 

4. August 1929, S. 394: „Ich sage ihm [Hitler]) von den Plänen der Straßer-Clique 
bezüglich Berlin. Er lacht nur und sagt: ‚Literatenklüngel!‘ Dann gibt er eine treffliche 
Charakteristik meiner Arbeit. ‚Sie sind ein Agitator, der auch die Feder in den Dienst 
seiner Idee stellt. Die andern sind Federfuchser, die fremde Organisationen in den 
Dienst ihrer Feder stellen möchten.‘ Mit Berlin ist es also nichts, Herr Dr. Straßer.“ 

11. September 1929, S. 404: „Falschmeldung aus München, Hitler sei tödlich verun- 
glückt.“ 

16. Oktober 1929, S. 415 £.: „Rust hat belastende Briefe gegen Dr. Straßer in Händen. 
Auf München ist kein Verlaß. Die (. . .) nur Geld ein und sonnen sich in ihrer Spießer- 
ruhe. Brechreiz! Der Einzige ist der Chef selber. Das andere: weniger als Mittelmäßig- 
keit. Beschwerdebrief Dr. Straßers an Reichsleitung gegen mich (. . .).“ 

' 19. Oktober, $. 417: Fußnote von Hsrg. Reuth: Der „Angriff“ bestritt den Wahlkampf 
zu den Kommunalwahlen v. 17. 11. 29 „hauptsächlich mit dem Thema des Sklarek- 
skandals, einer Korruptionsaffäre, die durch ihre verheerenden psychologischen Aus- 
wirkungen das Gefüge der Weimarer Republik erschütterte. Die Gebrüder Sklarek hat- 
ten durch betrügerische Kreditgeschäfte die Berliner Stadtbank geschädigt und einige 
Beamte, darunter den Oberbürgermeister Böß, bestochen. 

20. Oktober 1929, S. 417 f.: „Schwere Auseinandersetzungen zwischen Chef und OSAF. 
Die SA ist sehr arrogant, macht Schulden, installiert ein ganzes Warenhaus, und es 
kommt nie etwas dabei heraus. Das sind die Herren Offiziere. (. . .) Der Chef erzählt 
noch viel und wir lachen uns wieder einmal aus.“ 

3. November 1929, 5. 423: „Chef hat eine scharfe Auseinandersetzung mit dem Kron- 
prinzen Rupprecht gehabt, der sich schroff gegen das Volksbegehren aussprach. Hitler 
hat ihm sagen lassen, er könne, würde das nicht zurückgenommen, der Monarchie 
gegenüber nicht mehr neutral bleiben. (... .) Wahlkampf hat begonnen. Uns fehlt nur 
das Geld. (.. .)* 

5. November 1929, S. 423 f.: „Die Reaktion macht sich wieder einmal mausig. Der Chef 
ist da viel zu nachlässig. Stennes meinte, ich sei der Stalin der Bewegung, der über die 
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Reinheit der Idee wache. Ich bin es nicht, aber will es sein oder doch werden. Die Idee 
muß rein und kompromißlos bleiben. Sonst sind wir verloren.“ 

17. November, $. 425 f.: „Die ersten 3000 Mark für die Tageszeitung habe ich schon in 
bar. Eine Dame überreichte sie mir und wünschte mir dabei viel Glück. (. . .) Pfeffer ist 
nun einmal unentbehrlich.“ 

22. November 1929, $. 427 £.: „In München Treffen mit Himmler. Ich lege mit ihm die 
Grundlagen unserer zukünftigen Zusammenarbeit in der Propaganda fest. Er ist ein klei- 
ner, feiner Mann. Gutmütig, aber wohl auch wankelmütig. Straßer-Produkt. (. . .) Chef 
und Geli holen mich ab, zu mehreren Versammlungen. Eine halbe Niederlage, ein hal- 
ber Sieg! Nachher mit Frau und Geli Raubal zusammen. Die haben mich sehr gern. 
Alfred Rosenberg, dieser unausstehliche arrogante Balte! (. . .) Hitler entwickelt mir sei- 
nen Plan. (... .) Druckerei in Berlin. Hitler Herausgeber, ich selbstverantwortlicher Chef- 
redakteur. Wir tauschen mit dem VB nur die Matern aus. (. . .) Hitler versichert mich in 
allem seines uneingeschränkten Vertrauens. Ich glaube, ich verdiene das auch. Ich über- 
sehe nicht seine Fehler: Er ist zu weich und arbeitet zu wenig. Aber dafür: Er hat 
Instinkt, kann Menschen behandeln, ist ein genialer Taktiker und hat den Willen zur 
Macht. Aber ich glaube, zu viel Weibergeschichten. Trotz allem: Ich hab ihn sehr gerne. 
Nachteile dieser Lösung: Abhängigkeit von Amann. (. . .) Hitler ist ganz auf meiner 
Seite. Ich ermahne ihn, die Disziplin in der Partei schärfer zu wahren, da er sich mir 
gegenüber über Flaumacher beklagt. Er ist ja doch der Führer. Soll er auch seine Rechte 
geltend machen. Meine Mahnung macht großen Eindruck auf ihn. (. . .) Wieviel Böses 
habe ich über Hitler gehört. Aber ich glaube an ihn. Ich glaube an ihn. Sie sind unge- 
recht gegen ihn. Das Genie hat ein Recht darauf, anders zu sein und zu leben als die 
anderen. Ich habe überall abgedämpft und widersprochen. Und das hat auch geholfen. 
Ich werde das auch weiter tun. Der Mythus Hitler muß bleiben wie ein rocher de bron- 
ze..." 

22. November 1929, S. 430: „Bis nachts um zwei Uhr beim Chef zu Besuch. Er hat nun 
eine geräumige neue Wohnung. Das freut mich für ihn. (. . .) Scharfer Ausfall gegen die 
Straßer-Clique (. ...) Wir geben uns feierlich die Hand darauf. Es ist ein großer Augen- 
blick. Ich fühle mich dem Chef mehr denn je verbunden. Mittags mit ihm und Geli zu 
Mittag gegessen. Ich werde zu Weihnachten nach Berchtesgaden eingeladen. (. . .)* 

7. Dezember 1929, S. 431: „Hitlers Brief an den Führer der Bayerischen Volkspartei 
Schäffer. Im Inhalt wieder hervorragend, im Stil nicht so ausgefeilt wie der an Herrn von 
Soden.“ 

17. Dezember 1929, $. 437: „Sprechstunde: viele, viele Besucher. Bankier Binto will 
Geld zusammenbringen, Henning von Schönhoff, Holländische Presse etc.“ 

31. Dezember 1929, S. 439: „Abends Besprechung mit Stennes. Er ist ein wackerer 
Junge, aber politisch manchmal ein bißchen doof. Dazu ist er zu stur auf die SA einge- 
schnitten. Aber sonst wohl zu gebrauchen.“ 
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3. Schicksalsjahr 1930 
3.1. Optimistische Vorausschau Hitlers 


Hitler schrieb am 2. Februar 1930 an den nationalistischen Vorkämpfer in Südamerika, 
Walter Eichhorn, der am Reichsparteitag in Nürnberg 1929 teilgenommen hatte, fol- 
genden Brief: 


„München, den 2. Februar 1930 
Lieber Herr Eichhorn! 
Durch eine Reihe widriger Umstände wurde das Weihnachtsgeschenk für Sie und Ihre 
verehrte Frau Gemahlin, das ich zur Erinnerung an die Nürnberger Tage nach meinem 
Entwurfe anfertigen ließ, statt Dezember erst Januar fertig. Sie werden mir aber wohl 
nicht böse sein, wenn ich damit so verspätet all die Glückwünsche verbinde, die ich 
sonst zum neuen Jahr übermittelt habe. Ich benütze diese Gelegenheit aber auch um 
Ihnen einiges über die Bewegung zu schreiben, die Ihnen und Ihrer lieben hochverehr- 
ten Frau Gemahlin so sehr am Herzen liegt. 
Seit Sie uns im August verlassen haben, konnte die Bewegung einen Aufschwung neh- 
men, der alles, was wir in dieser Richtung zu hoffen wagten, weit zurückließ. Die Land- 
tagswahlen und Kommunalwahlen verdoppelten bis verzehnfachten an manchen Orten 
unsere Stimmen. Wir waren überhaupt die einzige Partei, die wirklich und zwar rapid 
gewachsen ist. Den größten Erfolg erzielten wir in Thüringen. Dort sind wir heute wirk- 
lich die ausschlaggebende Partei. Es trat damit eine Frage von grosser grundsätzlicher 
Bedeutung an die Bewegung heran. Die Parteien in Thüringen, die bisher die Regierung 
bildeten, vermögen ohne unsere Mitwirkung keine Majorität aufzubringen. Wir haben 
ja auch schon vordem eine Zeit lang - vor Dinters Ausscheiden - einen ausschlagge- 
benden Einfluss ausüben können. Allein erst die Neuwahl brachte uns die ziffernmäßi- 
ge Stärke, die jede Regierungsbildung ohne unser Mittun kurzerhand verbietet. Außer- 
dem hat sich seitdem in der öffentlichen Meinung ein sehr großer Umschwung vollzo- 
gen. Es ist staunenswert, wie sich hier die vor wenigen Jahren noch selbstverständliche 
/arrogante, hochnäsige oder dumme Ablehnung der Partei in eine erwartungsvolle Hoff- 
/ nung verwandelt hat. Es lag im Wesen dieser Umwälzung, wenn daher die früheren 
_ Koalitionsparteien in Thüringen an uns zum ersten Male die Forderung nach aktiver 
Beteiligung an der Regierung richteten. Ich glaube man erwartete (besonders auf der 
Seite der deutschen Volkspartei!), daß ich irgend einen national schimmernden Regie- 
rungsbeamten zur Verfügung stellen würde, mit dem man dann schnell fertig geworden 
wäre. Man mußte deshalb dieses Mal gleich vom Anfang an den Herrn Parteipolitikern 
zeigen, dass jeder Versuch einer Übertölpelung der nationalsozialistischen Bewegung 
lächerlich ist. So erklärte ich zunächst prinzipiell mein Einverständnis, uns an der Regie- 
rungsbildung in Thüringen aktiv zu beteiligen. Hätte ich ‚Nein‘ gesagt und wäre es dar- 
über zu einer Neuauflösung des Landtags gekommen, würden manche Wähler vielleicht 
den Entschluß, uns das Vertrauen zu schenken, wieder bedauert haben. Von dem 
Moment an, an dem unser prinzipielles Einverständnis vorlag, wäre jede Neuwahl zuun- 
gunsten der anderen Parteien ausgegangen. Nachdem auf solche Art unsere prinzipielle 
Bereitschaft zur Beteiligung an der Regierungsbildung abgegeben und angenommen 
worden war, stellte ich zwei Forderungen: Innenministerium und Volksbildungsmini- 
sterium. Es sind dies in meinen Augen die beiden in den Ländern für uns wichtigsten 
Ämter. Dem Innenministerium untersteht die gesamte Verwaltung, das Personalreferat, 
also Ein- und Absetzung aller Beamten, sowie die Polizei. Dem Volksbildungsministeri- 
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um untersteht das gesamte Schulwesen, angefangen von der Volksschule bis zur Uni- 
versität in Jena sowie das gesamte Theaterwesen. Wer diese beiden Ministerien besitzt, 
und rücksichtlos und beharrlich seine Macht in ihnen ausnützt, kann Außerordentliches 
wirken. Natürlich ist die Voraussetzung hiezu die geeignete Persönlichkeit. Ich war mir 
darüber klar, daß für diese Stelle nicht irgend ein kleiner Parlamentarier oder ein erge- 
bener Regierungsbeamter in Frage kommen kann, sondern nur ein durchgekochter 
Nationalsozialist von ebenso großer Fachkenntnis wie bedingungsloser nationalsoziali- 
tischer Gesinnung. Ich habe nun das Glück, in unserem Parteigenossen Dr. Frick einen 
/ Mann zu besitzen, der diesen Anforderungen in höchstem Ausmaße gerecht wird. Ein 
' energischer, kühner und verantwortungsfreudiger Beamter von außerordentlich großem 
Können und fanatischer Nationalsozialist! Als ich den Unterhändlern der anderen 
Regierungsparteien diesen meinen Kandidaten mitteilen ließ, war man dort zunächst 
auf das unangenehmste berührt. Das entsprach nicht dem, was man sich zuerst vor- 
stellte. Natürlich konnte man Dr. Frick nicht aus den wahren Gründen ablehnen. So 
griff man zu ebenso unwahren wie lächerlichen Vorwänden. Die deutsche Volkspartei, 
die im Reiche in den Koalitionen mit den Parteien der ehemaligen Landesverräter sitzt, 
empfand es auf einmal als ‚untragbar‘, mit einem wegen ‚Hochverrat‘ zu Festungshaft 
verurteilten Nationalisten zusammen zu arbeiten. Man glaubte, daß wir vor der Dro- 
hung eines Mißlingens der Regierungsbildung vielleicht doch klein beigeben würden. 
So fuhr ich denn selbst nach Weimar und habe den Herren ganz kurz in aller Bestimmt- 
heit versichert, daß entweder Dr. Frick unser Minister wird oder Neuwahlen kommen. 
Ich setzte von Freitag, den 10. bis Montag, den 13. Jan. eine kurze Frist der Überlegung 
und versicherte, daß andernfalls am Dienstag unser Antrag auf Auflösung des Landtags 
eingebracht würde und am Mittwoch der Wahlkampf von unserer Seite wieder begön- 
ne. In einer Industriellenversammlung, die ich am selben Tag hielt und zu der alles, was 
in der mitteldeutschen Wirtschaft überhaupt eine Rolle spielt, nach Weimar gekommen 
war, vertrat ich unsere nationalsozialistischen Gedanken und Prinzipien mit dem Erfol- 
ge, daß auf einmal gerade von dieser Seite ein sehr scharfer Druck auf die deutsche 
Volkspartei ausgeübt wurde mit dem Gesamtergebnis, daß wir am Montag abend die 
prompte Einwilligung zu unserem Kandidaten und zu den beiden Ministerien erhiel- 
ten. Parteigenosse Frick hat in der Regierung noch einen zweiten Nationalsozialisten. 
Wir haben gefordert, daß unser Parteigenosse Marschler Staatsrat wird und als solcher 
damit an den Abstimmungen der Regierung stimmberechtigt teilnimmt. Damit hat nun 
allerdings ein Kampf begonnen, der nicht leicht sein wird, von dem ich mir aber um so 
‚mehr Erfolg verspreche, als unser Staatsminister, Parteigenosse Dr. Frick, alle übrigen 
/ Herrn des Kabinetts an Fähigkeiten und Willensstärke turmhoch überragt. Dazu kommt 
noch, daß hinter ihm die aktivste und entschlossenste Partei steht! 
Unsere Aufgabe in Thüringen erstreckt sich damit auf zwei Gebiete. Als Innenminister 
wird Dr. Frick eine langsame Säuberung des Verwaltungs- und Beamtenkörpers von den 
roten Revolutionserscheinungen vornehmen. Dr. Frick wird hier mit rücksichtsloser 
Entschlossenheit eine Nationalisierung einleiten, die den anderen bürgerlichen Regie- 
rungen zeigen kann, was wir Nationalsozialisten unter diesem Worte verstehen. Vor 
allem auf dem Gebiete des Polizeiwesens gibt es sehr viel zu tun. Die zweite große Auf- 
gabe wird Dr. Frick als Volksbildungsminister in der Nationalisierung des Schulwesens 
erblicken. Wir werden in Thüringen nunmehr das gesamte Schulwesen in den Dienst 
der Erziehung des Deutschen zum fanatischen Nationalisten stellen. Wir werden eben- 
sosehr den Lehrkörper von den marxistisch-demokratischen Erscheinungen säubern wie 
umgekehrt den Lehrplan unseren nationalsozialistischen Tendenzen und Gedanken 
anpassen. Der erste Schritt wird die Errichtung eines Lehrstuhls für Rassenfragen und 
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Rassenkunde an der Universität in Jena sein. Ich habe die bestimmte Hoffnung, dass es 
gelingen wird, Dr. Hans Günther zum ordentlichen Professor der Universität Jena zu 
gewinnen. Damit wird Thüringen, von dem in der deutschen Geschichte schon einige 
Male große geistige Erneuerungen ausgegangen sind, abermals der Ausgangspunkt einer 
solchen geistigen Umwälzung werden. Eine weitere Aufgabe ist es, von Thüringen aus 
der verhängnisvollen Reichspolitik entgegenzutreten. Der erste Erfolg in dieser Richtung 
ist die Ablehnung des Youngplans durch den Thüringischen Staat im Reichsrat. 

Aber was sich hier in einem Bundesstaat abspielt, wiederholt sich in zahlreichen Kom- 
munen und bereitet sich in einigen anderen Ländern vor. Wir haben in 5 Jahren hun-/ 
derttausend Mitglieder gewonnen. Im vergangenen Jahr aber allein achtzigtausend dazu. 
Im Monat Dezember aber allein bereits zwanzigtausend. Die Bewegung wird in ein bis 
einerhalb Jahren die Zahl von vierhunderttausend Mitglieder mindest erreicht, wenn 
nicht überschritten haben. Die große Arbeit der ersten Jahre nach der Wiedererlangung 
meiner Freiheit beginnt jetzt ihre Früchte zu tragen. Es wird bei uns kommen wie in der 
ganzen Natur. Man muß pflügen und eggen, säen und immer wieder arbeiten, bis end- 
lich die Zeit kommt, in der die Ernte fast sichtbar in wenigen Wochen der Reife entge- 
gengeht und endlich in Tagen als Frucht eingebracht werden kann. Es ist bei Bewegun- 
gen nicht anders. Wir haben einen gründlichen Unterbau geschaffen. Wir haben unser 
Volk durchpflügt wie keine andere Partei es tut. Wenn der Moltkesche Satz, daß das 
Glück auf die Dauer beim Tüchtigen ist, auch heute noch zutrifft, kann es nur bei uns 
sein. Alles was sich an großen Ereignissen in den letzten Monaten abspielte, hat deswe- 
gen auch unserer Bewegung gedient und genützt. Das Volksbegehren und der Volksent- 
scheid waren der Anlaß für eine Propagandawelle, wie sie ähnlich in Deutschland noch 
nie da war. Und darin liegt in erster Linie ihr Nutzen. Allein darüber hinaus wurde die 
Nation so aufgerüttelt, daß es den anderen Parteien heute schon sehr schwer wird, ihr 
neues Verbrechen an unserem Volke so leichten Herzens zu begehen, wie dies früher oft 
der Fall war. Daß sie uns deshalb nicht lieben, ist selbstverständlich. Ich glaube nicht, 
daß jemals eine politische Partei in Deutschland so infernalisch gehaßt wurde als wir. 
Allein ich glaube auch nicht, daß jemals an einer Bewegung Menschen in so verzehren- 
der Hingabe hingen als ebenfalls an der unseren. 

Was mein eigenes Leben betrifft, so geht es auf in der großen Tätigkeit und dem ärger- 
lichen Kleinkram, der dazwischen nun einmal immer mitläuft. Es wäre auch sonst zu 
schön, wenn einem nicht kleinliche Stänkereien, Prozesse und sonstige Sorgen von Zeit 
zu Zeit immer wieder das Bewußtsein brächten, daß man nicht in einer Welt der eitlen 
Freude, sondern tausendfältiger Unzulänglichkeit lebt. Ich meine dabei natürlich nicht 
die Welt an sich, sondern nur das Zeug, das sich auf ihr herumtreibt! 

So darf ich Ihnen, lieber Herr Eichhorn, und Ihrer so sehr verehrten Frau Gemahlin 
denn auch an dieser Stelle danken für die Art und Weise, in der Sie mir wenigstens einen 
Teil meiner Sorgen abnehmen und erleichterten. Ich weiß, wie sehr Sie an unserem 
Werke hängen, an unserem gemeinsamen Werk, und weiß, wie für Sie selbstverständlich 
der schönste Dank das wunderbare Werden dieses unseres Werkes ist. Ich bin früher in 
vielen Dingen ein Prophet gewesen und habe wenigstens im Großen meist recht behal- 
ten. Ich habe aber fast nie über die Zeit des Erfolges unserer Bewegung prophezeit. 
Heute kann ich das mit fast hellsehender Sicherheit. Lieber Herr Eichhorn, wenn mich 
das Schicksal gesund erhält und nicht ungeahnte Katastrophen kommen, wird das deut- 
sche Volk längstens in zweieinhalb bis drei Jahren den tiefsten Punkt seiner Erniedri- 
gung verlassen haben. Ich glaube, daß in dieser Zeit der Sieg unserer Bewegung eintritt 
und damit die Periode unseres Verfalls beendet ist und eine solche des Wiederaufstiegs 
unseres Volkes beginnt. Vielleicht ist es Ihnen trotz allem möglich, noch vorher in unse- 
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re deutsche Heimat zu einem kurzen Besuch zurückzukehren, vielleicht aber betreten 
Sie diesen Boden schon in der Zeit, in der Sie das neue Banner begrüßen wird. 
Ich habe das Nürnberger Abzeichen als Briefbeschwerer verarbeiten lassen und möchte 
Ihnen und Ihrer verehrten Frau Gemahlin dies als kleines Zeichen meiner Dankbarkeit 
schicken, in der Überzeugung, daß es Sie immer an Tage zurückerinnern wird, die einst 
ein Fest waren, in der Zukunft aber Deutschland sein werden. Sie haben diese Tage 
selbst miterlebt und werden aus ihnen heraus besser verstehen als aus toten Nachrich- 
ten den lebendigen Siegeszug unserer Bewegung. 
Seien Sie und die gnädige Frau Gemahlin nachmals [muß heißen: nochmals] 

herzlichst bedankt und gegrüßt von Ihrem 

ergebenen 

Adolf Hitler“ 
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3.2. NS-Landesregierung in Thüringen (Dr. Frick) 


Das Ergebnis der Landtagswahlen in Thüringen am 8. Dezember 1929 war ein großer 
Erfolg für die NSDAP mit 11,1 Prozent der abgegebenen Stimmen und sechs von 53 
Mandaten. Der Wahlausfall war so, daß ohne die Nationalsozialisten keine Regierung 
gebildet werden konnte. Hitler hatte sich entschlossen, seine Partei an der Regierung 
teilnehmen zu lassen, und seine Bedingungen durchgedrückt: Innen- und Volksmini- 
sterium. Er stellte Dr. Wilhelm Frick, einen seiner ältesten Mitkämpfer und Förderer, als 
Minister zur Verfügung; Frick war der erste nationalsozialistische Minister in der Wei- 
marer Republik. 

Rasch kam es zum Konflikt mit der sozialdemokratischen Reichsregierung. Die Aufhe- 
bung des Verbotes des nationalen Jugendbundes „Adler und Falken“ und die Einstel- 
lung von Nationalsozialisten in die thüringische Landespolizei veranlaßten den sozial- 
demokratischen Reichsinnenminister Karl Severing am 18. März, die dienstlichen 
Beziehungen des Reiches zum thüringischen Staatsministerium abzubrechen und am 
20. März die Zahlung von Reichsgeldern an das Land Thüringen zu sperren. 

Nach dem Sturz der Reichsregierung Müller, der Severing angehörte, wurde die Span- 
nung durch Verhandlungen mit dem neuen Reichsinnenminister Dr. Josef Wirth in der 
Regierung Brüning gütlich beigelegt, die Geldsperre aufgehoben. Frick drückte mit 
knapper Mehrheit im Landtag ein Ermächtigungsgesetz für Sparmaßnahmen und Per- 
sonalabbau durch sowie eine Verwaltungsreform. Dann verfügte er die Berufung von 
Professor Paul Schultze-Naumburg an die Spitze der Weimarer vereinigten Kunstlehr- 
anstalten und des Rassenforschers Dr. Hans F. K. Günther an die Universität Jena, und 
zwar gegen den Willen der Fakultät. 

Im April gab Frick einen Erlaß heraus: „Wider die Negerkultur, für deutsches Volkstum“ 
und führte im gleichen Monat neue Schulgebete ein.' Drei von ihnen bezeichnete der 
Staatsgerichtshof in Leipzig als verfassungswidrig. Die Ernennung von zwei Nationalso- 
zialisten zum Weimarer Polizeidirektor und Leiter der Landeskriminalstelle veranlaßte 
den Reichsinnenminister erneut zur Einstellung der Reichszuschüsse für die Polizei. 
Ende des Jahres wurde der Streit zwischen Land und Reich vor dem Staatsgerichtshof in 
Leipzig gütlich beigelegt; die Zuschüsse wurden wieder bezahlt. 

Goebbels schrieb im NS-Jahrbuch zum Thema „Der neue Stil“. Dort wandte er sich 
gegen nationalen Kitsch, z. B. Aschenbecher mit der Aufschrift „Deutschland erwache!“ 
oder „Deutsche Schokolade“ mit dem Bild eines verwundeten SA-Mannes oder Ziga- 
retten-Etuis mit Adolf Hitlers Bild usw. „Räumt auf mit diesem bürgerlichen Kitsch! 
Unsere Bewegung ist dafür zu gut. Ihre Symbole sollen hart und ehern sein wie ihr Wille 
und ihre Kraft! (.....) Die Formen, in denen sich unsere Weltanschauung vor der Welt 
zeigt, müssen ihrer Größe und ihrer stählernen Kraft entsprechen. (. . .)“ 

Rudolf Jung, 1. Vorsitzender der NSDAP der Sudetenländer, brachte einen Beitrag: 
„Sinn und Wesen unseres Kampfes“. 

Der Sudetendeutsche Abgeordnete im Prager Parlament, Hans Krebs, befaßte sich mit 
dem Thema „Paneuropa und mitteleuropäisches Problem“. Dort heißt es u. a.: „Und wir 
stellen der westlerischen, atomisierenden Nationalstaatsidee, ebenso wie der phantasti- 
schen Paneuropa-Idee, die Idee der deutschen Lösung des mitteleuropäischen Problems 
entgegen. (... .) Mitteleuropa muß kommen, wenn es eine Zukunft dieses Erdteils geben 
soll. Mitteleuropa kann nur kommen, wenn wir Deutschen Baumeister dieses Baues sein 
wollen.“ 


1 MP, Nr. 95 v. 25. 4. 1930 . 
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Wilhelm Kube, Vorsitzender der Nationalsozialistischen Landesgruppe in Preußen, 
behandelte das Thema „Der Nationalsozialismus als Lebensbejahung des deutschen 
Volkes“, Alfred Rosenberg ließ sich über „Kultur und Macht“ aus, der Reichstagsabge- 
ordnete Franz Stöhr erstattete Bericht über „Die Nationalsozialisten im Reichstag 
1929/30“, Kurt Gruber schrieb über „Stellung und Aufgaben der Hitler-Jugend inner- 
halb der deutschen Jugendbewegung“ und A. Dresler „Vom antisemitischen Schrifttum“. 
Dresler behandelte in Kürze die Genesis des Antisemitismus und bot einen Überblick 
über antisemitisches Schrifttum. Zum Schluß folgte wie jährlich ein „Kleiner Literatur- 
nachweis für den Nationalsozialisten“.? 

Rudolf Buttmann traf in seinem Beitrag „Der Parlamentarismus im heutigen Deutschen 
Reich“ die geschichtliche Feststellung: „Der Parlamentarismus (.. .) ist am Ende ange- 
langt.’ 

Der Landwirt Johann Dorner (Ansbach) erklärte in seinem Beitrag „Bauernsendung“: 
„Die Sendung des deutschen Bauernstandes in der Völkergeschichte war und ist heute 
noch die Erhaltung und Vermehrung dieses Vätererbes zur Fortpflanzung deutscher Art 
und Sicherung ihrer Lebensfreiheit.“' 

Gottfried Feder behandelte sein Grundthema: „Brechung der Zinsknechtschaft“. Ihre 
Voraussetzung sei das Primat der Arbeit über das Geld. Die entscheidenden Maßnah- 
men zur Brechung der Zinsknechtschaft sollten sein: 1. Verstaatlichung des Geldwesens, 
vor allem durch Verstaatlichung der Reichsbank; 2. die Finanzierung großer öffentlicher 
Aufgaben durch die Ausgabe von Staatskassenkreditscheinen, die ihre Deckung in den 
neu geschaffenen Werken und deren Erträgnissen finden; 3. die Schaffung sozialer Bau- 
und Wirtschaftsbanken besonders zur Finanzierung des Wohnungsbaues auf zinsloser 
Grundlage durch die Ausgabe von Darlehenskassenscheinen bzw. zinsloser Kredite, die 
ebenfalls ihre Deckung in den neuen Häusern und deren Wirtschaftserträgnissen 
haben.‘ 

Dr. Wilhelm Frick berichtete über „Sechs Monate nationalsozialistischer Minister in 
Thüringen“ (Januar bis Juli 1930). Er hatte folgende Maßnahmen durchgeführt: 1. Per- 
sonalabbau bei höheren Beamten; 2. Aufhebung des Verbots nationaler Jugendverbän- 
de; 3. Berufung von Schultze-Naumburg und Hans F. K. Günther an die Universität 
Jena; 4. Einführung von Schulgebeten, Wiederherstellung des Berufsbeamtentums, 
Ernennung eines Nationalsozialisten zum Polizeidirektor von Weimar.‘ 

Zum Abschluß brachte das Jahrbuch wieder ein „Gaststättenverzeichnis für National- 
sozialisten“. 

Der „Völkische Beobachter“ brachte am 8. 2. 1930 einen ehrenden Artikel für „Franz 
Dannehl 60 Jahre“. Dannehl gehörte zu den Männern der ersten Stunde 1919 als alter 
„Völkischer“.’ 


2 NS-Jahrbuch 1931; es berichtet über den Zeitraum vom Oktober 1929 bis September 1930. 
3 NS-Jahrbuch 1931, S. 161-164. 

4 Ebd., S. 164-167. 

5 Ebd., S. 167-173. 

6 Ebd., S. 173-177. 

7 VB, Nr. 32 v. 8. 2. 1930, i. d. Beilage MB. 
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Die Leitung der NSDAP sah Ende 1930 laut NS-Jahrbuch folgendermaßen aus: 
Partei- und Oberster SA-Führer: Adolf Hitler. Dieser hatte nach dem Rücktritt Pfeffers 
als Oberster SA-Führer dessen Stelle übernommen. 

Privatsekretär: Rudolf Heß 

Referenten der Parteileitung: 

Vorsitzender des Propagandaausschusses: Dr. Joseph Goebbels, MdR 

Vorsitzender des Jugendausschusses: Major a.D. Walter Buch, MdR, als Nachfolger 
Pfeffers 

Vorsitzender des Turn- und Sportausschusses: Adolf Hitler als Nachfolger Pfeffers 
Vorsitzender des Untersuchungs-/Schlichtungsausschusses: Major a.D. Walter Buch 
Vorsitzender des Organisationsausschusses I: Gregor Straßer, MdR 

Vorsitzender des Finanzausschusses: F. X. Schwarz, Stadtrat 

Reichsgeschäftsführer: Philipp Bouhler 

Weitere Referenten: 

für Organisation (Abt. II): Konstantin Hierl, MdR 

für Landwirtschaft: R. W. Darre 

für Propaganda: Fritz Reinhardt, MdR 

für Presse: Alfred Rosenberg 

für theoretische Finanzfragen: Gottfried Feder 

für juristische Fragen: Dr. Hans Frank Il 

für Gewerkschaftsfragen: Adolf Wagner, MdL. 


Am 5. Juli 1930 erwarb Hitler für seine Partei „mit Hilfe einer außerordentlichen Par- 
teiumlage für eineinhalb Millionen Reichsmark das ehemalige Barlow-Palais (. . .) als 
künftigen Sitz der Reichsparteileitung“ („Braunes Haus“).’ Er ließ es von dem Architek- 
ten Paul L. Troost für diese Zwecke umgestalten. „Das neue Parteiheim“, so heißt es im 
Jahrbuch, „wird uns bis zu einer Mitgliederzahl von einer Million genügen. Mehr 
werden, so sagte unser Führer auf der Generalmitgliederversammlung der Bewegung, 
nicht aufgenommen.“!’ Diese Begrenzung wurde jedoch nicht eingehalten; schon um 
die Jahreswende 1932/33 hatte die Zahl eine Million weit überschritten. In seinem oben 
wiedergegebenen optimistischen Brief führte Hitler Zahlen an. 


8 NS-Jahrbuch 1931, S. 126-129. 
9 Volz, Daten, $. 30, 32, 59. 
10 NS-Jahrbuch 1931, S. 128. 
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3.3. Agonie der parlamentarischen Demokratie 


„Wir haben in 5 Jahren hunderttausend Mitglieder gewonnen. Im vergangenen Jahr aber 
allein achtzigtausend dazu. Im Monat Dezember aber allein bereits zwanzigtausend. 
Die Bewegung wird in ein bis einerhalb Jahren die Zahl von vierhunderttausend Mit- 
glieder mindest erreicht, wenn nicht überschritten haben.“ Diese Zuversicht war berech- 
tigt, denn die wirtschaftliche Entwicklung trieb besonders seit dem New Yorker Börsen- 
sturz vom 24. Oktober 1929 einer internationalen Katastrophe zu. Der Massenzulauf 
zur NS-Bewegung vollzog sich im direkten Verhältnis zur Verschlechterung der Wirt- 
schaftslage, ähnlich, wenn auch nicht in so starkem Maße, zum Kommunismus. 


‚lm Jahr 1930 betrug die Zahl der Arbeitslosen 2,5 Millionen, das Defizit der Reichsan- 


stalt für Arbeitslosenversicherung 321 Millionen Reichsmark. Die Industrie lehnte die 
Forderung der Gewerkschaften nach Beitragserhöhung von 3,5 Prozent auf 4 Prozent 
zur Arbeitslosenversicherung und weitere Reichszuschüsse ohne Beschränkung ab und 
forderte eine Senkung der Versicherungsleistungen. Darauf schlugen die beiden Koali- 
tionsparteien Demokraten und Zentrum vor, bei 3,5 Prozent zu bleiben und der Reichs- 
anstalt einen Zuschuß von 140 Millionen zu gewähren. Falls diese Maßnahme nicht 
ausreiche, sollte der Beitrag auf 3,75 Prozent erhöht bzw. die Leistung der Versicherung 


/ herabgesetzt werden. Alle Parteien der Koalition, auch die DVP (Deutsche Volkspartei), 


/ stimmten zu, außer der SPD; sie stürzte den eigenen Kanzler. 


[ 
U 


Das war das Ende der parlamentarischen Demokratie der Weimarer Koalition von 1919; 
die Regierung Brüning als Nachfolgerin regierte bereits autoritär. Die oben zitierte Fest- 
stellung Buttmanns über das Ende des Parlamentarismus traf bereits 1930 zu. Als die 
Sozialdemokraten im November 1923 Stresemann stürzten, hatte Reichspräsident Ebert 
ihnen empört zugerufen: „Was Euch veranlaßt, den Kanzler zu stürzen, ist in sechs 
Wochen vergessen, aber die Folgen Eurer Dummheit werdet Ihr noch zehn Jahre lang 
spüren.“" Die Folgen dieser „Dummheit“, den eigenen Kanzler zu stürzen (Müller- 
Franken), spürten die Sozialdemokraten bis 1945. 

Am 23. Februar 1930 starb der Berliner SA-Sturmführer Horst Wessel infolge der schwe- 
ren Schußverletzung, die er bei einem Überfall der Kommunisten auf seine Wohnung 
erlitten hatte. Das von ihm gedichtete und nach ihm benannte „Horst-Wessel-Lied“ 
wurde Symbol der „nationalsozialistischen Revolution“."” 

Der Reichsorganisationsleiter II, Oberst a.D. Konstantin Hierl, erließ am 6. März eine 
parteiamtliche Kundgebung über die Stellung der NSDAP zum Landvolk und zur Land- 
wirtschaft.” Hitler betraute ab 1. Juni 1930 den Diplom-Landwirt R. Walther Darre mit 
der Organisation des Bauerntums innerhalb der Partei. Dieser baute ab 1. August den 
agrarpolitischen Apparat auf. „Benachrichtigung! Als Referenten für landwirtschaftliche 
Fragen habe ich den Diplom-Landwirt Pg. R. W. Darre in die Organisationsabteilung II 
der Reichsleitung der NSDAP berufen. München, den 25. 8. 1930. Adolf Hitler.“ 
Darre wurde ab 31. 12. 1931 auch Leiter des Rasse- und Siedlungsamtes. Am 1. Sep- 
tember 1930 erschien erstmals die „Nationalsozialistische Landpost“.'" Damit wurden 
die Grundlagen für die vorgesehene ständestaatliche Ordnung und für die lebenswich- 
tige Rolle des Bauernstandes als Ernährer des deutschen Volkes und biologische Kraft- 
quelle für den Nachwuchs geschaffen. Darre hat mit seinen Werken „Das Bauerntum als 
Lebensquell der Nordischen Rasse“, 1. Auflage 1928, und „Neuadel aus Blut und 


11 Franz-Willing: Deutsches Entscheidungsjahr 1923, in: Deutsche Annalen, 1973, $. 195 ff., hier $. 214. 
12 Siehe dazu: Goebbels, Tagebuch, Bd. II, S. 460 ff. 

13 Volz, Daten, $. 29; VB, Nr. 205 v. 29. 8. 1930. 

14 Volz, Daten, $. 30, 
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Boden“, 1. Auflage 1930, die Grundlagen für die „Blut-und-Boden-Theorie“ geschaf- 
fen." 
Die „Nationalsozialistischen Briefe“ brachten am 1. März 1930 zum Thema „Bauern- 
tum“ einen Artikel von Hartmut Plaas mit dem Titel „Das Dritte Element“. Dort hieß 
es u. a.: „Die beiden alten Elemente sind Bourgeoisie und Proletariat. Durch diese bei- 
den kann keine deutsche Revolution erfolgen. Das dritte Element ist das Bauerntum“, 
unrechnerisch und unegoistisch. „Bauer ist von Natur Nationalist.“'* 
Zum Tode des Großadmirals Alfred Tirpitz am 6. März 1930 brachte der „Völkische 
Beobachter“ einen ehrenden Nachruf: „Der einzige deutsche Seemann, der den Krieg 
verstand.“'’ Am 1. April erschien die von Adolf Hitler herausgegebene und ab 1935 von 
Alfred Rosenberg fortgesetzte Monatszeitschrift „Nationalsozialistische Monatshefte“. 
Hitlers Geburtstag am 20. April 1930 wurde mit einer Riesenkundgebung im Münchner 
Zirkus Krone mit Gregor Straßer als Festredner über das Thema „Führer und Führer- 
tum“ gefeiert, in Berlin fand die Feier mit Goebbels als Festredner statt. 
Goebbels richtete im Zusammenhang mit den Auseinandersetzungen um den Young- 
Plan auch heftige und beleidigende Angriffe gegen den Reichspräsidenten. „Der alte 
Bock soll abhauen, und wenn nicht, so doch nicht ewig der Jugend im Wege stehen“, 
heißt es am 4. 1. 1930 in seinem Tagebuch." Er erwies sich bereits zu dieser Zeit als der 
/ wirksamste Agitator der Partei neben Hitler, den er mit der Hemmungslosigkeit seiner 
/ Demagogie noch übertraf. Am 11. Januar 1930 sprach Hitler in Weimar vor einem 
geschlossenen Kreis, „vor 150 Großkopfeten“. „Es stinkt nach Vornehmheit. Hitler 
spricht fabelhaft. (. . .) Der Erfolg ist auch danach.“ So kommentierte Goebbels." 
„Herrlich dieser Mussolini! Mein großes zeitgenössisches Vorbild. An ihm kann man 
sich hochranken“, schwärmte Goebbels wenige Tage später.” Über Hitler am 20. 1. 
1930: „Göring schimpfte sehr über München, auch über Hitler, zum Teil sogar mit 
Recht. Er arbeitet zu wenig, kurz, er ist (... .) Und dann die Weiber, die Weiber! Aber 
dagegen steht ein Übermaß von Fähigkeiten und Tugenden, sein Charme, seine Güte, 
sein Instinkt, seine menschliche Größe. Freuen wir uns nur, daß wir ihn haben und neh- 
men auch seine Schwächen in Kauf.“ 
Die Auseinandersetzung zwischen Goebbels und den Straßers, besonders mit Otto 
Straßer, deren „Kampfverlag“ Goebbels ein Dorn im Auge war, spitzte sich zur Ent- 
scheidung in diesem Jahre zu. „Allerdings soll Amann zuerst einmal den Kampfverlag 
kaputt machen“, trug der Berliner Gauleiter in sein Tagebuch ein.” „Anarchie in der Par- 
tei. Hitler allein trägt die Schuld, da er nicht entscheidet. (. . .)* Am 22. 2. 1930: „Hit- 
ler macht mir viel Sorge, er verspricht viel und hält wenig. (. . .) Wenige Zeilen darun- 
ter: „Hitler ist doch sehr liebenswert. Voll von Charme. Ein Herrenmensch! Mich mag 
er sehr gerne. (. . .) Hitler geht mit auf die Bahn und verspricht mir goldene Berge. Ich 
lächle (. . .).“” Der 33jährige Goebbels war starken Stimmungsschwankungen unterwor- 
fen, sein skrupelloser Radikalismus machte ihn im Bunde mit seiner Intelligenz und sei- 
ner aufpeitschenden Rednergabe zu Hitlers Dämon. „Unsere Zeit ist nahe. Hätten wir 
eine zielbewußte, straffe Führung! Aber? Armer Hitler!** 
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Die Konkurrenz der Straßer-Zeitungen machte Goebbels so wütend, daß er am 16. 3. 
eintrug: „Chef hat bei mir allen Kredit verloren. Ich glaube ihnen nichts mehr (. . .) Hit- 
ler hat mir „ aus welchen Gründen, das ist egal „ fünf mal das Wort gebrochen ... Hit- 
ler verbirgt sich, er faßt keine Entschlüsse, er führt nicht mehr, sondern er läßt die Dinge 
treiben. Aber kann man von mir verlangen, daß ich mir meinen Gau stehlen lasse?“ * 
Goebbels führte den Kampf gegen die beiden Straßers und deren Verlag mit rücksichts- 
loser Härte weiter. Obwohl die Auseinandersetzung sich ursprünglich gegen Otto 
Straßer richtete, beschimpfte er auch Gregor. „Chef hat eine Sauwut auf die beiden 
Straßers. Gregor habe ich die Biedermannsmaske vom Gesicht gerissen. Dem Chef seine 
[ ganze Säumigkeit vorgeworfen. Er war sehr betroffen. (... .) Liste für Reichstagskandida- 
ten aufgestellt. Gegen Straßer und seinen Kreis. Der wird sich wundern. Ich drücke noch 
ein paar ordentliche Berliner durch. Heute kommt Amann. Da geht der Tanz weiter. Die 
Straßersche Tageszeitung muß vernichtet werden. Hitler (. . .) jetzt gegen Straßer keine 
Loyalität mehr (. . .)*. 
Tags darauf, am 2. April: „Amann will jetzt Straßer vernichten. Ich habe ihm eingeheizt. 
Hitler sehr nervös. Er fühlt sich offenbar unsicher (. . .).*.“ Der erbitterte Krieg Goeb- 
bels’ gegen die Straßers ging weiter mit dem klaren Ziel des Berliner Gauleiters, die bei- 
den Straßers auszuschalten. Goebbels spielte auch die führende Rolle bei der Aufstel- 
lung der Kandidatenliste für die Reichstagswahl. Sein Bestreben ging dahin, nicht nur 
die Straßer-Anhänger, sondern auch die vom OSAF (Oberster SA-Führer) vorgeschla- 
genen Kandidaten möglichst nicht auf die Liste zu setzen. 
Am 28. April verzeichnete Goebbels seinen Triumph über die Straßers mit seiner Ernen- 
nung zum Reichspropagandaleiter. „Straßer ist mit seinem Kreis zerschmettert. (. . .) 
Eine wahre Genugtuung für mich. (. . .) Goebbels triumphans!“” „Ich habe nun seit vier 
Jahren gegen Dr. Straßer gekämpft. Ich halte Gregor Straßer auch für verschlagen und 
unehrlich. Nun bekommt der Chef die Quittung für seine Langmut“, heißt es am 2. Mai 
im Tagebuch. Ende Juni erfolgte dann der endgültige Bruch mit Otto Straßer und sei- 
nem „Literatenkreis“. Hitler wies Goebbels schriftlich an, Dr. Straßer aus der Partei aus- 
zuschließen.” 
In München fand Ende Juli noch eine Besprechung für die Kandidatenliste zum Reichs- 
tag statt. Goebbels: „Hitler hört ganz auf mich. Das ist gut so. Ich werde diese Stellung 
weiter aufbauen. Straßer schäumt innerlich vor Wut.“ Goebbels hatte das Spiel gegen 
Otto Straßer voll gewonnen; er verstand es in geradezu perfider Weise, Gregor Straßer 
bei Hitler herabzusetzen und ihn gegen Gregor mit Mißtrauen zu erfüllen. Ähnliches 
glückte ihm mit OSAF Pfeffer. Dieser legte im August 1930 sein Amt als OSAF nieder, 
weil Hitler unter dem Einfluß von Goebbels seine Zusagen nicht eingehalten hatte.” 
/ Damit war das alte Triumvirat Hitler-Straßer-Pfeffer zerstört. 
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3.4. Der Konflikt zwischen Hitler und Otto Straßer 


Im Sommer 1930 kam es zu einer innerparteilichen Krise durch den Konflikt zwischen 
Hitler und Otto Straßer. Dieser schied aus der Partei aus; Hitler beauftragte den Gau- 
leiter von Berlin, Joseph Goebbels, mit der Säuberung der Partei von „Salonbolsche- 
wisten“. Otto Straßer gründete mit der Parole „Die Sozialisten verlassen die NSDAP* 
eine „Kampfgemeinschaft revolutionärer Nationalsozialisten“, später „Schwarze 
Front“.” 

Gregor Straßer trennte sich von seinem Bruder Otto, blieb in der Partei und legte die 
Herausgeberschaft der Zeitungen des „Kampfverlages“ nieder, den er mit seinem Bruder 
Otto gegründet und betrieben hatte. Otto Straßer hat noch vor, dann auch im und nach 
dem Zweiten Weltkrieg sein Denken und Wollen, seine Auffassung des Nationalsozia- 
lismus in verschiedenen Schriften niedergelegt und auch nach dem Krieg in öffentlichen 
Versammlungen zu propagieren versucht. Er hatte nach seinem Ausschluß aus der Par- 
tei noch im gleichen Monat die beiden entscheidenden Gespräche mit Hitler vom 21. 

und 22. Mai unter dem Titel „Ministersessel oder Revolution“ in seinem „Kampfverlag“ 

(Berlin) veröffentlicht. Die beiden Gespräche, für die nur diese Gedächtnisniederschrift 
Otto Straßers als Beleg vorliegt, sind nicht nur für die geistigen und politischen 
Gegensätze in der obersten Parteiführung aufklärend, sondern darüber hinaus auch für 
die geistige Krise der Zeit. 

Das erste Gespräch hatte nur unter vier Augen stattgefunden, so daß nur Otto Straßers 
Niederschrift als Zeugnis existiert. Da der Inhalt des Gesprächs offensichtlich von Otto 
Straßer anschließend sofort schriftlich festgehalten wurde, ist ihm hohe Aussagekraft 
zuzusprechen, wenn auch spätere Schriften von ihm wegen ihres polemischen Charak- 
ters mit großer Vorsicht kritisch zu bewerten sind. In seinem Buch „Aufbau des deut- 
schen Sozialismus“, 1. Auflage Berlin 193T, 2. Auflage Prag 1936, hat er den Wortlaut 
unter dem Titel „Meine Aussprache mit Hitler“ abgedruckt. 

Dieses erste Gespräch begann mit Vorwürfen Hitlers gegen den „Kampfverlag“. Hitler 
beanstandete auch einen Angriff in den „Nationalsozialistischen Briefen“ „gegen unse- 
ren nationalsozialistischen Minister Dr. Frick“. Straßers Broschüre „Ministersessel oder 
Revolution“ zeigte schon vom Titel her den äußeren Aufhänger seiner Kritik. Das 
Gespräch hatte sich zunächst auf die Berufung Schultze-Naumburgs und im Zusam- 
menhang damit auf die grundsätzliche Kunstauffassung konzentriert. Hitler hatte dik- 
tatorisch die Feststellung getroffen, es gebe nur eine Kunst, nämlich die nordisch-grie- 
chische; eine andere ließ er nicht gelten. Ebenso diktatorisch lehnte er die Unterschei- 
dung zwischen Idee und Führer ab. Er vertrat dogmatisch den Standpunkt: „Bei uns ist 
Führer und Idee eins, und jeder Parteigenosse hat das zu tun, was der Führer befiehlt.“ 
Hier ist auch auf die oben angeführte Auffassung von Adolf Bartels hinzuweisen: auch 
er hatte wie Otto Straßer die Idee über den Führer gestellt. Straßer sagte zu Hitler: „Las- 
sen Sie sich hier nicht verführen durch die billigen Zustimmungen der Kreaturen um 
Sie (. . .)“ Darauf hatte Hitler geantwortet: „Ich verbitte mir eine derartige Beleidigung 
meiner Mitarbeiter!“ „Hier beschwor mich Hitler“, fährt Straßer in seinem Bericht fort, 
„doch gerade an meinen Bruder zu denken, der unter einer Trennung am meisten leide 
und dem zuliebe er, Hitler, mir noch einmal die Hand hinstrecke. Ich habe Ihnen schon 
verschiedene hohe Posten in der Partei angeboten, ich biete Ihnen noch einmal an, den 
Posten eines Reichspressechefs zu übernehmen, zu mir nach München zu kommen und 
dann direkt unter meiner Leitung Ihre von mir so hoch geschätzte Arbeitskraft und 
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Intelligenz in den Dienst der Bewegung zu stellen.“ Straßer forderte jedoch erst eine 
Klärung und Übereinstimmung der Standpunkte. 
In diesem Zusammenhang muß darauf hingewiesen werden, daß auch Röhm Hitler 
schon 1925 vor seiner Umgebung gewarnt hatte.’ 
Für die Außenpolitik vertrat Hitler ein Zusammengehen mit England, „weil es sich 
darum handle, eine nordisch-germanische Herrschaft über Europa und - im Zusam- 
menhang mit dem nordisch-germanischen Amerika - über die Welt aufzurichten“. Die 
Niederschrift dieses ersten Gesprächs in Übereinstimmung mit dem mündlichen Bericht 
Straßers bestätigten Berlin, den 2. Juni 1930: Richard Schapke, Günther Kübler, Herbert 
Blank, Paul Brinkmann. 
Bei dem Gespräch am 22. Mai waren außer Hitler und Otto Straßer anwesend: Rudolf 
Heß, Max Amann, Gregor Straßer und Hans Hinkel. 
Otto Straßer hatte die Fortsetzung unter vier Augen gewünscht, dagegen wünschte Hit- 
ler die Hinzuziehung der genannten Personen. Thema des zweiten Gesprächs war der 
Sozialismus. Der von Otto Straßer geforderte und verfochtene „deutsche Sozialismus“ 
richte sich ebenso gegen den Kapitalismus wie gegen den marxistischen Sozialismus. Er 
forderte für die Arbeiterschaft Eigentum und Mitbestimmungsrecht im Betrieb. Ferner 
forderte er für den Arbeiter „Kollektiveigentum“, „und zwar in doppelter Hinsicht: ein- 
mal als Mitglied der Nation, der die gesamte ‚Volkswirtschaft‘ gehört, und einmal als 
Mitglied der Gemeinschaft des betreffenden Betriebes“. 
Das bezeichnete Hitler als „reinen Marxismus“, „das ist geradezu Bolschewismus“. Hit- 
ler sagte ferner: „Damit machen Sie auch den ganzen Fortschritt der Menschheit hin- 
fällig, der immer nur vom großen Einzelnen, vom großen Erfinder ausgeht“. Straßer: 
„Ich erwiderte, daß ich zunächst überhaupt den sogenannten Fortschritt der Menschheit 
leugnen müsse, da ich in der Erfindung des W.C. durchaus keine Kulturtat sehe.“ Hit- 
ler konterte, der gewaltige Fortschritt der Menschheit empfange seinen Impuls immer 
von großen Einzelpersonen. Straßer wandte sich gegen eine falsche Beurteilung der 
Rolle von Führerpersönlichkeiten, „da der Mensch nicht Macher oder gar Erfinder 
historischer Epochen sei, sondern nur der Beauftragte des Schicksals“. 
Darauf fragte Hitler „schroff, ob ich etwa ableugnen will, daß er der Schöpfer des Natio- 
nalsozialismus sei. Ich erklärte, daß ich das allerdings ableugnen müsse, da ich im Natio- 
nalsozialismus eine Idee sähe, die vom Schicksal als ‚am Zug seiend‘ in Hunderttausen- 
de von Menschenherzen eingepflanzt worden wäre und dort in mehr oder minder kla- 
rer Form Gestalt und Wirkungskraft angenommen hätte. In ihm, Hitler, hätte es dies 
zweifellos in besonders starkem Maße getan, aber schon die Gleichzeitigkeit des Ent- 
stehens und die Gleichartigkeit des Inhalts beweise, daß es sich hier um einen mehr als 
menschlichen, mehr als organisatorischen, eben um einen schicksalhaften historischen 
Prozeß handle“. 
Hitler bezeichnete Straßers Auffassung des Sozialismus als „reinen Marxismus“ und 
fuhr fort: „Der Unternehmer, der die Verantwortung trägt, für die Produktion, der 
schafft auch den Arbeitern Brot.“ Straßer hielt ihm entgegen, „daß gerade der Blick auf 
die Machthaber des kapitalistischen Systems zeige, daß hier das Gegenteil einer rassi- 
schen Auslese in unserem Sinne eintrete, und zwar zwangsläufig, da der Maßstab der 
elektion das Geld sei“. Hitler dagegen war der Meinung, daß die Rentabilität immer 
fie Maßstab der Wirtschaft sein müsse. 
Straßer hielt dagegen: „Für uns hat doch die Wirtschaft eines Volkes überhaupt keinen 
anderen Sinn und keine andere Aufgabe, als die Ernährung, die Kleidung, die Wohnung 
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für diese Nation zu sichern und außerdem eine gewisse Reserve für Kriegs- und Notzei- 
ten zu schaffen. Diese Auffassung der Wirtschaft als der Deckung des Bedarfs für die 
Nation macht es völlig gleichgültig, wie hoch die Produktionskosten bei uns im Ver- 
gleich zu den Produktionskosten in anderen Ländern sind (. . .).“ 

Darauf Hitler: „Glauben Sie denn, wir können uns jemals von der Weltwirtschaft 
lösen? (. . .) Im Gegenteil, unsere Aufgabe ist es, eine großartige Organisation der 
ganzen Welt vorzunehmen, so daß jedes Land das produziert, was ihm am meisten 
liegt, während die weiße Rasse, die nordische Rasse, dann die Organisierung dieses 
gigantischen Planes vornimmt. Glauben Sie mir, der ganze Nationalsozialismus wäre 
nichts wert, wenn er sich nur auf Deutschland beschränkt und nicht mindestens tau- 
send bis zweitausend Jahre lang die Herrschaft der hochwertigen Rasse über die ganze 
Welt besiegelt. Das muß ja nicht mit einer Ausbeutung der anderen Rasse verbunden 
sein, denn eine niedere Rasse ist eben zu anderen Leistungen bestimmt als die höhere 
Rasse, die die Leitung hat, und diese Leitung müssen wir in Gemeinschaft mit den 
Angelsachsen haben.“ 

Straßer war entsetzt „über eine derartige Zielsetzung, die bis ins einzelne dem Ideal der 
Weltfinanz gleichkomme“. Wenn er, Hitler, das kapitalistische System aufrechterhalten 
wolle, dürfe er nicht vom Sozialismus reden. Hitler stellte dann den Faschismus als Vor- 
bild hin. Er sagte ferner: „In Wirklichkeit gibt es in der Wirtschaft immer nur ein 
System: Verantwortung nach oben, Autorität nach unten.“ Straßer stellte darauf der 
kapitalistischen Profitwirtschaft die Bedarfswirtschaft entgegen. Hitler bezeichnete zum 
Schluß den Grundgedanken von Straßer des Mitbesitzes und der Mitbestimmung des 
Arbeiters als Marxismus, „während ich nur dem von einer höheren Schicht geleiteten 
Staat das Recht dieser Einflußnahme gebe“. 

Hier wurde von Hitler die Debatte abgebrochen, da er anderweitig beansprucht war. 
Straßer schließt seinen Bericht: „Irgendein Wort über das Ergebnis unserer beiden stun- 
denlangen Aussprachen hat mir Herr Hitler weder mündlich noch schriftlich, weder 
direkt noch indirekt zugehen lassen.“ ” Hitler schloß Ende Juni 1930 Otto Straßer und 
seine Anhänger aus der Partei aus. 

Zwei Folgerungen lassen sich rückschauend aus diesem Streitgespräch zwischen Hitler 
und Otto Straßer ziehen: Hitler setzte sich gleich mit der Idee und duldete nicht den 
geringsten Widerspruch gegen seinen diktatorischen Anspruch, und zweitens: sein End- 
ziel war die Sicherung der Vorherrschaft der „nordischen Rasse“ in Gemeinschaft mit 
den Angelsachsen. 

Otto Straßer ging außer Landes, zunächst in die Tschechoslowakei, gründete mit seinen 
Anhängern die „Schwarze Front“ und betrieb bis an sein Lebensende eine unerbittliche 
Propaganda gegen Hitler. Er arbeitete als erster mit einem Kurzwellensender mit Hilfe 
eines Rundfunkingenieurs, Rolf Formis, der zu seinen Anhängern zählte. Formis brach- 
te die in Stuttgart gebauten Einzelteile nach Prag, installierte ihn etwa fünfzig Kilome- 
ter südlich Prag in Zahori, einem an der Moldau gelegenen Kurort, und begann im Sep- 
tember 1934 mit den Sendungen. 

Nach einigen Monaten entdeckte die Gestapo den Geheimsender und erschoß Formis 
in Zahori. Otto Straßer floh in die Schweiz und von dort weiter nach Frankreich. Er 
setzte seinen abenteuerlichen Don-Quichote-Kampf gegen Hitler als Einzelgänger fort, 
floh nach der französischen Niederlage nach Portugal und von hier mit Hilfe der Briten 
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‚auf einem amerikanischen Schiff nach den Bermudas und dann nach Kanada, wo er den 
/ ganzen Krieg, zum Schweigen verurteilt, verbrachte.” 


* 


Für die weltanschauliche Entwicklung der Hitlerbewegung war neben dem Streitge- 
spräch Hitler - Otto Straßer besonders auch die Veröffentlichung von Alfred Rosen- 
bergs „Der Mythus des 20. Jahrhunderts. Eine Wertung der seelisch-geistigen Gestal- 
tenkämpfe unserer Zeit“ (Hoheneichen-Verlag 1930) von Bedeutung. Das Buch erregte 
großes Aufsehen und löste heftige Polemiken aus, besonders auch von katholisch-kirch- 
licher Seite. Wie aus dem Gespräch Hitlers mit Otto Straßer hervorgeht, hatte Hitler 
offensichtlich das Buch schon vor Erscheinen gelesen. Hitler war laut Otto Straßer 
davon stark beeindruckt und empfahl Straßer die Lektüre. Der „Mythus“ hatte 1941 
bereits die 176. Auflage erzielt; 910.000 Exemplare waren zu diesem Zeitpunkt verkauft. 
„Das Ordinariat Mainz und die Nationalsozialisten“ war eine Zeitungsnotiz vom 5. 
Oktober 1930 betitelt. Text: „Das bischöfliche Ordinariat Mainz hat auf Anfrage 
bestätigt, daß ein Pfarrer der Diözese, der in einer Predigt sagte, daß es jedem Katholi- 
ken verboten sei, eingeschriebenes Mitglied der Hitlerpartei zu sein, daß es Mitgliedern 
der Hitlerpartei nicht gestattet sei, korporativ an Beerdigungen oder kirchlichen Veran- 
staltungen teilzunehmen, und daß kein eingeschriebenes Mitglied der Hitlerpartei zu 
den Sakramenten zugelassen werden könne, nur auf Anweisung des Ordinariats gehan- 
delt habe.“ So begann der offene Krieg zwischen der römisch-katholischen Kirche und 
der NSDAP, der im Grunde genommen schon von den Anfängen der Bewegung her zu 
schwelen begonnen hatte. 

/ Hitler hatte zwar gleich bei der Neugründung seiner Partei den Konflikt durch seine 
Distanzierung von Ludendorff zu vermeiden gesucht, aus taktischen Gründen, aber die 
Entwicklung überrollte ihn. Der „Mythus“ wurde am 7. Februar 1934 auf den päpstli- 
chen Index verbotener Bücher gesetzt. 

Als Sprachrohr für die geistige Auseinandersetzung erschien die am 1. April 1930 von 
Adolf Hitler herausgegebene Monatszeitschrift „Nationalsozialistische Monatshefte“; ab 
Mai 1935 zeichnete Rosenberg als Herausgeber. 

Hitler erwarb Anfang Juli 1930 das Barlow-Palais (Brienner Straße 45) für die Partei als 
künftigen Sitz der Reichsparteileitung für eineinhalb Millionen Mark „mit Hilfe einer 
außerordentlichen Parteiumlage*.” Das „Braune Haus“ wurde nach Weisungen Hitlers 
von dem Architekten Paul Ludwig Troost entsprechend umgestaltet. Sein Erwerb mach- 
te vielfach, besonders in der SA, böses Blut und führte zu einer ersten Auflehnung der 
Berliner SA unter Führung von OSAF-Ost, Hauptmann a.D. Walther Stennes, der nur 
unter erheblichen Schwierigkeiten beruhigt werden konnte, auch nur vorübergehend. 
Stennes’ Parole: „Was ist wichtiger: Stiefelsohlen für die SA oder ein Palais für die Par- 
teibonzen?“* 

Nachdem die Sozialdemokraten im März 1930 die eigene Regierung (Müller-Franken) 
gestürzt hatten,” löste der Reichspräsident im Juli den Reichstag auf, um der von ihm 
ernannten Regierung Brüning eine parlamentarische Mehrzeit zu ermöglichen. Die 
nationalsozialistische Propaganda übertraf an Umfang, Ausmaß und Wirkung jene aller 
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anderen Parteien. Das folgende Gedicht verlieh der Stimmung der Rechten treffenden 
Ausdruck:* 


„Nun ist er geplatzt, hat ausgeschwatzt! 

Ihr zahltet Tribute und küßtet die Knute. 

Nun seid ihr zerstoben mit Schreien und Toben. 
Jetzt naht Euch der Rächer, Novemberverbrecher! 


Zwölf Jahre der Not und Tränen zum Brot! 
Zwölf Jahre der Schande, die gabt ihr dem Lande. 
Ihr machtet uns ehrlos und arbeits- und wehrlos. 
Jetzt naht Euch der Rächer, Novemberverbrecher! 


Das Volk ist erwacht, wir rüsten zur Schlacht, 

zur Schicksalswende. Dann hat es ein Ende 

mit Stehlen und Pumpen, mit Schiebern und Lumpen. 
Dann packt Euch der Rächer, Novemberverbrecher!“ 


Das Flugblatt Nr. 9 ist betitelt: „Arbeiter! Diese Juden sind Eure Führer!“ Es brachte die 
Bilder von vierzehn jüdischstämmigen Politikern, die in der Revolution 1918/19 in Ber- 
lin und München die führende Rolle spielten.”” Am 11. März 1930 hatte das Zentralor- 
gan der Partei eine Beilage gebracht: „Das jüdische Problem“ mit folgenden Artikeln: 
„l. Wenn sie fünf Gulden borgen, nehmen sie sechsfach Pfand; 
2. Vom Treiben der Juden in Altmünchen; 
3. Die Taufkomödie Heinrich Heines; 
4. Gespräch mit Ahasver aus Goethes ‚Jahrmarkt von Plundersweilern‘.“ 
Die Wahlen vom 14. September brachten für die Weimarer Republik die Katastrophe: 
eben einem beachtlichen Anwachsen der kommunistischen Partei schaffte die NSDAP 
fin unerwarteten und nicht vorhergesehenen Sprung von zwölf auf 107 Mandate und 
wurde damit zweitstärkste Partei nach den Sozialdemokraten. Die Kommunisten wur- 
den die stärkste Partei der Reichshauptstadt mit 27 Prozent der Stimmen, an zweiter 
Stelle folgten in Berlin die Sozialdemokraten, an dritter die Nationalsozialisten mit 14,6 
Prozent.” 
Bei den gleichzeitigen Wahlen zum Landtag in Braunschweig erhielt die NSDAP 22 
Prozent der abgegebenen Stimmen und erzielte neun von vierzig Mandaten. Auch hier 
wurde eine Regierung mit einem nationalsozialistischen Minister gebildet: Dr. Anton 
Franzen als Innenminister im Kabinett des Deutschnationalen Dr. Küchenthal. Die 
Regierung traf folgende Maßnahmen: Vereinfachung der Verwaltung; Wiederherstellung 
der Bekenntnisschule; Einführung einer Warenhaus- und Filialsteuer, Einsparung des 
dritten Ministerpostens, Herabsetzung der Gehälter der Minister und höchsten Beam- 
ten und der Pensionen. 
Vom 23. September bis 4. Oktober fand in Ulm der Prozeß gegen die drei Reichswehr- 
offiziere Leutnant Ludin, Leutnant Scheringer und Oberleutnant a.D. Wendt statt, 
wegen nationalsozialistischer Betätigung. Hitler trat als Zeuge vor dem Staatsgerichtshof 
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in Leipzig auf und bekundete durch Eid die Legalität der NSDAP. Die drei Offiziere 
wurden zu Festungshaft verurteilt. Scheringer ging zur KPD, Ludin zur SA." Eine SA- 
Meuterei in Berlin konnte mit Mühe durch teilweises Nachgeben der Reichsleitung 
unterdrückt werden. „Ich mahne zum Nachgeben bis zur Wahl. Zudem hat die SA in 
ihren materiellen Forderungen recht.“ ” 
Am 13. Oktober wurde der neue Reichstag eröffnet.” Die 107 Nationalsozialisten zogen 
im Braunhemd ein. Reichstagspräsident wurde wieder der Sozialdemokrat Paul Löbe, 
1. Vizepräsident der Nationalsozialist Franz Stöhr. Fraktionsführer der NSDAP blieb 
Dr. Frick, Göring wurde sein Stellvertreter. Am 17. Oktober verkündete Gregor Straßer 
/ im Reichstag die Ziele seiner Partei und den schärfsten Kampf gegen die Regierung 
/ Brüning. 
Wilhelm Karpenstein (geb. 1903) zog als Abgeordneter in den neuen Reichstag mit ein 
als einer der vier Vertreter Pommerns. 1923 Gründer der Ortsgruppe Greifswald, sah er 
Hitler zum ersten Mal, als dieser zu den neuen Reichstagsabgeordneten sprach.” 
Hitler war durch den großen Wahlerfolg jetzt eine Größe auf der parteipolitischen 
Bühne geworden und wurde von der internationalen Publizistik in steigendem Maße ins 
Rampenlicht der Weltöffentlichkeit gerückt. So hatte der französische Politiker Gustav 
Herve durch Vermittlung von Arnold Rechberg angefragt wegen Hitlers Stellung zu 
einem deutsch-französischen Militärbündnis. Die Diskussion fand ihren Niederschlag 
im „Völkischen Beobachter“ mit einem Artikel Hitlers am 7. November: „Deutschlands 
und Frankreichs Abrüstung. Will Frankreich vertragsbrüchig werden?“ 
Eine nationalsozialistische Führertagung fand am 7./8. Oktober in München statt. Der 
Wahlsieg und seine Auswertung waren das wichtigste Gesprächsthema. „Fechten brauch- 
te ich nicht. Amann und ich haben eine G.m.b.H. gegründet. Verlag Eher 60, Gau Ber- 
lin 40 Prozent. Diese gibt den ‚Angriff‘ als Tageszeitung heraus“, vermerkte Goebbels 
am 27. 9. 1930. Am 15. 10.: „Amann ist ein Schieber, und er will mich betrügen.“ Goeb- 
bels’ Sprachrohr „Der Angriff“ wurde ab 1. November Tageszeitung, bis dahin Halb- 
wochenzeitung. Bis zur Reichstagswahl 1930 gab es 47 Wochenzeitungen und sieben 
Tageszeitungen der Hitlerbewegung. 
Bei den österreichischen Nationalratswahlen hatten die Nationalsozialisten keinen 
Erfolg; sie errangen nicht ein einziges Mandat. Nur bei den Landtagswahlen in Kärnten 
erzielten sie zwei Mandate. 
Bei der SA ergaben sich im Laufe des Jahres 1930 wesentliche Änderungen: Am 1. April 
wurden Motortrupps und „Stürme“ gebildet und das NS-Automobilkorps unter Leitung 
des Obersten SA-Führers Pfeffer gegründet. Dieser legte jedoch am 29. August aus Pro- 
test seine Ämter nieder.” Hitler übernahm provisorisch die Führung der SA und SS, 
1930 angeblich rund 100.000 Mann, und ernannte Pfeffers Stabschef Dr. Otto Wagener 
zu seinem vorläufigen Stabschef. Major a.D. Adolf Hühnlein wurde Nachfolger Pfeffers 
für die motorisierten SA- und SS-Verbände, später Chef des Kraftfahrwesens. OSAF- 
Stellvertreter West Curt von Ullrich wurde am 1. Juni zum Generalinspekteur der SA 
und SS ernannt.“ 
Weitere Wahlerfolge erzielte die NSDAP im November in Danzig mit zwölf und bei der 
Bürgerschaftswahl in Bremen mit 32 Mandaten. 
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In Berlin organisierte Goebbels gegen den zur Uraufführung gebrachten Film Remar- 
ques „Im Westen nichts Neues“ große Protestkundgebungen und erzwang dadurch das 
Verbot des Films. 

Am 16. Dezember 1930 und am 3. Januar 1931 fand im Rundfunk ein Streitgespräch 
zwischen Gottfried Feder und dem sozialdemokratischen Professor Erik Nölting über 
die nationalsozialistische Wirtschaftslehre statt. Die Zahl der Arbeitslosen betrug um die 
Jahreswende 1930/31 4,38 Millionen; sie hatte sich gegenüber dem Vorjahr mehr als ver- 
doppelt. Dadurch blühte der Weizen der radikalen Flügelparteien. 

„Dann hält Straßer eine Rede, die wirklich ausgezeichnet ist. Er findet auch sehr große 
Aufmerksamkeit im Haus. Damit sitzt er wieder einmal fest im Sattel. Nun muß 
ich mich wieder dahintersetzen“, vermerkte Goebbels sorgenvoll. (Tagebuch, Bd. II, 
$. 529 £,) 

Am 30. Dezember 1930 brachte der „Völkische Beobachter“ einen Artikel aus der Feder 
von Alfred Rosenberg: „Die Leichenrede der ‚Frankfurter Zeitung‘ für den liberalisti- 
schen Menschen. Der ausgestellte Totenschein besitzt Rechtskraft.“ Und: „Der Natio- 
nalsozialismus ist nicht eine machtpolitische Partei allein. Vielmehr ist er mit dem 
Anspruch aufgetreten, der Überwinder einer alten Epoche und Begründer einer neuen 
zu sein. Sein Denken kreiste vom ersten Tage nicht um Ich und Menschheit, diese gei- 
stige Parole des materiellen und ideellen Liberalismus, sondern um Volk und Rasse.“ 
Rosenberg führte dann den Artikel der Frankfurter Zeitung vom 25. 12. 1930 wörtlich 
an: 

„Es ist wahr: Das Zeitalter des Liberalismus ist tot. Daran kann man, wer sich im Leben 
umsieht, nicht zweifeln. Allerdings gibt es noch eine große Zahl von liberalen Men- 
schen. Ob sie groß genug ist, eine liberale Partei auszumachen, die sich mit einigem 
Anstand sehen lassen kann, geht uns für diesmal nichts an. In keinem Falle reicht die 
Zahl hin, um auf die heutige Welt irgendwie starken Eindruck zu machen, das ‚Zeital- 
ter‘ zu führen. Somit dürfte der dem Liberalismus an der Stelle, wo sich sozusagen die 
nächsten Hinterbliebenen versammelt hatten, ausgestellte Totenschein Rechtskraft besit- 
zen. Was sich an Überresten vorfindet, ist mehr private Bemühung, die darum nicht wir- 
kungslos zu sein braucht, vorausgesetzt, daß die Leute, die sich bemühen, darnach sind. 
Beschäftigen wir uns mit dem zu Grabe getragenen Verstorbenen selbst.“ ” 

Bei der Auseinandersetzung zwischen Hitler und Otto Straßer spielte auch Rosenberg 
eine große Rolle. Straßer zu Hitler am 21. Mai: „Ihre von Rosenberg stammende ras- 
senmäßige Betrachtung negiert nicht nur die große Aufgabe des Nationalsozialismus, 
nämlich die Nationwerdung des deutschen Volkes, sondern löst sogar dieses Volk selbst 
auf.“ Hitler dagegen: „Das ist reiner Liberalismus, was Sie sagen. Es gibt überhaupt 
keine anderen Revolutionen als die rassische, (. . .) es gibt immer nur den Kampf der 
niederrassischen Unterschicht gegen die herrschende höhere Rasse, und wenn diese 
höhere Rasse eben ihr Gesetz vergessen hat, dann verliert sie den Kampf. Aber alle 
Revolutionen der Weltgeschichte - und ich habe sie ausführlich studiert - sind nichts 
weniger als Rassenkämpfe. Wenn Sie einmal das neue Buch Rosenbergs lesen, dann wer- 
den Sie diese Dinge begreifen, denn dieses Buch ist das gewaltigste seiner Art, größer 
noch als Chamberlains ‚Grundlagen des 19. Jahrhunderts.‘“ 

Am 12. 11. 1930 vermerkt Goebbels einen Aufenthalt in München: „Röhm kommt. 
(.....) Er ist sehr nett zu mir, und ich hab ihn auch gern. Eine offene, gerade Soldaten- 
natur. Ein Charakter. Mit Chef noch Möbel besichtigt. Er hat zu Hofmann gesagt: Mein 
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Zimmer soll ein Schmuck werden. Er will mich offenbar mehr an München fesseln. Das 
paßt mir auch. Unterredung mit Amann. Auch mit ihm komme ich zu Rande. (.. .) 
Aber dann bekomme ich 12.000 Mk als Arbeit am Angriff und 3000 Mk Honorarvor- 
schuß. Das nenne ich großzügig. (. . .) Gestern war Amann da. (. . .) Ich hab ihn einge- 
seift. Große Geldsorgen immerzu.“ 

„Chef ist fabelhaft zu mir. Er steht doch treu zu seinen Leuten. Mich hat er besonders 
gern. Heute ist er in Dortmund bei den Großkopfeten. Da wird er mich herauspauken“, 
vermerkte Goebbels am 20. 11. 1930. 

Die SA und die SS in Berlin bereiteten dem Gauleiter weiterhin schwere Sorgen. „Die 
S.A.-Könige wenden sich mit Recht gegen den skandalösen Saustall in München. Hit- 
ler ist in falscher Umgebung. Man muß ihn von den Spießern befreien.“ * 

„Disput mit dem Industriellen Heinrichsbauer. Dem habe ich den Marsch geblasen. Von 
wegen ‚Führer der Wirtschaft‘ und Metallarbeiterstreik. Er war nachher k.o.“, trug Goeb- 
bels am 27. 11. in sein Tagebuch ein. 

Am 4. Dezember Fraktionssitzung: „Straßer über $.A. und politische Leitung. 
Kampfansage gegen die Verbonzung der Partei, vor allem durch den großen Auftrieb in 
bürgerlichen Kreisen. Mir aus der Seele gesprochen. Bravo Straßer!“ Beim Gautag in 
Berlin: „Ich rede lange mit Schultz über Betriebszellen. Er hat einen klaren Blick und 
ein in jahrelanger Zuchthausqual gereiftes Urteil. Sehr sympathisch.” Er macht mir ganz 
unaufdringliche Lobsprüche, die mich sehr erfreuen. Straßer ist auch da. Er redet mit 
mir lang und ernst, und wir tasten uns wieder zueinander. Ich will mit ihm Frieden und 
glaube, auch er möchte. Das wäre ein ungeheurer Kraftgewinn. Er erzählt von vergan- 
genen Zeiten sehr humorvoll vor der ganzen Versammlung. Alle lachen furchtbar. (. . .) 
Ich werde mich um ihn bemühen.“ (Tagebuch, Bd. II, S. 541 f.) 

Am 17. 12. in München Besprechung des Wirtschaftsprogramms mit Hitler und einer 
Anzahl Experten. „Ich finde eine ausgezeichnete Definition für den Begriff Sozialisie- 
rung. Hitler ist begeistert und sehr nett zu mir. ‚Sozialisierung, d. h. Überordnung des 
Volksbegriffs über den Individualbegriff‘.“ (Tagebuch, Bd. II, S. 547.) 

An NS-Veröffentlichungen des Jahres 1930 sind hervorzuheben die kleine Hitler-Bio- 
graphie von dem Nobelpreisträger für Physik, Professor Dr. Johannes Stark: „Adolf Hit- 
lers Ziele und Persönlichkeit“ im Deutschen Volksverlag/Dr. Boepple, München, 3. stark 
erweiterter Neudruck. 60 Tausend“ (Boepples Verlag war neben dem Eher-Verlag 
führend für NS-Veröffentlichungen) sowie eine Hitlerbiographie von E. Czech-Joch- 
berg, Oldenburg 1930. 


” 


Das Sprachrohr der bayerischen Sozialdemokraten, die „Münchner Post“, hatte allen 
Grund, sich in steigendem Maße dem Thema „Adolf Hitler, Nationalsozialismus“ zu 
widmen, denn die Flut schwoll in beängstigendem Maße an und bedrohte nicht nur die 
Sozialdemokratie, sondern darüber hinaus die Weimarer Republik. 

„Hindenburg verklagt den Nationalsozialisten Goebbels“ berichtete das Blatt zu Beginn 
des Jahres wegen eines Artikels im „Angriff“ mit dem Titel „Lebt Hindenburg noch?* 
Hindenburg tue nur, was ihm seine „jüdischen und marxistischen Ratgeber einblasen“. 
Das bezog sich auf die Annahme des Young-Plans.” „Ein Todesopfer nationalsozialisti- 
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scher Mordbuben“, meldete die Zeitung einen Tag später über einen nationalsozialisti- 
schen Überfall auf ein kommunistisches Lokal in Berlin. 

In jeder Nummer des Organs kamen Greuelmeldungen über die NSDAP. „Hermann 
Müller an die republikanischen Studenten. Nicht Radikalismus, sondern Arbeit im Staa- 
te.“ Auf dem Studententag des republikanischen Deutschen Studentenbundes spricht 
der Reichskanzler, meldete die Zeitung am 13. Januar.” „Hitler prophezeit den großen 
Bürgerkrieg“ in seiner Rede vor 120 geladenen Gästen in Weimar, anläßlich der Amts- 
einführung Fricks als Innen- und Volksbildungsminister.” 

In den folgenden Nummern berichtete das Blatt unter dem Titel „Hitler contra Rupp- 
recht“ über einen Prozeß Hitlers gegen die Telegrammzeitung. Sowohl der Beklagte wie 
der Kläger wurden verurteilt.” „Putschist Frick beschwört die Verfassung“, schrieb das 
Organ zynisch über Fricks Vereidigung als Minister in Thüringen. „Hakenkreuzler für 
Schwarz-Rot-Gold. Nicht heute „ sondern ‚einst‘.“ Der Artikel brachte einen Hinweis 
auf den antisemitischen Deutschen Volksbund vor 1914, der als Bundesfarben Schwarz- 
Rot-Gold geführt hatte.‘ In dem Artikel „Der Fall Schacht“ (I), also mit Fortsetzung, 
beschäftigte sich das sozialdemokratische Organ kritisch mit dem Reichsbankpräsiden- 
ten,” der ein entschlossener Gegner der sozialdemokratischen Ausgabenwirtschaft und 
des Young-Plans war. 

Anläßlich der Reichsgründungsfeier am 18. Januar an der Hochschule erschienen erst- 
mals „Hakenkreuzfahnen in der Universität“. Baldur von Schirach war zugegen mit der 
„historischen Marsfeldstandarte“. Der anwesende Kahr wurde von den Nationalsoziali- 
sten „geschnitten“. 

Das unerschöpfliche Thema der Finanzierung der Bewegung wurde wieder aufgegriffen: 
„Prozeß um die Geldquellen der Hitlerbewegung“, „Entlarvung des bayerischen Faschis- 
mus. Die Finanzierung der Hitlerbewegung“, „Hitlers schwere Panne. Vertagung des 
Prozesses“ lauteten die Artikelüberschriften. „Die Katastrophe der Hitlerei. Ein Nach- 
wort zum Prozeß.“” „Zu Oberst von Seissers Rücktritt“ am 1. Februar 1930 wegen Errei- 
chens der Altersgrenze brachte das sozialdemokratische Blatt einen ausführlichen Arti- 
kel.* 

Verschiedentlich berichtete die Zeitung auch über die Kommunisten: „Bankrott der KP. 
Sie will alles verkaufen“, „Eine Million für das kommunistische Direktorium“, „Lands- 
mannschaft Braunau - Moskau“. Dort heißt es: „Klage der NS-Pressekorrespondenz 
über den Inventur-Ausverkauf der KPD, weil sich darin ein Nachlassen des Kampfwil- 
lens breitester Massen gegen Versklavung und Not zeige; auf Befehl Moskaus. Zutreiber 
des Faszismus.“” 

In einem Artikel „Die politische Gesinnung in akademischen Kreisen“ wurden Natio- 
nalsozialismus und „Stahlhelm“ als „krankhafte Bewegungen unserer Zeit“ bezeichnet.” 
In dem Artikel „Die Tragikomödie Schacht und ihr Ende. Schachts Rücktritt und das 
Ausland“ befaßte sich das SP-Organ mit Schachts Protest-Rücktritt von seinem Amt als 
Reichsbankpräsident wegen des Young-Plans. Wenige Tage später schrieb das Blatt tri- 
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umphierend: „Hindenburg und seine Widersacher. Unterzeichnung des Young-Plans“ 
als Schlagzeile und einen Artikel: „Hindenburg wird geköpft“. Das Hitler-Organ 
erwecke den Eindruck, „als ob es in einer Irrenanstalt hergestellt wird“. Noch im Laufe 
des Jahres 1930 stellte sich heraus, daß Schacht im Recht, seine Gegner im Unrecht 
waren.“ 

Laufend beschäftigte sich das Blatt dann mit dem nationalsozialistischen Innen- und 
Volksbildungsminister in Thüringen und seinen oben geschilderten Maßnahmen. 
„Hakenkreuzminister Frick beschwindelt Parlament und Volk“, „Severing sperrt Frick 
die Reichsgelder. Drunter und Drüber in Thüringen“, „An der Futterkrippe“ (betrifft 
Frick), „Fricks hochverräterische Polizeizersetzung“, „Reichsregierung und Weimarer 
Putschsymbole“, „Werdegang eines deutschen Polizeiministers“ (gegen Frick), „Die 
Abbaumaßnahmen Fricks“, „Der nationalsozialistische Erzieher“ (Frick), „Frick setzt 
Hochschulprofessoren ab““, „Frick-Krise in Thüringen“, meldete die „Münchner Post“ 
bereits am 4. April 1930 (Nr. 78); weiter: „Schwerer Wortbruch Fricks“. Da heißt es: Ver- 
stimmung bei der DVP, weil Frick seine Zusage, wegen der Staatsangehörigkeit Hitlers 
nichts zu unternehmen, nicht eingehalten hatte. Dazu auch „Der obdachlose Hitler“, 
wegen des Gerüchts, Frick wolle Hitler einbürgern. 

Ergiebigen Stoff boten auch „NS-Umtriebe in der Reichswehr“. Deshalb fanden „Haus- 
suchungen bei Hitler“ statt.“ Über „Schwere Zusammenstöße in Sachsen. Ein Toter, ein 
Schwerverletzter“ berichtete das Blatt am 17. März. Daran waren Nationalsozialisten, 
Kommunisten, Sozialdemokraten beteiligt. „KPD in Deutschland. Ein Bericht aus 
Moskau.“‘ Sogar eine Berichtigung Hitlers über die Vorgänge an der Feldherrnhalle war 
in der letzten Märznummer unter dem Titel „Hitler und das Kind“ zu lesen.“ 

„Der 18. März. Ein Volks- und Siegertag 1848 - 1890 - 1930“ wurde als historischer 
Gedenktag rührend hervorgehoben: Lassalle sah in der Pariser Februarrevolution 1848 
„das Geburtsjahr eines großen weltgeschichtlichen Gedankens, der ‚Idee des Arbeiter- 
standes‘“. Zum 1. April leistete sich die sozialdemokratische Zeitung folgenden April- 
scherz: Sie legte Hitler eine Rede zum 1. April in den Mund und brachte diese fingier- 
te Rede mit dem Titel „Siegreich wollen wir Frankreich schlagen“.” 

Am 2. April brachte das Blatt folgende Mitteilung unter der Überschrift „Zur Zeit kein 
Putsch“: Hermann Esser habe im Stadtrat erklärt, es gehe ein Gerücht von einem bevor- 
stehenden NS-Putsch um, das den Fremdenverkehr schädige. Esser dazu: „Wir Natio- 
nalsozialisten haben nicht Lust, uns in der Welt als Putschisten in Verruf bringen zu las- 
sen. Wir machen zur Zeit keinen Putsch.“ Der Artikel begann: „Die Nationalsozialisten 
erschienen am Dienstag im Stadtrat in ihrer Braunhemdenmaskerade - vermutlich 
wegen des 1. April.“ 

Die Angriffe gegen Minister Frick gingen in gesteigerter Form weiter. „Schwerer Wort- 
bruch Fricks“ teilte das Blatt mit. Die DVP sei verstimmt, weil Frick seine Zusage, wegen 
der Staatsangehörigkeit Hitlers nichts zu unternehmen, nicht eingehalten habe. „Frick 
trifft Vorsorge für seine Pension. Eine Sonderregelung für den Hakenkreuzminister.“ 
„Fricks kulturelle Aufbaupolitik.“ Unter diesem Titel wurden Sparmaßnahmen Profes- 
sor Schultze-Naumburgs als Direktor der staatlichen Bauhochschule kritisiert. Aus 
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„Fricks Reich“: In Thüringen wurde einer Berufsberaterin im Arbeitsamt Eisenach 
gekündigt, weil sie Jüdin war. Das Arbeitsamt ist Reichsbehörde. „Kapitulation vor 
Frick. Der Hochverräter bleibt Minister“. Der Nachfolger Severings als Reichsinnenmi- 
nister, Wirth, hatte die Sperre der Reichszuschüsse aufgehoben. „Fricks Schulgebets- 
Politik. Ablehnung durch die Katholiken.“ 

„Die Hohenzollern-Prinzen als Hakenkreuz-Agitatoren. Sie hetzen gegen Hindenburg“, 
nämlich die Prinzen August Wilhelm und Eitel Friedrich.” Ein „Hochverratsverfahren 
gegen einen Naziführer“ meldete die Zeitung am 24. April, ebenda „Bewaffnete Natio- 
nalsozialisten“. „Hakenkreuz und Mittelstand“, „Hakenkreuzlerische Anmaßung“ bei 
einer NS-Versammlung in Landshut über das Thema „Marxismus und Hochverrat!“ 
„Was wollten Hitler und Ludendorff am 1. Mai 1923? Eine Erinnerung.“ „Der lahme 
Hakenkreuzhengst“ befaßte sich mit Auseinandersetzungen zwischen Stahlhelm und 
Nationalsozialisten in Berlin.” 

Edgar Jung, Verfasser des Buches „Herrschaft der Minderwertigen“, prozessierte gegen 
die „Münchner Post“, Seite 1, Schlagzeile: „Theorie und Praxis. Nationalist und Reak- 
tionär.“” Ein „Versammlungsverbot für uniformierte Nationalsozialisten in Baden“ 
wurde Ende April verhängt. Der „Republikschützer Frick“ verbot Zeitungen aufgrund 
des Republikschutzgesetzes, besonders kommunistische. „Hitler als Redner der Arbeit- 
geber“: Die Deutsche Arbeitgeberzeitung gibt bekannt, daß wegen Ausverkaufs der Hit- 
lerversrammlung im Sportpalast am 2. Mai eine zweite Versammlung mit Hitler ange- 
setzt wird.” 

„Negertanz für Nationalsozialisten“. Unter dieser Überschrift brachte das Blatt die Mit- 
teilung, daß der „Westdeutsche Beobachter“ in Köln Inserate von Nachtlokalen mit 
Kabaretts, Tanz und Barbetrieb drucke. „Hakenkreuzhetze. Ein nationalsozialistischer 
Wanderredner vor Gericht“ in Kassel. „Hakenkreuzler überfallen Arbeiter. Vier Schwer- 
verletzte.“ „1000 Mark. Ein nationalsozialistischer Bestechungsversuch am Bauern- 
bund.“ Laut Aussage des Bauernbund-Abgeordneten Karl Gandorfer bot Goebbels den 
Bauernbündlern 1000 Mark, wenn sie gegen die von der bayerischen Regierung geplan- 
te Biersteuer stimmten.” 

Stolz meldete das Blatt „Die Ratifikationsurkunde zum Young-Plan hinterlegt“. „Im Zei- 
chen des Anschlußgedankens“ befaßte sich das SPD-Sprachrohr mit der vierten Tagung 
des österreichisch-deutschen Volksbundes. „Beleidigungsklage gegen den Nationalsozia- 
listen Goebbels“, ferner: „Zusammenstoß zwischen Hakenkreuz und Sowjetstern. Ein 
Nationalsozialist erschossen“ teilte das Blatt am 13. Mai mit. „Hakenkreuz und Sowjet- 
stern“ am nächsten Tag. In der gleichen Nummer „Der Anschluß Deutsch-Öster- 
reichs“.” „Gesteigerte Unfallziffern im bayerischen Bergbau. Der Hakenkreuzler Wagner 
beschimpft Bergleute.“ Der nationalsozialistische Landtagsabgeordnete Adolf Wagner, 
Bergwerksdirektor, führte den größten Teil der Unfälle auf Leichtfertigkeit der Bergleu- 
te zurück. 

Weiter: „Beleidigungsprozeß gegen Hakenkreuz-Parlamentarier.“ „Früchte nationalso- 
zialistischer Erziehung.“ Beleidigungen Hindenburgs in Berlin. Die Angriffe gegen Hin- 
denburg waren eine Auswirkung der Unterzeichnung und Annahme des Young-Plans. 
„Der Räumungsbefehl erteilt. Der Young-Plan in Kraft.“ „Nationalistischer Gewerk- 
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schaftskuddelmuddel. Rechtsradikale Putschgewerkschaften gegeneinander. Hitlers 
Betriebszellen-Gewerkschaften.“ „Die tägliche Keilerei zwischen Hakenkreuz und 
Sowjetstern. 445 Verhaftungen“ in Weißenfels. „Blutiger Sonntag. Überall Balgereien 
zwischen Hakenkreuzlern und Kommunisten.“ „Hitlergeist. Mordgeist. Einführung 
eines Kopfschutzes bei den Hakenkreuzlern.“ „Lenins Programm für die bayerische 
Räterepublik.“ „Die Hakenkreuzler-Pleite von Regensburg.“ „Die Nazis gegen Frauen- 
Mandate.“ 

Gegen Frick erfolgten allein im Mai folgende Angriffe: „Fricks Judenbekämpfung durch 
Schulgebete“; „Nationalsozialistische Sozialpolitik in Thüringen“; „Einspruch des 
Reichs gegen Fricks Schulgebete“. „Selbst der Kirche graut vor diesen Schulgebeten.“ 
„Fricks Universitätspolitik. Rassenkunde als Schlüssel zur Weltgeschichte.“ Die Schrift- 
leitung vergaß oder wußte freilich nicht, daß die lapidare Feststellung „Die Rassenfrage 
ist der Schlüssel zur Weltgeschichte“ von dem britischen Premierminister Disraeli 
stammte, dem jüdischen Führer der konservativen Partei. 

„Staatsgelder für Hakenkreuz-Bünde. Frick unterstützt die Hitlerjugend.“ „Ein Haken- 
kreuzler Polizeidirektor von Weimar.“ „Der Konflikt mit Thüringen.“ „Frick vergewaltigt 
die Universität Jena.“ „Die Politik um Frick.“ „Die Länderkonferenz gegen Frick“ 
(Schlagzeile in der Nummer vom 30. 5.: „Universität Jena durchkreuzt Fricks Pläne“); 
„Frick verbietet Theateraufführungen“. „Frick holt sich eine neue Abfuhr. Die Film- 
oberprüfstelle gegen sein Filmverbot.” 

Im Juni wußte das sozialdemokratische Organ von den „Hakenkreuzlern“ zu melden: 
„Ein Beleidiger des Reichspräsidenten.“ Goebbels wurde zu 800 Mark Geldstrafe verur- 
teilt. „Thüringen unter Hakenkreuz-Druck.“ Über den Prozeß Jung gegen „Münchner 
Post“ berichtete die Zeitung unter dem Titel „Patriotismus und Opfersinn“. „Frick gegen 
kommunistische Arbeiter-Sportler.“ „Femedrohung von Nationalsozialisten gegen Hin- 
denburg.“ „Krieg zwischen Stahlhem und Hakenkreuz.“ „Die Universität Jena gegen 
Frick“ wegen Berufung des Rasseforschers Günther. „Waffenpolitik der Hakenkreuzler.“ 
„Wie Knüppel-Kunze zu den Nazis kam.“” „Uniform-Verbot in Bayern.“ „Schallende 
Ohrfeige für Frick. Das Reichsgericht hebt sein Zeitungsverbot auf.“ „Hakenkreuz und 
Sozialpolitik.“ „Ein Kopfschutz für Hakenkreuzler.“ „BVP und Hakenkreuz.“ „Uni- 
formverbot für Hakenkreuzler in Preußen.“ „Wie sie hetzen.“ „Hitler paradiert in 
Schweidnitz.“ „Das Reichsgericht belehrt Frick.“ „Uniformverbot für Nationalsoziali- 
sten in Baden.“ „Frick vor dem Reichstag.“ „Die neue Maßregelung durch Frick.“ 
„Furchtbare Prügelei zwischen Hakenkreuzlern und Kommunisten. 12 Schwerverletzte, 
50 Verletzte in Berlin.“ ” 

„Der Faustschlag gegen Gesicht der Pfälzer Bevölkerung“ betitelte das Blatt seine Nie- 
derlage im Prozeß mit Edgar Jung. Ausführlich beschäftigte sich die Zeitung auch mit 
Röhms „Geschichte eines Hochverräters“.” „Drohung mit Judenpogromen“ (von Goeb- 
bels); „Vor der Polizei weißt Du nichts. Anweisung an die Hakenkreuzler.“* 

In der Nummer vom 11. Juni brachte das Blatt einen ganzseitigen Auszug aus dem Jah- 
resbericht der Sozialdemokratischen Partei für 1929 unter dem Titel „Ein Vergleich: Die 
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Sozialdemokratie und die übrigen Parteien. Das sind die Gegner! Ohne Zukunft und 
ohne Organisationskraft / Wer bezahlt sie (. . .) Sehen wir uns die anderen Parteien an!“ 
Es folgt eine kritische Übersicht über die Parteien; über die NSDAP: „Die Partei der 
Phrase“ heißt es dort: „Wer als Mensch politisch auch in der Zukunft wirken will, der 
wird sich nie und nimmer der Hakenkreuzpartei anschließen. Sie wird zwar noch an der 
Hugenbergpartei fressen, aber im übrigen hat sie den Höhepunkt ihrer Wirksamkeit 
erreicht. Sie selbst ist davon überzeugt, daß sie politisch nicht mehr vorwärts kommt, 
sie will noch mehr als bisher an die Gewalt appellieren. Das geht auch aus einem Preis- 
ausschreiben des ‚Völkischen Beobachters‘ hervor, das eine neue Kopfbedeckung, die 
‚Kopf und Nacken schützen soll‘, fordert. Dazu kommt, daß Hitler das Nationale in sei- 
ner Partei über das Soziale stellt. Aus proletarischen und mittleren Schichten, die große 
soziale Not leiden, darf niemand mehr zu Hitler stoßen.“ ” 

„Aus dem Hakenkreuz-Lager. Auf Ersuchen übergeben wir den folgenden Offenen Brief 
der Öffentlichkeit, um ihn so auch zur Kenntnis des Adressaten zu bringen. Er lautet: 
‚Sehr geehrter Herr Hitler! (. . .)‘“ Der Unterzeichnete Max Kellner beschwert sich als 
Altparteigenosse auf diesem Wege über die Personalpolitik des Reichsschatzmeisters 
Schwarz und über ungerechte Behandlung durch Schwarz und schließt mit dem Satz: 
„Ich hoffe, daß Sie im Interesse der Partei Schritte unternehmen werden. Mit treudeut- 
schem Heilgruß verbleibe ich Ihr Max Kellner.“ Ob es sich um einen fingierten Brief 
handelt, konnte nicht ermittelt werden. 

Die innerparteiliche Krise um Otto Straßer war natürlich ein Leckerbissen für die Linke. 
Am 3. Juli brachte die „Münchner Post“ einen Artikel „Nationalsozialisten und Natio- 
nalrevolutionäre“, der sich mit der Otto-Straßer-Krise befaßt. Dieser „organisiert zur 
Zeit eine Rebellion gegen Dr. Goebbels, den Führer der Berliner Hakenkreuzler. (. . .) 
Herr Otto Straßer ist einmal Sozialdemokrat gewesen und hat am ‚Vorwärts‘ mitgear- 
beitet. Er avancierte zum Vorstandsmitglied des Republikanischen Schutzbundes. 
Schon frühzeitig offenbarte er heftige Neigungen zu gewaltsamen Aktionen; und sein 
stürmischer Tatendrang führte ihn zu den Nationalsozialisten“, bei denen ja stets eine 
eifrige „Propaganda der Tat“ geblüht habe. Otto Straßer wollte eine „nationalrevolu- 
tionäre Partei“ gründen. 

„Das käme“, meinte das sozialdemokratische Blatt, „Herrn Goebbels offenbar sehr gele- 
gen, der auf diese Weise die unbequemen proletarischen Dränger und Mahner mit 
einem Schlage los würde. Dr. Goebbels hat vor wenigen Tagen Herrn Schappke, der von 
sozialistischen Verfolgungen innerhalb der nationalsozialistischen Partei sprach, aus der 
Partei hinausgeworfen, und Herr Mossakowski ist seinem Hinauswurf zuvorgekommen 
und ‚freiwillig‘ aus der Partei ausgetreten. Der ausgeschlossene Schappke leitartikelt 
frisch-fröhlich im Nationalen Sozialist, der heute nicht mehr von Gregor, sondern von 
Otto Straßer herausgegeben wird.“ 

Weiter weiß die Zeitung folgende Interna von dem Streit mitzuteilen: „Als die Berliner 
Nationalsozialisten Gregor Straßer, Buchrucker und zahlreiche andere am Montag 
abend der Generalmitgliederversammlung der Nationalsozialistischen Partei, Gau Ber- 
lin, beiwohnen wollten, wurden sie regelrecht aus dem Saal hinausgeschmissen. Das ist 
Stalinismus in Reinkultur“ schreibt das Straßer-Blatt. Die Ursache der „Vergewaltigung“ 
ist, wie Goebbels mitteilen läßt, darin zu suchen, daß die an die frische Luft beförder- 
ten Nationalsozialisten in den nächsten Tagen aus der NSDAP ausgeschlossen werden 
sollen. Der Streit greife auch auf andere Landesteile über.“ 
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Die gleiche Nummer führte auf der Titelseite die Schlagzeile: „Die Kommunisten be- 
gnadigen die Fememörder!* Das Amnestiegesetz hatte im Reichstag die notwendige 
Zweidrittelmehrheit mit den Stimmen der Kommunisten erhalten, während die Sozial- 
demokraten dagegen gestimmt hatten. Es ging dabei vor allem um die Amnestierung der 
„Fememörder“. Weitere Artikel gegen die Rechte waren: „Der nationalistische Mob 
betätigt sich. Schwere Ausschreitungen in Mainz gegen ehemalige Separatisten“, ferner 
„Der Bandenkrieg zwischen Hakenkreuz und Sowjetstern“.” 

In der folgenden Nummer berichtete die Zeitung weiter über den Konflikt Hitler - Otto 
Straßer: „Spaltung in der Hitlerpartei. Hie Revolutionäre - hie Bonzen!“ „Die Spaltung 
im nationalsozialistischen Lager ist vollzogen. Die Straßer-Gruppe ist aus der Hitler- 
partei ausgetreten und begründet ihren Schritt in einer endlosen Erklärung, die aus- 
schließlich von Berliner Nationalsozialisten unterzeichnet ist.“ 

Dort heißt es: „Von jeher hat es uns mit Bedauern und Mißbehagen erfüllt, daß Adolf 
Hitler sich zwar häufig mit führenden Kreisen der Unternehmer- und Kapitalisten- 
schaft über Ziele und Wege des Nationalsozialismus aussprach, aber nie Gelegenheit 
nahm, mit führenden Kreisen der Arbeiter und Bauern das Gleiche zu tun. So emp- 
fanden wir das daraus resultierende Gefühl, als ob der Nationalsozialismus jenen Krei- 
sen näher stünde als diesen, als eine schwere Belastung, um so mehr als wir uns sagen 
mußten, daß die Ehrlichkeit unseres sozialistischen Wollens jede Verständigung mit 
jenen Kreisen auslöschte, denen die Wahrung ihrer kapitalistischen Rechte immer 
noch wichtiger war und ist als die Durchführung nationaler Ziele, wenn diese Durch- 
führung den Sozialismus zur Voraussetzung hat. Aus dem gleichen Grunde sahen 
wir mit steigender Sorge die enge Verbindung der Führung mit Hugenberg und der 
Deutschnationalen Volkspartei, zum Teil auch mit dem Stahlhelm, und den soge- 
nannten Vaterländischen, weil alle diese Umstände (... .) doch geeignet schienen, eine 
falsche Vorstellung von unserem Wesen zu geben. Hand in Hand mit der Verbürger- 
lichung ging eine Verbonzung der Partei, die geradezu erschreckende Formen ange- 
nommen hat. Nicht nur die sogenannten SA-Führer, sondern in steigendem Maße 
auch die politischen Funktionäre der Partei entwickelten sich nach ihrer Haltung und 
ihrer Lebensführung in einer Weise, die ebenso mit den inneren Gefühlen einer revo- 
lutionären Bewegung wie mit den Forderungen eines sauberen Charakters in Wider- 
spruch standen. Als aufrechte, unbeugsame Erkenner des Nationalsozialismus, als 
glühende Kämpfer der deutschen Revolution lehnen wir jede Verfälschung des revo- 
lutionären Charakters des sozialistischen Wollens und der nationalsozialistischen 
Grundsätze der Nationalsozialisten ab und werden nunmehr außerhalb der ministeri- 
ell gewordenen NSDAP das bleiben, was wir immer waren: ‚revolutionäre National- 
sozialisten‘.“ 

Die nationalsozialistische Reichstagsfraktion stellte sich natürlich hinter Hitler, und die- 
ser deckte Goebbels. „Preußen untersagt seinen Beamten die Zugehörigkeit zur Haken- 
kreuz- und Sowjetstern-Partei“ teilte das Blatt in der gleichen Nummer mit.” „Frick wird 
das Mißtrauen ausgesprochen.“ „Ein Produkt hakenkreuzlerischer Erziehung. Hitler- 
bube als gemeiner Raubmörder.“** 

Über die innere Krise der Partei brachte das Blatt noch folgende Meldung: „Sie ver- 
schmähen Hitlers Parteipfründen.“ Otto Straßer und Major Buchrucker mit den Wor- 
ten: „Wir haben’s gewagt! Von den Parteipfründen sich zu trennen, ist für die meisten 
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der ‚Prominenten‘ und Parteifunktionäre eine Unmöglichkeit. Darauf habe die Partei- 


“‚ 


leitung nicht zuletzt gebaut. 
„Große Waffenfunde bei Nationalsozialisten.“ Der bayerische Innenminister „Stützel 
verteidigt sein Uniform-Verbot. Abfuhr Buttmanns“ während der Debatte im bayeri- 
schen Landtag.” „Die neue Abfuhr Fricks vor dem Staatsgerichtshof. Seine Schulgebete 
verstoßen gegen die Verfassung.“” „Wüste Keilerei zwischen Hakenkreuzlern. Die Hit- 
lerianer bearbeiten die Revolutionäre.“ Major Buchrucker wurde in einer Saalschlacht 
verletzt. In der gleichen Nummer berichtete die Zeitung über „Studentische Haken- 
kreuzumtriebe“ in der Technischen Hochschule München.” 

„Zweimal Nazi-Mord“ in Berlin, „Überführte Hakenkreuzmörder“, „Mörder und Lüg- 
ner“ meldete das Blatt am 17. und 18. Juli. Zum gleichen Datum nahm das sozialde- 
mokratische Sprachrohr heftig Stellung gegen die Regierung Brüning: „Brüning greift 
zum Diktatur-Paragraphen. Der Reichstag versagt die Gefolgschaft.“ Das Parlament 
hatte die beiden Steuernotverordnungen abgelehnt. Darauf löste der Reichspräsident 
den Reichstag auf; Neuwahlen wurden für den 14. September angesetzt.” „Fricks neue- 
ste Abfuhr vor dem Staatsgerichtshof. Antrag auf Polizeizuschüsse abgelehnt.“ 

Von diesem Zeitpunkt an stand die parteipolitische Publizistik unter dem Vorzeichen 
des Wahlkampfes zu den kurzfristig angesetzten Reichstagswahlen. „Vom ‚Interessen- 
tenhaufen‘ zur ‚Staatspartei‘“,; „Wahlkampfparole der Nazis: ‚Gegen die bürgerlichen 
Parteien‘“, laut Hitler. „Das Ende der bürgerlichen Demokratie. Die demokratische Par- 
tei wandelt sich zur ‚Staatspartei‘.“ „Vollendete Hilflosigkeit der bürgerlichen Parteien“,” 
so berichtete das Blatt über die bürgerlichen Parteien im allgemeinen, über die demo- 
kratische, jetzt „Staatspartei“, im besonderen. „Verzicht auf ‚Revolution‘ - Nazi. Drang 
an die Futterkrippe“, war der Leitartikel vom 30. Juli betitelt.” 

Im August 1930 brachte der Sozialdemokratische Verein München ein vierseitiges Flug- 
blatt im Großformat gegen die NS-Partei heraus:” Als Überschrift in großem Fettdruck 
ein Zitat von Gottfried Keller: „Als Gegner achte, wer es auch sei, Strauchdiebe aber sind 
keine Partei!“ Dann geht es weiter: „Im Reich des Hakenkreuzes, im sogenannten Dritten 
Reich, werden nach Mitteilung eines Hakenkreuzführers im Zirkusgebäude die Richter 
mit Glasscherben kastriert, weil die deutsche Justiz zur Hure der Politik herabgesunken 
sei. Wahlen gibt es nur mehr zur Ständekammer. In der Politik hat das Volk nichts mehr 
dreinzureden. Vom Diktator werden 40-50 Nobili ernannt. Diese Nobili sind der politi- 
sche Beirat des Diktators. Der Nachwuchs für diese Edlen der Nation wird in eigenen 
Anstalten herangebildet nach dem Vorbild von Kadetten- und Klosterschulen. (. . .) Alles 
ist bis ins kleinste vorbereitet. Die ersten Nobili sind schon da: Die Unterführer Hitlers.“ 
Dann folgt ein Überblick über die maßgeblichen Führer der Hitlerbewegung. Sie wer- 
den alle durchgehechelt, ihr „Sündenregister“ sorgfältig aufgeführt und kein gutes Haar 
an ihnen gelassen. Es geht an: „Wer ist Adolf Hitler? Ein Psychopath vor allem.“ Das 
negative Urteil des Arztes und Rassehygienikers Prof. Dr. von Gruber wird angeführt 
und gefolgert: Hitlers „Mutter war eine Tschechin (geb. Maly)“, eine freie Erfindung der 
Verfasser des Flugblatts. Hitler habe sich an der Feldherrnhalle schlecht benommen: 
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„(. . .) Hitler selbst fuhr im Auto springlebendig und nur von leichter Angst geschüttelt 
an den Staffelsee.“ Tatsache ist, daß Hitler seinerzeit von dem tödlich getroffenen 
Scheubner-Richter zu Boden gerissen worden war und dieser so unglücklich über ihm 
zu liegen gekommen war, daß er sich mit seiner schweren Schulterluxation infolge des 
/ Sturzes selbst gar nicht befreien konnte. 
! Sodann wird Hitler, dem „Arbeiterführer“, vorgehalten, er habe in der Inflationszeit die 
Offiziere seines Stabes mit Devisen bezahlt, „das Büropersonal und die beschäftigten 
Arbeiter mit Papier-Mark“. Ferner wird ihm der „Verrat“ an den deutschen Südtirolern 
vorgeworfen. „Der völkische Agitator Dr. W. von Bremmer in Charlottenburg hat unter 
Eid zu Protokoll gegeben, daß ihm ein italienischer Faszist mitgeteilt habe, die Hitler- 
Bewegung erhalte aus Italien Geld. Im Prozeß Hitlers gegen die ‚Münchner Post‘ vom 
4. Februar 1930 wurde durch Zeugeneid der Empfang italienischen Geldes ebenfalls 
bewiesen.“ Hitler habe aus Frankreich Geld erhalten, ebenso aus der Schweiz und der 
Tschechoslowakei. 
„Hitlers Diktatorenrezepte“: Er habe geäußert: „Diesem deutschen Volke kann nur noch 
eines helfen: die Peitsche! (. ...) Das deutsche Volk ist ein verlumptes und charakterloses 
Volk.“ Dann wird der Lebensstil Hitlers unter die Lupe genommen. „Am 1. Oktober 
1929 bezog Hitler im elegantesten Viertel Münchens, am Prinzregentenplatz 16, eine 
Neun-Zimmer-Wohnung für eine Ablösung von 6000 RM. Die Wohnung ist neuzeit- 
lich eingerichtet, enthält ein Herrenzimmer, ein Rauchzimmer, ein Arbeitszimmer und 
ein Empfangszimmer. In der Garage stehen zwei Luxusautos, ein Sechssitzer und ein 
Achtsitzer. Die Miete beträgt (ohne Dampfheizungszuschlag) jährlich 5520 RM. Der 
Lebensführung nach ist Hitler sicher ein bedeutender Mann.“ 
Dann folgten der Reihe nach: „Wer ist Hauptmann Göhring?“* [Sic!], „Wer ist Dr. 
Frick?“, „Wer ist Adolf Wagner?“, „Wer ist Julius Streicher?“, „Wer ist Pfarrer Münch- 
meyer?“, „Wer ist Leutnant a.D. Heines?“, „Wer ist Mutschmann?“ Über letzteren weiß 
das Flugblatt zu berichten: „Einer der bekanntesten Geldgeber der Nazisozi ist der Tex- 
tilfabrikant Mutschmann aus Plauen, zugleich Gauführer für Sachsen. Schon im Wahl- 
kampf 1928 hat er die Hakenkreuzler mit 70.000 RM subventioniert und sich dadurch 
eine feste Position bei ihnen erobert. Mutschmann besitzt drei Textilfabriken mit einem 
Kapital von ungefähr 200.000 RM. (. . .)“ 
Dann wurden die nationalsozialistischen Stadträte von Coburg vorgenommen, ferner 
der Gauleiter von Rheinpfalz, der Lehrer Bürckel. Schließlich geht es weiter: „Wer ist 
Goebbels?“ (der „Mephisto der Partei“), dann „Wer ist Gottfried Feder?“ und schließlich 
„Wer ist Hermann Esser?“ 
Im Schlußteil versetzte das Flugblatt der Bayerischen Volkspartei einen kräftigen Sei- 
tenhieb unter dem Titel „Der Bankert der Bayerischen Volkspartei“, nämlich die 
NSDAP. „Bankert“ ist im altbayerischen Volksmund ein uneheliches Kind. Besonders 
wird hier der Vorsitzende der Landtagsfraktion der BVP, Prälat Dr. Wohlmuth, ange- 
griffen, gleichsam als Förderer der Hitlerbewegung, ebenso auch die Ministerpräsiden- 
ten Kahr, Lerchenfeld, Knilling. 
Das vierseitige Groß-Flugblatt schließt: „Wenn ihr haben wollt, daß der Hakenkreuzflut 
ein Damm entgegengesetzt wird, der, rechtzeitig errichtet, in der Stunde der Not auch 
wirklich hält, damit hinter diesem schützenden Damm ungestört weiter am Wiederauf- 
bau gearbeitet werden kann, dann kann euch die Wahl am 14. September nicht schwer 
fallen, dann wählt Liste 1 der verantwortungsbewußten Hand- und Kopfarbeiter der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands.“ 
„Die Staatsstreichpläne der Hakenkreuzler“; „Hakenkreuznarretei“: Die Zeitung brach- 
te aus dem „Füssener Tagblatt“ folgende Annonce (mit Hakenkreuz-Vorzeichen): „Dem 
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Feinde zur Lehr’, zu Deutschlands Wehr, durch Kaiserschnitt im Kampf geboren. Ein 
Adolf! Heil hat uns erkoren! Füssen, den 5. 8. 1930. Die geprüften Eltern: Dr. Albrecht 
Steglich und Frau Betty.“ Dazu machte das Blatt die ironische Randbemerkung: „Schö- 
ne Aussichten für die Hakenkreuz-Jungfrauen, wenn im dritten Reich Adolfs I. der Kai- 
serschnitt die Regel sein wird, ‚im Kampf Geborene‘ Streiter des dritten Reiches zu züch- 


ten.“ ” 


„Es kracht bei Hitler: In der Bezirksleitung der NSDAP Schwierigkeiten mit der Orts- 
gruppe Glauchau, die zum 1. 8. aufgelöst wurde.“ „Der Krach im Hitlerlager“, dieses 
Mal in Lübeck. „Hakenkreuz-Banditen. Überfall auf eine Siedlung.“ (Duisburg.)” 
„Hakenkreuz und Sowjetstern. Moskau gibt den Befehl, die Nationalsozialisten totzu- 
schlagen.“ (Meldung aus Lüneburg.) „Mit Pfeffer behandelt. Otto Straßer wird von Hit- 
lerleuten überfallen.“ In Berlin wurde er verprügelt, ihm Pfeffer ins Gesicht geworfen. 
„Das wahre Gesicht der Hakenkreuzler.“ Zitate aus Reden von Frick und Goebbels über 
Revolution. Unter dem Titel „Der Wehrminister des dritten Reiches“ berichtete das Blatt 
über eine Rede Görings im Münchner Zirkus Krone: Es wurde ihm seine Flucht nach 
dem Putsch ins Ausland vorgeworfen, aber verschwiegen, daß er schwer verwundet [ 
war.'” 

Weitere Meldungen: „NS-Zellenbildung in der Reichswehr“; „Selbstentlarvung der 
Hakenkreuzler“. Der Artikel betraf das Bekenntnis des Nationalsozialismus zum Privat- 
eigentum (Grundbesitz, Bodenenteignung). „Hitlers Erpresser-Methoden“; „Frontsolda- 
tengeist des Ausreißers - Göring sprach“ im Zirkus Krone.'" Über die Verwilderung der 
Wahl-Agitation brachte das Blatt einen Artikel „Hakenkreuzlerische Agitationsmetho- 
de“ mit einer Blütenlese von Schmähungen.'” Schlagzeile: „Kommu-Nazi“, Untertitel: 
„Unsere Gegner links und rechts.“ 

Das sozialdemokratische Organ vergleicht: „Wir Sozialdemokraten sind immer bestrebt 
gewesen, nur an den Verstand der Wähler zu appellieren. Dabei konnten wir uns stüt- 
zen auf ein wissenschaftlich fundiertes Programm, das klar und deutlich darlegt, was wir 
wollen, wie wir es wollen und warum wir gerade den Sozialismus auf dem Weg über die 
Demokratie wollen. (... .) Die Kommunisten wie die Nationalsozialisten suchen ihren 
Anhang zu gewinnen, nicht mit der Darlegung dessen, was sie selbst eigentlich wollen, 
sie suchen für sich zu werben, indem sie ihre Gegner mit Schmutz bewerfen. (. . .) Das 
Programm der Nazi ist ziemlich einfach: Wer Gegner des Krieges ist, verfällt der Todes- 
strafe; der Christ, der eine Jüdin freit, kommt ins Zuchthaus; die Fememörder werden 
auf die Menschheit losgelassen. Wir Sozialdemokraten werden wie in der Vergangen- 
heit, so auch in Zukunft nur an den Verstand, an die gesunde Vernunft der Wähler 
appellieren.“ Der Artikel ist von Philipp Scheidemann gezeichnet. 

In der gleichen Nummer kommt ein Bericht: „13 Hakenkreuz-Mordbuben verurteilt. 
Die Sühne von Röntgental.“'” „Der Nationalsozialismus. 1. Sein Führer - Seine Ideen 
und sein Programm.“ „Bei genauester Untersuchung der zutage geförderten Ideen des 
Nationalsozialismus bleibt als konkret greifbare Überzeugung nur übrig - der Judenhaß. 
Aber auch dieser wird nur mit Phrasen abgetan, und wer das nicht versteht, ist entweder 
selbst Jude oder wird von Juden bezahlt.“ Etwas „tatsächlich Geistiges liegt dem Natio- 
nalsozialismus nicht zugrunde. Er ist und bleibt ein wahrer Kreuzzug von Neid, Haß 
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und Bosheit. Die sich auf solchen Grundlagen aufbauenden verworrenen Ideen können 
nur so lange bestehen, als der Nationalsozialismus sich nicht gezwungen sieht, sie ins 
Praktische umzuwerten.“ 

Der Artikel wurde in der nächsten Nummer fortgesetzt: „2. Propaganda, Organisation, 
politische Praxis. Der Kreis seiner Anhänger.“'* „Aufruhr im Berliner Hitler-Lager.“ 
Angebliche „Rebellion der unteren Parteiorgane gegen die Parteiführung in Berlin“. 
„Völlig verblödet. Was man Hakenkreuz-Wählern bieten darf.“ Ferner Artikel: „Groß- 
agrarier sammeln für Hakenkreuzler.“'” Schlagzeile: „Hitlers Canossa-Gang nach Ber- 
lin. Koalitionsverhandlungen mit den Hakenkreuzlern!*'* 

Über den Konflikt zwischen den Hitler-Anhängern und den Otto-Straßer-Leuten in 
Berlin wußte die „Münchner Post“ am 1. September 1930 zu berichten: „Sturm auf das 
Berliner Hitler-Lager. Die Straßer-Opposition schlägt alles kurz und klein.“ Zertrüm- 
merung der Gaugeschäftsstelle durch Straßer-Anhänger. Am Tage darauf: „Hitler als 
Schlichter in Berlin. Wilde Opposition gegen Goebbels.“ Ferner berichtete das Blatt 
über „Ein Regierungsprogramm der Hakenkreuzler“ nach Äußerungen Mergenthalers.'” 
Dem Münchner Gauleiter Adolf Wagner widmete die Zeitung einen Artikel: „Capitano 
Wagner vom 3. Reich“, und zwei Tage später nahm sie den thüringischen Innenminister 
unter die Lupe unter der Überschrift „Besitzt Minister Frick den Doktortitel?“; ferner 
meldete das Blatt: „Mordtat eines nationalsozialistischen SS-Führers“ und „Eigennutz 
geht vor Gemeinnutz. Phrase und Wirklichkeit beim Hakenkreuz“. Ferner wußte das 
Organ von Flugzetteln der SA-Meuterei in Berlin zu berichten mit dem Titel „Das 
erwachende Deutschland von Goebbels verraten“.'” 
Am 4. September lautete die Schlagzeile: „Hitlers Canossa-Gang nach Berlin“ mit der 
Artikelüberschrift „Koalitionsverhandlungen mit den Hakenkreuzlern?* Demnach trat 
Hitler in einer SA-Versammlung auf. In weiteren „internen“ SA-Versammlungen wurde 
laut gegen Goebbels protestiert. Dann zitierte das sozialdemokratische Organ noch das 
Sprachrohr der Otto-Straßer-Leute „Nationaler Sozialist“ mit folgenden Ausführungen: 
„Hauptmann Stennes hatte (. . .) auf der Geschäftsstelle der SA eine Besprechung mit 
seinen Unterführern. In die Besprechung drang der Geschäftsführer Wilke in Begleitung 
von SS-Männern ein und bedrohte Stennes mit dem Revolver. Er wollte ihn zwingen, 
bestimmte Erklärungen abzugeben. Stennes weigerte sich. Ein alarmierter SA-Sturm 
drang in die Geschäftsstelle des Gaues ein. Auf Veranlassung Wilkes schossen SS-Män- 
ner auf die SA; diese hatte vier Schwerverletzte.“ 

Hitler besuchte in Begleitung schwerbewaffneter SS-Leute am Sonntag abend noch 
sämtliche SA-Lokale, laut „Nationaler Sozialist“, fand aber keinen freundlichen Emp- 
fang. „Mit allen Mitteln“ wurde auf Stennes eingewirkt, um ihn zur Nachgiebigkeit zu 
zwingen. Angeblich beabsichtigten Hitler und Goebbels nach dem zu erwartenden 
Wahlerfolg Koalitionsverhandlungen mit der DNVP. Praktisch hatte es sich um eine 
Revolte der Berliner SA gegen die Münchner Zentrale gehandelt, wie Otto Straßers 
Organ behauptete. ' 

„Überfall nationalsozialistischer Bauern auf das Reichsbanner“ meldete das Blatt auf der 
gleichen Seite, ferner berichtete es über die Zusammenarbeit zwischen revolutionären 
Marxisten und revolutionären Nationalsozialisten mit dem Titel „Einheitsfront Haken- 
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Plakat zur ersten Versammlung der NSDAP zu ihrer Neugründung (27.2.1925). 
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Adolf Hitler spricht in einer Versammlung zur Neugründung der NSDAP. 
Am Vorstandstisch von links nach rechts: Alfred Rosenberg, Major a.D. Walter Buch, 
Franz Xaver Schwarz, Adolf Hitler, Gregor Straßer, Heinrich Himmler. 


Hitler als Parteiführer 1925. 


Adolf Hitler bei der Hattinger Ortsgruppe anläßlich seines 
ersten Besuchs im Ruhrgebiet Juni 1926 


Die beiden Gegenspieler 
in der Kampfzeit der NSDAP: 
Gregor Straßer, 


Dr. Joseph Goebbels. 


Reichsparteitag 1926 
in Weimar. 


1 Arthur Dinter, 2 Hitler, 3 Rosenberg, 4 Heinemann, 5 Feder, 6 Heß, 7 Ziegler, 8 Schwarz 
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Beim Durchmarsch, vorn: 


Hitlerjugend vor Goethes Gartenhaus im Park von Weimar 1926. 


Nach dem Vorbeimarsch. 
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Vor der Ansprache Hitlers am Goethe-Schiller--Denkmal vor dem Deutschen Nationaltheater. 


In Windjacke und Wickelgamaschen nahm Hitler 1926 auf dem Parteitag in Weimar den Vorbeimarsch von 
12000 SA-Männern ab. Links von ihm: Arthur Dinter, Gottfried Feder, Alfred Rosenberg, Gregor Straßer und 
Franz Xaver Schwarz, der spätere Schatzmeister der Partei. 
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Hitler und der oberste SA-Führer Pfeffer von Salomon auf dem Reichsparteitag 1927. 
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Fahnenweihe und Ansprache Hitlers: von links: Heinrich Himmler, Rudolf Heß, 


Gregor Straßer, von Pfeffer. 


In Berlin trommelte unentwegt und unermüdlich Dr. Joseph Goebbels in den roten 
Arbeitervierteln. 


In München jagte eine Versammlung die andere. - Vor der Feldherrnhalle: Hitler, Göring 
und Röhm. 
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Reichstagswahl 

20. Mai 1928: 
Warteschlangen vor | 
den Wahllokalen. 
Noch bleibt die SPD 
mit 153 Mandaten 
stärkste Partei 

im Reichstag. 


unten: 
Schlangen von 
Arbeitslosen vor den 
Zahlstellen aufgrund der 
Weltwirtschaftskrise, 

die im Oktober 1929 
mit den Börsenkrach an 
der Wall Street ihren 
Anfang nimmt. 
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Goebbels war in 
Berlin unermüdlich. 
Immer wieder stieß er 
mit seinen fanatischen 


Anhängern in die 


roten Hochburgen 

und hielt auf der 
Straße Ansprachen 
an die Passanten. 
Natürlich schauten die 
Kommunisten diesem 
Treiben nicht tatenlos 
zu und griffen die 
Nationalsozialisten an. 
Es kam zu blutigen 
Auseinandersetzungen, 
die schließlich in einem 
förmlichen Bürgerkrieg 
endeten. Immer wieder 
mußte die SA ihre Toten 
zu Grabe tragen. Aber 
auch die Kommunisten 
erlitten schwerste Verluste. 


Reichsparteitag 1929. 


Eintreffen der SA aus dem Rheinland, 
wegen des Uniformverbots in weißen 
Hemden. 
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Vorbeimarsch: NSDAP-Gau Saar. 


Der Reichsparteitag in Nürnberg 1929 entwickelte sich zu einer politischen 
Kundgebung bedeutenden Ausmaßes. 


Der Vorbeimarsch vor Hitler, vorn Göring, Gregor Straßer, Goebbels, von Pfeffer. 


Totenehrung am Heldendenkmal im Luitpoldhain; Gedenkrede des Generals Ritter von Epp; Hitler, 
von Pfeffer, Heß. 


Hitler spricht im Luitpoldhain zu seiner nunmehr schon in Massen (90.000 Mann) aufmarschierten SA. 
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Das Sterneckerbräu in München, die erste Geschäftsstelle der NSDAP (1920). 
Das „Braune Haus“ in München, Sitz der Reichsleitung der NSDAP seit 1930. 


VOR 


„Der schwarze Freitag“ (13.7.1931). 
Zusammenbruch der Donatbank; Sturm auf die Schalter der Banken und Sparkassen. 


Arbeitslose vor den Stempelstellen der Arbeitsämter. 
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Wahlplakate: „Unsere letzte Hoffnung: Hitler“ 


Eine von unzähligen Massenversammlungen der NSDAP Anfang der dreißiger Jahre: Frankfurt. 


A m 4 3 


EN 


Vest ven Dolkiist 


Tagung der „Nationalen Opposition“ in Bad Harzburg (11.10.1931). 


Die „Harzburger Front“ sollte das Einigungsfest der nationalen Rechten werden. 


Die deutschnationalen und nationalsozialistischen Führer schlossen sich mit dem „Stahlhelm“-Bund zur 
„Harzburger Front“ gegen Kanzler Brüning und den Weimarer Staat zusammen. Neben Hitler Geheimrat Hugen- 
berg, Parteivorsitzender der DNVP und Herr über den größten Pressekonzern der Weimarer Republik. 


Hugenberg und die beiden „Stahlhelm“-Führer Theodor Düsterberg (Mitte) und Franz Seldte (rechts). 


Wahlkampf 1932: Straßenschlacht zwischen preußischer Polizei und kommunistischem 
Rotfrontkämpferbund. 


Reichskanzler Heinrich Brüning beim Verlassen des Wahllokals anläßlich der Reichspräsidentenwahl. 
Paul von Hindenburg wird im 2. Wahlgang in seinem Amt bestätigt. 


_ * 


April 1932: Hitler spricht im Berliner Lustgarten. 


l. Juni 1932: 

„Das Kabinett der Barone“. 
Die neue Regierung 
unter Franz von Papen 
(sitzend, 3. von links) 
ist ein anachronistisches 
„Herrenkabinett“. 
Mächtigster Mann im 
Hintergrund ist 
Reichswehrminister 
Kurt von Schleicher 
(stehend, 3. von links). 


Reichspräsident von Hindenburg 
berief zu guter Letzt die Vertreter 
aller demokratischen Parteien, aber 
keiner wußte einen Ausweg. 


Im Spiel um die Macht (von links): 
Oskar von Hindenburg, 
Staatssekretär Meißner, 

Franz von Papen, 

Kurt von Schleicher. 


General a.D. Kurt von Schleicher, letzter 
Reichskanzler der Weimarer Republik (An- 
fang Dezember 1932 bis Ende Januar 1933). 


Reichspräsident Paul von Hindenburg bei der Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler 
und der Vereidigung des Kabinetts der „Nationalen Konzentration“. 


Das neue Kabinett: vorn Göring, Hitler, von Papen, dahinter Frick (3. von rechts), General von Blomberg und 
Hugenberg (rechts). 


Die Nacht der „Machtergreifung“. Mit brennenden Fackeln marschieren SA, SS und „Stahlhelm“ durch das 


Brandenburger Tor. 
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Ansprache an 


21. März 1933: Feierlicher Staatsakt in 


nenne 
2 


Reichskanzler Adolf Hitler 
verabschiedet sich vor der 
Garnisonkirche in Potsdam 
vom Reichspräsidenten 
Paul von Hindenburg. 


Hindenburg und Hitler auf 
der Fahrt zu einer Kund- 
gebung am Morgen des 

1. Mai 1933 im Lustgarten. 


Reichsparteitag 1933 in Nürnberg. 


Vorderseite der farbigen Sondertelegramme 
der Reichspost. 


Die Hauptfront des Zeppelinfeldes schloß eine große hölzerne Tribüne ab mit Führerkanzel und einem 
gewaltigen Hoheitsadler. Architekt Albert Speer. 
(Hier war 1909 Graf Zeppelin mit seinem 3. Luftschiff gelasidet) 
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Der feierliche Begrüßungsakt im Festsaal des Nürnberger Rathauses. 
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Nach dem Aufmarsch vor dem Ehrenmal folgte die Kehrtwendung zur Standartenweihe. 


Hitler plant eingehend die Aufmärsche. 


Eröffnung des Parteikongresses in der 
Luitpoldhalle. Stabschef Ernst Röhm 
verliest die Namen der Gefallenen der 


Bewegung; links Himmler, Heß und Hitler. 
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Die Fahnen der Politischen Lei 


Einmarsch der Fahnenabteilungen des „Stahlhelm“. 


Reichsparteitag 1933. 


Das Mahnmal zur Gefallenenehrung war durch 
eine 18 Meter breite Straße mit der Fahnenwei- 
hestätte verbunden. Im Vordergrund Hitler mit « 
SA-Chef Röhm. 


Reichsaußenminister von Neurath, Vizekanzler von Papen. 


Beim SA-Aufmarsch neben Gauleiter Streicher der öster- 
reichische Gauführer Hofer, der bei seiner Befreiung in 
Ruhepause für die SA. Innsbruck verwundet wurde. 


Ernst Röhm, Hitlers Duzfreund aus 
Münchner „Kampfzeiten“, mit Reichs- 
führer SS Heinrich Himmler. 


Heinrich Himmler und General von Blomberg. 


Beim großen Aufmarsch des „Stahlhelm*“-Bundes in Hannover September 1933: 
von links: Ernst Röhm, Adolf Hitler, Heinrich Himmler (2. Reihe), Franz Seldte 
und Werner von Blomberg. 


Adolf Hitler und SA-Chef Ernst Röhm. 


Sondertelegramm der Deutschen 
Reichspost zum Reichsparteitag 1934. 


Hitler und Leni Riefenstahl, die Regie führte 
für den Film „Triumph des Willens“. 
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Reichsparteitag 1934 in Nürnberg: Hitler mit Raeder, Göring, 
von Blomberg bei den Kriegsbeschädigten. 


Begrüßung Hitlers durch Streicher, Himmler und Ley. 
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Heichsporteitag fllkenberg 1934 


Aufmarsch von 52000 Männern des Arbeitsdienstes auf der Zeppelinwiese. 
fl Au \ 
- # ” 

u a = | RR P"} Pe er" 


A 2 ip in ! a: nn a SR N 
SER Bi- ER: Rs ‘ 
y a‘ er 


Ru 


ne a BIT ein 


er 
. 
N 18 


DL Ir ie. A ur \ PN Yopi ARTRRRE . u. x 


ni 


Me: 
AR KR Ai ie. 
N 


Zeltlager der Hitlerjugend im Südosten 
Nürnbergs. 


Einmarsch der Fahnen der Hitlerjugend. 


kreuz - Sowjetstern“. Das gleiche Thema „Kommunisten und Nationalsozialisten. 
Schulter an Schulter“ kam wenige Tage später wieder zur Sprache." „Die Hitlerpartei, 
die Partei des Hochverrats. Eine Denkschrift des Reichsinnenministeriums“ hieß es in 
der Zeitung am 6./7. 9." 

Mit Berufung auf das Organ des Jungdeutschen Ordens mit seinem Artikel „Hitler ver- 
riet die Sturmabteilungen“ schrieb das sozialdemokratische Blatt unter der Überschrift 
„Hitler machte seinen Geldgebern Versprechungen“, er habe zugesagt, nach den Wah- 
len die SA aufzulösen.'” Am 10. 9. wußte das Blatt mitzuteilen, Fürst Rüdiger von Star- 
hemberg, der Führer der österreichischen Heimwehren, sei ein Förderer der Hitlerbewe- 
gung." In dem Artikel „Die Erneuerer am Werk. Die praktische Kommunalpolitik der 
Hakenkreuzler“ berichtete die „Münchner Post“ über Korruption im nationalsoziali- 
stisch regierten Thüringen. 

Auch das Lieblingsthema, den Nationalsozialismus betreffend, nämlich die Finanzie- 
rung der NSDAP, wurde wieder abgehandelt unter der Überschrift „NS-,Arbeiter-Partei‘ 
im Solde des Großkapitals“. Als Geldgeber werden aufgeführt: Mutschmann, Bechstein, 
Bruckmann, Hanfstängl, Dr. Emil Gansser als Vermittler Schweizer Devisen.'' Das sozi- 
aldemokratische Blatt brachte zwei Tage vor der Wahl eine soziologische Übersicht über 
die Führungsschicht der NSDAP unter dem Titel „Die Militaristen der Hitlerpartei. 
Generale, Junker, Prinzen und Großgrundbesitzer.“ 

Die „Münchner Post“ kommentierte das Wahlergebnis vom 14. September mit der 
Schlagzeile: „Wahlen wirtschaftlicher Verzweiflung. Die Sozialdemokratie hielt dem 
Ansturm stand.“ Die SPD hatte sich als stärkste Partei behauptet, aber an zweiter Stel- 
le standen jetzt die Nationalsozialisten mit 107 Mandaten. Auch die Kommunisten hat- 
ten beträchtlich zugenommen. Insgesamt war eine Radikalisierung des politischen 
Lebens die Folge, die parlamentarische Republik mit ihren wechselnden Regierungs- 
mehrheiten in Lebensgefahr geraten. 

Unter der Überschrift „Vorbei gelungener Sieg“ schrieb das Blatt über ein Bündnis Hit- 
lers mit den Großindustriellen und berichtete über einen Vortrag Hitlers vor Industriel- 
len in Essen im November 1929.” „Hakenkreuzterror in Thüringen“ war wieder Thema 
am 22. September, ferner ein „Hochverratsverfahren gegen Hitler und Goebbels“.'* 
Das Blatt berichtete in den nächsten Folgen auch über „Die Reichstagswahl im Urteil 
des Auslandes“, vor allem aus britischen Zeitungen, wenig aus französischen, kaum aus 
amerikanischen. „Ein verdächtiger Schutzherr des Hakenkreuzes“ schien dem sozialde- 
mokratischen Sprachrohr der britische Presselord Rothermere zu sein, der nun, laut 
Schlagzeile, „als Leitartikler im Völkischen Beobachter“ auftrat.'” 

Mit ihm beschäftigte sich das Blatt ausführlich. Rothermere war der Bruder des Leiters 
der antideutschen Hetzpropaganda im Krieg gewesen, Lord Northcliffe. „Beim Tode 
dieses Lord Northcliffe“, so schreibt das Blatt, „ging die Daily Mail auf seinen Bruder 
Lord Rothermere, Harold Sidney Harmsworth, I. Viscount of Hemsted, über, der 
pompös in die Fußstapfen seines Bruders trat und die deutschfeindliche Eigenschaft des 
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Blattes redlich aufrechterhielt und der persönlich in ganz England als Deutschenhasser 
weit und breit bekannt war. Dieser ehrenwerte Mann hieß vor seiner Erhebung in den 
Adelsstand Sidney Harmsworth (Schadenwert) und ist Jude. Man beachte nur den 
typisch jüdischen Vornamen Sidney (z. B. Sidney Samino!)! Das wäre an sich nichts 
Außergewöhnliches“, fährt das sozialdemokratische Organ fort. Und: 

„Nicht jedermann stellt im wirtschaftlichen und politischen Leben besonders bemer- 
kenswerte Anforderungen auf Wahrung der Interessen der arischen Rasse. Aber dieser 
ehemalige Herr Schadenwert - heute Viscount Rothermere - ist ganz plötzlich als Leit- 
artikler im Völkischen Beobachter aufgetreten. In nicht durchbohrendem Gefühle 
gegenüber dem ihm als Nichtarier anhaftenden Mangel in bezug auf Art und Rasse, 
dagegen unter dem volltönenden und sensationell aufgemachten Titel: Hitlers Sieg - 
Neugeburt der deutschen Nation! Wenn das Blatt nicht schon 24 Stunden an den 
Anschlagetafeln zu lesen gewesen wäre, würde das heute noch mancher für einen 
schlechten Witz halten: Der jüdische, englische Zeitungskönig friedlich Hand in Hand 
mit dem Hakenkreuz! (.....) Dazu geht aus einleitenden Sätzen des Hauptschriftleiters 
des Völkischen Beobachters klar hervor, daß die gleichzeitige Veröffentlichung des Arti- 
kels in der Daily Mail und im Völkischen Beobachter verabredet war. Damit finden die 
Beziehungen zwischen dem jüdischen Deutschenhasser und dem Judenfresser Hitler die 
öffentliche Bestätigung. (... .) Den Vogel auf dem sensationellen Zeitungsmarkte hat 
Adolf Hitler damit zweifellos abgeschossen. (. . .)“ 

Die „Münchner Post“ weist in diesem langen Artikel auf Sympathien englischer Finanz- 
kreise „für die Nazis“ hin." „Es bestehen sehr intime und direkte Verbindungen zwi- 
schen Personen der nationalsozialistischen Parteileitung und dem englischen Ölkönig 
Deterding, von dem die Bewegung der Nationalsozialisten auch Geld erhalten hat. 
(.....) Deterding sieht in den Nazis brauchbare Landsknechte für seine Pläne gegen die 
Sowjetunion und die Kolonialvölker. (. ...) Die nationalsozialistische Parteileitung hat 
ein Pamphlet gegen die indische Freiheitsbewegung verfaßt, in dem die Unter- 
drückungsmaßnahmen des englischen Imperialismus gegenüber Indien gefeiert werden 
und die übrigen Nazis sich eindeutig als Landsknechte für den englischen Imperialismus 
anbieten. Das Heft 4 der ‚wissenschaftlichen Zeitschrift der nationalsozialistischen 
Monatshefte‘ enthält dieses Pamphlet mit der Überschrift ‚Indien‘. Diese Schrift wurde, 
ins Englische übersetzt, in Tausenden von Exemplaren unter den ‚bedeutendsten engli- 
schen Persönlichkeiten‘ verbreitet. 

Die Adressen dieser Persönlichkeiten, die zu den mächtigsten Finanzkreisen, Industrieun- 
ternehmern und hohen Beamten zählten, erhalten die Nationalsozialisten von den Kon- 
toren des Shell-Trustes, der Deterdingschen Ölfiliale. Wie die Verbindung mit Rother- 
mere wohl auch einen ‚geschäftlichen Hintergrund‘ haben wird, so hoffen die National- 
sozialisten auch hier, neben neuen, für sie wertvollen Verbindungen mit den bedeutendsten 
englischen Imperialisten (Deterding, Churchill, Chamberlain usw.), sich eine neue, sehr 
ergiebige Geldquelle zu erschließen. Man sieht, wie bei der Rothermere-Presse wird vom 
Nationalsozialismus der Journalismus zum ‚Geschäft‘, die Politik zum ‚Finanzproblem‘ 
gemacht. Das ist national - das ist rasseecht! Dieser englische Fühler ist aber nur eine Seite 
in den nationalsozialistischen Bindungen. Mussolini will schon lange eine Schwenkung 
der deutschen Außenpolitik herbeiführen im Sinne einer Orientierung nach Rom. (... .) 
Die Verbindung Hitler - Deterding - Mussolini hat die Faszisierung Europas zum ganz 
großen Ziel. Das ist in Deutschland der Bürgerkrieg. (. . .)“ ”' 
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Diese außenpolitischen Folgerungen und Spekulationen des sozialdemokratischen Blat- 
tes in Auswirkung des sensationellen Wahlerfolges der Nationalsozialisten waren nicht 
ganz abwegig, wie die nahe Zukunft bewies. 

Der politische Erdrutsch vom 14. September 1930 wertete natürlich, völlig unvorherge- 
sehen, auch den Leipziger Hochverratsprozeß gegen die drei Reichswehroffiziere Ludin, 
Wendt und Scheringer auf. Hitler wurde in der dritten Septemberwoche als Zeuge ein- 
vernommen. Seine Aussage hatte aufgrund der durch die Wahl geschaffenen neuen 
innenpolitischen Lage besonderes Gewicht. Er beschwor die Legalität seiner Bewegung 
mit der Absicht, auf gesetzlichem Wege die Macht zu erreichen: „Allerdings glaube ich, 
daß, wenn unsere Bewegung siegt, auch ein Staatsgerichtshof kommen wird, durch den 
der November 1918 seine Sühne finden wird, und dann werden auch Köpfe rollen/ 
(9 

Im übrigen wandte er sich energisch gegen die Behauptung, seine Partei wolle die 
Reichswehr „zersetzen“. Tatsächlich war sich Hitler immer darüber im klaren gewesen, 
daß eine Machtergreifung, sei es legal oder illegal, von der Haltung und Stellungnahme 
der Reichswehr abhängig war. Wenn das sozialdemokratische Blatt über „Hitlers 
Umsturzpläne“ schrieb,'”” so verkannte es - oder wollte nicht wahrhaben - die wahren 
Absichten Hitlers. Seit dem 14. September 1930 war und blieb Hitler und seine Bewe- 
gung das Thema Nummer eins für die Zeitung. 

„Kommunisten und Hakenkreuzler gehen zusammen. Der Nationalbolschewismus“ 
wurde ein Lieblingsthema. „Nationalsozialisten schützen Großverdiener. Lug und Trug 
war ihre Wahlagitation“, „Hitlers tschechischer Gesinnungsfreund. Die Ausschreitungen 
gegen die deutsche Bevölkerung“ waren weitere Themen auf der ersten Seite. In einem 
Artikel „Eine Woche kostet 250 Millionen Mark. Hitlers teuere Reden in Leipzig“ führ- 
te das Blatt die Börsenspekulationen und Devisenverluste auf das Wahlergebnis und 
Hitlers Auftreten beim Leipziger Reichswehrprozeß zurück.” 

Unter der Schlagzeile „Wie Deutschlands Interessen geschädigt werden“ brachte die Zei- 
tung einen Artikel: „Hitler biedert sich England an.“ „Hitlers Bekennermut. Er schreibt 
in der ‚verjudeten‘ Hearst-Presse. Demnach hatte Hitler „in dem Sonntagsblatt der groß- 
kapitalistischen Hearst-Presse über das außenpolitische Programm der NSDAP geschrie- 
ben: Revision des Versailler Vertrages und Rückgabe des Korridors. Immer wieder warf 
das Blatt den Nationalsozialisten die Preisgabe Südtirols vor.'* 

Zum Lieblingsthema der Geldquellen der NSDAP brachte die „Münchner Post“ eine 
ganze Seite unter der Schlagzeile „Die Wahlkosten der Nationalsozialisten von Sowjet- 
rußland bezahlt“ und berief sich dabei auf die Enthüllungen Bessedowskis, des ehema- 
ligen Sowjet-Geschäftsträgers in Paris. Gemäß den fragwürdigen „Dokumenten“ des 
früheren Sowjetdiplomaten drehten sich die Verhandlungen um fünf bis acht Millionen 
Mark, die die nationalsozialistischen Unterhändler gefordert hätten. Ein klarer Beweis 
für diese Behauptungen ließ sich nicht erbringen.” Es gab bezüglich sowjetrussischer 
Geldquellen auch eine andere Version, die von der Zeitung nicht erwähnt wurde. Gene- 
ral Schleicher, Chef des Wehrmachtamtes und „graue Eminenz“ habe einen von den 
Sowjets gespeisten Geheimfonds zur Finanzierung der NSDAP benutzt. 

Die Spalten der „Münchner Post“ füllten sich nun beinahe täglich mit Schreckensmel- 
dungen und sensationellen Artikeln über die „Nazis“. Dabei wurde die Kehrseite der 
Medaille scharf beleuchtet, und nach den Grundsätzen der umgekehrten Optik wurden 
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die Fehler und Schwächen des Gegners vergrößert und vergröbert dargeboten, die eige- 
nen aber entweder totgeschwiegen, abgeleugnet oder im entsprechenden Verkleine- 
rungsmaßstab bagatellisiert. 

In der ersten Nummer vom Oktober 1930 liest man Artikel über „Christliche Propa- 
ganda für Nazi-Kabinett“, „Hitler-Drohung gegen Hindenburg“, tags darauf „Das Groß- 
kapital lobt die Nationalsozialisten. Fricks ‚vorbildliche Haltung‘“. Die DAZ (Organ der 
Schwerindustrie) lobt Fricks Politik. In der gleichen Nummer erschien ein Artikel von 
Eduard David „Der Geist des ‚3. Reiches‘“: „Es ist der Geist der Finsternis und der Bar- 
barei. (....) Der Nationalismus Hitlerscher Prägung ist die Frucht der durch Krieg und 
Nachkriegszeit bewirkten Verrohung der jungen Generation. Er bedeutet die sittliche 
Entartung wahren nationalen Kulturempfindens. Wer diesem Geist den Zugang zur 
Regierungsgewalt öffnet, macht sich damit mitschuldig an den ganzen Unheil, das dar- 
aus für das deutsche Volk entstehen muß.“ '* 

„Schwere Niederlage des Nationalbolschewismus.“ Die gemeinsame Verkehrsstreikpa- 
role der Nationalsozialisten und Kommunisten in Berlin zum Geburtstag des Reichs- 
präsidenten (2. 10.) wurde nicht befolgt. In der gleichen Nummer noch folgende 
Berichte: „Wie der Hakenkreuzerfolg Mussolini zugute kommt“; „Hitler im Urteil der 
Tiroler“; „Die hochverräterischen Umtriebe in der Reichswehr. Die Hitler-Vertrauens- 
leute bitten um Freisprechung“; „NS-Ehrabschneider“ (gemeint Gottfried Feder im 
Reichstag).'” 

In der nächsten Nummer: „Nationalsozialisten untergraben Staatskredit. Die Braun- 
schweigischen Staatsanleihen werden an der Börse am schlechtesten bewertet.“ Der bri- 
tische Presselord Rothermere wurde jetzt wieder gegen die antijüdischen Nazis ausge- 
spielt: „Die Hakenkreuzler in der Klemme. Herr Rothermere = Stern.“ Alfred Rosenberg 
hatte im Jahre 1920 in seinem Buch „Die Spur des Juden im Wandel der Zeiten“ fest- 
gestellt, daß Rothermere ein Bruder von Northcliffe = Stern sei. 

Ferner in der gleichen Nummer: „Eine antisemitische Internationale.“ „Schon einmal ist 
Adolf Hitler seiner Neigung für alles Englische zum Opfer gefallen.“ 1923 sprach im Zir- 
kus Krone ein Engländer in einer NS-Versammlung, der laut „Münchner Post“ ein 
Zuchthäusler war (Einbrecher mit sieben Jahren Zuchthausstrafe). Hitler gab ihm angeb- 
lich eine große Summe Geldes. Damals schwärmte Hitler von einer antisemitischen 
Internationale."* Ebenda hieß es in einem Artikel „Der Offiziers-Hochverrat vor dem 
Reichsgericht“ über Hitler: „Der heimatlose Agitator“. „Hitler ist ein Abenteurer ohne 
Vaterland“ schrieb der Pariser „Temps“ über ihn anläßlich des Ulmer Prozesses.'” Der 
Prozeß gegen die drei Reichswehroffiziere in Ulm endete mit deren Verurteilung zu 
Festungshaft und Dienstentlassung. R 

Dazu schrieb das sozialdemokratische Blatt: „Die possenreißerische Heldenrolle, die 
Adolf Hitler dieser Tage zum größten Schaden Deutschlands, im übrigen zum ver- 
ständnisvollen Ergötzen aller, die diesen politischen Clown mehr als nur vom Hören- 
sagen her kennen, im Leipziger Hochverratsprozeß posierte, läßt die Schriftgelehrten 
des Münchner Hugenberg-Blattes vor Neid nicht schlafen.“ In der folgenden Num- 
mer meldete die Zeitung „Hitlers Besuch bei Brüning. Keine Mitarbeit der Haken- 
kreuzler.“ „Hakenkreuz und Verbrechertum. Wie zur Kapitalflucht aufgefordert wurde.“ 
Ferner: „Religion und Politik.“ „Ein Katholik kann nicht Nationalsozialist sein“, laut 
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Briefwechsel zwischen der Offenbacher NS-Gauleitung und dem Bischöflichen Ordina- 
riat Mainz. Unter dem Titel „Amerika und der 14. September“ heißt es: „Amerika erwar- 
tet, daß jedermann in Deutschland seine demokratische Pflicht tut.“"' „Hitlers Wahler- 
folg“ brachte Nachteile auf dem Aktienmarkt, laut Statistischem Reichsamt. 

„Die blutige Weste“: „Die Nationalsozialisten mit dem Fememörder Heines im Reichs- 
tag.“ ” In dem Artikel „Das Unternehmertum diktiert den Nazi-Führern“ polemisierte 
das Blatt gegen „Das Schwerindustrielle Scharfmacherblatt, die Deutsche Bergwerkszei- 
tung“; Schlußsatz: „Die Leute von der Bergwerkszeitung haben von ihrem Standpunkt 
aus recht, wenn sie verlangen, daß die von Unternehmern bezahlte Hitlerpartei auch 
nach der Pfeife der deutschen Scharfmacher tanzt.“'” Schlagzeile: „Adolf Hitler und sein 
Eid 1923 zeugt gegen seine Aussage.“ „ Gemeint ist der Leipziger Prozeß.'* 
„Scherbenpolitik der Berliner Banditen. Planmäßige Zerstörung jüdischer Geschäfte“ 
lautete die Schlagzeile am 14. Oktober 1930. „Über fünfzig Hakenkreuzler festgenom- 
men.“ Das mußte böses Blut machen und den Gegnern des Nationalsozialismus Was- 
ser auf die Mühle liefern. 

In der gleichen Nummer brachte das Blatt unter dem Titel „Gründung der Hitlerpartei! 
Eine Richtigstellung“ über die Entstehung der NSDAP im Jahre 1919. Die „Münchner 
Post“ wartete dabei mit einer erstaunlichen Sachkenntnis im Detail auf. Sie wandte sich 
mit Recht gegen die Behauptung Hitlers, er habe mit sieben Mann die Partei 1919 
gegründet. Auf der gleichen Seite wandte die Zeitung sich mit dem Artikel „Der Lügen- 
bau vor dem Verfall“ gegen die Hitlerianer.'” 

In der nächsten Nummer befaßte sich die Zeitung ausführlich mit den oben genannten 
pogromartigen Ausschreitungen in Berlin unter der Schlagzeile „Der Naziminister als 
politischer Schwindler. Wozu der Ausweis eines Hakenkreuzabgeordneten gut ist“. Mit 
dem „Naziminister“ war der Braunschweigische Minister Dr. Franzen gemeint.'* „Eine 
feine Fraktion. 103 Anklagen gegen Hakenkreuzabgeordnete.“ Dort heißt es: „Die inter- 
essanteste Drucksache, die dem Reichstag bisher zugegangen ist (. . .), enthält einen 
Antrag der Nationalsozialisten auf Einstellung von Strafverfahren gegen 23 Mitglieder 
der nationalsozialistischen Reichstagsfraktion, die in nicht weniger als 103 Fällen ange- 
klagt sind. Es sind Anklagen wegen Beleidigung, Vergehen gegen das Republikschutzge- 
setz, Vergehen gegen das Pressegesetz, Körperverletzung, Widerstand gegen die Staats- 
gewalt, unbefugter Titelführung, Beschimpfung der Reichsfarben und Religionsverge- 
hen. (... .)”? 

Gottfried Feder war Gegenstand eines scharfen Angriffs in dem Artikel „Der Finanzmi- 
nister im ‚Dritten Reich‘“. Dort wurde ihm sein Verhalten beim Putsch 1923 vorgehal- 
ten. Er hatte am 8. November, wenige Stunden vor der Putschaktion, beim Bankhaus 
Schneider und Münzing die sofortige Auslieferung seines dort liegenden umfangreichen 
Aktienbesitzes verlangt.'”* 

„Geschlossen gegen den Faszismus“ lautete die Schlagzeile am 21. Oktober, anläßlich 
der begonnenen Session des neugewählten Reichstags. Reichstagspräsident war wieder 
der Sozialdemokrat Paul Löbe geworden. Er berichtete über „Fünf Tage Reichstag“ in 
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der nächsten Nummer. In ihr brachte das Blatt auch unter dem Titel „Hakenkreuz- 
blüten“ Leseproben „Aus dem Treibhaus des Münchner Hitlerorgans“.'” 

Tags darauf publizierte die Zeitung mit der Schlagzeile „om Amokläufer zum Haken- 
kreuzspulwurm“ einen Leitartikel „Ein Politiker des Fememordes“ gegen den national- 
sozialistischen Reichstagsabgeordneten und „Fememörder“ Edmund Heines, ferner 
„Palastrevolution im Hause Hitler“. „Der Finanzminister des Dritten Reiches. Und sein 
Aktienbesitz“, Gottfried Feder wurde nochmals an den Pranger gestellt wegen seines Ver- 
haltens beim Putsch 1923." Über „Nationalsozialisten und politische Moral“ ließ sich 
Wilhelm Högner am 25./26. 10. 1930 aus. 

In der gleichen Ausgabe erschien unter dem Obertitel „Auslosung von Meuchelmör- 
dern“ „Ein Mordplan der Nationalsozialisten in Leipzig“.'" Hitlers politische Vergan- 
genheit war der Artikel „Mehrheitssozialdemokrat Hitler“ gewidmet, tags darauf wurde 
unter der Schlagzeile „Der wildgewordene Mittelstand“ eine soziologische Aufgliede- 
rung der nationalsozialistischen Reichstagsabgeordneten mit dem Leitartikel „Die bür- 
gerlichen Berufe der Nazi-Abgeordneten“ gebracht: 18 Beamte, 24 Lehrer, 9 ehemalige 
aktive Offiziere, 12 Landwirte, 11 Intellektuelle, 8 Unternehmer und Handwerksmeister, 
22 Angestellte, 12 Arbeiter. 

In der gleichen Ausgabe wurden wieder „Hakenkreuzblüten. Aus dem Treibhaus des 
Münchner Hitlerorgans“ geboten, ferner ein Bericht: „Die geistige Überwindung des 
Faszismus. Eine Tagung des Republikanischen Studentenbundes“'”. „Hitler entschul- 
digt sich bei den Metallindustriellen“, „Kampf dem Faszismus. Tagung der beiden Inter- 
nationalen“ und „Was will Mussolini?“ brachte die Zeitung am 30. Oktober. Tags darauf 
berichtete sie: „Einstellung des Bruderkampfes?* Über das Auftreten des Kommuni- 
stenführers Heinz Neumann auf einer NS-Versammlung in Berlin. Demnach forderte 
Neumann die Einstellung des Bruderkampfes zwischen Nationalsozialisten und Kom- 
munisten.'” „Hitler des Landesverrats bezichtigt.“ 

„Und wer ist Gustav Herve?“ Unter diesen Obertiteln befaßte sich das sozialdemokrati- 
sche Organ mit dem Schriftwechsel zwischen Hitler und Herve und dem publizistischen 
Echo desselben. In der gleichen Ausgabe kam noch „Gegen den Faszismus. Entschlie- 
ßung der Gewerkschafts- und Sozialistischen Internationale“, ferner die Fortsetzung: 
„Hakenkreuzblüten. Aus dem Treibhaus des Münchner Hitlerorgans.“ '* 

In jeder Nummer wußte das sozialdemokratische Blatt einige kürzere und längere Mel- 
dungen oder auch Artikel über die Nationalsozialisten zu bringen, so daß es unmöglich 
ist, sie alle zu erwähnen oder gar näher darauf einzugehen „Hitler als Vorkämpfer eines 
faszistischen Volksbundes“ schrieb die Zeitung anläßlich Hitlers zweiter Antwort an 
Gustav Herve.'“ Der Artikel „Der Hakenkreuzminister als Schwindler. Sein Betrugsver- 
such durch Zeugen erhärtet“ richtete sich gegen den braunschweigischen NS-Minister 
Franzen. 

Zum 8./9. November 1923 brachte das Blatt einen ganzseitigen Gedenkartikel: „Kahrs 
trockener Putschversuch“ und „Eine Erinnerung an den 9. November. So hausten die 
Hitlerbanden in der Münchner Post“.'* „Eine Rückendeckung für Hitlers Auslandsbe- 
ziehungen“, Untertitel: „Wer ist Ernst Hanfstängl?“, befaßte sich ausführlich mit „Putzi“ 
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und seiner Rolle bei Hitler.'” Mit der Schlagzeile „Zierden der Nation. Unglaubliche 
Verrohung der Hakenkreuz-Studenten“ behandelte die Zeitung Unruhen an der Berli- 
ner Universität.‘ „Wie die Hakenkreuzler schwindeln“ hieß die Schlagzeile am 26. 
November, und am 27. November: „Gegen die Verräter Südtirols“, „Die feigen Haken- 
kreuzler“, „Wie die Hakenkreuzler die Arbeitslosigkeit behandeln“, ferner: „NS-Theorie 
und Praxis“, „Hitler und der Fahneneid“.'*” 

„Karl May - der Liebling der Nazi-Studenten“ schrieb die Zeitung am 1. Dezember 
1930. „Lügen um Adolf Hitler“ und „Wie der Nazi-Reichstagsabgeordnete Feder 40.000 
Mark verschoben hat“ berichtete das Blatt am 5. 12. 1930." Über „Die Partei der 
Fememörder“ schrieb W. Högner am 28, 11." 

„Abrechnung mit Sowjetstern und Hakenkreuz“ enthielt eine Rede des sozialdemokra- 
tischen Abgeordneten Liske im Reichstag, Motto: „(.. .) die gemeinsam begangenen Ver- 
brechen halten die Nationalsozialistische Partei zusammen“.'” „Die Hakenkreuzler 
gegen Pensionskürzung.“ Sie hatten ein entsprechendes Ansinnen der Sozialdemokraten 
im Reichstag abgelehnt. Sozialdemokratische Anträge auf höhere Besteuerung von 
großen Vermögen, von Dividenden und Tantiemen wurden von den Nationalsoziali- 
sten abgelehnt laut Artikel „107 Nazi schützen das Kapital*. „Nazifabrikant Mutsch- 
mann liefert Stinkbomben zur Sprengung sozialdemokratischer Versammlungen“ laute- 
te die Schlagzeile am 12. Dezember. Der Artikel „Der Skandal des Filmverbotes“ rich- 
tete sich gegen das Verbot des Films von Remarque „Im Westen nichts Neues“.'” „So 
hausen die ‚geistigen Revolutionäre‘ Adolf Hitlers. Mehr als 100 Menschenleben“ war 
ein Bericht von Überfällen „im Hinterhalt lauernder Nazibanden“ auf Autos von Teil- 
nehmern an einer sozialdemokratischen Versammlung in Coburg mit Wilhelm Högner 
als Redner. 

Die Zeitung veröffentlichte auf der gleichen Seite einen Nachruf auf den sozialdemo- 
kratischen Lehrer und Ministerpräsidenten in Bayern 1919/20, Johannes Hoffmann.'* 
Die Silvesternummer vom 31. Dezember brachte einen Artikel vom Reichstagspräsi- 
denten Paul Löbe „Unglücksjahr 1930“ und einen Leitartikel „Kampfjahr 1931 von 
Eduard Bernstein. 

Dort heißt es: „Was hat man den sozialistischen Arbeitern Deutschlands zum neuen Jahr 
zu wünschen. Gewiß sehr viel. Neben einer durchgreifenden Reform der Sozialgesetz- 
gebung gehört vor allen Dingen die neuere Umgestaltung des Parteiwesens“ zu den 
wünschenswerten Forderungen: „Bei alledem vermeiden die Kommunisten in der Pra- 
xis nach Möglichkeit Gewalttätigkeiten im politischen Kampfe. Ganz anders die Partei, 
die sich an der Spitze nationalistisch betitelt. Sie hat in Deutschland Zustände geschaf- 
fen, die man in früheren Jahren für unmöglich gehalten hätte. Wer hätte im Jahre 1830 
jemandem geglaubt, der ihm erzählte, daß hundert Jahre später in Deutschland politi- 
sche Parteien die Versammlungen Andersdenkender überfallen und dabei einzelne der 
Teilnehmer brutal mißhandeln, wie das die Nationalsozialisten sich neuerdings zur 
Gewohnheit gemacht haben. Für unglaublich hätte man es gehalten, daß Derartiges und 
die Störung von Parlamentssitzungen durch organisierten Lärm in der Republik von den 
Behörden ohne gewalttätigen Eingriff geduldet werden würde. Täuschen wir uns dar- 
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über nicht, daß die Duldung von Rüpeleien solcher Gattung einem Staatswesen allge- 
mein als Zeichen moralischer Schwäche ausgelegt wird. Mit Recht wird es nicht viel 
anders beurteilt, wenn die Republik auf Steigerung der Zinssätze abzielende Eingriffe 
der Finanzmächte in das Wirtschaftsleben duldet.“'* 

Das Sprachrohr des Centralvereins der deutschen Juden fragte zu Beginn „Wo steht Hit- 
ler? Die Lehren des Schweidnitzer Nationalsozialisten-Prozesses. Von Dr. Felix Hei- 
mann (Breslau)“. In diesem Artikel vom 3. Januar 1930 stellte der Verfasser Dr. Heimann 
fest: „Das Auftreten Adolf Hitlers, der am 13. Dezember als Zeuge über Richtung und 
Ziel seiner Bewegung vernommen, vor den Richtern von Schweidnitz sprach und durch 
seine Aussage zweifelsohne das Verfahren zugunsten der Angeklagten entschied. (. . .) 
Adolf Hitler ist ein kluger Kopf, der die Zeichen der Zeit nicht verkennt; er ist gefähr- 
lich, denn er ist ein faszinierender Redner. (. . .)“'* 

Über eine „Rechtsradikale Welle. Der Nationalbolschewismus erwacht wieder. - 
Freischar Schill. - Das ‚junge Volk‘ - Für nationale Räteregierung. - Republikanische 
Gruppen, seid wachsam!“ berichtete das jüdische Sprachrohr ausführlich am 10. Januar. 
Gleichzeitig erstattete es Bericht über die „Mecklenburger des C. V. Die Arbeit des 
Nationalsozialismus“. Die umfassende nationalsozialistische Agitation habe in Meck- 
lenburg erfolgreich Fuß gefaßt und diese frühere Hochburg der deutschvölkischen Frei- 
heitspartei weitgehend erobert.'” 

Am 21. Februar verzeichnete die CVZ „Neue nationalsozialistische Tatsachen. Unter 
dem Hoheitszeichen der Partei. Hitler als Zensor. - Völkischer Zeitungssturm auf Ber- 
lin. - Südtirol, die Judenpresse und Herr Hitler. - Aus dem Reiche des Herrn Frick. - 
Nationalsozialistische Totenehrung. - Porträt eines nationalsozialistischen Geldgebers“. 
Besonders betont wird der „Verrat an Südtirol“: „Und wie lange wird Herr Hitler es dul- 
den, daß Feders ‚Programm der NSDAP‘ Verwirrung stiftet? In der ersten bis vierten 
Auflage dieses Programms (1927/28) heißt es auf Seite 29: Wir verzichten auf keinen 
Deutschen in Sudetendeutschland, in Südtirol, in Polen, in der Völkerbundskolonie 
Österreich.‘ Von der fünften Auflage (1929) ab aber lautet die gleiche Stelle: ‚Wir ver- 
zichten auf keinen Deutschen in Sudetendeutschland, in Elsaß-Lothringen, in Polen, in 
der Völkerbundskolonie Österreich.‘ Von Südtirol kein Wort mehr!“'* 

„Für den Auslandsgebrauch! Wie steht Hitler zum Judentum?“ Unter dieser Über- 
schrift zitierte die CVZ den „New York American“ vom 5. 1. 1930. Dieser brachte eine 
Unterredung des Berichterstatters von Wiegandt mit Hitler. Auf die Frage, warum er 
den Antisemitismus zum Programm erhoben habe, erwiderte Hitler: „Weil das Volk 
nicht verstehen würde, wenn ich das nicht täte.“ Er fügte hinzu: „Ich bin nicht dafür, 
daß die Rechte der Juden in Deutschland beschnitten werden, aber ich dränge darauf, 
daß wir andern, die wir keine Juden sind, nicht weniger Rechte haben als die Juden 
selbst.“'” 

„Neue Schändungen jüdischer Kultusstätten“ in mehreren Orten meldete die CVZ am 
14. März. Es sei schwer, „den unmittelbaren Zusammenhang mit den Nationalsoziali- 
sten festzustellen. Meist handelte es sich um Jugendliche. Doch ergab die Vernehmung 
einiger ertappter Friedhofsschänder, daß sie von der antisemitischen Propaganda ein- 
deutig beeinflußt waren. 
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In der gleichen Nummer druckte die Zeitung folgendes Flugblatt des nationalsozialisti- 
schen Schülerbundes ab: „Mörder an der deutschen Jugend sind heute Trumpf! Die 
Bluthunde der marzistischen Volksverhetzung, Schutztruppen des Jüdischen Kapitalis- 
mus, die Henker des deutschen arbeitenden Volkes haben den Arbeiterstudenten Horst 
Wessel viehisch ermordet! Schüler! Schülerinnen! Ein jeder, der sein Volk liebt, ist heute 
vogelfrei!“ Ferner berichtete das Organ über „Das Agrarprogramm der NSDAP“ unter 
dem Titel „Um die Seele des deutschen Landwirts“.'“ 
„Erlösung oder Auflösung? Hindenburgs Aufruf an das deutsche Volk.“ Damit befaßte 
sich das jüdische Blatt und schrieb: „Darum, Freunde des C. V.: Schließt die Reihen, 
gebet den Worten Hindenburgs durch die Tat die Weihe der Vollendung.“ In der glei- 
chen Nummer berichtete die Zeitung ausführlich über „Zellenbildung. Wie die NSDAP 
in Betriebe, Ämter und Kasernen eindringt“.'“" 
Die CVZ vom 16. Mai 1930 brachte auf der ersten Seite folgende Aufforderung an 
„Herrn Minister Frick“, unterzeichnet von Dr. Ludwig Holländer, Direktor des Central- 
vereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens“: „Sie haben im Haushaltsausschuß 
des Thüringischen Landtags auf die Frage eines Abgeordneten, gegen welche ‚art- und 
volksfremden Kräfte‘ sich die von Ihnen angeordneten Schulgebete richten, folgendes 
geantwortet: ‚Ich will ganz offen sein. Wir brauchen uns da nichts vorzumachen. Die 
Entsittlichung des deutschen Volkes geht aus von rassefremden Elementen, nämlich von 
den Juden.‘ Es ist Ihnen als Minister eines deutschen Staates bekannt, daß man keinen 
schwereren Vorwurf gegen einen Teil der Bevölkerung erheben kann als den, er entsitt- 
liche das Gesamtvolk. Dem so beschimpften Teile des Volkes wird vorgeworfen, er selbst 
habe nicht nur die Grundlage des Zusammenlebens der Menschheit, das Höchste und 
Erhabenste, was die Menschen in sich entwickeln können, nämlich das Gefühl für Sitt- 
lichkeit, verloren, sondern versuche, es auch anderen zu rauben. Herr Frick, Sie haben 
Hunderttausende von deutschen Staatsbürgern mit Kot beworfen! Sie haben von den 
Juden gesprochen, haben also nicht etwa behauptet, daß einzelne unter uns Juden 
entsittlichend wirken, sondern Sie haben die Gesamtheit angegriffen. Einzelne werden 
unter den Juden und unter den Nichtjuden stets aus dem Rahmen der Allgemein- 
heit fallen. [Sperrdruck im Original] Die deutschen Juden müssen sich aber in ihrer 
Gesamtheit dagegen wehren, daß Sie ihnen im Gegensatz zu ihrem heiligsten religiösen 
und menschlichen Sein, das ihnen gerade die Förderung der Sittlichkeit zur besonderen 
Aufgabe macht, einen so unerhörten Vorwurf entgegenschleudern. [Ende des Sperr- 
drucks.] Wollen Sie, Herr Minister, nicht der Verleumdung geziehen werden, so geben 
Sie uns Beweise für Ihre Behauptung, daß die Juden die Entsittlichung des deut- 
schen Volkes betreiben. Sie geben sich als der deutsche Mann, der die Wahrheit und die 
Ehre seiner Mitmenschen nicht beschmutzen will. Gut, bleiben Sie bei der Wahrheit 
und antworten Sie uns. Diese Zeitung steht Ihnen zur Verfügung. Berlin, den 14. Mai 
1930 (. . “® 
In der gleichen Nummer brachte ein Dr. Hermann Funke ausführliche kritische Bemer- 
kungen zu „Günthers neuer Rassenkunde“. (Rassenkunde des jüdischen Volkes.) Über 
„Parteiamtliche Pogromhetze der Nationalsozialisten“ berichtete die Zeitung unter der 
Schlagzeile „Unsere Geduld ist zu Ende“ über eine aufgrund einer Falschmeldung von 
der NS-Publizistik aufgebauschten Schlägerei zwischen einem Viehhändler (Jude) und 
einem Nationalsozialisten. Von neutraler Seite wurde bestätigt, daß der Viehhändler 
unprovoziert angegriffen wurde. 
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Der Leitartikel dieser Nummer „Thüringen. Um das Schächtverbot. - Die Nationalso- 
zialisten vernichten den Fremdenverkehr“ berichtete über den nationalsozialistischen 
Antrag im thüringischen Landtag, ein Schächtverbot einzuführen.'“ 

Die Otto-Straßer-Krise in der NSDAP war Gegenstand eines Artikels mit dem Titel „Was 
geht in der Führung der NSDAP vor? Sachliche und persönliche Gegensätze in der Ber- 
liner Leitung. - Es regnet Ausschlüsse. - Hitlers Eingreifen erfolglos“. Auffallend dabei 
ist, daß die Zeitung zwischen Otto und Gregor Straßer nicht unterschied, offensichtlich, 
weil sie über die Interna der Gegensätze zu wenig im Bilde war.'“ „NSDAP. - Geist 
heißt Zersetzung. Die Zustände an der Jenaer Universität sind unhaltbar. - Vorstoß 
gegen die Reichswehr „Hitlers Führerautorität im Wanken „ Nationalsozialisten bedro- 
hen sich mit Gewalttaten.“ Dieser Artikel setzte den vorher angeführten fort. 

Ein Zitat aus Otto Straßers Sprachrohr „Der nationale Sozialist“ beleuchtet die Lage: 
„Knüppelt sie nieder!‘ Mit diesen Worten hat der Berliner Gauführer Dr. Goebbels der 
NSDAP mangels geistiger Waffen den Kampf gegen die revolutionären Nationalsoziali- 
sten eingeleitet. In Befolgung dieser Mordparole hat eine Gewalthetze gegen unsere Zei- 
tungshändler und gegen unsere als revolutionäre Nationalsozialisten bekannten Freun- 
de eingesetzt. Wir machen Herrn Dr. Goebbels menschlich und juristisch für jede ein- 
zelne derartige Gewalttat persönlich verantwortlich. Buchrucker. Otto Straßer.“ 

Die CVZ schreibt dazu: „Und Herr Mossakowsky muß sich gegen die ‚Hetzreden‘ des 
gleichen Dr. Goebbels wie dagegen wehren, daß im Umkreis des Herrn Dr. Goebbels 
die Verbreitung bewußter Unwahrheiten sich zur niedlichen Methode zu entwickeln 
beginnt! Das sind Protestrufe von Kampfgenossen, die noch vor wenigen Tagen gemein- 
sam um die Gunst der Wähler warben. (... .) Ob die Herren Geldgeber nicht wenigstens 
jetzt, spät, aber nicht zu spät, erkennen, daß ihre Rechnung falsch war? (. . .)“'* 

Zu den für September ausgeschriebenen Reichstagswahlen erließ der „Central-Verein 
deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens“ einen von Justizrat Dr. Brodnitz gezeich- 
neten Aufruf: „An die deutschen Juden! Der Reichstag ist aufgelöst. Mit einem heftigen 
Wahlkampf ist zu rechnen. Der Nationalsozialismus hofft auf große Erfolge. Seinem 
Judenhaß mit allen Mitteln entgegenzutreten, ist Euer aller Pflicht! Wir rufen unseren 
Freunden, wir rufen allen Juden zu: Kampf der Pogromhetze! Kampf dem Boykott! 
Kampf aller böswilligen Verleumdung von Juden und Judentum! Kein neues Thüringen 
im Reiche! Für Frieden im Lande! Denkt an die Zukunft unseres Vaterlandes! Deutsche 
Juden helft uns! Tretet in unsere Reihen, gesellt Euch zu den Streitern für jüdische Ehre 
und staatsbürgerliche Freiheit. Eure Gleichberechtigung ist bedroht. Bietet alles an ideel- 
len und materiellen Kräften auf, um den Anschlag auf Eure höchsten Güter abzuweh- 
ren! Stärkt namhaft unsern Kampffonds 1930.“ '* 

„Der letzte entscheidende Sturm.“ Die Nationalsozialisten erstreben das Reichsinnen- 
und das Reichswehrministerium. Oberfinanzrat Dr. Bang, „der Mittelsmann zwischen 
den Hitlerleuten und jenen schwerindustriellen Kreisen, die mit dem Gedanken der 
Rechtsdiktatur spielen“.'” 

Eine Darstellung der kurzen Geschichte des Nationalsozialismus brachte Siegfried Höx- 
ter mit dem Titel „Rettung oder Untergang? Betrachtung über den politischen Charak- 
ter des Nationalsozialismus.“ Er zeigte die Entwicklung der NSDAP wie folgt auf: „Als 
sie im Jahre 1919 gegründet wurde, befand sie sich in engster organisatorischer und 
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ideeller Gemeinschaft mit den Deutschvölkischen von Alfred Roth. Sie war noch eine 
mehr oder minder offene reaktionäre, monarchistische Restaurationssekte, in der größ- 
tenteils republikfeindliche Agrarier und abgedankte Offiziere ihre Zuflucht fanden. In 
der zweiten Etappe von 1924-1928 trat sie auf als ‚d i e [Sperrung von Höxter] deut- 
sche Mittelstandspartei‘.“ Die dritte Etappe: „Etwa von 1928 an tritt sie auf als eine Par- 
tei mit stark betontem proletarischem Charakter, als Arbeiterpartei bemüht sie sich, 
(. ..) als sozialrevolutionäre Parteiorganisation“ zu erscheinen. Der Nationalsozialismus 
ist in hohem Grade ausgezeichnet durch seine praktische Programmlosigkeit! Mit dem 
Faschismus hat der Nationalsozialismus gemein die Todfeindschaft gegen Parlamenta- 
rismus und Demokratie, Demokratie und Verfassung zu vernichten, d. h. das bestehen- 
de Klassengleichgewicht zu Ungunsten des Proletariats zu korrigieren, das ist die Auf- 
gabe des Nationalsozialismus. Er ist nicht mehr und nicht weniger als der gedankliche 
Niederschlag der reaktionären Teile des modernen Großkapitals, die an der Vernichtung 
von Demokratie und Verfassung interessiert sind!“ '* 

Im ganzen handelte es sich um eine falsche Beurteilung. Das wurde für die erste Etap- 
pe bereits wissenschaftlich nachgewiesen, für die spätere Zeit durch die Entwicklung vor 
und nach dem Regierungsantritt Hitlers.'” 

„Der Wahlkampf hat begonnen! Koch, Kube, Münchmeyer usw. So soll ihre Reichs- 
tagsfraktion aussehen!“ enthält eine kritische Durchleuchtung von nationalsozialisti- 
schen Kandidaten für den Reichstag.” „Aus dem Wahlkampf. Der Aufruhr der Prätori- 
aner. S.A. gegen ihre Führer.“ Meuterei der Berliner SA gegen den Gauleiter und seinen 
Geschäftsführer weckten bei den Gegnern Hoffnungen auf inneren Zerfall. OSAF-Ost 
Stennes ließ die Gaugeschäftsstelle besetzen, „die Wache haltenden Schutzstaffelan- 
gehörigen werden halb zu Krüppeln geschlagen, die Räume vandalisch verwüstet. Das 
Überfallkommando muß eingreifen und die meuternden Prätorianer abführen. Hitler 
eilt daraufhin selbst nach Berlin“ und sorgt für Beruhigung. Grund für die Meuterei war 
die Auflehnung der SA gegen das luxuriöse Leben des Gauleiters und seiner engsten 
Mitarbeiter.” Var ee 3 

Am 12. September brachte die CVZ einen ganzseitigen Aufruf „An die deutschen Juden!“ 
„Der Wahlkampf steht vor der Tür. Fieberhaft haben die politischen Parteien in den letz- 
ten Wochen gearbeitet. Besonders die radikalen Gruppen haben die wirtschaftliche Not- 
lage und die innere Zerrissenheit des deutschen Volkes für ihre demagogische Hetze aus- 
genutzt. Täglich und stündlich haben die Nationalsozialisten und ihre Hilfstrupps das 
ganze Land durch die Drohungen mit Diktatur und Terror in Erregung versetzt. Wir 
wünschten, alle unsere Freunde könnten lesen und hören, was in diesen Lagern geschrie- 
ben und gesprochen wird. Sie würden daraus ersehen, wie diese Partei mit rücksichtslosem 
Nachdruck die Vernichtung der Ehre, der politischen Rechte und der wirtschaftlichen Stel- 
lung der deutschen Juden anstrebt. Sich dagegen am 14. September energisch zur Wehr 
zu setzen, ist höchste Pflicht! Verächtlich ein jeder, der nicht entschlossen ist, seine ganze 
Kraft aufzuraffen, um dieser drohenden Vernichtung entgegenzutreten! Wir Juden sind 
eine kleine Minderheit. Unser Einfluß kann stärker sein als eine kleine Zahl, wenn wir uns 
zum gemeinsamen Tatwillen zusammenschließen. Würden wir unsere Rechte leiden- 
schaftlicher wahren, so würde niemand es wagen, uns so zu beschimpfen, wie es heute 
geschieht. Der Centralverein ist überparteilich; er kann und wird niemals eine bestimmte 
Partei empfehlen; aber er macht es seinen Mitgliedern zur Pflicht, ihr Wahlrecht auszu- 


168 CVZ, Nr. 31 v. 1. 8. 1930, S. 409-9. 
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üben und bei ihrer Wahlentscheidung als ersten Leitsatz die Erhaltung unseres Staates 
walten zu lassen, das heißt: eine derjenigen Parteien zu wählen, die die Erhaltung des 
Staates und die Wahrung der Gleichberechtigung der deutschen Juden auf ihre Fahne 
geschrieben haben. In unserer Zeitung und in unseren Kundgebungen sind die Vertreter 
verschiedener Parteien zu Worte gekommen. Ihr habt Euch zu entscheiden! Wählt im 
Bewußtsein Eurer zwiefachen Pflicht als deutsche Staatsbürger und als deutsche Juden! 
Der Vorstand des Centralvereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens. Ernst 
Wallach, Stellvertreter des Vorsitzenden. Dr. Ludwig Holländer, Direktor.“ '” 

Die nächsten Nummern der Zeitung waren voll von Stellungnahmen zum Wahlergeb- 
nis mit sechseinhalb Millionen nationalsozialistischer Wähler und einhundertsieben 
Reichstagsabgeordneten. Die Ursache wurde in der wirtschaftlichen Not mit ihrer Mas- 
senarbeitslosigkeit gesehen, die Gefahr für die Juden als groß erkannt. „Klarheit, Arbeit, 
Mut!“ lautete die Schlagzeile vom 19. September." Die nächste Ausgabe brachte einen 
langen Leitartikel unter der Schlagzeile „Wie überwindet das deutsche Volk den Natio- 
nalsozialismus?“ aus der Feder von Reichsminister a.D. Karl Severing, M. d. R. (Sozial- 
demokrat) mit dem Titel „Offensive gegen den Nationalsozialismus!“. Severing, führen- 
de Persönlichkeit der SPD in Preußen, schlägt vor: „(. . .) Die Abwehr muß aktiv, muß 
offensiv werden. 

(. ..) Dazu gehört freilich ein größerer Fleiß, eine größere Beweglichkeit und last but not 
least! - ein größerer Kampfesmut, als er bisher in den republikanischen Parteien wahr- 
zunehmen war. (.....) Diese Abwehr wird auch nicht vergeblich sein. Man kann nicht 
leugnen, daß unter den Millionen nationalsozialistischer Wähler sich Hunderttausende 
befinden, die ihr Ideal, einen freien, gerechten, sauberen Staat, suchen und um dieses 
Ideal - zum Teil in sich selbst - ringen und leiden. Diese Schichten zu gewinnen, ist 
zwar nicht leicht, aber auch durchaus nicht aussichtslos. (. . .) Im Kampf gegen die Lügen 
und Terrormittel der Nationalsozialisten werden diese Schichten wieder sehen lernen 
und sich saubereren Wahrheitssuchern anschließen, als es eine Gesellschaft von Aben- 
teurern und politisch Gestrauchelten sein kann.“ 

Anschließend an Severings Artikel folgte ein Beitrag von „Rochus Freiherr von Rheinba- 
ben, Führer der Front 1929“: „Schnelles Handeln tut not!“ „Politik ist nur zur Hälfte 
eine Sache des Gehirns“, stellte Rheinbaben fest, „zur guten anderen Hälfte eine Sache 
des Herzens und des Gefühls. Diese Erkenntnis hat die Republik ermangelt, infolge- 
dessen äußert sich heute die gefühlsmäßige Auflehnung doppelt gegen mechanische 
Staatsführung. Aus dieser Grunderkenntnis heraus ist eine anders geartete Führung der 
Republik notwendig. Die Kernfrage, das ist eine Binsenweisheit, ist das Arbeitslosen- 
problem. (.....) Was aber auch immer zu geschehen hat, das Wichtige ist: es muß sofort 
gehandelt werden. In einem waren die Nationalsozialisten allen Parteien überlegen. Sie 
haben in der ganzen Zeit zwischen den Wahlen gearbeitet, sich um ihre Anhänger 
gekümmert und neue geworben, während die anderen Parteien und ihre Anhänger zwi- 
schen den beiden Wahlen unsichtbar blieben. (. . .)“'” 

In einem Artikel „Lord Rothermere oder Jacques Malhe“ befaßte sich die Zeitung mit 
der Reaktion der ausländischen Presse auf den nationalsozialistischen Wahlsieg.'* Tho- 
mas Mann, literarische Glanzfigur der Weimarer Republik, hielt einen Vortrag „Appell 
an die Vernunft“, als Broschüre veröffentlicht. Die CVZ brachte daraus einen Auszug.” 
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4. Legaler Kampf um die Macht mit dem Wahlzettel 1931/1932 
4.1. Das Jahr 1931 


Hitlers Partei war um die Jahreswende 1930/31 bereits zu einer Riesen-Organisation 
angewachsen und mit ihren Gliederungen und Verbänden zu einem Staat im Staate 
geworden. Sie hatte den Weimarer Staat schon beträchtlich ausgehöhlt und bereitete 
nach dem Erdrutsch der Septemberwahlen 1930 den Generalangriff auf die entschei- 
denden Machtpositionen vor. Unter dem Vorzeichen der Rüstung zur Eroberung der 
Macht im Staate standen die Ereignisse der Jahre 1931 und 1932. 

In diesem Sinne veröffentlichte Hitler zum Jahresbeginn 1931 seinen Aufruf „An das 
erwachende Deutschland“: „Nationalsozialisten vorwärts! Ein neues Kampfjahr 
beginnt!“' Gleichzeitig stellte sich Röhm als neuer Stabschef vor: „Kameraden der $.A. 
Vom Vertrauen Adolf Hitlers berufen, übernehme ich ab 5. 1. 1931 den Dienst als Chef 
des Stabes. Ich bin mir bewußt, damit in entscheidender Stunde an entscheidende Stel- 
le gerufen zu sein. Großes ist erreicht und Größeres gilt es zu vollenden. Das Jahr 1931 
wird die Bewegung in weiterem, nicht mehr aufzuhaltenden Vormarsch sehen zum 
unausbleiblichen Erfolg, der Deutschlands Erfolg sein wird. Dem Tag des Sieges näher 
zu rücken, hängt nicht zuletzt von der SA ab. In geschlossener Front, bedingungsloser 
Treue und Hingabe wird sie ihren Weg gehen. Dieses Vertrauen habe ich zu Euch, 
Kameraden; eueres Vertrauens wert zu sein und das Vertrauen des Führers zu uns zu 
rechtfertigen, wird für mich Inhalt der Arbeit dieses Jahres sein. München, 1. Januar 
1931. Ernst Röhm.“ 

Der Vorgänger Röhms als Stabschef, Dr. Otto Wagener, übernahm zu Jahresbeginn die 
Leitung der neugegründeten wirtschaftspolitischen Abteilung. Gleichzeitig erfolgte auch 
die Gründung der NS-Betriebszellenorganisation unter Walter Schumann. Vorläufer 
waren die „NS-Wählerschaft bei der Knorrbremse“ und der NS-Arbeiterkampfbund“ in 
Berlin seit 1927/28. Der Gauorganisationsleiter von Berlin, Reinhard Muchow, schuf 
den Organisationsplan für die Betriebszellen. Dr. med. Hans Engel gründete die NS- 
Betriebszellenorganisation (NSBO) im Gau Berlin; sie breitete sich im Laufe des Jahres 
1931 über das ganze Reichsgebiet aus.’ 

Das NS-Jahrbuch 1932 berichtete über „Die N.S.D.A.P. Die Bewegung vom Oktober 
1930 bis September 1931“. 

Die Reichsparteileitung hatte im Januar 1931 als neuen Sitz das „Braune Haus“ in der 
Brienner Straße in München bezogen. Hitler hatte das ehemalige Barlow-Palais im Som- 
mer 1930 für eineinhalb Millionen Reichsmark „mit Hilfe einer außerordentlichen Par- 
teiumlage“ erworben und entsprechend umbauen lassen.‘ Welche Geldquellen ihm 
dafür sonst noch zur Verfügung gestanden hatten, blieb sein Geheimnis. Jedenfalls 
machte diese große Geldausgabe in den Reihen der Partei und vor allem der SA böses 
Blut und führte im Frühjahr 1931 zu der großen „SA-Meuterei“ in Berlin unter dem 
OSAF-Ost-Hauptmann a.D. Walter Stennes. „Entweder Ziegel für Ihr Braunes Haus in 
München oder Schuhsohlen für meine SA in Berlin“, hatte Stennes zu Hitler gesagt.’ 
Schon im Laufe des Jahres 1930 war es zu Auseinandersetzungen zwischen SA und poli- 
tischen Leitern in der Reichshauptstadt gekommen; sie hatten nur mit Mühe überbrückt 
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werden können. Es ging um eine finanzielle Entlastung der SA, die von den örtlichen 
politischen Leitern immer wieder sabotiert wurde, entgegen den Weisungen von Hitler 
und Goebbels. 
Der Berliner Gaugeschäftsführer Wilke ließ damals eine SA-Führertagung von einem 
SS-Mann bespitzeln. Obwohl die SS, jedenfalls nominell, der obersten SA-Führung 
unterstand, arbeitete sie mit der politischen Leitung zusammen, gegen die SA. Es war 
damals im August 1930, „aus internen, dienstlichen Gründen zu einer Meuterei der SA“ 
gekommen, „die so überraschend und intern stattfand, daß die Öffentlichkeit, ja selbst 
die Partei in anderen Reichsgebieten kaum etwas davon erfuhr und überhaupt nicht 
davon betroffen wurde.“° Die Unruhe in der Berliner SA hing auch mit dem Rücktritt 
Pfeffers zum 1. September 1930 von der Obersten SA-Führung zusammen. Der Grund 
dafür war die Schlechterstellung der SA gegenüber der politischen Leitung. Pfeffer hatte 
seine Forderung nach einer größeren Zahl von Reichstagsmandaten für SA-Führer bei 
Hitler nicht durchsetzen können.’ 

Die Berliner Krise um Stennes spitzte sich zu, nachdem Ernst Röhm auf Wunsch Hit- 
lers am 5. 1. 1931 die Führung der SA übernommen hatte.’ Wie sehr es in der SA all- 
gemein kriselte, ging auch aus folgender „Anordnung“ des neuen Stabschefs München 
vom 2. März 1931 eindeutig hervor: „Folgende Stürme werden mit sofortiger Wirkung 
aufgelöst: Sturm 1, 14, Reservesturm, Sturm der SS, alle in Kassel. Grund: Es besteht 
der dringende Verdacht, daß mehrere SA- und SS-Männer gegen den Befehl des Ober- 
sten SA-Führers Adolf Hitler gehandelt haben. Sämtliche Schuldigen sind augenblick- 
lich aus der Partei auszuschließen. Der Chef des Stabes, gez. Röhm. Von allen Par- 
teiblättern nachzudrucken.“ 

Auch Richard Scheringer, einer der drei Reichswehroffiziere, die wegen nationalsoziali- 
stischer Betätigung in Ulm vor Gericht gestanden hatten, bereitete der NSDAP eine Ent- 
täuschung. Noch im gleichen Jahr wandte er sich der Gegenseite zu, den Kommunisten. 
Die „Neue Zeitung“ vom 14. April 1931 brachte einen Artikel: „Scheringer an die Sche- 
ringer-SA, Ulm. Schluß mit Hitler! Vorwärts mit der KPD!“ Scheringer hatte einen Brief 
an die SA-Staffel in Ulm, die auf Anordnung Hitlers seinen Namen trug, gerichtet, der 
den Mitgliedern der Einheit „unterschlagen“ wurde. Die NZ veröffentlichte den Text 
des Briefes, demgemäß Scheringer sich von der NSDAP ab- und der KPD zugewandt 
hatte.’ 

Mit ihrem meteorhaften Aufstieg zu einer staatsbedrohenden Massenbewegung wurde 
Hitlers Partei ein sorgfältig überwachtes Beobachtungsobjekt der politischen Polizei. Sie 
verzeichnete besonders die Absplitterungsgruppen: in Mannheim wurde 1924 eine 
„Unabhängige NSDAP“ gegründet, aber bald wieder aufgelöst. Im Dezember 1926 
gründete Heinz Hauenstein eine Gruppe als Erwerbslosenbewegung in Berlin und ver- 
legte sie dann in seine Heimatstadt Dresden. Die Abspaltung Otto Straßers wie beson- 
ders auch von Stennes wurde sorgfältig registriert." Die Polizeidirektion München ver- 
zeichnete auch aufmerksam das Auftauchen eines nationalsozialistischen Nachrichten- 
dienstes im Frühjahr 1931." 


6 Hitlers Verrat an der SA. Die Wahrheit über die Stennes-Aktion, hrsg. von der „Unabhängigen Nationalsozialistischen 
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Für die zunehmende Mobilisierung der Massen durch die Bewegung ist auch folgender 
Tagebucheintrag Goebbels’ vom 21. 2. 1931 charakteristisch: „Nach Hamburg. Auf dem 
Bahnsteig riesige Menschenmassen. Auf den Schultern der S.A.-Männer ins Auto getra- 
gen. Hunderte laufen hinter dem Wagen her. Vor 12.000 geredet. In drangvoller Enge. 
Fabelhafte Begeisterung. (. . .) Bei der Abfahrt stürmische Ovationen. So sind früher die 
Könige nicht gefeiert worden.“ Für seine eigene Stellung ist der Vermerk bezeichnend: 
„Göring ist Morphinist. Weißauer haßt Göring. Er schwört nur auf mich und will, daß 
ich mehr die Führung an mich reiße. Aber das ist ja heute schon in beängstigendem 
Maße der Fall.“ 

Auf einer Fahrt von Berlin nach München hoffte Goebbels Scheringer zu gewinnen. In 
München besuchte er Gregor Straßer, der infolge eines Unfalls im Krankenhaus lag. 
„Hat einen fabelhaften Humor. Ich bin sehr nett zu ihm.“ Goebbels führte Gespräche 
mit Epp und Paul Schulz. „Chef: sein ganzes Denken: Das Parteiheim. Jetzt in dieser 
Zeit. Gefällt mir nicht. (...) Das verdammte Parteiheim! Handeln, nicht zuschauen und 
beobachten. Und im Kaffee sitzen (!). Armer Hitler! Er muß heraus aus dem Münchner 
Milieu. Amann gibt mir einen dicken Honorarvorschuß und ist auch sonst sehr nett. 
Heimfahrt mit Scheringer. Er gefällt mir immer besser.“'” Zu Goebbels’ Enttäuschung 
trat Scheringer im März 1931 zur KPD über. 

Der Berliner Gauleiter war auch scharfer Gegner des Wirtschaftsprogramms von Hierl 
und Wagener. „Von Sozialismus keine Spur. (. . .) Armer Sozialismus! Aber ich werde 
nicht nachlassen. (. . .) Hitler hat über die Stimmung der Massen keine Spur.“ '' Bei einer 
Kundgebung in Königsberg wurde Goebbels das Reden verboten. „Auwi redet und Hey- 
derich (richtig: Heydrich)“." 

Am 25. März in München Gespräch mit Röhm, der entschlossen ist, Stennes abzuset- 
zen, Hitler war dagegen. „Wir haben Mühe, Röhm herüberzukriegen. (... .) Hitler zu mir 
fabelhaft. Er allein ist dort unten klug und klar. Die $.A. macht mir schwere Sorgen. 
(.....) Mit Hitler den ganzen Tag die Lage besprochen. (. . .) Nachmittags im Cafe. Chef 
als Bürger. Schrecklich, ihn unter diesen Banausen kannegießern zu sehen. (... .) Mein 
Büro in München sehr schön. Das Braune Haus wird wirklich ein Kunstwerk. Wäre es 
unsere Münchner Politik nur. Berlin ist für München einmal Schicksal.“ * 

Goebbels verzeichnete ausführlich in seinem Tagebuch Eintragungen vom 2. bis 19. 
April - den „Kladderadatsch“, der ihm und Hitler schwer zu schaffen machte. „Dann 
Schulz, der Femerichter, neuer SA-Führer Ost. Er ist der Mann, der die Berliner Revol- 
te auch psychologisch zu verstehen versucht. (...) München hat so viele Fehler gemacht, 
und wir in Berlin müssen es jetzt büßen. Schulz erkennt das alles. Er ist sehr vernünf- 
tig, schätzt Stennes’ Anhang auf 35 Prozent der Berliner S.A. Aber das ist wohl zu grau 
gesehen. Schulz will politisch handeln. (. ..) Auch ich habe Fehler die Menge gemacht. 
Ich war zu vertrauensselig, ich glaubte zu stark an den Menschen. (... .)” Am 17. April 
fand ein Generalappell der S.A. Berlin im Sportpalast statt. 4000 Mann mit SS angetre- 
ten. Schulz übergibt mir die hitlertreue S.A. Ich rede. Viele weinen. Es ist eine große 
Stunde. Stennes hat ausgespielt. Vorbeimarsch mit klingendem Spiel. $.A. Berlin steht. 
Die Fahnen leuchten, die Standarten stehen. Ich bin maßlos glücklich. Jetzt soll kein 
Teufel mir diese Jungens mehr nehmen.“ 
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Stennes hatte in der Parteileitung in München Gegner, wie Göring feststellte, die stän- 
dig auch auf Hitler einwirkten. Goebbels und sein Gaugeschäftsführer Wilke waren 
Stennes feindlich gesinnt. „Man scheute sich nicht, offen zu erklären, daß die politische 
Leitung sich nunmehr mit der SS verbunden habe, um die SA zu bespitzeln und zu ver- 
hetzen! Den von Hitler anbefohlenen neuen Befehlen bezüglich der finanziellen Rege- 
lungen zwischen Partei und SA kamen die politischen Führer einfach nicht nach“, heißt 
es weiter in der Darstellung „Hitlers Verrat an der SA“. 

„Kurze Zeit darauf“ [im Herbst 1930] „bot Hitler dem Hauptmann Stennes den Posten 
eines Innenministers in Braunschweig an.“ Er versuchte auch in diesem Falle, wie bei 
Otto Straßer, den unbequemen Mitarbeiter an die Igoldene Kette“ zu legen. Stennes 
erklärte darauf, „nur, wenn ihm auch in Braunschweig der Befehlsbereich des OSAF-Ost 
weiterhin unterstellt bleibe, würde er den angebotenen Ministerposten annehmen“. Das 
lehnte Hitler ab, denn man wollte ja „den OSAF-Ost in bezug auf die SA-Führung kalt- 
stellen“.'” Im Dezember 1930 hatte Stennes bereits seinen Abschied eingereicht, Hitler 
hatte aber kategorisch abgelehnt und ihn abermals seines uneingeschränkten Vertrauens 
versichert. 

Stennes hatte bereits über Oberst Max Bauer, der zu Tschiang Kai-schek nach China 
gegangen war, die Fühler dorthin ausgestreckt und die Zusage sofortiger Aufnahme 
erhalten. Er ließ sich jedoch von Hitler zurückhalten, ferner auch aus persönlichen 
Gründen, weil sein Schwiegervater die Einwilligung zur Auswanderung seiner Tochter 
f nicht geben wollte.” Hitler soll im September 1930 nach einer der Versöhnungsaus- 
sprachen sich zur SS begeben und gesagt haben: „Ich bin eben nach Canossa gegangen, 
aber wehe dem Sieger!“”" Die Entscheidung über Gehen oder Bleiben fiel für Stennes 
von seiten des neuen Stabschefs der SA, Ernst Röhm. Ihm war der OSAF-Ost ein unbe- 
quemer Untergebener. Bei der Neuorganisation der SA wurden die fünf OSAF-Stell- 
vertretergebiete aufgehoben. Röhm bot ihm die Stelle eines Chefs des Operationsstabes 
in München an, ab 1. April 1931. 

Hitler befahl ihn und seine Oberführer zu sich nach Weimar. Stennes telegrafierte dar- 
auf an Hitler: „Besteht Röhms Absetzungsverfügung zu Recht, bzw. wird sie von 
Ihnen aufrechterhalten?“ Das Antworttelegramm Hitlers lautete: „Sie haben keine 
Fragen zu stellen, sondern dienstlichen Befehl erhalten, sich sofort mit den angegebe- 
nen Führern in Weimar zu melden.“ Dazu schrieb Stennes aus der Rückschau dem 
Verfasser: „Am 1. April 1931 kam es auf Grund meiner Versetzung in den Stab von 
Röhm nach München als Chef der Operationsabteilung zu einer zweiten Rebellion, 
die den ganzen OSAF-Ost-Bereich ergriff und der Öffentlichkeit nicht verborgen 
blieb. Beide Aktionen erfolgten spontan ohne jede äußere Beeinflussung.“ Von einer 
„Stennes-Meuterei* könne also nicht die Rede sein, weder im Jahre 1930 noch im 
Jahre 1931. 

Stennes ließ sich eine so demütigende Behandlung von Hitler nicht gefallen, auch woll- 
te er nicht unter Röhms Aufsicht „dienen“. In der parteiamtlichen Darstellung heißt es 
lakonisch: „OSAF-Stellvertreter Ost Stennes, dem die ostelbische SA untersteht, lehnt 
sich in Berlin gegen seine Absetzung durch Röhm und Hitlers legalen Kurs auf; diese 


19 Hitlers Verrat an der SA. 

20 Als Hitler nach Canossa ging, S. 119. 

21 Ebd., S. 115. Sonst nirgends belegt. 
Goebbels notierte ein langes Gespräch mit Röhm und Stennes am 22. Januar: „Über die leidige $.S.-Frage. Ich muß da 
Stennes beipflichten: Entweder arbeitet die S.S. mit der S.A. zusammen und ist in der Tat Elitetruppe, auch in den Füh- 
rern, oder sie hat keinerlei Existenzberechtigung. Röhm läßt sich auch halberlei bekehren.“ GTB, Bd. II, $. 554. 

22 Hitlers Verrat an der SA. 

23 Brief vom 10. 7. 1969. 


224 


Rebellion bricht schon nach wenigen Tagen völlig zusammen; nur wenige SA-Führer 
und -Männer folgen Stennes. Der Führer beauftragt Goebbels mit der Säuberung der 
Partei. Bis zum 12. April verlangt der Führer von allen SA-Führern der neuen SA-Grup- 
pe Ost eine Treueerklärung.“ „Stennes-Putsch (. . .); in Anerkennung der Verdienste der 
SS (unter Daluege) um die Wiederherstellung der Ordnung und Disziplin in Berlin 
schreibt der Führer: ‚SS-Mann, Deine Ehre heißt Treue!‘** 

Stennes führte den Kampf gegen Hitler weiter „auf eigene Faust“, „und wurde von kei- 
ner Seite genügend unterstützt“, teilte er im Brief vom 10. 7. 1969 mit. „Im Gegenteil, 
die Reichswehr lehnte entgegen ihrer ersten Zusage jede finanzielle Unterstützung ab, 
half also Hitler und beschleunigte den Zusammenbruch der Revolte.“ Auch Persönlich- 
keiten wie Heinrichsbauer, „der meiner Ansicht nach den Reptilienfonds der Großin- 
dustrie verwaltete und verteilte“, begünstigten Hitler,” indem sie Stennes nicht unter- 
stützten. 

Stennes hatte offensichtlich mit einer Unterstützung von der Reichswehrleitung für die 
Abspaltung von der SA gerechnet, vermutlich aufgrund geheimer Zusagen vielleicht von 
der „grauen Eminenz“ General Schleicher, noch in Nachwirkung des Ulmer Reichs- 
wehrprozesses. Doch konnte das Sprachrohr Hitlers bereits am 17. Januar 1931 folgen- 
den Artikel bringen: „Schleichers Rückzug“. Erlaß des Reichswehrministers vom 16. Juli 
1929: „Die Reichsregierung wird die Frage, ob die N.S.D.A.P. als verfassungsfeindlich 
anzusehen ist, erst nach der Durchführung mehrerer beim Reichsgericht in dieser Frage 
schwebenden Prozesse endgültige Entscheidung treffen. Bis zu diesem Zeitpunkt sind 
Arbeitnehmer, die der N.S.D.A.P. angehören, wegen ihrer Zugehörigkeit zu dieser Par- 
tei nicht mehr aus Wehrmachtbetrieben zu entlassen.“ * 

Es ist durchaus möglich, daß Ernst Röhm im Zusammenhang mit seinem Amtsantritt 
als Stabschef der SA seine alten Beziehungen zu einflußreichen Offizieren der Reichs- 
wehr, der er ja selbst bis Ende 1923 angehört hatte, für den Modus vivendi zwischen 
Reichswehr und SA hatte spielen lassen. Stennes hatte aus seiner Zeit als Polizeihaupt- 
mann Kontakte auch zu führenden Sozialdemokraten wie Severing und zu Staatsse- 
kretär Abegg. Aus einem Gespräch zwischen dem Reichswehrminister General Gröner 
und Staatssekretär Abegg Ende 1931 ging hervor, daß der letztgenannte Stennes nach 
seinem Abfall von Hitler wohl hatte unterstützen wollen, ihm aber keine Mittel dafür 
zur Verfügung gestanden hatten. 

Gröner hatte ihm dagegen erklärt, es sei falsch, Stennes zu unterstützen, weil er gegen 
Hitler arbeite. Abegg war konsterniert. Darauf Gröner: „Hitler ist ein Mann der Lega- 
lität, der geschworen hat, daß er die Verfassung achten wird. Man muß ihn stützen, 
gegen die anderen, die alles wilde Kerle sind. (. . .)“ Gröner ließ auch durchblicken, daß 
Reichskanzler Brüning derselben Meinung sei. Das Gespräch Gröner „Abegg, von Kon- 
rad Heiden in seiner Hitlerbiographie gebracht, wurde in seiner Richtigkeit von Stennes 
bestätigt. Abegg hat es Stennes gegenüber 1932 bestätigt.” 

Stennes gründete nach seinem Ausschluß aus der Partei eine „Kampfgemeinschaft revo- 
lutionärer Nationalsozialisten“. Doch war sein Kampf gegen Hitler ebenso aussichtslos 
wie jener Otto Straßers mit der „Schwarzen Front“. Im Jahre 1933 entging er der Rache 
der SS nur durch die Hilfe Görings. Er verließ Deutschland, ging nach China zu Tschi- 
ang Kai-schek und kehrte erst im Jahre 1949 in seine Heimat zurück.” 


24 Volz, Daten, $. 34, 124. 

25 Brief v. 10. 7. 1969. 

26 VB, Bayernausgabe, Nr. 17 v. 17.1. 1931, $ 1. 
27 Mündliche Mitteilung Stennes 1980 

28 Mündliche Mitteilung Stennes. 
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War die Auseinandersetzung zwischen Hitler und Otto Straßer nach der ideologischen 
Seite symptomatisch, so trat in jener zwischen Hitler und Stennes der alte Gegensatz 
zwischen SA und politischer Leitung zutage. Sie fiel um die Wende 1930/31 auch mit 
dem Konflikt Hitlers mit dem obersten SA-Führer Pfeffer zusammen. Die Offiziere der 
ehemaligen königlich preußischen Armee, Pfeffer und Stennes, nach dem Krieg erfolg- 
reiche Freikorpsführer, waren nicht gewillt, sich dem ehemaligen Gefreiten unterzuord- 
'nen und nach seiner Pfeife zu tanzen. Menschliche Gegensätze spielten keine geringe 


Rolle. 


Es gehört zu den unverständlichen Vorgängen in der deutschen Geschichte der Zwi- 


schenkriegszeit, daß ein Mann wie der Hauptmann Ernst Röhm im Jahre 1925 im Streit 
mit Hitler seine Dienste in SA und Partei quittierte und dann nach Südamerika als 
Instruktionsoffizier ging. Im Herbst 1930 aber folgte er dem Rufe Hitlers, ließ sich von 
der bolivianischen Armee im Range eines Oberstleutnants beurlauben und übernahm 
in Nachfolge Pfeffers die Führung der SA als „Stabschef“, nicht als „OSAF“. Hitler hatte 
die oberste Führung der SA nach Pfeffers Rücktritt am 1. 9. 1930 übernommen und als 
seinen provisorischen Stabschef den Hauptmann a.D. Otto Wagener eingesetzt. Röhm 
wurde also nicht Nachfolger Pfeffers als oberster SA-Führer, sondern Wageners als Stabs- 


chef unter Hitler. 


Im NS-Jahrbuch 1932 erscheint daher Adolf Hitler als „l. Partei- und Oberster SA- 
Führer (Vorsitzender des NSAV e. V.)“, jetzt mit zwei Adjutanten: Rudolf Heß und 
Wilhelm Brückner. Die Machtkonzentration in Hitlers Hand hatte einen gewaltigen 
# Sprung nach vorwärts gemacht. Röhms erste Amtshandlung als „Stabschef“ lag durch- 
aus im Sinne Hitlers: Er hob die fünf OSAF-Stellvertreter-Stellen auf und schuf eine 
neue Gliederung der SA: Schar, Trupp, Sturm, Sturmbann, Standarte, Untergruppe 
(= Gausturm, bei der SS: Abschnitt), Gruppe. Die SS blieb auch dem Stabschef der 
SA unterstellt. Ebenso die Hitlerjugendführung; sie wurde von Plauen im Mai 1931 
nach München verlegt. Der Stabschef der SA wurde auch Vorsitzender des Turn- und 


Sport-Ausschusses. 


Weiter gehörten der Reichsleitung an: 


Reichsschatzmeister: 
Schriftführer: 

Leitung Reichsgeschäftsstelle: 
Als Amtsleiter: 


Reichsorganisationsleiter II: 
Reichspropagandaleiter II: 
Leiter der Rechtsabteilung: 
Stellvertreter: 

Leiter des Personalamtes: 
Verlagsdirektor 

des Zentralpartei-Verlages: 


F.X. Schwarz, Stadtrat in München; 

Karl Fiehler, Stadtrat in München; 

Philipp Bouhler; 

der Vorsitzende des Finanzausschusses 

F. X. Schwarz; 

der Vorsitzende des Organisationsausschusses, 
Reichsorganisationsleiter I Gregor Straßer, MdR, 
und sein Stellvertreter Paul Schulz; 
Konstantin Hierl, MdR; 

Fritz Reinhardt; 

Dr. Hans Frank II, MdR; 

Dr. Fischer; 

Wilhelm Loeper, MdR; 


Max Amann, Stadtrat. 


„Die Amtsleiter bilden mit dem Vorstand des NSDAV e. V. die Reichsleitung der 
N.S.D.A.P. Der Vorsitzende des Vereins ist der gesetzliche Vertreter des Vereins. Für alle 
finanziellen Angelegenheiten besitzt der Reichsschatzmeister notariell beglaubigte Voll- 
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macht. Zeichnungsberechtigt für die Reichsleitung sind nur die Amtsleiter bzw. deren 
Stellvertreter im Rahmen ihres Amtsbereichs.“ 
Abteilungsleiter: dem Reichsorganisationsleiter I unterstellt: 

Leiter der Auslandsabteilung: Dr. Hans Nieland, MdR; 

Leiter der Reichsbetriebszellenabteilung: Walter Schumann, MdR; 

Leiter der Pressestelle: Dr. Otto Dietrich; 

dem Organisationsleiter II unterstellt: 

Leiter der wirtschaftspolitischen Abteilung: Dr. Otto Wagener; 

Leiter der agrarpolitischen Abteilung: Walter Darre; 

Leiter der Abteilung für Rasse und Kultur: Hans Konopath; 

dem Reichsschatzmeister unterstellt: 

Leiter der NS-Hilfskasse (SA-Versicherung): Martin Bormann; 

Reichszeugmeister: Richard Büchner. 

Sachbearbeiter bei der Reichsleitung: 

dem Reichsorganisationsleiter I unterstellt: 

für Beamtenfragen: Jakob Sprenger, MdR; 

für Kommunalfragen: Karl Fiehler, Stadtrat in München, und Rudolf Buttmann, MdL; 

für Kriegsbeschädigtenfragen: Hans Oberlindober, MdR; 

für Frauenfragen: Elsbeth Zander, Berlin. 
Ferner sind für folgende Arbeitsgebiete bei der Reichstagsfraktion Sachbearbeiter aufge- 
stellt, die bei Anfrage, Materialbearbeitung und notwendiger direkter Fühlungnahme in 
Frage kommen: 

Jugendfragen: Walter Buch 

Arbeiter- und Sozialpolitische Fragen: Dreher 

Arbeitsdienstfragen: Forster 

Rechtsfragen: Dr. Hans Frank II 

Wehrfragen: Franz von Epp und Konstantin Hierl 

Kriegsbeschädigte: Oberlindober 

Offiziersversorgung: Loeper 

Kulturfragen: Schemm 

Beamtenfragen: Sprenger 

Landwirtschaft: Willikens 

Etat und Steuern: Reinhardt und Rupp 

Verfassungsfragen: Dr. Fabricius 

Luftfahrt: Göring 

Besetzte Gebiete: Bürckel (Pfalz) und Schmeer (Rheinland) 

Bayer. Ostfragen: Maierhofer 

Kommunalfragen: Dr. Loepelmann, Schaller, Bürger, Karwane 

Freie Berufe: Dr. Meyer 

Außenpolitik: Alfred Rosenberg 

NS-Notwehr (Gefangenenhilfe). Heines, Himmler 

Arbeitsrecht: Karpenstein 

Zechen: Dr. Meyer 

Auslandsdeutschtum: Dr. Nieland 

Ostfragen: Kasche, Koch, Hellmuth Brückner 

Pressefragen: Wiegand und Hinkel 

Saarfragen: Dr. Ley 

Liquidation und Entschädigung: Florian 

Handwerk, Handel, Gewerbe, Industrie: Katzmann, Mutschmann, Fillusch, Lenk. 
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Es folgen die Angaben über die Gliederung der nationalsozialistischen Bewegung in 
Deutsch-Österreich und in den Sudetenländern. Ein eigener Abschnitt ist der NS-Pres- 
se im Reichsgebiet und in Deutsch-Österreich gewidmet. Dann folgen Angaben über 
„Die SA (Sturmabteilung) der N.S.D.A.P.“: 

„Oberster Partei- und $.A.-Führer: Adolf Hitler 


Oberste S.A.-Führung: München, „Braunes Haus“, Brienner Straße 45 
Chef des Stabes: Ernst Röhm 
Dem Chef des Stabes sind unmittelbar unterstellt: 
SS: Reichsführer Heinrich Himmler, N.S.K.K. 
Stellv. Korpsführer Adolf Hühnlein 
Hitlerjugend: Reichsführer Kurt Gruber, 
General-Inspektor von Ulrich 
Reichsarzt: Exzellenz Dr. Hocheisen 
Reichsführerschule: Führer: Kurt Kühme. 


Die S.A. ist laut Jahrbuch gegliedert in zehn Gruppen (einschließlich Deutsch-Öster- 
reich) und zwei Untergruppen: Groß-Berlin und München-Oberbayern. Der neue Stabs- 
chef Ernst Röhm schrieb im Jahrbuch: „Gewöhnlich versteht man unter ‚Abteilung‘ 
einen Verband, den man mit der Kommandostimme erfassen und lenken kann. Jene 
Zeit, wo das für die $.A. noch zutraf, gehört längst der Vergangenheit an. Denn heute 
steht im deutschen Reichsgebiet und in Österreich nicht mehr eine Sturm-Abteilung, 
sondern eine braune Sturm-Armee, die schon längst die Kopfstärke unseres Reichshee- 
res übertroffen hat. Allein seit den Septemberwahlen des letzten Jahres - in zehn Mona- 
ten - ist die $.A. um mehr als das Doppelte gewachsen. (. . .) Über 2000 Stürme stehen 
heute in Deutschland und Österreich. 100 Motorstürme, 50 Musik- und 200 Spiel- 
mannszüge gehören dazu. In 120 Standarten sind diese Formationen zusammengefaßt 
und diese wiederum in zehn Gruppen und zwei selbständige Untergruppen gegliedert. 
(. . .) Eine spätere Geschichtsschreibung wird nüchtern feststellen, daß die S.A. jene 
Abteilung der N.S.D.A.P. war, die im Sturm Deutschland erobert hat.“ ” 

Es gab bereits zusätzlich zur Reichszeugmeisterei München fünf weitere Zeugmeisterei- 
en im Reich und eine in Österreich. Auch die „Hilfskasse der Nationalsozialistischen 
Deutschen Arbeiterpartei“ unter Leitung von Martin Bormann war mit vier Abteilun- 
gen ausgebaut. Die „Hitlerjugend-Bewegung e. V.“ hatte ebenfalls einen gewaltigen Auf- 
schwung zu verzeichnen, im Reich und in Österreich. 

Das Jahrbuch führte „Die Nationalsozialisten in den Parlamenten“ auf, im Reichstag 
und in den Landtagen auch Österreichs. Es gab ferner einen „Nationalsozialistischen 
Lehrerbund“ mit vielen Zweigstellen i im Reich, einen „Nationalsozialistischen Deut- 
schen Ärztebund e. V.“, einen „Bund nationalsozialistischer deutscher Juristen“ und 
einen „Nationalsozialistischen Deutschen Studentenbund“. Insgesamt war die Partei 
gegliedert in 37 Gaue einschließlich Danzig und Saargebiet im Reich und sechs in 
Deutsch-Österreich. 

Walter Buch, Vorsitzender der USchlA, schrieb darüber: Die Untersuchungs- und 
Schlichtungsausschüsse „haben den Zweck und die Aufgabe, die gemeinsame Ehre der 
Partei und die des einzelnen Mitgliedes zu wahren sowie nötigenfalls Meinungsver- 
schiedenheiten einzelner Mitglieder auf gütlichem Wege auszugleichen“. Sie seien also 
Parteigerichte, denen vor allem die Wahrung der Ehre und der Gesamtheit wie des ein- 
zelnen obliegt. Darüber hinaus sollen sie bei Streitigkeiten zwischen Parteigenossen 
Recht finden.” 


29 NS- ern 1932, S. 157 £. 
30 Ebd., 


228 


Buttmann lieferte einen Beitrag über „Nationalsozialismus und Kirche“. Darin befaßte 
er sich mit dem seit 1930 bestehenden Konflikt des NS mit der römisch-katholischen 
Kirche, ideologisch ausgelöst durch Rosenbergs Werk „Der Mythus des 20. Jahrhun- 
derts“. 

Mehr als bisher war die Entwicklung der Bewegung jetzt mit dem politischen Tagesge- 
schehen verknüpft. Ein nationalsozialistisches Mißtrauensvotum im Reichstag gegen die 
Regierung wurde abgelehnt, ebenso ein Antrag auf Reichstagsauflösung, gestellt in der 
berechtigten Hoffnung auf weiteren großen Stimmenzuwachs. Der Reichstag beschloß 
eine neue Geschäftsordnung ohne Beteiligung der Nationalsozialisten, Kommunisten 
und Deutschnationalen und eine Änderung des Pressegesetzes, um wirksamere Mittel 
zur Bekämpfung der Opposition zu haben. Die Immunität zahlreicher NS-Abgeordne- 
ter wurde ebenfalls aufgehoben. 

Am 10. Februar 1931 verließ die NS-Fraktion das Parlament. 41 Abgeordnete der 
Deutschnationalen und vier Landvolkabgeordnete folgten dem Beispiel. Der Auszug 
der „nationalen Opposition“ zwang die Sozialdemokraten zur Tolerierung der Regie- 
rung Brüning und ihrer im Volk verhaßten Notverordnungspolitik. Der Einsatz der 107 
Abgeordneten als Versammlungsredner steigerte gleichzeitig die NS-Propaganda. Der 
Reichstag vertagte sich am 26. März bis zum 13. Oktober. Am 28. März erließ die Regie- 
rung Brüning eine Notverordnung zur Bekämpfung politischer Ausschreitungen (Ver- 
sammlungs- und Uniformverbote, polizeiliche Zensur, Aufhebung der Grundrechte, 
Zeitungs- und Zeitschriftenverbote). Hitler befahl am 30. März seinen Anhängern gewis- 
senhafte Befolgung dieser Notverordnung bei Strafe des Ausschlusses aus der Partei. Die 
dramatische Entwicklung fand eine weitere Steigerung durch den Sturz des nationalso- 
zialistischen Innenministers in Thüringen, Dr. Frick, und des Staatsrates Marschler am 
1. April. 

Dieser 1. April hatte es „in sich“. Hitler kam es darauf an, jetzt, im Endkampf um die 
Macht, die Legalität seiner Bewegung zu beweisen und den Gegnern, d. h. dem Staat 
und seinen Machtträgern, jede Möglichkeit gewaltsamen Vorgehens gegen seine Partei 
zu nehmen. So erließ er am 30. März 1931, in seinem Sprachrohr „Völkischer Beob- 
achter“ am 1. April veröffentlicht, folgende „Anordnung: 

„Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei wird durch Klage beim Staatsge- 
richtshof Richtern Gelegenheit geben, die rechtliche Unhaltbarkeit und Unzulässigkeit 
der Notverordnung festzustellen. Bis zur Wiederaufhebung der Notverordnung im 
Rechtsverfahren gelten im Interesse der Gesamtbewegung folgende Vorläufige Anord- 
nungen der Reichsleitung zur Notverordnung des Reichspräsidenten vom 28. März 
1931: 

Der gesamte Parteiapparat wird entsprechend den Vorschriften der Notverordnung ab 
sofort darauf eingestellt, jeder Verletzung dieser Vorschriften mit allen Kräften vorzu- 
beugen, ja sogar die Möglichkeit einer solchen Verletzung tunlichst zu beseitigen. Jeder 
Parteifunktionär hat sich sogleich mit dem genauen Wortlaut der Notverordnung ver- 
traut zu machen. Der Text der Notverordnung ist in der Parteidienststelle leicht einseh- 
bar aufzubewahren. 

Jeder Parteigenosse wird ohne Rücksicht auf seine Parteistellung sofort aus der Partei 
ausgeschlossen, der es sich beikommen lassen sollte, entweder bewußt gegen die Bestim- 
mungen der Notverordnungen zu verstoßen oder solche allenfalsigen Verstöße zu dul- 
den bzw. zu billigen. 

Vor jeder Versammlung (öffentlich unter freiem Himmel, öffentlich in geschlossenem 
Raum, geschlossen als Mitglieder- oder Funktionärs-Versammlung) ist der zuständigen 
Polizeibehörde unter Angabe des Ortes, der Zeit, des Verhandlungsgegenstandes, des 
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Redners spätestens 24 Stunden vor Beginn der Veranstaltung eine Anmeldung (nach 
Formular I) zuzuleiten. 

Der für die Veranstaltung der Versammlung verantwortliche Parteifunktionär hat mit der 
Anmeldung eine schriftliche Bestätigung des Redners vorzulegen, in der der Redner 
anerkennt, daß er darauf hingewiesen wurde, seine Ausführungen im Rahmen der Not- 
verordnung zu halten und daß er dies auch erfüllen werde (Formular II). Dabei hat der 
anmeldende Veranstalter bzw. der Versammlungsleiter zu erklären, daß er für die Ein- 
haltung dieses Rahmens persönlich sorgen werde (Formular III). 

Bezüglich Lastfahrten, Flugblättern, Plakaten usw. ist die Anmeldepflicht gleichfalls 
genauestens einzuhalten. 

In jedem Falle eines Verbotes ist die zuständige höhere Parteidienststelle auf dem 
raschest-tunlichen Wege genauest zu verständigen. In jedem Einzelfalle eines Verbotes 
ist im Einvernehmen mit dem zuständigen Gauleiter Beschwerde einzulegen. 

Weitere Bestimmungen bleiben vorbehalten. Die erwähnten Formulare werden in den 
nächsten Tagen den Parteidienststellen zugehen. 

München, den 30. März 1931. Adolf Hitler. 

Der Aufruf und die Anordnungen sind von der gesamten Parteipresse nachzudrucken.“ 
Diese Anordnung Hitlers ist noch von einem eigenen Aufruf an die „Nationalsoziali- 
sten! Parteigenossen!“ begleitet, mit der Aufforderung, „unser Ziel auf verfassungsmäßi- 
gem Wege zu erreichen“. 

Eben an diesem 1. April erfolgte auch die Auflehnung des OSAF-Ost-Hauptmanns 
Stennes gegen die oberste Parteiführung. Dazu brachte der „Völkische Beobachter“ 
„Adolf Hitlers Abrechnung mit den Rebellen“ in einer zweiseitigen Darstellung;” darin 
heißt es unter anderem: „Parteigenossen! Ich erinnere Euch daran, damit auch Ihr Euch 
erinnert, daß ich nicht der Syndikus der nationalsozialistischen Bewegung bin, sondern 
ihr Gründer und ihr Führer. Der Herr Polizeihauptmann a.D. Stennes hat gegen mei- 
nen legalen Kurs die $.A. aufzuhetzen versucht. Er hat dies in einer Zeit getan, in der 
dank meiner politischen Führung durch die nationalsozialistische Partei überhaupt zum 
ersten Mal die Hoffnung auf eine deutsche Zukunft entstanden ist. (. . .) Ich habe lange 
genug zugesehen, werde aber jetzt mit dem Gewicht der Halben-Millionen-Partei gegen 
den Offiziersmeuterer-Klüngel rücksichtslos vorgehen. Ich weiß, daß durch acht Millio- 
nen Menschen ein Aufatmen geht, wenn diesen Zerstörern der letzten deutschen 
Zukunftshoffnung das schmutzige Handwerk gelegt wird.“ 

In der gleichen Nummer erging von Hitler noch folgender Aufruf: 


„Nationalsozialisten! 

Parteigenossen und S.A.-Männer! 

Im Wirkungsbereich der S.A.-Gruppe Ost wurde ein Komplott geschmiedet, dessen 
Ausbruch zu einer schweren, ja vielleicht endgültigen Katastrophe für die ganze natio- 
nale Bewegung Deutschlands werden konnte. 

Angesichts der Notverordnung war ich gezwungen, sofort zu handeln. Die Verschwörer, 
fast durchgehends mehr oder weniger von Hauptmann Stennes abhängige oder durch 
ihn beeinflußte Führer, sahen sich in ihren Vorbereitungen plötzlich gestört und ver- 
sagten deshalb erteilten Befehlen den Gehorsam. 

Ich habe mich nunmehr entschlossen, diesen Anlaß zu nehmen, um im Anschluß daran 
eine gründliche Säuberung der Partei von allen unzuverlässigen Elementen durchzu- 


führen. 


31 VB, Nr. 91 v. 1. April 1931, S. 1. 
32 VB, Nr. 94 v. 4. April 1931, $. 1 f. 
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Ein Teil der meuternden Führer versucht noch immer Teile der S.A., die in Unkenntnis 
ihrer wirklichen Absichten sind, anzustecken. 

Es ist die Pflicht aller politischen und aller S.A.-Führer sowie jedes einzelnen Parteimit- 
gliedes und jedes $.A.-Mannes, diesen Versuchen den rückhaltlosesten Widerstand ent- 
gegenzusetzen. 

Duldet nicht, daß die Meuterer ihr Vorhaben verwirklichen können. 

5.A.-Männer! Ich entbinde Euch feierlichst des Gehorsams gegenüber Führern, die nicht 
selbst gehorchen wollen. 

In wenigen Tagen wird der ganze Spuk dieser Destrukteure der deutschen Freiheitsbe- 
wegung beseitigt sein. Von Stunde zu Stunde schwindet der Anhang des Meuterers mehr 
und mehr zusammen. 

Die S.A. des ganzen Reiches sieht mit verbittertem Grimm dem unverantwortlichen 
Treiben dieses ehemaligen Polizeihauptmanns zu. 

Nicht nur, daß sämtliche S.A.-Führer der übrigen Gruppenbereiche und ihre S.A.-Män- 
ner die Revolte mit tiefster Verachtung erfüllt, verurteilen und als widerlichste Schande 
ablehnen, steht die gesamte Parteigenossenschaft wie ein Mann gegen diesen Verrat an 
der deutschen Zukunft auf. Aber auch im Hoheitsbereich der Meuterer selbst fällt ihre 
Aktion mit rapider Schnelligkeit zusammen. 

Nun aber hinaus mit den Verbrechern aus unseren Reihen! Hinaus mit den Verrätern 
am Schicksalskampf unseres Volkes! 

S.A.-Kameraden! Nicht ein zweites Mal werden wir es, was wir 1918 zähneknirschend 
zulassen mußten, dulden, daß die Zukunft unseres Volkes von einer Hand voll Meute- 
rern zerschlagen wird. Adolf Hitler. 
Wer Befehle und Anordnungen des Polizeihauptmann a.D. Stennes annimmt, duldet 
oder weitergibt, schließt sich dadurch selbsttätig aus der Nationalsozialistischen Deut- 
schen Arbeiterpartei aus.“ 


Bereits in der folgenden Nummer konnte Hitlers Sprachrohr die triumphierende Mel- 
dung bringen: „Der Spuk ist zu Ende: Die Deserteur-Revolte jammerlich zusammenge- 
brochen. Stennes als Vertrauter Grzesinskis entlarvt. - Die ganze Bewegung steht treu 
zu ihrem Führer.“ Neben einem entsprechenden Aufruf Hitlers brachte das Blatt eine 
Stellungnahme von „Stabschef Röhm über den Stennes-Putsch“, eine Stellungnahme 
von „Pg. General Litzmann gegen die Deserteure“, eine Erklärung des Gaues Groß-Ber- 
lin: „An der Treue der Braunhemden zerschellt jedes Attentat gegen die N.S.D.A.P. 
Ganz Berlin steht treu zu Hitler - Nur eine Handvoll Deserteure“ und einen Aufruf von 
„Dr. Goebbels an die Berliner Nationalsozialisten“. 

Ferner brachte die Zeitung eine Meldung: „Der Meuterer entlarvt: Stennes ein Mitar- 
beiter Grzesinskis. Er denunzierte Parteigenossen bei dem marxistischen Polizeipräsi- 
denten.“ Auffallenderweise hoben Hitler und die NS-Presse immer den „Polizei- 
hauptmann Stennes“* hervor. Tatsächlich war Stennes 1919-1922 bei der Grünen Poli- 
zei in Preußen gewesen und zum Hauptmann befördert worden. Aus der Zeit hatte er 
Kontakte zu preußischen Behörden und damit zu führenden Sozialdemokraten. An- 
schließend war Stennes bei der Schwarzen Reichswehr, arbeitete mit unter Kurt Jahnke 
und Major Ernst Buchrucker. 

Nach den Putschen von Buchrucker und Ludendorff-Hitler im Herbst 1923 war er Mit- 
arbeiter im Nachrichtendienst Stresemanns, von Jahnke organisiert.’” Auf Stresemanns 


33 VB, Nr. 94 v. 4. 4. 1931, 5. 1. 
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Veranlassung ging er Ende 1927 in die NSDAP; der Reichsaußenminister hatte die künf- 
tige Bedeutung der Hitlerbewegung erkannt.” Stennes war aufgrund seiner ehemaligen 
Polizeizugehörigkeit und seiner vielseitigen Kontakte zur Linken und zur Rechten Hit- 
ler und der Parteileitung allmählich verdächtig geworden. Deshalb wurde er als OSAF- 
Ost-Stellvertreter abgesetzt und in die Parteizentrale versetzt, um ihn beaufsichtigen zu 
können. Stennes soll sogar von China aus noch Kontakte zur „Schwarzen Front“ unter- 
halten haben. Außerdem verdächtigte ihn Heydrich, „mit den Russen zu liebäugeln“. 
Ganz wollte Hitler auf den wichtigen Mann ursprünglich nicht verzichten. Nach dem 
Bruch Anfang April konnte sich Stennes mit seinem Häuflein Treugebliebener freilich 
nicht behaupten. Hitler setzte als Führer und Neuorganisator der SA in Berlin den 
Oberleutnant a.D. Paul Schulz ein.” Diese Nummer von Hitlers Organ stand unter der 
Schlagzeile „Stennesrevolte und Notverordnung: Enttäuschung der Novemberpresse 
über den restlosen Zusammenbruch der Meuterei“. Dort schrieb Rosenberg einen Arti- 
kel: „Ausgeschiedener Eiter“. Jedenfalls waren die Hoffnungen der Gegner Hitlers rasch 
gescheitert; die Bewegung ging aus der Krise gestärkt hervor. 
Die Beschäftigung mit der Außenpolitik stand von Anfang an unter ideologischen Vor- 
zeichen. „Die spanische Monarchie kapituliert vor der Loge“ lautete die Schlagzeile des 
„Völkischen Beobachters“ am 18. Februar 1931 mit einem Artikel: „König Alfons wird 
zum Rücktritt aufgefordert. Kapitulation des Königs vor den Parlamentariern. - Die 
Republik im Anmarsch.“’* 
Ein Lieblingsthema war natürlich das faschistische Italien. Hitler zählte zu den Vereh- 
rern des italienischen Staatschefs; Mussolinis Büste stand in seinem Arbeitszimmer im 
„Braunen Haus“. In einer eigenen Beilage „Im Reiche des Faschismus“ erschien ein Arti- 
kel: „Das Italien von heute. Die staatspolitischen Grundsätze des Faschismus. Von Beni- 
to Mussolini, italienischer Ministerpräsident.“ Weitere Artikel behandelten folgende 
Themen: „Grundzüge der faschistischen Bevölkerungspolitik. Das Schicksal der Nation 
ist an die Potenz ihrer Volkszahl gebunden, sagt Mussolini. - Diesem Gesichtspunkt 
ordnen sich alle Maßnahmen unter.“ Ferner brachte das Blatt einen Gedenkartikel: „Die 
faschistische Stoßtruppe. Eine Erinnerung zum achten Gründungstage der Miliz.“ ” 
Bereits im August 1922 hatte die Zeitschrift „La vita Italiana“ einen anonymen Artikel 
Hitlers über das Thema „Die Juden, das Leiden und die Wiederauferstehung Deutsch- 
lands“ gebracht.” Hitlers erster Brief an Mussolini vom 8. Juni 1931 war ein Dank- 
schreiben für die Übersendung eines Mussolini-Bildes mit Widmung. Göring hatte als 
politischer Beauftragter Hitlers im Mai Mussolini besucht und auch dem Vatikan einen 
Besuch abgestattet. Er hatte das Geschenk mitgebracht.“ Hitler schrieb auch ein Vorwort 
zu dem ins Deutsche übersetzten Werk von Car. V. Meletti „Die Revolution des Faschis- 
mus“, Eher-Verlag, München 1931. 
Das sprunghafte Anwachsen der Partei und ihrer neu hinzukommenden Fachgliederun- 
gen und Dienststellen hatte den Erwerb eines Gebäudes für sachgemäße Unterbringung 
des Verwaltungsapparates der Reichsparteileitung zur gebieterischen Notwendigkeit 
gemacht. In einem ausführlichen Artikel rechtfertigte Hitler den Kauf des Barlow-Palais, 
aus- und umgebaut zum „Braunen Haus“ als zentrale Dienststelle der NSDAP.” 
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Die zunehmende Härte der innenpolitischen Auseinandersetzung veranlaßte Hitler zu 
einem „Aufruf an die Nationalsozialisten zur Warnung vor Provokateuren“: „Ich ver- 
biete daher erneut auf das schärfste den Besitz von Waffen jeder Art nach den gesetzli- 
chen Vorschriften.“ Es kam Hitler darauf an, die Legalität seiner Zielsetzung gegenüber 
den staatlichen Behörden außer Zweifel zu stellen. Einen sinngemäßen Befehl gab Stabs- 
chef Röhm „an die Kameraden der $.A. und der S.S.!“ heraus.” 

Für die große allgemeine Not der Zeit war folgende „Verfügung“ Hitlers für den Fasching 
1931 kennzeichnend: „Im Hinblick auf die allgemeine Not verbiete ich mit sofortiger 
Wirkung allen Parteiorganisationen karnevalistisches Treiben, Bälle usw. zu veranstalten 
oder sich an derartigen Veranstaltungen zu beteiligen. Wo bereits derartige Veranstal- 
tungen angesetzt sind, steht es frei, diese in ‚Deutsche Abende‘, die vom NS-Geist 
getragen sind, umzugestalten. gez. Adolf Hitler. Von allen Parteiblättern nachzu- 
drucken.“ 

Anfang Februar fand die erste Tagung der Vertreter des gesamtdeutschen nationalsozia- 
listischen Bauerntums im Nationaltheater in Weimar statt. Und im März erließ Hitler 
einen Aufruf zur Gründung einer nationalsozialistischen Studenten-Kampfhilfe: „Helft 
der deutschen Freiheitsbewegung auf der Hochschule!“ 

Infolge des zunehmenden weltweiten Interesses an der gewaltigen Massenbewegung in 
Deutschland konnte das Zentralorgan der NSDAP des öfteren auf ausländische Veröf- 
fentlichungen über Hitler und seine Bewegung hinweisen, so z. B. auf die dänische 
Monatsschrift „Forum“, die im Januar über Hitler einen Artikel brachte, ferner auf eine 
Artikelserie in der britischen Zeitschrift „Time and Tide“ vom Februar 1931, eine 
Zusammenfassung von Wyndham Lewis: „Hitler“, London 1931. Auch die „Times“ 
brachte am 5./6. 1. 1931 einen Artikel über Hitler. 

In der Beilage „Im Kampf um Blut und Boden“ brachte R. Walther Darre einen Artikel: 
„Ostraumgedanke oder Rückforderung unserer Kolonien?“ Er verfocht entschieden die 
Ostraumpolitik unter Verzicht auf Kolonien. Ein weiterer Artikel „Warum Landwirt- 
schaft und Ostraumpolitik“ von Karl Motz behandelte „die außenpolitische Bedeutung 
der deutschen Landwirtschaft“. Aus der Feder des Generaldirektors des Kalikonzerns 
Rosterg brachte Hitlers Zeitung einen Aufsatz: „Was ist notwendig, um Deutschland 
wieder gesund zu machen?*” 

Die marxistisch-sozialistische Literatur beschäftigte sich seit dem großen Wahlsieg der 
Nationalsozialisten im September 1930 zunehmend aufmerksam mit der Hitlerbewe- 
gung. So schrieb Walter Maunzen „Die sozialen Grundlagen des Nationalsozialismus“, 
in: „Neue Blätter für den Sozialismus“. „Ideologisch ist der Nationalsozialismus die 
Fortsetzung des Stahlschen (Jude) Konservatismus: Autorität und Macht. Das Kleinbür- 
gertum ist auf seiten des Nationalsozialismus. Auch der Bauer schwenkt zum National- 
sozialismus über, vor allem die akademische Jugend, nicht wenige Arbeiter. Hauptgeg- 
ner ist der Marxismus wegen seiner Eigentumsfeindlichkeit.“ 

In der von dem Gewerkschaftsführer Theodor Leipart herausgegebenen Zeitschrift „Die 
Arbeit. Zeitschrift für Gewerkschaftspolitik und Wirtschaftskunde“ erschien von Adam 
Hüfner ein Artikel: „Wandlungen der Wirtschaftsideologie des Nationalsozialismus“:” 
„Das NS-Wirtschaftsprogramm war ursprünglich ein reines Mittelstandsprogramm anti- 
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kapitalistischer Haltung. Jetzt vollzieht sich ein bedeutsamer Wandel infolge des Bestre- 
bens, dem deutschen Unternehmertum, den Anschluß an die NS-Bewegung zu ermög- 
lichen. Das geht aus dem Buche von Hans Reupke, Syndikus und Rechtsanwalt des 
Reichsverbandes der deutschen Industrie, eindeutig hervor: ‚Der NS und die Wirtschaft 
- Erläuterungen der wirtschaftlichen Programmpunkte und Ideenlehre der nationalso- 
zialistischen Bewegung‘. (Berlin 1931.) Abkehr von den radikalen geldreformerischen 
Ideen; berufsständische Gliederung, Wirtschaftskammer mit nationalem Produktions- 
programm beschränkt die staatliche Intervention auf ein Mindestmaß im Gegensatz 
zum faschistischen Staat, der von seinem Grundsatz der staatlichen Oberherrschaft aus- 
gehend auch Lohnhöhe und Produktionsbedingungen regelt, also weitergeht als das 
staatssozialistische Australien. Die ständestaatliche Betriebsgemeinschaft mit dem Har- 
monie-Gemeinschaftsgedanken zur Aufhebung der Klassenherrschaft ist nur ‚extremer 
Unternehmerfaschismus‘ und steht im Widerspruch zur Werkgemeinschaft der organi- 
sierten Arbeiter.“ ” 

Die kleine NS-Gruppe im Preußischen Landtag gab am 24. Januar 1931 eine Verlautba- 
rung heraus, die ein Alarmzeichen für Stimmung, Hoffnung und Erwartung der notlei- 
denden Anhänger war: „Es mehren sich in beängstigender Weise die Zuschriften und 
Eingaben von Parteigenossen, in denen wir ersucht werden, in allen möglichen Einzel- 
heiten unseren Einfluß einzusetzen. Demgegenüber weisen wir darauf hin, daß die 
Wahl vom 14. September 1930 unsere Macht in Preußen nicht vermehrt hat. Wir sind 
nach wie vor nur sechs Abgeordnete, obwohl wir nach jener Wahl 104 sein müßten 
Deshalb erließ Hitler einen Aufruf an seine Anhänger, das vom Stahlhelm zur Auflö- 
sung des Preußischen Landtags eingebrachte Volksbegehren zu unterzeichnen.” Für die 
herrschende Armut war auch folgender „Notruf der Hitlerjugend“ charakteristisch: „Für 
die Einrichtung unseres NS-Jugendgaues benötigen wir dringend einige Regale und 
Tische sowie Stühle. Zur Einrichtung eines Raumes für unterkunftslose Hitlerjungen 
fehlt es an Feldbettstellen (Militär), Decken und Inventar (Geschirr, Töpfe). Parteige- 
nossen, prüft Eure Bodenkammern, helft Euren jüngsten Mitkämpfern (. . .).“” 
Anfang Mai 1931 brachte die „Reichsausgabe“ des Hitler-Organs folgende Schlagzeile: 
„Eine halbe Million eingeschriebener Nationalsozialisten.“ * 

Als neuer, wirksamer Versammlungsredner trat im Jahre 1931 der Oberleutnant a.D. 
Paul Schulz auf, wegen hervorragender Tapferkeit vor dem Feinde in der Königlich 
Preußischen Armee vom Unteroffizier zum Leutnant befördert, nach dem Krieg im 
sozialdemokratischen Preußen Mitorganisator der Schwarzen Reichswehr, wegen angeb- 
lichen Fememordes zum Tode verurteilt, jahrelang durch Zuchthäuser und Gefängnisse 
geschleift, schließlich anmestiert (1929). Er nahm dann sofort am Kampf der NS-Bewe- 
gung teil und rückte zum Stellvertreter Gregor Straßers als Reichsorganisationsleiter auf. 
Schulz trat in großen, überfüllten Versammlungen als zündender Redner auf und 
berichtete über die niederträchtige Femehetze und seine haarsträubenden Erlebnisse in 
den Zuchthäusern und Gefängnissen im „roten Preußen“, so im Sportpalast in Berlin 
zusammen mit Dr. Goebbels, im Zirkus Krone in München, im Hippodrom in Frank- 
furt.‘” In einem Artikel berichtete er ausführlich über die Femehetze.“ Goebbels ver- 
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stand sich gut mit Schulz. „Er ist mir treu und ergeben. Und stellt die SA neu und ganz 
auf mich ein.“ (Goebbels-Tagebuch, Eintrag vom 14. 4. 1931, S. 582.) 

Am 15. Juni weihte Hitler persönlich die von ihm gegründete, für SA und SS bestimm- 
te Reichsführerschule in München in Gegenwart seiner wichtigsten Mitarbeiter ein; der 
erste Lehrgang fand im Juli für drei Wochen statt. Ziel war die Heranbildung einer poli- 
tischen Führungselite.” Im Mai trat Hitler auch wieder als Zeuge für die Legalität seiner 
Bewegung vor dem Schwurgericht in Berlin-Moabit auf. 

Im Monat Mai hatte die Bewegung neue Wahlerfolge zu verzeichnen: Bei den Land- 
tagswahlen in Schaumburg-Lippe und in Oldenburg verzeichnete sie ein sprunghaftes 
Anwachsen, ebenso in Hamburg im September bei den Bürgerschaftswahlen. 

Für die Entwicklung des Hitlerkultes, der Führerverehrung, sind folgende Beispiele 
kennzeichnend: Anzeige im „Völkischen Beobachter“ von der Buchhandlung Franz 
Eher: „Zur Verehrung des Führers gehört in jedes Haus ein Bild von Adolf Hitler 
(... .).“”* Der Rebentisch-Verlag brachte ein Buch heraus: „Unsere Führer im Bild“ (Leip- 
zig 1931), und der Huber-Verlag, Diessen, veröffentlichte von dem Kriegskameraden 
Hitlers Hans Mend: „Adolf Hitler im Felde“. 

Große Erfolge hatte die Bewegung auf dem Gebiet der Jugendarbeit zu verzeichnen: Der 
Nationalsozialistische Studentenbund hatte bereits im Vorjahre die absolute Mehrheit 
an den Universitäten Tübingen, Erlangen usw. erreicht.” Am 15. Juli wählte der groß- 
deutsche Studententag in Graz einen Nationalsozialisten zum ersten Vorsitzenden (Wal- 
ter Lienau, dann Gerhard Krüger). „Heute flattert von zwanzig Hochschulen das Haken- 
kreuzbanner“ hieß es im Untertitel zu dem Artikel „Fünf Jahre Studentenbund - fünf 
Jahre Kampf und Sieg“. 

Goebbels vermerkte im Tagebuch am 21. 4. 1931: „Mit Schulz gehe ich vollkommen kon- 
form. Er hat das Problem Preußen erfaßt. So wie München das meint, geht es nicht. Ber- 
lin muß gesondert behandelt werden. (. . .) Schulz sieht klar und unbestechlich. Finanz- 
angelegenheit. Macht mir viel Sorgen. Dazu die ewige Geldkalamität. (. ..) Kurz im Clou 
zur Hitler-Geburtstagsfeier.““ Am 28. April war er wieder zu Besprechungen in München. 
Hitler zeigte ihm den Ausbau des Braunen Hauses. „Der Senatssaal ist wirklich phanta- 
stisch. Zu mir ist der Chef sehr nett. Er bleibt doch immer der Alte. (... .) Ich stelle die 
Kabinettsfrage, und er tritt ganz und voll auf meine Seite. ‚Berlin gehört Ihnen und so 
soll es bleiben!‘ Nur so kann ich arbeiten. Das Gegenteil hätte mich zermürbt und gebro- 
chen. Wir scheiden als Kameraden und Freunde. (. . .) Mit Hitler ins unvermeidliche Cafe 
zum Ripperl. Lustiger Disput mit Adolf Müller. Diese Umgebung zu Hitler! Schaurig. 
(. . .)“ (Goebbels-Tagebuch, Eintrag vom 28. 4. 1931, Seite 588 f.) 

„Die Partei gerät mehr und mehr in die Gefahr der Bürgerlichkeit“ stellte er am 17. Mai 
fest. „Und dann der Paragraph 175. Da traue ich manchem nicht. Röhm? Man muß Hit- 
ler rechtzeitig warnen. Am 20. Mai schrieb er, besuchte tags zuvor Hitler im Kaiserhof. 
Mit Schulz zusammen mach’ ich ihm die Preußenfrage klar und daß er mehr als bisher 
sein persönliches Schwergewicht nach hier oben legen muß. Aber er will nicht recht 
heran. Er haßt Berlin und liebt München. (. . .)“ (Goebbels-Tagebuch II, Eintrag vom 
20. 5. 1931.) 

Abends fand eine Massenkundgebung im Sportpalast statt. „Die Massen sind wie ver- 
rückt. Eine Welle von Hingabe strömt Hitler entgegen. (. . .) Und dann redet er und 
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(. ...) versagt. Er hat einen schlechten Tag, überschreit sich, hat zu früh Tempo und endet 
nach einer knappen Stunde kreidebleich. Das ist sehr schade. Das Publikum ist wieder 
ganz kalt.“ 

Goebbels über Göring: „Er ist krank. Sieht aus wie eine Ruine. (. . .) Aber Göring hetzt 
ununterbrochen gegen mich aus einer krankhaften Eifersucht heraus. Er kriecht Hitler 
förmlich in den Arsch. Wenn er nicht so dick wäre, würde das ihm auch gelingen.“ 
(Goebbels-Tagebuch, Eintrag vom 8. 6. 1931, S. 598.) Todkrank war zu dieser Zeit 
Görings erste Frau Karin, eine Schwedin, die er leidenschaftlich liebte. Sie starb Anfang 
Oktober 1931. Der „Völkische Beobachter“, Nr. 297 vom 24. 10. 1931, Seite 4, brachte 
eine Danksagung Görings und seines Stiefsohnes Thomas von Kantzow vom 22. 10. 
1931 anläßlich des Todes von Karin Göring, Gattin und Mutter, Stockholm und Berlin. 
Nach der Machtübernahme schuf Göring seiner verstorbenen Frau in der Schorfheide 
eine eigene Grabstätte, „Karinhall“. 

„20.000 Braunhemden. Chef spricht. Gut in Form. So will ich den Führer. Die Men- 
schen rasen. Zu mir sind sie wie verrückt. Göring kocht. Ich kann doch nichts dafür. 
(. . .) Zum Krankenhaus. Hitler besucht die Schwerverletzten. Vor seinen Augen stirbt 
einer mit den Worten ‚Heil Hitler!‘ Vorbeimarsch. Über zwei Stunden. Endloser Jubel. 
(. . .) Das Pflaster dröhnt vom Vorbeimarsch der Bataillone. Das ist die stählerne Roman- 
tik unserer Zeit.“ (Goebbels-Tagebuch, Eintrag vom 8. 6. 1931.) 

Für den psychopathischen Zustand des Hitler-Gefolges ist auch folgender Bericht Goeb- 
bels’ über eine Konferenz der Führer im Braunen Haus symptomatisch: 

„Braunes Haus: Konferenz der Führung. Auch Frick und der ekelhafte Göring sind da. 
Straßer eröffnete den Angriff auf Hitler. Es soll ein Generalsekretär der Partei - natür- 
lich Straßer - eingesetzt werden. Dem soll Organisation und Propaganda unterstehen. 
Dreiteilung der Partei: S.A., Staat (Hierl) und kämpfende Bewegung (Straßer). Zudem 
ein Kommissar für Preußen. Man will also den Chef zum Ehrenvorsitzenden machen 
und mich kalt stellen. Es fehlt nicht an kleinen Bosheiten gegen mich, vor allem in der 
Propagandaleitung. Göring unterbricht Straßer sehr heftig gegen mich. Auch Hierl ist 
so. Chef verteidigt sich klug und heftig. Alles (. . .) abgelehnt. Das andere wäre auch 
Selbstmord. Ich schweige und denke mir das Meine. Ich habe wenig Freunde in der Par- 
tei: fast nur Hitler. Alle neiden mir meine Erfolge und meine Popularität. Göring hetzt 
direkt krankhaft gegen mich. Ich muß bald etwas dagegen tun. Aber er ist ja patholo- 
gisch. (... .) Die Herren Reichsredner wollen sich nicht einordnen. Das betone ich auch 
nachher vor dem Chef. Er gibt mir in allem Recht. Will ganz hinter mir stehen. Görings 
und Straßers Angriff vollkommen abgeschlagen. Ich werde auf der Hut sein. Diese 
nichtswürdigen Intriganten müssen zurückgewiesen werden. Chef wünscht nur, daß ich 
öfter nach München komme. (. . .)“* 

Wenige Wochen später, am 30. Juni: „Ich komme einem großangelegten Komplott auf 
die Spur: Die $.$. (Himmler) unterhält hier in Berlin ein Spionagebüro, das mich über- 
wacht. Dieses setzt die irrsinnigsten Gerüchte in die Welt. (....) Himmler haßt mich. 
Jetzt werde ich ihn zum Sturz bringen. Dieses hinterlistige Vieh muß verschwinden. Da 
stimmt auch Göring mit mir überein. Daher also die ewige Krise: fein eingefädelt, Herr 
Severing. (... .)“ 

Am 3. Juli weilte Goebbels in München und trug Hitler die Spionage-Angelegenheit vor, 
nachdem er vorher schon mit Himmler „eine sehr heftige Auseinandersetzung“ gehabt 
hatte. Hitler „ist entsetzt. Anordnet sofortige Auflösung des Büros. (. . .) Er ist ewig Opti- 
mist. Lädt mich nach Berchtesgaden ein. (. . .)“® Am 5. März 1931 hatte die Polizeidi- 


62 GTB, Bd. II, Eintr. v. 10. 6. 1931, S. 599 £. 


236 


rektion München dem bayerischen Innenministerium mitgeteilt, daß am 13. Februar eine 
Meldung über das Vorhandensein eines NS-Nachrichtendienstes eingegangen sei.“ 
Unter dem 30. Juni vermerkte Goebbels auch den „Röhm-Skandal*. Wenige Tage vor- 
her hatte er bereits festgestellt: „München. Es stinkt. Schwere Angriffe gegen Röhm 
wegen 175 in der ‚Post‘. Das ist sehr unangenehm.“ Über Göring wußte er festzuhalten: 
„Göring hat bei den Italienern einen Stein im Brett. Roehm-Skandal wird dort sehr ernst| 
genommen.““® 

Der Aufschwung und die sprunghafte Vermehrung der NS-Bewegung vollzog sich im 
Gleichschritt mit dem finanziellen und wirtschaftlichen Niederbruch der Weimarer 
Republik. Die zweite Finanz-Notverordnung der Regierung Brüning konnte die Finanz- 
katastrophe nicht aufhalten: Am 13. Juli erfolgte der Banken-Zusammenbruch und eine 
Bankensperre. Der Reichspräsident wandte sich in einem dramatischen Schreiben an 
den amerikanischen Präsidenten Herbert Hoover um Hilfe. Dieser hatte aus eigener Ein- 
sicht unmittelbar vor dem Empfang des Bittgesuches des Reichspräsidenten bereits ein 
Moratorium verfügt.“ 

Unter dem Eindruck dieser Entwicklung besprach sich Hitler mit dem deutschnationa- 
len Parteiführer Alfred Hugenberg am 9. Juli über den Zusammenschluß der nationalen 
Oppositionsparteien zum Endkampf gegen das Weimarer „System“. Am 21. Juli richte- 
ten Hitler, Hugenberg und der Stahlhelmführer Franz Seldte ein Telegramm an den in 
London weilenden Reichskanzler Brüning: Sie lehnten die Rechtsverbindlichkeiten 
neuer Bedingungen gegenüber Frankreich ab. 

Ein Volksentscheid zur Auflösung des Preußischen Landtags, zu dem Hitler einen lei- 
denschaftlichen Aufruf erlassen hatte, scheiterte infolge der Stimmenthaltung der Kom- 
munisten und der Anhänger der „System“*-Parteien.” In Braunschweig trat der national- 
sozialistische Minister Franzen gegen den Willen Hitlers von seinem Amt zurück. Zu 
seinem Nachfolger wurde der Nationalsozialist Dietrich Klagges am 15. September mit 
einer Stimme Mehrheit gewählt. 

Der seit 1930 sich anbahnende Konflikt mit der römisch-katholischen Kirche steigerte 
sich im Jahre 1931: Bereits zu Jahresbeginn hatten die bayerischen Bischöfe eine Anwei- 
sung an den Klerus zum Verhalten gegenüber den Nationalsozialisten herausgegeben. 
Der Nationalsozialismus enthalte Irrlehren; er anerkenne nicht das Alte Testament, auch 
nicht die zehn mosaischen Gebote. Den Geistlichen wurde daher verboten, bei der Hit- 
lerbewegung irgendwie mitzuarbeiten. Die Teilnahme geschlossener Formationen der 
Nationalsozialisten in Uniformen und mit Fahnen an kirchlichen Veranstaltungen 
wurde als unzulässig bezeichnet. Die Zulassung von Nationalsozialisten zu den Sakra- 
menten sei von Fall zu Fall zu prüfen, ebenso die Frage des kirchlichen Begräbnisses.“ 
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Ende August verweigerten die Kirchenbehörden dem verstorbenen hessischen Gauleiter 
Peter Gemeinder das kirchliche Begräbnis in Darmstadt.“ Trotzdem hatte die Partei mas- 
senhaften Zulauf; Hitlers Zeitung meldete unter der Schlagzeile: „1000 neue Parteimit- 
glieder kommen täglich zur N.S.D.A.P. Die Gesamtzahl von 600.000 bereits überschrit- 
ten.“ Wenige Wochen später waren es 650.000 Mitglieder.” Am 1. Oktober erfolgte die 
Gründung der „Nationalsozialistischen Frauenschaft“ unter Leitung von Elsbeth Zander. 
Die innenpolitische Lage spitzte sich dramatisch zu: Am 6. Oktober erging die dritte 
Notverordnung der Regierung Brüning „zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen 
und zur Bekämpfung politischer Ausschreitungen“ (Zeitungsverbote, Schließung von 
SA-Heimen und -Verkehrslokalen). Hitlers Zentralorgan war bis dahin im Laufe des Jah- 
res mehrmals verboten worden: vom 3. bis 7. Februar, vom 14. bis 27. Juli," vom 27. 
August bis 1. September, vom 14. bis 19. September. 
Das Scheitern der Bemühungen um eine deutsch-österreichische Zollunion unter dem 
Druck Frankreichs hatte zum Rücktritt des Reichsaußenministers Curtius geführt. Dar- 
auf bildete Brüning sein Kabinett zu einem überparteilichen um: Er selbst übernahm 
auch die Geschäfte des Außenministers, General Gröner als Reichswehrminister über- 
nahm zusätzlich die Geschäfte des zurückgetretenen Reichsinnenministers Josef Wirth. 
Im Oktober fand zweimal eine persönliche Fühlungnahme des Chefs des Ministeram- 
tes im Reichswehrministerium, General von Schleicher, mit Hitler wegen des Ulmer 
Reichswehrprozesses statt. Der Parteiführer lehnte jede Zersetzungstätigkeit in der 
Reichswehr ab. Es war immer Hitlers Bemühen gewesen, sich mit der Reichswehr gut zu 
stellen, in der nüchternen Erkenntnis, daß ohne oder gar gegen die Reichswehr eine 
Machtübernahme für ihn nicht möglich sein würde. 
Am 10. Oktober führte Hitler in Begleitung seines politischen Beauftragten Hermann 
Göring sein erstes Gespräch mit Reichspräsident Hindenburg von eineinhalb Stunden 
Dauer über innen- und außenpolitische Fragen. Am Tage darauf, dem 11. Oktober, fand 
die Tagung der nationalen Oppositionsführer Hitler, Hugenberg, Seldte, Schacht und 
anderer in Bad Harzburg statt und bildete die „Harzburger Front“, jedoch ohne Hitlers 
Führungsanspruch anzuerkennen. 
Am 14. Oktober kehrte die „nationale Opposition“ in den Reichstag zurück. Hitler 
beantwortete die Reichstagsrede des Reichskanzlers mit einem „Offenen Brief“ am 16. 
Oktober.” Nach Ablehnung der Mißtrauensanträge gegen die Regierung und des Antra- 
ges auf Reichstagsauflösung verließ die „nationale Opposition“ den Reichstag wieder am 
16. Oktober. Am 17./18. Oktober fand ein großer SA-Aufmarsch in Braunschweig statt 
als Ersatz für einen Parteitag. Die Reichsparteitage - der letzte fand 1929 in Nürnberg 
statt - waren aus finanziellen Gründen fallengelassen worden wegen der vielen Wahlen 
seit 1930 und des damit verbundenen Kostenaufwandes. Nach Parteiangabe marschier- 
ten 104.000 SA- und SS-Männer „in sechsstündigem Marsch auf dem Schloßplatz am 
Führer vorbei“.” Hitler verlieh 24 neue Standarten; erstmals war auch Motor-SA am 
Aufmarsch beteiligt. 
Nach der Braunschweiger Demonstration brachte das Zentralorgan der NSDAP folgen- 
den Aufruf Hitlers: „Kameraden der SA, der SS, der H.J. und des NSKK! Die Tage von 
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Braunschweig sind vorbei. Die Welt hat den gewaltigsten Aufmarsch erlebt, der je in 
Deutschland gesehen wurde. Ein Abschnitt des harten Kampfes liegt wieder hinter uns. 
Ich kenne die Opfer, die ihr gebracht habt zum Gelingen des großen Tages, Opfer, wie 
nur Ihr sie bringen könnt, sonst keine Partei, keine Bewegung der Welt. Dafür danke ich 
Euch! Und ich spreche Euch meine freudige Anerkennung aus für das, was Ihr geleistet 
habt. Der Kampf geht weiter! Und daß er zum Siege führt, diesen Glauben hat in Euch 
und der Welt das SA-Treffen von Braunschweig unerschütterlich verankert. Adolf Hit- 
ler.*”* 

Bei den Wahlen in Anhalt und in Hessen wurde die NSDAP stärkste Partei; ihr 
Anwachsen seit den Septemberwahlen 1930 setzte sich lawinenartig fort. Auch im Aus- 
land fand Hitler zunehmende Beachtung. Der britische Premierminister Macdonald 
wollte anläßlich seines Besuches in Berlin auch Adolf Hitlers Vertreter sprechen. Das 
wurde von Reichskanzler Brüning und dem preußischen Ministerpräsidenten Braun 
yerhindert.” 

Die britische Presse beschäftigte sich laufend mit dem Phänomen Hitler und seiner Mas- 
senbewegung. Am 1. August 1931 brachte der „Evening Standard“ einen Artikel über 
einen Besuch im Braunen Haus, Oberst Powell „Donner über Europa“. Lord Howard of 
Penrith schrieb im „Sunday Referee“ zwischen dem 15. und 20. August 1931. Ferner 
brachten auch „Weekend Review“ und „Observer“ Berichte. Hitlers Leiborgan schrieb 
am 11./12. 10. 1931 stolz: „Adolf Hitler wird in England populär. Die Sympathien für 
die nationalsozialistische Bewegung wachsen.“ Am 13. Oktober 1931 brachte der „Völ- 
kische Beobachter“ ein Zitat aus der „Sunday Express“: „Hitler ist die größte Führer- 
persönlichkeit Deutschlands seit Bismarcks Zeit.“ ” 

„Der Friede und die Ordnung Europas hängt am Sieg des Nationalsozialismus.“ Adolf 
Hitler schreibt in der „Saturday Review“ über Ziele und Aufgaben der N.S.D.A.P. Unter 
dem Titel „Deutschland am Scheidewege“ bringt die letzte Ausgabe der Londoner 
Wochenschrift „Saturday Review“ einen Leitartikel Adolf Hitlers.” Nach Gründung der 
Auslandsabteilung der NSDAP am 1. Mai 1931 reiste ihr Leiter Dr. Nieland im Dezem- 
ber nach Italien, Alfred Rosenberg nach London. 

Am 4. Dezember gab Hitler eine erste Unterredung für ausländische Pressevertreter im 
Hotel „Kaiserhof“ in Berlin. Wichtig war seine Erklärung der Anerkennung der Privat- 
schulden. 

„Adolf Hitler spricht zur amerikanischen Öffentlichkeit über die bolschewistische 
Weltgefahr. Brüning-Regierung aber verhindert die Durchgabe der Rede im Rund- 
funk!“, lautete die Schlagzeile von Hitlers Sprachrohr am 13./14. Dezember. Aufgrund 
der vierten Notverordnung Brünings „zur Sicherung von Wirtschaft und Finanzen 
und zum Schutze des inneren Friedens“ vom 8. Dezember wurde die Rundfunküber- 
tragung der Rede Hitlers nach Amerika verboten (11. 12. 1931). Hitler beantwortete 
die Rundfunkrede des Reichskanzlers vom 8. Dezember wieder mit einem „Offenen 
Brief“.” 

Die gesamte Linke, soweit sie die Weimarer Republik vertrat, organisierte sich ange- 
sichts der drohenden Gefahr von rechts am 23. 12. 1931 als „Eiserne Front“ durch den 
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Zusammenschluß des „Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold“ mit den Gewerkschaften 
und Arbeitersportverbänden; als Abzeichen wählte sie drei nach unten gerichtete Pfei- 
le, Symbol des Kampfes gegen den Nationalsozialismus. „Es war ein Versuch der Lin- 
ken, die nationalsozialistische Propaganda mit ihren eigenen Mitteln zu schlagen: 
Symbole, Aufmärsche, Uniformen, Fahnen, Flaggen, Armbinden, Marschmusik*, so 
schrieb der emigrierte sowjetrussische Professor Sergei Tschachotin, Schüler des Nobel- 
preisträgers für Medizin und Begründers der Reflextheorie in der Psychologie, Iwan P. 
Pawlow (1849-1936; Pawlowianismus). Es ging um die Beherrschung der Massen 
durch die modernen Mittel der Physiologie und Psychologie (Physiologie der Kondi- 
tionierung).” Pawlows Forschungen und Entdeckungen galten als Beweis für die mate- 
rielle Natur der psychischen Tätigkeit in der dialektischen Philosophie des Marxismus- 
Leninismus. 

Der amerikanische Behaviorismus übernahm das Konditionieren als Versuchstechnik 
bei Lernexperimenten.‘' Und die Vereinigten Staaten sind das „Paradies der Massen“, 
schrieb Ortega y Gasset.” Die nationalsozialistische Propaganda, wie Hitler sie ent- 
wickelt hatte, war ihrerseits von amerikanischen Wahlkampfpraktiken beeinflußt, an 
Hitler übermittelt von Ernst Hanfstaengl, der ja auch das amerikanische Zeitungs- 
großformat für den „Völkischen Beobachter“ eingeführt hatte.” Das Massenelend 
durch die Wirtschaftskrise und die Massenarbeitslosigkeit schuf Grundlagen und Vor- 
aussetzungen für die Anwendung solcher psychologischer Methoden. Am 31. Dezem- 
ber 1930 gab es in Deutschland 4,38 Millionen Arbeitslose, am 31. Dezember 1931 
N 5,66 Millionen 

Ein zaghafter Schritt der Regierung Brüning auf dem Wege zur Behebung wenigstens 
der Jugendarbeitslosigkeit war die „Verordnung über den Freiwilligen Arbeitsdienst“ im 
„Deutschen Reichsanzeiger“, von Reichsarbeitsminister Stegerwald und Reichsfinanz- 
minister Dietrich gezeichnet. Diese „Verordnung über die Förderung des Freiwilligen 
Arbeitsdienstes“ trat am 3. August 1931 in Kraft. Der „Arbeitsdienst“ war also keine 
Erfindung der „Nazis“; sie verstanden ihn jedoch propagandistisch auszuwerten und 
wandelten den „Freiwilligen“ in den „Pflicht“-Arbeitsdienst nach ihrer Machtübernah- 
me um. 

Das Jahr 1931 hatte die Hitlerbewegung zu einer wahren Sturmflut infolge der sich ver- 
schärfenden Wirtschafts- und Finanzkrise anwachsen lassen. Darin drückte sich aber 
auch die geistige Krise Deutschlands und Europas aus. 

Der „Völkische Beobachter“ veröffentlichte am 10. Februar 1931 zum Gedächtnis des 
zweiten Jahrestages des Ablebens des Fliegerhelden Freiherr von Hünefeld (5. 2. 1929) 
ein letztes Gedicht von ihm vor der dreizehnten Operation: 
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„Ich schwur einen Eid in heiligen Tagen! 

Und haben sie dich, mein Deutschland, zerschlagen. 

Quillt auch dein Herzblut aus tausend Wunden, 

Bist du gemartert, geknechtet, geschunden, 

Wisse dies eine: die Kette zerbricht! 

Einst naht die Stunde, einst naht das Gericht! 

Trotzig durch Haß und nagenden Neid, 

Reckte hoch sich mein Wort: Ich schwur einen Eid!“ 
In der Beilage „Der Kampf um deutsches Recht“, Folge 1/1931, brachte die NS-Zeitung 
einen Aufsatz von Gerhard Ludwig Binz: „Das Judentum in der nationalsozialistischen 
Rechtsordnung. Begriffsbestimmung der jüdischen Persönlichkeit - Abdämmung weite- 
rer jüdischer Rasseneinbrüche. Der Jude als ‚Reichsinsasse‘ - Seine Stellung gegenüber 
dem deutschen Volksgenossen.“ Es handelte sich um einen Abdruck aus den National- 
sozialistischen Monatsheften.” 
Das nationalsozialistische Schrifttum nahm sprunghaft zu, ebenso aber auch die Pole- 
mik um und gegen den Nationalsozialismus. 
„Es wird bekanntgegeben“, heißt es im „Völkischen Beobachter“ Nr. 109/110 vom 
19./20. 4. 1931: „Die NS-Reichstagsfraktion gibt eine Schriftenfolge heraus im Lützow- 
Verlag Breslau, die die Reden, Anträge, Interpellationen der Fraktion enthält.“ An Peri- 
odika kamen im Jahre 1931 neu heraus die satirische Zeitschrift „Die Brennessel“ seit 
1. 9. 1930 und die „Nationalsozialistische Landpost“. Hitler selbst wurde begreiflicher- 
weise in steigendem Maße Gegenstand von biographischen Darstellungen. Seine Auto- 
biographie „Mein Kampf“ erlebte im Herbst 1931 die achte Auflage (85.-94. Tausend): 
Der Deutsche Volksverlag (Ernst Boepple) hatte bereits 1930 eine kleine Schrift über 
„Adolf Hitlers Ziele und Persönlichkeit“, verfaßt von dem Nobelpreisträger für Physik, 
Professor Dr. Johannes Stark, veröffentlicht; sie erschien in mehreren Auflagen. Die Ber- 
liner Halbwochenzeitung „Der Angriff“ von Dr. Goebbels erschien bereits seit Oktober 
1929 als Tageszeitung. 
Seit 1. August 1930 gab es einen „Reichspressechef“, Dr. Otto Dietrich, auch stellver- 
tretender Hauptschriftleiter der „Essener Nationalzeitung“. „Der Flammenwerfer“ war 
eine monatlich erscheinende NS-Flugschrift im Eher-Verlag seit 1931. Dies war der Zen- 
tral-Verlag der NSDAP. Ebenda erschien 1931 von Kuno Brombacher „Die national- 
sozialistische Idee. Das Manifest eines katholischen Dichters“, ferner Heinz Franke: 
„Arbeiterverrat“. An Einzelschriften seien auswahlweise genannt: 
Hans Buchner: „Die goldene Internationale“, München 1931; 
Kurt Eckehard: „Fieberkurve oder Zeitenwende“, München 1931; 
Otto Bangert: „Deutsche Revolution“, München 1931. 
Über Hitler erschienen noch: 
Hans Diebow und Kurt Goeltzer: „Hitler. Eine Biographie“; 
Erich Czech-Jochberg: „Hitler, eine deutsche Bewegung“; 
H. Passow: „Ja, aber was sagt Hitler selbst?“ Eine Sammlung grundlegender Aussprüche 
des Führers; 
Der Sudetendeutsche Führer Hans Krebs: „Paneuropa oder Mitteleuropa“ als Nr. 29 in 
der NS-Bibliothek, hrsg. von Gottfried Feder; 
Hans Müller: „Beamtentum und NS“, Nr. 30 der NS-Bibliothek; 
Arno Schickedanz: „Sozialparasitismus im Völkerleben“, München 1931; 
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L. Münchmeyer, Pfarrer a.D.: „Marxisten als Mörder am deutschen Volke. Im Solde des 

Feindes“, München 1931; 

Dr. jur. Rüdiger von der Goltz: „Tribut-Justiz“, Berlin 1931. 

Der Eher-Verlag gab auch die Jugendzeitschrift der NS „Deutsche Zukunft“ heraus. Als 

Herausgeber zeichneten Kurt Gruber, Baldur von Schirach, Adrian von Renteln. Verlag 

„Die Deutsche Zukunft“, München 1931. 

Der „Völkische Beobachter“ brachte in Nr. 255 vom 8. 9. 1931, 1. Beiblatt, von Dr. 

Helmuth Langenbucher einen Artikel: „Wilhelm Raabe, ein Dichter der Deutschen“, in 

Nr. 266 vom 23. 9. 1931, 1. Beiblatt, aus der Feder von Freiherr Loeffelholz von Col- 

berg eine Würdigung des Münchner Historikers Max Buchner zum 50. Geburtstag. 

Der „Völkische Beobachter“ suchte auch für gute Unterhaltung Gutes zu bieten, so im 

Jahre 1931 die Romane: 

Will Vesper: „Das harte Geschlecht“; 

Erich Dolezal: „Der Ruf der Sterne; 

Lena Christ: „Mathias Bichler“; 

R. Freiherr von Seydlitz: „Erinnerungen an Richard Wagner“. 

„Ludwig Thoma / Zum Gedenken an den 10. Todestag des großen Dichters am 26. 

August 1921“ brachte die Zeitung eine ganzseitige Beilage.“ 

Die seit 1930 vor allem durch Rosenbergs Buch „Der Mythus des 20. Jahrhunderts“ in 

Gang gekommene kulturkämpferische Auseinandersetzung zwischen Nationalsozialis- 

mus und römisch-katholischer Kirche - gegen den Willen Hitlers! - steigerte sich in der 

Folgezeit. Nach der gegen den Nationalsozialismus gerichteten Erklärung der bayeri- 

schen Bischöfe erschienen mehrere Schriften pro und contra. Besonders hervorzuheben 

ist von dem oben schon angeführten Physik-Nobelpreisträger Johannes Stark seine 

Schrift „Nationalsozialismus und Katholische Kirche mit einer Antwort auf Kundge- 

bungen deutscher Bischöfe“, München, Eher-Verlag 1931. Ferner sind zu nennen: 

K. Trossmann: „Hitler und Rom“, Nürnberg 1931; 

A. Scharnagl (Domdekan): „Die nationalsozialistische Weltanschauung“, Eichstätt 1931; 
Jakob Nötges ($. J.): „Nationalsozialismus und Katholizismus“, Köln 1931; 

G. A. Wilhelm Meyer (Pfarrer): „Nationalsozialismus und Christentum“, Frankfurter 

Volksblatt 1931. 

Der „Völkische Beobachter“ brachte in Nr. 210 vom 29. 7. 1931 einen Artikel: „Der 

Nationalsozialismus in der Beleuchtung des ‚Hochlands‘“. Das war eine führende katho- 

lische Zeitschrift. Der „Völkische Beobachter“ brachte einen ausführlichen Artikel über 

„Das Hakenkreuz - kein heidnisches Zeichen“. 

Ein politischer Skandal ergab sich Ende November durch die „Boxheimer Dokumente“, 

Der NS-Landtagsabgeordnete in Hessen, Dr. jur. Werner Best (1903-1989), Assessor, 

hatte im Laufe des Sommers 1931 einen Plan zur Bekämpfung eines Kommunisten-Auf- 

standes privat ausgearbeitet. Er wurde von einem abgesprungenen Parteimitglied an die 

SPD verraten (25. November). Die Sozialdemokraten spielten die Sache hoch, ein 

„gefundenes Fressen“ für den Beweis der Illegalität der NSDAP. Nach dem Fundort 

„Boxheimer Hof“ wurden die „Boxheimer Dokumente“ Beweismaterial für ein 

Gerichtsverfahren. Bereits am 26. November gab Göring im Auftrag Hitlers beim 

Reichswehrminister Gröner eine Legalitätserklärung ab. Beim Reichsgericht in Leipzig 

lief unabhängig davon eine Anklage gegen Dr. Best wegen Hochverrats seit 30. 11. 1931: 

Dr. Best wurde jedoch am 20. Oktober 1932 freigesprochen.” 
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In Deutsch-Österreich hatte die NS-Bewegung in den zwanziger Jahren keine Erfolge 
erzielt. Erst bei den Landtagswahlen in Kärnten am 9. November 1930 errang sie zwei 
Landtagsmandate, die ersten von den Landtagen der neun Länder. 1931 stand Deutsch- 
Österreich unter einem besonderen Unglücksstern: Die geplante Zollunion, protokolla- 
risch zwischen den beiden Außenministern von Deutschland und Österreich vereinbart, 
scheiterte am Widerstande Frankreichs. Auf der Völkerbundtagung mußten die beiden 
Außenminister unter dem Druck der Alliierten ihren Verzicht aussprechen. 

1931 suchte Hitler die österreichische Parteiorganisation dadurch schlagkräftiger zu 
machen, daß er einen Reichsdeutschen, den Kreisleiter von Wiesbaden, Theo Habicht, 
zum Landesgeschäftsführer, später Landesinspekteur von Österreich ernannte.* 


%* 


Die sozialdemokratische „Münchner Post“ beschäftigte sich in der ersten Nummer vom 
2. Januar 1931 mit der Frage des Arbeitsdienstes. Schlagzeile: „Arbeitsdienstjahr oder 
ein Schuljahr mehr? Nicht Kaserne, sondern Kultur.“ Aus der Feder des verstorbenen 
Reichstagsabgeordneten Dr. Eduard David. Dieser lehnte den Antrag „Drewitz und 
Genossen“ auf Einführung der Arbeitsdienspflicht schärfstens ab und forderte statt des-C 
sen die Verlängerung der Schulzeit um ein Jahr. ! 
In der gleichen Nummer berichtete die Zeitung über Braunschweig: „Der tollwütige 
Naziminister“. Dr. Franzen entließ zum 31. März 26 dissidentische Lehrer. Und Seite 6: 
„Hunnen vom ‚Dritten Reich‘: NS-Überfall auf sozialdemokratischen Lastwagen-Trans- 
port zu einer Versammlung.“ Über „Goebbels feige Mordbanditen - Hakenkreuz- 
schwindel entlarvt“ berichtete sie tags darauf ® Die Zeitung befaßte sich in der folgen- 
den Nummer mit dem Thema „‚Bonzen‘ im Dritten Reich“, z. B. Dr. Ley, General Epp 
usw. Die Minister Frick und Franzen verdienen jährlich 18.000 bis 20.000 Mark.” Am 
7. Januar berichtete die Zeitung über „Eine Unterredung mit Minister Dr. Franzen“ 
(Braunschweig) unter dem Titel „Götz von Berlichingen. Schutzpatron der Haken- 
kreuzler“. Er bezeichnete Götz als Schutzheiligen des Nationalsozialismus und sagte 
wörtlich: „Der Nationalismus ist der Kampf gegen den moralischen Schweinehund in 
uns selber“, ferner: „Unser Parteiprogramm hat mit Vernunft und Logik nichts zu tun.*”' 
„Feder in der Zwickmühle“ war ein Bericht über die Rundfunkdiskussion zwischen Gott- 
fried Feder und dem sozialdemokratischen Professor Dr. Nölting betitelt. Ebenda kam 
auch das Rededuell zwischen dem Sozialdemokraten Ackermann und dem Nationalso- 
zialisten Rudolf Buttmann unter dem Titel „Die Todfeinde der Konsumvereine“ zur 
Sprache.” „Hakenkreuz-Regierungskünste“: Der NS-Landtagspräsident von Braun- 
schweig, Zörner, kündigte weitere Entlassungen von sozialdemokratischen Beamten 
an.” Und in dem Artikel „Das Reichswehrministerium gegen Frick“ berichtete das Blatt 
von einem Versuch Fricks, eine „Reichsbanner“-Übung mit Berufung auf den Versailler 
Vertrag zu verbieten, darüber hinaus das „Reichsbanner“ selbst.” 
„Volksbetrug auf der ganzen Linie! Theorie, Programm und Praxis der Nazis“ befaßte 
sich mit der Einstellung der Hitlerpartei zur Polenfrage und unter anderem auch mit 
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den Honoraren Hitlers für seine Artikel in amerikanischen Zeitungen.” Mit der Schlag- 
zeile „Adolf Hitler vergießt Tränen“ erschien die Zeitung am 5./6. Januar, Untertitel: 
„Die SA-Jungen rebellieren.“ Da druckte das Blatt ein Rundschreiben von Angehörigen 
Berliner Sturmabteilungen an Gesinnungsfreunde im Reich ab. Die „Münchner Post“ 
entnahm das Rundschreiben dem „Hannoverschen Volkswillen“.” 

Ton und Inhalt paßten in die aufrührerische Szene der Berliner SA unter dem OSAF- 
Stellvertreter Stennes, der seit Sommer 1930 in wachsendem Gegensatz zur Münchner 
Reichsleitung geriet. „Das Ausland horcht auf“ meldete das Blatt unter Hinweis auf 
einen Artikel im „Manchester Guardian“ über deutsche „Gegenoffensive gegen den 
Faschismus“.” „Nationaler Sozialismus in Theorie und Praxis“ brachte Ausführungen 
auch über Italien und ein Programm des ehemaligen Sozialisten Benito Mussolini aus 
dem Jahre 1919.” Ebenda ist auch eine Buchbesprechung des von Karl Haushofer und 
anderen Geographen neu und erweitert herausgegebenen Werkes des im Jahre 1922 ver- 
storbenen schwedischen Geopolitikers Rudolf Kjellen unter dem Titel „Das Wesen der 
Großmacht“ veröffentlicht. (Kjellen: „Die Großmächte der Gegenwart“.)” 

„Haftbefehl gegen Nazi-Mordbuben“ in Berlin wegen Ermordung eines „Reichsbanner- 
mannes“ verzeichnete die Zeitung am 20. Januar und brachte einen langen Leitartikel 
über „Hitlers Zickzackkurs. Feders kapitalistische Irrgänge“, ferner „Fememord an 
Fememörder. Das Geheimnis um den Tod des Feldwebels Fahlbusch.“'” 

Die sozialdemokratische „Münchner Post“ befaßte sich am 25. Januar ausführlich mit 
dem im Jahre 1930 erschienenen Buch von Gottfried Zarnow, „Gefesselte Justiz“. Es 
behandelte Justizskandale im roten Preußen. Der Artikel war betitelt: „Gewährsmann 
Ewald Moritz. Zusammengelogene Enthüllungen der Hakenkreuzler.“ Der wahre 
Namen des Autors sei Ewald Moritz, ehemaliger Proviantamtsinspektor aus Zarnow. Im 
Preußischen Landtag wurden angeblich die Ausführungen in dem genannten Buch 
widerlegt.'” 

Der NS-Abgeordnete im Preußischen Landtag, Hinkler, wurde von Hitler wegen Ver- 
untreuung von Parteigeldern abgesetzt. „Die Wahrheit über Thüringen. Zwei Massen- 
versammlungen in München.“'” Fricks Politik in Thüringen wurde in diesem Artikel 
gebrandmarkt. Am Tage darauf knöpfte sich das SP-Organ den NS-Minister Franzen vor 
mit der Schlagzeile „Moralische Verurteilung des Naziministers Franzen“.'” Über Unta- 
ten der Nationalsozialisten berichtete das Blatt am 28. Januar: „Nazibanden überfallen 
Reichsbanner-Lokal“, und am 2. Februar: „Raufereien zwischen Hakenkreuzlern und 
Kommunisten!“ „Parlament oder Diktatur?“ Die Entscheidung liegt beim Reichstag, 
schrieb das sozialdemokratische Organ am 3. Februar 1931. In der gleichen Nummer 
brachte es „Partei der Minderwertigen“. Darin befaßte es sich mit einem Artikel Hitlers 
im „Illustrierten Beobachter“ über Minderwertige in der Partei.’ 

Am 26. Januar brachte die Zeitung unter dem Titel „Patriot und Honorar“ einen aus- 
führlichen Bericht über den „Jung-Prozeß in zweiter Auflage“ gegen die sozialdemokra- 
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tischen Blätter „Münchner Post“ und „Pfälzische Post“ wegen übler Nachrede. Die 
„Münchner Post“ schreibt dazu: „Herr Jung ist ein reaktionärer Nationalist, der am 12. 
April 1923 von der Besatzungsbehörde aus der Pfalz ausgewiesen wurde und der es sich 
in München und im Gebirge wohl sein ließ, denn er erhielt durch Vermittlung des 
Roten Kreuzes jeden Monat 480 Mark Unterstützung. Schließlich etablierte er sich in 
München als Rechtsanwalt. Er ist der Verfasser der Hetzschrift gegen die Republik und 
Demokratie ‚Die Herrschaft der Minderwertigen‘.“ 

'5 Unter der Schlagzeile „Wo waren Sie an der Front?“ brachte das Blatt einen Artikel 
„So sieht die Nazi-Fraktion aus“. Es folgen Artikel „Ein Hakenkreuzler als Diätenschin- 
der“ und „Ketzer Rosenberg soll verbrannt werden“. Die SPD hatte einen Film „Ins drit- 
te Reich“ drehen lassen, satirisch gegen die Nationalsozialisten; „Verbot eines sozialde- 
mokratischen Films“, durch die Filmoberprüfstelle berichtete darüber das Blatt. „Gegen 
die Zulassung hatten sich Vertreter des Reichsministeriums des Innern und des Auswär- 
tigen Amtes ausgesprochen.“ Ferner brachte das Blatt die Mitteilung von der Gründung 
einer Wehrorganisation des Zentrums „Kreuzschar“. Laut Vossischer Zeitung trat sie in 
Beuthen (Oberschlesien) erstmals öffentlich auf. Die Gründung ging auf einen Beschluß 
des Reichsparteivorstandes zurück.'* 

„‚Erfolge‘ der Hitlerbewegung. Die Auffassung der Franzosen“; darüber und über „Fäl- 
schermethoden der Hakenkreuzler“ berichtete das Blatt am 3. Februar. „Konfessions- 
streit im Hitlerlager“ und „Ein Berliner Hakenkreuzmörder in München verhaftet“ teil- 
te das SPD-Organ am 5. Februar mit. „Maulkorbzwang für Hakenkreuzler“ und „Häus- 
liche Streitigkeiten im Nazi-Büro“ wußte das Blatt am 6. Februar zu berichten. „Ein 
Urteil über Hakenkreuzler und ihre Presse“, ferner „Rache an Hindenburg. Früchte der 
Nazi-Erziehung“ und „Landsknechte vom Hakenkreuz“ waren Themen am 7./8. Febru- 
ar. „Der Kampf um die Betriebe. Hitlers Zellenorganisation“ war der Tätigkeit der NS- 
Betriebszellenorganisation gewidmet.'” 

Ebenda meldete die Zeitung „Schwere Niederlage der nationalbolschewistischen Oppo- 
sition“. Und zwei „Zeichen des Verfalls“ glaubte das sozialdemokratische Organ in 
einem ausführlichen Artikel über die Hitlerpartei feststellen zu können: „Der General- 
angriff der Sozialdemokratie gegen die Lügenfestung der Hitlerpartei gewinnt immer 
mehr an Boden. Ein Lügenbollwerk nach dem andern wird niedergelegt. (. . .) Drei 
Gruppen halten noch ihren Kern. Die einen, die Bonzen und die es werden wollen, 
kämpfen um ihren Profit. Die anderen verfolgen ihre reaktionären und großkapitalisti- 
schen Ziele. Die dritten aber brauchen, da während ihrer Haupterziehungszeit ihre Väter 
im Felde standen, ein Ventil für ihre ungeläuterte Rowdyseele (. . .)“"* 

Und zwei Tage später: „Auszug der nationalistischen Opposition aus dem Reichstag. 
Streikende Diätenschinder“, ferner: „Hitlers Umtriebe“, „Sie mobilisieren“.'” Einen um 
die Existenz der Weimarer Republik besorgten Artikel brachte die „Münchner Post“ mit 
dem Titel „Das Ringen für Parlamentarismus und Demokratie. Um Sein oder Nicht- 
sein®.!” 

Die Obstruktion der „nationalen Opposition“ durch das Fernbleiben vom Reichstag 
beschäftigte das Blatt weiter: „Hitler und Hugenberg streiken weiter“, „Der Korruptions- 
sumpf des Hakenkreuzes. Die Macher des Bürgerkriegs“, ferner: „Diätenschinder vom 
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Hakenkreuz. Nur mit dem Maul für die Erwerbslosen“; „Hitlerpartei verhilft Mordbuben 
zur Flucht“.'" Mit Genugtuung verzeichnete das Blatt ebenda eine Stellungnahme des 
bayerischen Ministerpräsidenten Held gegen die Hitlerpartei. „Die Internationale der 
Hakenkreuz-Mordbuben. Die Hausdurchsuchung in der Goebbels-Zentrale.“ 

„Die Demagogie der Diätenschinder. Briefwechsel zwischen Löbe und Stöhr“ waren 
Themen der nächsten Nummern.'” Im sozialdemokratischen Preußen wurde 
„Zugehörigkeit zur NS-Partei Entlassungsgrund‘“.'” „Mussolini-Millionen für den Aus- 
landsfaszismus“ war Thema am 18. Februar, ebenda auch „Das Machwerk ‚Gefesselte 
Justiz‘“. Erklärungen des preußischen Justizministers.' Mit der Schlagzeile „Doppelte 
Moral der Nazipartei. Ein Erlaß Hitlers“ ging es am folgenden Tag weiter. Ein Leitarti- 
kel Högners befaßte sich mit dem Thema „Unfruchtbarmachung“*. Der Antrag der SP 
zum Unfruchtbarmachen von Gewohnheitsverbrechern fand seine Zustimmung.” 
„Die Hakenkreuzler auf dem Kriegspfad. Wie sie die Schuld umlügen“ hieß es in der 
nächsten Nummer. Besondere Sorgen bereitete der Einfluß der Faschisten auf die 
Jugend: „Jugend und Faszismus. Die größte Gefahr des Faszismus besteht in seinem 
großen Einfluß auf die Jugend.“'* Das „Schulprogramm“ der Hitlerpartei wurde mit 
zwei Fortsetzungsartikeln abgehandelt.'' Kleine Mißerfolge der Nationalsozialisten ört- 
lichen Charakters spielte das sozialdemokratische Blatt hoch: „Wie der neue Wind weht. 
Aufstieg der SP und Rückgang der Nazi“, in Treuburg (Ostpreußen). „Hakenkreuz 
zieht nicht mehr“ fabelte die Zeitung am 26. Februar. „Meuterei bei Hitler. NS-Funk- 
tionäre in Görlitz streiken.“ 

In der gleichen Nummer berichtete sie: „Ein Drei-Millionen-Erpressungsversuch der 
Hakenkreuzler.“"” „Ein Nazi-Manöver fehlgeschlagen. Der Staatsgerichtshof gegen die 
Hakenkreuzler.“ „Trotz Hitlers Eid Vorbereitung zum Hochverrat. Ein Urteil des Reichs- 
gerichts.“ „Gott ist ein Deutscher. Neueste Hakenkreuz-Feststellung (Deutschvölkischer 
Katechismus in Leipzig)“ lauteten antifaschistische Artikelüberschriften am 28. Febru- 
ar.'”” Ferner: „Gegen die politische Verhetzung der Jugend.“ In der Nummer vom 3. 
März prangte die Schlagzeile: „Hitler--Mordbuben“, ferner: „Krach um Bonner Hitlerla- 
ger“. Am 5. März die Schlagzeile: „Diäten für Reichstagsschwänzer“ und „Waffenfunde 
bei Nationalsozialisten“.'”' 

Einen „Hakenkreuzler-Skandal im Landtag mit Streichers Kaschemmenton“ meldete 
die Zeitung am 6. März. Am Tage darauf brachte sie die Schlagzeile „Kampf um die 
deutsche Kunst“ mit dem Untertitel „Eingeschlagene Nasenbeine“, ferner die Meldung: 
„Reichstagsmehrheit für Remarque-Film“.'” Die Nummer vom 10. März brachte meh- 
rere antifaschistische Artikel. Schlagzeile: „Fiasko und Hakenkreuz-Außenpolitik“, 
betreffend italienisch-französische Annäherung. „Der nordische Mensch Hitler“ lautete 
ein weiterer Artikel, und über den Hamburger Gauleiter: „Ein ‚rauher Kämpfer‘. Herr 
Kaufmann, MdR und Gauleiter von Hamburg.“ '” 
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„Hakenkreuz-Horde im Rathaus. Rauferei im Stadtrat“ meldete das Blatt am 11. März, 
und „Hakenkreuz-Skandal im Landtag“, „Hakenkreuz-Polizeiwachtmeister schießt sei- 
nen Vorgesetzten nieder“, berichtete die „Münchner Post“ am 14./15. März, ebenda: 
„NS-Theater in Kassel*.'*” Die Zeitung führte am 17. März die Schlagzeile: „Drei Haken- 
kreuzler Hamburger Mordbanditen“, am folgenden Tage die Schlagzeile: „Kaltblütige 
Vorbereitung der Nazi-Mordtat“, weiter: „Rebellion im Hitlerlager“ und „Neue Bluttat 
einer Nazi-Horde“.'* Es geht weiter in der nächsten Nummer: „Nazi überfallen eine 
SPD-Versammlung“, dann: „Hitler-Sumpf“, und drittens: „Was bedeutet das Haken- 
kreuz?“ mit einer Hakenzeichnung und folgenden Aufschriften: links oben: „Hoch das 
Kapital“, links unten: „ein bissel links“, rechts oben: „ein bissel rechts“, unten: „Nieder 
mit dem Arbeiter“.'” 

„Wie es bei den Nazi zugeht“ berichtete die Zeitung am 21./22. März, und weiter „Das 
wirtschaftszerstörende Hakenkreuz. Abwehrkundgebungen der Genossenschaften und 
Warenhaus-Angestellten“ und „Die völkischen Geldmacher“.'”* „Von Hitler kuriert“ und 
„Im Solde der Unternehmer. Ein Geheimschreiben Hitlers“, ging es weiter.'” 

Die sozialdemokratische Zeitung füllte ihre Seiten mehr und mehr mit Berichten über 
die „Hakenkreuzler“. In der Nummer vom 25. März erschienen folgende Artikel über 
Nationalsozialisten: „Der Nationalbolschewismus“, „Eine schwere Schlappe Fricks“, 
„Hakenkreuzlerisches Banditentum“, „Die NS-Straßenreiniger“.'” Genugtuung bereite- 
te der Linken der Sturz Fricks in Thüringen: „Nazi-Frick packt Koffer“; „Allgemeine 
Opposition gegen Dr. Frick“; „Fricks Ende“;'” „Nazi-MdR verhaftet“ (Dr. Robert Ley) 
und „Nationalsozialistische Landfriedensbrecher“. „Sechseinhalb Millionen genarrt“, 
„Politische ‚Reife‘ des NS in Wort und Tat“ und „Rechtsradikale Wirtschaftsschädigung“ 
wurden in der Nummer vom 28./29. März abgehandelt. 

„Pleite bei Hitler“. Die Berliner Ausgabe des „Völkischen Beobachters“ wurde am 1. 
April eingestellt. „Der Untergang Hitlers“, Artikel in der britischen Zeitung „News 
Chronicle“, wurde mit Freuden verzeichnet.'” Am 5. März hatte das sozialdemokrati- 
sche Organ folgendes Gedicht gebracht: „Adolfs Legalität“. „Ich bin legal und bleibe 
legal! Was meine Landsknechte tun, ist mir egal! Ich bin die Legalität in Potenz! ‚Legal‘ 
bis zum Putsch ist meine Tendenz! Ich habe die Legalität beschworen! Ich bin legal bis 
über die Ohren! Ich habe verboten, Waffen zu tragen! Meine Leute töten legal, was 
gibt’s da zu fragen? - Trotzdem - sie gehorchen präzis den Befehlen: Sie springen den 
Menschen legal an die Kehlen! Sie schlagen Radau, sie reizen die Bürger. Sie jagen durch 
nächtliche Straßen als Würger! Sie stechen und schießen und morden legal! Und da ich 
legal bin, sind die Morde es auch! Und wenn ihr vor Wut euch wälzt auf dem Bauch. 
Alles andere ist Taktik von meinen Leuten; die wissen, was meine Befehle bedeuten! 
Balmung.“'” 

Über eine Versammlungsrede des Führers der bayerischen Sozialdemokraten, Erhard 
Auer, berichtete die Zeitung am 9. März unter dem Titel „Wo sitzen die Bonzen? Auers 
Abrechnung mit dem Hakenkreuz“. Auf der gleichen Seite steht folgendes Gedicht: 
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„Adolf ist kein Bonze! Herr Hitler ist kein Bonze, oh nein! Wie könnt’ er sonst Besit- 
zer einer Luxuswohnung sein? Im feinsten Viertel Münchens und nicht beim Volk im 
Dreck. (. ..) Herr Hitler ist kein Bonze, er sitzt auch nicht im Speck. Herr Hitler ist kein 
Bonze, oh nein! Wie könnt’ er sonst Besitzer von Luxusautos sein? Er fährt im feinsten 
Mercedes, sitzt er da nicht im Speck? Ja, was dahinter herläuft, schluckt ganz umsonst 
den Dreck. Herr Hitler ist kein Bonze, oh nein! Könnt’ er in Berchtesgaden sonst 
Schloßbesitzer sein? Wie ist denn das, Herr Hitler? Dazu braucht man doch Speck! So 
nämlich denkt das schlichte Volk. Das arme Volk im Dreck. Herr Hitler ist kein Bonze, 
oh nein! Wie könnt’ er sonst der Pascha im Braunau-Palaste sein? Tatü, tata, hipp, hipp, 
hurra! Wer kommt denn da? Mit Bankkonto und Überweisungsscheck - Bonze im 
Speck, Volk im Dreck!“ '* 

Mit der Schlagzeile „Abrechnung mit der Hitlerei“, „von Mücke spricht im Bürgerbräu- 
keller“ in einer sozialdemokratischen Massenversammlung brachte das Blatt einen aus- 
führlichen Versammlungsbericht. Der Andrang war so groß, daß eine Parallelversamm- 
lung abgehalten werden mußte, mit Lautsprecherübertragung der Rede Mückes. Dieser 
richtete scharfe Angriffe auf die NSDAP und Hitler persönlich aufgrund übler Erfah- 
rungen, die er als früherer Angehöriger der NSDAP gemacht hatte. „Hitler“, erklärte von 
Mücke, „hat mir wiederholt sein Wort verpfändet und es jedesmal gebrochen.“ 

In der Angelegenheit Killinger suchte von Mücke Hitler telefonisch zu erreichen. Er 
telefonierte nach München, Berlin, Nürnberg, immer hieß es: „Hitler ist nicht da. Suche 
einmal einer Hitler, wenn es gilt, die Verantwortung zu übernehmen. Man wird ihn 
nicht finden. (Stürmische Zustimmung.) (. . .) Hitler hat kein Programm, er ist auch gar 
nicht der Führer, sondern der Geschobene. (. . .) Wenn die Leute, die hinter Hitler ste- 
hen, ans Ruder kämen, würden wir in einen sinnlosen, neuen Krieg gehetzt. (. ..) Der 
Kapitalismus“, schloß von Mücke, „war die Triebfeder zum Krieg, er ist schuld an unse- 
ren gegenwärtigen Notzuständen. Der Kapitalismus ist das größte Unrecht, der Sozia- 
lismus aber wird ein freies Deutschland mit sozialer Gerechtigkeit bringen. Wir fordern 
nicht Almosen, sondern Recht auf Arbeit. Nieder mit dem Kapitalismus, es lebe das 
Menschenrecht.“'” (Stürmische Zustimmung.) 

In der Nr. 68 vom 24. März 1931 brachte die „Münchner Post“ zwei „Enthüllungen“ 
über Hitler und seine Partei, die eine unter dem Titel „Von Hitler kuriert“, die zweite 
„Im Solde der Unternehmer. Ein Geheimschreiben Hitlers“. Die erstgenannte brachte 
die Gründe für die Abwendung des Leutnants Scheringer von der Hitler- zur Thälmann- 
Partei, die zweite einen Brief Hitlers an die Gauleitung Hessen (Darmstadt) betreffend 
Kampfschatzspenden einiger Firmen an die NSDAP in Höhe von 15.000 DM. „Der ent- 
larvte Hitler macht es sich sehr einfach. Er behauptet dreist, der Inhalt des Schreibens 
sei von Anfang bis Ende frei erfunden.“ '* 

Unter der Schlagzeile „Die ‚nationale Opposition‘ entrüstet sich“ brachte die Zeitung 
„Erklärungen der Reichs- und bayerischen Regierung“ zu einer neuen Verordnung des 
Reichspräsidenten zur Erweiterung der Exekutive der Länder und einen ausführlichen 
Versammlungsbericht: „Die Kulturschmach des Hakenkreuzes“ über eine überfüllte 
sozialdemokratische Versammlung im Löwenbräukeller, „in der Genosse Pfarrer Eckert 
- Mannheim“ sprach, gegen den NS-Pfarrer a.D. Münchmeyer. 

Eckert führte unter anderem aus: „In den zwanzig Jahren, in denen ich Sozialdemokrat 
bin (bravo!), habe ich nirgends mehr Drang zum Licht, mehr Glauben an eine sittliche 
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Weltordnung und an die Zukunft der Menschheit gefunden als beim Proletariat. (Stür- 
mische Zustimmung.) Ein wirklich frommer Mensch kann nicht mit Worten das Ewige 
erfassen. Und nun kommen die Nationalsozialisten und machen aus dem Gott der Wel- 
ten einen deutschen Herrgott (schallendes Gelächter), ein Ideal des nordischen Edel- 
menschen (erneutes Gelächter). (. . .) Ich verwahre mich dagegen, daß eine Weltan- 
schauung christlich genannt wird, die bewußt den Krieg herbeiwünscht und verherrlicht. 
(Stürmische Zustimmung.) Ich habe als Soldat, nicht als Pfarrer, im Weltkrieg in vor- 
derster Linie gekämpft und bin gegen den Krieg, weil ich mir nicht denken kann, daß 
Gott, der die Menschen geschaffen hat, es will, daß wir uns gegenseitig morden. (Stür- 
mischer Beifall.) (. . .)“'” 

Mit der Schlagzeile „Der Anfang vom Ende der Hitlerei. Offene Auflehnung gegen 
Adolfs Führerschaft“ leitete das sozialdemokratische Organ seine Berichterstattung über 
die „Stennes-Meuterei“ in Berlin ein.” Am gleichen Tage meldete sie triumphierend 
den „Sturz der Nazi-Herrschaft in Thüringen. Fricks schmählicher Abgang“. Tags darauf 
gingen die sensationellen Meldungen über die SA-Meuterei weiter mit der Schlagzeile 
„Papiergranaten Hitlers gegen die nordischen SA-Meuterer. Der kleine Goebbels soll 
helfen“.'” Über „Die Führer des Aufstandes gegen Hitler. Stennes und Dickel“ wußte 
das sozialdemokratische Organ mitzuteilen.’ 

Am 4./5. April meldete das Blatt weiter: „Der rasende Adolf. Hitlers Bannfluch“. Unter 
dem Titel „Tarife der Hitlerbonzen“ heißt es: „Um die übermäßigen Spesen, die das 
Erwachen Deutschlands bisher erfordert hat, herabzudrücken, hat Goebbels ein Rund- 
schreiben erlassen, das Richtlinien für Diätenvergütungen an Versammlungsredner ent- 
hält. Es werden Höchsttarife vorgeschrieben, die streng nach dem Rang der Bonzen des 
Dritten Reiches abgestuft sind. (. . .)“'" „Der Froschmäusekrieg im Hitlerlager. Die Hit- 
lerbonzen und ihr Eigentum“, „Die allergetreueste Opposition“ lautete die Fortsetzung 
in der nächsten Nummer, ferner ebenda: „Hitler in Nöten“, „Die Angst um die Partei- 
kasse“, „Hitlers Bannfluch gegen die Intellektuellen und Offiziere“, „Wie man Stennes 
abtun will“, „Der unangenehme Stennes“.'” Über den „Niedergang der Nazi-Bewe- 
gung“ wußte die Zeitung zu berichten: „Schulden über Schulden“. Der Geldgeber der 
rheinischen Nazi-Bewegung, Prinz Friedrich Christian zu Schaumburg-Lippe, löst seine 
Beziehungen zu Dr. Ley, bleibt aber Hitler treu.'” „Die Zirkusparade des Hakenkreuzes“ 
im Zirkus Krone mit Röhm und Epp als Rednern verzeichnete das sozialdemokratische 
Organ. 

Die Nummer 84 vom 13. 4. brachte mehrere Artikel über und gegen die Nationalsozia- 
listen: „NS-Sumpf in Frankfurt“, „Ein Vorkämpfer des 3. Reiches“ (Betrugsfall). „Adolf 
Hitler des Landesverrats bezichtigt“, meldete die Zeitung mit Berufung auf einen Arti- 
kel im „Echo de Paris“. Demnach erschien Adolf Hitler 1918 [sic! Franz-Willing] im 
Vorzimmer alliierter Botschafter und wurde auch vom französischen Oberkommissar in 
Koblenz empfangen. 

Ferner griff das Blatt unter dem Titel „Los von der Hitlerei! Drei Fälle“ die Krise der Hit- 
lerbewegung auf, symbolisiert in „Der Fall Mücke“, „Der Fall Scheringer“ und „Der Fall 
Stennes“. Außerdem behauptete die Zeitung mit dem Artikel „Russische Wahlgelder für 
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die Hitlerpartei*, Hitler habe für die Wahlen 1930 fünf Millionen Mark von Sowjet- 
rußland erhalten, mit Berufung auf den ehemaligen sowjetrussischen Botschaftsrat in 
Paris, Bessedowski.'“ „Der Streit im Hakenkreuzlager. Stennes’ Abrechnung mit Hitler“ 
war Thema des Leitartikels am 11./12. April 1931. Weitere Artikel über das Lieb- 
lingsthema „NS“: „Rauher, aber herzlicher Ton, Nationalsozialistisches Landsknechts- 
tum“, „Der mutige Goebbels“, „Wie der große Adolf Frick retten wollte“, „Hakenkreuz- 
pleite“, „Neue Naziüberfälle*, „Der verlorene Nazi-Nimbus“.'“ Der Kampf gegen die 
Hakenkreuzler begann sogar den Zeitungsteil für die Lokalnachrichten und auch die 
Literaturrubrik zu füllen.'* 

„In der Zinsknechtschaft des Großkapitals“ behandelte die „Wirtschaftsideologie“ des 
Nationalsozialismus, gewürzt war der Artikel mit einer Hitler-Karikatur aus dem „Simpli- 
cissimus“.'” Goebbels wurde wegen Beleidigung des jüdischen Polizei-Vizepräsidenten 
von Berlin verurteilt.“ Der Gauleiter in Essen, Terboven, wurde wegen Notzucht verklagt, 
schrieb das Blatt: „Ein sittlicher Erneuerer“. Über „Finanzielle Pleite bei den Nazis“ mel- 
dete das Blatt mit dem Hinweis auf die Schuldenlast der Ortsgruppe Hannover, „während 
für das Geld seiner Parteimitglieder Hitler einen Palast nach dem andern kauft (. . .)“.'" 

„Nazi-Hochschulgruppen in Berlin aufgelöst und NS-Studententum an bayerischen 
Hochschulen“ war ein Thema in der Nummer 95 vom 25./26. 4. 1931: „Dr. Goebbels 
in München verhaftet und nach Berlin abtransportiert!“ berichtete die Zeitung am 28. 
April. „Goebbels gegen Hitler“ wußte das Blatt mitzuteilen. Mit Berufung auf eine Zei- 
tung von Stennes (Nr. 5 vom 25. 4. 1931) hatte ein Kameradschaftsabend Goebbels - 
Stennes ‚Arbeiter, Bauern, Soldaten‘ stattgefunden." 

„Ein Monat Gefängnis für Goebbels“ (wegen Beleidigung) konnte die „Münchner Post“ 
in der letzten Aprilnummer mitteilen.‘ „Das Braune Haus“ beschäftigte das sozial- 
demokratische Organ in steigendem Maße, und so widmete es unter diesem Titel 
dem Stein des Anstoßes eine ganze Druckseite. Zwischentitel: „Vom Sozialismus zum 
Kapitalismus“, „Vom Parteilokal zum Raffkeschloß“, ‚Vom Antikapitalisten zum 
Schloßherrn“, „Wie sie selbst ihren Palast sehen“.'” 

Laut Hitler, so wußte die Zeitung zu berichten, soll General Litzmann Reichspräsident 
werden. In der gleichen Nummer meldete das Blatt, der sozialdemokratische Abgeord- 
nete Aenders habe Hitler mit dem Wiedertäufer Jan Bockelson verglichen. „Der Kultus 
protestantischer Geistlicher mit Hitler“ habe verheerende Wirkungen, bemerkte die Zei- 
tung.'” „Ein Nazi-Führer Landesverräter“ in Schneidemühl, wußte die „Münchner Post“ 

zu berichten, ferner: „Aus Hitlers ‚Spießerpartei‘. Goebbels gibt jede: Hoffnung auf“, 
laut Stennes-Organ. „Ein nationalsozialistischer Verleumder“ erhielt für sein Lügenmaul 
500 Mark Strafe.'”* 

„Hitlerhorden sprengen Versammlungen des Tannenbergbundes in Kiel“, teilte die Zei- 
tung am 6. Mai mit.“ Gemeint ist die Organisation der Ludendorff-Anhänger. Über 
den „Untersuchungs- und Schlichtungsausschuß der NSDAP“, abgekürzt „Uschla“, 
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brachte das Blatt einen Artikel „Die Hitlersche G.P.U.“ Und in der gleichen Nummer 
berichtete es über „Hakenkreuzterror in Hannover. Versammlungssprengung mit Trä- 
nengas und Stinkbomben.“'* „Das Reklame-Attentat auf Goebbels“ erfolgte laut Sten- 
nes mit Knallfröschen. 

Der Artikel „Sittliche Erneuerer“ brachte eine Aufzählung von NS-Straftaten. In der 
gleichen Nummer meldete die Zeitung „Umsturzvorbereitungen der Hakenkreuzler und 
die Regierung sieht zu“ in München. „Der bayerische Staat füttert seine Totengräber.“'” 
In der Nummer vom 9./10. Mai wußte das Blatt folgendes über die Hakenkreuzler mit- 
zuteilen: „Ehrabschneider Feder zu 800 Mark verurteilt“, „Pressemethoden beim Haken- 
kreuz“, und Seite 2: „Hitler der Legale. Neue Bekundungen durch Eid.“'* Am 13./14. 
Mai zählte die Zeitung folgende Schandtaten der Nationalsozialisten auf: 1. „Haken- 
kreuzlerdiäten“, 2. „NS-Skandal im Rathaus. Esser und Amann wurden ausgeschlossen, 
3. „Goebbels wieder zu 5000 Mark verurteilt“.'* 

„Nazi-Machenschaften mit dem Anschlag auf den Rassenforscher Günther“ meldete die 
„Münchner Post“ am 15. Mai. Weitere Anti-NS-Nachrichten waren: „Frick lieferte 
Akten an seine Parteifreunde“, ferner: „Der Hohenzollernstern über dem 3. Reich“.'® 
„Meineidsverfahren gegen Hitler? Falsche Aussage im Berliner Prozeß“ lautete die 
Schlagzeile in der nächsten Nummer; ebenda brachte sie „Anklage gegen Nazi-Minister 
Franzen“ und „Fricksche Personalpolitik*.'" Schlagzeile über Österreich: „Hakenkreuz- 
Schlappe in Innsbruck“, ebenda: „Rothschilds Pleite. Zusammenbruch der Österreichi- 
schen Creditanstalt.“'* 

„Der Hitlersche Parteistall auf den Hochschulen“ hieß es in der nächsten Nummer. Und 
einige Tage später konnte das sozialdemokratische Organ über „Neue Industriegelder 
für Hitler“ vom Bergbauverein, angeblich eine halbe Million, berichten.’ Zu dieser 
Finanzmeldung kam wenige Tage später noch der Nachtrag: „Die Industriegelder für 
Hitler. Die Reichsregierung im Bilde.“'* Mit der Schlagzeile „Hohenzollernpropaganda 
der Hitlerpartei“ brachte das Blatt einen ausführlichen Bericht über eine Rede des schle- 
sischen Gauleiters Helmut Brückner auf dem Schloß der Leiterin des Königin-Luise- 
Bundes in Anwesenheit des preußischen Kronprinzenpaares. Demnach sagte Brückner, 
die NSDAP arbeite „planmäßig auf die Errichtung einer Monarchie“ hin. Es sei „kein 
Zufall, daß die NSDAP seit Monaten schon und in nunmehr verstärktem Umfange den 
Hohenzollernprinzen August Wilhelm als Redner auftreten lasse“.'% 

Ebenda berichtete die Zeitung auch über die Eröffnung der Reichsführerschule zur 
Sicherung der Parteieinheit. Hitler verankert seine Parteidiktatur“.'* Der Artikel „Hitler 
und seine Partei“ bringt eine ausführliche Besprechung von zwei im Rowohlt-Verlag, 
Berlin, erschienen Broschüren: Weigand von Miltenberg: „Adolf Hitler - Wilhelm III“ 
und von Walter Oehme und Kurt Caro: „Kommt das Dritte Reich?“ Die Zeitung emp- 
fiehlt die Lektüre mit den Worten: „Lest die beiden Broschüren (. . .) und urteilt 
selbst.“ '” 
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„Ein Schuß, ein Schrei - und schon war alles vorbei!“ ist die Überschrift eines Berichtes 
über eine NS-Versammlung im Zirkus Krone mit Oberleutnant a.D. Paul Schulz als 
Hauptredner über das Thema „Feme“. Unter dem Titel „Neue Scherze des Rasseclowns“ 
brachte die Zeitung einen zynischen Artikel über den „bekannten Rasseforscher Pg. 
Ministerialrat i. e. R. Hanns (!) Konopath“. 
Tags darauf veröffentlichte das sozialdemokratische Sprachrohr auf der ersten Seite 
einen ausführlichen Artikel: „Der Stabschef als Nutznießer der Republik.“ „Betr.: 
Hauptmann a.D. Ernst Röhm.“ „Warme Brüderschaft im Braunen Haus. Das Sexual- 
leben im Dritten Reich“, waren die Schlagzeilen der „Münchner Post“ am 22. Juni 1931 
(Nr. 140). Das sozialdemokratische Organ griff in aller Ausführlichkeit das Thema 
„Homosexualität“ des Stabschefs der SA, Ernst Röhm, auf und brachte dafür Indizien- 
beweise. Ebenfalls auf der ersten Seite publizierte das Blatt einen Bericht über einen SA- 
Aufmarsch in Mühldorf (Inn) „in Uniform vor den Augen der Behörden“ trotz der Not- 
verordnung zur Bekämpfung politischer Ausschreitungen.’ 
Die „Mordbanditen vom Hakenkreuz und Sowjetstern“, „Arbeitsgemeinschaft Hitler - 
Hugenberg“, „NS-Landesverrat“ (Rede des Gauleiters Adolf Wagner im Landtag), „Die 
Pleite der Nazi-Regierung in Braunschweig“, „War Esser Drückeberger?“, „Lügen des 
Hitlerkults“, „Adolf, von Gott gesendet“ (Äußerung von Prinz August Wilhelm) waren 
Themen und boten Schlagzeilen in den folgenden Nummern.'” „Studentenkrawalle an 
der Universität“ gegen den Professor Nawiasky am 27.(28. 6. meldete die Zeitung.'” 
„Hitlers Attentats-Ängste“ mit dem Untertitel „Homosexuellen-Drang nach der Futter- 
krippe* brachte die Fortsetzung des Berichtes über „Warme Brüderschaft im Braunen 
Haus. Das Sexualleben im Dritten Reich“. 
Weiter ging es tags darauf mit der Schlagzeile: „Das Braune Haus der Homosexuellen. 
Die homosexuelle Linie von München nach Berlin verlängert.“ Ein aufschlußreicher 
Brief des Oberleutnants a.D. Paul Schulz, Nachfolger von Stennes als OSAF-Ost, ist der 
wesentliche Inhalt.’ „Schwulitäten“ wußte das Blatt einige Tage später zu berichten.'” 
„Die nationalsozialistische Mordwelle“ wurde von der „Münchner Post“ am 29. Juni mit 
der Aufzählung einiger Überfälle von SA- und SS-Leuten auf Reichsbanner-Angehörige 
angeprangert. Gleichzeitig meldete das Blatt einen „Abbau der Hitlerei. Die Soldaten- 
spielerei wird zu teuer“. Unter diesem Titel veröffentlichte das Blatt „eine Geheimver- 
fügung“ des „obersten SA-Führers Röhm“ über drastische Einsparungsmaßnahmen.'” 
„Schwulitäten“ wußte die Zeitung unter Bezug auf die vorangegangenen Mitteilungen 
über die Homosexualität Röhms zu berichten, zunächst eine Berichtigung des Ober- 
leutnants Paul Schulz, die das Blatt abdrucken mußte, und dann wieder der Vorwurf 
gegen Schulz, einen Fememord begangen zu haben. Ferner teilte die Zeitung mit, das 
Justizministerium habe ein Verfahren gegen Röhm wegen Vergehens gegen den Paragra- 
phen 175 eingeleitet.” „Das sind die Nazi-Studenten. Die Münchner Universität 
geschlossen“ wegen der Krawalle um den jüdischen Professor Nawiasky, meldete die Zei- 
tung am 1. Juli. Am anderen Tag lieferte das „Braune Haus“ die Schlagzeile: „Das Ärger- 
nis des Braunen Hauses verboten.“ Bewachung durch uniformierte Personen nicht 
erlaubt. Tags darauf lautete die Schlagzeile: „Man pfeift auf Herrn Stützel. Mangelnde 
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Entschlossenheit der Polizei. Überfallkommando am Braunen Haus.“'” Einen „Spar- 
erlaß der Nazileitung“ mit dreißigprozentiger Kürzung der Bezüge konnte die Zeitung 
am 4. Juli mitteilen, und einen Tag später: „Innenminister und Polizeipräsident mit dem 
Tode bedroht. Befristetes Uniformverbot in München.“ '* 

„Unerhörter Hakenkreuzskandal im Rathaus. Esser und Amann von der Sitzung ausge- 
schlossen“, meldete das Blatt am 8. Juli. Zwei Tage später griff es wieder das Thema 
„Zum Fall Röhm“ auf. Demnach lagen fünf Strafanzeigen wegen Vergehen gegen Sitt- 
lichkeit vor ($ 175).'” „Das ist Hitlers Garde, die ihren Adolf ziert“, lautete die Schlag- 
zeile am 11./12. Juli. 

Ein Nazi, der im Gefängnis sitzt, nennt seine früheren Kameraden „Einbrecher, Zuhäl- 
ter, Taschendiebe, Betrüger, Zechpreller, Straßenräuber und Meineidige“.'” Gegen den 
deutschnationalen Justizminister Franz Gürtner erschien ein Artikel „Hakenkreuzmini- 
ster Gürtner sabotiert die Regierung“. Über den „Nazi-Minister Franzen vor Gericht“ 
mußte das Organ einen Freispruch melden.'” „Der Zusammenbruch. Eine Folge der 
Septemberwahlen.“ 

Mit dieser Schlagzeile hob die Zeitung den finanziellen Bankrott des Reiches hervor. 
Demnach hatte die Reichsbank von vier Milliarden Gold- und Devisenbeständen drei 
Milliarden verloren.'” „Eine geheime Instruktion an die SA“ brachte das Blatt mit dem 
Titel „Der ‚legale‘ Herr Hitler“ (Murnauer Saalschlachtprozeß). Dem „Bayerischen 
Kurier“ entnahm die Zeitung folgenden Auszug aus einem Schreiben eines Dr. Freiherr 
von der Reck vom 20. 8. 1931 an die Reichsleitung der NSDAP: „Seit 1928 Mitglied 
der NSDAP. (.. .) Eine kurze Tätigkeit als juristischer Referent bei der Reichsleitung der 
NSDAP und der Obersten SA-Führung im Braunen Hause hat indes genügt, mich von 
der geistigen und moralischen Unzulänglichkeit eines wildgewachsenen Führerhaufens 
zu überzeugen.“ 

Am 26. August konnte die „Münchner Post“ ein Verbot des „Völkischen Beobachters“ 
bis zum 1. September melden. Über „Nationalsozialisten und Gewerkschaften. Richt- 
linien des Braunen Hauses“ berichtete das sozialdemokratische Blatt am 27. August.'” 
Mit der Überschrift „Hitler auf dem Bauernfang“ wies die Zeitung auf das Erscheinen 
der „Nationalsozialistischen Landpost“ hin. „NS-sche AP“ hatte den Untertitel: „Pracht- 
schau ausländischer Automobile“ beim Thüringer Gautag der NSDAP.'* 

„Helden des Dritten Reichs. Ein brutaler Fabrikant-Geldgeber der Berliner Hitlerei.“ 
Demnach unterstützte der Inhaber der zusammengebrochenen Seidenfabrik Cords Hit- 
ler.'“ „Die Partei“175 - mit diesem Titel wies die Zeitung auf ein Verfahren gegen 
OSAF-Stellvertreter Werner von Fichte in Düsseldorf hin.’ In den nächsten Nummern 
brachte das Blatt Berichte über „Helden des Dritten Reiches“, „NS-Tapferkeit vor 
Gericht“, „Blutrausch der Hitlerbuben“, „Nationalsozialistische und kommunistische 
Blutpraxis“. Die Weltwirtschaftskrise und die finanziellen Zusammenbrüche beschäftig- 
ten die sozialdemokratische Parteileitung naturgemäß stark, war sie doch der Auslöser 
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des Massenelends und des gewaltigen Aufschwungs der radikalen Parteien. So schrieb 
der Finanzexperte der SPD und zeitweilige Reichsminister Rudolf Hilferding „Der 
Zusammenbruch. Kreditkrise in England“.'* Die Bank von England hatte die Goldzah- 
lungen eingestellt. „Der 20. September 1931 bedeutete das Ende eines Zeitalters“, so 
beurteilte Professor M. J. Bonn dieses Ereignis und fuhr fort: „Es war der Sterbetag des 
wirtschaftlichen Liberalismus, in dessen Namen England die wirtschaftlichen Geschicke 
der Welt geleitet hatte. Es hatte duch politische Herrschaft und wirtschaftliche Entwick- 
lung in fünf Kontinenten ein mächtiges Reich aufgebaut und war bemüht gewesen, die 
Tore dieses Reiches allen Nationen offen zu halten (. . .). Zum ersten Mal in der 
Geschichte hatte ein großes Gläubigerland seine Währung abgewertet und damit allen 
seinen Freunden, die ihm vertraut hatten, schwere Verluste beigebracht.“ "* 

Am 1. Oktober brachte die Zeitung einen Artikel: „Planwirtschaft, die Rettung der 
Welt“, der begann: „Die kapitalistische Wirtschaft ist beim Wahnsinn gelandet (... .), der 
Weltplan ist die beherrschte Maschine. Heute aber werden wir von der Maschine 
beherrscht (. . .).“'” Vier Wochen später lautete die Schlagzeile: „Sozialistische Krisen- 
lösung. Eine Entschließung der Internationale“ in Paris: „Der Kapitalismus hat sich 
schon selbst zerstört.“ '* 

„Von ‚Ehrenmännern‘ des Dritten Reiches“ war gegen den Hamburger Gauleiter Karl 
Kaufmann gerichtet. „Hitler-Partei entlarvt. Im Solde des Kali-Syndikats“ hieß es tags 
darauf.'” Den Austritt des Braunschweiger Ministers Dr. Franzen aus der Partei, ebenso 
des NS-Fraktionsführers Groh, meldete die Zeitung unter der Überschrift „Kostproben 
aus dem Dritten Reich“.'” Die Vermutung einer Verschmelzung von NSDAP und 
DNVP brachte das Blatt am 7. Oktober zur Sprache, wenige Tage später „Das frevelhaf- 
te Spiel der Schwerindustrie. Krise in der DVP“, ferner „Der Spuk am Harz“.'”' 
Reichskanzler Brüning gewann die Abstimmung im Reichstag mit 25 Stimmen Mehr- 
heit und vertagte das Parlament dann bis Ende Februar 1932. Darüber berichtete die 
Zeitung unter der Überschrift „Die Harzburger geschlagen. Vertagung des Reichstags“. 
„Sie drücken sich. Sie kneifen vor den sozialdemokratischen Anträgen“ (Reichstag).'” 
Ebenda meldete das Blatt: „Folgen des Harzburger Rummels. Devisenabflüsse und 
Notenhamsterei.“ Anderntags: „Das Wüten der Nazi-Bluthunde in Braunschweig. Zwei 
Tote, fünfzig bis sechzig Verletzte“, ferner: „Nazihorden am Werk“ (in Liegnitz) und 
„Hakenkreuzterror gegen Gewerkschaften“.'” 

Mit der Schlagzeile: „Das wahre Gesicht der Nationalsozialisten“ brachte die „Münch- 
ner Post“ einen ausführlichen Bericht über eine Rede des Leiters der wirtschaftspoliti- 
schen Abteilung bei der Reichsleitung der NSDAP, Dr. h. c. Otto Wagener, vor 250 gela- 
denen Gästen in Augsburgs vornehmstem Hotel „Drei Mohren“. Untertitel waren: 
„Bekenntnisse im Kreise des Großkapitals“, „Kampf aller gegen alle. Währungsdilettan- 
tismus“, „Ständeparlament ohne Verbraucher, ohne Arbeitnehmer“, „Zerschlagung der 
ganzen Sozialpolitik“. Das sozialdemokratische Blatt zitierte Wagener wörtlich: „Das 
Wesen der Produktionspolitik wird sein, die Wirtschaft von allen ungesunden Steuern 
und Lasten zu befreien“ (Sperrdruck im Original). Gemäß der Ausle- 
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gung der Rede durch die Zeitung heißt es dann: „Der ganze Bau der deutschen Sozial- 
politik, an dem seit Jahrzehnten gearbeitet wurde, soll zerstört werden.“ 

Wagener war führender Verfechter der ständestaatlichen Idee und gehörte im weiteren 
Sinne dem Kreis um Gregor Straßer an, ebenso Max Frauendorfer („Der ständische 
Gedanke“). „Der Arbeiter im Dritten Reich. Wie das Hitlerblatt seinen Leser zum Nar- 
ren hält“ fuhr das sozialdemokratische Sprachrohr in seiner Polemik gegen die NSDAP 
und deren angebliche geplante Sozialpolitik fort.'” 

Der große SA-Aufmarsch in Braunschweig mit brutalen Ausschreitungen der SA gab 
Anlaß zu heftiger Polemik der Gegner der Hitlerbewegung. So zitierte die „Münchner 
Post“ einen Bericht der „Frankfurter Zeitung“ über die Ermordung zweier sozialdemo- 
kratischer Arbeiter und Verletzung des Oberst a.D. Hoffmann, ehemaliger Komman- 
dant der Festung Ingolstadt (Trotzki-Hoffmann), in dem Artikel „Die Nazi-Mordbren- 
ner in Braunschweig“. Dort heißt es unter anderem: „Klare Fronten in Braunschweig. 
Während der Hakenkreuzparade von Braunschweig wohnte Hitler im Börsenhotel; 
gemeinsam mit ihm wohnten dort der ehemalige Erbgroßherzog von Mecklenburg 
Friedrich Franz und der ehemalige Erbprinz von Waldeck-Pyrmont.“'* 

Hitlers „Offener Brief an Reichskanzler Brüning“ gab der Zeitung Anlaß, sich ausführ- 
lich damit zu beschäftigen unter der Überschrift: „Das doppelte Gesicht des legalen 
Staatsverbrechers. Ein Legalitätspurzelbaum Hitlers.“ Sie bezeichnete den „Offenen 
Brief“ als „Sammelwerk Hitlerscher Heuchelei“ und beschimpfte Hitler nicht nur nach 
der politischen, sondern auch der privaten Seite.'” Sie setzte diese Angriffe in den bei- 
den folgenden Nummern fort: „Das doppelte Gesicht des legalen Staatsverbrechers“ mit 
den Untertiteln „Hitler, die verfolgte Unschuld“ und „Hitler - die deutsche Gefahr!“ '”* 
Die Nr. 244 vom 22. Oktober erschien mit der Schlagzeile „Industriediktatur und Nazi- 
Inflation“, Untertitel: „Hintergründe der Reichstagsentscheidung.“ Sie befaßte sich mit 
den Währungsplänen der Nationalsozialisten 

Zu den Angriffen gegen Hitler gehörte auch der Artikel „Hitlers Schwester“; dort schrieb 
die Zeitung: „Ein linksstehendes Wiener Blatt hat in Erfahrung gebracht, daß die Stief- 
schwester Hitlers und Mutter jener Nichte, die jüngst in München in der Wohnung des 
Naziführers Selbstmord verübte, Frau Raubal, in den ersten Nachkriegsjahren Küchenlei- 
terin einer jüdischen Studentenspeisung war, die darüber zu wachen hatte, daß kein Ver- 
stoß gegen die orthodoxen jüdischen Speisegesetze begangen wurde (. . .).“'” Unter der 
Überschrift „Judenabkömmlinge als Nazi-Agitatoren. Jüdisches Blut der Hohenzollern- 
sprossen“ befaßte sich das Blatt mit dem Hohenzollernprinzen und Kaisersohn „Auwi“, 
der sich in der NSDAP als Redner betätigte, und verwies auf den jüdischen Leibarzt Wolf 
der britischen Königin Viktoria, Urgroßmutter des Hohenzollernprinzen.’” 

Am 29. Oktober 1931 brachte das sozialdemokratische Blatt einen Würdigungsartikel: 
„Zum hundertsten Geburtstag Leopold Sonnemanns“, geboren 29. Oktober 1831 in 
Hochberg bei Würzburg. Er hatte die „Frankfurter Zeitung“ gegründet, die größte bür- 
gerlich-demokratische Zeitung. „Die Geschichte der deutschen Sozialdemokratie ist gar 
nicht von der Lebensarbeit Leopold Sonnemanns loszutrennen“, rühmte die „Münch- 
ner Post“ den Jubilar.’” 
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Ein kritisches Urteil über die NS-Partei aus der Feder eines früheren Reichstagsabgeord- 
neten der Deutschen Volkspartei, Dr. Mittelmann, veröffentlichte die Zeitung unter 
dem Titel „Deutsche Volkspartei und Nazi“. In der gleichen Nummer ließ sich das Blatt 
über die „Zickzack-Politik der Hitlerei“ aus.”” Anfang November schrieb die Zeitung 
über die Gerüchte von einer schwarz-braunen Koalition aufatmend: „Die Nazi keine 
Koalitionspartei für das Zentrum“ und „Absage des Zentrums an die Nazi. Der alte Kurs 
wird beibehalten.“ ?” 

Französische Presseberichte beschäftigten die „Münchner Post“ in dem Artikel „Lavals 
Rückkehr und Hitlers Machenschaften im Spiegel der französischen Presse“. Französi- 
sche Befürchtungen für den Fall einer Regierungsbeteiligung der NSDAP kamen darin 
zum Ausdruck.?" „Vereitelte Nazi-Mobilmachung. Wie man das Uniform-Verbot umge- 
hen will“, ferner: „Tägliche Morddrohungen der Nazi. Bürgerkriegsvorbereitungen der 
Nazi“, „Hitler in der Klemme. Die drei peinlichen Fragen“, betreffend Sozialversiche- 
rung und Tarifverträge, die Hitler angeblich abschaffen will, waren Themen der näch- 
sten Nummern.?® 

Über „Mobilmachungsvorbereitungen zum Bürgerkrieg“ berichtete das Blatt mit Hin- 
weis auf einen Befehl an die Hitler--Armee vom 4. 10. 1931. „Kampf der Nazi-Mord- 
hetze. Forderungen der Sozialdemokraten“ und „Frechheiten der Hakenkreuzler“ waren 
Themen der nächsten Tage.”” „Dauerstunk bei Hitlers“ lautete die Schlagzeile am 
14./15. November mit der Artikel-Überschrift „Was ist Uschla?* Damit ist der von Hit- 
ler eingesetzte „Untersuchungs- und Schlichtungsausschuß“ gemeint, um innerparteili- 
che Streitigkeiten zu bereinigen. Aus Dresden brachte das Blatt die Nachricht „über eine 
vertrauliche Konferenz von Naziführern“. „Er bestätigt vor allem, daß die Nazi aus 
industriellen Geldquellen gespeist werden.“ „Anerkannt wurde nach dem Bericht, daß 
die Großindustrie für jeden beschäftigten Arbeiter einen Pauschal abführt und die Koh- 
lensyndikate für jede geförderte Tonne einen bestimmten Beitrag an die Nazikasse 
fließen lassen (. . .).“?” 

„Kunterbuntes aus dem Hitlerladen“ brachte die „Münchner Post“ am 16. November 
mit Einzelthemen: „Die Nazi biedern sich bei der englischen Arbeiterpartei an“, 
‚„Schwerarbeiter‘ bei den Nazi“, „Paradegaul Feder“, „Der Nazi-Verrat an Südtirol“, 
„Nazi als Landfriedensbrecher“, „Ein Nazi-Hetzpastor“, „Bürgerkrieg in Braun- 
schweig“, „Nazi-Pleite in Köln“. Gegen den Gauleiter von Oberfranken, Hans 
Schemm, schrieb die Zeitung einen Artikel „Der ‚Märchenprinz‘ vom Hakenkreuz 
und sein Harfner“.’” 

„Heimkehrer Alfred Rosenberg. Er stammt aus dem Osten und hat den Krieg am war- 
men Ofen mitgemacht“ wußte das Blatt zu berichten. „Hohe Zuchthausstrafen gegen 
die Hamburger Nazi-Mordbuben“ konnte das Blatt mit Genugtuung verzeichnen. „Par- 
teioffizielle Morddrohung. Frick wiederholt seine Terrorrede im Beisein Hitlers.“ „Hit- 
ler-Terror am Werk. Material für den Reichsinnenminister“, meldete die Zeitung am 17. 
und am 23. November.”'' Am 21./22. November erschien die Zeitung mit der Schlag- 
zeile „Acht Jahre Mord!“ Artikel: „Ich klage an! Von Otto Hörsing.“ (Reichsbannerchef) 
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Mit einer langen Liste von ermordeten Reichsbannerleuten. Hörsing schloß seinen Arti- 
kel mit den Worten: „Soll das so weitergehen? Es ist höchste Zeit geworden, dem poli- 
tischen Mord in Deutschland ein Ende zu machen! Man gebrauche nur das Instrument 
der Staatsgewalt mit allen Rücksichtslosigkeiten gegen die Rechtsbrecher der Braunen 
Front - und es wird endlich Friede sein.“ ?" 

Unter Bezugnahme auf Hitlers „Offenen Brief“ an Reichskanzler Brüning brachte das 
Blatt „Tatsachen zur ‚verfolgten Unschuld‘ der Nationalsozialisten“ auf zwei Seiten.” 
„Vorbereitungen zur Nazi-Bartholomäusnacht“ lautete die Schlagzeile am 25. Novem- 
ber. Untertitel: „Das Braune Haus legt Listen an.“ Ein Bericht über „Nationalsozialisti- 
sche Gewalttaten in Bayern“ füllte eine ganze Seite.” „Hochverrat der hessischen Natio- 
nalsozialisten. Vorbereitungen zur Nazi-Diktatur“, ferner „Das Dokument des Hoch- 
verrats“ brachte die Zeitung am 26. und 27. November.” 

Dr. Werner Best (1903-1989), Jurist, Verfasser des „Boxheimer Dokuments“, war im 
Sommer 1931 als Richter am Hessischen Amtsgericht Gernsheim tätig.’ Am 1. August 
fanden in Gernsheim Unruhen statt. Sie veranlaßten den Bürgermeister zur Bildung 
einer Bürgerwehr und Herausgabe eines Aufrufs an die Einwohnerschaft seiner Gemein- 
de. Unter dem Eindruck dieses Ereignisses, Spiegelbild der allgemeinen katastrophalen 
wirtschaftlichen und sozialen Lage Deutschlands, sah sich Dr. Best veranlaßt, Überle- 
gungen anzustellen für den Fall kommunistischer Unruhen oder gar eines Zusammen- 
bruchs der Staatsgewalt. Best gehörte seit Herbst 1930 der NSDAP an. Die Niederschrift 
seiner Vorschläge vervielfachte er und gab sie mehreren Parteigenossen zur Kenntnis- 
und Stellungnahme. Einer von ihnen, Wilhelm Schäfer, Gauwirtschaftsreferent, hatte 
der Gauleitung ein falsches Leumundszeugnis vorgelegt: Er hatte sich zu Unrecht den 
Doktortitel zugelegt und war außerdem vorbestraft. 

Gauleiter Gemeinder (gest. 1931) hatte Schäfer aufgrund dieses Leumundszeugnisses 
Vertrauen geschenkt. Schäfer hatte für den 5. August auf dem Boxheimer Hof eine Sit- 
zung des Gauwirtschaftsrates einberufen. Bei dieser Gelegenheit hatte Dr. Best die 
Abschriften seines Entwurfs einigen Anwesenden, darunter auch Schäfer, übergeben, 
um sich dazu zu äußern. Unmittelbar nach der Landtagswahl in Hessen am 15. 11. 1931 
stellte der neue Gauleiter Karl Lenz fest, daß Schäfers Leumundszeugnis falsche Anga- 
ben enthielt: Zu Unrecht hatte er sich den Doktortitel angemaßt, und außerdem war er 
vorbestraft. Der Gauleiter zwang Schäfer zur Niederlegung des Landtagsmandats und 
schloß ihn aus der Partei aus. 

Schäfer rächte sich, indem er Bests Notverordnungsentwürfe dem sozialdemokratischen 
Polizeipräsidenten von Frankfurt auslieferte. Die SPD und die gesamte Linkspresse 
spielte die Sache hoch, gegen Best wurde ein Hochverratsverfahren eingeleitet, außer- 
dem wurde er aus der hessischen Justiz entlassen. Die Reichsparteileitung war durch die 
„Boxheimer Dokumente“ peinlich berührt und leitete gegen Dr. Best ein Untersu- 
chungsverfahren ein; der „Völkische Beobachter“ nahm scharf gegen Best Stellung. Gau- 
leiter Karl Lenz aber stand zu seinem unglücklichen Mitarbeiter und fuhr mit ihm nach 
München zu Hitler. Dazu berichtet Dr. Best über sein erstes persönliches Bekanntwer- 
den mit dem obersten Parteiführer: 

„Als Hitler eintrat und uns mit Handschlag begrüßte, nannte jeder von uns - außer dem 
ihm schon bekannten Gauleiter - seinen Namen. Hitler hatte sich von mir schon zum 
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nächsten gewandt, als ihm erst ganz klar wurde, wer ich war. Da wandte er sich mit strah- 
lend-freundlichem Gesicht zu mir zurück, sagte: ‚Ach, Sie sind der Unglücksrabe!‘ und 
reichte mir zum zweiten Mal die Hand. In der gleichen freundlichen, ja bezaubernd lie- 
benswürdigen Weise sprach er auch weiter mit uns. Er entschuldigte sich geradezu für 
das Verhalten der Parteileitung und des ‚Völkischen Beobachters‘ gegen mich, obwohl er 
für dieses Verhalten zugleich die wirklich einleuchtende Begründung mitteilte, daß 
meine Angelegenheit für die zur Zeit schwebenden Verhandlungen über eine etwaige 
Regierungsbildung natürlich recht unangenehm sei. 

Wir sprachen mit Hitler in der unbefangensten Weise. Er ging auf jeden Gedanken ein, 
versuchte bei Meinungsverschiedenheiten zu überzeugen und verhielt sich nicht wie ein 
befehlender Führer, sondern wie ein älterer Kamerad. Es war ein wirkliches Gespräch auf 
der Grundlage gleicher Beteiligung aller Anwesenden. Nur die etwas lehrhafte Art, in 
der Hitler sprach, deutete den Zug in ihm an, der später zu den ‚Monolog-Audienzen‘ 
führte. (.. .) 

Dies war Ende November 1931. Schon im Laufe des Dezember 1931 traf ich zum zwei- 
ten Male mit Hitler zusammen, und zwar im ‚Kaiserhof‘ in Berlin. Ich hatte für die 
nationalsozialistische Fraktion des Hessischen Landtags ein ‚Zehn-Punkte-Programm‘ 
entworfen, das - wenn wir zur Bildung einer hessischen Regierung gelangen sollten - 
unserer Regierungstätigkeit zu Grunde gelegt werden sollte.“ 

Die Ministergehälter sollten auf 12.000 Mark jährlich beschränkt werden. Im „Kaiser- 
hof“ sah zunächst Dr. Frick das „Programm“ durch und trug einige Änderungen ein. 
Dann kam Hitler, prüfte den Text und stellte ihn in Bests ursprünglicher Fassung wie- 
der her. Hitler sah dann die neuesten Zeitungen durch, die sich immer noch mit dem 
„Boxheimer Dokument“ befaßten. Als Dr. Best dann einige bedauernde Worte über die 
von ihm ungewollt der Partei bereiteten Schwierigkeiten äußerte, erwiderte Hitler im 
reinsten Österreicher-Dialekt: „Och schaun’s, dös is scho an jedem mal passiert, daß er 
a Pistoln verkehrt g’loden und verkehrt obgschossen hot.“ 

„Diese Gleichstellung meines ‚Boxheimer Dokuments‘ mit Hitlers berühmten Schuß im 
Münchener ‚Bürgerbräu‘ am 8. 11. 1923 war für mich natürlich in diesem Augenblick 
sehr schmeichelhaft. Nach freundschaftlicher Verabschiedung verließ ich Hitler wieder 
mit dem befriedigenden Eindruck, daß der Führer der Partei, der ich mich angeschlos- 
sen hatte, durch beste menschliche Eigenschaften - vor allem mit Verständnis und 
Großzügigkeit gegenüber anderen - ausgezeichnet sei (. . .).“”* 

Göring gab im Auftrag Hitlers wegen der „Boxheimer Dokumente“ beim Reichsinnen- 
minister Gröner eine Legalitätserklärung ab. Am 30. 11. 1931 wurde gegen Dr. Best ein 
Verfahren wegen Hochverrats eingeleitet. Am 20. Oktober 1932 wurde Dr. Best vom 
Reichsgericht freigesprochen. Die „Präambel“ zum „Boxheimer Dokument“ lautete: 
„Entwurf der ersten Bekanntmachung unserer Führung nach dem Wegfall der seitheri- 
gen obersten Staatsbehörden und nach Überwindung der Kommune in einem für ein- 
heitliche Verwaltung geeigneten Gebiet.“ 

In den „Anmerkungen“ heißt es: „Wir setzen folgende Entwicklung der Ereignisse vor- 
aus: Nach dem Zusammenbruch der Erwerbslosenfürsorge der gegenwärtigen Reichsre- 
gierung gelingt es der KPD, mit Unterstützung der hungernden städtischen Massen die 
Gewalt in den Städten an sich zu reißen und die Behörden des gegenwärtigen Regimes 
zu beseitigen. Wir sind - bei aller Legalität unserer Handlungen - nicht über die Vor- 
schrift des $ 360 360 Z. 10 RStG hinaus verpflichtet, diesen Erfolg zu verhindern und 
ziehen unsere und die uns nahestehenden Kräfte aus den Städten heraus, um zunächst 
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- unter Zernierung der Städte - das flache Land von örtlichen kommunistischen Grup- 
pen, Zerstörungskommandos usw. zu säubern.“ ?” 

Während das Hochverratsverfahren lief, veröffentlichte Dr. Best im Mai 1932 eine Bro- 
schüre über Hintergründe seiner Notverordnungsplanungen mit dem vollen Wortlaut 
des „Boxheimer Dokumentes“.?" 

„Der Geheimdienst der Nazi-Partei. Intimes aus dem Braunen Haus. Dort heißt es: Die 
NSDAP hat drei Organisationen geschaffen, die unabhängig voneinander arbeiten und 
die alle drei die Aufgabe haben, die eigenen Leute zu überwachen, das Volk auszuspio- 
nieren, und den Staat mit Gerüchten und ‚Unternehmungen‘ zu unterminieren und zu 
beunruhigen. Denn dann erst können die Hakenkreuzler im Trüben fischen (. . .).“" 
Am Monatsletzten brachte die „Münchner Post“ einen Aufruf des Vorstandes der SPD: 
„Mitbürger! Republikaner!“ und einen Artikel: „Der ahnungslose Allwissende. Hitler, 
der sich selbst Lügen straft.“ Außerdem brachte das Blatt die Mitteilung, daß Dr. Best, 
der Verfasser der „Boxheimer Dokumente“, vom hessischen Justizminister „mit soforti- 
ger Wirkung außer Verwendung gesetzt“ sei. „Best kehrt nicht mehr in den Staatsdienst 
zurück.“ „Die Sozialdemokraten warnen Brüning. Wo bleibt die Abwehr der Nazi?“ 
ließ das sozialdemokratische Organ hilferufend verlauten. Auf der gleichen Seite wurde 
„Der Überfall auf Martin Gruber“, den Hauptschriftleiter der „Münchner Post“, mit 
dem Untertitel „Helden des Dritten Reiches“ mitgeteilt und ein Leitartikel gebracht: 
„Knecht bleibe Knecht! Nazi-Parole: Es muß ein Oben und ein Unten geben“, der sich 
mit dem Boxheimer Dokument befaßte.?' 

„Der Kampf gilt dem Faschismus. Wachsender Widerstand“, lautete die Schlagzeile am 
7. Dezember. Gleichzeitig brachte das Organ einen Leitartikel: „Fort mit der Reparati- 
onslast! Ein Aufruf der Gewerkschaften.“ Weitere Berichte in der gleichen Nummer: 
„Warum verläßt der Nazi-Prinz das schöne München?“ Erbprinz Waldeck von Pyrmont, 
Leiter des NS-Geheimdienstes - sein Mitarbeiter war Heydrich -, soll als Vertreter der 
NSDAP in Rom Dr. Willis ablösen. 

Ein weiterer Artikel war betitelt: „Abfuhr Hitlers bei den englischen Konservativen. Herr 
Rosenberg ‚sondierte‘.“”” Die Schlagzeile vom 9. 12. lautete: „Kampfansage Brünings 
gegen die Nazis.“ ”” „Nazihorden überfallen ein Gewerkschaftshaus“ (in Zittau), „Im Zei- 
chen des Weihnachtsfriedens. Nazi töten einen Kommunisten“. Die nächste Nummer 
kam mit der Schlagzeile: „Das Evangelium der Gewalt. Die ‚menschenfreundliche War- 
nung‘ einer Nationalsozialistin“ und brachte einen Artikel aus der Feder von Wilhelm 
Högner: „Ein Blutdokument“. Er bezog sich auf den Verfassungsentwurf von der Pford- 
tens von 1923. 

Mit der Schlagzeile „Landesverräterische Treibereien gegen Brüning“ richtete sich das 
Blatt gegen Görings Aufenthalt in Rom. Ferner brachte es einen Leitartikel: „Gürtner, 
der abgedankte Mohr.“”” Die Seiten des Blattes füllten sich am 14. 12. 1931 mit fol- 
genden Artikeln und Berichten über die Hakenkreuzler: Erstens: „Der Ausländer Hitler 
rüstet in Deutschland eine Privatarmee“; zweitens: „Der blutrünstige Herr Straßer“; drit- 
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tens: „Hitler kommt den Amis mit dem Bolschewistenschreck“; viertens mit einem 
Gedicht, das folgendermaßen begann: „Der Nazi-Terror stürmt durchs Land. Geht 
Deutschland auf in Qualm und Brand? Staat, pack’ zu (. . .).“* 
„Hitler im Banne der Schwerindustrie. Krach mit Straßer und Goebbels“, meldete die 
Zeitung am 15. Dezember.” „Die Nazi-Partei von innen.“ Unter diesem Obertitel folg- 
ten „Weitere Intimitäten aus dem Braunen Haus“. Die Fortsetzung folgte mit der Schlag- 
zeile „Wacklige Säulen des Dritten Reiches“, „Weitere Intimitäten aus dem Braunen 
Haus“ in der nächsten Nummer.” „Österreichs Bourgeoisie unter der Fuchtel der Hah- 
nenschwänzler“ hieß die Überschrift über einen Bericht, der den gescheiterten Pfrie- 
merputsch in der Steiermark betraf. Leitartikel: „Deutschland und Frankreich. Adolf 
Hitler, der Schrittmacher des politischen Abenteuertums.“”” In der Nummer 284 vom 
8. Dezember brachte die Zeitung eine ganzseitige Liste: „Zwei Jahre Nazi-Mord! Die 
Totenliste.””° 
Aus der Feder des belgischen Sozialistenführers Emil Vandervelde veröffentlichte die 
„Münchner Post“ einen Leitartikel: „Die Entscheidung liegt bei den Massen.“ Auf Seite 
1 brachte sie: „Der sterbende Kapitalismus.“”' Am 29. Dezember brachte sie auf der 
ersten Seite unter der Überschrift „1484 Gewalttaten der Nazi“ „Eine Statistik aus zwei 
Jahren.” Die Schlagzeile vom 30. 12. hieß: „Beamte unter Nazi-Terror. Politischer 
Bespitzelungsdienst der NSDAP“, und der Leitartikel: „Sammelbecken des Bösen. Die 
faschistische Sturmflut* von Wilhelm Högner. Ferner brachte die Zeitung einen Bericht: 
„Prinzenbesuch beim Hakenkreuzmörder.“ Demnach hatte Prinz August Wilhelm 
(„Auwi“) dem Mörder Schmidt in Bramsche bei Osnabrück im Gefängnis ein Bild Hit- 
lers mit eigenhändiger Unterschrift überreicht. Schmidt hatte einen Reichsbannermann 
erstochen. „Die örtliche Nazi-Leitung“ war von dem Mord abgerückt.”” 
„Nicht vergessen“, unter dieser Überschrift brachte die „Münchner Post“ folgende sozia- 
le Statistik über die nationalsozialistischen Reichstagsabgeordneten: 

33 Großgrundbesitzer, Fabrikanten und Kaufleute, 

31 höhere und mittlere Beamte, 

19 Rechtsanwälte, Ärzte und sonstige freie Berufe, 

9 pensionierte Offiziere, 

8 Angestellte, 

7 Arbeiter.” 
Am 29. Dezember 1931 prophezeite die sozialdemokratische Zeitung unter der Über- 
schrift „1932!*: „Das neue Jahr, das in wenigen Tagen beginnt, wird politische Ent- 
scheidungskämpfe von größter Tragweite bringen. Da gilt es für jeden Sozialdemokra- 
ten und jeden Gewerkschafter, die Reihen fester zu schließen, um jeden Ansturm sieg- 
reich abwehren zu können. Vor allem ist es nötig, die sozialdemokratische Presse in 
immer weiteren Kreisen zu verbreiten. Die Münchner Post hat, wie schon mitgeteilt, 
ihren Bezugspreis wesentlich ermäßigt. Sie kostet im neuen Jahr monatlich nur 2,50 
Mark. Wir bitten alle unsere Genossen, nicht nur selbst der Münchner Post treue 
Leute zu bleiben, sondern auch, jeder in seinem Kreise, neue Leser und damit neue 
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Mitkämpfer zu gewinnen. Mit der Münchner Post zu Kampf und Sieg im neuen 
Jahr!“”® 


+ 


Das Sprachrohr der deutschen Staatsbürger jüdischen Glaubens, die CVZ, brachte in der 
Nr. 2 vom 9. Januar 1931 eine geschichtliche Rückschau unter dem Obertitel „Die ewige 
Wiederkunft des Gleichen. Vom gelben Fleck und anderen Ausnahmebestimmungen“. 
Der Artikel „Das Judenabzeichen“ ist von Dr. Selma Stern: Papst Innozenz II. 
(1198-1216) führte für die Juden die Bestimmung ein, ein Abzeichen zu tragen, in allen 
christlichen Ländern. Er folgte damit einem alten mohammedanischen Brauch. Der 
Kalif Omar II. hatte im Jahre 634 befohlen, daß „die Juden durch eine gelbe, die Chri- 
sten durch eine blaue, die Magier durch eine schwarze Naht“ kenntlich gemacht werden 
sollten. 

Auf der gleichen Seite brachte die Zeitung einen Artikel über Lord Melchett of Lang- 
ford, Leiter des größten britischen Chemie-Trusts, ein Jude mit dem ursprünglichen 
Namen Alfred Mond. Dr. Felix Aber (Bremen) brachte ferner eine „Geschichtliche Pa- 
rallele zur nationalsozialistischen Utopie“. Der Erzieher des Thronfolgers, des späteren 
Königs Philipp II. von Spanien (1556-1598), kam wegen der Marranen auf den Gedan- 
ken, von den Bewerbern um Ämter der Kirche und der Regierung den Nachweis der rei- 
nen spanischen Rasse zu fordern. Er verfaßte zur Verbreitung dieses Gedankens eine 
Abhandlung „Limpieza de sangre“, „Über die Reinheit des Blutes“ (1547), in der er für 
die Bekleidung kirchlicher und öffentlicher Ämter den Nachweis der rein christlichen 
Abstammung forderte. Durch eine List überwand er den ursprünglichen Widerstand 
von Kaiser Karl V. und Papst Paul III.; das „Certificado de limpieza de sangre“ wurde 
tatsächlich eingeführt. Erst der portugiesische Staatsmann Marquis de Pombal setzte 
dann der Inquisition auf der iberischen Halbinsel um 1770 ein Ende.’* 

Am 30. Januar 1931 brachte die CVZ einen Leitartikel (anonym): „Nationalsozialismus 
- und was weiter?“ Der anonyme Verfasser schrieb unter anderem: „Man muß sich in 
Deutschland an die Vorstellung gewöhnen, daß es eine Bewegung gibt, für die die Ideen 
zu Mythen herabsinken, die einzig und allein auf dem Willen basierten.“ In diesem 
Punkt sei die Übereinstimmung zwischen Nationalsozialismus und Faschismus „beson- 
ders groß, weil beide Bewegungen auf Ideen verzichten und fanatisch den Willen zur 
Tat, zu einer neuen Gemeinschaft des Aktivismus pflegen. Bei Sorel und Pareto, ja sogar 
bei Bergson sind die Wurzeln dieses Intuitionalismus zu beobachten, in den Reden 
Mussolinis findet diese in tiefstem Sinne geschichtslose Haltung gegenüber der 
Geschichte und der Politik, der die Historie das Einzeichnen von Taten in eine Tabula 
rasa ist, ihren prägnantesten Ausdruck. (. . .) 

Aus dem Befund, daß die Hitler-Bewegung eine völlig emotionale, nur in der Sphäre 
des Willensmäßigen zu verstehende Erscheinung ist, folgt sogleich, daß sie mit Gegen- 
ideen nicht bekämpfbar ist, da ihre eigenen Ideen nur Hilfsmittel zur Orientierung, 
schattenhafte Vorgänge im Vordergrund des Bewußtseins sind. (. . .) Der Wille zu einer 
neuen Gemeinschaft aller Deutschen und einem starken Staate - das ist es, was sie 
getrieben hat. Der Weg dazu wird von einem Führer geschaut. Um diese beiden Wort- 
inhalte, ‚Führer und Gemeinschaft‘, muß alle Kritik, auch die böswilligste, kreisen, wenn 
sie erfolgreich sein will. Die Konsequenz aus dieser Feststellung ist, daß der National- 
sozialismus nicht von einer irgendwie liberalen, das heißt individualistischen Ein- 
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stellung verstanden und bekämpft werden kann. (... .) Er ist nur zu überwinden und in 
einer positiveren Front nutzbar zu machen durch die Arbeit einer gemeinschaftsgebun- 
denen Bewegung, die um der Nation willen sich für den neuen Staat und die Befreiung 
des Volkes einsetzt. (. . .)“”” 

„Der Prügelknabe wird wieder benötigt. Neue scharfe Judenhetze in der Hitlerpartei - 
Redeblüten nationalsozialistischer Abgeordneter - Die Führer beschließen diesen neuen 
Kurs.“ Nach Zitaten aus nationalsozialistischen antisemitischen Hetzreden schreibt das 
Blatt: „Auf einer nationalsozialistischen Führertagung in München ist die taktische 
Schwenkung in der Haltung zur antisemitischen Agitation beschlossen oder besser emp- 
fohlen worden (. . .).“ 

Anschließend wies die Zeitung auf die Gründung eines „Nationalsozialistischen Eltern- 
bundes“ hin.” Ludwig Holländer schrieb am 6. März „Ein ernstes Wort zur gegenwär- 
tigen Lage“ unter dem Titel „Wozu die Aufregung?“ Er zitiert antisemitische Hetzlieder, 
von jungen Burschen auf der Fahrt ins Gebirge gesungen: „Schlagt dem Judenpack den 
Schädel ein, und die Zukunft wird gewonnen sein“, oder: „Und die Fahne flattert stolz 
im Wind, wenn das Judenblut vom Messer rinnt“, oder: „Dann die Handgranate losge- 
macht, und den Juden eins hinaufgekracht.“ „Gewiß sind wir davon überzeugt, daß der 
weitaus überwiegende Teil des deutschen Volkes diese Roheiten und Gemeinheiten auf 
das schärfste mißbilligt - aber was geschieht dagegen? Kaum ein Mensch rührt sich, alle 
verkriechen sich vor der Roheit, und fast niemand denkt daran, sich in der großen 
Öffentlichkeit herauszustellen, um dieser Hydra die Köpfe abzuschneiden.“?” 

Die Woche darauf wurde in einem Leitartikel „Und das Ende“ Holländers Artikel mit 
Hinweisen auf Hetzreden und Hetzartikel von nationalsozialistischer Seite fortgesetzt, 
unter anderem wurde eine Rede Münchmeyers angeführt, ferner ein Artikel von Goeb- 
bels und schließlich Streichers berüchtigtes Hetzblatt „Stürmer“, „von infernalischem 
Haß diktiert“. „Aber die Behörden schweigen. Die Zeitung brachte ferner von Senator 
a.D. Dr. Studmann (Hamburg) einen langen Artikel: „Ökonomische und psychologi- 
sche Wurzeln des Nationalsozialismus“ (siehe Quellen und Dokumente).’” 

Die SA-Meuterei in Berlin unter Stennes gab Artur Schweriner Anlaß zu einem Leitar- 
tikel „Was geht im Hitler-Lager vor?“ Er bemerkte sarkastisch: „Man wartete in der S.A. 
mit fiebernder Ungeduld auf Hitlers Befehle und sah in München einen geruhsamen 
Mann, der sich den Kopf zerbrach, ob karrarischer Marmor geeignet sei, das braune 
Prunkhaus in München zu tragen (... .).“ Dann zitierte er Stennes: „Eine völlige Ver- 
kennung der Gesamtlage des deutschen Volkes und der Aufgaben einer Parteiführung 
bedeutet die Geldpolitik in München. In einer Zeit, wo Millionen deutscher Volksge- 
nossen nicht wissen, wovon sie und ihre Familien leben sollen, wo für dringendste orga- 
nisatorische Aufgaben kein Geld zur Verfügung steht, werden Hunderttausende für den 
Kauf und die Ausschmückung eines Palastes in München ausgegeben. Noch niemals hat 
in der Geschichte eine Armee gesiegt, deren Führer im Trommelfeuer in erster Linie an 
Pflichten der Repräsentation dachten, anstatt sich um die Not ihrer Mannschaften zu 
kümmern (. . .)“ 

Schweriner beurteilte die Lage richtig: „Um ein gut organisiertes Gebilde von der Größe 
der NSDAP zu zerstören, genügen aber innere zersetzende Kräfte allein nicht; dessen 
sind sich alle ernsten politischen Gegner Hitlers voll bewußt.“ Anschließend folgte ein 
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Bericht über „Die Ära Frick und ihr Ende“ von einem Rechtsanwalt Dr. Julius Blüth 
(Eisenach). 

„Neues über Theorie und Praxis des Nationalsozialismus“ brachte der Artikelschreiber 
wenig, vielmehr ähnliche Schlußfolgerungen wie in dem oben zitierten Artikel eines ano- 
nymen Verfassers: „Nationalsozialismus - und was weiter?“ „Das Irrationale liegt wesent- 
lich und im Verhältnis des Führers zur Gefolgschaft. Es heißt Vertrauen und Unterord- 
nung, nicht aus rationaler Erkenntnis der Fähigkeiten des Führers, sondern aus intuitivem 
Erfassen seiner Persönlichkeit. (. . .) In summa: (. ...) Gegen die nationalsozialistische 
Bewegung und ihr Staatsideal ist mit Ideen (. . .) nichts auszurichten. Sie ist, wie jede 
Bewegung, zweifellos emotionalen Charakters, die von der Krisis der Gegenwart genährt, 
von Verzweiflung und Haß getragen wird. Aber es ist ein ungeheurer Trugschluß zu glau- 
ben, man könne sie bekämpfen durch eine Annäherung an ihre emotionalen Willens- 
und Führerschaftsideologien, indem man Vernunft, Liberalismus, Humanität zum alten 
Eisen wirft. Man erreicht damit das gerade Gegenteil. Dies ist eine ganz große Gefahr. - 
Und hier setzt die meines Erachtens wesentlichste Gegenwartsaufgabe ein - sich gegen die 
Schlammflut voluntaristischer Gewaltideologie zu behaupten, sich das gute Gewissen zu 
erhalten, das mutige Jasagen zu den unvergänglichen Werten der Freiheit und Mensch- 
lichkeit. Radikale Skepsis tut not gegenüber den Propheten eines neuen Zeitalters. Der 
Nationalsozialismus ist - man mag mich des plattesten Rationalismus zeihen - eine Aus- 
geburt der Not und wird zugleich mit ihr überwunden werden.“ 

Der Münchner Rabbiner Dr. Baerwald brachte einen ausführlichen Bericht über „Kirche 
und Politik. Die bayerischen Bischöfe gegen den Nationalsozialismus - Erfreulicher 
Erlaß der bayerischen Kirchenpräsidenten - Unverständliche Langmut der evangeli- 
schen Kirche gegen die christentumsfeindliche Haßpolitik“. Er bringt die gemeinsame 
Kundgebung der katholischen bayerischen Bischöfe mit der Warnung vor dem Natio- 
nalsozialismus, ebenso der Bischöfe der Kölner Kirchenprovinz und das „Offene Mahn- 
wort zur Jahreswende“ des Breslauer Kardinalerzbischofs Bertram, ebenso eine Mah- 
nung des Oberhauptes der evangelischen Landeskirche Bayerns. 

Baerwald schreibt weiter: „Der Nationalsozialismus ist jung, und er hat mit der Stoß- 
kraft der Jugend, begünstigt durch die Zeitumstände, unleugbar Erfolge erzielt, mehr 
Erfolge, als er wahrscheinlich selbst erwartet hatte. Die Mittel, deren er sich bedient, 
sind ja allesamt alte nationale, völkische und antisemitische Ideen, soweit man bei letz- 
teren überhaupt von Ideen sprechen kann. Das ist, wie gesagt, alles nichts Neues, aber, 
nach faschistischem Rezept zusammengebraut, haben sich diese Ingredienzen zu einem 
Opiat vereinigt, dessen benebelnde Wirkung man am 14. September deutlich genug 
sehen konnte. Aber der unverbildete Sinn des Volkes fühlt sich doch nicht recht wohl 
dabei. Man ist in weiten Kreisen der Bevölkerung erfreulicherweise religiös genug 
gesinnt, um bald leiser, bald lauter die Gretchenfrage zu stellen: ‚Wie hältst du’s mit der 
Religion?‘ (. . .y" 

Auf der gleichen Seite bringt die Zeitung einen eindeutigen Hinweis auf die Zusam- 
menarbeit mindestens von Teilen der evangelischen Kirche mit dem Nationalsozialis- 
mus: „Nassau: Bei den Wahlen zum Landeskirchentag ist erstmalig unter Führung von 
Dekan Lehr (Gladenbach) eine Liste der Nationalsozialisten in Erscheinung getreten 
(. . .).“ Neun NS-Abgeordnete wurden gewählt. Die CVZ entnahm diese Mitteilung der 
Zeitschrift „Das evangelische Deutschland“. 
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antisemitische Broschüre herausgegeben: „Katholizismus und NS“. Dagegen nahm die 
katholische Kirche amtlich Stellung, wie die CVZ zu berichten wußte.” 


Am 15. Dezember 1931 starb in Paris neunzigjährig Gustave Le Bon (1841-1931), welt- 
berühmt geworden mit seinem epochemachenden Buch „Psychologie des foules“, 1895 
veröffentlicht, deutsch Leipzig 1908 „Psychologie der Massen“. Le Bon, in der Brockhaus- 
Enzyklopädie als französischer „Sozialpsychologe“ aufgeführt,” war von Beruf Arzt. Er 
machte viele große Reisen, studierte fremde Völker und Kulturen und brachte seine aus- 
gebreiteten psychologischen, ethnologischen und geschichtlichen Kenntnisse zu frucht- 
barer Wirkung in zahlreichen Büchern mit großen Auflagen. Sein Hauptwerk „Psycholo- 
gie des foules“ erzielte bis 1953 allein 45 Auflagen, die deutsche Ausgabe bis 1961 elf. 
Als Chefarzt eines Lazaretts im belagerten Paris 1870 hatte er seine Beobachtungen der 
Truppenführung des Pariser Kommune-Aufstandes in Einzelerlebnissen gemacht. Sie 
bestätigten ihm seine beim Studium der französischen Revolutionen von 1789, 1830 
und 1848 gewonnenen Erkenntnisse. Ausgedehnte Reisen in den Orient und nach Indi- 
en dienten der Vertiefung und Erweiterung seiner Kenntnisse in völkerpsychologischer 
und auch religionswissenschaftlicher Hinsicht. Er befaßte sich auch mit der Fotografie 
und ihrer Bedeutung auf und für Reisen. 

Sein erstes Buch: „Psychologie de la generation de l’homme et des principaux tres vivan- 
tes“, Paris 1868, sein letztes, in seinem Todesjahr veröffentlicht: „Bases scientifiques 
d’une philosophie de l’histoire“, Paris 1931. Im Vorwort zur ersten Auflage der „Psy- 
chologie der Massen“ schreibt er eingangs:”” 

„Meine frühere Arbeit war der Darstellung der Rassenseele gewidmet. Hier wollen wir 
die Massenseele untersuchen. Der Inbegriff der gemeinsamen Merkmale, die allen 
Angehörigen einer Rasse durch Vererbung zuteil wurden, macht die Seele dieser Rasse 
aus. Wenn sich jedoch eine gewisse Anzahl solcher Einzelner massenweise zur Tat ver- 
einigt, so zeigt sich, daß sich aus dieser Vereinigung bestimmte neue psychologische 
Eigentümlichkeiten ergeben, die zu den Rassenmerkmalen hinzukommen und sich 
zuweilen erheblich von ihnen unterscheiden. Die organisierten Massen haben zu allen 
Zeiten eine wichtige Rolle im Völkerleben gespielt, niemals aber in solchem Maße wie 
heute. Die unbewußte Wirksamkeit der Massen, die an die Stelle der bewußten Tatkraft 
der einzelnen tritt, bildet ein wesentliches Kennzeichen der Gegenwart. (.. .) 

Gewiß üben die Massen ihre Wirkungskraft stets unbewußt aus. Aber vielleicht ist gera- 
de dies Unbewußte das Geheimnis ihrer Kraft. (... .) Der Anteil des Unbewußten an 
unseren Handlungen ist ungeheuer und der Anteil der Vernunft sehr klein. Das Unbe- 
wußte ist eine Wirkungskraft, die wir noch nicht erkennen können.“ 

Noch in seinem Todesjahr 1931 erschien die 38. Auflage. Dazu schrieb Le Bon im Vor- 
wort: „An dieser Arbeit hat seit dem Erscheinen der ersten Auflage, 1895, nichts geän- 
dert zu werden brauchen.“ Die darin klargelegten Gedanken „sind heute klassisch gewor- 
den“. Die „Psychologie der Massen“ ist in zahlreiche Sprachen übersetzt worden: ins 
Englische, Deutsche, Spanische, Russische, Schwedische, Tschechische, Polnische, Tür- 
kische, Japanische, Arabische. 

Man darf mit großer Wahrscheinlichkeit annehmen, daß Hitler, der größte Massen- 
beweger des Jahrhunderts, das Werk von Gustave Le Bon genau studiert hat. Darauf 
deuten seine Ausführungen in „Mein Kampf“ immer wieder hin. 
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Der „Schweizer Tagesanzeiger“ für Stadt und Kanton Zürich brachte am 17. Dezember 
1931 auf der ersten Seite folgenden Artikel aus der Feder Adolf Hitlers: „Was wollen wir 
Nationalsozialisten?“ 


„Was wollen wir Nationalsozialisten? 
Von Adolf Hitler 


Was das heutige Deutschland braucht, ist eine vollkommene Neuordnung seiner wirt- 
schaftlichen und industriellen Lage. Selbst ein Blinder sieht, daß Deutschland am 
Ende seiner Kräfte angelangt ist. Das Gerede von der gleichzeitigen Bezahlung der pri- 
vaten sowohl als der politischen Schulden könnte als das Lächerlichste angesehen wer- 
den, das man sich vorstellen kann, wenn es nicht so traurig, so tragisch wäre. Jeder, der 
die Rede, welche Ministerpräsident Laval vor nicht langer Zeit in Paris gehalten hat, 
kennt, wird zugeben müssen, daß die offizielle französische Meinung sich nicht im 
geringsten verändert hat, ja nicht einmal angefangen hat, den Ernst der heutigen Welt- 
wirtschaftslage zu begreifen. Politisch aufgeklärte englische und amerikanische Kreise 
haben schon vor vielen Jahren den selbstmörderischen Wahnsinn der wirtschaftlichen 
Abmachungen begriffen, der Deutschland von den Siegermächten aufgezwungen 
wurde. Die Welt wird sich erinnern, was geschah. Das Diktat von Versailles, jene Enzy- 
klopädie blinden Hasses, wurde durch die Unterschriften aller „großen Staatsmänner“ 
der Welt zu einem feierlichen Akt gemacht, nachdem die deutsche Delegation vorher 
gezwungen worden war, das Dokument zu unterzeichnen. Der Versailler Vertrag wurde 
zwangsweise unterzeichnet. Dieser Umstand, welcher allein genügen würde, um in 
den Augen des Gesetzes jedes Abkommen zu disqualifizieren, ist durch die vereinten 
Bemühungen der großen Mehrzahl der Regierungen der Welt mit Hilfe der Welt- 
presse sanktioniert worden. 

Das ist Jahre und Jahre weitergegangen, ohne daß die rückgratschwache deutsche Regie- 
rung sich bemüht hätte, diesen Dingen ein Ende zu machen. Die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse erheischen nun aber infolge ihrer wachsend unheilvollen Entwicklung drin- 
gend eine Revision, eine Neuordnung für Deutschland und die übrige Welt. Ich brau- 
che nur auf die ungeheuren Armeen von Arbeitslosen hinzuweisen, welche die unheil- 
volle Folge des Versailler Vertrages sind. Ich brauche nur auf die Riesensummen auf- 
merksam zu machen, welche notwendig sind, um in den verschiedenen Ländern der 
Welt das Zugrundegehen und eine Revolution dieser arbeitslosen Massen zu verhüten. 
Ist die Welt sich darüber klar, daß, wenn von Deutschland tatsächlich die Leistung der 
politischen Zahlungen auf Grund des Versailler Vertrages verlangt wird, dies nur durch 
ein Hinaufschrauben der deutschen Exporte zu einer phantastischen Höhe möglich ist? 
Weiß die Welt, was das bedeutet? Kraß gesagt würde es bedeuten, daß Deutschland das 
einzige Land der Welt ohne Arbeitslose wäre, während das genaue Gegenteil in den mei- 
sten anderen Ländern der Fall sein würde. 

Das kann schwerlich der Sinn und Zweck des Versailler Vertrages sein. Dies aber wie- 
derum beweist nur die Absurdität seiner ganzen Bestimmungen, wodurch wiederum 
erhellt, daß wir offensichtlich ziemlich am Ende des circulus vitiosus angekommen sind. 
Der Versailler Vertrag hat sich in den letzten dreizehn Jahren als der furchtbarste Bume- 
rang in der Geschichte des modernen Europa erwiesen. Die politische Weisheit der Welt 
hat sich in einer Sackgasse verrannt. 

Was ist zu tun? Was ist zu tun, wenn unsere Partei zur Regierung gelangt? Die Welt darf 
von mir kein „Blendfeuerwerk“ erwarten. Das Gegenteil wird der Fall sein. Deutschland, 
das heute auf dem Krankenbett liegt, braucht allerdings eine vollkommen andere 


267 


Behandlung, als sie ihm von den Versailler Quacksalbern seit 1919 vorgeschrieben wor- 
den ist. 

Man wird sich daran erinnern, daß Deutschlands Ruf als Handelsnation vor dem Krie- 
ge erstklassig war. Deutschlands fortschrittlicher Konservatismus und seine solide Red- 
lichkeit waren fast sprichwörtlich in der Welt geworden. Es wird eines meiner Hauptziele 
sein, Ruf und Ansehen der deutschen Industrie und der deutschen Finanz wiederherzu- 
stellen. Man darf nicht glauben, daß das Deutschland, welches ich vertrete, die alten 
Tugenden der Vorväter, Sparsamkeit, innere Disziplin und Anständigkeit vergessen hat. 
Sie sind der Hauptpfeiler jedes Staates, jeder Gemeinschaft. Was zu tun ist, ist folgen- 
des: Es muß auf der ganzen Linie gespart werden. Damit meine ich, daß den übertrie- 
benen Anleihen der Städte und des Staates ein Ende gesetzt werden muß. Das Deutsch- 
land, das ich vertrete, wird, weil es alle privaten Schulden respektiert, so weit wie mög- 
lich aufhören, Kapital zu borgen und Anleiheabmachungen zu den unerhörten Zins- 
sätzen von 15, 20 oder noch mehr Prozent zu treffen. Wie ich schon sagte, muß alles 
leichtsinnige Borgen ein Ende haben. Ich bin überzeugt, daß die Welt bald ganz anders 
über Deutschland denken wird, wenn wir beweisen, daß unser vielleicht wichtigstes 
außenpolitisches Ziel die Wiedereroberung und Neuschaffung des Vertrauens zu 
Deutschland ist. Es steht außer allem Zweifel, daß ein nachhaltiger Eindruck nach die- 
ser Richtung mehr Gutes schaffen wird als tausend alberne Konferenzen. 

Das bedeutet nicht, daß wir uns vernünftigen Argumenten verschließen werden. Das 
genaue Gegenteil ist der Fall. In Berlin werden die ungeschminkten Tatsachen der deut- 
schen Verhältnisse der Welt vorgeführt werden. In Berlin werden wir die Welt von unse- 
rem Programm unterrichten, das auf einem spartanischen Staatsideal beruhen wird. Not- 
wendigerweise wird die Ernährung, Heizung, Kleidung und Unterbringung unserer lei- 
denden Massen von Männern, Frauen und Kindern eine der vornehmsten Aufgaben 
unserer Regierung sein. Daß dies vorerst in mehr oder weniger summarischer Weise 
geschehen muß, ist leicht zu verstehen. Wir werden uns für eine Methode entscheiden 
müssen, und das ist diejenige, die uns am schnellsten zu dem Ziele führt, unser Volk zu 
ernähren und unsere Schulden zu bezahlen. 

Ich bedaure sehr, daß ich hierüber keine näheren Einzelheiten angeben kann, aber 
warum sollte ich durch Veröffentlichung der wohlerdachten Pläne unserer Bewegung 
dem sterbenden heutigen System als Souffleur dienen? 

Was die Frage der Arbeit anbetrifft, so kann kein Zweifel darüber bestehen, daß selbst 
der deutsche Staat in der Lage sein müßte, durch öffentliche Arbeiten dieses Problem in 
hohem Grade zu lösen; natürlich muß eine sorgfältige Vorherberechnung stattfinden, 
damit der Industrie keine Konkurrenz gemacht wird. Auch hier bedaure ich aus dem- 
selben Grunde wie oben, mich in Schweigen hüllen zu müssen. Es scheint mir, daß, 
wenn Deutschland verspricht, seine privaten Schulden zu bezahlen und sein Haus in 
Ordnung zu bringen, ihm das Recht gewährt werden müßte, auf seine eigene Art und 
Weise an diese Aufgabe heranzugehen. 

Bezüglich der Frage des Goldstandards möchte ich noch sagen, daß ich keinen Grund 
sehe, warum Deutschland die Initiative in dieser Angelegenheit ergreifen sollte. Aller- 
dings bin ich der Ansicht, daß das Dogma vom Goldstandard wie alle Dogmen seine 
Grenzen hat, besonders wenn es in dem Grade übertrieben wird, wie Frankreich es heute 
tut. Bekanntlich hortet Frankreich heute das ganze Gold der Welt in den Gewölben der 
Bank von Frankreich. Das geschieht nicht nur aus finanziellen, sondern in erster Linie 
aus politischen Gründen. Der französische Imperialismus, der französische Wunsch, 
Europa, ja die Welt zu beherrschen, liegt diesem unheimlichen Plan zugrunde. Die 
augenblicklichen politischen Entscheidungen Washingtons, Londons, Wiens, Roms, 


268 


Berlins, Budapests werden praktisch durch die Tatsache gelähmt, daß Frankreich durch 
Besitz des gesamten Goldes heute die politische Lage beherrscht. 

Es kommt auf folgendes heraus: Wenn Frankreich wieder die Verfolgung seiner Politik 
finanzieller Einschüchterung und politischer Erpressung gestattet wird, wird die Welt in 
einem gewissen Sinne französisch werden. Und Frankreich wird ein Programm der Welt- 
herrschaft verwirklichen, im Vergleich zu dem die Träume Ludwigs XIV. unbedeutend 
und unschuldig erscheinen werden - dann werden die Gebiete zwischen Cadiz, Calais, 
Kopenhagen und Konstantinopel dem Wesen nach französisch geworden sein. Die übri- 
ge Welt wird sich vor dieser neuen Tatsache beugen müssen, welche im Falle eines Krie- 
ges ihre Truppen aus Afrika beziehen wird. Was das bedeutet, wird jedes Schulkind 
begreifen. Europa unter französischer Vorherrschaft wird aufhören, Europa zu sein, wird 
aufhören, europäisch zu sein. Es wird Gefahr laufen, afrikanisch zu werden. 

Natürlich müssen die Dinge in Deutschland vollkommen neu geordnet werden. Die 
Massen, die unsere Vertreter zur Herrschaft führen werden, sind im Innersten von allem, 
was in Deutschland seit der Unterzeichnung des Versailler Vertrages vorgegangen ist, 
angewidert und enttäuscht. Die Millionen, die heute hinter mir stehen, erwarten nicht 
von mir, daß ich das gegenwärtige System aufrechterhalte. Das Gegenteil ist der Fall. Sie 
sehnen sich nach einem neuen Staatsideal, einer heroischen Konzeption an Stelle der 
banalen Plattheiten unseres Parlamentarismus, der ihnen so lange Jahre zuteil geworden 
ist. Diese Massen wollen fühlen, daß die Hand eines einzelnen verantwortlich ist und 
nicht die allgegenwärtige Anonymität des staatsbürgerlichen Parteisystems. 75 Prozent 
all meiner Anhänger sind Handarbeiter und gehören dem Proletariat an. Das allein 
schon dürfte alle beruhigen, die geheime monarchistische Verschwörungen hinter unse- 
rer Partei fürchten. 

Der Zusammenbruch des gegenwärtigen Regimes ist nur eine Frage von Wochen oder 
Monaten. Warum also den Prozeß beschleunigen, dessen Unvermeidlichkeit organisch 
bedingt ist? Dies gliche dem Versuch, den Frühlingsanbruch durch eine Taschenlaterne 
beschleunigen zu wollen. „Der Frühling wird für unser armes, unglückliches Deutsch- 
land bestimmt anbrechen. Aber wir geben uns keinen Hoffnungen darüber hin, daß der 
Antritt unserer Regierung leicht sein wird. Nichtsdestoweniger gehen wir dieser Zeit mit 
dem feierlichen Gelöbnis entgegen, Deutschland den Deutschen zurückzugeben.“ 
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4.2. Das Jahr 1932: 
Die parlamentarische Demokratie wird zu Tode gewählt 


Hitlers Massenbewegung war um die Jahreswende 1931/32 zum Schicksalsbestimmer 
Deutschlands geworden. Dieser Erfolg des „Rufers“, wie er sich selbst einmal genannt 
hatte, war beispiellos und unvergleichbar mit ähnlichen Massenbewegungen des Aus- 
landes. Zwar hatte sich Hitler den italienischen Staatschef Mussolini zum Vorbild 
genommen, und er verehrte ihn, bis das Verhältnis zwischen beiden durch den Krieg 
sich umkehrte. Mussolini aber war nicht durch den Stimmzettel, sondern durch den 
„Marsch auf Rom“ nach dreijähriger Agitation für den Faschismus an die Macht gekom- 
men. 

Gleichzeitig hatte sich in der Türkei Kemal Atatürk auf militärischer Ebene erfolgreich 
durchgesetzt (1922/23). Hitler aber hatte sich nach dem gescheiterten Versuch einer 
gewaltsamen Machtergreifung 1923 in der erzwungenen Muße als Gefangener in der 
Festungsanstalt Landsberg entschlossen, die parlamentarische Demokratie auf legalem 
Wege zu stürzen, mit dem Wahlzettel die Mehrheit zu erreichen, um seine Ideen dann 
zu verwirklichen. „Deutschland braucht einen Cromwell“, sagte er 1931 zu einem briti- 
schen Berichterstatter. Die Äußerung fand kaum Beachtung, aber Cromwell war sein 
geschichtliches Vorbild.' 


Völkischer Beobachter, 1./2. Januar 1932 


Neujahrsaufruf Adolf Hitlers 

„Wir wollen als Kämpfer in dieses neue Jahr hineinmarschieren, auf daß wir es als Sie- 
ger verlassen“: 

„Im Jahre 1931 ist unsere Bewegung zur größten Partei Deutschlands geworden“ 
Nationalsozialisten! Nationalsozialistinnen! 

Das zwölfte Jahr des Kampfes unserer Bewegung ist zu Ende. Dank der übergroßen 
Treue aller Mitkämpfer, dank ihrem Arbeits- und Opfersinn ist es gelungen, auch in die- 
sem Jahre den Siegesmarsch der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei weiter 
fortzusetzen. Wir alle wissen es: 

Im Jahre 1931 ist unsere Bewegung zur größten Partei Deutschlands geworden! 
Gewaltige äußere Erfolge sind der allen sichtbare Beweis für diese Tatsache. 

Als am 11. September 1930 6 1/2 Millionen erwachsene Deutsche 107 Abgeordnete 
unseres Vertrauens in den Reichstag wählten, zerriß zum ersten Male für die ganze Welt 
das Lügengewebe, mit dem man das innere Wachstum unserer Bewegung nach außen 
hin jahrelang verschleiert hat. Selbst die Lüge und Verleumdung mußten einen Augen- 
blick in ihrem Treiben innehalten: Es war ein Sieg erfochten worden, der nicht wegge- 
logen werden konnte. Allerdings, schon wenige Wochen später hatten sich die berufs- 
mäßigen politischen Verdreher der Wahrheit so weit wieder gefunden und von ihrem 
ersten Schrecken erholt, daß das alte freche Lügenspiel erneut beginnen konnte. Man 
versuchte sich selbst und der Welt einzureden, daß nur eine ‚augenblickliche Erkran- 
kung‘ des deutschen Volkes Ursache unseres Erfolges sein konnte. Die Partei - so hieß 
es - habe damit ihren Höhepunkt erreicht und werde nunmehr jäh nach unten stürzen. 
Parteigenossen und Genossinnen! Ihr habt gesehen, wie das Schicksal und die Tatsachen 
auch dieses Mal unsere offiziellen politischen Propheten Lügen strafte. 

Das Jahr 1931 hat Sieg um Sieg an unsere nationalsozialistischen Fahnen geheftet. 


1 $. a. Hanfstaengl, Zwischen Weißem und Braunem Haus, $. 81 ff. 
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Trotz der von mir vorhergesagten Flut von Lügen, Fälschungen und Verleumdungen 
sind in den Wahlen dieses Jahres die Massen unserer Anhänger enorm gewachsen. 
Deutschland ist im Begriff, in rapider Schnelligkeit nationalsozialistisch zu werden 
Die Wahlen in Bremen, in Hamburg, in Oldenburg, in Anhalt-Dessau, in Mecklenburg, 
in Hessen und in Württemberg, sie haben eine fortlaufende Steigerung der Größe und 
der Bedeutung unserer Bewegung gebracht. 

Dem Bolschewismus steht die gewaltige Front des neuen Deutschland gegenüber 
Allein, so berauschend diese äußeren Erfolge auch sind, sie wären wertlos, wenn ihnen 
am Ende nicht ein gleiches inneres Wachstum der Partei zur Seite stünde. 
Parteigenossen und Parteigenossinnen! Die Größe des Wachstums unserer Bewegung 
sollt ihr aber an folgendem ermessen: 

Am 14. September 1930 zählte unsere Partei 293.000 Mitglieder. 

Und heute, am 1. Januar 1932, hat sie das 8. Hunderttausend bereits überschritten. 
Am 1. Januar 1931 haben sich rund hunderttausend Männer in unserer S.A. und S$.S.- 
Organisation befunden. Heute am 1. Januar 1932 weit über 300.000. 

Die Zahl unserer Anhänger beträgt schon jetzt mehr als 15 Millionen! 

Es ist ein Siegeszug, der in der Geschichte unseres Volkes ohne Beispiel ist. 

Diesem ziffernmäßigen Wachstum entspricht der einzig dastehende innere Ausbau 
unserer Organisation. 

Heute steht dem Bolschewismus und seinen marxistisch-zentrümlich-demokratischen 
Hilfskräften eine gewaltige Front des erwachenden Deutschland gegenüber! 

Wenn nicht Zentrum und mittleres Bürgertum aus ihrer inneren Wesensverwandtschaft 
heraus mit dem Marxismus paktieren würden, gäbe es schon heute kein rotes antichrist- 
liches Deutschland mehr. 

Sie sind daher die fluchbeladenen Helfershelfer des Bolschewismus! 

So wie früher einst ein Bismarck mit Recht den Liberalismus als Schrittmacher der Sozi- 
aldemokratie bezeichnen konnte, so sind Demokratie und Zentrum heute die Schritt- 
macher des Bolschewismus und damit die Hauptmitschuldigen an unserem Unglück. 


* 


Die Größe unserer nationalsozialistischen Organisation zeigt sich allein äußerlich in der 
Errichtung des ‚Braunen Hauses‘ als Reichszentralgeschäftsstelle. Im Februar dieses Jah- 
res erfolgte der Umzug aus der Geschäftsstelle Schellingstraße 50 in das neuerworbene 
Haus an der Brienner Straße. Heute ist das Haus trotz Erweiterungs- und Umbauten 
schon wieder viel zu klein. Ein Neubau wächst empor, ein weiterer ist projektiert, ein 
anderes neben dem Braunen Haus liegendes Gebäude ist seit Dezember dieses Jahres 
bezogen! Erst im Jahr 1931 war es möglich geworden, die Organisationsabteilung II aus- 
zubauen. 

Nicht nur die Eroberung des Arbeiters in der Stadt hat damit in erhöhtem Umfange ein- 
gesetzt, sondern ebenso die Gewinnung des Bauern. 

Die Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei ist nicht nur eine Partei der Städter, 
sondern sie ist schon heute auch die größte deutsche Bauernpartei. 

Ihrer Politik des Ausgleichs und der Versöhnung der einzelnen Lebensstände, der 
Zusammenfassung aller Deutschen für die politischen großen Lebensaufgaben unse- 
res Volkes prägt sich von Monat zu Monat schärfer in ihrer eigenen Zusammensetzung 
aus. 

Die innere Festigkeit unserer Bewegung, die absolute Richtigkeit der Gedanken sowie 
der Grundlage ihrer Organisation zeigten sich vielleicht am deutlichsten anläßlich der 
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Überwindung aller Versuche unserer Gegner, durch innere Störungen die ihnen verhaß- 
te Partei der deutschen Wiederauferstehung zu zersplittern. 

So groß der Jubel unserer Feinde war, mit dem sie jedes scheinbare Anzeigen einer inne- 
ren Rebellion in unserer Bewegung begrüßten, so bitter war auch immer ihre Enttäu- 
schung: Aus jeder Prüfung ist die Partei stärker herausgekommen, als sie hineinging. Das 
Jahr 1931 hat dies am schlagendsten bewiesen! 


* 


Nationalsozialisten und Nationalsozialistinnen! 

Ihr seht die Entwicklung heute klar hinter euch liegen und mögt daraus einen Blick in 
die Zukunft tun. 

Die Welt geht einer Entscheidung entgegen, die sich in Jahrtausenden oft nur einmal 
vollzieht. 

Die bürgerlichen Parteien sehen das Weltgeschehen mit ihren Augen an. Klein und 
kurzsichtig, wie sie sind, vermuten sie auch in den Erscheinungen der Umwelt nur 
ihnen gleiche treibende Kräfte. Auch jetzt erkennen sie im Bolschewismus noch nicht 
die Zerstörung aller menschlichen Kulturen, sondern ein vielleicht sogar noch ‚inter- 
essantes Experiment eines neuen staatlichen Wollens‘. Sie haben keine Ahnung 
davon, daß heute eine tausendjährige Kultur in ihren Grundfesten erschüttert wird, 
keine Vorstellung, daß, wenn der Bolschewismus endgültig siegt, nicht ein paar küm- 
merliche bürgerliche Regierungen zum Teufel gehen, sondern unersetzbare geschicht- 
liche Traditionen ihre Beendigung finden. Ja, daß darüber hinaus ein Wendepunkt in 
der Entwicklung der Menschheit überhaupt als Endergebnis im schlimmsten Sinne des 
Wortes eintreten muß. Ein Sieg des Bolschewismus ist nicht nur das Ende unserer heu- 
tigen Völker, ihrer Staaten, ihrer Kulturen, ihrer Wirtschaft, sondern auch das Ende 
ihrer Religionen! Nicht Freiheit kommt aus dieser Welterschütterung, sondern barba- 
rische Tyrannei auf der einen Seite und eine materialistische Vertierung des Menschen 
auf der anderen! 

Wie so oft in der Geschichte der Völker wird auch dieses Mal Deutschland in seinem 
Schicksal von entscheidender Bedeutung sein für das Schicksal aller. Wenn erst einmal 
die Fahne der roten Menschheitsverdummung und Menschenvertierung über Deutsch- 
land aufgezogen wird, ist auch die andere Welt dem gleichen Los verfallen. 

Wir kämpfen nicht für den Sieg einer Partei, sondern für die Erhaltung unseres Volkes 
70 Jahre lang haben in Deutschland verruchte bürgerliche Parteien die Kraft des natio- 
nalen Gedankens verbraucht und unser Volk in einem hohen Grade dem Marxismus 
ausgeliefert. 70 Jahre lang haben die Parteien der Demokratie und vorgeblich später das 
streng christliche Zentrum in widernatürlicher Unzucht mit den Wegbereitern des Bol- 
schewismus unser Volk verderben helfen. 

Heute klammern sie sich in verwerflicher Herrschsucht an ein Regiment, das schon jetzt 
nicht mehr ihnen gehören würde, wenn ihre eigene Bedeutung allein maßgebend wäre. 
Wenn die von uns geschaffene nationalsozialistische Bewegung als Gegengewicht gegen 
den Marxismus heute ausfiele, würde Deutschland morgen bolschewistisch sein. 

Was aber will das Schicksal? 

Wenn dem Geschehen des nunmehr vergangenen Jahres ein innerer Sinn zugrundelie- 
gen soll, dann kann es nur der sein, daß das Schicksal selbst klare Fronten will. 

Das Bibelwort, das den Heißen oder Kalten anerkennt, den Lauen aber zum Ausspeien 
verdammt, sehen wir in unserem Volke in Erfüllung gehen. Die Mitte wird zerhauen 
und zerschlagen. Die Kompromisse werden ein Ende nehmen. Dem internationalen 
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Bolschewismus gegenüber steht heute im Nationalsozialismus die deutsche Nation. Der 
Allmächtige selbst schafft durch seinen gnädigen Willen die Voraussetzung zur Rettung 
unseres Volkes; indem er die laue Mitte vernichten läßt, will er uns den Sieg geben. 
Nationalsozialisten! Wir gehen nunmehr in das neue Jahr hinein in der Überzeugung, 
daß es das schwerste Jahr des Kampfes unserer Bewegung sein wird. 

Der Blick nach rückwärts zeigt uns zahllose Opfer. Solange wir eine kleine Partei vor- 
stellten, waren wir berechtigt, in unseren eigenen Opfern die Größe der Verpflichtung 
für unser Handeln zu erblicken. Seit uns die Vorsehung so große Erfolge gewährte, liegt 
das Maß unserer Pflichten Deutschland gegenüber in der Größe der Opfer, die unser 
Volk im Laufe seines geschichtlichen Werdens überhaupt auf sich genommen hat. Denn 
nicht um den Sieg einer Partei kämpfen wir, sondern um die Erhaltung unseres Volkes. 
Angesichts der Größe dieser Opfer und dieser Aufgabe können wir nicht erwarten, daß 
der noch kommende Weg ein leichter sein wird! 

Männer der nationalsozialistischen Bewegung! 

S.A.- und S.S.-Kameraden! 

Ich wiederhole, was ich das letzte Jahr von Euch forderte: 

Männer meiner nationalsozialistischen Bewegung! Ich verlange von Euch nichts Unge- 
setzliches, fordere nichts, was Euer Gewissen in Konflikt mit dem Gesetze bringt, ver- 
lange aber, daß Ihr mir auf dem Wege, den das Gesetz genehmigt und mir mein Gewis- 
sen und meine Einsicht vorschreiben, in Treue folgt und Euer Schicksal mit meinem 
Schicksal verbindet. 

Es wird ein Fegfeuer von Verleumdungen, Lügen, Fälschungen, Terror und Unter- 
drückung sein, durch das unsere Bewegung hindurch muß! 

Unser Gegner fürchtet die Vergeltung für die Überzahl der Verbrechen, die er an unse- 
rem Volke verübte. Er wird daher vor keiner Gemeinheit und keiner Tat zurück- 
schrecken, um den Sieg unserer Bewegung zu verhindern. 

Nationalsozialisten! Rechnet von vornherein damit, und nichts wird Euch dann über- 
raschen. Dann werdet Ihr alles überwinden. 

Der Weg von 7 Mann auf 15 Millionen war schwerer, als der Weg von den 15 Millio- 
nen zur deutschen Nation 

Wenn wir einst die Kühnheit besaßen, an unser gigantisches Ziel und seine Verwirkli- 
chung zu glauben, dann wollen wir heute den Mut besitzen, wie ein Ritter ohne Furcht 
und Tadel zwischen Hölle, Tod und Teufel hindurch den Weg zum Siege und zur Frei- 
heit zu wählen. 

Nationalsozialisten! Jeder von Euch sei stolz, im Jahre 1932 vom Gegner angegriffen zu 
werden! 

Wen die marxistischen Fälscher und Zentrumslügner und ihre Presse nicht befehden, der 
taugt nichts für Deutschland und ist nichts wert für unser Volk. 

Ringt Euch durch zu der Erkenntnis, daß unseren Feinden heute nur ein einziges Mit- 
tel zum Kampfe bleibt: die Lüge, und ermeßt daraus die Notwendigkeit einer auf 
Gedeih und Verderb zusammengeschweißten Gemeinschaft! 

Kameraden! Wir wollen als Kämpfer in dieses neue Jahr hineinmarschieren, auf daß wir 
es als Sieger verlassen. 

Es lebe unsere herrliche nationalsozialistische Kampfbewegung! 

Es lebe unser ewig geliebtes deutsches Volk! 

Deutschland erwache! 


München, 1. Januar 1932. 
Adolf Hitler 
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Das Jahr 1932 wurde zum Schicksalsjahr der Weimarer Republik durch die Hitler-Bewe- 
gung, wie Hitler in seinem oben zitierten Neujahrsaufruf richtig prophezeite. In diesem 
Wahljahr wählte sich die Parteiendemokratie zu Tode. Es ist kaum nötig, die einzelnen 
Vorgänge und Ereignisse dieses Jahres durch Hitlers Brille zu betrachten, denn es war zu 
Jahresbeginn nur noch eine Frage bemessener Zeit, wann er sein Ziel, die Macht im Staa- 
te mit seinen Mitteln der Massenwerbung, der Massensuggestion, der Massenfaszinati- 
on erreichen würde. Seine Gegner, die „staatstragenden“ Parteien, an der Spitze die 
Sozialdemokratische Partei, agierten nicht mehr, sie re-agierten nur noch auf den großen 
Massenbeweger. 

Diese Re-Aktion des Parteienstaates glich jener des von der Schlange hypnotisierten 
Kaninchens. Die Betrachtung dieser Re-Aktion des Kaninchens Weimarer Staat und 
Weimarer Parteien vermittelt die wahren Eindrücke dieses Erfolges des „größten Massen- 
erschütterers der Weltgeschichte“, wie ihn Konrad Heiden in seiner im Jahre 1932 ver- 
öffentlichten Hitler-Biographie bezeichnete. Die „Münchner Post“, Hitlers treueste und 
aufmerksamste Wegbegleiterin auf der Gegenseite von der ersten Stunde seines Wirkens 
im Jahre 1919 an, bleibt dafür der zuverlässigste Wegweiser. 

Die Schlagzeile am 4. Januar lautete: „Gefährdung der Reichseinheit? Durch die Hit- 
ler-Bewegung Gefahr einer Besetzung der Mainlinie im Falle einer Hitler-Diktatur.“ 
Am anderen Tag stand als die erste Seite beherrschende Schlagzeile: „Nazi. Muster 
Landwirtschaft. Auch ein Boxheimer Dokument.“ Als Leitartikel folgte: „Hitler mach- 
te Inventur. Dem nationalsozialistischen Jena entgegen.“? „Nazi-Rassenzuchtanstalt. 
Ein Vorgeschmack vom 3. Reich“ betraf den bei der SS eingeführten Heiratskonsens 
der obersten Führung. Ausführlich befaßte sich das Blatt auch mit dem Thema 
„Katholizismus und Hakenkreuz“. Im Dezemberheft des „Kunstwart“ setzte sich der 
katholische Theologe Eschweiler mit der „Stellung des Katholizismus“ zum NS aus- 
einander.’ 

Für die widersprüchliche Einstellung der NSDAP zur katholischen Kirche zu diesem 
Zeitpunkt war ein ehrender Gedenkartikel im „Völkischen Beobachter“ (Bayernausgabe) 
vom 20. Januar 1932 für „Abt Albanus Schachleiter. Dem verdienten Kirchenfürsten, 
dem deutschen Patrioten zum 70. Geburtstag“ kennzeichnend. Verfasser des Artikels war 
Curt Freiherr Loeffelholz von Colberg. Kgl. Major a.D. Schachleiter war berühmt 
geworden als Abt des Benediktinerklosters St. Emaus in Prag von 1908 bis 1918. „Und 
dann kam das bittere Ende: Der verruchte Umsturz mit seinen für des Abtes deutsche 
und österreichische Heimat so verhängnisvoll gewordenen Folgen. War es ein Wunder, 
daß in jenen Tagen, als das Oberste zuunterst sich kehrte, die ganze Wut der deutsch- 
gegnerischen Masse sich gegen den Mann wandte, der der Inbegriff des Deutschtums in 
Prag war? Verleumdet, verfolgt, verlästert mußte er, von den eigenen Patres verlassen, am 
8. Dezember 1918 sein hohes Amt niederlegen. (. . .)“ Vertrieben aus Prag, fand er Auf- 
nahme im Stift St. Florian in Oberösterreich. Dann erhielt er zu seinem sechzigsten 
Geburtstag im Januar 1922 von Papst Benedikt XV. den Auftrag, nach München zu 
gehen und die Schola Gregoriana zu gründen. Dort wirkte er auch im ökumenischen 
Sinne für eine Überwindung der konfessionellen Gegensätze. 

Über die Ablehnung des Vorschlags der Regierung Brüning, die auslaufende Amtszeit 
des Reichspräsidenten - 1925 gewählt - ab 1932 durch Beschluß des Reichstags zu ver- 
längern, durch die nationale Opposition (Hitler, Hugenberg) brachte die Zeitung die 
Schlagzeile „Die nationale Opposition gegen Hindenburg. Hitler und Hugenberg leh- 
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nen ab“,' aus verfassungsrechtlichen und politischen Gründen. Laut Verfassung war der 
Reichspräsident durch unmittelbare Wahlen zu ernennen. Bereits der erste Reichspräsi- 
dent Ebert war nicht vom Volk gewählt und in seiner Amtszeit unter Umgehung der 
Verfassung vom Reichstag verlängert worden. 

Hitler ließ dem Reichspräsidenten eine Denkschrift durch Göring über seinen Stand- 
punkt zukommen. Darauf veranlaßte Hindenburg den Reichskanzler zur Einstellung 
weiterer Verhandlungen. Außerdem ließ Hitler auch dem Reichskanzler eine Denk- 
schrift durch Göring überreichen.‘ Brüning beantwortete sie am 22. Januar. Darauf folg- 
te „Adolf Hitlers Schlußabrechnung mit Brüning“. 

Am 12. Januar berichtete das sozialdemokratische Organ über „Rassenhygiene im Drit- 
ten Reich. Im höchsten Fall ein Achtel jüdisches Blut“.” Gegen weitere Reparationszah- 
lungen führte die Zeitung die Stimme des Gewerkschaftsführers Leipart an, ferner: 
„Schluß mit den Reparationszahlungen. Eine gewichtige Stimme aus Italien (. . .) und 
eine Stimme aus Amerika.“ ® 

Auch die „Boxheimer Dokumente“ lieferten der sozialdemokratischen Agitation immer 
noch willkommenes Material. Schlagzeile: „Drakonische Sparmaßnahmen bei den 
Beamten. Die erste Maßnahme der Nazi im Dritten Reich. Ein Geheimdokument über 
die Nazi-Beamten-Agitation.“ Der gleiche Herr Schäfer brachte wenige Tage später einen 
Beitrag über NS-Arbeiterpolitik: „Der Arbeiter im Dritten Reich. Schlimmster Verrat am 
Arbeitnehmer.“ Ferner „enthüllte“ Schäfer weiter: „Bauern im Dritten Reich.“ Aus der 
„Zeitschrift für Politik“ brachte das Blatt eine treffende Schätzung: „Grenzen und 
Dämme der Hitlerflut“, mit höchstens 35 Prozent.' 

Über die Taktik der Nationalsozialisten ließ sich die Zeitung mit einem Artikel „Mit 
dem Ausland gegen Brüning. Der neueste Dreh der Nazi-Politik“ aus." „Gewerk- 
schaftsoffensive der Nationalsozialisten. Richtlinien für Nazi-Zellen-Betätigung“ ver- 
zeichnete die Zeitung mit großer Schlagzeile. Und ebenda: „Eine Lektion für Hitler. 
Brüning belehrt den Braunauer über deutsche Politik.“ Unter der Schlagzeile „Der 
Staatsstreich“ befaßte sich das sozialdemokratische Organ mit dem Thema „Hitler und 
die Gewerkschaften“. Auf einer großen Kundgebung der „Eisernen Front“ in Hamburg 
war verkündet worden, „daß der Versuch einer Rechtsdiktatur mit dem Generalstreik 
beantwortet werden dürfte“. Dazu bemerkt das Blatt: „Das ist die große Sorte der Front 
der Arbeitsfeinde von Hugenberg bis Hitler (. . .)“ 

Bei einem Vergleich mit der Entwicklung im faschistischen Italien „prophezeite“ das 
Blatt: „Deutschland ist nicht Italien. Mussolini hat in Italien die Gewerkschaften zer- 
schmettert. Die deutschen Gewerkschaften sind nicht zerschlagen und lassen sich nicht 
zerschlagen. Deutschland ist ein Industriestaat, und die Deutschen sind gründlich - 
auch die Gewerkschaften. Was sie organisiert haben, ist nicht von Pappe. Mit seinen 
eigenen Maschinengewehren gegen den Staat und gegen die Gewerkschaften kann Hit- 
ler gar nichts machen. Und mit den Maschinengewehren des Staates? Erst muß er sie 
haben. Einstweilen ist aber noch der Staat das Volk. Und das Volk in seiner übergroßen 
Mehrheit besteht aus Arbeitern, Kopf- und Handarbeitern, organisierten Arbeitern und 
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dem mit ihnen sympathisierenden Element. Und die Kerntruppen des organisierten 
Volkes, das keinen Faschismus, sondern einen Volksstaat will, sind die Gewerkschaften. 
Im Kampf mit ihnen hat Hitlers Kunst bereits versagt.“ 

Auf der gleichen Seite brachte die Zeitung einen Artikel: „Das waffenstarrende Europa.“ 
(Beilage.) Hitlers Denkschrift an den Reichskanzler kommentierte die „Münchner Post“ 
mit einem ironischen Artikel: „Wichtigtuerei eines kleinen Politikers“, in dem sie auch 
das Organ der „revolutionären Nationalsozialisten, der Stennes und Otto Straßer“ 
anführte: „Aber im Kaiserhof tobte ein heftiger Kampf, und in diesem Kampf ging die 
Hitlersche Führerschaft zugrunde. Was sich bei den hessischen Vorgängen schon zeigte, 
der Mangel an Autorität, führte hier zu verhängnisvollstem Versagen in geschichtlicher 
Stunde. Hitler beugte sich dem Willen der politisch kurzsichtigen, aber robusten 
Straßer, Frick und Stöhr. Gegen seine Überzeugung ließ er sich dieses Hugenbergsche 
Nein aufzwingen. Nach dieser Niederlage aber scheint jede Leitung in der Partei verlo- 
rengegangen zu sein.“ 

Am 26. Januar brachte das sozialdemokratische Blatt einen ganzseitigen Aufruf: „Eiser- 
ne Front für Volksrechte gegen Diktatur. An alle deutschen Männer und Frauen frei- 
heitlicher Gesinnung.“ Tags darauf erschien ein Aufruf der „Eisernen Front“ mit dem 
Titel: „Zum Kampf fest entschlossen“, unterzeichnet von der Sozialdemokratischen Par- 
tei, dem Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, dem Allgemeinen Deutschen Gewerkschafts- 
bund, dem Afa-Bund und dem Arbeiter-Sport- und Kultur-Kartell.'* Auch eigene uni- 
formierte Schutzformationen (Schufo) mit Grünhemden wurden gegründet. 

Die erfolgreiche Hitlersche Massenpsychologie, wie er sie praktizierte und theoretisch 
auch in seinem Buch „Mein Kampf“ dargelegt hatte, veranlaßte die Linke in ihrem ver- 
zweifelten Kampf gegen die nationalsozialistische Sturmflut, zur Massenerfassung die 
Hitlerschen Methoden nachzuahmen und Hitler mit seinen eigenen Mitteln zu schla- 
gen: Symbole, Aufmärsche, Uniformen, Fahnen, Armbinden, Marschmusik. 

Als psychologischen Berater zog sie den Exilrussen Sergei Tschachotin heran, Professor 
der Psychologie und ehemaliger Assistent des berühmten sowjetrussischen Physiologen 
Iwan P. Pawlow (1849-1936, Nobelpreisträger 1904). Tschachotin wurde der propagandi- 
stische Chefberater für die „Eiserne Front“; als Symbol wählte man drei Pfeile.'* Pawlow 
hatte den Nobelpreis für Medizin wegen seiner Forschungen zur Physiologie der Verdau- 
ung erhalten. Bald darauf hatte er die bedingten Reflexe entdeckt, in deren Ausbildung 
(Konditionierung) er die Grundlage jeder seelischen Tätigkeit sah. In Pawlows Entdeckung 
sah die sowjetrussische Philosophie und Psychologie den Beweis der materiellen Natur der 
psychischen Tätigkeit. Auch im amerikanischen Behaviorismus wurde das Konditionieren 
als Versuchstechnik bei Lernexperimenten nach Pawlowschem Muster viel angewandt. Die 
Seelenverwandtschaft des sowjetrussischen und des amerikanischen Materialismus fand 
hierin ebenso ihren Ausdruck wie in der Freudschen Psychoanalyse. 

Pawlows Schüler Tschachotin brachte 1939 in Paris ein weiteres Buch heraus: „Le viol 
des foules par la propagande politique“; es erschien 1940 auch in London unter dem 
Titel „The rape of the masses. The psychology of totalitarian political propaganda*. Auf 
dreißig Seiten behandelte er „Das Geheimnis von Hitlers Erfolg“ (S. 160-189). Dort 
heißt es unter anderem: „Gegenrevolution ist tatsächlich eine von Einzelpersonen orga- 
nisierte Bewegung, und aus diesem Grund ist es viel logischer, Faschismus und Hitleris- 
mus als gegenrevolutionäre Bewegungen zu betrachten. (. . .) Hitlers Propaganda ist 


13 MP, Nr. 14 v. 19. 1. 1932, S. 1. 

14 Ebd. 

15 MP, Nr. 20 v. 26. 1., Nr. 21 v. 27. 1. 1932, S. 1. Siehe auch: Rohe, das Reichsbanner, $. 392 ff. 

16 Rohe, a. a. O., S. 404; Sergei Tschachotin: Dreipfeil gegen Hakenkreuz, Kopenhagen 1933; passim. 


276 


durch drei Elemente charakterisiert: Die Nichtbeachtung moralischer Erwägungen, den 
Appell an die Gefühle der Massen durch die Benutzung des ‚first‘ (Combative) Instinkts 
als Grundlage und die Anwendung rationaler Methoden für die Bildung bedingter 
Reflexe, um Übereinstimmung der Massen herbeizuführen.“ 

Die Spaltung in der Arbeiterschaft war „die Quelle von Hitlers Kraft“, stellte Tschacho- 
tin fest. Tatsächlich hat die Kriegserklärung der Kommunistischen Partei an die Sozial- 
demokraten als „Sozialfaschisten“ die Spaltung der gesamten marxistischen Linksbewe- 
gung verursacht und zur Katastrophe für beide geführt. Bereits im Jahre 1920 hatte 
Arthur Crispien auf dem Parteitag der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei in 
Halle dieser Trennung verbalen Ausdruck verliehen: Die Rechtssozialisten sind „zu einer 
nationalsozialistischen Reformpartei geworden“, und weiter: „Die ‚Rechtssozialisten‘ 
sind eine national-soziale Reformpartei, die deutschen Kommunisten sind Werkzeuge 
der russischen Kommunisten, die mit russischen Methoden in Deutschland und in allen 
anderen Ländern Revolution machen wollen.“ '* 

Weitere Enthüllungen des oben mehrfach angeführten ehemaligen nationalsozialisti- 
schen Kreisleiters Schäfer brachte das Organ mit der Überschrift: „Leibeigenschaft für 
Bauern? Aussichten im Dritten Reich.“'” Mit Hitlers Lebensstil befaßte sich das Blatt 
Anfang Februar: „Der ‚Arbeiterführer‘ speist. Hitler bei der Schwerindustrie zum Essen 
eingeladen.“ Wenige Tage später mußte sich die Zeitung zu folgender Berichtigung 
bequemen: „Hitler hatte am 27. Januar über die Ziele des Nationalsozialismus vor den 
westdeutschen Wirtschaftsführern im Industrieklub in Düsseldorf gesprochen und war 
sofort nach seiner Rede abgereist.” Die Rede wurde veröffentlicht. 

Am 29. Januar hatte der Reichswehrminister Groener den Eintritt von Nationalsoziali- 
sten in die Reichswehr erlaubt; Kommunisten blieben weiterhin ausgeschlossen. 

Die Finanzierung der NSDAP beschäftigte ihre Gegner in steigendem Maße. „Die Indu- 
striellen zahlen direkt ins Braune Haus“ lautete die Schlagzeile der „Münchner Post“ am 
6./7. Februar. „Die hochkapitalistische Geheimkonferenz. Was Hitler den Schwerindu- 
striellen zusagte: 1. Die Vernichtung der Gewerkschaften, 2. die Wiederherstellung aller 
Rechte der freien Persönlichkeit des Unternehmertums“, orakelte das Blatt weiter über 
Hitlers Rede vor den Industrieführern.* 

Die Einbürgerung Hitlers in Deutschland, der seit 1925 staatenlos war, beschäftigte 
seine Gegner im Februar 1932 stark im Zusammenhang mit dem beginnenden Wahl- 
kampf um einen neuen Reichspräsidenten. Hitler hatte die Verlängerung der abgelaufe- 
nen Amtszeit Hindenburgs abgelehnt und kandidierte nun selbst. Dazu mußte er die 
deutsche Staatsbürgerschaft erwerben. Eine angebliche Einbürgerung Hitlers durch Frick 
brachte die Zeitung gerüchteweise unter dem Titel „Gendarmeriekommissar Adolf Hit- 
ler*.” Am 25. Februar 1932 erfolgte Hitlers Einbürgerung als „Regierungsrat“ in Braun- 
schweig durch den Staatsminister Dietrich Klagges mit Dienstleistung bei der braun- 
schweigischen Gesandtschaft in Berlin. Hitler wurde am 26. Februar in Berlin vereidigt 
und schied am 4. März aus diesem Amt wieder aus.” 

„Der verheerende Einfluß des Nationalsozialismus auf die deutsche Jugend“ wurde in 
einem Artikel am 9. Februar behandelt.” Die „Nazi-Feme am Werk; Revolver-Attentat 
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auf Dr. Schäfer-Offenbach“, der, wie oben erwähnt, die „Boxheimer-Dokumente“ der 
SPD zugespielt hatte.” Die Schlagzeile: „Keine Sentiments, keine Kaltschnäuzigkeit, 
aber gleiche Rechte. Wahrheiten um Hitler“ zierte die Nummer vom 12. Februar.” 
„Rüstungskapital und Faschismus. Frankreichs Rüstungsindustrie subventioniert Hitler“ 
wußte das sozialdemokratische Sprachrohr zu berichten.” 

„Der Tachinierer gegen den Generalfeldmarschall? Oder verdrängt Hugenberg Hitler?“ 
lautete die Schlagzeile am 16. Februar. Tags darauf schrieb das Blatt: „Hitler verrät sein 
Programm“, und in der folgenden Nummer: „Viehischer Mord von Nazibanditen. Täg- 
lich eine Nazi-Bluttat“.”* Zur Wahlpropaganda schrieb das Blatt: „Heimkrieger Goebbels 
verleumdet die Kriegsteilnehmer. Nennt Hindenburg den Kandidaten der Deserteure“, 
und am folgenden Tag: „Dem Faschismus gilt der Wahlkampf!“” 

Am 27. Februar hieß die Schlagzeile: „Die nationale Opposition niedergestimmt. 
Schlagt Hitler!“ Am 1. März prangte die Schlagzeile: „Wir schlagen Hitler. Republika- 
ner, auf zum Sieg!“ „Gegen Krieg und Faschismus. An die Arbeiter aller Länder!“ Am 2. 
März kamen mit der Schlagzeile: „Nieder mit den Todfeinden der Volksrechte“ und am 
13. März mit „Abrechnung“ folgende Artikel: „Die ‚ritterlichen Nazi‘, ferner: „Her zur 
Eisernen Front! Wer geht auf die Barrikaden?“ und „Hitler auf Thälmanns Schultern“. 
Weiter ging es in dieser Nummer: „Frontsoldat Hitler. Klitterungen und Legendenbil- 
dungen“, ferner: „Schlechte Rasse, Mischling“, laut Professor Gruber, Rasseforscher, 
dann: „Strauchritter des Wahlkampfes. Die Steigerung der Nazihetze“, weiter: „Hitlers 
Wahrheitsliebe“, „Die Front gegen den Faschismus“, „Auge um Auge, Zahn um Zahn. 
Hitlers Legalitätshohn“.' 

Schlagzeile: „Herunter mit der Maske der Nationalsozialisten!“ „Hitler der Kandidat des 
Staatsstreichs.“ Weiter ging es gegen Hitler: „Mit Adolf im Felde“, „Der Gefreite des 
Weltkrieges. Helf’ was helfen mag“, „Ein Frontsoldat antwortet dem kleinen Goebbels“, 
‚Führer zur ‚nationalen Einheit‘! ‚Herren‘ und ‚Bonzen‘ im Dritten Reich“, „Die tägli- 
che Nazi-Bluttat“.” 

„Die Rassenzucht im Dritten Reich“ war die Schlagzeile am 8. März. Am nächsten Tag 
ging’s über Röhm her: „Hitlers Stabschef im Selbstporträt. Ein aufschlußreicher Brief 
Röhms.“ Es folgte zwei Tage später die Schlagzeile: „Fertig zum Bürgerkrieg. Der Auf- 
marsch der Nazi.“ Und für den Wahltag am 13. März brachte die „Münchner Post“ die 
Überschrift „Schlagt den Faschismus durch die Wahl Hindenburgs!* Sieben Jahre zuvor, 
1925, wurde Hindenburg von der sozialdemokratischen Wahlpropaganda als „Massen- 
mörder“ beschimpft. Und am Montag, den 14. März konnte die sozialdemokratische 
Presse triumphierend verkünden: „Hindenburg bleibt Reichspräsident. Schwere Nieder- 
lage des Faschismus!“ ” 

Tatsächlich hatten die Nationalsozialisten sich schwer verrechnet: Ihre Hoffnung, Hitler 
als Reichspräsidenten aus dem Wahlkampf hervorgehen zu sehen, hatte sich nicht 
erfüllt. Zwar hatten sich ihre Wählerstimmen gegenüber der Reichstagswahl vom Sep- 
tember 1930 fast verdoppelt, aber Hindenburg hatte mit 18.651.497 Stimmen die abso- 
lute Mehrheit nur um knapp 0,5 Prozent verfehlt. Hitler folgte erst in weitem Abstand 
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mit 11.339.446 Stimmen, also mehr als sieben Millionen Stimmen weniger als der 
volkstümliche Generalfeldmarschall. 

Die Anhänger Hitlers wurden von tiefer Niedergeschlagenheit erfaßt, doch riß Hitler sie 
in die Höhe mit seinem noch in der Wahlnacht gefaßten Entschluß, den zweiten Wahl- 
gang aufzunehmen. Die amtliche Wahlkampfbehinderung der NSDAP durch Versagen 
der Rundfunkbenutzung, Zeitungs-, Rede- und Versammlungsverbote usw. hatte zu der 
Wahlniederlage beigetragen. Vor allem zum Ausgleich für das Verbot der Rundfunkbe- 
nutzung unternahm Hitler vom 3. bis 9. April „unter Ausnutzung aller technischen 
Hilfsmittel seinen 1. Deutschlandflug“ und konnte auf diese Weise in 21 Städten in Rie- 
senversammlungen sprechen.” Mit dem ersten Wahlgang war auch die Wahl zum Lan- 
desrat im Saargebiet verbunden; die NSDAP erzielte zwei von 32 Sitzen. 

Bei den gleichzeitig stattfindenden Landtagswahlen in Mecklenburg erhielt die NSDAP 
neun von 35 Sitzen und konnte sich dadurch an der Regierungsbildung beteiligen. Da 
der Parteienstaat um sein Überleben kämpfte, wurde vor allem unter Druck der roten 
Preußenregierung das Verbot von SA und SS von der Reichsregierung beschlossen. Der 
zweite Wahlgang am 10. April endete mit einem klaren Sieg Hindenburgs (53 Prozent 
der Stimmen). Hitler konnte lediglich einen Stimmenzuwachs erzielen. 

Schon in der zweiten Märzhälfte steigerte sich der Feldzug für das gewünschte Verbot von 
SA und SS im Zusammenhang mit dem Wahlkampf immer mehr. „Warum muß gegen die 
SA und SS vorgegangen werden?“ Der sozialdemokratische Innenminister von Preußen, 
Karl Severing, ließ in Preußen Hausdurchsuchungen bei der NSDAP, der SA und ihren 
Führern durchführen, die ergebnislos verliefen. Trotzdem erwirkte er beim Reichsinnen- 
minister Gröner eine Notverordnung „zur Sicherung der Staatsautorität“ am 13. April. 
Das Trommelfeuer gegen Röhm diente ebenfalls der Vorbereitung dieser Maßnahme. 
„Hitlers Stabschef ist homosexuell. Feststellungen eines Münchner Gerichts.** Als 
„Aprilscherz“ brachte die sozialdemokratische Zeitung am 1. April „Hitlers Offener 
Brief an Wolfgang von Goethe“ im Zusammenhang mit dem Goethejahr 1932 (100. 
Todesjahr).” Der publizistischen Vorbereitung des SA- und SS-Verbotes dienten auch die 
am 4. April veröffentlichten „Dokumente für die Illegalität des NS“ auf fünf vollen Sei- 
ten.” Am folgenden Tag, dem 5. April, brachte der langjährige Reichstagspräsident Paul 
Löbe (SPD) einen Leitartikel „Nicht locker lassen“. 

Ferner war die erste Seite unter dem Leitwort „So lebt Hitler“ großenteils ausgefüllt mit 
einer Rechnung vom Hotel Kaiserhof, Hitlers Wohnsitz während seiner Berlin-Aufent- 
halte, mit folgendem Begleittext: „Wir berichteten gestern auf Grund einer Meldung der 
‚Welt am Montag‘ über das Leben, das Adolf Hitler im Hotel Kaiserhof führt, wenn er 
in Berlin residiert. Um allen Ableugnungsversuchen zuvorzukommen, veröffentlichen 
wir heute das Bild der Rechnung, aus der sich Hitlers Schlemmerleben ergibt. Dieses 
Dokument wirft ein Schlaglicht auf den Gegensatz zwischen der Lebenshaltung des 
Führers einer ‚Arbeiterpartei‘ und der allgemeinen Not unserer Tage. Die Ausgaben für 
eines der zwölf Zimmer für eine einzige Nacht decken den Höchstsatz, den zwei 
Arbeitslose an Wochenunterstützung beziehen können. Es erübrigt sich, den Preis des 
täglichen Frühstücks von 2,30 Mark oder einer trockenen Mahlzeit von je fünf Mark in 
einen Vergleich zum Einkommen eines Wohlfahrtserwerbslosen zu stellen.“ ” 
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Zur Wahlkampf-Munition gehörten auch die folgenden Nummern bis zum Wahltag am 
10. April, so am 6. April die Schlagzeile „Putschisten und Landesverräter. Das beschlag- 
nahmte Material der NSDAP“ in Preußen. Zweite Schlagzeile: „Deutschland erwacht! 
Es geht bergab mit den Nazi“ mit dem Aufzählen lokaler Verluste der NSDAP, und 
schließlich „Die Röhm-Briefe sind echt! Gesteht der Verteidiger Röhms?“, und „Röhm 
wird gegangen?“ 

Weiter geht es in der gleichen Nummer mit einem ausführlichen Artikel gegen den Lei- 
ter der wirtschaftspolitischen Abteilung der NSDAP, Dr. h. c. Otto Wagener, unter der 
Überschrift: „Der Wirtschaftspolitiker des Braunen Hauses. Die Konduite des geschaß- 
ten Offiziers.“ Dort heißt es am Schluß der „Konduite“: „Am 6. 5. 1918 infolge ehren- 
gerichtlichen Spruchs mit schlichtem Abschied entlassen. Anerkannt, Karlsruhe i. B., 
den 18. Mai 1918: gez. Otto Wagener, Hauptmann a.D.“ Auf der gleichen Seite brach- 
te das Blatt mit der Überschrift „Hitlers neueste Akquisition“ eine aus dem Berliner 
Acht-Uhr-Abendblatt übernommene Mitteilung, der ehemalige deutsche Kronprinz 
habe Beziehung zu jüdischen Frauen. 

Ferner berichtete es in „Die ritterlichen Kämpfer“ von einer schweren Beleidigung des 
Reichspräsidenten Hindenburg sowie der preußischen Minister Braun und Severing. 
Mit dem Artikel „Hitlers Bundesgenossen“ sind die Kommunisten gemeint. „Es werden 
Listen angefertigt! Der Spitzelapparat der Nazipartei“ enthält ein „streng vertrauliches 
Rundschreiben“ der NS-Gauleitung Westfalen.” „Die illegale Betätigung der Hitler-Par- 
tei“ lautete die Schlagzeile der nächsten Nummer mit der Artikelüberschrift „Das Ergeb- 
nis der Hausdurchsuchungen“. 

Ferner gegen Hitler persönlich: „Wo war Hitler Frontsoldat? Nicht im Graben!“ und 
„Hitler hält Röhm“," tatsächlich ein unbegreifliches und durch nichts zu entschuldi- 
gendes Verhalten des Parteiführers. Röhm hatte, wie durch den Prozeß Paul Schulz 
gegen die „Münchner Post“ bekannt geworden war, am 2. April 1932 eine geheime 
Zusammenkunft mit dem Stabschef des „Reichsbanners“, Major Karl Mayr, wie Röhm 
im Jahre 1919 Förderer des „Bildungsoffiziers“ Hitler beim Reichswehrgruppenkom- 
mando a IV, München (Rohe, Das Reichsbanner, Seite 349; siehe auch Franz-Willing: 
Ursprung, Seite 53 ff.) 

Am 8. April, zwei Tage vor dem zweiten Wahlgang, lautete die beherrschende Schlag- 
zeile: „Ischeka-Organisation im Braunen Haus?“ Artikel: „Was ist die ‚Zelle G‘?“ Auf der 
gleichen Seite: „Schach dem Hakenkreuz! Die bayerische Regierung gegen die Haken- 
kreuzverbrechen.“ * 

Wenige Tage nach der Wahl, dem endgültigen Sieg Hindenburgs und der zweiten Nie- 
derlage Hitlers, brachte die Zeitung die Schlagzeile: „Moskaus Verbindung mit Hitler“, 
Artikel: „Lehren des zweiten Wahlgangs“ mit einem Motto aus dem Munde Manuilskys 
auf der Plenarversammlung des Moskauer Exekutivkomitees: „In dem gegenwärtigen 
Abschnitt der Entwicklung der deutschen Revolution ist Hitler unser - wenn auch unbe- 
wußter - unzweifelhafter Bundesgenosse.“ Der Artikeltext beginnt: „Die kommunisti- 
sche Parole gegen die Sozialdemokratie hat die Stimmenzahl Hitlers verstärkt, eine 
erhebliche Anzahl kommunistischer Wähler ist zu Hitler übergelaufen (. . .)“ 

Der preußische Ministerpräsident Otto Braun brachte einen Leitartikel „Landesverrat 
der Nazipartei. Otto Braun entlarvt Hitler.“ Dort heißt es unter anderem: „Im Besitz der 
Regierung befinden sich Dokumente, aus denen hervorgeht, daß die Nationalsozialisten 
einen etwaigen Angriff auf die deutschen Grenzen als Gelegenheit zu einem Putsch 
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benützen wollen. Diese Dokumente sind echt, denn Hitler selbst hat sich zu ihnen und 
ihren Absichten öffentlich bekannt.“ Das war die Begleitmusik zu dem am gleichen 
Tag erlassenen Verbot von SA und SS durch den Reichsinnenminister Gröner. Die Auf- 
lösung vollzog sich reibungslos. Hitler hatte an seine Anhänger einen entsprechenden 
Aufruf erlassen zur Warnung vor Unbesonnenheiten. Er wollte der Regierung keine 
Handhabe zu weiteren verschärften Maßnahmen bieten. Die Disziplin, mit der Hitlers 
Anordnung befolgt wurde, ist angesichts der angeheizten innenpolitischen Lage um so 
erstaunlicher, als bereits ein neuer Wahlkampf anlief, nämlich zu Landtagswahlen am 
24. April in Preußen, Bayern, Württemberg, Hamburg und Anhalt. 

Gegen das SA- und SS-Verbot klagte die NSDAP bereits am 14. April beim Staatsge- 
richtshof. Das einseitige Verbot der paramilitärischen Rechtsorganisationen ohne ein 
gleichzeitiges des sozialdemokratischen Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold erwies sich für 
die Reichsregierung Brüning rasch als tödlicher Fehlgriff. Am 18. April brachte das sozi- 
aldemokratische Organ die Schlagzeile „Kein Vergleich zwischen Reichsbanner und 
SA.“ Damit hatte die Zeitung recht, denn das „Reichsbanner“ war als eine Organisati- 
on zum Schutze der Republik gedacht und gegründet. Aber der neu gewählte - richtig 
in seiner Amtszeit vom Volk verlängerte - Reichspräsident wünschte von der Reichsre- 
gierung seit dem „Erdrutsch“ vom 14. September 1930 ein Heranziehen der Rechtspar- 
teien zur Regierungsbeteiligung. Die Regierung Brüning aber regierte, gestützt auf das 
Vertrauen des Reichspräsidenten, mit Notverordnung unter Duldung der sozialdemo- 
kratischen Partei. 

In der gleichen Nummer brachte das Blatt die Meldung: „Hitler von Kreuger finanziert. 
Eine Quittung von 100.000 Mark gefunden.“ Laut der sozialdemokratischen Zeitung in 
Stockholm ging aus den nachgelassenen Papieren des schwedischen Zündholzkönigs 
Ivar Kreuger (gest. 1932) hervor, daß er in Spanien und in Deutschland den „Faschis- 
mus“ unterstützt hatte. Demnach hatte König Alfons fünf Millionen Peseten, Hitler 
100.000 Mark erhalten.“ 

Das Blatt brachte noch rechtzeitig zum Wahlkampf einen Hinweis auf eine Kampf- 
schrift des Generals Ludendorff: „Heraus aus dem braunen Sumpf“, gegen den homo- 
sexuellen Stabschef der SA, Röhm, gerichtet. „Die Tscheka im Braunen Haus“, Artikel: 
„Merkwürdige Justizmethoden“, eine Fortsetzung des oben angeführten Artikels. Auf 
der gleichen Seite wandte sich die Zeitung gegen Angriffe auf das Reichsbanner mit dem 
Artikel „Das Reichsbanner hat nichts zu verbergen“. Einen Tag später befaßte sich das 
Blatt wieder ausführlich mit dem Thema „Der Fall Röhm. Der Nationalsozialismus „ein 
Sammelbecken Krankhafter und Homosexueller“. Ebenso brachte es einen Artikel vom 
Stabschef des Reichsbanners, Major a.D. Karl Mayr, mit dem Titel „Schund- und 
Schmutzliteratur“ gegen das Buch von Dr. von Schmidt-Pauli „Die Männer um Hit- 
ler”. 

Die oben erwähnten Landtagswahlen, rund zwei Wochen nach dem zweiten Wahlgang 
der Reichspräsidentenwahl, brachten den Nationalsozialisten erneut einen großen 
Erfolg. Hitler hatte für den Wahlkampf einen zweiten Deutschlandflug unternommen, 
vom 16. bis 23. April, und in 25 deutschen Städten gesprochen. Ein rundes Drittel der 
Wähler hatte sich für die NSDAP entschieden. Da die beiden größten Länder des Rei- 
ches, Preußen und Bayern, zur Wahl gingen, waren rund 84 Prozent des Reiches von 
den Landtagswahlen erfaßt. Mit Ausnahme von Bayern, wo die NSDAP auf den zwei- 
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ten Platz verwiesen wurde, war sie sonst überall die stärkste Partei geworden: In Preußen 
38,3 Prozent, in Bayern 33,5 Prozent, in Württemberg 28,7 Prozent, in Anhalt 41,8 Pro- 
zent und in Hamburg 31,8 Prozent. Nur in Anhalt erfolgte eine neue Regierungsbildung 
mit dem ersten nationalsozialistischen Ministerpräsidenten (Dr. Alfred Freyberg), in den 
anderen Ländern blieben die alten Regierungen geschäftsführend. 

In Sachsen und in Hessen bestanden bereits seit 1930 geschäftsführende Regierungen. 
Im größten Land Preußen hatte der alte Landtag noch am 12. April die Geschäftsord- 
nung geändert (Wahl des Ministerpräsidenten nur durch absolute Mehrheit), um eine 
nationale Regierungsbildung zu verhindern.” Diese Entwicklung mit der Notlösung 
geschäftsführender Regierungen bei der überwiegenden Mehrheit der Länder, darun- 
ter der größten, war ein deutliches Sturmzeichen der Endkrise der parlamentari- 
schen Demokratie. Die „Münchner Post“ kommentierte das Ergebnis der Landtags- 
wahlen: „Flucht des Bürgertums unters Hakenkreuz. Wahlen im Zeichen der Wirt- 
schaftsnot.“ 

Und wenige Tage später brachte sie einen Überblick über die Wirkung der deutschen 
Wahlergebnisse im Ausland: „Der Erfolg Hitlers ist ein Erfolg gegen den Frieden.“ Das 
Echo der Wahlen im Ausland. „Nach dem Echo de Paris verschwindet das Deutschland 
der Weimarer Koalition immer mehr. Der Parlamentarismus habe sich dort totgelau- 
fen.** 

Die Wahlergebnisse im März und April 1932 ließen kaum mehr einen Zweifel am 
Todeskampf der parlamentarischen Demokratie mit ihrer Mehrparteienherrschaft. 

Die parteiamtlichen „Daten der Geschichte der NSDAP“ von Dr. Hans Volz verzeich- 
nen unter dem 7. Mai eine „zweite Annäherung“ (... .) General von Schleichers an den 
Führer; geheime Besprechung in Berlin über Brünings Sturz und Bildung eines „Präsi- 
dialkabinetts*. Die „graue Eminenz“ der Weimarer Republik, der Chef des Ministeram- 
tes des Reichswehrministeriums, General Kurt von Schleicher, begann als Kulissen- 
schieber nun sichtbar zu werden. Die dramatische Entwicklung unter seinem maßgebli- 


soll bereits 1930 die NSDAP bei ihrem Wahlkampf zum 14. 9. 1930 finanziell unter- 
stützt haben, aus einem Geheimfonds, über den er allein verfügen konnte.” 

„Militärischer Nachrichtendienst des Braunen Hauses“, „Anweisungen des Stabschefs 
Röhm“ waren Schlagzeilen der „Münchner Post“ am 29. April. Unter dem Titel „Allge- 
meiner Rückzug der Röhmlinge*“ konnte das Blatt die Blamage des Stabschefs Röhm 
und einiger seiner Mitarbeiter mitteilen. Röhm und zwei seiner Mitarbeiter hatten die 
Klage gegen den Schriftleiter der „Münchner Post“, Martin Gruber, zurückgezogen und 
wurden vom Gericht zur Übernahme aller Kosten verurteilt. „Ein Nazi-Feme-Mord“ 
und „ein weiterer politischer Mord“ wurden mitgeteilt.” „SS- Führer erschießt sozialde- 
mokratischen Stadtverordneten“ meldete die Zeitung aus dem Freistaat Danzig. Sie 
brachte in der gleichen Nummer einen Leitartikel: „Die Untertanenpartei. Ein Spiegel- 
bild der Nazifraktion in Preußen.“ ® 
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chen Einfluß setzte mit dem von ihm veranlaßten Sturz des Reichswehrministers und 
dem dadurch ausgelösten Rücktritt der Reichsregierung Brüning ein. 

Eine erste persönliche Fühlungnahme des Generals Schleicher mit Hitler hatte im Okto- 
ber 1931 stattgefunden wegen des Ulmer Reichswehrprozesses. Hitler hatte zugesichert, 
daß er jegliche illegale Zersetzungspropaganda in der Reichswehr ablehne. Schleicher 


„Nationalsozialistischer Rassenwahn. Die Rassenzucht im Dritten Reich“ war ein Thema 
am 6. Mai.” Die Reichstagsdebatte vom 9./12. Mai bot reichlich Stoff zur Polemik. Die 
NS-Abgeordneten Fritz Reinhardt und Gregor Straßer übten heftige Kritik an der Regie- 
rung Brüning. Letztgenannter verkündete ein Arbeitsbeschaffungs- und Finanzierungs- 
programm. Reichswehrminister Gröner scheiterte mit seinem vergeblichen Versuch, das 
Verbot von SA und SS zu verteidigen; er trat am 10. Mai zurück, wollte aber als Innen- 
minister bleiben. Straßers Rede wurde von dem ehemaligen sozialdemokratischen 
Reichsfinanzminister Rudolf Hilferding heftig angegriffen. „Marxismus im Angriff. Hil- 
ferding erledigt Gregor Straßer“ schrieb die „Münchner Post“ als Überschrift über den 
Wortlaut von Hilferdings Rede. „Straßer schmückt sich mit Karl Marx und Heinrich 
Heine“ kommentierte das Blatt.” 

„Nazi-Mordversuch im Reichstag unter Führung des ‚Femerichters‘ Heines, Kaleu Klotz 
niedergeschlagen“ berichtete die Zeitung über die Reichstagssitzungen.” Das Mißtrau- 
ensvotum gegen die Regierung Brüning wurde nach stürmischer Sitzung zwar abgelehnt, 
aber sehr knapp: Brünings Mehrheit war von 83 Stimmen am 18. Oktober 1930 auf 27 
Stimmen abgesunken. Der Reichstag vertagte sich, ohne noch einmal zusammenzutre- 
ten. Der Todeskampf des „Systems“ fand auch darin Ausdruck, daß vier Reichsministe- 
rien kommissarisch verwaltet wurden: Das Außen-, das Innen-, das Wirtschafts- und das 
Reichswehrministerium. 

Wegen der beiden Artikel „Tscheka im Braunen Haus“ mußte die „Münchner Post“ 
auf der ersten Seite Berichtigungen von Hitler und dem Reichsschatzmeister 
F. X. Schwarz bringen.” (Quellen und Dokumente.) Der neu gewählte preußische 
Landtag berief als Alterspräsidenten den der NSDAP angehörenden General Karl Litz- 
mann und als Landtagspräsidenten den NS-Abgeordneten Hanns Kerrl. Die Neuwahl 
des Ministerpräsidenten wurde vertagt und fand überhaupt nicht mehr statt. Im 
Plenarsaal fand eine Saalschlacht zwischen Nationalsozialisten und Kommunisten 
statt, auch ein Fanal des untergehenden Parlamentarismus. Die Klage des preußischen 
Innenministers Severing gegen die NSDAP wegen Landesverrats hatte der Ober- 
reichsanwalt am 28. Mai als unbegründet zurückgewiesen. Die Blamage war doppelt, 
weil der Reichsinnenminister Gröner teilweise auf dem Anklagematerial Severings sein 
SA-Verbot aufgebaut hatte. 

Die Landtagswahlen in Oldenburg am 29. Mai erbrachten für die NSDAP 48,5 Prozent 
der Stimmen und zum ersten Mal in einem Länderparlament die absolute Mehrheit mit 
24 von 46 Sitzen. Eine nationalsozialistische Regierung wurde gebildet mit Gauleiter 
Carl Röver als Ministerpräsidenten. 

Am 30. Mai 1932 mußte die Regierung Brüning (Rumpfkabinett!) zurücktreten, weil der 
Reichspräsident dem Kanzler unter dem Einfluß von General Schleicher das Vertrauen 
entzogen hatte. Ein Präsidialkabinett Franz von Papen wurde gebildet, die Duldung 
durch die stärkste Partei (NSDAP) wurde mit der Aufhebung des Verbotes von SA und 
SS, der Freigabe des Rundfunks für Nationalsozialisten und der Zusage von neuen 
Reichstagswahlen zum 31. Juli 1932 erwirkt. Ein diesbezügliches Gespräch Hitlers mit 
dem Reichspräsidenten hatte am 30. Mai stattgefunden.* 

Am 3. Juni hatte Hitler noch eine Unterredung mit General Schleicher auf einem Gut 
bei Parchim während des mecklenburgischen Wahlkampfes. Die von Schleicher 
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gewünschte schriftliche Tolerierung des Kabinetts Papen lehnte er ab.” Die Landtags- 
wahlen in Mecklenburg-Schwerin brachten der NSDAP mit 48,9 Prozent die absolute 
Mehrheit. Eine NS-Regierung konnte gebildet werden mit dem NS-Abgeordneten Wal- 
ter Granzow als Ministerpräsident. 

Über die nationalsozialistische Springflut urteilte Willi Münzenberg an Pfingsten 1932: 
„Das ist eine Volksbewegung, dagegen können wir nicht an. Hitler ist nicht mehr auf- 
zuhalten. Eine Einigung der Arbeiterklasse, auch wenn sie möglich wäre, käme jetzt 
schon zu spät.“ Die sozialdemokratische Propaganda beschimpfte das Präsidialkabinett 
Papen als „Regierung der Barone“ und als „Hitler-System“. Schlagzeile der „Münchner 
Post“ am 14. Juni: „Was das Hitler-System beschert. Schröpfungen bis zum Weißblu- 
ten.“ Am folgenden Tag lautete die Schlagzeile: „Hitlers Bescherung ist da! Brutaler 
Sozialabbau durch Notverordnung“, und tags darauf „Die zweite Notverordnung unter 
dem Hitler-System“.” 

Am 31. Mai brachte die „Münchner Post“ einen Artikel: „Generäle als Platzhalter Hit- 
lers?“ mit Berufung auf die Zeitung von Dr. Gerlich „Der gerade Weg“. Dieser hatte auf 
eine Unterredung eines Vertreters des „Matin“ mit einem NS-Abgeordneten aufmerk- 
sam gemacht.” Über „Die Hetze der Nazi gegen Rom und das Zentrum“ berichtete das 
Blatt am 7. Juni.“ „Hitlers Abmachungen mit von Papen“ waren ein Thema der Zeitung 
am 15. Juni. Am 14. Juni sprach Gregor Straßer als erster Nationalsozialist im Rundfunk 
über „Die Staatsidee des Nationalsozialismus“. 

Straßer war neben und nächst Hitler die bedeutendste Führerpersönlichkeit der Hitler- 
Bewegung. Unter seiner Leitung erfolgte ab Anfang Juni eine Vereinheitlichung der 
Reichsorganisationsleitung mit Inspektion I und II (9 Landesinspektionen) und Haupt- 
abteilung III-IV. Die bayerische und die württembergische Regierung verboten die 
Übertragung dieser Sendung auf die süddeutschen Sender. Die süddeutschen Länderre- 
gierungen wandten sich auch gegen die Aufhebung des Verbotes der SA sowie des Uni- 
form- und Demonstrationsverbotes. Die Reichsregierung brach den Widerstand der 
Länder durch eine weitere Notverordnung. 

Es bahnte sich nun offensichtlich ein Konflikt zwischen der Reichsregierung und den 
einzelnen Länderregierungen an. Diese zweite Notverordnung ließ nur räumlich 
begrenzte Uniform- und Demonstrationsverbote durch die Länder zu. Am 18./19. Juni 
meldete die „Münchner Post“ mit der Schlagzeile: „Allgemeines Uniform-Verbot in Bay- 
ern. Sämtliche Nazis durch Polizei aus dem Landtag entfernt.““ Gegen die Arbeits- 
dienstpläne der Nationalsozialisten wandte sich das sozialdemokratische Organ mit 
dem Artikel: „Hitlers Fremdenlegion. Arbeitshaus und Kaserne. Das Deutschland der 
Nationalsozialisten.““ 

Am 19. Juni fanden in Hessen Landtagswahlen statt. Die NSDAP errang 43,9 Prozent, 
die rote Regierung blieb jedoch geschäftsführend. 

Am 1. Juli veröffentlichte die „Münchner Post“ einen Aufruf gegen die „getarnte Hit- 
lerregierung“ Papen: „Kämpfer und Kämpferinnen der Eisernen Front!*“ 

„In eigener Sache! Zivilgericht und Röhm-Briefe“ berichtete die Zeitung über ihre Ver- 
öffentlichung von echten Röhm-Briefen und das Verbot ihrer weiteren Verbreitung 
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durch eine einstweilige Verfügung des Amtsgerichts wegen „Verstoß gegen die guten Sit- 
ten?;" 

Am 28. Juni füllte das Blatt die erste Seite mit einem Wahlaufruf: „Deutsches Volk! 
Wählerinnen und Wähler!“ vom Vorstand der sozialdemokratischen Partei Deutsch- 
lands. Maßnahmen der Papen-Regierung brachte die Zeitung unter dem Titel „Die Hit- 
ler-Steuer. Den Ärmsten wird das Salz um 60 Prozent verteuert“. Wörtlich schrieb die 
Zeitung dazu: „Zu den Segnungen, die das neue, von Hitler eingeführte und tolerierte 
System der Junker-Regierung dem deutschen Volke beschert hat, gehört eine sechzig- 
prozentige Erhöhung des Salzpreise (. . .)““ 

Die Wochenendnummer vom 2./3. Juli erschien mit der Überschrift: „Hier sind 
die Belege: Das Junker-System ist Hitler-System. Zwei Rundschreiben des Her- 
renklubs.“ Ein Gedicht zu einer Demonstration in München „Jetzt zeige dich, rotes 
München“ auf der Titelseite der Zeitung hatte den Refrain: „Freiheit! Freiheit! Frei- 
heit! Wir sind die Eiserne Front!“ Die Linke bemühte sich jetzt, der Rechten nachzu- 
eifern mit Kampfliedern, als „Eiserne Front“ mit drei Pfeilen als Abzeichen. Da das 
Reichsgericht das Verbot des sozialdemokratischen „Vorwärts“ für zulässig erklärt hatte, 
brachte das sozialdemokratische Organ einen Artikel „Das Reichsgericht auf Seite der 
Junker“.” 

Aus der Wiener Arbeiterzeitung druckte die „Münchner Post“ einen Artikel von einem 
Verfasser Albert Lauterbach mit dem Titel „Die historische Funktion des Nationalsozia- 
lismus“ ab: Der Nationalsozialismus habe „bisher vor allem folgende Züge in die gesell- 
schaftliche Entwicklung Mitteleuropas gebracht: Erstens hat er Deutschland in kürzester 
Zeit durchpolitisiert. Zweitens hat der Nationalsozialismus über diese allgemeine 
Durchpolitisierung hinaus noch ganz besonders eine politische Aufrüttelung der Jugend 
bewirkt. Drittens hat der Nationalsozialismus endlich die politisch erstarrten Mittel- 
schichten aufgelockert. (.....) Und viertens wird sich vielleicht zeigen, daß für die sozia- 
listische Arbeiterbewegung das Messen mit dem neuen Gegner eine Art Stahlbad bedeu- 
tet haben wird.“ 

Im Zusammenhang mit der oben erwähnten roten Demonstration brachte die Zeitung 
einen Bericht mit der Schlagzeile „Frauen halten zur Eisernen Front“. Aus Österreich 
brachte das Blatt noch folgende Meldungen: „Der Überfall der Wiener Nazi auf einen 
feudalen Golfklub“, ferner „Die Nazi-Revolte im Burgenland“. Dort wurde der sozial- 
demokratische Landeshauptmann-Stellvertreter mit Bleistöcken brutal niedergeschla- 
gen. Darauf erließ der SP-Parteivorstand einen „Aufruf zur Selbstverteidigung“. Unter 
dem Titel „Burgenland verrecke‘. Neuester Verzicht Hitlers auf deutsches Land“ erhob 
das sozialdemokratische Organ gegen Hitler den Vorwurf, nicht nur auf Südtirol, son- 
dern auch auf das Burgenland zu verzichten.” 

Ein Prozeßbericht über „Die braune Tscheka vor Gericht. Das Mordkomplott gegen die 
homosexuellen Naziführer. - Die Enthüllungen der Münchner Post bestätigt“ füllte fast 
die ganze erste Seite am 6. Juli 1932. Eine „leichtfertige eidesstattliche Versicherung 
Adolf Hitlers. So werden einstweilige Verfügungen erwirkt. - Die Kaiserhof-Rechnung 
stimmt“ konnte die Zeitung auch noch auf der ersten Seite unterbringen.” 
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Zum Ergebnis der Lausanner Konferenz über den Abschluß der Reparationen brachte 
die „Münchner Post“ die Schlagzeile: „Das Hitler-System zahlt drei Milliarden, weil 
sonst Sanktionen gedroht hätten. Endsieg der Erfüllungspolitik.“ Am anderen Tag mel- 
dete das Blatt: „Das Abkommen von Lausanne unterzeichnet.“ Unter der Überschrift 
„Dichtung und Wahrheit um einen Gautag“ - es handelte sich um den Gautag Mün- 
chen-Oberbayern - brachte das Blatt „Intimes aus der Nazibewegung“. Über die Art, 
wie die sozialdemokratische Zeitung zu den „Intimitäten“ kam, schreibt sie: „Eine sinn- 
reiche Verbesserung der im Felde verwendeten Abhör-Apparate macht es uns möglich, 
die beim Gautag geschwungenen Reden abzuhören, trotz strengster Kontrolle, bei ver- 
schlossenen Türen. Ein Vergleich des offiziellen Berichts mit unseren Aufzeichnungen 
ergibt erhebliche Abweichungen, die viel zu interessant sind, als daß wir sie unseren 
Lesern vorenthalten können. Außerdem rechnen wir stark auf die Dankbarkeit jener 
Hakenkreuzler, die zum gemeinen Fußvolk gehören und nie einen Blick tun dürfen in 
die Generalstabsräume des Dritten Reichs.“ ” 

„Hitler reif fürs Gefängnis“ meinte das Blatt wegen Hitlers leichtfertig abgegebener 
eidesstattlicher Versicherung. Weiter verzeichnete die Zeitung „Neue Todesopfer der 
braunen Mordpest“.” „Ein zweiter Bericht vom Nazi-Gautag“ kam am folgenden Tag 
unter der Schlagzeile „Der Drill im Dritten Reich“. Das Ergebnis der abschließenden 
Reparationskonferenz war für das sozialdemokratische Organ ein „Politischer Mißerfolg 
in Lausanne“, wegen der Restzahlung von nahezu drei Milliarden.” „Wie lange noch, 
Herr von Gayl?“ fragte die Zeitung den Reichsinnenminister mit großer Überschrift und 
fügte hinzu: „Bilanz des Sonntags: 17 Tote, 181 Schwerverletzte“ im politischen 
Straßenkrieg. Ferner: „Die Reichswehr greift ein. Vier Tote in Ohlau.** 

„so verkommen ist die Nazi-Partei. Ein Abgrund von Gemeinheit“ lautete eine weitere 
Schlagzeile. Es handelte sich um die Beleidigung der Frau des Berliner Polizei-Vizeprä- 
sidenten Isidor Weiß durch die NS-Landtagsfraktion in Preußen. In der gleichen Num- 
mer erschien auch ein Artikel über „Hitlers eidesstattliche Versicherung. Gedanken eines 
Juristen“.” Stolz brachte das sozialdemokratische Sprachrohr mit der Schlagzeile „Der 
Freiheit ein Gruß!“ eine Botschaft der britischen Arbeiterpartei an die deutsche Sozial- 
demokratie. Daneben ist der Rest der Seite ausschließlich mit Greuelnachrichten über 
„Norddeutsche SA-Banditen in Oberbayern“ ausgefüllt, Untertitel: „Schießereien in 
Starnberg und Freising. Verlustliste des Sonntags in Preußen: 15 Tote.“ „Feuerüberfall in 
Starnberg. 30 Schüsse auf Reichsbannerleute.“ Ferner: „Parteibuchpolitik in Reinkultur“, 
„Ein Nazi-Paradies“ und schließlich: „Das Bundesorgan des Reichsbanners von der Jun- 
ker-Regierung verboten.“ ” 

Die Zeitung konnte ihre Seiten nur noch mit Skandalmeldungen über die Hakenkreuz- 
ler füllen. Schlagzeile: „Durch 100 Tote bekehrt“, „Allgemeines Verbot von Demonstra- 
tionen“ aufgrund der Notverordnung vom 28. 6. 1932. „Ein Dokument der Tolerierung“* 
der Papen-Regierung durch die Nazis brachte die Zeitung mit einem Zitat aus der zen- 
trümlichen „Germania“, ferner „Der Lahusen-Skandal ein Nazi-Skandal“ und „Ein Fun- 
ken Schamgefühl? Gemeinheit auf dem Rückzug“.” 
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4.3. Die Weimarer Demokratie wird abgewählt 


Am 20. Juli, dem „Schwarzen Tag“ der roten Herrschaft in Preußen, erschien das Blatt 
mit der Schlagzeile: „Blüten des privatkapitalistischen Systems. Die Hitler-Partei als 
‚Stütze‘.“ 

Am 20. Juli endete die nahezu zwölfjährige Herrschaft der Sozialdemokratie in Preußen: 
Der Reichspräsident hatte den Reichskanzler von Papen als Reichskommissar für 
Preußen eingesetzt. Dieser enthob die seit den Landtagswahlen vom 24. April 1932 nur 
mehr geschäftsführende preußische Regierung Braun-Severing des Amtes. Dazu schrieb 
die „Münchner Post“: „Staatsstreich der Junker-Regierung gegen das Land Preußen. Die 
Preußenregierung abgesetzt. Absetzung Brauns und Severings.“ 

Severing erklärte als Innenminister, er weiche nur der Gewalt. Darauf wurde der Aus- 
nahmezustand über Groß-Berlin und Brandenburg verhängt. „Inhaber der vollziehen- 
den Gewalt ist der Wehrkreiskommandeur General Rundstedt, ihm untersteht auch die 
Polizei in Berlin und Brandenburg.“ Ein Offizier und zwei Soldaten hinderten Otto 
Braun, seine Amtsräume zu betreten. Als der Bevollmächtigte des Reichskommissars, 
Dr. Bracht, bei Severing im Amtszimmer erschien, um die Amtsgeschäfte zu überneh- 
men, erklärte Severing, nur der Gewalt zu weichen. Dr. Bracht erschien am Abend wie- 
der in Begleitung des neuen Polizeipräsidenten und eines Polizeioffiziers. Auf die erneu- 
te Erklärung, nur der Gewalt zu weichen, wurde die Anwendung von Gewalt angedroht. 
Darauf verließ Severing seine Diensträume und begab sich in seine Wohnung. „Damit 
war die Amtsentsetzung des bisherigen preußischen Innenministers vollzogen.“ 

Weiter berichtete die „Münchner Post“ an wichtigen Einzelheiten: „Polizeipräsident 
Grzesinski von Militär verhaftet. Im Zusammenhang mit der Aktion der Schleicher- 
Regierung [sic!] gegen Preußen wurden der Berliner Polizeipräsident Grzesinski, sein 
Stellvertreter Dr. Weiß und der Kommandeur der Schutzpolizei, Heimannsberg, ver- 
haftet von einem Reichswehrhauptmann, einem Leutnant, einem Offiziers-Stellvertre- 
ter und zwölf Reichswehrsoldaten, nachdem sie sich geweigert hatten, freiwillig ihren 
Platz zu räumen. Alle drei wurden am Abend des gleichen Tages wieder auf freien Fuß 
gesetzt, nachdem sie folgenden Revers unterschrieben hatten: „Nach meiner gewaltsa- 
men Entfernung aus dem Amt erkläre ich mich bereit, mich jeder weiteren Dienstmaß- 
nahme zu enthalten.“ 

Dazu bemerkte die Zeitung: „Die Verhaftung Grzesinskis durch Militär ist deshalb ein 
besonderer Verstoß gegen die Verfassung, weil Grzesinski als Abgeordneter des Landtags 
immun ist und nicht verhaftet werden kann.“ Der Parteivorstand der SPD erließ am 
gleichen Tag folgenden Aufruf: „An die Partei! Der Kampf um die Wiederherstellung 
geordneter Rechtszustände in der deutschen Republik ist zunächst mit aller Kraft als 
Wahlkampf zu führen. Es liegt beim deutschen Volk, durch einen Machtspruch am 31. 
Juli dem gegenwärtigen Zustand ein Ende zu bereiten, der durch das Zusammenwirken 
der Reichsregierung mit der Nationalsozialistischen Partei entstanden ist. Die Organisa- 
tionen sind in höchste Kampfbereitschaft zu bringen. Strengste Disziplin ist mehr denn 
je geboten. Wilden Parolen von unbefugter Seite ist Widerstand zu leisten. Kämpft vor 
allem mit konzentrierten Kräften für den Sieg der Sozialdemokratie am 31. Juli. FREI- 
HEIT! Berlin, den 20. Juli 1932. Der Parteivorstand.“ 

Auch die Gewerkschaften erließen einen Aufruf an die Arbeitnehmer, „mit allen zur Ver- 
fügung stehenden Mitteln dafür zu sorgen, daß diese Reichstagswahl stattfindet“. Auf- 
geschreckt durch den „Preußenschlag“ wurden die anderen Länderregierungen; sie 
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fürchteten um den Fortbestand ihrer Existenz. So legte die bayerische Regierung Rechts- 
verwahrung ein. Der bayerische Ministerpräsident Held schickte an den Reichspräsi- 
denten folgendes Protesttelegramm: „Durch die Notverordnung vom Heutigen in 
schwerer Sorge um die verfassungsmäßigen Rechte und die Existenzgrundlage der deut- 
schen Länder teile ich Euer Exzellenz ergebenst mit, daß ich für die bayerische Regie- 
rung beim Herrn Reichskanzler heute Rechtsverwahrung eingelegt und Entscheidung 
des Staatsgerichtshofs über die Rechtsfrage beantragt habe.“ 

Auch die abgesetzte preußische Regierung hatte sich beschwerdeführend an den Staats- 
gerichtshof in Leipzig gewandt. An den Reichskanzler schickte der bayerische Minister- 
präsident Held folgendes Telegramm: „Die Einsetzung eines Reichskommissars an Stel- 
le von Landesregierungen und die Amtsenthebung von Landesministern ist nach Auf- 
fassung des bayerischen Gesamtministeriums mit der Reichsverfassung nicht vereinbar. 
Die Notverordnung vom 20. Juli 1932 berührt verfassungsmäßige Rechte aller Länder 
und ihre verfassungsmäßige Existenz. Namens der bayerischen Staatsregierung lege ich 
förmlich Rechtsverwahrung ein. Antrag zum Staatsgerichtshof für das Deutsche Reich 
auf Entscheidung der Rechtsfrage ist von uns gestellt.“ " 

Die Entmachtung der sozialdemokratischen Partei durch die Amtsenthebung der 
preußischen Regierung war nicht nur ein tödlicher Schlag gegen den Weimarer Par- 
teienstaat, vielmehr war sie das Eingeständnis des Zusammenbruchs der parlamentari- 
schen Demokratie. Das erbärmliche Verhalten der sozialdemokratischen Machthaber 
bewies auch die Hohlheit und Substanzlosigkeit des Systems der Parteienwirtschaft. Jede 
Institution ist soviel wert, als ihre Schöpfer, Träger und Nutznießer bereit sind, für sie 
einzusetzen. Das einzige, was von der Weimarer Verfassung noch funktionierte, war der 
Paragraph 48. 

Reichspräsident von Hindenburg hatte nach sieben Jahren bitterer Erfahrung mit den 
Parteien die richtige Schlußfolgerung gezogen: eine überparteiliche Präsidialregierung zu 
berufen. Schon unter der Brüning-Regierung war der Übergang zur autoritären Regie- 
rungsweise erfolgt: Sie hatte zwei Jahre, gestützt auf das Vertrauen des Reichsober- 
haupts, regiert, mit Duldung des Parlaments. Die neue Präsidialregierung setzte auf 
Wunsch des Reichspräsidenten diesen Regierungskurs fort. Doch konnte diese Art auto- 
ritärer Regierungsweise nur ein Übergang zu einer neuen Verfassung sein, und die neue 
Verfassung mußte ein autoritäres Regierungssystem begründen. 

Die nächste Entscheidung auf diesem Wege war die Reichstagswahl vom 31. Juli 1932. 
Ihr Ausgang bestätigte die Ergebnisse der drei vorangegangenen Wahlen, der beiden 
Reichspräsidenten- und der Landtagswahlen: Hitler, der den Wahlkampf zum dritten 
Mal mit dem Flugzeug durchgeführt und in fünfzig Städten gesprochen hatte, gewann 
37,8 Prozent aller Stimmen. Seine Partei zog als die weitaus stärkste in den Reichstag ein 
mit 230 von 606 Mandaten. Die bis dahin stärkste Partei, die SPD, mußte sich nun mit 
dem zweiten Platz begnügen. Sie erhielt statt bisher 143 noch 133 Mandate. Ein gutes 
Drittel der Stimmen der Wahlberechtigten fiel auf Hitlers Massenbewegung. 
Gleichzeitig mit ihr wuchs, zwar nicht so schnell, aber stetig, auch die kommunistische 
Wählerschaft an. Das entscheidende Ergebnis der Wahl vom 31. Juli 1932 war das 
Abwählen der parlamentarischen Demokratie durch die Mehrheit der Wähler. Die 
Kommunisten hatten 14,3 Prozent Stimmen erzielt. Die beiden radikalen Flügelpar- 
teien verfügten somit über die absolute Mehrheit im Reichstag, und diese absolute 
Mehrheit war antiparlamentarisch. Diese Wahl war der Schwanengesang der Weimarer 
Demokratie. 
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„Röhm ohrfeigt sich selbst. Das Ende des röhmischen Scheinkrieges: Einstweilige Ver- 
fügung durch Versäumnis aufgehoben.“ Es handelte sich um ein Versäumnisurteil gegen 
Röhm, der sich vergeblich aus der peinlichen Situation seiner offenkundigen Homose- 
xualität herauszuwinden suchte.” Das Blatt brachte diese „Einlage“ über die schändliche 
Belastung der obersten SA-Führung wohl zur Abschwächung des blamablen Eindrucks 
der sozialdemokratischen Kapitulation in Preußen. 

Der „Preußenschlag“ war ein Todesstoß für die bereits in Agonie liegende Weimarer 
Demokratie. Er hatte die stärkste Stütze der Parteienherrschaft, die Sozialdemokratie, 
aus dem Sattel geworfen und die restliche Föderalstruktur des Reiches ins Wanken 
gebracht. Die sozialdemokratische Presse reagierte wütend in ihrer Ohnmacht ob des 
jämmerlichen Versagens ihrer Funktionäre in Preußen. Die rote Regierung hatte nicht 
den Mut aufgebracht, gestützt auf ihre beträchtliche Polizeimacht in Preußen, Wider- 
stand zu leisten. 

„Der 20. Juli - die Marneschlacht der Bonzen“, so charakterisierte der propagandistische 
Chefberater der „Eisernen Front“, der exilrussische Professor für Psychologie und 
Schüler von Iwan Pawlow, Tschachotin, das klägliche Verhalten der „großen“ sozialde- 
mokratischen „Staatsmänner“ Otto Braun und Karl Severing und schrieb dazu: „Ein 
Reichswehroffizier und zwei Soldaten gingen zu Severing ins Ministerium und forder- 
ten seinen Rücktritt. Er erklärte: ‚Ich weiche der Gewalt‘ und ging in seine Privatwoh- 
nung, am 20. Juli 1932, fünf Uhr nachmittags. Die offiziell registrierte Stunde des Able- 
bens der deutschen Sozialdemokratie, der stolzen Partei Bebels und Liebknechts, der 
genialen Schöpfung Lassalles.“ * 

Die sozialdemokratische Wahlpropaganda - „elf Tage nach dem „Preußenschlag“ fand 
die Reichstagswahl statt! - ging mit papierener Leidenschaft auf die „Junker-Regierung* 
und auf die Hitler-Bewegung los, denn „Ohne Hitler keine Hungernotverordnung“. 
„Nieder mit dem Hakenkreuz und seinen Gönnern! Es lebe die Sozialdemokratie! Frei- 
heit!“ hieß es im Aufruf des Parteiausschusses am 22. Juli.“ 

„Der zweite Gewaltakt“, so jammerte das sozialdemokratische Blatt, war die „Amtsent- 
hebung der sozialdemokratischen Beamten“ aus den Spitzenstellungen der preußischen 
Staatsverwaltung. Die Titelseite enthielt auch ein Bild des „preußischen Helden“ Seve- 
ring (Anlage). „Der Militärbefehlshaber ordnet schärfsten Waffengebrauch an“, hieß es 
weiter.” Als der abgesetzte stellvertretende Ministerpräsident Dr. Hirtsiefer in der 
Reichsratssitzung erschien, um zu protestieren, mußte er auf Veranlassung des anwe- 
senden Reichsinnenministers von Gayl den Saal verlassen. Die meisten Länder hatten 
im Reichsrat „formelle Rechtsverwahrung“ eingelegt. Bei der Ausschußberatung des 
Reichsrats über die neuen Rundfunk-Richtlinien protestierten fast alle Länder „gegen 
die von der Reichsregierung beantragte Zentralisierung und einseitige Politisierung des 
Rundfunks im Sinne der Nazibarone“. 

Gegen die Einführung der Salzsteuer wetterte das Blatt: „Wer hat die Salzsteuer durch 
Notverordnung in Deutschland wieder eingeführt? Die Junker-Regierung Papen-Schlei- 
cher, die Adolf Hitler eingesetzt hat und toleriert!“ In der gleichen Nummer brachte die 
Zeitung „Fragen an Schleicher. Hitler hat die Tolerierung zugesagt“. Unter dem Strich 
publizierte sie einen Artikel: „Hitler und Nietzsche. Eine Abrechnung von Hermann 
Wendel.“ * 
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Nachdem die „Münchner Post“ genau eine Woche vor der Wahl einen langen Artikel 
über „Hitlers Zuchthausstaat. Fertige Pläne, die am Tage der Machtübernahme Gesetz 
werden sollen“, gebracht hatte,” berichtete sie am 28. Juli über „Aufbauender Marzis- 
mus und zersetzender Nationalsozialismus“ und brachte in der gleichen Nummer eine 
zwei Seiten lange Abhandlung von Dr. Philipp Löwenfeld über „Die geistigen Grund- 
lagen der Hitler-Bewegung“.* Die Wochenendnummer zum Wahltag erschien mit der 
Schlagzeile „Freiheit oder Diktatur?“, und am Montag, dem 1. August, dem Tag nach 
der Wahl, schrieb die Zeitung: „Keine Mehrheit für die Junker-Regierung. Ein arbeits- 
unfähiges Parlament. Ein Wahlergebnis ohne Sinn.*“” 

Für die sozialdemokratische Partei hatte das Wahlergebnis freilich keinen Sinn: Abgese- 
hen von der Tatsache, daß die Partei ihre langjährige Spitzenstellung als stärkste der Par- 
teien verloren hatte und sich mit der zweiten Stelle begnügen mußte, waren die Natio- 
nalsozialisten mit 37,1 Prozent aller Stimmen an die erste Stelle gerückt. Das war keine 
Überraschung: Das Wahlergebnis vom 31. Juli bestätigte die Wahlergebnisse vom März 
und vom April, von den beiden Reichspräsidenten- und den Landtagswahlen, nämlich 
die Tatsache, daß die Hitler-Partei mehr als ein Drittel aller Wählerstimmen gewonnen 
hatte. Auch die Landtagswahlen kleinerer Länder im Juni und Juli hatten dieses Ergeb- 
nis wiederholt bestätigt. Sogar in Bayern waren sie stärkste Partei geworden. Was waren 
die Folgerungen? 

Auch im Reich konnte keine Regierung ohne die NSDAP gebildet werden, wenn man 
sich an die Spielregeln der parlamentarischen Demokratie hielt. 

Die Wahlen erwiesen sich als Endkatastrophe für den Weimarer Vielparteienstaat, weil 
die beiden antiparlamentarischen Massenparteien, die Nationalsozialisten (37,1 Prozent) 
und die Kommunisten (14,3 Prozent), zusammen über die absolute Mehrheit im 
Reichstag verfügten und das Parlament lahmlegen konnten. 

Die vom Reichspräsidenten gebildete Präsidialregierung Papen, bis zur Wahl von Hitler 
toleriert, hatte außer den Deutschnationalen (sechs Prozent) keine Stütze im Reichstag. 
Ihre weitere Existenz hing von Hitlers Entscheidung ab. 

Ohne oder gar gegen Hitler ging nichts mehr. Jetzt als Führer der anerkannt weitaus 
stärksten Partei mit 230 Reichstagsmandaten forderte er die Bildung einer neuen Regie- 
rung unter seiner Führung, durchaus streng verfassungsmäßig. Seit Neugründung der 
NSDAP im Jahre 1925 hatte er sich tatsächlich emporgearbeitet, mit Agitation, mit Pro- 
paganda, zum Führer der größten Massenbewegung und der stärksten Partei im Reichs- 
tag, auf legalem Wege mit dem Stimmzettel. Niemand hatte das für möglich gehalten, 
vermutlich er selbst auch nicht, daß er im achten Jahre seiner politischen Werbetätigkeit 
vor den Toren der Macht stehen würde. 

Eben zu dieser Zeit begann auch der Aufstieg des ehemaligen Oberleutnants zur See, 
Reinhard Heydrich, „wegen Unwürdigkeit“ am 30. April 1931 aus der Marine verab- 
schiedet, in der SS. Er war der Marine-SA und NSDAP beigetreten und als ehemaliger 
Fernmeldeoffizier von Himmler mit dem Aufbau eines Überwachungsdienstes bereits 
im Juni 1931 als Sturmführer beauftragt worden. Am 29. Juli 1932 zum Standartenfüh- 
rer befördert, ernannte ihn Himmler zum Chef des Sicherheitsdienstes (SD) in der 
Reichsführung SS.” Wenige Wochen später, am 8. September, wurde unter Leitung von 
General von Epp ein Wehrpolitisches Amt mit Kolonialreferat errichtet und dem Stab 
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der Obersten SA-Führung angegliedert. Am 1. Oktober wurde die SA-Dienstvorschrift 
veröffentlicht.” 

Als Hitler 1925 wieder beim Nullpunkt begonnen hatte, wurde Generalfeldmarschall 
Hindenburg zum Nachfolger des zu früh verstorbenen sozialdemokratischen Reichs- 
präsidenten Friedrich Ebert, gewählt von den Parteien der Rechten und der Mitte, 
haßerfüllt abgelehnt von den Parteien der Weimarer Koalition, die (die Linke) ihn als 
„Massenmörder“ im Wahlkampf beschimpft hatten. Nun, sieben Jahre später, als nach 
seiner abgelaufenen Amtszeit die Neuwahl anstand, wurde er von den gleichen Weima- 
rer Parteien, die ihn 1925 beschmutzt, beschimpft und abgelehnt hatten, wiedergewählt, 
als einziger Schutz gegen seinen Wahlgegner Hitler und die durch ihn drohende Ein- 
parteiendiktatur. So hatten sich nach sieben Jahren die Verhältnisse gewandelt. 

Der 85jährige Reichspräsident hatte sich aus seinem preußischen Pflichtgefühl heraus in 
diesem hohen Alter noch einmal zur Verfügung gestellt, die drückende Last des Reichs- 
oberhauptes auf sich zu nehmen. Die bittere Pille eines Wahlsieges durch die Linke 
gegen die nationale Rechte hatte sich dahingehend ausgewirkt, daß er das Kabinett Brü- 
ning entlassen und eine Präsidialregierung Papen gebildet hatte, mit Duldung durch die 
Hitlerpartei. Der Führer der NSDAP hatte diese Duldung nur um den Preis von Reichs- 
tagswahlen gewährt; jetzt suchte er die Ernte einzufahren. Nach vergeblichen Verhand- 
lungen mit der „grauen Eminenz“, dem General Schleicher, fand am 13. August 1932 
ein Gespräch Hitlers mit dem Reichspräsidenten und dem Reichskanzler von Papen, 
wieder in Gegenwart Schleichers, statt. Hindenburg lehnte aber das von Hitler gefor- 
derte Kanzleramt ab und bot ihm nur die Stelle als Vizekanzler an. Der Parteiführer wies 
dieses Angebot als unzumutbar zurück. 


* 


Schon am 2. August berichtete die „Münchner Post“ von „SA-Aufruhr im Reichsland 
Preußen. Hitlers Horden morden selbst in den Wohnungen der politischen Gegner.“ 
Am folgenden Tag erschien die Zeitung mit der Schlagzeile „Hitlers Blutschuld an den 
Mordbrennereien“. Auch die folgenden Tage kamen laufend Greuelnachrichten und 
Schauergeschichten: Am Wochenende 6./7. August lautete die Schlagzeile: „Hilfe durch 
Selbstschutz? Erwägungen des Parteiausschusses“, und ebenda: „Hitler bewaffnet seine 
Leibgarde.“ Weiter ging es: „Auf zum Kampf um die allgemeine Wirtschaft. Das Volk 
lehnt den Kapitalismus ab“, und: „Der Krach im Hitlerlager fängt an. Die SA gegen die 
Sr 

Weiter meldete das sozialdemokratische Sprachrohr am 8. August: „Die Blutschuld des 
neuen Systems. Wir kämpfen für Arbeit. Die Nazi antworten mit Handgranaten. Die 
braune Mordpest.“ In dieser Nummer erschien eine interessante Meldung: „Die 
modernste deutsche Autostraße.“ Zwischen Köln und Bonn wurden zwanzig Kilometer 
Autobahn gebaut. Beschäftigt waren dabei 5540 Arbeitslose, die Kosten betrugen 8,6 
Millionen Mark.” Das war der erste schüchterne Versuch des Autobahnbaues. 

„Die Hitlergarde mordet - das Finanzkapital festigt sich“ lautete die Schlagzeile vom 9. 
August, ferner ebenda, von zwei Hakenkreuzen eingerahmt, „Zum Mord die Lüge. Ver- 
zweifelter Entlastungsfeldzug der Nazi“. Zum dreißigsten Jahrestag des Todes von 
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Rudolf von Bennigsen, des bedeutenden Führers der Nationalliberalen, brachte die Zei- 
tung einen geschichtlichen Rückblick unter dem Titel: „Dreißig Jahre nach dem Tode 
Bennigsens. Der Bankrott des Liberalismus.“ Bennigsen habe den Wirtschaftsliberalis- 
mus durchgeführt. Er war „übrigens mehr als nur der führende Kopf des durchbrechen- 
den Wirtschaftsliberalismus, er war auch der wirkliche große Baumeister des preußisch- 
deutschen Einheitswerkes. Bennigsen ist der eigentliche Schöpfer des Nationalvereins, 
der unstreitbar die wichtigste Vorarbeit für die Bismarcksche Lösung der deutschen Ein- 
heitsfrage geleistet hat (. . .)*.” 

Die Reichsregierung erließ am 9. August eine neue „Notverordnung gegen den Terror. 
Strafverschärfung bei Gewalttaten - aber Hitler darf in der Umgebung Berlins 40.000 
Mann zusammenziehen“*. Die Notverordnung brachte „Erweiterte Todesstrafe - Son- 
dergericht“. Unter dem Titel „Durch Schiebung zur Macht“ brachte das Blatt die Mel- 
dung von einem angeblichen Vertrag Hitlers mit Schleicher unter Berufung auf das 
Organ von Otto Straßer „Die Schwarze Front“. „Hitlers Vertrag mit Schleicher“ war 
typisches Produkt der hysterischen Gerüchtemacherei einer zutiefst aufgewühlten Stim- 
mungslage der abnormalen politischen, wirtschaftlichen und geistigen Verhältnisse die- 
ses Schicksalsjahres.” 

Die Zeitung quoll über von Schauernachrichten über die Nationalsozialisten: Attenta- 
te, Bluttaten, Morde am laufenden Band. „Die Antwort der Nazioten. Erhöhter Terror“ 
meldete sie.” 

Der „Verfassungstag“ der Weimarer Republik, der 11. August 1919, gab Anlaß zu einem 
geschichtlichen Rückblick: „Der 11. August in der deutschen Geschichte.“ 1089 Jahre 
Verfassungstag. Am 11. August 843 wurde durch den Vertrag von Verdun das Reich Karls 
des Großen geteilt. Tausend Jahre später ließ König Friedrich Wilhelm IV. von Preußen 
zur Erinnerung diesen Tag als Nationalfeiertag begehen.” 

Auf der Titelseite der Nummer 185 vom 11. August 1932 prangte die Schlagzeile: 
„Volksstaat oder Gewaltherrschaft?“ Darunter folgte ein Leitartikel von Paul Löbe: „13 
Jahre Weimarer Verfassung“ auf der linken Seite, dann nebenan in zwei Spalten ein Text, 
der eine mit Dreipfeil, der andere mit Hakenkreuz. Unter dem Dreipfeil als Punkt zwei 
‚Weimar, die Stadt Goethes und Schillers, das Wahrzeichen deutscher Kultur“. Damit 
wurde der Eindruck erweckt, für die Nationalversammlung 1919 sei die Hauptstadt der 
deutschen Kultur als Sitz erkoren worden. Die Wahrheit hatte freilich anders ausgese- 
hen: Sicherheitsgründe hatten den Reichswehrminister Gustav Noske veranlaßt, die 
Nationalversammlung nicht in das vom Bürgerkrieg geschüttelte Berlin, sondern in das 
von Freikorps geschützte Weimar zu verlegen. 

Triumphierend verkündete die sozialdemokratische Zeitung die Entscheidung des 
Reichspräsidenten: „Hindenburg lehnt eine Hitler-Regierung ab! Den Führern einer 
Minderheit von 37 Prozent wird die Gewalt nicht ausgeliefert.“” „Hitlers zusammenge- 
brochene ‚Legalität‘. Wie Mussolini 1922 nach dem Marsch auf Rom, so wollte jetzt 
Hitler, wie er selbst sagte, in die Wilhelmstraße einziehen. Aber Herr Hitler ist abge- 
blitzt. Hindenburgs charaktervolle Haltung, die auch (. . .) im gesamten Ausland unge- 
heuren Eindruck gemacht hat, verhinderte die Machtübernahme durch Leute, die sich 
ihre 37 Prozent des deutschen Volkes ausmachende Mitläuferschaft durch die maßlose- 
sten Versprechungen erschlichen haben. (. . .) Die ‚Nationalsozialistische‘ Bewegung hat 
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den Höhepunkt überschritten, in einigen Teilen war sie schon am 31. Juli gegenüber den 
vorausgegangenen Landtagswahlen im Rückgang. (. . .)“” 

In einer Aufschlüsselung nach Berufen unter dem Titel „Die Arbeiterpartei“ fand die 
„Münchner Post“ heraus, daß von den 230 NS-Abgeordneten nur sechzehn dem Arbei- 
terstand angehörten. Ferner brachte die Zeitung mit der Überschrift „Sozialismus und 
Vaterland“ einen langen Gedenkartikel „Der Internationale Sozialistenkongreß 1907. 
Ein Wort über die Stuttgarter Kongreßbeschlüsse*.'" 

Die Verwilderung der parteipolitischen Auseinandersetzung fand im August einen 
neuen Höhepunkt durch die Ermordung eines kommunistischen Arbeiters am 10. 
August in Potempa (Oberschlesien). Aufgrund der Notverordnung vom 9. August wur- 
den fünf SA-Männer zum Tode verurteilt. Hitler hatte in diesem Falle eine schwer nach- 
vollziehbare Haltung eingenommen: Er hatte den Mördern zwei „Treuetelegramme“ 
geschickt „Hitler verteidigt den Arbeitermord“ schrieb dazu die „Münchner Post“.'” 
„Der ‚geistige‘ Urheber als Zuhörer im Gerichtssaal“ schrieb das Blatt mit der Über- 
schrift „Todesurteil gegen Nazi-Mordbuben“ und nannte SA-Führer Edmund Heines.'” 
Der Reichswehrminister Schleicher empfing den Stabschef der SA, Ernst Röhm. „Im 
Anschluß an die Unterhaltung frühstückte der Reichswehrminister mit mehreren natio- 
nalsozialistischen Führern“ wußte die „Münchner Post“ am 25. August zu melden. (Arti- 
kel: „Die zweideutigen Naziführer“.) Kontakte zwischen dem ehemaligen Reichswehr- 
hauptmann und jetzigem SA-Stabschef Röhm und General Schleicher bestanden seit 
längerer Zeit." Jedenfalls wurde das oben erwähnte Todesurteil in lebenslängliche 
Zuchthausstrafe umgewandelt. Ebenso brachte die Zeitung die Meldung von einer 
Zusammenkunft zwischen Gregor Straßer und Brüning.” 

Die Massenarbeitslosigkeit nahm besonders für die Jugend katastrophale Formen an. 
Infolgedessen wurde von verschiedenen Seiten die Möglichkeit eines Aufbaues des Frei- 
willigen Arbeitsdienstes nicht nur ins Auge gefaßt, sondern auch von Regierungsseite in 
Angriff genommen und gefördert. Sowohl der „Stahlhelm“ als auch die NSDAP grün- 
deten und führten freiwillige Arbeitsdienstlager. In der NSDAP war Oberst a.D. Kon- 
stantin Hierl Beauftragter Hitlers für den Arbeitsdienst. Die erste Stammabteilung und 
Führerschule des NS-Arbeitsdienstes wurde am 20. August in Anhalt unter Mitwirkung 
von Gauleiter Loeper eingerichtet." 

„Nationalsozialistische Jugenderziehung“ und „Untergang in Barbarei. Das Blut gegen 
den Geist“ waren Themen der „Münchner Post“ am 27./28. 8. 1932 (Beilage). Am 30. 
August brachte die Zeitung einen Kurzartikel: „Hitleritis“ mit einem „Hitlergebet“ der 
SA-Mädchen (Beilage).'” Der Mord in Potempa gab Anlaß zu einem ausführlichen Artıi- 
kel über „Hitlers Mörderkameraden. Moral des Dritten Reiches“.'” 

Am 30. August 1932 trat der neugewählte Reichstag unter dem Vorsitz der kommuni- 
stischen Alterspräsidentin Clara Zetkin zusammen. Zum Reichstagspräsidenten wurde 
der nationalsozialistische Abgeordnete Hermann Göring gewählt. Die Kommunisten 
verhinderten die Wahl eines SPD-lers ins Reichstagspräsidium. Zwischen der NSDAP 
und dem Zentrum fanden Verhandlungen wegen Bildung einer braun-schwarzen Koali- 
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tionsregierung statt. Ob sie von Hitler ernst gemeint waren, ließ sich nicht feststellen.'” 
Bei der zweiten Reichstagssitzung am 12. September wurde ein Mißtrauensantrag gegen 
die Regierung Papen mit überwältigender Mehrheit angenommen. Nur die Deutschna- 
tionalen gaben ihre 32 Stimmen für die Regierung ab, 512 stimmten dagegen. Die 
Abstimmung war wirkungslos infolge vorheriger Auflösung des Reichstags durch den 
Reichspräsidenten. Die Neuwahl wurde auf den 6. November festgelegt. 

Anfang Oktober fand der erste Reichsjugendtag der NSDAP in Potsdam statt. Eine erste 
Reichsführertagung der HJ hatte bereits am 26./27. März in Braunschweig unter dem 
damaligen Reichsführer Renteln stattgefunden; die Hitler-Jugend zählte etwa 35.000 
Mitglieder. Renteln wurde am 13. Mai abgelöst von Baldur von Schirach, dem bisheri- 
gen Führer des NSD-Studentenbundes. Ende September wurde auch eine NS-Jugend- 
Betriebszellen-Organisation gegründet, zunächst unter Leitung von Heinz Otto, dann 
von Arthur Axmann. Nach amtlicher Parteiangabe marschierten bei dem ersten Reichs- 
jugendtag in Potsdam 110.000 Hitlerjungen und -Mädels auf. Die Studentenbunds- 
führung hatte mehrfachen Wechsel. Nicht zuletzt damit hing es auch zusammen, daß 
die Studenten trotz ihrer aktivistischen Haltung in der Weimarer Republik keine führen- 
de Rolle spielen konnten. 

„Wer ist Reichstagspräsident Göring?“ lautete die Schlagzeile vom 14. September." Mit 
Gregor Straßer und dem „Sozialismus der Nazi“ befaßte sich das Blatt Anfang Oktober: 
„Der ‚Sozialismus‘ der Nazi. Gregor Straßer schreibt das Wirtschaftsprogramm um.“ 
Über Hitler brachte die Zeitung einen ausführlichen Artikel: „Der Führer‘ - ein Held? 
Werkzeug oder Spielzeug?“ Mit den Folgen der politischen Ausschreitungen und ihren 
Opfern befaßte sich das Blatt unter dem Titel „Die politischen Todesopfer in Preußen. 
156 Tote seit 1. Januar“. Gleichzeitig brachte es eine Zusammenstellung über sozialde- 
mokratische Mehrheitsregierungen in Skandinavien unter dem ironischen Titel „Aufnor- 
dung“. Kopenhagen und Stockholm haben rote Verwaltungen. Dort, bei den rassereinsten 
Völkern, gebe es aber keine Nazis: „Die wahren ‚Nordischen‘ wollen nichts von Faschi- 
sten wissen! Ihre Länder sind Kulturländer der Demokratie und des Sozialismus!“ '” 
Ausführlich befaßte sich die „Münchner Post“ am 4. Oktober mit dem Thema „Hitlers 
Stabschef Röhm sucht Zuflucht beim Reichsbannerführer Major Mayr“. Die Fortset- 
zung folgte am 6. Oktober mit der Schlagzeile „Stabschef Röhm! Akten und Zeugen 
sprechen gegen Sie! Der Gipfel der Verdrehungskunst“. Am 8./9. Oktober hieß es in 
dem Leitartikel „Der Tscheka-Prozeß“, „(. . .), daß der Stabschef Hitlers, Hauptmann 
Röhm, vor den Mordplänen seiner eigenen Parteignossen Zuflucht beim Reichsbanner- 
führer Major Mayr suchte: In dessen Wohnung fand eine drei Stunden dauernde 
Besprechung statt, bei der Röhm nicht nur die Ernstlichkeit der gegen ihn, Graf Du 
Moulin und Bell getroffenen Mordverabredungen bestätigte, sondern auch intimste 
Geheimnisse der Reichsleitung seiner Partei preisgab.“ ''’ 

Die Skandalmeldungen über Röhm gingen weiter am 15./16. Oktober: „Die Lügen des 
Herrn Stabschefs. Röhm-Auskehr“, und am 18. Oktober: „Abschied vom Braunen 
Haus.“ In der gleichen Nummer brachte die Zeitung eine Meldung über Finanzierung 
der Hitlerpartei durch die internationale Rüstungsindustrie.''‘ Auch Heinrich Mann ließ 


109 MP, Nr. 202 v. 1. 9., S. 1; Nr. 201 v. 31. 8. 1932. 
110 MP, Nr. 213 v. 14. 9. 1932, S. 1. 

111 MP, Nr. 234 v. 8./9. 10. 1932, S. 1. 

112 MP, Nr. 227 v. 30. 9. 1932, S. 1. 

113 MP, Nr. 234 v. 8./9. 10. 1932, S. 1. 

114 MP, Nr. 242 v. 18. 10. 1932, S. 3. 

115 MP, Nr. 242 v. 18. 10. 1932. 


294 


sich im sozialdemokratischen Sinn aus. Im Prager Tagblatt brachte er einen Artikel, dort 
schrieb er: „Hitler und die Hitlerei sind politisch erfolglos. Ihr Erfolg bei den Massen 
wird nicht ausgenützt und ihr politischer Einfluß muß auf die Dauer zurückbleiben hin- 
ter dem Einfluß einer großen parlamentarischen Partei, des katholischen Zentrums oder 
auch der Sozialdemokratie (. . .).“ Der „Prophet“ Heinrich Mann setzte sich dann wie 
sein berühmterer Bruder Thomas rechtzeitig ab an die pazifische Küste Amerikas, um 
dort die Erfüllung seiner Prophetie abzuwarten: „Nicht das Dritte Reich wird kommen, 
sondern die Zweite Republik.“ 

Weitere Schauermeldungen folgten: „Ein neuer Nazi-Fememord. Bluttat in Braun- 
schweig“, „Schießerei zwischen Nationalsozialisten und Stahlhelmern“, „Nazi überfal- 
len Hugenberg-Redakteur“.'” In einem Artikel „Hitler im Herbst“ wurde ihm prophe- 
zeit: „Feind der Barone, demokratischer Verfassungsschützer, antikapitalistischer Revo- 
lutionär - es sind keine sonderlich originellen Parolen, die Adolf Hitler in seiner Berg- 
einsamkeit für diesen Wahlkampf eingefallen sind. Der Mann ist eben in seinen Herbst 
eingetreten (. . .)*"* 

Die Nationalsozialisten feierten Mitte Oktober den zehnten Jahrestag des „Deutschen 
Tages in Coburg“; dafür stiftete Hitler ein eigenes Ehrenzeichen. Am 22./23. Oktober 
widmete die „Münchner Post“ die ganze erste Seite dem Konflikt zwischen SPD und 
KPD. In einem Leitartikel „Einheitsfront“ wurde auf die Tatsache verwiesen, daß beide 
marxistische Parteien zusammen bei der Reichstagswahl fast genausoviel Stimmen 
erzielt hatten wie die Nationalsozialisten. Für die Verwirklichung des Sozialismus for- 
derte das Blatt deshalb die „Einheit auf dem Boden der Demokratie - eine andere 
Lösung ist unmöglich“. Unter der Überschrift „Die ewigen Spalter“ verwies die Zeitung 
auf die Kaltstellung des kommunistischen Führers Heinz Neumann und wandte sich 
gegen die Hetze der KPD, besonders auch mit dem Artikel „Gemeine kommunistische 
Fälschung“.'” 

Für die nahe bevorstehende Wahl (6. 11.) stellte das Blatt mit Schlagzeile „Von 1928 bis 
1932 Sozialdemokratische Leistungen“ heraus. „Schluß mit der ewigen Legalität. Revo- 
lutionäre Drohungen eines SA-Häuptlings“ brachte die Zeitung auf der gleichen Seite. 
„Der Sklave wählt die Hitlerei, der freie Mensch wählt Liste zwei! Sozialdemokraten!“ 
lautete ein Wahlschlager.'” „Thomas Manns Bekenntnis zum Sozialismus“ war Gegen- 
stand eines rühmenden Berichtes der „Münchner Post“ über einen Vortrag des Schrift- 
stellers vor sozialdemokratischen Arbeitern in Wien." 

Die Schriftstellersippe Thomas und Heinrich Mann stand an der Spitze der die Weima- 
rer Republik repräsentierenden Linksintelligenz; später kamen noch Sohn Klaus und 
Tochter Erika als demokratische Vorkämpfer in amerikanischer Uniform hinzu. Profes- 
sor Georg Stadtmüller hat in der Zeitschrift „Criticon“ (Nr. 84, Juli/August 1984, S. 168 
ff.) unter dem Titel „Pilger auf der Straße nach Moskau. Linksintellektuelle der Weima- 
rer Zeit“ die intellektuelle Creme der „freiesten Demokratie“ geschildert. In der Weima- 
rer Zeit stand diese „Intelligentsia“ weitgehend unter dem Einfluß der bolschewistischen 
Propaganda Moskaus, meisterhaft geleitet im „Freien Westen“ von Willi Münzenberg 
(1889-1940). 
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Dieser war ein enger Mitarbeiter Lenins seit dessen Schweizer Exilzeit vor und im Ersten 
Weltkrieg. 1919 gehörte er in Berlin dem Spartakusbund und der KPD an. Noch in die- 
sem Jahr gründete er die Kommunistische Jugendinternationale, 1921 die Internationa- 
le Arbeiterhilfe. 1924 wurde er kommunistischer Reichstagsabgeordneter. Er leitete die 
kommunistische Propaganda und gründete 1924 den „Neuen Deutschen Verlag“. Von 
seiner eigentlichen Propagandabasis aus, der IAH, verstand er es, bekannte Intellektuel- 
le des „Freien Westens“ für Sympathiekundgebungen zu gewinnen, so Martin Andersen- 
Nexö, Henri Barbusse, Albert Einstein, August Forel, Anatol France, Leonhard Frank, 
George Grosz, Maximilian Harden, Arthur Holitscher, Käthe Kollwitz, Alexander Mois- 
si, Henriette Roland Holste, G. B. Shaw, Heinrich Vogeler. 

Ein Höhepunkt seiner Tätigkeit war die von ihm ins Leben gerufene „Friedensbewe- 
gung“, das von ihm geprägte Schlagwort „Friedenskämpfer“ und der von ihm organi- 
sierte „internationale Kongreß“ in Amsterdam im Jahre 1932 „für den Kampf gegen den 
imperialistischen Krieg“ am 27. August 1932. Dazu erhielt er Begrüßungstelegramme, 
unter anderem von Albert Einstein und Sigmund Freud. Insgesamt 2195 Delegierte aus 
29 Ländern. Der Kongreß war ein großer Erfolg, die Kosten übernahm die Moskauer 
Zentrale. 

Auch gegen das kommunistenfeindliche China Tschiang Kai-scheks ließ Münzenberg 
eine Propagandaaktion laufen und sammelte mit Erfolg zahlreiche Unterschriften für 
ein in China verhaftetes schweizerisches Ehepaar. Er gewann als Unterzeichner die 
Schriftsteller Bernhard von Brentano und Lion Feuchtwanger, den Theaterkritiker 
Alfred Kerr, den pazifistischen Publizisten Carl von Ossietzky, den Verleger Ernst 
Rowohlt. „Fast der gesamte Lehrkörper der Berliner Kunstakademie unterzeichnete: 
Hugo Gropius, Hans Baluschek, Leopold Jessner, Mies van der Rohe und andere, ferner 
der Schauspieler Paul Wegener, die Maler Paul Klee und Max Pechstein. Auch der ame- 
rikanische Schriftsteller Theodore Dreiser schloß sich dem Protest an.“ '”’ 

1933 ging Münzenberg nach Paris und setzte von dort seinen Kampf gegen das natio- 
nalsozialistische Deutschland erfolgreich fort. Er gründete in der französischen Haupt- 
stadt „Editions de Carrefour“ und gab folgende Bücher heraus: „Braunbuch über 
Reichstagsbrand und Hitlerterror“ (1933), „Weißbuch über die Erschießungen am 30. 6. 
1934 (1934), „Das braune Netz“ (1935). Im Jahre 1936 gab er Anstoß zur Gründung 
eines deutschen Volksfrontausschusses in Paris. Er propagierte eifrig die Behauptung, die 
Nazis (Göring) hätten den Reichstagsbrand inszeniert. Wegen seiner Kritik an Stalin 
wurde er aus der KPD ausgeschlossen. 1938 gründete er den Verlag „Editions Sebastian 
Brant“ und gab eine Zeitschrift und Bücher linksgerichteter deutscher Emigranten her- 
aus. Im Herbst 1940 kam er in Frankreich auf nicht geklärte Weise ums Leben." 
Wegen der Absetzung der preußischen Regierung und der Einsetzung eines Reichskom- 
missars in Preußen hatte die abgesetzte Regierung beim Staatsgerichtshof zusammen 
mit Bayern und Baden Klage eingereicht. „Papen-Kommissare abtreten! Vernichtende 
Niederlage der Gewaltpolitiker vor dem Staatsgerichtshof“ berichtete die sozialdemo- 
kratische Zeitung mit Genugtuung nach Urteilsverkündung. „Das Urteil des Staatsge- 
richtshofes“ wurde ausführlich gebracht, „Papens Niederlage“ war Inhalt eines Leitarti- 
kels. „Braun beruft die preußische Regierung“ zur Stellungnahme zum Urteil.'” 

Mit der Schlagzeile „Neuer Gewaltstreich in Preußen“ berichtete das Blatt: „Die Junker 
lösen das Ministerium für Volkswohlfahrt auf.“'* Hitler hatte am 16. Oktober einen 
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Offenen Brief an Reichskanzler Papen gegen dessen Innen- und Außenpolitik in seinem 
Leiborgan, dem „Völkischen Beobachter“, als Antwort auf eine Rede Papens vom 12. 
Oktober gerichtet. Darin kam seine grundsätzliche Gegnerschaft gegen Papen und die 
„Junkerregierung“ zum Ausdruck. Unter der Schlagzeile „Verräter an der Arbeiterklasse“ 
brachte das sozialdemokratische Blatt „Das neueste Schanddokument der KPD“, einen 
Aufruf des Zentralkomitees der KPD, „der einen glatten Verrat an den Interessen der 
Arbeiterschaft und des Volkes darstellt“. 

Der Artikel begann: „Die Nationalsozialisten verdanken ihr Wachstum der geistigen 
Verwirrung, die als Folge der entsetzlichen Not in Deutschland um sich gegriffen hat. 
Diese geistige Verwirrung hat den Boden abgegeben für eine dreist verlogene, das Volk 
vergiftende nationalistische Hetze. Daß diese Hetze Erfolg haben konnte, daran trägt 
die Kommunistische Partei ein wohlgerütteltes Maß von Schuld! (. . .) Sie hat eine 
Schmutzkonkurrenz in nationalistischer Hetze mit den Hakenkreuzlern betrieben. Sie 
hat andererseits den Hakenkreuzlern die verlogenen und haßerfüllten Stichworte gegen 
die Sozialdemokratie geliefert, die jetzt nicht nur zum Wortschatz der Kommunisten, 
sondern auch der Nationalsozialisten gehören.“ '” 

„Nazi du Moulin-Eckardt kneift.“ Unter diesem Titel wußte das Blatt zu berichten: „Der 
Leiter der Nachrichtenabteilung des Braunen Hauses und intime Freund des Stabschefs 
Röhm, Graf du Moulin-Eckardt, wurde von Hitler nach Wien abgeschoben und dort 
zum Oberführer der SA ernannt.“ '”* 

Zu einer Zusammenarbeit zwischen Nationalsozialisten und Kommunisten kam es 
anläßlich des Berliner Verkehrsstreiks vom 3. bis 8. November. „Nazi-Kozi im wilden 
Streik vereint. Der erfolglose Berliner Verkehrsstreik“ berichtete die „Münchner Post“.'” 
Die SPD stand im Wahlkampf in doppelter Kampfstellung: Einmal gegen die Natio- 
nalsozialisten, aber auch gleichzeitig gegen die KPD, die unverändert ihren ideologi- 
schen Krieg gegen die „Sozialfaschisten“, wie sie die SPD beschimpfte, fortsetzte. Mit 
der Schlagzeile „Leistungen der Sozialdemokratie“ schrieb die sozialdemokratische Zei- 
tung „Den Kommunisten ins Stammbuch. Wähler merkt auf!“ 

Im Wahlkampf wurden die „Junkerregierung und die Nazis als Verbündete“ in einen 
Topf geworfen, auch mit dem Schlagwort „Die Reaktion belügt die Kriegsopfer“ (Leit- 
artikel). In „Bilanz des Herrenklubs. Die Junkerregierung in Berlin“ wurden der Regie- 
rung einseitige Begünstigungen der Reichen vorgeworfen: „Fort mit den Wohltätern für 
die Reichen! Wählt sozialdemokratisch! Wählt die Liste 2.“ In der Nummer zum 
Wahltag (6. 11.) brachte das Blatt folgendes Gedicht: „Auf zur Wahl! Sie hatten dich ver- 
dorben, und wähnten dich gestorben, du deutsche Republik. Wir lösten dich aus Ban- 
den, für dich sind aufgestanden Kontore und Fabrik. Hoch trägt die Sturmkolonne in 
Wetter, Wind und Sonne das Banner Schwarz-Rot-Gold. Wir sind dir treu geblieben, 
willst du die Feinde lieben, die stündlich dich bespein? (.....) Wir werden harte Richter 
und jagen das Gelichter dem Hitler hinterdrein. Hoch heb’, du Sturmkolonne, in Wet- 
ter, Wind und Sonne das Banner Schwarz-Rot-Gold.“ In der gleichen Nummer brachte 
das Blatt noch einen Artikel: „Bonzen des Dritten Reiches“, ferner: „Die Hintermänner 
des Papen-Regiments.“ 

Die Reichstagswahl vom 6. November brachte den von Hitlers Gegnern erwarteten 
Rückgang seiner Anhängerschaft: Die Nationalsozialisten verloren 34 Mandate. Immer- 
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hin blieben sie mit insgesamt 196 Sitzen im Reichstag die weitaus stärkste Partei. Die 
SPD blieb zweitstärkste Partei mit 121 Sitzen; sie hatte gegenüber Juli elf Sitze verloren. 
Die Kommunisten dagegen hatten elf Sitze gewonnen und einen Anstieg auf 100 Man- 
date zu verzeichnen. Auch die Deutschnationalen hatten einen Gewinn von fünfzehn 
Sitzen zu verzeichnen und stiegen auf 52. Zentrum und Bayerische Volkspartei waren 
zusammen von 97 auf 90 Mandate gesunken. Beachtlich war das Anwachsen der Kom- 
munisten; sie waren in der Reichshauptstadt die stärkste Partei, die zweitstärkste waren 
die Sozialdemokraten, und die Nationalsozialisten standen in Berlin an dritter Stelle. 
Hitler hatte den Wahlkampf seiner Bewegung wieder selbst geführt mit dem Flugzeug; 
er sprach in rund fünfzig Städten. 

Ein kleiner kultureller Lichtblick in dieser düsteren Zeit war der siebzigste Geburtstag 
des bedeutenden deutschen Dichters Gerhart Hauptmann. Die „Münchner Post“ wid- 
mete ihm eine ganze Seite mit Bild unter dem Titel: „Der Dichter des sozialen Mitge- 
fühls. Zu Gerhart Hauptmanns siebzigstem Geburtstag am 15. November.“ '” 

Hitler hielt begreiflicherweise als Führer der stärksten Partei an seiner legalen Forderung, 
die Regierung zu bilden, fest. Er lehnte daher Papens Einladung zu mündlicher Aus- 
sprache ab und schlug schriftlichen Gedankenaustausch vor. Reichskanzler Papen trat 
mit seinem Kabinett am 17. November zurück. Der Reichspräsident hielt an seiner Wei- 
gerung, Hitler die Regierungsbildung anzuvertrauen, fest; er wollte auf jeden Fall eine 
Einparteien-Regierung vermeiden. Hitler lehnte auch eine Einladung Schleichers zum 1. 
Dezember ab. Schließlich wurde General Schleicher am 3. Dezember zum Reichskanz- 
ler ernannt; er blieb gleichzeitig Reichswehrminister und wurde auch Reichskommissar 
für Preußen. 

Am 21. November brachte die „Münchner Post“ die Schlagzeile: „Nazi und Zentrum 
verhandeln. Wird Hitler Reichskanzler?“ Die Zeitung hatte wenige Tage vorher einen 
Artikel über „Hitlers bewaffnete Reisebegleiter“ gebracht. Dort schrieb sie: „Der Arbei- 
terführer Hitler pflegt auf seinen Versammlungsreisen nur mit einem Stab von Leuten 
umgeben zu sein, die in drei auffallend großen Mercedeswagen einherfahren. Vor der 
letzten Wahl fielen die Reisebegleiter in mehreren Städten Deutschlands dadurch auf, 
daß sie aus ihren 40.000-Mark-Autos mit großen Nilpferdpeitschen auf Straßenpassan- 
ten einschlugen (. . .)“ Es kam zu einem Prozeß gegen die Begleitmannschaft. Vier Mann 
wurden zu mehreren Monaten Gefängnisstrafe verurteilt „wegen gemeinschaftlicher 
Waffenführung“, einer auch „wegen einer schweren Körperverletzung“.'” 

„Hitler will Präsidialkanzler spielen. Er lehnt die parlamentarische Mehrheitsbildung 
ab“, lautete die Schlagzeile am 24. November, und am Tage darauf: „Hindenburg läßt 
Hitler abfahren. Das Ende des Kuhhandels.“'* Aus Wien brachte die Zeitung die Mel- 
dung, daß der dortige Gauleiter Frauenfeld im jüdischen Spital liege, „Der koschere 
Nazi-Häuptling“, „Der koschere Frauenfeld“. Aus München meldete das Blatt „einen 
Parallelfall“.'* 


132 MP, Nr. 265 v. 15. 11. 1932, $. 1. 

133 MP, Nr. 267 v. 17. 11. 1932, S. 5. 
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4.4. Die Partei in der Zerreißprobe - 
Gregor Straßer legte seine Ämter nieder 


Eine schwere Führungskrise erschütterte im Dezember die NSDAP: Gregor Straßer, 
Reichsorganisationsleiter und wichtigster Mann in der obersten Führung, schied aus, 
indem er sämtliche Ämter niederlegte, blieb jedoch Parteimitglied. Straßer hatte im Ein- 
verständnis Hitlers mit General Schleicher verhandelt, der ihm den Vizekanzler-Posten 
angeboten hatte. Die Behauptung, er habe „schwersten Verrat an dem Führer und der 
Bewegung begangen“, wie von amtlicher Parteiseite erklärt wurde,'” war jedoch falsch.'” 
Intrigen besonders von Goebbels und Göring hatten Mißtrauen zwischen Hitler und 
Straßer gesät, so daß dieser Konsequenzen gezogen hatte. Auch sein Stellvertreter Paul 
Schulz schied aus und trat, im Gegensatz zu Straßer, auch aus der Partei aus. Dr. Robert 
Ley wurde von Hitler zum Nachfolger Straßers als Reichsorganisationsleiter ernannt, 
unter Leitung von Rudolf Heß eine Politische Zentralkommission gebildet und weitere 
organisatorische Veränderungen vollzogen. 

Gregor Straßer begründete seinen Rücktritt mit folgendem Brief vom 8. Dezember an 
Hitler:'” 


Herrn 

Adolf Hitler 

z. Zt. Berlin 
Hotel Kaiserhof 


Sehr geehrter Herr Hitler! 


Mit diesem Schreiben bitte ich Sie zur Kenntnis zu nehmen, daß ich mein Amt als 
Reichsorganisationsleiter der Partei niederlege und gleichzeitig meinen Verzicht auf 
mein Reichstagsmandat aussprechen werde. 

Zur Begründung dieses von mir nach schweren inneren Kämpfen unternommenen 
Schrittes führe ich folgendes an: 

Es ist mir unmöglich, in einer Zeit, die infolge der politischen Verhältnisse und des inne- 
ren Zustandes der Bewegung straffste autoritäre Führung zur allergrößten Notwendig- 
keit macht, die Organisationsarbeiten durchzuführen, wenn der Führer der Bewegung 
die von ihm unterzeichneten Anordnungen den wenigen die erhöhte Kontrolle mit 


136 Volz, Daten, $. 45; MP, Nr. 286 v. 9. 12. 1932, $. 1. 

137 Picker, Tischgespräche, $. 324, Anm. 289, bietet ebenfalls eine völlig falsche Darstellung, auch $. 270.: 
„Was Hitler ihm nie vergaß, war, daß er sich Ende 1925 / Anfang 1926 mit Unterstützung seines damaligen Geschäfts- 
führers Dr. Goebbels redlich bemüht hatte, durch die entscheidenden NSDAP-Gremien Hitler als Parteiführer absetzen 
zu lassen. Ob seiner - gegen Hitlers ausdrücklichen Befehl angenommenen - Zusammenarbeit mit dem Reichskanzler 
General von Schleicher mußte er am 8. Dezember 1932 alle seine Parteiämter wegen „Partei-Verrats“ niederlegen.“ 
Hitler drohte am 8. 12. 1932 im Zusammenhang mit dem Versuch seines früheren Reichsorganisationsleiters Gregor 
Straßer, in einer Reichsregierung unter der Kanzlerschaft des Generals Kurt Schleicher gegen seinen - Hitlers - Willen 
Minister zu werden: „Wenn die Partei zerfällt, mache ich in drei Minuten mit der Pistole Schluß.“ 
Es war genau umgekehrt im Jahre 1925/26: Goebbels hatte die Absetzung Hitlers verlangt, Straßer sie verhindert! Picker 
hat hinsichtlich des Rücktritts Straßers die amtliche Begründung von Parteiseite unbesehen übernommen. Straßer ver- 
hielt sich völlig loyal. Die Gründe seines Rücktritts hat er in seinem Brief vom 8. 12. 1932 dargelegt, von Schulz mir 
mündlich bestätigt! 

138 Text des Briefes nach „Rettungen und Hilfeleistungen an Verfolgten 1933-1945 durch Oberleutnant a.D. Paul Schulz“. 
Privatdruck, hrsg. von dessen Sohn Dr. Paul Alexander Schulz, Laichingen 1967. Der Text von Gregor Straßers Brief vom 
8. 12. 1932 wurde mir bereits am 8. März 1965 von Rechtsanwalt Wilhelm Karpenstein zugeschickt; es fehlte eine Zeile. 
Kissenkoetter, a. a. O., $. 171, übernahm den Brieftext aus dem oben angeführten Privatdruck. 
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Recht führenden Gauleitern gegenüber heruntersetzt und sabotiert und dadurch diese 
Gauleiter, die durchweg zu den schlechtesten Verwaltern ihres Amtes gehören, zur offe- 
nen Meuterei auffordert. Das ist für mein soldatisches Denken unerträglich. Nachdem 
Sie auch Dritten gegenüber die von mir durchgeführte Neu-Organisation der Partei als 
prinzipiell falsch bezeichnen, ist meine organisatorische Aufgabe unlösbar geworden 
und ich ziehe daraus die Konsequenzen. 

Ich glaube, daß kein Redner der Partei außer Ihnen so stark die weltanschaulichen Fra- 
gen des Nationalsozialismus in den Vordergrund gerückt hat wie ich. 

Darum habe ich das Recht zu sagen, daß die NSDAP nach meiner Auffassung nicht nur 
eine zur Religion werdende Weltanschauungsbewegung ist, sondern eine Kampfbewe- 
gung, die die Macht im Staate in jeder Möglichkeit anstreben muß, um den Staat zur 
Erfüllung seiner nationalsozialistischen Aufgaben und zur Durchführung des deutschen 
Sozialismus in allen seinen Konsequenzen fähig zu machen. 

Die brachiale Auseinandersetzung mit dem Marxismus kann und darf nicht - dem Ein- 
zelnen überlassen - in dem Mittelpunkt der innerpolitischen Aufgabe stehen, sondern 
ich sehe es als das große Problem dieser Zeit an, eine große breite Front der schaffen- 
den Menschen zu bilden und sie an den neugeformten Staat heranzubringen. Die allei- 
nige Hoffnung auf das Chaos als der Schicksalsstunde der Partei halte ich für falsch, 
gefährlich und nicht im gesamtdeutschen Interesse liegend. In allen diesen Fragen ist 
Ihre entscheidende Meinung eine andere und damit ist meine politische Aufgabe als 
Abgeordneter und Redner der Partei unlösbar geworden und ich ziehe daraus die Kon- 
sequenzen. 

Ich war in meinem Leben nichts anderes als Nationalsozialist und werde es nie anders 
sein; darum trete ich - ohne Rücksicht auf meine Person und ohne persönlichen Groll 
- in die Reihen der einfachen Parteigenossen zurück und mache den Platz frei für die 
Ratgeber, welche Sie zur Zeit mit Erfolg zu beraten in der Lage sind. 

Dieser mein Entschluß ist der schwerste meines Lebens; denn ich habe der Bewegung 
und Ihnen 11 Jahre lang treu gedient. 

Da ich unter allen Umständen ablehne, irgendwie der Mittelpunkt von Oppositionsbe- 
strebungen oder auch nur Erörtetungen solcher Art zu werden, verlasse ich heute noch 
Berlin und anschließend für längere Zeit Deutschland. 

Als meinen Nachfolger schlage ich pflichtgemäß den früheren Leiter der Organisati- 
onsabteilung II Herrn Oberst Hierl vor. 


Von diesem Brief erhalten nur Sie Kenntnis. An die Presse werde ich keine irgendwie 
gearteten Erklärungen meines Schrittes geben. 


Mit deutschem Gruß 
stets Ihr ergebener 
gez. Gregor Straßer 


Es kann sich bei dem Brief nur um den Entwurf handeln, das Original in Hitlers Hän- 
den ist verschwunden. Aus dem Brief ist ersichtlich, daß Hitler die Arbeit und die Auto- 
rität des Reichsorganisationsleiters selbst sabotiert hatte. Auch waren die Gegensätze 
zwischen Hitler und Straßer wegen des politischen Vorgehens im Spätsommer und 
Herbst 1932 offensichtlich unüberbrückbar geworden. Aus dem Memorandum von Paul 
Schulz, dem der Brief eingeordnet war, ist ersichtlich, daß Straßer die catilinarische Poli- 
tik nach dem 13. August 1932 mit Terror und Mord - Fall Potempa! - kategorisch 
ablehnte. 
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In seinem Memorandum vom 21. Juli 1951 zitierte Schulz folgende Äußerung Hitlers: 
„Ich werde in Deutschland ein Chaos erzeugen, aus dem der Reichspräsident von Hin- 
denburg keinen anderen Ausweg findet als über die Reichskanzlerschaft Hitlers.“ Sie 
deckte sich mit jener Hitlers gegenüber den Gauleitern, denen Straßer strengste Spar- 
samkeit verordnet hatte: „Macht Schulden, soviel ihr wollt, der liebe Gott bezahlt’s.“ 
Schulz war, wie oben erwähnt, als Stellvertreter Gregor Straßers seit dem 24. Oktober, 
mit ihm zurückgetreten und - im Gegensatz zu Straßer - auch aus der Partei ausge- 
schieden. Auch Dr. Alexander Glaser, Stabschef Straßers, war zurückgetreten. Laut Paul 
Schulz sagte Gregor Straßer ihm öfter: „Hitler wird uns umbringen lassen, wir werden 
keines natürlichen Todes sterben.“ '” 

Die Neuorganisation der Partei nach Straßers Rücktritt gipfelte in der Immediatstellung 
der Gauleiter beim obersten Parteiführer. 

Mit Genehmigung Hitlers erhielt Straßer bei dem Chemie-Konzern Schering Kahlbaum 
im Sommer 1933 eine leitende Stelle. Er mußte sich jedoch schriftlich verpflichten, sich 
jeglicher politischen Tätigkeit zu enthalten. Merkwürdigerweise erhielt er am 1. Februar 
1934 vom Reichsschatzmeister Schwarz das Goldene Parteiabzeichen verliehen und 
konnte mit Genehmigung Hitlers sogar die Stellung des „l. Vorsitzenden der Reichs- 
fachschaft der Pharmazeutischen Industrie“ übernehmen.'” 

Zu den Auswirkungen von Straßers Rücktritt gehörte auch die Auflösung des am 22. 
September geschaffenen Reichswirtschaftsrates der NSDAP unter Gottfried Feder und 
Walther Funk.'" Gottfried Feder, Mann „der ersten Stunde“ der Hitlerbewegung, ihr 
Programmatiker und Wirtschaftstheoretiker, hatte im Jahre 1930 über Hitler geäußert: 
„Unsere große Hysterika!“'” Es ist aufschlußreich, daß Gregor Straßer ein ähnliches 
Urteil über das Wesen Hitlers äußerte. Er sagte zu Dr. Max Frauendorfer im Winter 
1931/32 „im Zusammenhang mit der Geli-Raubal-Affäre“, bei der er Hitler seelisch über 
die Erschütterung hinweghalf: „Es ist schon schlimm genug, wenn einer ein Bohemien 
ist, wenn er dazu hysterisch ist, dann gibt es eine Katastrophe. Denken Sie einmal an 
mich, Herr Frauendorfer.“ '* 

Dieser Wesenszug zeigte sich bei Hitler schon 1923 nach dem gescheiterten Staats- 
streich, in Form von Verweigerung der Nahrungsaufnahme und Selbstmordgedanken in 
der Haft. Auch Kurt Lüdecke hebt in seiner Schilderung die bohemienhaften Wesens- 
züge Hitlers hervor.'* Ohne Zweifel spiegelte sich in Hitlers Person auch die psychopa- 
thische Lage des deutschen Volkes nach dem Krieg wider. 

Gregor Straßer war die bedeutendste Persönlichkeit in der obersten Führung, ein Mann 
mit starken Nerven und gutem Humor, stets auch zu Witz und Scherz aufgelegt. Als 
Redner wirkte er durch humorvoll gewürzte Bemerkungen und überzeugte durch Sach- 
verstand und begründete Ausführungen.'“ Er galt bei den Anhängern der Bewegung 
vielfach als die große Hoffnung, weil er kein Fanatiker war. 

Gregor Straßer war finanziell unabhängig von Hitler und der Partei. Das verlieh ihm 
allein schon eine überlegene Stellung gegenüber Hitler selbst und Hitlers nächsten Pala- 
dinen Goebbels, Göring, Röhm. Straßer machte aus seiner Ablehnung des SA-Stabs- 
chefs wegen dessen homosexueller Veranlagung kein Hehl, ebensowenig wie sein eng- 
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ster Freund Paul Schulz.'* Aus dieser Gesamtkonstellation ergab sich eine mächtige 
Gegnerschaft gegen den geistig und charakterlich überlegenen Reichsorganisationsleiter, 
von Hitler angefangen. Trotz seiner Unabhängigkeit von Hitler war er ein treuer 
Gefolgsmann: „Als Hitlermann bin ich geboren, als Hitlermann fahre ich in die Grube“, 
hatte er einmal geäußert. In diesem Zwiespalt liegt seine Tragödie - und die der natio- 
nalsozialistischen Bewegung. 

Bei Hitler mag auch der Konflikt mit Otto Straßer, dessen Ausscheiden aus der Partei 
und Gegnerschaft untergründig mitgewirkt haben, trotz Gregor Straßers unbestreitbar 
loyaler Haltung ihm gegenüber. Jedenfalls vertrug Hitler eine so selbständige Persön- 
lichkeit neben sich nicht auf die Dauer. Der Sturz Gregor Straßers bedeutete den Sieg 
der Jakobiner über die Girondisten, der Catilinarier über die Ciceronianer. 

General Schleicher, der „Macher“ der Reichspolitik im Jahre 1932, hatte sich nach dem 
Rücktritt Papens aus den Kulissen herausbegeben und hoffte, anhand eines sorgfältig 
durchdachten Programms die große Krise zu meistern. Er gedachte, sich mit den 
Gewerkschaften zu verbinden, den gemäßigten Flügel der NSDAP unter Gregor Straßer 
für sich zu gewinnen und so im Reichstag sich eine sichere Mehrheit zu verschaffen. Er 
scheiterte jedoch binnen kurzem an der rauhen politischen Wirklichkeit. Gregor Straßer 
fiel aus, und die Linke versagte sich aus doktrinärem Mißtrauen gegen den General. Der 
linke Flügel der SPD mit Dr. Rudolf Breitscheid hinderte die Gewerkschaften, auf 
Schleichers Angebot einzugehen. Ende Januar 1933 war auch der Reichskanzler Gene- 
ral Schleicher am Ende. 

Straßer selbst hatte die Spaltung der Partei durch seine völlige Ergebenheit gegenüber 
Hitler verhindert. Er verfügte über eine zahlreiche Anhängerschaft in der NSDAP, und 
die Hoffnung der Mehrheit der Partei auf einen nationalsozialistischen Reichskanzler 
Gregor Straßer war im Laufe des Jahres 1932 stark angestiegen. Durch seine großen 
Reden (Reichstagsrede im Mai 1932: „Arbeit und Brot“ und die Rundfunkrede „Die 
Staatsidee des Nationalsozialismus“ vom 14. Juni 1932) hatte er die Aufmerksamkeit 
breiter Volksschichten auf sich gelenkt. Man sah mit Recht in ihm den kommenden 
Mann an der Spitze einer sich nicht nur auf die NSDAP, sondern auch auf die Gewerk- 
schaften stützenden Regierung. Aber er war aus seinem Treue-Komplex heraus der 
dämonischen Macht Hitlers verfallen. 

Sein Brief beziehungsweise der Entwurf dazu wurde zwar verschwiegen, aber er war 
unter seinen Anhängern bekannt, wie zum Beispiel Wilhelm Karpenstein. Straßer war 
zu redlich, zu ehrlich, zu verantwortungsbewußt, um eine abenteuerliche Politik, wie 
Hitler sie betrieb, mitzubetreiben und mitzutragen. Er beurteilte Hitler richtig, dennoch 
blieb er ihm verfallen. Die Sammlung seiner Reden „Kampf um Deutschland“ bis Juni 
1932 leitete er mit einem Vorwort ein, das mit dem Satz schloß: „Die Parole des Buches 
ist die Parole meines elfjährigen Kampfes als Gefolgsmann Adolf Hitlers: ‚Freiheit und 
Brot‘. München, den 9. Juli 1932. Gregor Straßer.“ 

Dem Autor schrieb er in das erworbene Exemplar mit Bleistift das Motto: „Ziel ist die 
Erhaltung der Nation! Gregor Straßer. 16. X. 32.“ 

Dr. Max Frauendorfer, führender Vertreter des Ständegedankens und Gregor Straßer 
nahestehend, berichtet in seiner ausführlichen Besprechung des Buches von Kissen- 
koetter: „Der Zufall wollte es, daß der Schreiber dieser Zeilen, mit Straßer gut bekannt, 
sich im Frühjahr 1933 als Patient im gleichen Kurheim am Starnberger See befand, in 
dem sich auch Straßer wegen seiner alten Verletzung an einem Rückenwirbel aufhielt. 
Auf die Frage, warum er sich nicht mit Hitler einmal ausspreche, sagte er: ‚Das habe ich 
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schon versucht, es hätte auch sicher ein positives Ergebnis, aber es wird hintertrieben. 
Es gibt eben Leute in der Partei, die gegen einen deutschen Sozialismus sind.‘ Und er 
fügte hinzu: ‚Ist Ihnen der Name Keppler ein Begriff? Der ist besonders gegen mich.‘“' 
Der „Illustrierte Beobachter“ Nr. 51 vom 17. Dezember hatte über Gregor Straßer noch 
einen langen Beitrag mit lobhudelnden Ausführungen und vielen Bildern gebracht. 
„Die gesamte Auflage des Illustrierten Beobachters mit dem schönen Bilder-Aufsatz 
über Gregor Straßer wurde eingestampft. Die Ersatznummer 51 vom 17. Dezember ent- 
hält den Artikel über Straßer nicht mehr“, meldete die „Münchner Post“ unter dem Titel 
„Männer und Charaktere. Eine Radierung Adolf Hitlers mit der zynischen Bemerkung: 
Hitler, der Maler von ehedem, hat die Siegfriedgestalt der NSDAP gleich zweimal ‚aus- 
radiert‘, einmal aus der Führerliste der Partei und außerdem aus dem Illustrierten Beob- 
achter.“'* Am 29. Dezember brachte die Zeitung die Schlagzeile „Sie hatte geglaubt, es 
bestände Kameradschaft! Der Schrei einer Mutter um ihren gemeuchelten Sohn.“ 

Mit dem Titel „Fememörder der Hitler-Soldateska“ brachte die Zeitung einen Bericht 
über das „Verschwinden“ eines SA-Truppführers und der vermutlichen Mörder, seines 
Sturmführers und dessen Gehilfen. Auf der gleichen Seite folgten noch Nachrichten 
über „Hitlerjünger als Falschmünzer“ und „Schießerei zwischen Nazi und Kozi“.'” In 
der Silvesternummer vom 31. Dezember „Neues Jahr - neuer Kampf“ steht eine lange 
„Neujahrsbetrachtung“ vom Vorsitzenden der SPD, Otto Wels. Diese Rückschau befaß- 
te sich ausschließlich mit den Regierungen Papen und Schleicher: „So sehen wir auch in 
dieser Regierung Schleicher nichts anderes als ein Kabinett, das uns in jeder Beziehung, 
wenn auch mit generalstäblicher List und Schläue, in vergangene Zeiten zurückführen 
möchte. Die Redensart von dem ‚sozialen General‘, die der gegenwärtige Reichskanzler 
so gerne hört, kann uns nicht beirren. Wir stehen gegen die Regierung dieses Entdeckers 
des Herrn von Papen und gegen diesen Urheber des Papen-Kurses in schärfster Oppo- 
sition. Der Wiederaufstieg der Arbeiterklasse ist nur möglich gegen diesen „sozialen 
General“, gegen alle, die ihn stützen und die er direkt oder indirekt finanziert. Wir 
führen den Kampf gegen die Schleicher-Regierung in sachlicher Opposition mit dem 
Ziel, den Einfluß der Arbeiterklasse zu stärken. Sie muß zurück zur Macht! (. . .)“ 

Die politische Instinktlosigkeit dieser „Neujahrsbetrachtung“ macht staunen und ist ein 
Schlüssel zum Verständnis des Kommenden. Sie enthält kein Wort von Hitler, seiner 
Massenbewegung, seiner dämonischen Dynamik. Der anschließende Leitartikel „Glück- 
selig’s Neu’s Jahr!“ entspricht an politischer Kurzsichtigkeit der „Neujahrsbetrachtung“* 
des Parteivorsitzenden Otto Wels. Dort heißt es abschließend: „In dem sicheren 
Bewußtsein, daß die Zukunft uns gehört, werden wir unseren Mann stellen und den 
Platz behaupten, auf dem wir stehen. Die Sozialdemokratie ist der Fels, der allen ihn 
umtobenden Stürmen trotzt. Auf diesen Fels wollen wir, getreu dem Worte unseres 
großen Führers August Bebel, die Kirche der Zukunft bauen, und die wilden Söldner- 
horden des Kapitalismus werden sie nicht überwältigen. (. . .) Glückselig’s Neu’s Jahr!“ '* 
Anschließend brachte das Blatt einen Bericht: „Auslieferung der Fememörder beantragt“ 
mit der Nachricht, daß die Leiche des ermordeten SA-Trupp-Führers in Dresden einge- 
troffen sei. Der folgende Artikel „Ein Opfer des Geheimdienstes“ bringt „Die Hinter- 


gründe des Fememordes“." 
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In Deutsch-Österreich hatte die Hitlerbewegung bis zum Beginn der dreißiger Jahre 
wenig Erfolg gehabt. Hitler hatte 1931 den Gauleiter von Oberösterreich, Alfred 
Proksch, zum Landesleiter und den NS-Reichstagsabgeordneten und Leiter des 
Kreises Wiesbaden, Theo Habicht, zum Landesgeschäftsführer (später Landesinspek- 
teur) ernannt. Im April 1932 erzielte die NSDAP bei den Landtagswahlen in 
Niederösterreich und Salzburg sowie bei den Gemeindewahlen in Wien, Kärnten und 
Steiermark beachtliche Gewinne auf Kosten der Christlichsozialen und bürgerlicher 
Mittelparteien. Am 29. Mai ernannte eine steirische Gemeinde als erste in Österreich 
Hitler zum Ehrenbürger. Doch mußten solche Ehrenbürgerernennungen Hitlers in 
Österreich auf Befehl der Regierung Dollfuß im Mai 1933 rückgängig gemacht wer- 
den. 

Aufgrund des Lausanner Abkommens erhielt Österreich eine Anleihe von 300 Millio- 
nen Schilling, vom Völkerbund garantiert mit der Auflage, keinen Anschluß an 
Deutschland durchzuführen. Der Nationalrat nahm am 23. August mit 82 gegen 80 
Stimmen das Abkommen an. Dahinter stand der Machtwille Frankreichs, das 1931 die 
deutsch-österreichische Zollunion mit militärischer Drohung verhindert hatte.'” 

Am 10. Juli fand ein „Großdeutscher Tag“ in Berchtesgaden statt. Hitler nahm die Para- 
de von 3000 bayerischen und 3000 österreichischen SA-Männern ab (SA-Untergruppe 
Alpenland-West). Ende September / Anfang Oktober wurde in Wien ein Gauparteitag 
der NSDAP mit Hermann Göring als Redner auf dem Heldenplatz veranstaltet. Es kam 
zu schweren gewalttätigen Ausschreitungen mit der Wiener sozialdemokratischen und 
kommunistischen Linken. Die Landtagswahl in Vorarlberg am 6. November brachte 
einen Stimmenzuwachs von bisher einem Prozent auf zehn Prozent der abgegebenen 
Stimmen. Das war die letzte Landtagswahl vor dem Parteiverbot in Österreich. Im Bun- 
desrat hatten die Nationalsozialisten vier Sitze von fünfzig.'” 

Das nationalsozialistische Schrifttum hatte sich parallel zum sprunghaften Anwachsen 
der Hitlerbewegung seit 1930 gewaltig vermehrt. Einen systematischen Überblick bot 
Professor Dr. H. de Vries de Heekelingen mit seiner Zusammenstellung: „Die national- 
sozialistische Weltanschauung. Ein Wegweiser durch die nationalsozialistische Literatur. 
500 markante Zitate.“ Die Schrift erschien bei der Pan-Verlagsgesellschaft m.b.H., Ber- 
lin-Charlottenburg 2, 1932. Herausgeber war die „Allgemeine Zentralstelle zur Erfor- 
schung politischer Bewegungen, Yvorne (Schweiz)“. Sie umfaßt das Schrifttum bis 30. 
Juni 1932, das Manuskript wurde am 1. Juli 1932 abgeschlossen. Dem Komitee der Zen- 
tralstelle gehörten Professoren und hochrangige Politiker aus folgenden Ländern an: 
Schweiz, Griechenland, Spanien, Polen, Ungarn, England, Italien, Frankreich, USA, 
Rumänien, Deutschland, Belgien, Österreich, Irland. Der Herausgeber, Professor Dr. H. 
de Vries de Heekelingen, war Vorsitzender des Ausschusses mit Sitz in Yvorne (Schweiz). 
Die Schrift ist in deutscher Fraktur gedruckt. 

In der „Einführung“ schreibt der Herausgeber, Professor de Vries de Heekelingen: „Zwei 
einander verwandte Bewegungen haben sich das Ziel gestellt, Europa von der Herrschaft 
des Materialismus zu befreien und aus dem moralischen und politischen Morast her- 
auszuziehen, wohin unser Erdteil durch zersetzende Weltanschauungen und falsche 
Grundsätze geraten ist. Sowohl der Faschismus als auch der Nationalsozialismus sind 
mehr Bewegung als Doktrin, mehr Willen als Wissen, mehr aus einem Guß als diffe- 
renziert. Beide appellieren an das Beste im Menschen, verlangen Gehorsam und Opfer- 
sinn. Beide betrachten den Menschen nicht als Einzelindividuum, sondern als Glied 
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einer Kette, die die Ahnen an die Nachkommen bindet. Beide rufen die Erinnerungen 
wach an große Traditionen, beide fühlen sich der Zukunft gegenüber verantwortlich! 
Und dennoch sind beide einander nicht gleich (. . .)* 

Die „Allgemeine Zentralstelle“ hatte bereits 1928 und 1930 ein dreibändiges Werk in 
französischer Sprache über den Faschismus herausgegeben. „Über die Weltanschauung 
des Nationalsozialismus bieten wir in diesem Bande eine Dokumentation. Wir bringen 
einen Überblick über die besten Arbeiten der bis heute erschienenen nationalsozialisti- 
schen Literatur und haben zu gleicher Zeit markante Auszüge aus diesen Werken so 
zusammengestellt, daß es dem Leser ein Leichtes ist, sich über die Stellung des Natio- 
nalsozialismus zu den verschiedensten Gebieten ein klares Bild zu machen. Das Ziel die- 
ses ‚Wegweisers‘ ist es also, seine vollständige Übersicht über die nationalsozialistische 
Weltanschauung und über die Ideen, die in dem Kreise der Nationalsozialisten leben- 
dig sind, zu geben. Wir bringen daher nicht Meinungen und Gedanken über den Natio- 
nalsozialismus, sondern Meinungen und Gedanken von Nationalsozialisten. Wir brin- 
gen keine Werturteile, sondern aus nationalsozialistischen Publikationen zusammenge- 
brachtes Dokumentierungsmaterial.“ 

An erster Stelle stehen das Werk Adolf Hitlers „Mein Kampf“, seine Reden und partei- 
amtlichen Veröffentlichungen, ferner die Schriften von Gottfried Feder, Alfred Rosen- 
berg, Walter Darre, Konstantin Hierl usw., darüber hinaus Veröffentlichungen, die in 
den nationalsozialistischen Gedankenkreis gehören, besonders auch solche über den 
ständischen Staat. Auch die Zeitschriften und Schriftenreihen sind systematisch erfaßt: 
NS-Bibliothek, NS-Agrarfragen, NS-Lehrerbund, NS-Monatshefte, „Unser Wille und 
Weg“ (nicht im Buchhandel, weil nur für die Amtswalter bestimmt). 

Das Verzeichnis ist nach Sachgebieten geordnet, enthält ein „Bücher- und Zeitschriften- 
Register“ und ein „Sachregister“. Noch nicht erfassen konnte die Schrift allerdings das 
erst in der zweiten Jahreshälfte erschienene Buch von Gregor Straßer „Kampf um 
Deutschland, Reden und Aufsätze eines Nationalsozialisten“, Franz-Eher-Verlag, Mün- 
chen 1932. Heekelingen führt zwei Schriften von Gregor Straßer an, entgangen sind 
ihm trotz aller Sorgfalt die seit 1925 erschienenen „Nationalsozialistischen Briefe. Im 
Auftrag der Arbeitsgemeinschaft der nordwestdeutschen Gaue der N.S.D.A.P. herausge- 
geben von Gregor Straßer“. 

Der „Völkische Beobachter“ brachte im Unterhaltungsteil zum Beispiel von Will Vesper 
„Das harte Geschlecht“, von Lena Christ „Mathias Bichler“, von R. Freiherr von Seyd- 
litz „Erinnerungen an Richard Wagner“. 

Das publizistische Sprachrohr der deutschen Juden, die CVZ, brachte am 8. Januar 
(Nr. 2) einen Artikel „Internationaler Nationalsozialismus. Parteigründungen im Aus- 
land - „Die Rundfunkrede der holländischen Königin - Abgeschlagene Boykottversuche 
in der Schweiz - Aussprache mit Nationalsozialisten in Frankreich“. Mit Berufung auf 
den „Völkischen Beobachter“ nennt die Zeitung eine NS-Schwedische Arbeiterpartei, 
verwandte Gruppen in Norwegen und Flandern (Verbond van Dietsche National Soli- 
daristen VDNS), die Nationalsozialistische Niederländische Arbeiterpartei (NSNAP). 
Sie hebt mit Genugtuung die judenfreundliche Haltung der holländischen Königin her- 
vor und die Abweisung antisemitischer Bestrebungen in Holland und in der Schweiz. 
In Paris fand in einer von der Nouvelle Ecole de la Paix berufenen Versammlung, über- 
wiegend von akademischem Publikum zahlreich besucht, eine Aussprache über das 
Thema „Brüning und Hitler“ statt. 

Ein Dr. Weil vom Zentralverein war zufällig anwesend und verwies darauf, „daß die Hit- 
ler-Leute sich in Frankreich vor das französische Publikum stellten und das gleiche Recht 
für alle verfechten, daß sie aber nicht einmal bereit seien, im Bereich der innerdeutschen 
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Politik auch nur ihren Volksgenossen gleiche Rechte zu geben.“ Diese Bemerkung wurde 
mit tosendem Beifall aufgenommen. 

„Der judenfeindliche Terror gegen friedliche Bürger in Deutschland ist allmählich uner- 
träglich geworden. Bereits am 16. Januar wurde in drei großen Berliner Kundgebungen 
des Centralvereins eine tags darauf vom Hauptvorstand bestätigte Entschließung ange- 
nommen, in der auf das nicht mehr zu überbietende Maß der Beschimpfungen hinge- 
wiesen wurde, dem die deutschen Juden ausgesetzt sind (. . .)“ 

Eine Abordnung des Centralvereins der deutschen Staatsbürger jüdischen Glaubens, 
darunter auch der Vorsitzende des Reichsbundes jüdischer Frontsoldaten, wurde deshalb 
beim Reichsinnenminister, General Gröner, vorstellig. „Die Erschienenen gewannen aus 
den ausführlichen Darlegungen des Ministers die Überzeugung, daß die Reichsregierung 
die Angriffe gegen die jüdische Religionsgemeinschaft und ihre Bekenner scharf miß- 
billigt und fest entschlossen ist, die verfassungsmäßigen Rechte aller deutschen Staats- 
bürger mit äußerster Entschiedenheit und mit Einsetzung aller Machtmittel zu schüt- 
zen.” 

Zur Reichspräsidentenwahl am 13. März erließ die CVZ einen Aufruf: „Parole zum 13. 
März: (... .) Der Mann darf nicht gewählt werden, dessen Partei unsere Entrechtung for- 
dert, dessen Erfolg ein Unheil für Vaterland und Freiheit sein würde. Reichspräsident 
von Hindenburg hat sich in hingebungsvoller Treue als aufrechter und unbeirrter Hüter 
der deutschen Reichsverfassung bewährt. Ihn zu wählen, ist Pflicht jedes verantwor- 
tungsbewußten jüdischen Deutschen. (. . .) Demokratische Gleichberechtigung oder 
Entrechtung heißt die Parole.“ 

Anschließend folgte ein Artikel: „Wo steht die Jugend?“ Dort heißt es: „In ihrem politi- 
schen Wollen verneint sie zum größten Teile die Prinzipien, die das Leben der letzten 
Generationen beherrschten. (. . .) An die Stelle der sittlichen Forderung tritt die gefühls- 
mäßige Bindung durch Blut und Rasse. Wie ist diese Sinnesänderung zu erklären? 
Warum lehnt die heutige Jugend die alten Ideale der Demokratie und Freiheit ab? Ein 
wesentlicher Grund liegt ohne Zweifel in der trostlosen wirtschaftlichen und weltan- 
schaulichen Lage, in der sich der jugendliche Mensch heute befindet; aber auch in der 
Auflehnung gegen einen gewissen Optimismus, der in der Vorkriegszeit in den Schulen 
gelehrt und durch die bitteren Erfahrungen des Krieges und der Nachkriegszeit vor 
allem in der jungen Generation zutiefst erschüttert wurde. (. . .) Die politischen Bewe- 
gungen verstanden diese Stimmung der Jugend geschickt auszunützen, und auch die 
Wissenschaft kam der Haltung der Jugendlichen entgegen. (. . .)“'* 

Der Centralverein bemühte sich auch, Verbündete in der Abwehr des wachsenden Anti- 
semitismus zu gewinnen. Eine Abordnung wurde in Köln vom Generalvikar des dorti- 
gen Erzbistums empfangen. Die jüdischen Vertreter „unterbreiteten eine Reihe von 
Materialien über die Zügellosigkeiten des politischen Kampfes gegen die Juden“. Der 
Kölner Erzbischof Kardinal Schulte ließ darauf ein entsprechendes Sympathieschreiben 
dem Kölner Gemeinderabbiner Dr. Rosenthal zugehen: „Der Erzbischof von Köln für 
inneren Frieden“. Gleichzeitig brachte die Zeitung einen Leitartikel: „Wie befreien wir 
die Schule vom Antisemitismus? Von Oberschulrat Schlemmer (Berlin-Lichterfelde).'* 

Eine Hiobsbotschaft aus Österreich brachte die Zeitung Anfang Mai: „Hitlers Schatten 
über Österreich“. Bei den Gemeindewahlen in Wien am 24. April hatten die National- 
sozialisten 200.000 Stimmen und fünfzehn Mandate erzielt, überwiegend auf Kosten 
der bis dahin in der Hauptstadt vorherrschenden christlich-sozialen Partei, der Partei 
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Luegers. Diese war von vierzig auf neunzehn Mandate abgesunken. Auch bei den gleich- 
zeitigen Wahlen in Salzburg hatte die NSDAP beachtliche Erfolge erzielt. „Die öster- 
reichische Judenschaft geht schweren Zeiten entgegen“, schrieb der Wiener Berichter- 
statter. „Sie, die bis jetzt nur einen der Mentalität der Bevölkerung entsprechenden 
‚österreichischen‘ Antisemitismus kennt, bekommt es nun mit einem Gegner zu tun, 
dessen fanatischer Judenhaß keine Grenzen kennt und den der Wahlerfolg übermütig 
gemacht hat. (.. .) Die Änderung der Kampffront wird auch eine Änderung der Abwehr- 
methoden bedingen.“ 

Auf derselben Seite brachte das Blatt einen Nachruf auf „General von Moßner“, in Hei- 
delberg im Alter von 86 Jahren gestorben. Er war Sohn eines jüdischen Bankiers und 
hatte sich im Kriege 1870/71 „durch seinen persönlichen Mut“ ausgezeichnet. Als das 
Offizierskorps der Königshusaren sich geweigert hatte, ihn aufzunehmen, ließ König 
Wilhelm I. mitteilen, „er würde die Nichtwahl des Avantageurs Moßner als eine per- 
sönliche Kränkung empfinden“. Darauf erfolgte die Wahl. Im Ersten Weltkrieg stieg 
Moßner zum stellvertretenden kommandierenden General auf und erhielt den 
Schwarzen Adlerorden verliehen. Der Schreiber des Nachrufs berief sich auf die Erin- 
nerungen des Fürsten Bülow (Bd. IV, S. 231). 

Der Kavalleriegeneral Moßner war einer der besten Reiter der Armee, der zweimal das 
„Große Armee-Jagdrennen“ gewonnen hatte.'” Über „Nationalsozialismus in Holland“ 
berichtete die Zeitung am 13. Mai. „Zu den über zwanzig politischen Parteien und 
Gruppen, die es hierzulande gibt, von welchen jedoch nicht mehr als elf im Parlament 
vertreten sind, sind in kurzer Zeit ein halbes Dutzend neue faschistischer Färbung hin- 
zugekommen; unter ihnen gibt es zwei, die ausgesprochen antisemitisch sind. Die eine 
mit dem Namen ‚National-Solidaristen‘, von einem vermutlichen Hugenotten geführt, 
fördert den Zionismus, ‚damit alle holländischen Juden nach Palästina abreisen‘. Die 
andere mit den Namen Nationalsozialistische Niederländische Arbeiterpartei (NSNAP) 
‚ist wohl die gefährlichere‘.“ Das Programm dieser Gruppe weiche wenig von dem Hit- 
lerschen ab.'** 

„Mehr Selbstbewußtsein“ forderte der Berliner Polizeipräsident Dr. Weiß von seinen 
jüdischen Glaubensgenossen in einem langen Leitartikel. „Die letzten Parlamentswah- 
len haben es auch dem Blindesten vor Augen geführt: das sogenannte ‚freiheitliche Bür- 
gertum‘ ist in Deutschland bis auf kümmerliche Reste von der politischen Bildfläche 
verschwunden“, stellte er eingangs mit Recht fest. „Wenn wir deutschen Juden im Kampf 
um unsere Selbsterhaltung kraftlos die Waffen strecken“, so fuhr er, seine Glaubensge- 
nossen mahnend und aufmunternd, weiter, „wenn wir geneigt sind, dem Antisemiten 
auch nur die geringsten Konzessionen zu machen, dann dürfen wir uns nicht wundern, 
wenn es mit der staatsbürgerlichen Gleichberechtigung der deutschen Juden bald vorbei 
sein wird. (. . .)“'” 

„Programmerfüllung oder Agitation. Was würde eine Hitler-Mehrheit tun?“ Mit die- 
sem Thema befaßte sich eingehend Dr. Alfred Wiener und kam zu der Schlußfolge- 
rung: „Der judenfeindliche Boykott ist eine Gefahr, ist die Gefahr. Der Nationalso- 
zialismus ist entschlossen, diese Waffen gegen uns tatkräftig zu schwingen. Wir sind 
uns klar, was dagegen zu tun ist. (. . .)“ „Wir fragen. Zur Rundfunkrede Gregor 
Straßers.“ In diesem Artikel befaßte sich Dr. Eva Jungmann-Reichmann mit der Rund- 
funkrede Gregor Straßers vom 14. Juni über „Die Staatsidee des Nationalsozialismus“: 
„Wir wollen keine Judenverfolgung“, sagte Straßer, „aber wir fordern eine deutsche 
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Führung ohne jüdischen und fremden Geist, ohne jüdische Hintermänner und Kapi- 
talinteressen.“ '* 

„Nach der Wahl: Statt Burgfrieden „ Gewalttaten und Blutvergießen. Waffensuche auf 
jüdischem Friedhof - Handgranaten in Kreuzburg und Kronstadt - Attentat auf den 
C.V.-Syndikus in Königsberg - Klirrende Scheiben in Königsberg und Ortelsburg - 
Überfall in Neidenburg - Bombenattentat auf die Synagoge in Kiel“, so berichtete die 
CVZ über die Lage nach der Reichstagswahl und kommentierte: „Der Nationalsozialis- 
mus hat einen großen Sieg errungen und eine große Niederlage erlitten; einen Sieg 
durch das ungeheure Anwachsen seiner Abgeordnetensitze, eine Niederlage durch die 
Unmöglichkeit, die Mehrheit der Stimmen des deutschen Volkes zu erringen - auf fried- 
lichem, das heißt ‚heute legalem Wege‘ zum ‚Dritten Reich‘ zu gelangen. (. . .)*'“" 

Dem Reichspräsidenten leitete der Centralverein ein Schreiben mit einem Weißbuch 
über die antisemitische Hetze zu. Das Weißbuch enthielt eine Dokumentenmappe mit 
der Aufschrift „Die Stellung der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei zur 
Judenfrage, eine Materialsammlung, vorgelegt vom Centralverein deutscher Staatsbür- 
ger jüdischen Glaubens e. V.“ und eine „besonders umfangreiche Mappe“: „Ausschrei- 
tungen“ zeigt kommentarlos die Ergebnisse: Trümmer, Wunden, Blut.'” 

Aufmerksam beobachtete die CVZ den Nationalsozialisten ähnliche Bewegungen im 
Ausland. So brachte sie einen ausführlichen Bericht „Der Nationalsozialismus in Schwe- 
den. Mißerfolg bei den schwedischen Reichstagswahlen“'“ und in einer der nächsten 
Nummern „Nationalsozialismus in Flandern“. In beiden Fällen stellte das Blatt fest, 
„wie der deutsche Nationalsozialismus auf dem Wege ist, ein Exportgeschäft nach allen 
rein germanisch oder überwiegend germanisch orientierten Ländern zu werden“.'“ 
„Zum anhaltischen Schulerlaß“ brachte die Zeitung ausführliche Stellungnahmen unter 
dem Titel „Deutsche oder völkische Erziehung“: „Das anhaltische Staatsministerium hat 
am 1. September d. J. an die Direktionen der höheren Lehranstalten und die Leitungen 
der Mittel- und Volksschulen in Anhalt einen Erlaß ‚zur Pflege des völkischen Gedan- 
kens‘ gerichtet. Die Tendenz dieses Erlasses ist eindeutig antisemitisch. Seitens der sozi- 
aldemokratischen Fraktion des anhaltischen Landtags schwebt bereits gegen das anhal- 
tische Staatsministerium wegen Verletzung des Artikels 148 der Reichsverfassung, der 
den Schulunterricht ‚im Geiste des deutschen Volkstums und der Völkerversöhnung 
unter Rücksichtnahme auf die Empfindungen Andersdenkender‘ vorschreibt, eine Klage 
beim Staatsgerichtshof. (. . .)“ 

Zur Reichstagswahl am 6. November erließ die Zeitung einen Aufruf: „Unsere Pflicht 
am 6. November: Wählen.“ 

Unter dem Titel „Amokläufer Nationalsozialismus“ befaßte sich die Zeitung mit der 
pervertierten Wahlpropaganda der NSDAP in diesem Wahlkampf mit dem Motto: 
„Franz von Papen will den Juden ihre Vorrechte lassen, Adolf Hitler will den Juden ihre 
Vorrechte nehmen.“ '® 

„Nationalsozialismus gefährdet Auslandsdeutschtum“ gemäß einem Bericht über die 
Tagung des Verbandes deutscher Volksgruppen; dort heißt es unter anderem: „Das ‚Drit- 
te Reich‘ Hitlers ist kein Reich, das verschiedene Völker in einem föderativen Aufbau 
zusammenfassen könnte, keine bündische Ordnung, sondern ein zentralistischer Natio- 
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nalstaat, der die Lösung der deutschen Minderheitenfrage unabhängig von dem europäi- 
schen Nationalitätenproblem und in einem Anschluß an eine zentrale Macht und ihre 
Außenpolitik sieht. (. . .)“'* 

Joseph Goebbels hatte Gelegenheit, in der englischen Zeitung „The Daily Express“ über 
das Thema „Unser Kampf gegen die Juden“ zu veröffentlichen. Die gleiche Zeitung 
brachte eine Entgegnung von jüdischer Seite von L. A. Easterman: „Meine Antwort an 
unsere Feinde: An Firma Hitler, Goebbels & Co., Judenverfolger, Deutschland.“ Er 
schreibt: 

„Es ist gut, daß Sie eine große englische Zeitung als Mittel benutzt haben, Ihre 
Beschränkung auf Deutschland aufzugeben, um sich der ganzen Welt in Ihrer wilden 
Nacktheit als die Verfolger, Verleumder und Verunglimpfer einer großen Rasse zu ent- 
hüllen. Wir, die stolzen und ewigen Söhne Israels, kennen Sie gut. Wir trafen Sie in den 
brennenden Städten Ägyptens, wo Sie uns in barbarischer Sklaverei hielten und mit 
bestialischer Wildheit quälten. Wir trafen Sie wieder in den Arenen von Rom, wo Sie 
uns mit den christlichen Märtyrern gemeinsam den wilden Bestien zum heidnischen 
Festschmaus vorwarfen. Dann sahen wir Sie wieder in den engen Gäßchen von Mittel- 
europa, den Namen Christi lästernd und mißachtend, als Sie Ihren Mob entfesselten zu 
Greueltaten, dass die Straßen von jüdischem Blut troffen. Und dann trafen wir uns wie- 
der in den Folterkammern der spanischen Inquisition, wo Ihre Ahnherren Torquemada 
und seine fanatischen Anhänger die Juden auf die Folterbank schlugen. Und vor nicht 
allzu langer Zeit trafen wir Sie in den Pogromen des finstersten zaristischen Rußlands, 
wo wir blutend unter den erbarmungslosen Schwertern und Knuten der Kosaken lagen.“ 
Marx war, wie Easterman schreibt, mit sechs Jahren getauft worden, hatte eine christli- 
che Frau, war „abtrünniger Jude“ und Antisemit. „Trotzki, Radek und alle die anderen 
sind nicht mehr jüdisch als Sie, sind ebenso große Judengegner. (. . .)*'” 

„Zu Eduard Bernsteins Tod“ brachte Dr. Eva Reichmann-Jungmann einen Gedenkarti- 
kel unter der Überschrift „Trotz allem Jude (. . .)“. Bernstein, geboren 1850 in Berlin, 
gestorben 18. 12. 1932, schloß sich 1872 den Sozialdemokraten an. Er löste die restli- 
chen Bindungen an die jüdische Gemeinschaft auf, indem er im Jahre 1877 der Auffor- 
derung seiner Partei zum Kirchenaustritt Folge leistete. Im Alter erklärte er, „daß er den 
Austritt aus dem Judentum nicht vollzogen hätte, wenn er die Entwicklung vorausge- 
ahnt hätte“.'“ Er hat dem Revisionismus in der SPD zum Sieg verholfen. 

In der letzten Ausgabe des Jahres 1932 befaßte sich die CVZ auch mit dem Thema 
„NSDAP und tschechische Nationalsozialisten“. „Die Partei der tschechischen Natio- 
nalsozialisten“, so heißt es dort, „wie sie zum Unterschied von der internationalen tsche- 
chischen sozialdemokratischen Partei genannt ist, ist schon im Jahre 1897 von Väclav 
Klofäc gegründet worden, im Gegensatz zur internationalen Sozialdemokratie. Sie ist 
nicht antisemitisch.“'” 

Das Sprachrohr der Sozialdemokraten der bayerischen Landeshauptstadt München 
brachte zu Jahresbeginn 1933 eine „Jahresbilanz des Nationalsozialismus“ (1932). „Die 
Verschlimmerung der Konjunktur für das Hakenkreuz läßt sich nicht mehr verschleiern. 
Und die Hakenkreuzpartei ist eine ausgesprochene Konjunkturpartei. Konjunktur trieb 
ihr die Massen zu, wehe ihr, wenn diese Massen endgültig wahrnehmen, daß die Kon- 
junktur nicht mehr bei Hitler ist. Diese Konjunktur hat dem großen Adolf am 31. Juli 
seine 230 Mandate gebracht, ein selbst für die Partei unerwarteter Erfolg, der ungenutzt 
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und wertlos blieb. Dieser 31. Juli war der Kulminationspunkt für das Hakenkreuz. Die- 
sem Zeitpunkt, an dem Glück an dem großen ‚Führer‘ vorbeigegangen ist, folgte rasch 
Mißerfolg auf Mißerfolg.“ 

Weiter ging es in der Betrachtung dann mit Konzentration auf den inneren Parteikon- 
flikt um Gregor Straßer: „Die Grundsäulen der Bewegung, der Reichsorganisationsleiter 
Gregor Straßer und der Wirtschafts- und Finanztheoretiker Gottfried Feder verlassen das 
sinkende Schiff.“ Als Haupttreiber gegen Gregor Straßer brandmarkte die Zeitung Dr. 
Goebbels, „indem er die Eitelkeit Hitlers als des ‚gottgesandten Führers‘ und auch sein 
Mißtrauen gegen Straßer als ehrgeizigen Konkurrenten aufstachelte“. „Hitler möchte ein 
deutscher Mussolini werden“, schreibt das Blatt weiter, „ist aber im Gegensatz zum Ori- 
ginal-Mussolini nicht ein rhetorisches und politisches, sondern nur ein rhetorisches 
Talent.“ 

Im Schlußabschnitt der Betrachtung kommt das Wunschdenken der SPD zum Durch- 
bruch: „Daß Hitlers Aussichten auf höchstpersönliche Bewährung mehr als bescheiden 
sind, weiß seine Umgebung, die ihn aus der Nähe kennt, sehr gut. Otto Straßers letzte 
Urteile von der habsburgischen Verlogenheit, grotesken Unkenntnis und krankhaftem 
Größenwahn treffen ins Schwarze. Die Schaffung der Macht aber war mit dem 31. Juli 
1932 zur Möglichkeit geworden, die aber unwiederbringlich der Vergangenheit 
angehört. Der Nationalsozialistischen Partei bleibt daher zu Beginn des Jahres 1933 
keine andere Wahl mehr als die zwischen einer praktischen Mitarbeit und begrenzten 
Teilnahme (Sperrung im Original) an der Verantwortung, oder einer ohnmächtigen agi- 
tatorischen illusionistischen Opposition in Worten. Die sicherste Aussicht bei jeder der 
beiden Möglichkeiten ist der Parteizerfall.“'" 

Auch Goebbels bot in seinem Tagebuch aufschlußreichen Einblick in das Jahr 1932 aus 
seiner und - man darf sagen - aus Hitlers Sicht:'”' 


5. Januar 1932: „Gespräch mit Hitler: Wir sprechen über die innere Lage der Partei. Es 
gibt einen Mann in der Organisation, dem niemand traut. Es besteht die Gefahr, daß er 
in einer entscheidenden Stunde abspringt und uns unermeßlichen, kaum wiedergutzu- 
machenden Schaden zufügt. Er hat keine Solidarität und kann deshalb auch nieman- 
dem richtig Freund sein. Dieser Mann heißt Gregor Straßer. (. . .) (Anmerkung des Ver- 
fassers: Die Entwicklung widerlegte eindeutig das Goebbelsche Urteil über Straßer. 
Straßers Treue gegenüber der Idee und Hitler wankte nie bei aller Kritik und wurde ihm 
selbst zum Verhängnis. Jedenfalls ist diese Äußerung von G. ein klarer Beweis, daß er 
am Sturze Gregor Straßers arbeitete, schon seit Jahren. Aber Straßer war unbequem, weil 
er unabhängig war und deshalb nicht an die goldene Kette gelegt werden konnte.) 

19. Januar 1932 (Kaiserhof): „Mit dem Führer die Reichspräsidentschaftsfrage durchge- 
sprochen. (... .) Ich plädiere stark für seine eigene Kandidatur.“ 

2. Februar 1932 (Kaiserhof): „Hitler entschließt sich, selbst zu kandidieren.“ 

19. Februar 1932: „Die Propagandaabteilung ist aus dem Braunen Haus vorsorglich 
bereits nach Berlin übergesiedelt.“ 

22. Februar 1932 (Sportpalast): „Als ich nach einer Stunde vorbereitender Rede die Kan- 
didatur des Führers öffentlich proklamiere, tobt fast zehn Minuten lang der Begeiste- 
rungssturm. Wilde Kundgebungen für den Führer. Die Menschen stehen auf und jubeln 


170 MP, Nr. 1 v. 2.1.1933, S. 1 £. 

171 Goebbels, Bd. II, S. 609 ff., 1932, Fußnote 1: Die mit „Kaiserhof“ ausgezeichneten Tagebuch-Eintragungen stammen 
aus dem 1934 beim Münchner Eher-Verlag erschienenen Goebbels-Buch „Vom Kaiserhof zur Reichskanzlei“ und sind 
vom Autor naturgemäß sowohl stilistisch als auch inhaltlich nachgebessert worden. Im Unterschied zu den übrigen 
Tagebucheintragungen, die sich jeweils auf den vorangegangenen Tag beziehen, sind im „Kaiserhof“ Datumsangabe und 
beschriebener Tag identisch. 
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und rufen. Das Gewölbe droht zu brechen. Ein überwältigender Anblick. Das ist wirk- 
lich eine Bewegung, die siegen muß. Es herrscht ein unbeschreiblicher Taumel der Ver- 
zückung. (... .) Die Menschen lachen und weinen durcheinander. Viele sind ganz außer 
sich. (. . .) Er ist und bleibt doch unser Führer!“ [Fußnote 14: „Hitler, der österreichi- 
scher Staatsbürger war (. . .)“, das stimmt nicht. Hitler war seit 1925 staatenlos. FW] 

4. März 1932 (Kaiserhof): „Der Tonfilm ist wunderbar gelungen. (. . .) Triumphale Mas- 
sendemonstrationen im ganzen Lande. Der Führer spricht in Breslau vor 60.000.“ 

6. März 1932 (Kaiserhof): „Wir erobern jetzt auch die Kinotheater für unsere Propa- 
ganda. (.....) In dieser Woche noch werden wir für 200.000 RM Propagandamaterial hin- 
auspfeffern.“ 

13. März 1932 (Kaiserhof): „Tiefe Niedergeschlagenheit.“ 

14. März 1932 (Kaiserhof): „Mit Ausnahme von Straßer sind wir uns alle einig in der 
Beurteilung der Lage. (. . .) Der Führer ist aufrecht und ungebrochen.“ 

18. März 1932 (Kaiserhof): „Straßer ist da; er läßt, wie immer, den Kopf hängen.“ 

19. März 1932 (Kaiserhof): „Gauleiter-Tagung in München. Straßer redet. Aber aus sei- 
nen Worten kommt kein Feuer und kein Anreiz.“ [Seite 636, Fußnote 20: „Goebbels 
verherrlicht in mehreren Artikeln Hitler im ‚Angriff‘: ‚Hitler, der politische Kämpfer‘, 
‚Hitler als Staatsmann‘, ‚Adolf Hitler als Kamerad‘, ‚Adolf Hitler als Mensch‘.“ 

1. April 1932 (Kaiserhof): „Die Judenpresse veröffentlicht eine gefälschte Kaiserhof- 
Rechnung des Führers.“ 

11. April 1932 (Kaiserhof): „Von den Amtswaltern allein wird an einem Abend für die 
Preußenspende eine Summe von 4500 RM geopfert. Ein einfacher Arbeiter kommt auf 
die Bühne und überreicht mir seinen Trauring. Es ist ein wunderbares Volk, für das wir 
kämpfen.“ 

15. April 1932 (Kaiserhof): „Während wir oben beratschlagen, beschlagnahmt unten vor 
dem Portal ein Kriminalbeamter mein Auto. Jetzt aber bricht bei mir die Wut aus. Ich 
lasse alles darauf ankommen, inszeniere vor dem Kaiserhof einen Volksauflauf, schreie 
diese marxistische Polizeikreatur an die Wand, hetze die Massen gegen das System auf, 
und zwar mit dem Erfolge, daß das Polizeipräsidium telephonisch durchgibt, man solle 
meinen Wagen in Ruhe lassen. (... .) [Brüning war auf Goebbels’ mehrmalige Aufforde- 
rungen zu einer öffentlichen Diskussion nicht eingegangen]: „Wir haben deshalb seine 
Königsberger Rede, die über den Rundfunk ging, auf Platten aufnehmen lassen. Wir las- 
sen diese Platten eingangs unserer Versammlung im Sportpalast laufen und bügeln ihn 
daraufhin zusammen, daß er einfach hingeschmettert wird. Das Publikum rast vor 
Begeisterung. Das war ein Bombenerfolg.“ Darauf taten sich einige beherzte Förderer 
zusammen und stellten für den Wahlkampf RM 100.000 zur Verfügung. 

23. April 1932 (Kaiserhof): Rede Goebbels’ im Lustgarten vor 100.000 Menschen. 

8. Mai 1932 (Kaiserhof): „Entscheidende Unterredung Hitlers mit Schleicher, betreffend 
den Sturz Brünings. Heimliche Übernachtung Hitlers in Schwerin in Mecklenburg.“ 
10. Mai 1932 (Kaiserhof): „Straßer spricht. Etwas langatmig und ohne besonderen 
Effekt. Merkwürdig, wie wenig Widerstand er im Hause findet. Er ist von uns allen der 
beliebteste bei unseren Gegnern. Das spricht stark gegen ihn. (. . .) Heftiger Angriff 
Görings auf Gröner. Dieser antwortet. Ein gleiches Beispiel an Unfähigkeit und Ohn- 
macht wurde noch nicht erlebt. Wir decken ihn derart mit Zwischenrufen zu, daß das 
ganze Haus vor Lachen bebt und sich schüttelt. Am Ende hat man nur noch Mitleid 
mit ihm. Ein erledigter Mann. Er hat sein eigenes Grablied gesungen.“ 

12. Mai 1932 (Kaiserhof): „Rücktritt Gröners.“ 

18. Mai 1932 (Kaiserhof): [Angebliche Absicht Straßers, mit Brüning zu sprechen.] „Das 
paßte ganz zu ihm. Es gelingt, diese Möglichkeit auszuschalten.“ 
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19. Mai 1932 (Kaiserhof): „Im Hamburger Parteiblatt wird ein ganz unzeitgemäßer Vor- 
stoß gegen Schleicher gemacht. Das ist Straßer, d. h. D. H. V., d. h. Gewerkschaften, d. h. 
Brüning. Der Verantwortliche wird augenblicklich aus der Partei ausgeschlossen. (. . .) 
Die Straßerseite macht Querverbindungen durch die Parteien und Gewerkschaften. Wir 
müssen sehr aufpassen, damit die Bewegung keinen Schaden nimmt.“ 

25. Mai 1932 (Kaiserhof): „Alvensleben berichtet: Aktion steht gut. (. . .) Schleicher 
arbeitet gut. Alvensleben hat seine Ministerliste mit: Kanzler Papen, Außen Neurath. 
(. . .) Mit Hitler heute telefoniert. Alvensleben fährt heute zu ihm nach Horumersiel. 
30. Mai 1932 (Kaiserhof): „Rücktritt der Regierung Brüning. (. . .) V. Papen ist als 
Reichskanzler vorgesehen. Aber das interessiert nun nicht so. Wählen! Wählen! Heran 
ans Volk. Wir sind alle sehr glücklich.“ 

4. Juni 1932 (Kaiserhof): „Der Führer trifft mit General Schleicher auf einem benach- 
barten Gut zusammen. (... .) Abends treffen wir uns alle in Heiligendamm, wohin auch 
Straßer kommt. Keiner traut ihm so recht.“ 

14. Juni 1932: „Hitler hat eine Sauwut auf ihn [gemeint Papen], Alvensleben will unse- 
re Meinung. Hitler geht damit zu Papen.“ 

14. Juni 1932 (Kaiserhof): „Ich habe eine lange Unterredung mit Schleicher. Ich halte 
ihm alles vor, was sich an Groll und Unzufriedenheit in unseren Reihen angesammelt 
hat. (... .) General v. Schleicher weiß kaum etwas auf all diese Vorhalte zu sagen. (.. .) 
Der Innenminister von Gayl ist die erste Fehlbesetzung dieser Regierung. Ein blasser 
Ästhet. (. ..) Straßer spricht am Rundfunk. Für mein Gefühl zu wenig aggressiv. Die geg- 
nerische Presse nennt diese Rede ‚staatspolitisch klug‘. Das ist eigentlich das vernich- 
tendste Urteil, das man sich dabei denken kann.“ [S. 671, Fußnote 45: „Von Mitte Juni 
bis 20. 7. 1932 forderte der Straßenterror allein in Preußen 99 Tote und 1125 Verletzte.“ 
S. 672, Fußnote 48: „Der ‚Altonaer Blutsonntag‘ (17. 7. 1932) forderte 17 Tote und über 
100 Verletzte.“ 

22. August 1932: „In Beuthen wurden mehrere $.A.-Männer zum Tode verurteilt, weil 
sie einen polnischen Insurgenten niedergeknallt hatten.“ 

25. August 1932, Fußnote 63: „Telegramm Hitlers an die Verurteilten: 

‚Meine Kameraden! Angesichts dieses ungeheuerlichen Bluturteils fühle ich mich mit 
Euch in unbegrenzter Treue verbunden.‘“ 

27. August 1932 (Kaiserhof): „Ich attackiere in einer Londoner Zeitung aufs schärfste die 
Juden und ihre Inferiorität.“ 

31. August 1932 (Kaiserhof): „Zum ersten Male spricht er [Hitler] sich auch offen über 
die Treibereien der Straßerclique in der Partei aus. Er hat auch hier die Augen offen 
gehalten. (... .)“ 

2. September 1932 (Kaiserhof): „Der Führer hat auch jetzt wie immer ein klares, intui- 
tives Urteil. Der Gegensatz gegen ihn wird ausschließlich von Straßer genährt. (. . .) 
Wenn Straßer seine Sabotagearbeit an der Partei einmal mit seinem Abfall krönen will, 
dann wird er die furchtbarste Niederlage erleben, die man je gesehen hat.“ 

3. September 1932 (Kaiserhof): „Ich habe mich lange mit dem Führer ausgesprochen. Er 
mißtraut Straßer sehr stark. Er will ihm deshalb auch die Parteimacht aus der Hand 
schlagen. Das ist gut so: Denn in der Partei allein liegt die Stärke und Kraft der Idee. 
Hitler fährt zur Beerdigung eines SA-Mannes, spricht zündende Worte zu den anwe- 
senden SA-Männern. Ihm gegenüber ist Straßer nur ein Mechaniker des Wortes und der 
Idee.“ 

4. September 1932 (Kaiserhof): „Ich mache in einem Leitartikel scharfe Ausfälle gegen 
die ‚vornehmen Leute‘. Wollen wir die Partei intakt halten, dann müssen wir jetzt wie- 
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der an die primitiven Masseninstinkte appellieren. (Über Stahlhelm-Aufmarsch in Ber- 
lin): Es herrschte kein Elan und kein Schwung. Massen sind nur mit Begeisterung zu 
bewegen.“ 

8. September 1932 (Kaiserhof): „Der Führer ist sehr kampfentschlossen. Er wendet sich 
scharf gegen den Straßerschen Vorschlag, ein Kabinett Schleicher zu akzeptieren. Daß 
der Führer Reichskanzler wird, ist nun unser unabänderliches Ziel geworden.“ 

10. September 1932 (Kaiserhof): „Im Kaiserhof Besprechung mit dem Führer und 
Straßer. Es soll ein letzter Versuch unternommen werden, das Zentrum herumzube- 
kommen. Aber auch der Führer ist davon überzeugt, daß das fast unmöglich ist.“ 

16. September 1932 (Kaiserhof): „Die Reichspropagandaleitung ist nach Berlin überge- 
siedelt. Von hier aus können wir den Wahlkampf konzentrischer durchführen. Diesmal 
wird es schwer werden, weil die Parteikassen leer sind. Vergleich mit Friedrich dem 
Großen nach Kunersdorf. Das ist das Große am Führer, daß er mit ewig gleichbleiben- 
der Zähigkeit einem einzigen Ziel nachstrebt und ihm alles zu opfern bereit ist.“ 

1. Oktober 1932 (Kaiserhof): [Hitler auf einer Jugend-Kundgebung in Potsdam]: „Er 
redet mit einem wunderbaren Feuer vor der vor ihm aufmarschierten Jugend. Das 
erweckt bei den Jungen und Mädels einen unbeschreiblichen Jubel. Gerade die Jugend 
kann sich so recht für unsere Ideale begeistern.“ 

7. Oktober 1932 (Kaiserhof): „Der Führer ist in allem voller Zuversicht, nur mit einigem 
Unbehagen beobachtet er die ewigen Wühlarbeiten der kleinen Straßerclique in der Par- 
tei.“ 

5. November 1932 (Kaiserhof): „Es gelingt uns, in letzter Minute noch 10.000 Mark 
aufzutreiben, die wir am Sonnabend Nachmittag noch in die Propaganda hineinpfef- 
fern.“ 

9. November 1932 (in München): „Zu Hitler in die Wohnung. Er ist wütend auf Straßer. 
Das kann ich mir denken. Straßer macht immer Sabotage. (. . .) Hitler ‚philosophiert‘. 
Über das Recht des Stärkeren. Alles sehr gut und sehr durchdacht. Ein fabelhafter 
Mann! Für ihn lasse ich mich vierteilen. Er liest viel und weiß viel. Ein eminenter Kopf. 
Zum Schluß lese ich einen seiner Briefe aus dem Felde vor. (... .) Wenn nur der dicke 
Straßer keine Dummheiten macht. Er ist so untreu. (. . .) Ich warne vor Straßer. Er ist 
meiner Meinung.“ 

11. November 1932 (Kaiserhof): „Ich nehme einen Bericht über die Kassenlage der Ber- 
liner Organisation entgegen. Diese ist ganz trostlos. Nur Ebbe, Schulden und Ver- 
pflichtungen, dazu die vollkommene Unmöglichkeit, nach dieser Niederlage irgendwo 
Geld in größerem Umfange aufzutreiben. (. . .) Große Beerdigung für den SA-Mann 
Rettich. 40.000 Menschen geben ihm das Geleit.“ 

12. November 1932 (Kaiserhof): „Hitler muß Reichskanzler werden! Ohne das geht es 
nicht. (. . .) Nur aufgepaßt, daß Straßer keine Seitensprünge macht.“ 

15. November 1932 (Kaiserhof): „Von allen Seiten werde ich vor Straßer gewarnt.“ 

18. November 1932 (Kaiserhof): „Der Führer kommt um ein Uhr in Tempelhof an. 
Frick und Straßer sind in seiner Begleitung. Göring wird von Rom erwartet. Er hatte dort 
große politische und persönliche Erfolge zu verzeichnen. (. . .) Der Führer ist sehr auf- 
geräumt. Sein einziges Mißtrauen geht gegen Straßer.“ 

20. November 1932 (Kaiserhof): „Alle Unterführer halten strammen Kurs, nur Straßer 
macht seine obligatorischen Seitensprünge.“ 

21. November 1932 (Kaiserhof): „Straßer macht den Vorschlag, in Verhandlungen mit 
den Deutschnationalen einzutreten. Der Führer lehnt das strikte ab.“ 

1. Dezember 1932: „Mit Hitler Lage durchgesprochen. Göring, Straßer, Frick kommen. 
Entscheidende Konferenz. 
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Straßer für Beteiligung. Malt sonst schwarz in schwarz. Bravo. Göring und ich sekun- 
dieren feste. Straßer gibt nach. (. ...) Auch Schacht warnt. Frick ganz unbedeutend. 
(. . .) Schleichers und Alvenslebens dunkles Spiel durchschaut. (. . .) Auch Straßer zieht 
plötzlich. (. . .) Spricht gut über Göring und Röhm. Ablehnend über Straßer. (. . .)“ 

2. Dezember 1932: „Hitler hält Oberstlt. Ott einen dreistündigen Vortrag. Schleicher 
soll nicht annehmen. Stellt ihm alle Gefahren vor Augen. Reichswehr wird dabei ver- 
braucht. Er ist tief beeindruckt. Hitler gibt uns Bericht. Aber diese Offiziere sind ja poli- 
tische Kinder. Ott telefoniert mit Berlin. Schl. kann nicht mehr zurück. Bittet um Tole- 
rierung.“ 

4. Dezember 1932 (Kaiserhof): „Kabinett Schleicher.“ 

5, Dezember 1932 (Kaiserhof): „Straßer vertritt den Standpunkt, daß Schleicher toleriert 
werden müsse. Der Führer hat mit ihm die schärfsten Zusammenstöße. Aber selbst 
wenn dem so wäre, man darf vor der Resignation der Massen nicht kapitulieren. Durch 
einen Zufall erfahren wir auch den wahren Grund der Straßerschen Sabotagepolitik. Er 
hat am Sonntag Abend mit General Schleicher eine Unterredung gehabt, in deren Ver- 
lauf der General ihm den Posten eines Vizekanzlers anbot. Straßer hat dieses Angebot 
nicht nur nicht ausgeschlossen, sondern seinen Entschluß mitgeteilt, bei einer eventuell 
kommenden Neuwahl eine eigene Liste Straßer aufzustellen. Das ist schlimmer Verrat 
am Führer und an der Partei. (. . .) Straßer versucht alles, die bei der Führertagung Anwe- 
senden auf seine Seite herüberzuziehen. Alle stehen aber so fest auf des Führers Seite, 
daß davon keine Rede sein kann.“ 

9. Dezember 1932: „Tägliche Rundschau“. Straßer als der große Mann. (. . .) Hitler soll 
kaltgestellt werden. Straßer offiziell Urlaub. Sein Brief an Hitler der Höhepunkt jesuiti- 
scher Rabulistik. (. . .) Hitler übernimmt die ©. mit Ley als Stabsleiter. Ich bekomme 
Volksbildung. (. . .) Landwirtschaft selbständig. Hitler sagt, wenn Partei zerfällt, mache 
ich in drei Minuten Schluß. (. . .)* 

10. Dezember 1932: „‚Feder‘ bittet um Urlaub mit einem blödsinnigen Brief. Straßer 
nach München. Aber ohne jeden Anhang. (. . .) Hitler redet zuerst vor den Gauleitern 
und Inspekteuren. Dann vor allen Abgeordneten. Fabelhaft sicher. Vernichtend gegen 
Straßer und mehr noch gegen Feder. Die Leute heulen vor Wut und Schmerz. Ganz 
großer Erfolg Hitlers. Zum Abschluß spontane Treuekundgebung. Alle geben Hitler die 
Hand. Straßer ist isoliert. Toter Mann. Dafür habe ich sechs Jahre gekämpft. Und jetzt 
die Erfüllung. Ich sitze noch lange mit Hitler zusammen. Er ist glücklich. Nun hat er 
Straßer auch innerlich überwunden.“ 

11. Dezember 1932: „Straßer steht ganz allein. Das gönne ich ihm. Der Konflikt Straßer 
wird allgemein auf mein Konto geschrieben. Quatsch mit Soße!“ 

30. Dezember 1932: „Hitler spricht über den Fall Straßer: sehr scharf. Mutschmann ist 
ganz perplex. Die Straßers haben uns großen Schaden zugefügt. Vor allem, der nur Nihi- 
list ist. (. . .) Alvensleben und Papen wollen Hitler sprechen.“ 

31. Dezember 1932: „Aufruf Hitlers: Absage an Straßer. (. . .) Hitler ist knorke. Radikal 
bis zum Äußersten. (... .) Das erste Neujahr mit Hitler.“ 
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5. Die nationalsozialistische Machtergreifung 1933 
5.1. SA-Krise - Hitlers Ernennung zum Reichskanzler 


Die Lage Hitlers und seiner Partei war um die Jahreswende 1932/33 alles andere als 
rosig. Die Massenbewegung hatte mit der Reichstagswahl vom 31. Juli 1932 ihren Höhe- 
punkt erreicht und war, wie die November-Reichswahl gezeigt hatte, eindeutig im Rück- 
gang begriffen. Dazu kam die schwere Führungskrise durch den Rücktritt Gregor 
Straßers von seinen Ämtern, ferner die auf zehn bis zwölf Millionen Mark geschätzte 
Verschuldung der Partei. Hitler hatte nach dem Wahlsieg vom 31. Juli 1932 den verfas- 
sungsmäßig gerechten Anspruch auf eine neue Regierung unter seiner Führung erhoben. 
Das hatte der Reichspräsident Hindenburg entschieden abgelehnt, weil er eine Einpar- 
teienherrschaft verhindern wollte. Er hatte Hitler den Eintritt in die Regierung seines, 
des Reichspräsidenten Vertrauensmannes, Reichskanzler Papen, angeboten. 

Hitler hatte seinen Führungsanspruch aufrecht gehalten und war entschlossen, durch 
eine terroristische Politik seinen legalen Führungsanspruch zu erzwingen. Das war der 
Grund von Gregor Straßers Rücktritt gewesen. So erschien der „Völkische Beobachter“ 
am 1./2. Januar mit „Adolf Hitlers Kampfbotschaft für 1933: ‚Ich bin aufs äußerste ent- 
schlossen, das Recht der Erstgeburt unserer Bewegung nicht für das Linsengericht der 
Beteiligung an einer Regierung ohne Macht zu verkaufen.‘“' 

Im Anfang des neuen Jahres begannen die geheimen Verhandlungen mit Reichskanzler 
a.D. Papen. Der Wahlerfolg in Lippe stärkte die Verhandlungsposition Hitlers. Gleich- 
zeitig aber erlebte die SA eine schwere Krise: Hitler setzte den SA-Gruppenführer von 
Franken, Stegmann, ab, weil er mit Julius Streicher in Konflikt geraten war.” Stegmann 
schickte an Hitler eine Reue-Erklärung folgenden Inhalts, in der Parteipresse veröffent- 
licht: „Ich war heute bei meinem Führer. Da ich einsehe, daß mein Verhalten von ihm 
mit Recht getadelt wurde, habe ich aus eigenem Willen mein Reichstagsmandat zu sei- 
ner Verfügung gestellt und ihm versprochen, als Parteigenosse in Treue und Gehorsam 
meine Pflicht zu tun.“ 

Da sich jedoch herausstellte, daß große Teile der SA in Franken hinter ihm standen, 
widerrief er, trat aus der Partei aus und schloß sich dem „Freikorps Franken“ an, „das auf 
einer Massenkundgebung der S.A.-Leute in Ansbach gegründet worden ist“.’ Der ganze 
Vorfall ging im Laufe der dramatischen Entwicklung unter, denn am 30. Januar 1933 
wurde Hitler zum Reichskanzler ernannt an der Spitze einer nationalen Regierung mit 
Papen als Vertrauensmann des Reichspräsidenten, im Kabinett in der Funktion des Vize- 
kanzlers. 

Bezeichnend an der SA-Krise war das Festhalten Hitlers an Julius Streicher, den er eben- 
so deckte wie den wegen Homosexualität untragbaren Stabschef der SA, Ernst Röhm. 
Gregor Straßer hatte schon in den frühen zwanziger Jahren den Pogromhetzer Streicher 
als Mann von „krankhaftem Ehrgeiz“ bezeichnet; Streicher galt allgemein als Psycho- 
path.‘ Für die personelle Entwicklung der Führungsschicht war es ein Symbol, daß der 
oberste Führer an dem Psychopathen und an dem Homosexuellen festhielt, wohl weil 
er sie als Kreaturen gebrauchen konnte. Röhm selbst hatte in seinem letzten Gespräch 
mit Lüdecke auf seine fatale Abhängigkeit von Hitler infolge der Belastung durch seine 
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homosexuelle Veranlagung hingewiesen. Seine Stellung stand und fiel mit der weiteren 
Duldung durch Hitler.’ 

Die Ernennung Hitlers zum Reichskanzler erwies sich am gleichen Tage nicht als ein 
gewöhnlicher Regierungswechsel. Es ging ein tiefes Aufatmen durch die nationalbe- 
wußten Schichten, vor allem die Jugend, und der Fackelzug in Berlin nebst anderen 
spontanen Kundgebungen kündeten eine Revolution an, eine Erhebung mit dem Ziel 
radikaler Erneuerung des politischen, des wirtschaftlichen, des kulturellen, des gesell- 
schaftlichen Lebens. Dies konnte nur durch ein Zusammenballen aller Kräfte der Nati- 
on erfolgen, um den Preis des Sich-Ein-und-Unterordnens in das große gemeinsame 
Ganze, des Verzichtes auf Freiheit, des Bekenntnisses zur Pflicht gegenüber der Nation. 
Heinrich Heine schrieb in seinen philosophischen Schriften Mitte der vierziger Jahre des 
neunzehnten Jahrhunderts‘ 

„sonderbar! Wir Deutschen sind das stärkste und das klügste Volk. Unsere Fürstenge- 
schlechter sitzen auf allen Thronen Europas, unsere Rothschilde beherrschen alle Bör- 
sen der Welt, unsere Gelehrten regieren in allen Wissenschaften, wir haben das Pulver 
erfunden und die Buchdruckerei - und dennoch, wer bei uns eine Pistole losschießt, 
bezahlt drei Thaler Strafe, und wenn wir in den ‚Hamburger Korrespondent‘ setzen wol- 
len: ‚Meine liebe Gattin ist in die Wochen gekommen, mit einem Töchterlein, schön wie 
die Freiheit!‘, dann greift der Herr Dr. Hoffmann zu seinem Rotstift und streicht uns 
‚die Freiheit‘.“ 

Papen als Vertrauensmann des Reichspräsidenten hatte die neue Regierung mit Hitler als 
Reichskanzler gebildet.” Beide, Hindenburg und Papen, waren gegen eine Einparteien- 
regierung. So waren die Nationalsozialisten im Kabinett nur mit drei Mann vertreten: 
Hitler selbst, als Reichsinnenminister Dr. Frick und Hermann Göring als Reichsminister 
ohne Geschäftsbereich und Reichskommissar für Luftfahrt. Gleichzeitig aber wurde 
Göring mit der Wahrnehmung der Geschäfte des preußischen Innenministers betraut; 
das war seine eigentliche Machtstellung. 

Die Deutschnationalen waren beteiligt mit ihrem Vorsitzenden Alfred Hugenberg als 
Wirtschaftsminister und Minister für Ernährung und Landwirtschaft und dem Stahl- 
helmführer Franz Seldte als Arbeitsminister. Die übrigen Ministerien waren von Fach- 
leuten besetzt, aus den vorausgehenden Kabinetten Papen und Schleicher übernom- 
men. So waren die drei Nationalsozialisten „eingerahmt“ von Fachleuten. Es war eine 
Regierung der „Harzburger Front“, eine „nationale Regierung“. Papen selbst war Vize- 
kanzler und Reichskommissar für Preußen. 

Hitler hatte sich auf diese Kombination eingelassen unter der Voraussetzung von neuen 
Reichstagswahlen. So wurde der Reichstag des 6. November 1932 sofort aufgelöst und 
Neuwahlen für den 5. März 1933 ausgeschrieben. Hitler verfolgte ohne Zweifel das ehr- 
geizige Ziel, die absolute Mehrheit zu erringen. Das Wahlergebnis wurde für ihn und 
seine Anhänger aber, von dieser Warte aus gesehen, eine große Enttäuschung. Die 
NSDAP gewann 288 Mandate; das waren 43,9 Prozent aller Stimmen. Gegenüber der 
Novemberwahl 1932 war es ein Gewinn von knapp elf Prozent, gegenüber der Wahl von 
Juli 1932 von 6,5 Prozent. Die ersehnte absolute Mehrheit war wieder nicht erreicht, 


5 Lüdecke, I knew Hitler, $. 442 f. 

6 Sämtliche Werke, Bd. V, Leipzig 1923, S. 224. 

7 Der Autor hat in seinem Buch „1933. Die nationale Erhebung“, Druffel-Verlag Leoni, 1982, die Entwicklung Deutschlands 
im Jahre 1933 unter der Regierung Hitler ausführlich dargestellt. Daher beschränkt er sich in diesem Werk themengerecht 
auf die Massenbewegung und ihre Organisationen. - Über die Bildung der Regierung Hitler - Papen - Hugenberg siehe 
auch Franz von Papen: Der Wahrheit eine Gasse, München 1952, ferner die ausführliche Biographie Papens von dem ame- 
rikanischen Historiker Henry M. und seiner Frau Robin K. Adams: „Rebel Patriot: A Biography of Franz von Papen“, 
Santa Barbara 1987. 
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Hitler brauchte nach wie vor den deutschnationalen Koalitionspartner mit seinen acht 
Prozent der Stimmen und 52 Mandaten. 

Sein Hauptgegner, der Marxismus, organisiert in SPD und KPD, hatte es trotz erheb- 
licher Wahlbehinderung immerhin noch auf 30,6 Prozent und 201 Reichstagssitze 
gebracht. Davon entfielen auf die SPD 18,3 Prozent mit 120 Mandaten, die KPD 12,3 
Prozent mit 81 Mandaten. Im ganzen hatte sich die Linke behauptet. Das galt auch für 
die andere weltanschauliche Massenpartei, den Zentrums,turm“, zusammen mit ihrem 
bayerischen Ableger, der BVP. Mit nur geringem Verlust stand der „Turm“ unerschüttert 
mit 13,9 Prozent und 92 Sitzen. Die kleinen Parteien brachten es zusammen noch auf 
3,6 Prozent mit 14 Mandaten. 

Die Hitlerbewegung, organisiert in der NSDAP, war durch dieses wie schon durch die 
früheren Wahlergebnisse ausgewiesen als Arbeitslosenbewegung, als Mittelstandsbewe- 
gung, als Jugendbewegung, als Frontsoldatenbewegung. Von der Wurzel her war sie ab 
1919, ihrem Entstehungsjahr, das Sammelbecken der enttäuschten Sozialdemokraten. 
Die bürgerlichen Parteien, Organisationen des Liberalismus verschiedener Schattierun- 
gen, waren zerrieben, zur völligen Bedeutungslosigkeit abgesunken. Der katholische 
Zentrumsturm behauptete sich erfolgreich, die beiden marxistischen Massenparteien 
SPD und KPD legten sich durch Uneinigkeit lahm. 
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5.2. „Von der Revolution zur Evolution“ 


Der Massenzustrom zur NSDAP hatte seit dem 30. Januar 1933 solche Ausmaße ange- 
nommen, besonders nach der Wahl vom 5. März, daß am 1. Mai eine Mitglieder-Auf- 
nahmesperre für die NSDAP bis zum Mai 1937 verhängt wurde.‘ Der Führer der natio- 
nalsozialistischen Landtagsfraktion in Preußen, Wilhelm Kube, gab im Preußischen 
Pressedienst Mitte Juni 1933 bekannt, „daß nach dem 5. März die Partei insgesamt 1,7 
Millionen Neuaufnahmen zu verzeichnen hatte. Allerdings seien dabei Leute, die nichts 
in der Partei zu suchen hätten. Besonders die alte Parteigarde habe sich mit Recht gegen 
sie zur Wehr gesetzt. Kube erklärte weiter, daß von dem Zeitpunkt an, da die National- 
sozialisten in wachsendem Umfang in die staatliche Verwaltung eintraten, die Gefahr 
der Entfremdung zwischen einzelnen Führern entstanden sei. Für manchen bestehe die 
Gefahr, daß er „objektiver Beamter“ werde, daß ihm die Bedeutung seines Staatspostens 
in den Kopf steige und daß er dadurch zum Nationalsozialismus untauglich werde. Die- 
ser Erscheinung gegenüber verwies Kube auf ein Wort Hitlers, daß es für einen Natio- 
nalsozialisten einschließlich der Minister keine höhere Ehre gebe, als in der Partei ein 
Amt zu bekleiden.’ 

Die Spottbezeichnung „Märzenveilchen“, „Märzgefallene“ kam auf. Die „Vossische Zei- 
tung“ brachte Anfang September einen Bericht über das Anwachsen der NSDAP: „Wie 
wir es sehen. 1.900.000, 2.000.000.“ Der Bericht begann: „Der Reichsschatzmeister der 
NSDAP, Schwarz, der Leiter des Verwaltungsapparates der Partei, hat mitgeteilt, daß die 
NSDAP am 21. August 1933 1.930.000 eingeschriebene Mitglieder zählt. Ende 1931 
waren es erst 806.294, Ende 1932 zählte man 1.414.975. Seit Anfang des Jahres ist also 
die Partei um rund eine halbe Million Köpfe gewachsen. Nach der gleichen Quelle lie- 
gen jetzt zwei Millionen Neuanmeldungen vor. Werden alle diese Neuangemeldeten in 
die Partei aufgenommen, so wächst ihr Bestand auf 3.900.000. Das wäre ein Zehntel der 
erwachsenen Bevölkerung im Alter von über 18 Jahren, welches bekanntlich die Gren- 
ze für den Eintritt in die Partei und die SA darstellt. (. . .)“ ' Dieser Bericht der „Vossi- 
schen Zeitung“ ist bereits eine Auswirkung des „Reichsparteitags des Sieges“ (5. Reichs- 
parteitag vom 30. 8. - 3. 9.). 

Die Märzwahl löste eine gewaltige Umsturzwelle aus mit dem Ergebnis der „Machter- 
greifung“ und der Einparteienherrschaft im Laufe des nächsten Vierteljahres. Die „natio- 
nale Erhebung“ vollzog sich ebenso schnell wie diszipliniert. Am 21. März fand der „Tag 
von Potsdam“ statt, zur Eröffnung des Reichstags. Die Parteien verschwanden, im 
wesentlichen ohne Widerstand. Ein solcher wurde, einzeln, örtlich und im Grunde sinn- 
los, nur von den Kommunisten versucht, ohne Steuerung, denn Moskau hatte nach 
dem Motto „Erst Hitler, dann wir!“ abgelehnt. KPD und SPD wurden aufgelöst und 
verboten, die übrigen Parteien lösten sich selbst auf, nachdem am 23. März 1933 der 
Reichstag mit 444 Stimmen gegen die 94 der Sozialdemokraten das „Ermächtigungsge- 
setz“ angenommen hatte („Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich“ für vier 
Jahre). 

Damit ging die Legislative in die Hände der Exekutive über, für die Regierung Hitler gab 
es nur noch eine Schranke: den greisen Reichspräsidenten Hindenburg. Auch die Koali- 
tionspartei, die DNVP, löste sich selbst auf, ihr Führer Hugenberg schied aus der Regie- 
rung aus (27. Juni). Die Auflösung der Gewerkschaften, ihre Übernahme durch die neu 


8 Volz, Daten, $. 54. 
9 „Vossische Zeitung“, Nr. 297 v. 23. 6. 1933, Morgen-Ausgabe, S. 1. 
10 VZ, Nr. 432 v. 9. 9. 1933, Abend-Ausgabe. 
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gegründete „Deutsche Arbeitsfront“ erfolgte ebenfalls reibungslos. Die „Eiserne Front“ 
mit Dreipfeil war stillschweigend verschwunden, kein Schuß war gefallen. 

Wenn eine Sache, eine Institution, eine Verfassung, ein Staat so viel wert sind, wie ihre 
Schöpfer und Träger bereit sind, für sie einzusetzen, dann war die Weimarer Verfassung, 
die Weimarer Republik keinen roten Heller mehr wert. Die Macht lag auf der Straße, 
jeder, der nicht zu bequem war, sie aufzuheben, konnte sie sich aneignen. Ganz ähnlich 
wie die Parteien als tragende Säulen der pluralistischen Weimarer Demokratie ver- 
schwanden auch die Reste der Länderhoheit. Die Länder wurden gleichgeschaltet durch 
zwei Gesetze vom 31. März und 7. April. 

Die Reichskommissare wurden durch Reichsstatthalter ersetzt. Bis Ende Juni war die 
gesamte Staatsgewalt in die Hände der Nationalsozialisten übergegangen. Hitler erklär- 
te am 6. Juli 1933 vor einer Konferenz der Reichsstatthalter die nationalsozialistische 
Revolution für beendet. Jetzt beginne die zweite Phase der nationalsozialistischen Revo- 
lution mit der Evolution, mit dem gesetzmäßigen Aufbau des nationalsozialistischen 
Staates. 

Die Aufmärsche und Massenkundgebungen von und für „unsere große Hysterika“ stei- 
gerten sich unentwegt, angefangen vom Fackelzug für die Regierung Hitler am 30. Janu- 
ar 1933 über den Tag von Potsdam zum „Tag der nationalen Arbeit“ am 1. Mai bis hin 
zum Furioso des „Parteitag des Sieges“ vom 30. August bis 3. September. Joachim 
Haupt, Reinhard Sunkel und Ludolf Haase hatten den Fackelzug am 30. Januar ange- 
schaut. Angesichts dieses Schauspiels hatte Sunkel zu seinen beiden Freunden bemerkt: 
„Das wird nicht der deutsche Volksstaat, das wird ein faschistischer Polizeistaat.“'' „Legal 
werden die Köpfe rollen“, hatte Hitler als Zeuge beim Ulmer Reichswehrprozeß finster 
gedroht. Aber nun, im März 1933, wurde aus dem „Reichskanzler“ der „Volkskanzler“, 
überall mit Begeisterung und Jubel empfangen und begrüßt, spontan, nicht „organi- 
siert“. 

Nicht ein Kopf war gerollt, die lebensbedrohten „Novemberverbrecher“ (SPD) saßen im 
Mai noch im Reichstag, konnten ins Ausland fliehen, nach Prag, wo sich die sozialde- 
mokratische Opposition dann niederließ, nach Moskau, nach Paris, nach London, nach 
New York, in die Schweiz, nach Rom. In Paris hetzten sozialdemokratische Emigranten 
schon 1933 zum Krieg gegen Deutschland. Und das Gerede vom Krieg ging von Hitlers 
Gegnern aus: Nicht er wollte den Krieg, seine Gegner wünschten ihn und trieben dazu, 
vom Ausland her. 

Rasch bewies Hitler, daß er nicht nur Demagoge, nur „rhetorisches Talent“ war. Laut 
Aussage des Reichsfinanzministers Graf Schwerin-Krosigk, der ihn zum ersten Mal bei 
der Kabinettsbildung sah und durchaus nicht beeindruckt war, zeigte Hitler bei den 
Kabinettssitzungen ein „sagenhaftes“ Geschick," so daß auch der kritische Finanzmini- 
ster steigende Achtung vor ihm empfand. Die Reichsregierung leistete in kurzer Zeit 
Staunenswertes. Eine Flut von Verordnungen und Gesetzen wurde beschlossen und in 
Kraft gesetzt: Sie diente der vollen Übernahme des staatlichen Machtapparates durch 
die NSDAP, der Gleichschaltung und der Zentralisation mit dem im Laufe eines halben 
Jahres erreichten Ziel eines straff zentralisierten Einheitsstaates und gleichzeitig der ener- 
gischen Bekämpfung der Massenarbeitslosigkeit und Ankurbelung der Wirtschaft durch 
staatliche Maßnahmen und eine entsprechende Finanzpolitik. 

Hitler hatte sich bei der Bildung der Regierung verpflichtet, keines der Regierungsmit- 
glieder zu entlassen. Doch veränderte sich das Kabinett zu seinen Gunsten durch den 


11 Mündliche Mitteilung Joachim Haupt, 7. 4. 1962. 
12 Mündliche Mitteilung Schwerin-Krosigk, 20. 10. 1962. 
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Gang der revolutionären Entwicklung. Die wichtigste war die Errichtung eines Reichs- 
ministeriums für Volksaufklärung und Propaganda unter Leitung von Josef Goebbels am 
13. März. Die Berufung des führenden Propagandisten der Bewegung in die Regierung 
war von gar nicht zu überschätzender Bedeutung, vor allem für die geistige Gleich- 
schaltung. Am 21. April ernannte Hitler Rudolf Heß zu seinem Stellvertreter, der ab 29. 
Juni 1933 regelmäßig an den Sitzungen des Kabinetts teilnahm. Am 27. Juni trat der 
Stahlhelmführer und Reichsarbeitsminister Franz Seldte der NSDAP bei. 

Infolge des Rücktritts Hugenbergs am 27. Juni konnte Hitler das Wirtschaftsministeri- 
um am 29. Juni mit Dr. Kurt Schmitt, dem Generaldirektor der Allianz-Versicherung, 
besetzen und das Ministerium für Ernährung und Landwirtschaft mit Walther Darre. 
Die „Einrahmung“ des revolutionären Kanzlers mit Fachleuten war teilweise zerbro- 
chen: Nicht der NSDAP angehörig waren jetzt noch der Vizekanzler von Papen, der 
Reichsaußenminister Freiherr von Neurath, der Reichswehrminister General Werner 
von Blomberg, Reichsfinanzminister Graf Schwerin-Krosigk, der deutschnational 
gesinnte Reichsjustizminister Gürtner sowie der Reichsverkehrs- und -Postminister 
Paul Freiherr von Eltz-Rübenach. Zu den drei Nationalsozialisten bei der Regierungs- 
bildung waren ein halbes Jahr später noch vier weitere Nationalsozialisten hinzuge- 
kommen. 

Von besonderem Glück erwies sich für Hitler die Berufung Blombergs durch den Reichs- 
präsidenten. Blomberg wurde rasch kritikloser Bewunderer und begeisterter Anhänger 
des Reichskanzlers. Aufgrund des Gesetzes der Einheit von Partei und Staat vom 
1. Dezember 1933 wurde der Stabschef der SA, Ernst Röhm, als Reichsminister ohne 
Geschäftsbereich Mitglied der Reichsregierung. 

Bei Jahresende war die gesetzliche Verankerung der Einheit von Partei und Staat auch 
praktisch verwirklicht: 

Hitler hatte in wenigen Monaten das volle Vertrauen des Reichspräsidenten gewonnen. 
Das von General Schleicher ausgestreute Gerücht vom „böhmischen Gefreiten“ konnte 
Hitler dem Reichspräsidenten gegenüber persönlich leicht widerlegen. Dadurch war 
Papens Stellung als „Vertrauensmann“ Hindenburgs im Kabinett bedeutungslos gewor- 
den. Machtmäßig kam das drastisch zum Ausdruck durch seinen Rücktritt als Reichs- 
kommissar für Preußen am 10. April. Göring wurde zu diesem Datum preußischer 
Ministerpräsident, Innenminister und stellvertretender Reichsstatthalter. Das Vizekanz- 
leramt aber wurde eine Art Beschwerdestelle gegen nationalsozialistische Übergriffe." 
Die Popularität des „Volkskanzlers“ steigerte sich im Laufe des Jahres mit den Erfolgen 
der Regierung bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und dem spürbaren Aufschwung 
der Wirtschaft. Der „Volkskanzler“ entwickelte sich zum echten Volkstribun in der zwei- 
ten Jahreshälfte 1933. Am 15. August meldete Ostpreußen, am 6. September West- 
preußen und Posen, daß sie frei von Arbeitslosen seien. 

Am 27. August fand eine große Kundgebung am Tannenbergdenkmal in Anwesenheit 
des Reichspräsidenten Generalfeldmarschall von Hindenburg statt, als Ostland-Treue- 
fahrt; Hitler hielt eine Rede, ebenso bei der Saarkundgebung am Niederwalddenkmal. 
Der fünfte Reichsparteitag, „Parteitag des Sieges“, vom 30. August bis 3. September 1933 
wurde mit gigantischen Massenaufmärschen in Nürnberg gefeiert: Nach amtlichen Par- 
teiangaben Appelle von 150.000 politischen Leitern, 60.000 Hitlerjungen, 120.000 SA- 
und SS-Männern und Stahlhelmern. Hitler hielt große Reden über „Kultur und Rasse“ 
und „Volk und Rasse“. 


13 Mündliche Mitteilung Papen am 19. 5. 1966; siehe auch Papen: Der Wahrheit eine Gasse, S. 313 ff.; Henry Adams: Rebel 
Patriot, Santa Barbara 1987, S. 221 ff. 
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Zu einer Institution besonderer Volksnähe entwickelte sich das von Goebbels am 13. 
September 1933 verkündete „Winterhilfswerk“. Das erste Winterhilfswerk 1933/34 
erbrachte 358 Millionen Mark an Geld- und Sachspenden. Am gleichen Tag war die 
Gründung des „Reichsnährstandes“ verkündet worden. Das Erntedankfest auf dem 
Bückeberg am 1. Oktober wurde ebenfalls zu einer ständigen Einrichtung mit einer Rie- 
senkundgebung und Rede Hitlers. Zum gleichen Datum wurde der erste Eintopfsonn- 
tag gefeiert. 

Der Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund wegen Verweigerung der Gleichberech- 
tigung auf der Abrüstungskonferenz gab Hitler Anlaß zur Auflösung des Reichstags und 
Neuwahl am 12. November, Auflösung der Länderparlamente ohne Neuwahl und zu 
einer Vertrauensabstimmung des deutschen Volkes über die Politik seiner Regierung. Er 
erließ dazu nicht nur einen Aufruf an das deutsche Volk und unternahm die sechste 
Flugreise zum Wahlkampf mit Ansprachen in zehn Städten. \ 

Er selbst eröffnete ihn im Berliner Sportpalast am 24. Oktober. Am 10. November hielt 
er in einer Fabrik der Siemens-Werke in Berlin vor versammelter Arbeiterschaft eine ein- 
stündige Rede „Für Frieden und Gleichberechtigung‘“, die von allen deutschen und zahl- 
reichen ausländischen Sendern übertragen wurde. Das war der absolute Höhepunkt des 
propagandistischen Furiosos: Die Volksabstimmung am 12. November erbrachte bei 
einer Wahlbeteiligung von 96 Prozent über vierzigeinhalb Millionen Ja- und knapp über 
zwei Millionen Neinstimmen. Die gleichzeitige Reichstagswahl mit 95,2 Prozent Betei- 
ligung ergab 39.655.000 Stimmen für die Einheitsliste der NSDAP (92,6 Prozent), 661 
Abgeordnete, davon 639 Mitglieder der NSDAP und 22 Gäste. 

Bei dieser Wahl hatte es keine Gegner mehr gegeben. Der Partei- und Staatsapparat 
stand mit seinen Propagandamöglichkeiten voll im Dienste der alleinherrschenden 
Staatspartei. Insofern war das parlamentarische Wahlprinzip ad absurdum geführt. Aber 
es gab keinen Zweifel, daß der Volkstribun Hitler sich einer beispiellosen Volkstümlich- 
keit erfreute und die breiten Arbeitermassen im Laufe von dreiviertel Jahren für sich 
gewonnen hatte. Die Klassenspaltung hatte er weitgehend überwunden, die soziale 
Einigung des deutschen Volkes in die Wege geleitet. Er war bereits zu diesem Zeitpunkt 
der Mann des „kleinen Mannes“. 

Das wollte er auch bewußt sein. So ließ er auf seine Kosten einen Kriegskameraden vom 
Regiment List, der nach dem verlorenen Weltkrieg nach den USA ausgewandert war, mit 
Familie nach Deutschland zurückkehren und feierte mit ihm und anderen Kriegskame- 
raden das Wiedersehen. 

Personen, die der nationalsozialistischen Regierung gegenüber feindlich eingestellt 
waren und durch ihre publizistische und politische Tätigkeit dies schon in den Jahren 
vor 1933 bewiesen hatten, wurde die Staatsangehörigkeit aberkannt. Die „Vossische Zei- 
tung“ veröffentlichte am 25. August 1933 eine erste Liste. 

Die gesetzlichen Handhaben für die Gleichschaltung waren unter dem Druck des mäch- 
tigen Einflusses des Reichspropagandaministers Dr. Goebbels mit dem Reichskultur- 
kammergesetz vom 22. September und dem Schriftleitergesetz vom 4. Oktober 1933 
geschaffen worden. Goebbels, nach und neben Hitler der größte Virtuose auf dem 
Instrument der Massenpropaganda, hatte sich damit zum Diktator der öffentlichen Mei- 
nung aufgeschwungen. In seinen Tagebucheinträgen spiegelt sich die rauschhafte Sie- 
gerstimmung wider:' 

Besonders beachtenswert ist sein Gespräch mit Reichsminister Lammers über Hinden- 
burgs Nachfolge am 19. Juli 1933 (!): „Hitler darf keinen Reichspräsidenten über sich 


14 Goebbels, Tagebücher, Bd. II, 1933 (unvollständig). 
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dulden und auch nicht Oskarsohnsfigur werden. Beide Ämter in einer Person vereini- 
gen.“ ” 

Als Reichsbankpräsident Dr. Hjalmar Schacht Anfang Mai 1933 die Presse informierte, 
machte er tiefen Eindruck mit seinen Ausführungen über die Umwälzung in Deutsch- 
land, „daß die sogenannte Diktatur Hitlers der gegenwärtigen Machtposition Roosevelts 
durchaus entspreche. Es sei die höchste Entwicklungsform der Demokratie“, so erklärte 
er, „in freier Wahl einen Führer zu wählen und ihm dann die Macht in die Hand zu 
geben.“ 

„Gleichschaltung“, nicht „Ausschaltung“ der Gegner war die amtliche Losung der 
NSDAP. Letzten Endes kam dieses Verfahren aber auch den Gegnern zugute. Sie 
brauchten, untergetaucht, „gleichgeschaltet“ nur den Zeitpunkt der Krise des neuen 
Systems abzuwarten, um wieder tätig zu werden. „Die Lage in Deutschland steht im Zei- 
chen des Versuchs der Gleichschaltung der N.S.D.A.P. durch Bürokratie und andere 
heimliche Gegner des Nationalsozialismus“, schrieb Heydrich."” 

/ Diese Gleichschaltung aber hatte eine gefährliche Kehrseite: Alle Gegner des National- 

sozialismus, der Hitler-Regierung, soweit sie es nicht vorzogen, ins Ausland zu flüchten, 
“ lebten unter dieser Maske weiter. Da eine Opposition nicht mehr möglich war, gingen 
sie in die „innere Emigration“. Ein schweigender und im Falle von Mißerfolgen auf die 
Dauer wirksam werdender Widerstand begann unterirdisch zu schwelen. Die Wider- 
standslosigkeit, mit der sich die Machtübernahme vollzog, führte bei den Siegern zu 
einem Erfolgsrausch, bei den „Besiegten“, den „Verfechtern“ der Weimarer Demokratie, 
die es in Wirklichkeit gar nicht gab, weil sie überhaupt nicht kämpften für ihre Sache, 
zu dem Zustand des hypnotisierten Kaninchens, das im Angesicht der Schlange einfach 
gelähmt ist. 
Die ganze Entwicklung im Jahre 1933 trug den Charakter eines wahren Schicksalsrau- 
sches. Zu spät wurden die Pforten der Aufnahme in die Partei geschlossen. Die Quan- 
tität des Massenzustroms erdrückte die Qualität der alten Kämpfergarde. Sicher hatten 
auch finanzielle Gründe mitgewirkt, die Massenaufnahme zu dulden und zu fördern. 
Die Siegereuphorie infolge der totalen Kapitulation der Weimaraner ließ keine kriti- 
schen und warnenden Stimmen zur Geltung kommen; so wurde die Mobilmachung mit 
dem Sieg verwechselt." 


15 „Oskarsohnsfigur“. Damit ist der Sohn des Reichspräsidenten, Oberst Oskar von Hindenburg, gemeint. 
16 VZ, Nr. 216 v. 6. 5. 1933, Abend-Ausgabe, $. 3. 

17 R. Heydrich, „Wandlungen unseres Kampfes“, in: Schwarzes Korps, 1935. 

18 Oswald Spengler, Jahre der Entscheidung, München 1933, S. IX. 
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5.3. Absplitterungen von der NSDAP 


Hitler konnte bereits in seiner Rede vor der Generalmitgliederversammlung am 30. Juli 
1927 darauf hinweisen, daß besonders in Bayern „das Ende der sogenannten völkischen 
Separation“ gekommen sei. Der Kampf „mit dem nationalsozialen Volksbund“ sei ent- 
schieden, aber auch mit den Splittergruppen in Sachsen, Thüringen, Württemberg, Ber- 
lin. (Heinz ©. Hauenstein.) Auch in Deutsch-Österreich vermochte er sich durchzuset- 
zen. Die hitlertreuen Nationalsozialisten schlossen sich im Jahre 1926 der reichsdeut- 
schen NSDAP an (Hitlerbewegung). 

Otto Straßer konnte sich nach seinem Bruch mit Hitler im Jahre 1930 ebensowenig 
behaupten wie Hauptmann a.D. Stennes im Frühjahr 1931 mit seinen SA-Männern. Sie 
blieben alle zur Bedeutungslosigkeit verurteilt, gegen den Schicksalsmann Hitler konn- 
ten sie nicht ankommen. Fast wie ein Witz klang es, als sich im Jahre 1932 in Olden- 
burg noch eine nationalsozialistische deutsch-revolutionäre Arbeiterbewegung und im 
Januar 1933 in Franken ein Freikorps Franken bildete." Sie alle, die Empörer und 
„Rebellen“ gegen den Magier Hitler in der Münchner Zentrale, verschwanden mehr 
oder weniger sang- und klanglos im Strom des Lethe. 

Die Hoffnungen aller Gegner Hitlers, er werde nach Regierungsantritt an den Schwie- 
rigkeiten der Regierungsaufgaben rasch scheitern, erfüllten sich nicht. Der „Trommler“ 
erwies sich binnen weniger Monate als fähiger Politiker, der mit erstaunlicher Energie 
den Berg der politischen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten meisterte. Die entschei- 
dende Aufgabe, den hungernden und verelendeten Massen Brot und Arbeit zu ver- 
schaffen, begann er wie ein Wunder zu lösen. Die Zahl der Arbeitslosen von 5,77 Mil- 
lionen am 31. Dezember 1932 sank bis 31. Dezember 1933 nach knapp einem Regie- 


rungsjahr auf 4,06 Millionen; nicht durch Aufrüstung, sondern durch die Maßnahmen 


der produktiven Steuersenkung, durch Ehestandsdarlehen, Straßen- und Wohnungsbau, 
durch den ausgeweiteten Arbeitsdienst. Hoffnung und Glaube wuchsen, es geht auf- 
wärts, wird weiter aufwärts gehen. Hitler enttäuschte nicht mit seinen Versprechungen. 
Auch außenpolitische Erfolge wie das Reichskonkordat und das Abkommen mit Polen 
stärkten seine Stellung als Volkstribun. 

An Weihnachten 1933 hielt der Stellvertreter des Führers, Rudolf Heß, die erste Rund- 
funkansprache an die Auslandsdeutschen; sie wurde jährlich gebracht. Die nationale 
Einigung des deutschen Volkes griff so über die Grenzen der Weimarer Republik hinaus. 
Die revolutionäre Dynamik der Hitlerbewegung beschränkte sich nicht auf die Weima- 
rer Republik, sondern erfaßte aufgrund ihrer großdeutschen Ausrichtung auch das 
Grenz- und Auslandsdeutschtum. Bei den Wahlen zum Volkstag der „Freien Stadt Dan- 
zig“ am 28. Mai 1933 erzielte die NSDAP die absolute Mehrheit mit 51,1 Prozent der 
Stimmen. Eine nationalsozialistische Regierung wurde gebildet. Der Volkstag beschloß 
ein Ermächtigungsgesetz; ferner traf die Freie Stadt ein Abkommen mit Polen. 

Der Umsturz im Reich wirkte sich besonders stark auf Deutsch-Österreich aus. Dort 
wurde am 4. März 1933 der Nationalrat durch den Rücktritt der drei Präsidenten hand- 
lungsunfähig. Die Regierung des christlich-sozialen Kanzlers Dr. Engelbert Dollfuß 
benützte die Gelegenheit zur Errichtung der Diktatur.” Am 6. März wurde auf einer 
großen Kundgebung in Wien der Wahlsieg der Nationalsozialisten im Reich vom 5. 
März gefeiert. Darauf erließ die österreichische Regierung verschiedene Maßnahmen zur 
Unterdrückung der nationalsozialistischen Propaganda. Im Mai erging ein Uniformver- 


19 BHSTA, SA I 1508, Akt NSDAP, Absplitterungen. 
20 Anton Rintelen, Erinnerungen an Österreichs Weg, München 1941, $. 219 ff., 243 ff. 


323 


bot für die nicht hinter der Regierung stehenden Verbände; auch die Hakenkreuzfahne 
wurde verboten. 

Anläßlich der 250-Jahr-Feier der Türkenbefreiung erklärte der Wiener Polizeivizepräsi- 
dent die Anwesenheit deutscher Gäste für unerwünscht. Eingetroffen per Flugzeug 
waren die Justizminister Bayerns und Preußens, Dr. Hans Frank und Hanns Kerrl, und 
der preußische Staatssekretär Dr. Roland Freisler. Dr. Frank durfte nur in geschlossenen 
Versammlungen in Wien und Graz sprechen und wurden am 16. Mai ausgewiesen. Am 
27. Mai wurden die Hochschulen von Wien und Innsbruck wegen der deutschbewußten 
Haltung der Studentenschaft geschlossen. 

Die Reichsregierung beschloß als Gegenmaßnahme gegen die deutschfeindlichen Ver- 
ordnungen der österreichischen Regierung die Einführung einer Tausend-Mark-Gebühr 
für die Einreise nach Österreich ab 1. Juni 1933. Eine Verhaftungswelle gegen Natio- 
nalsozialisten erging ab 13. Juni. Für die NS-Bewegung in Österreich begann damit die 
Zeit der Illegalität bis 1938, nachdem die österreichische Regierung am 19. Juni die 
NSDAP verboten hatte.”! Der gesamte Führungsapparat der österreichischen NSDAP 
wurde nach München verlegt, eine österreichische Legion auf bayerischen Boden auf- 
gestellt. Zahlreiche Konzentrationslager (österreichische Sprachregelung: „Anhalte- 
lager“) wurden errichtet. 

Die österreichische Regierung suchte mit allen Mitteln polizeilichen Terrors die NS- 
Bewegung zu unterdrücken. Etwa 40.000 flüchteten aus Österreich, überwiegend nach 
Deutschland.” Im Februar 1934 wurde der sozialdemokratische Aufstand (Republikani- 
scher Schutzbund) blutig niederkartätscht, mit Einsatz von Artillerie gegen Arbeiter- 
viertel. Eine neue Verfassung auf der Grundlage der päpstlichen Enzyklika „Quadra- 
gesimo Anno“ wurde am 1. Mai eingeführt. Das Standrecht, bereits am 10. November 
1933 über Österreich verhängt, wurde durch ein neues Sprengstoffgesetz und Gesetz zur 
Abwehr politischer Gewalttaten am 12. Juli verschärft und die beiden ersten Todesurteile 
am 24. Juli durch den Strang vollstreckt.” 

Der nationalsozialistische Staatsstreich am 25. Juli 1934 scheiterte blutig; Bundeskanz- 
ler Dollfuß kam dabei, von zwei Pistolenschüssen getroffen, ums Leben. Der geschei- 
terte Staatsstreich in Wien löste Aufstände in der Steiermark, in Kärnten, Salzburg und 
Oberösterreich aus, die ebenfalls blutig niedergeschlagen wurden. Insgesamt zählten die 
Nationalsozialisten 94 Tote. 73 Angeklagte wurden zum Tode verurteilt, davon wurden 
13 hingerichtet. Die Landesleitung in München wurde aufgelöst, die Österreichische 
Legion in ein „Hilfswerk Nordwest“ umgewandelt.” Die österreichische Regierung 
Schuschnigg (Nachfolger von Dollfuß) verfolgte die Nationalsozialisten unerbittlich 
weiter, ohne daß es ihr aber gelang, die Tätigkeit der illegalen NSDAP zu unterbinden. 


Goebbels’ Tagebucheinträge im Januar sind noch voll giftiger Bemerkungen gegen Gre- 
gor Straßer und spiegeln überwiegend falsche Gerüchte, Unterstellungen, Beschimpfun- 
gen wider: 


28. Januar 1933: „Telephon von Alvensleben. Schleicher tritt zurück.“ 

30. Januar 1933: „Denn Alvensleben kommt mit tollen Mären.“ 

31. Januar 1933: „In Sachen Alvensleben. Heute soll er verhaftet werden. Heil auf Hin- 
denburg und Hitler. Sinnloser Taumel der Begeisterung.“ 


21 Ebd., $. 261. 

22 Rintelen, a. a. O., $. 263 ff. 
23 Ebd., S. 253. 

24 Ebd., S. 305 ff. 
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2. Februar 1933: „Dann ist er bei uns [gemeint Hitler]. Mit Epp, Esser, Amann, Frau 
Raubal, Hanfst[aengl] spielt. Über Streicher geredet. Der ist unmöglich.“ 

4. Februar 1933: „Wir wenden alle Mittel an. Geld haben wir, der Rundfunk gehört uns.“ 
10. Februar 1933: „Wahlkampf groß in Vorbereitung. Nur Geld fehlt.“ 

14. Februar 1933: „Es fehlt nur noch das Geld (für Propaganda).“ 

15. Februar 1933 (Kaiserhof): „Unser Eher-Verlag schießt eine hohe Geldsumme für den 
Wahlkampf vor.“ 

20. Februar 1933 (Kaiserhof): „Wir treiben für die Wahl eine ganz große Summe auf, die 
uns mit einem Schlage aller Geldsorgen enthebt.“ [Dazu Fußnote 33: „Der sich als 
nationaler Sozialist begreifende Goebbels verschweigt hier in der veröffentlichten Kai- 
serhof-Fassung seines Tagebuchs, wer die Geldgeber waren. Nach einem geheim gehal- 
tenen Treffen Hitlers mit 25 führenden deutschen Industriellen - darunter Krupp von 
Bohlen und Halbach, Generaldirektor Vögler von den Vereinigten Stahlwerken, von 
Schnitzler vom IG-Farben-Konzern - am 20. Februar 1933 im Dienstsitz des Reichs- 
tagspräsidenten sammelten nämlich Göring und Schacht bei diesen einen Wahlhilfs- 
fonds in Höhe von mindestens 3 Millionen Reichsmark für die NSDAP.“] 

27. Februar 1933 (Kaiserhof): Fußnote 34: „Zumindest Goebbels war am Reichstags- 
brand wohl nicht beteiligt.“ 

8. März 1933 (Kaiserhof): „Mein Ministerium habe ich nun im Rohbau fertiggestellt. Es 
wird in fünf große Abteilungen aufgerissen, die das Gebiet des Rundfunks, der Presse, 
des Films, der Propaganda und des Theaters umfassen.“ 

11. März 1933 (Kaiserhof): „Im Lustgarten sind 150.000 Arbeiter aufmarschiert. Es ist 
ein berauschendes Gefühl, vor diesen unübersehbaren Menschenmassen zu reden.“ 
26. März 1933 (Kaiserhof): „Der Führer steht wie ein Stern über uns.“ 

3. Mai 1933: „Oberst Nicolai hält mir Vortrag. Sehr klar und bestimmt. Den hol’ ich 
mir.“ 

23. Juni 1933: „Der totale Staat läßt nicht mehr lange auf sich warten.“ 

28. Juni 1933: „Die Front will sich selbst auflösen. Der Weg zum Totalstaat. Unsere 
Revolution hat eine unheimliche Dynamik.“ 

19. Juli 1933: „Gespräch mit Lammers über Nachfolge Hindenburg. Hitler darf keinen 
R. Pr. über sich dulden und auch nicht Oskarsohnsfigur werden. Beide Ämter in einer 
Person vereinigen.“ 

5. August 1933: „Mit Graf Alvensleben. Frage Stahlhelm. (. . .) Unterredung Kronprinz. 
Frage Monarchie. Die glauben alle an ihre Restaurierung. Ich habe keinen Hehl 
gemacht. Wäre unsere größte Dummheit.“ 

7. August 1933: „München - Berchtesgaden - Königssee: Hitler spricht drei Stunden vor 
den Gauleitern. Scharf gegen die Kirchen. Wir werden selbst eine Kirche werden. Alle 
Gauleiter und Hitler Königssee.“ 

24. August 1933: „Ich unterhalte mich lange mit Pfeffer, der sehr kluge Ansichten hat.“ 
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5.4. Die Finanzierung der Partei’ 


„Mit Mitteln der Propaganda kann man Massenbewegungen wohl verbreiten, aber nicht 
erzeugen oder gar zur Macht bringen. Noch weniger ist das mit dem Mittel der Finan- 
zierung möglich. (. . .) Massenbewegungen können nur existieren und sich durchsetzen, 
wenn sie irgendwie den Strömungen der Zeit entsprechen und von ihnen getragen wer- 
den“ stellte August Heinrichsbauer, Verbindungsmann zwischen Bergbauverein und 
Paul Schulz - Gregor Straßer, fest.” „Wenn die Masse selbständig handelt“, schrieb Orte- 
ga y Gasset, „tut sie es nur auf eine Art: sie Iyncht. Es ist nicht ganz zufällig, daß das 
Lynchrecht amerikanisch ist, denn Amerika ist in gewisser Weise das Paradies der Mas- 
sen, noch ist es verwunderlich, wenn heute, da die Massen triumphieren, die Gewalt tri- 
umphiert und zur unica ratio, zur einzigen Logik, gemacht wird.“ ’ 

In Deutschland waren alle Voraussetzungen für Massenbewegungen gegeben, in den 
„Strömungen der Zeit“. 

Bei der Neugründung der Partei im Jahre 1925 konnte Hitler ohne Schwierigkeiten den 
Kern der alten Partei für sich mobilisieren, konnte sich auf die Hilfe der früheren finan- 
ziellen Gönner stützen und mit gutem Grunde auf die Gewinnung neuer Gönner hoffen. 
Das Ehepaar Elsa und Hugo Bruckmann, angesehene Verleger und frühe Förderer Hit- 
lers, wurden von der Münchner Polizei ebenso überwacht wie der Verleger Hanfstaengl, 
insbesondere von den Brüdern Ernst, mit Spitznamen „Putzi*.’ So heißt es in einem 
Schreiben der Polizeidirektion München an den Reichskommissar für Überwachung der 
öffentlichen Ordnung: Franz Hanfstaengl, Verleger und Kunsthändler, habe die Partei 
„schon vor dem Hitler-Putsch“ finanziell unterstützt. Nach der Neugründung war er 
„einer der ersten Geldgeber - mit einem sehr hohen Betrag“ (genannt wurden 30.000 
Mark), „zur Einrichtung der Reichsgeschäftsstelle Schellingstraße 50 und zur Schaffung 
einer eigenen Parteipresse, des ‚Völkischen Beobachters‘. Als sich Hanfstaengl Ende 1925 
mit Hitler überworfen hatte, kündigte er noch im gleichen Jahr sein Guthaben.“ 
Ferner nannte das Schreiben „als fortgesetzte Geldquelle“ den „Fabrikbesitzer Bechstein, 
Berlin N 24“. Dieser „bemühte sich auch bei seinen Geschäftsfreunden, finanzielle 
Unterstützungen für die Partei zu erhalten.“ Über die Höhe der „geliehenen Beträge“ 
war nichts zu ermitteln, doch scheinen sie beträchtlich gewesen zu sein, „da sich die Par- 
tei damals in einer großen Schuldlage befand“. Durch Vermittlung der Ehepaare Bruck- 
mann und Bechstein konnte Hitler im Frühjahr 1926 in Hamburg „vor einem größeren 
Kreis geladener Wirtschaftsführer“ einen Vortrag halten, „wobei er von einigen Indu- 
striellen wiederum Geldbeträge in unbekannter Höhe erhielt“. „Bei diesem Vortrag hat 
auch der damalige Reichstagsabgeordnete Lange-Schöningen [sic!]‘ als Führer des sei- 
nerzeitigen völkischen Flügels der Deutschnationalen Volkspartei zur finanziellen 
Unterstützung unter den Anwesenden aufgefordert.’ 


1 Siehe dazu Franz-Willing: Ursprung der Hitlerbewegung 1919-1922, Preußisch Oldendorf 1974, S. 266-299 „Finanzie- 
rung“. Dort ist die Finanzierung während der Entstehungs- und Frühgeschichte der Bewegung genau geschildert. 

2 August Heinrichsbauer: Schwerindustrie und Politik. Vertraulich, nur zur persönlichen Information! Jeder Nachdruck ist 
untersagt, da die Abhandlung nicht zur Veröffentlichung und Weiterverbreitung bestimmt ist. Essen/Kettwig 1948, S. 29, 51. 

3 Jose Ortega y Gasset: Der Aufstand der Massen, 1929. Deutsche Ausgabe, Stuttgart 1947, S. 76 f. 

4 Siehe Franz-Willing: Ursprung der Hitlerbewegung, S. 266 ff. 

5 Ernst Hanfstaengl: Zwischen Weißem und Braunem Haus. Memoiren eines Außenseiters, München 1970, $. 60: Am 29. 
August 1923 erschien der VB erstmals im amerikanischen Großformat, finanziert von Ernst Hanfstaengl. 
Ders.: The missing years, London 1957, S. 53 f. 
Georg Franz-Willing: Ursprung der Hitlerbewegung, S. 195 ff. 
Ders.: Putsch und Verbotszeit, S. 89 ff. 

6 Gemeint ist Schlange-Schöningen, deutschnationaler Reichstagsabgeordneter. 

7 Schreiben der Polizeidirektion München vom 28. 9. 1928; ZAP, DCB. 
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Ein besonderes Augenmerk hatte die Münchner Polizei auf Frau Elsa Bruckmann auch 
in diesem eben zitierten Brief. Aus einem mehrseitigen Bericht „Betreff: Finanzierung 
der nationalsozialistiichen Bewegung. Durch Flugpost“ vom 29. Mai und 27. August 
1926 geht hervor, daß die politische Abteilung der Polizeidirektion München VI/N 
auch die Schweizer Reisen von Frau Elsa Bruckmann überwachte und ihren Kontakten 
in der Schweiz nachspürte. „Schon vor dem November-Putsch 1923 hat Hitler über auf- 
fallend viel Devisen, insbesondere Schweizer Franken, verfügt“, so beginnt das Schrei- 
ben vom 29. Mai 1926. Das Schreiben vom 2. Juni 1926 betrifft: „Überwachung“ von 
Frau Elsa Bruckmann, ebenso die Berichte vom 15., 18. Juni, 16. Juli und 27. August 
1926, auf ihrer Schweizer Reise in diesem Zeitraum.’ 

Gelegentlich der Generalmitgliederversammlung der Sektion Neuhausen der NSDAP 
wurde der Mitgliederstand der Partei in München mit 1652 für 1926 angegeben. An 
Beiträgen sind im abgelaufenen Jahre 1926 in ganz Deutschland 13.000 Mark einge- 
gangen, welche durch Verwaltungskosten aufgebraucht wurden. 

Freilich konnte die Polizei bei weitem nicht alle Kontakte Hitlers zu Geldgebern erfas- 
sen, wobei ohnehin konkrete Angaben über die Höhe der Beträge nur in seltenen Fäl- 
len von ihr ausnahmsweise in Erfahrung gebracht werden konnten. So erhielt Hitler 
bald nach seiner Entlassung aus Landsberg von Diplomingenieur Albert Pietsch 25.000 
RM zum Kauf des neuesten Mercedes-Kompressor-Autos.' Hitler war seit 1921 moto- 
risiert. Seine vielen Reisen kreuz und quer durch Deutschland erfolgten immer mit 
Auto. So wurde er einer der besten Kenner des deutschen Straßennetzes und der bedeu- 
tendste Förderer des Straßenbaues und der Motorisierung nach seiner Ernennung zum 
Reichskanzler. 

Er war mit seinen Vortragsreisen selbst der wichtigste Geldbeschaffer für seine Bewe- 
gung. Es verging kein Jahr, ohne daß er nicht irgendwo vor Wirtschafts- und Industrie- 
führern gesprochen hätte. Dies gab der Linken, den Kommunisten und Sozialdemokra- 
ten, genügend Anlaß, um Hitler und seine Bewegung als Werkzeug des Kapitals, als 


' gekauften Handlanger der Kapitalisten hinzustellen. In Wirklichkeit war nichts unsin- 


niger als diese aus propagandistischen Gründen verbreitete völlig falsche Anschauung. 
„Wenn Geld politische Macht hätte kaufen können“, so stellte der amerikanische Histo- 
riker und Erforscher der Beziehungen zwischen dem „Big Business“ und Hitler fest, 
„dann wäre Papens Neuer Staat Nachfolger der Weimarer Republik geworden und nicht 
Hitlers Drittes Reich. Aber das Bemühen, Mark in Wahlstimmen umzuwandeln, erwies 
sich als völliger Fehlschlag." 

Emil Kirdorf (1847-1938), Mitbegründer des Rheinisch-Westfälischen Kohlensyndikats 
sowie der Vereinigten Stahlwerke, war einer der frühesten Geldgeber für Hitler in der 
zweiten Hälfte der zwanziger Jahre. Er soll 100.000 Mark gespendet haben. Kirdorf 
hörte Hitler zum ersten Male am 27. April 1928. Es folgte eine Aussprache in München. 
Kirdorf war dann am Nürnberger Parteitag „Gast des Führers“." 

Am 1. Dezember 1926 sprach Hitler in Königswinter vor rheinischen Wirtschaftsfüh- 
rern über das Thema „Deutsche Wirtschaft und Sozialpolitik“. Die Einladung ist unter- 


8 Siehe auch Franz-Willing: Ursprung der Hitlerbewegung, S. 266 ff. 
9 Fotokopien der einzelnen Berichte, Abschrift VI/N, ZAP, DCB. 
10 Mündliche Mitteilung Oberleutnant a.D. Paul Schulz vom 3. 1. 1956. - Pietzsch war Präsident der Industrie- und Han- 
delskammer München, Vorstand der Elektrochemischen Werke in Höllriegelskreuth. 
11 Henry H. Turner Jr.: Big Business and the Rise of Hitler, in: The American Historical Review, vol. LXXV, Nr. 1, Oktober 
1969, S. 36-70, hier 62: „But the effort to transform marks into votes proved a crushing failure.“ 
12 W. Bacmeister: Emil Kirdorf. Der Mann. Sein Werk, Essen 1936, ferner: James & Suzanne Pool: Hitlers Wegbereiter zur 
Macht, Bern - München 1979, S. 119 ff.; H. A. Turner Jr.: Emil Kirdorf and the Nazi Party, in: Central European History 
vom 1. 12. 1968, S. 324-344. 
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zeichnet von Dr. Robert Ley, Gauleiter im Rheinland, dem späteren Führer der „Deut- 
schen Einheitsfront“. Das Einladungsformular hatte die Fußnote „Einladung nicht über- 
tragbar. Die Versammlung ist streng geschlossen.“'' Ley war von Beruf Chemiker und 
seit 1921 bei IG-Farben in Leverkusen. In einem Bericht vom 24. November 1927 ver- 
zeichnete die Münchner Polizei Reisen Hitlers nach Mittel- und Westdeutschland zur 
Finanzierung der Partei. „Bei seiner letzten Reise nach Frankfurt und Hamburg wurde 
Hitler von Elsa und Hugo Bruckmann begleitet. (. . .) Nachdem Hitler sich vergeblich 
bemüht hatte, durch Schwarz 1000 Mark für die Reise aufzubringen, finanzierten ihm 
die Bruckmanns die Reise. (... .)“ 
Ein Vortrag Hitlers vor Nürnberger Industriellen fand am 3. Dezember 1928 statt." 
Franz Xaver Schwarz, Reichsschatzmeister der NSDAP, war ein strenger und sparsamer 
„Hausvater“, dem sich auch Hitler beugen mußte, jedenfalls in den Jahren der „Kampf- 
zeit“. Im gleichen Bericht wurde darauf hingewiesen, daß trotz der Geldknappheit die 
Partei ihren Angestelltenapparat vergrößerte. 
„Im August 1927 reiste Hitler nach Sachsen“, wußte die Polizei zu melden, „um dort von 
Industriellen ein Darlehen aufzunehmen, da der Reichsparteitag 1927 Schulden in Höhe 
von 8000 Mark brachte. Die Geldgeber blieben auch hier unbekannt." Auf der General- 
mitgliederversammlung der Münchner Ortsgruppe gab Reichsschatzmeister Schwarz 
einen Betrag von 10.000 Mark für Flugblattherstellung an, der noch zu decken sei.” 
Abschließend heißt es in dem von Bernreuther unterzeichneten Brief: „Die Parteileitung 
verstand es außerdem, auf alle mögliche Art und Weise ihren Mitgliedern finanzielle 
Opfer aufzuerlegen. Wenn es sich hier auch nur um kleinere Beträge handelt, so bilden 
diese Zuwendungen durch die Masse doch eine nicht zu unterschätzende Geldquelle für 
die Partei. So wurden zum Beispiel neben den Mitgliederbeiträgen sogenannte Werbe- 
beiträge in Höhe von 50 Pfennig und einer Mark eingeführt. Die Zahlung der Beiträge 
wurde durch Kleben von Werbemarken in die Mitgliedskarten quittiert. 
Weiter wurde in den Monaten Mai mit Juli 1927 durch die Gauleitung Oberpfalz-Nie- 
derbayern und Oberbayern-Schwaben ein sogenannter ‚Opferring‘ gegründet. Zum Bei- 
tritt in denselben wurden zunächst die Mitglieder aufgefordert. Die Ortsgruppenführer 
wurden angehalten, besonders auch Kreise, die mit der Bewegung sympathisieren, für 
den Opferring zu gewinnen. Der Mindestbeitrag betrug 50 Pfennig monatlich. Ab Janu- 
ar 1927 erhielten jene Mitglieder, die eine einjährige ununterbrochene Mitgliedschaft 
nachweisen konnten, an Stelle der gewöhnlichen Mitgliedskarten ein mit Lichtbild des 
Inhabers versehenes Mitgliedsbuch. Die Ausfertigungsgebühr hierfür beträgt 50 Pfennig. 
Die „Parteileitung dürfte dieses Mitgliedsbuch zu einem weit niedrigeren Preise erhal- 
„ten.“ 
/Opfergeist und Gemeinschaftssinn der Anhänger und Mitglieder waren in der frühen 
/ Zeit beispiellos. Die Arbeitslosen sparten sich von ihrer geringen Unterstützung die 
Pfennige ab, um an Versammlungen und Aufmärschen teilzunehmen und sich nach- 
einander Uniformstücke anzuschaffen. Der Idealismus war die Triebkraft für Aufstieg 
und Ausbreitung der Bewegung. Erst als durch ihn Wachstum und Zunahme die öffent- 
‚liche Aufmerksamkeit im In- und Ausland auf sich zog, kamen aus der „Großen Welt“ 
/ der beati possidentes auch in steigendem Maße Spenden. 


13 ZAP, Akt Nr. 81/82, DCB. 

14 N / Nr. 61 v. 24. 11. 1927, Pol.-Dir., München. 

15 Brief von Fritz Stahl v. 12. 2. 1938 an das Hauptarchiv der NSDAP, ZAP, Akt Nr. 116, DCB. 

16 Polizeidirektion München, Brief v. 28. 9. 1928: Schreiben an Reichskommissar für Überwachung der öffentlichen Ord- 
nung, ZAP, DCB. 

17 Ebd. 
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„In keinem Lande übte die Schwerindustrie einen so geringen Einfluß aus wie in 
Deutschland. Der geringe Einfluß erklärt sich teils aus der fehlenden politischen Homo- 
genität, teilweise aus der politischen Interessen- und Instinktlosigkeit. Etwa die Hälfte 
der führenden Männer der Schwerindustrie gehörten aus der nationalliberalen Überlie- 
ferung her der Deutschen Volkspartei an, zum Beispiel Vögler, Hugo Stinnes. Paul 
Reusch und Springorum blieben unabhängig, Klöckner gehörte dem Zentrum an“, so 
urteilte Heinrichsbauer über die führenden Männer der deutschen Schwerindustrie." 
Oswald Spengler neigte zur Deutschen Volkspartei, weil er bei ihr die Machtkonzentra- 
tion der deutschen Wirtschaft sah. Er selbst wurde von Reusch finanziell unterstützt.” 
„Von zentraler Bergbauseite sind bei den Wahlen den drei großen ‚bürgerlichen Partei- 
en‘ (DNVP, DVP, Zentrum) ziemlich regelmäßig in jeweils ungefähr gleicher Höhe 
Beträge zur Verfügung gestellt worden, die sich auf rund 200.000 Mark je Wahl und Par- 
tei beliefen. Auch die Deutsche Demokratische Partei wurde unterstützt.“ Geheimrat 
Duisberg, Vorsitzender des Reichsverbandes der deutschen Industrie, ermahnte 1930 zu 
stärkerer politischer Betätigung.” 

Die im Jahre 1929 einsetzende Weltwirtschaftskrise durch den New Yorker Börsenkrach 
traf die deutsche Wirtschaft mit steigender Wucht, so daß es 1931 zum Zusammenbruch 
kam. „Den letzten Anstoß für den denkwürdigen Zusammenbruch der deutschen Wirt- 
schaft“ gab allerdings nicht „das plötzliche Ende der fragwürdigen Prosperity in den 
USA, sondern der größtenteils aus politischen Gründen unter französischem Druck 
erfolgte Abruf kurzfristiger Auslandsgelder aus Deutschland. Diese Verschuldung mit 
kurzfristigen amerikanischen, größtenteils privaten Geldmitteln hatte seit 1924 die 
Scheinblüte der deutschen Wirtschaft, die sogenannten „Goldenen Jahre“ der Weimarer 
Republik, erzeugt. Ihre rasche Abrufung in den Jahren 1930/31 entzog dem Devisenbe- 


/ stand der Reichsbank, der im Mai 1931 noch 2,5 Milliarden betrug, zeitweise Beträge 


bis zu 200 Millionen monatlich.?' 


' Die seit der Jahreswende 1929/30 einsetzende Wirtschaftskrise und rasch ansteigende 


Massenarbeitslosigkeit führten bei den Reichstagswahlen 1930 (14. September) zu 
einem Erdrutsch. Die bis dahin relativ bedeutungslose NSDAP - seit 1928 mit zwölf 
Abgeordneten im Reichstag - wuchs zur zweitstärksten Partei hinter der Sozialdemo- 
kratie an; sie schickte 107 Abgeordnete in den neuen Reichstag. Napoleons ebenso tref- 
fendes wie zynisches Wort „C’est le ventre qui fait des revolutions“ bewahrheitete sich 
wieder. Jetzt war die Hitlerbewegung ein Machtfaktor geworden, der jedenfalls zahlen- 
mäßig die Kommunisten auf einen Schlag überrundet hatte. Die linksradikale Bewe- 
gung wuchs zwar stetig, aber langsamer an. Die KPD erzielte im Dezember 1924 2,7 
Millionen Wähler, 1928 3,3 Millionen, 1930 4,6 Millionen. Die NSDAP schwoll von 
0,8 Millionen im Jahre 1928 auf 6,4 Millionen im Jahre 1930 an. 

Der Artikel „Hitlers Geldquellen“, in der Prager „periodischen Druckschrift ‚Freiheit‘“ 
von Dr. Emil Strausse am 5. Januar 1928 veröffentlicht, veranlaßte Hitler, gegen Dr. 
Strausse einen Beleidigungsprozeß anzustrengen. Es ging um die finanzielle Unterstüt- 
zung Hitlers vor 1923. Unter anderem behauptete Strausse, daß deutsche Industrielle 
der Tschechoslowakei „ungeheuere Gelder“ Hitler hatten zukommen lassen. Strausse 
stützte sich auch auf die Untersuchungsergebnisse des Bayerischen Landtags, die teil- 
weise in einer Schrift „Hitler und Kahr“ in München veröffentlicht wurden. Hinter der 


18 Heinrichsbauer, a.a.O., $. 14. 

19 Mündliche Mitteilung Frl. Kornhard, Nichte und Nachlaßverwalterin Spenglers, vom Jahre 1952. 
20 Heinrichsbauer, a. a. O., $. 18. 

21 Ebd., $. 28 f. 

22 Vla 98/29, München, den 8. 4. 1929, Pol.-Dir. München, ZAP, DCB. 
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anonymen Veröffentlichung, herausgebracht vom Verlag der sozialdemokratischen Zei- 
tung „Münchner Post“, stand Dr. Wilhelm Högner.”” In einer Zeugenaussage dieses Pro- 
zesses heißt es: „Hitler erhielt von der Deutschen Hansabank A.G. 1924 einen persön- 
lichen Kredit in Höhe von 45.000 Mark. Für die Schuld hatte sich der bekannte Piano- 
fabrikant Bechstein der Bank gegenüber verbürgt. Die Schuld wurde teilweise von Hit- 
ler zurückbezahlt. (... .) Den größten Teil der Schuld zahlte aber Bechstein zurück. Auf 
dem Konto Hitler sind weitere Umsätze als das oben angeführte Darlehen zu 45.000 
Mark nicht erfolgt.“” 

Die NS-Bewegung wuchs im Gleichschritt zur Wirtschaftskrise und Massenarbeitslosig- 
keit an. Ab 1930, besonders nach der Reichstagswahl, wuchs das Interesse an dieser 
neuen Massenbewegung auch im Ausland. Hitlers wachsendes Selbstbewußtsein zeigte 
sich im Frühjahr 1930 durch den Kauf des Barlow-Palais, gerade gegenüber der päpstli- 
chen Nuntiatur, als Sitz der Parteizentrale (Braunes Haus). Nach Aussage von Paul 
Schulz gab der Bergbauverein dazu das Geld, durch seine Vermittlung.” Als Hitler aber 
1931 das Ansinnen stellte, der Bergbau-Verein solle auch einen Teil der Kosten für den 
Umbau übernehmen und sich mit 300.000 Mark an einem von ihm geplanten Schu- 
lungsunternehmen beteiligen, wurde das Ansinnen abgelehnt. 

Dazu bemerkte Heinrichsbauer: Über diese Forderung fand im Sommer 1931 „eine 
Besprechung der führenden Männer der Schwerindustrie“ Albert Vögler, Ernst Brandi 
und Fritz Springorum in Düsseldorf statt. Sie hielten an dem Grundsatz fest, die Par- 
teileitung nicht zu finanzieren, und lehnten Hitlers Wunsch ab.” Nach parteiamtlicher 
Angabe hatte Hitler das Gebäude für eineinhalb Millionen Reichsmark „mit Hilfe 
einer außerordentlichen Parteiumlage“ erworben. Am 1. Januar 1931 bezog die Reichs- 
parteileitung das „Braune Haus“.” Es ist beachtenswert, daß Hitler vor der Septem- 
berwahl das Barlow-Palais erworben hatte, so sicher war er sich offensichtlich eines 
großen Wahlerfolges. In der Partei, besonders bei der Berliner SA, machte diese gewal- 
tige Geldausgabe böses Blut; vor allem der OSAF Ost, Hauptmann a.D. Walter Sten- 
nes, nahm, wie erwähnt, angesichts der Not der arbeitslosen SA-Leute dagegen Stel- 
lung. 

Die Finanzierung des Wahlkampfes von 1930, den die NSDAP mit einem unerhörten 
Aufwand und den modernsten Mitteln durchgefochten hatte, gab Anlaß zu Spekulatio- 
nen über die Herkunft der finanziellen Mittel, besonders angesichts des Erwerbs des 
Barlow-Palais im Juli 1930, also mitten im Wahlkampf. Von verschiedener Seite wurde 
behauptet, ausländisches Geld sei dafür geflossen. Angeblich ließ General von Schlei- 
cher der NSDAP Mittel zukommen. Es wurden exorbitante Summen genannt, die allein 
durch ihre Höhe angesichts der damaligen Geldknappheit und des hohen Devisenstan- 
des der Mark nicht glaubhaft sind. Laut Aussage Arnold Rechbergs förderte Stalin den 
Antisemitismus in Deutschland und die rechtsradikale Bewegung. Er habe dreißig Mil- 
lionen Mark an General Schleicher gegeben zur Unterstützung der NSDAP im Wahl- 
kampf.” 

In einer Denkschrift Arnold Rechbergs vom Mai 1945 heißt es: „Der Kreml hatte 
damals etwa dreißig Millionen Goldmark im Jahr unter den deutschen Nationalisten 
ausgegeben, von denen viele durch die Inflation verarmt und dadurch käuflich gewor- 
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den waren. Andere, ohne bestochen zu sein, hielten ein Bündnis zwischen Deutschland 
und den Westmächten grundsätzlich nicht für patriotisch. Auch einige deutsche Diplo- 
maten von großem Einfluß sind von Moskau gekauft worden und viele Journalisten in 
der deutschen Nationalen Presse. Obgleich ich ein wohlhabender Mann bin, konnte ich 
doch nicht gleiche Summen gegen die Aktion des Kreml ausgeben. Ich habe damals in 
der deutschen und in der internationalen Presse enthüllt, wie die Bolschewiken die deut- 
schen Nationalisten beeinflußt und teilweise bestochen haben, um Deutschland in 
einen neuen Krieg gegen die Westmächte zu treiben.“ 

Vierzig Millionen wurden von anderer Seite genannt.” Die von Rechberg angegebene 
jährliche Summe von dreißig Millionen Goldmark für die genannten Zwecke ist völlig 
unglaubwürdig. Rechberg war entschiedener Verfechter einer Westorientierung des 
Deutschen Reiches, gegen die geheime Zusammenarbeit zwischen Reichswehr und 
Roter Armee seit 1921.” 

Die französische rechtsgerichtete Zeitung „U’Ordre“ veröffentlichte Dokumente des 
geflüchteten sowjetrussischen Botschaftsrates Bessedowski, wonach die NSDAP für die 
Wahlen im September 1930 von Moskau fünf Millionen Mark erhalten habe; das klingt 
immerhin realistisch.” Hitler soll diese Nachricht dementiert haben.” Etwa seit der 
Wende von 1929/30 unterstützte der Stahlindustrielle Fritz Thyssen Hitler, mit einer 
Summe von ungefähr 100.000 Mark. Er wurde mit seinem Buch „I paid Hitler“ eine der 
wichtigsten Quellen für die Behauptung der systematischen Förderung Hitlers durch die 
Schwerindustrie. Thyssen widerrief das Buch bei seinem Entnazifizierungsprozeß. Er 
habe es von einem englischen „Ghostwriter“ fabrizieren lassen und dessen Angaben im 
Buch nicht überprüft. Der Schreiberling hatte Thyssens Mitteilungen aufgebauscht für 
die amerikanische Kriegspropaganda gegen Deutschland.” 

Der gewaltige Wahlerfolg führte zu ernsthaften Verhandlungen führender Männer der 
Industrie mit dem stellvertretenden Reichsorganisationsleiter der NSDAP, Oberleutnant 
a.D. Paul Schulz, enger Freund von Gregor Straßer. Laufende Subventionierung wurde 
zugesagt. Das Geld aber wurde nicht der Parteileitung zur Verfügung gestellt, „sondern 
einer Stelle, zu deren politischer Vernunft und korrekter Geschäftsgebarung man Ver- 
trauen habe und mit der man notfalls ein ernstes Wort sprechen könne. Als solche geeig- 
net erschien der Reichsorganisationsleiter Gregor Straßer, dessen engster Mitarbeiter 
Paul Schulz war. Straßer und Schulz waren Persönlichkeiten, die in seltener Harmonie 
politisch-ethischen Idealismus und einen klaren Blick für die nüchternen Realitäten des 
praktischen Lebens vereinigten. Sie standen daher in ausgesprochenem Gegensatz zu 
den meisten führenden Nationalsozialisten, mit denen (von allem anderen abgesehen) 
eine Diskussion auf geistig höherer Ebene kaum möglich war. 

Straßer wurde von zentraler Bergbauseite ab Frühjahr 1931 ein laufender Monatsbetrag 
von 10.000 Mark zur Verfügung gestellt.“ Für diese Art der Unterstützung war dann 
auch die Überlegung maßgebend, die Gegenspieler von Leuten wie Goebbels, Göring 
usw. zu unterstützen. „Schon damals wurde in ihren Anfängen die von Schulz propa- 
gierte Taktik der Oppositionsstärkung gegen die offizielle Parteileitung verfolgt, die im 
Laufe der Zeit immer klarer vertreten wurde.“ Dies war der einzige Weg, von innen her 
zu versuchen, „die Bewegung in den Bahnen der Vernunft zu halten“. 
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Heinrichsbauer fuhr fort: Man brauchte auch ein Gegengewicht gegen den Kommu- 
nismus, dessen ständige Bürgerkriegsdrohung von Reichskanzler Brüning ernst 
genommen wurde. „Abgesehen von dem Kreis Thyssen - Tengelmann hat keine ein- 
zige verantwortliche Stelle der Ruhrindustrie jemals daran gedacht, die ‚Machtüber- 
nahme‘ durch die Nationalsozialisten allein zu fordern. Man wollte eine Koalitions- 
regierung, aber keine einseitige Parteidiktatur. (. ...) Über Straßer sah man auch die ein- 
zige Möglichkeit der künftigen Zusammenarbeit mit anderen Parteien. (. . .)** Thys- 
sen wurde Parteimitglied, geriet aber wegen der Judenpolitik der Regierung Hitler in 
Konflikt mit ihr und ging ins Ausland. Straßer hatte sich um das Zustandekommen 
der Harzburger Tagung bemüht, „weil er alle Gefahren, die sich aus der ‚alleinigen 
Machtübernahme‘ ergeben würden, mit seltener Klarheit erkannt hatte“ und sie des- 
halb durch Verbindung mit anderen Parteien verhindern wollte. „Der Sinn der Harz- 
burger Tagung war also die Vorbereitung einer gemeinsamen Regierungsbeteiligung 
durch möglichst alle in Frage kommenden Parteien und Organisationen unter Aus- 
schluß des alleinigen Machtanspruchs der NSDAP. Die Harzburger Tagung sollte die 
‚Machtübernahme‘ durch den Nationalsozialismus unmöglich machen, nicht aber sie 
herbeiführen. (.. .) 

Straßer selbst, der ebenso wie Schulz ein Ehrenmann war, hat sich in aller Öffentlich- 
keit, zum Beispiel im „Völkischen Beobachter“ und in Reden, wiederholt auf diese Poli- 
tik festgelegt. Er und seine Gruppe meinten es ehrlich. Beschlüsse unter Beteiligung von 
Schwerindustriellen wurden in Harzburg nicht gefaßt. Die Ruhrindustrie betrachtete kri- 
tisch den wirtschaftspolitischen Einfluß von Dr. Otto Wagener, dem Leiter der wirt- 
schaftspolitischen Abteilung in der Reichsleitung der NSDAP seit Januar 1931 und seit 
September 1932 ‚im Stabe des Führers zur besonderen Verwendung‘ in Berlin.” Deshalb 
begrüßte sie die Aufnahme von Walther Funk, bisherigen Hauptschriftleiter der ‚Berli- 
ner Börsenzeitung‘, als Wirtschaftsfachmann in die Reichsparteileitung durch Vermitt- 
lung von Paul Schulz und Gregor Straßer.“ 

Walter Funk übernahm die Schriftleitung des von Wagener herausgegebenen 
„Wirtschaftspolitischen Pressedienstes“. Wagener stellte zwischen Funk und Hitler 
die persönliche Verbindung her. Auf Anraten Funks bezog Hitler im Hotel Kaiser- 
hof Quartier. Funk hatte für ein erstes Treffen mit Hitler die beiden führenden Män- 
ner des Allianz-Konzerns eingeladen, Generaldirektor Dr. Kurt Schmitt, später Reichs- 
wirtschaftsminister, und August von Finck, Aufsichtsratsvorsitzender. Hitler trug 
ihnen in halbstündiger Rede seine Ansicht vor. Es folgte noch eine kurze Unterhal- 
tung. „Funk begleitete sie hinaus und kam nach fünf Minuten mit der Mitteilung 
zurück, daß der Allianz-Konzern im vorgesehenen Fall fünf Millionen Mark zur Ver- 
fügung stellen werde. Hitler war im Augenblick sprachlos. Funk berichtete noch, daß 
am nächsten Vormittag die Herren des Vorstandes des Kali-Syndikats kommen wür- 
den. Geheimrat Dr. Diehn und Herr Rosterg, und anschließend daran der Großindu- 
strielle Quandt. Als Funk uns verlassen hatte, fragte Hitler, ob ich mit solchen Zahlen 
gerechnet hätte. Als ich bejahte, sagte er: ‚Da erkennt man erst, was die Großwirtschaft 
für eine Macht besitzt. Denn diese Millionen sind Macht. Und wenn sie die Millio- 
nen uns zur Verfügung stellen, dann können sie sie nicht gleichzeitig einer anderen 
Partei oder Organisation zur Verfügung stellen. Also geben sie uns ihre Macht!‘ 
Hitler war den ganzen Abend bester Stimmung, die am anderen Tag weiter be- 
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stärkt wurde, als die Zeichnungsliste am Mittag bereits auf 13 Millionen gestiegen 
war.” 

Der von Funk geleitete „Wirtschaftspolitische Dienst“ wurde vom Bergbau monatlich 
mit mehreren tausend Mark unterstützt.” 

Funk erklärte eidesstattlich am 28. Juni 1945: „Die führenden Persönlichkeiten vom 
Bergbauverein bestärkten mich in dem Entschluß, in die NSDAP einzutreten, um in der 
Partei den privatwirtschaftlichen Kurs durchzusetzen“, gegen die konfusen Ansichten 
von Feder, Wagener, Keppler. „Der Führer selbst betonte in Gesprächen mit mir und 
den Wirtschaftsführern, die ich mit ihm bekannt machte, immer wieder, daß er Feind 
der Staatswirtschaft und der sogenannten Planwirtschaft sei und die Kräfteauslösung im 
freien Konkurrenzkampf zur Erreichung der höchstmöglichen Leistungen für unbedingt 
notwendig halte.“ 

Der Bergbauverein setzte die regelmäßigen Zahlungen an Straßer und Funk fort bis zur 
„Machtübernahme“. Nur in einigen Sonderfällen wurden außerdem zweckgebundene 
Zahlungen geleistet, so für die Errichtung eines Arbeitsdienstlagers und für einen sozi- 
alpolitischen Schulungskurs der NSDAP unter Leitung von August Winnig; insgesamt 
handelte es sich dabei um einen Betrag von höchstens 50.000 Mark. 

Himmler erhielt vor 1933 keinen Pfennig; eine von ihm erbetene Unterstützung wurde 
abgelehnt. Ab 1933 wurden einige Ruhr-Industrielle Mitglieder des Förderkreises der SS. 
Im Flickprozeß wurde ausdrücklich festgestellt, daß es sich dabei „um eine fast aus- 
schließlich gesellschaftliche Einrichtung gehandelt habe, daß keine Subventionierung 
der eigentlichen SS und ihrer Tätigkeit dabei erfolgt ist, daß sie vielmehr in der Haupt- 
sache der Finanzierung kulturpolitischer Arbeiten, zum Beispiel Tibet-Expedition, 
Erforschung der germanischen Vorgeschichte, gedient habe“.” 

Die „Neue Leipziger Zeitung“ vom 12. November 1931 und der „Montag Morgen“ vom 
16. November 1931 erhoben Vorwürfe gegen die Reichsbahnverwaltung wegen „heimli- 
cher Zuwendungen für nationalsozialistische Werbung“. „Nach einer mir gemachten 
Mitteilung, die auf industrielle Kreise zurückgeht, hat der Industrielle Vögler vom Stahl- 
trust der NSDAP im letzten Frühjahr erhebliche Beiträge zugewandt. Auch das Rhei- 
nisch-Westfälische Kohlensyndikat in Essen soll der NSDAP in diesem Frühjahr den 
Betrag von einer Million und vor kurzem einen weiteren Betrag, der annähernd eine 
Million erreicht, zugewandt haben. Ferner soll die Braunkohlen- und Brikettindustrie 
A.G. in Berlin der NSDAP nach der gleichen Quelle namhafte Summen zugewandt 
haben.“ 

Dies teilte der Oberpräsident von Sachsen dem preußischen Innenminister mit. Dieser 
verständigte davon das bayerische Innenministerium in München." Man sieht in die- 
sem amtlichen Schreiben, daß es an genauen Kenntnissen fehlte und die Behörden doch 
weitgehend auf Gerüchte angewiesen waren. 

Paul Schulz hatte ausgezeichnete Beziehungen zur Schwerindustrie aus der Zeit der 
„Schwarzen Reichswehr“. Er stellte sie jetzt für die NSDAP zur Verfügung. Er brachte 
Hitler schon um die Wende 1929/30 die ersten fünfzigtausend Mark und legte sie ihm 
bar auf den Tisch. Dieser wollte ihm zehn Prozent, also fünftausend Mark, zukommen 


36 Hitler aus nächster Nähe, S. 368-374 Gespräch zwischen Hitler und Wagener, Mitte 1931. Der Abschnitt ist überschrie- 
ben: „Hitlers Sorgen um Putschgefahr von rechts und Aufruhr von links. Funk als Verbindungsmann zur Wirtschaft. Ein- 
zug ins Hotel Kaiserhof. Millionen für den Fall eines Bürgerkriegs gezeichnet.“ 

37 Heinrichsbauer, a. a. O., $. 42. 

38 Heinrichsbauer, a. a. O., $. 42 f. 

39 Ebd., S. 43 f. 

40 Schreiben des preußischen Innenministers an den bayerischen Innenminister v. 10. 12. 1931; DCB. 


333 


lassen und schob sie ihm hin. Schulz wies dankend ab. Schulz war auch mit Heinrichs- 
bauer befreundet. Beide waren sich einig, zusammen mit Gregor Straßer Hitler und die 
Reichsparteileitung im mäßigenden Sinne zu beeinflussen. Schulz behauptete auch, alle 
Parteigrößen, einschließlich Hitler, hätten ihr Vermögen in der Schweiz angelegt," ein 
nicht beweisbares Gerücht. 

Zum gleichen Termin, als die Reichsparteileitung das Braune Haus bezog (1. Januar 
1931), trat Ernst Röhm seinen Dienst als Stabschef der SA mit unbegrenzter Vollmacht 
von Hitler an. Als glänzender Organisator baute er nach Überwindung der Anfangs- 
schwierigkeiten die SA rasch zu einer Mammutorganisation aus. Dazu brauchte er viel 
Geld. Auch sein Gegenspieler OSAF-Ost, Walter Stennes, war von der Industrie unter- 
stützt worden. Dieser hatte vom Leiter der AEG finanzielle Unterstützung erhalten.” 
Röhm glückte es, durch seinen Mittelsmann Georg Bell Kontakt zu dem britischen 
Ölmagnaten Sir Henry Deterding herzustellen. Dieser war ein Todfeind der Sowjets, 
weil sie die vom britisch-holländischen Ölkonzern erworbenen Rotschildschen Petro- 
leumbesitzungen in Südrußland „sozialisiert“ hatten, mit anderen Worten, entschädi- 
gungslos enteignet.” 

Deshalb unterstützte Deterding die antikommunistische Bewegung in Deutschland. Er 
schloß einen Vertrag mit der SA-Führung; das Vertragsinstrument wurde in der Schweiz 
deponiert.“ Als Gegenleistung versprach die SA-Führung dem Ölmagnaten nach 
Machtübernahme Bevorzugung von Erdölprodukten der Shell-Gruppe zum Nachteil 
der russischen Interessen.“ 

Graf Schwerin-Krosigk, ab Juni 1932 Reichsfinanzminister, verhandelte als Mitglied des 
Reparationsausschusses im Jahre 1931 - damals im Rang als Ministerialdirektor - auch 
mit Sir Henry Deterding (1866-1939) über Silberankauf. „Aus dem Geschäft wurde 
nichts“, so berichtet er in seinem Werk „Staatsbankrott“, „aber ich lernte den berühmten 
Ölmagnaten kennen, der cholerisch und unverträglich, sich bei einem Gespräch ebenso 
leicht und heftig über die ‚verdammten Amerikaner‘ wie über den ‚bolschewistischen 
Abschaum‘ entrüsten konnte. Der Haß gegen den Bolschewismus führte Sir Henry zu den 
Nationalsozialisten. 1934 kaufte er das Rittergut Dobbin in Mecklenburg und machte dar- 
aus eine Stiftung für den Gauleiter Hildebrandt. Dessen Absicht, sie in eine Stiftung für 
Hitler, als nördliches Gegenstück zu Berchtesgaden, umzuwandeln, ist nicht verwirklicht 
worden. Auf einem anderen seiner Mecklenburger Güter, wo sich Deterding viel aufhielt, 
standen im Wohnzimmer die Bilder von Hitler und Göring im Silberrahmen, mit eigen- 
händiger Unterschrift und einem Dank für die hochherzigen Spenden.“* 

Deterding starb am 4. Februar 1939 in St. Moritz und wurde am 10. Februar 1939 auf 
seinem Gut Dobbin in Mecklenburg beigesetzt. Hitler ehrte ihn mit einem Kranz.” 
Laut einer mündlichen Mitteilung soll das Grab von Sowjetsoldaten aufgebrochen, 
Deterdings Leiche geschändet worden sein. 

Zu den bedeutendsten Einzelförderern der NSDAP, insbesondere der SA, zählte der 
Zigaretten-Konzern Reemtsma in Hamburg. Er war auch ein Hauptgeldgeber für 
Göring, abhängig von dem jüdischen Inhaber des Tabakmonopols, David Schnur, laut 
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mündlicher Mitteilung eines ehemaligen Abwehroffiziers. Dieser machte auch den 
argentinischen Konsul in München, Hermann de Fremery, als finanziellen Gönner Hit- 
lers namhaft.” 

Lewinsohn schloß sein oben zitiertes Buch, 1930 veröffentlicht, mit dem Satz: „Gegen 
die Gefahr, die von Moskau her droht, erscheint dem Kapital keine Versicherungsprä- 
mie zu hoch.“ ” 

Zu diesen „Versicherungsprämien“ gehörten auch die Unterstützungszahlungen an die 
NSDAP. 

Für die Reichstagswahl von 1930 hatte die NSDAP keinen Pfennig von der Schwer- 
industrie erhalten. Erst nach dem großen Wahlerfolg begann die Industrie, sich richtig 
für Hitler zu interessieren. Dagegen waren die anderen bürgerlichen Parteien erheblich 
unterstützt worden. Daß man mit Geld keine Stimmen kaufen kann, dafür war das 
Schicksal der von der Hugenberg-Partei (DNVP) abgesplitterten Treviranus-Gruppe ein 
klassisches Beispiel. Sie wurde als Stütze der Regierung Brüning im Wahlkampf finanzi- 
ell stark gefördert, mit kläglichem Ergebnis.” 

Die finanzielle Unterstützung für Paul Schulz und Gregor Straßer mit monatlich 10.000 
Mark ab 1. April 1931, ebenso die Förderung von Walter Funk, diente deren mäßigen- 
dem Einfluß auf die Reichsparteileitung. Das Geld der Schwerindustrie ging also, im 
großen gesehen, überwiegend gegen die „Nazis“. Der „Stahlhelm“ des Rheinlands und 
Westfalens erhielt in den letzten Jahren vor 1933 laufende monatliche Zuwendungen 
durch den Bergbau in Höhe von einigen tausend Mark, die zweckgebunden waren.” Im 
Frühjahr 1932 erhielt die NSDAP vom Bergbauverein 100.000 Mark für die Reichstags- 
wahl. Gleichzeitig aber bekamen die drei großen bürgerlichen Parteien (DNVP, DVP, 
Zentrum) je 200.000 bis 300.000 Mark (jede Partei). 

Hitler gab, wie Heinrichsbauer schrieb, in sehr seltenen Zusammenkünften (zwei- bis 
dreimal) im kleinsten Kreise von Ruhrindustriellen immer wieder beruhigende Zusiche- 
rungen ab, wie er das schon im Jahre 1928 mit einer Zusatzerklärung zum Programm 
gegeben hatte. Zu dem vielfach falsch ausgelegten Programmpunkt („Wir fordern eine 
unseren nationalen Bedürfnissen angepaßte Bodenreform, Schaffung eines Gesetzes zur 
unentgeltlichen Enteignung von Boden für gemeinnützige Zwecke, Abschaffung des 
Bodenzinses und Verhinderung jeder Bodenspekulation“) ließ er folgende Ergänzung, 
datiert vom 13. April 1928, einfügen: 

„Erklärung. Gegenüber den verlogenen Auslegungen des Punktes 17 des Programms der 
N.S.D.A.P. von seiten unserer Gegner ist folgende Feststellung notwendig. Da die 
N.S.D.A.P. auf dem Boden des Privateigentums steht, ergibt sich von selbst, daß der Pas- 
sus ‚unentgeltliche Enteignung‘ nur auf die Schaffung gesetzlicher Möglichkeiten Bezug 
hat, Boden, der auf unrechtmäßige Weise erworben wurde oder nicht nach den Gesichts- 
punkten des Volkswohls verwaltet wird, zu enteignen. Dies richtet sich in erster Linie 
gegen die jüdischen Spekulationsgesellschaften. München, den 13. April 1928. gez. 
Adolf Hitler.“ 

Trotzdem wurden im politischen Tageskampf die Zweifel an der Einstellung der NSDAP 
zum Privateigentum immer wieder hochgespielt. Bereits bei der Frage der Fürstenent- 
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eignung hatte die Partei im Jahre 1926 durch ihre Ablehnung der Enteignung ihre pro- 
grammatische Bejahung des Privateigentums eindeutig festgelegt. Hitler äußerte einmal 
laut Heinrichsbauer in dem genannten kleinen Kreise, „daß die Lehre des National- 
sozialismus im wesentlichen mit den Grundsätzen der deutschen Monarchie identisch 
sei und darauf hinziele, eine soziale Befriedung und eine stabile Ordnung herbei- 
zuführen“. 

Heinrichsbauer verzeichnete für 1932 wachsendes Mißtrauen beim Ruhrbergbau und 
wachsende Spannungen Gregor Straßers mit Hitler, Göring, Goebbels. „Zur Besänfti- 
gung der Kritik“, so beschrieb er die weitere Entwicklung, schickte die Partei in der 
ersten Jahreshälfte 1932 namhafte Redner ins Ruhrgebiet (Straßer, Göring, Frick usw.). 
Hitler sprach durch Vermittlung von Thyssen im Industrieklub Düsseldorf im Januar 
1932. Vorausgegangen als Redner vor dem Klub waren der Volkswirtschaftler Professor 
Kassel und der sozialistische Wirtschaftspolitiker Max Cohen (Reuß) im Oktober und 
Dezember 1931. 

Nach Hitlers Vortrag fand ein einfaches, kaltes Abendessen für 2,20 Mark statt. Hitler 
nahm daran nicht teil. Im Laufe des Jahres sprachen vor dem Industrieklub noch Göring 
(April), Popitz (Mai), Ulrich von Hassell und Geßler. Nach Beobachtung Heinrichsbau- 
ers hatte Hitlers Rede erst ab der zweiten Hälfte gewirkt. „Jedenfalls spitzte sich das Ver- 
hältnis Hitlers zum Bergbau mehr und mehr zu.“ Im Spätsommer 1932 wurde „im Auf- 
trag führender Kreise des Ruhrbergbaues“ eine ausführliche Darlegung an Hitler gerich- 
tet, „die fast einer Absage gleichkam“. Außerdem gab die Industrie für die Herbstwahl 
kein Geld. 

Der Ruhrbergbau hatte auch die Bücher von Edgar Jung finanziert. Dieser stand Papen 
nahe. Heinrichsbauer fuhr fort: „Im Herbst 1932 schien der Zeitpunkt für die Zer- 
störung der Hitlerschen Basis von innen heraus durch Zerschlagung seines Parteiappa- 
rates gekommen, nachdem letzthin neue Versuche einer Beeinflussung von außen her 
gescheitert waren, wie zum Beispiel die Aktion Stennes (Berlin).“ ® 

Laut Aussage von Paul Leverkuehn (gest. 1960) soll nach der für die NSDAP verlustrei- 
chen November-Reichstagswahl 1932 das Hamburger Bankhaus Warburg der Partei 
zwanzig Millionen Mark gespendet haben. Das Geld ging an Goebbels mit der drin- 
genden Aufforderung, trotz der Wahlniederlage im Kampf um die politische Macht 
nicht nachzulassen, sondern um jeden Preis durchzuhalten.* Walter Schellenberg wußte 
in seinen Erinnerungen zu berichten, Reichskanzler Schleicher habe während seiner 
Kanzlerschaft Hitler rund 42 Millionen Mark zukommen lassen. Auch diese Zahl ist 
nicht glaubhaft, sondern eine maßlose Übertreibung. Angeblich kam das Geld zu 
Schleicher von Stalin. 

Schleicher, die graue Eminenz, wurde schon weiter oben genannt als Finanzier der 
NSDAP seit 1930 aufgrund eines Geheimfonds, den hauptsächlich Moskau genährt 
habe. Schellenberg schrieb seine Erinnerungen in britischer Gefangenschaft, begreifli- 
cherweise den Briten zu Gefallen. Daher erschienen sie zuerst in englischer Sprache, 
London 1956.” 

Oberleutnant a.D. Paul Schulz, engster Freund und Stellvertreter Gregor Straßers als 
Reichsorganisationsleiter, berichtete über ein geheimes Gespräch zwischen Gregor 
Straßer und dem Präsidenten des zionistischen Weltkongresses, um das Dr. Weizmann 
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nachgesucht hatte. Es drehte sich um das Problem der Regelung der Judenfrage in 
Deutschland. Das Gespräch fand ungefähr im Laufe des Jahres 1932 statt, als Gregor 
Straßer auf dem Höhepunkt seines Einflusses stand und als Anwärter für höchste staat- 
liche Ämter galt. 

Nach Erinnerung von Paul Schulz hatte es folgenden Inhalt: Weizmann warnte Straßer 
vor einer pogromistischen Radikalisierung der Haltung der NSDAP gegenüber den 
Juden nach einer Machtübernahme, mit der er in absehbarer Zeit sicher rechnete. Dr. 
Weizmann zeigte Verständnis für das Programm der NSDAP. Den Antisemitismus 
erklärte er vornehmlich durch die Einwanderung von Ostjuden nach 1918 ins Deutsche 
Reich, ihr Verhalten und Benehmen als Ursache des antisemitischen Radikalismus. 
Daher war ihm auch die heftige Ablehnung des Judentums in weiten Kreisen des deut- 
schen Volkes verständlich. Dr. Weizmann trug folgenden Plan für die Behandlung der 
Judenfrage im Deutschen Reich vor: 

Nach der Machtübernahme im Reich werden alle nach 1919 in das Reich eingewander- 
ten Juden unter Zurücklassung eines Teiles ihres im Reich erworbenen Vermögens aus 
dem Reich ausgesiedelt. 

Das Deutsche Reich übernimmt in sein außenpolitisches Programm das Anrecht der 
Juden auf eine Heimstätte in Palästina. Die aus dem Reich auszusiedelnden Juden wer- 
den auf deren Kosten und mit Unterstützung des zionistischen Weltkongresses nach 
Palästina umgesiedelt. Die im Reich seit Jahrhunderten ansässigen deutschen Staatsbür- 
ger jüdischen Glaubens werden von dieser Aktion nicht berührt und behalten unter 
Garantie des Reiches ihre vollen staatsbürgerlichen Rechte. Das Weltjudentum, reprä- 
sentiert durch den jüdischen bzw. zionistischen Weltkongreß, werde diese Regelung 
durch weltweite positive Propaganda für das Reich und seine nationalsozialistischen 
Machthaber honorieren.” 

Der Grundgedanke einer Lösung des Judenproblems im Reich war ursprünglich ent- 
sprechend demjenigen der Straßer-Weizmann-Verhandlungen gewesen: Die nach Kriegs- 
beginn (1. August 1914) eingewanderten Juden, vornehmlich Ostjuden, unter Auslän- 
derrecht zu stellen und „abzuschieben“ und die eingesessenen Juden unangetastet als 
gleichberechtigte Staatsbürger zu lassen. 

Nach Hitlers Regierungsantritt und dem Ausscheiden Gregor Straßers aus der 
Parteiführung setzte sich jedoch sofort die radikale Gruppe Hitler, Goebbels, Himmler, 
Heydrich und Frick durch und betrieb die Entfernung aller Juden aus dem Reich. In 
dem Haavara-Abkommen lebte der Straßer-Weizmann-Plan teilweise weiter.” 

Gregor Straßers Rücktritt aus der Parteiführung wirkte sich gerade hinsichtlich des 
Judenproblems am verhängnisvollsten aus. 

Auch der führende schwedische Bankier Wallenberg kam im Zusammenhang mit Hitler 
ins Zeitungsgerede: „Der schwedische Bankier mit dem jüdischen Namen. Von dem Hit- 
ler zum ersten Mal hörte“, schrieb die „Vossische Zeitung“ am 14. Januar. Hitler erklärt, 
er habe zum ersten Mal aus der Zeitung jetzt von ihm gehört. Am folgenden Tag brach- 
te das Blatt: „Wallenberg dementiert“, alle Gerüchte, den Nationalsozialisten eine Anlei- 
he gewährt zu haben.“ 

Laut Otto Straßer soll die NSDAP Ende 1932 etwa zwölf Millionen Mark Schulden 
gehabt haben: „Hitler bemüht sich wieder einmal, in die Regierung zu kommen. Die 
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treibenden Ursachen sind sehr real: Die Partei hat große Schulden. Otto Straßer hat sie 
auf zwölf Millionen Mark beziffert. Und wenn es nur zehn Millionen Mark sind, die 
nicht die Münchner Zentralstelle, sondern die einzelnen Gaue und Ortsgruppen 
Druckern, Schneidern, Schuhmachern, Hausbesitzern für die Miete Brauner Häuser, 
Papierlieferanten usw. schulden - die Last ist drückend genug; so drückend, daß der Par- 
teiapparat nicht mehr lange zu halten sein wird, wenn nicht Entlastung kommt“ schrieb 
die CVZ zu Jahresbeginn 1933.‘ 

Die Regierung Pfalz berichtete am 26. Oktober 1932 über die leeren Kassen der NSDAP, 
die in einem neuen harten Wahlkampf stand (Reichstagswahl November 1932).* 
Unter dem Titel „Prinz Ysenburg außer Verfolgung. Industrie-Gelder für die National- 
sozialisten“ berichtete die „Vossische Zeitung“ am 18. Januar 1933.“ Das Verfahren 
gegen den Oberstleutnant a.D. Prinz Ysenburg und Rechtsanwalt Kienitz wegen Devi- 
senvergehens wurde eingestellt, „weil der Einwand der Beschuldigten, aus politischen 
Motiven gehandelt zu haben, als nicht widerlegbar angesehen wurde“. Anläßlich der 
Verhaftung der Genannten im Juli 1932 hatte die Zeitung darauf hingewiesen, „daß es 
sich bei den verschobenen 250.000 Mark um Gelder handelte, die Prinz Ysenburg in 
Kreisen der deutschen Schwerindustrie für die Juli-Reichstagswahl zugunsten der Natio- 
nalsozialisten gesammelt habe. Das Geld war nach Frankreich gebracht worden und von 
dort über den Credit Alsace et Lorraine in Saarbrücken bei der dortigen Reichsbank- 
stelle überwiesen worden. 90.000 Mark wurden beschlagnahmt“. 

Zusammenfassend stellte Heinrichsbauer fest: „Die Bergbaugelder, die in den Jahren 
1930 bis Anfang 1933 an die NSDAP gezahlt worden sind, haben einschließlich der an 
Straßer und Funk geleisteten Beträge insgesamt die Summe von 500.000 bis 600.000 
Mark kaum überschritten. Nach der ‚Machtübernahme‘ sind von zentraler Bergbaustel- 
le keine Beträge für Parteizwecke mehr gezahlt worden. Eine Ausnahme machte ledig- 
lich die Zahlung zu dem Wahlfonds im März 1933, zu dem die gesamte deutsche Indu- 
strie beitragen mußte. Von der deutschen Industrie sind damals drei Millionen Mark 
aufgebracht worden, ein Beitrag, der aber nicht allein der NSDAP zugute kam, sondern 
ausdrücklich für die damalige Koalition bestimmt war.“ 

Außerdem wurden zu dieser Wahl von zentraler Bergbaustelle „sehr erhebliche“, weit 
über die sonstige Norm hinausgehende Beiträge an den damaligen „Wahlblock Schwarz- 
Weiß-Rot“ geleistet. Das Kohlensyndikat hat weder vor noch nach der Machtübernah- 
me die oft behauptete Tonnenumlage für die NSDAP gemacht. „Vor 1933 sind keiner- 
lei Zahlungen an die Partei erfolgt. Nach 1933 hat das Syndikat Gelder für eigentliche 
Parteizwecke ebenfalls nicht gegeben.“ Nur für Winterhilfswerk und Adolf-Hitler-Spen- 
de wurden Beträge „aus eigenen Mitteln im üblichen Rahmen“ abgeführt. 

Daneben war es Durchgangsstelle - Bankier - für die Beiträge, welche die Mitglieds- 
zeichner des Syndikats einzeln zur Adolf-Hitler-Spende und zum Winterhilfswerk zu 
leisten hatten. Die zentrale Überweisung erfolgte lediglich, um zu verhindern, daß die 
einzelnen Syndikatszechen von den vier Gauleitern des niederrheinisch-westfälischen 
Steinkohlenbezirks und des Aachener Reviers gegeneinander ausgespielt und zu unan- 
gemessen hohen Leistungen veranlaßt wurden. Diese Zahlungen für die Mitglieds- 
zechen wurden nicht zu Lasten des RWKS vorgenommen.“ 
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Die Zechen der Gauhauptstadt Essen haben vor 1933 verschiedentlich Beträge für Son- 
derzwecke (z. B. „Nationalzeitung“, Wahlen) entrichtet, die aber insgesamt den Betrag 
von 50.000 bis 60.000 Mark nicht überschritten haben dürften. Nach 1933 haben im 
Bezirk Essen schwerindustrielle Werke regelmäßige Beträge für die Hitler-Jugend 
bezahlt. Der Zentrumsabgeordnete Dr. Lammers sagte im Flick-Prozeß aus, alle Partei- 
en hätten Zuwendungen bekommen. Flick gab in seinem Prozeß am 6. August 1947 
bekannt, die sozialdemokratische Partei habe einmal die doppelte Summe von dem 
erhalten, was der NSDAP zugeflossen war. 

Krupp leistete vor 1933 überhaupt keine Zahlungen an die NSDAP, von 1933 bis 1944 
jährlich rund 20.000 Mark.“ 1931/32 leistete der Verband Arbeit Nord-West durch sei- 
nen damaligen Geschäftsführer Ludwig Grauert einen Betrag von insgesamt 200.000 
Mark für Parteizwecke. Rund 100.000 Mark wurden als Darlehen für den Ausbau der 
Essener „Nationalzeitung“ gewährt und ein Betrag in derselben Höhe für die Wahl im 
Frühjahr 1932. 

Die Zahlungen von privater Seite an die NSDAP sind nicht erfaßt. Thyssen gab angeb- 
lich eine Million.” Die wirklich entscheidende Unterstützung kam von den wöchentli- 


| chen regelmäßigen Beiträgen der Arbeiter und Bauern, von den Eintrittsgeldern der | 
| Massenversammlungen, von denen sich die Angehörigen der oberen Schichten „in ver- 


dächtiger Weise“ fernhielten. „Die einzige Klasse, die endgültig unüberzeugt bleibt und N 
nicht gewillt ist, die neue nicht wirtschaftliche soziale Herrschaft anstelle der wirtschaft- 
lich festgelegten Position zu setzen, ist die Klasse der Unternehmer und Industriellen.“ * 
Dr. Hjalmar Schacht, seit 17. März 1933 Reichsbankpräsident, war Treuhänder der von 
der Großindustrie zur Verfügung gestellten Mittel für die Finanzierung der Reichstags- 
wahl vom 5. März 1933. Außer ihm war für den Fall, daß ihm etwas zustoßen sollte, 
Rudolf Heß über das entsprechende Konto beim Bankhaus Delbrück, Schickler und 
Co., Berlin, verfügungsberechtigt. Die Millionenbeträge flossen der Partei über Rudolf 
Heß in der Zeit vom 24. Februar bis 4. April zu. 

Heinrichsbauer traf hinsichtlich der Zusammenhänge Schwerindustrie und Politik die 
Feststellung: „Aber das eine muß zum Ausdruck gebracht werden (. . .): Ohne die Kom- 
munistische Partei Deutschlands und ihre Taktik hätte es in Deutschland niemals eine 
Herrschaft der NSDAP geben können.““ Der Kurs und die Strategie und Taktik der 
KPD aber wurden von ihrer Geburtsstunde an, am 30. Dezember 1918, mit Radek als 
Geburtshelfer, eindeutig von Moskau aus bestimmt. Ernst Thälmann wurde von Stalin 
als sein Vertrauensmann zum Vorsitzenden der KPD ernannt. 

Abschließend schrieb Heinrichsbauer: „Mit das stärkste Argument ist jedoch die Tatsa- 
che, daß in den Nürnberger Industrieprozessen die Krupp-Angeklagten von der 
Anschuldigung einer Förderung des Nationalsozialismus zur Erreichung der ‚Macht- 
übernahme‘ und der Teilnahme an der Vorbereitung von Angriffskriegen durch 
Zwischenurteil freigesprochen worden sind, nachdem schon in dem vorhergehenden 
Flick-Prozeß diese beiden Anschuldigungen praktisch keine Rolle gespielt hatten.“ ” 
Diese Feststellungen Heinrichsbauers werden von dem amerikanischen Wirtschafts- 
historiker Henry A. Turner jr. vollauf bestätigt; er faßt das Ergebnis seiner langjährigen 
Forschungen wie folgt zusammen: 
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1. Kapitalisten, Nazis und Schuld” 


Wenn die Rolle des Großkapitals bei der Auflösung der Republik übertrieben worden 
ist, so gilt das noch mehr für seine Rolle beim Aufstieg Hitlers. Während ein bedeuten- 
der Teil der Geschäfts-Gemeinschaft materiell - wenn auch nicht ganz freiwillig - zur 
Festigung des Hitler-Regimes nach seiner Ernennung zum Kanzler beitrug, hatten er 
und seine Partei vorher relativ geringe Unterstützung von jener Seite empfangen. Das 
frühe Wachstum der NSDAP vollzog sich ohne nennenswerte Hilfe von seiten der 
Großunternehmer. ($. 341) 

Hitlers Berufung zur Kanzlerschaft kam gerade, als die Beziehungen zwischen seiner 
Bewegung und der großen Geschäftswelt den tiefsten Punkt seit den gewonnenen Wah- 
len von 1930 erreicht hatten. (S. 345) 

Vor allen Dingen existierten die vielen Millionen Mark Beiträge (. . .) nur in der Phan- 
tasie gewisser zeitgenössischer Beobachter und später von einigen Geschichtsschreibern. 
(S. 346) 

Die Nazis selbst, nicht Deutschlands Kapitalisten, sorgten für die entscheidende Finan- 
zierung von Hitlers Aufstieg zur Macht. (S. 34) 


2. Mythen, vorgefaßte Meinungen und Mißbrauch der Geschichte 


Gemäß einer der hartnäckigsten Auslegungsschulen waren die deutschen Kapitalisten 
nicht nur in den Aufstieg des Nazismus verwickelt, sondern spielten die entscheidende 
Rolle bei seinem Zustandekommen. Die meisten Veröffentlichungen, die die Entste- 
hung des Nazismus in Ausdrücken des Kapitalismus erklären, haben keine Schwierig- 
keit, sich auf Beweis zu stützen. Sie nehmen als ihren Ausgangspunkt eine verkleinerte 
Voraussetzung, die die Notwendigkeit für eine argumentierte und genau dokumentierte 


71 Henry A. Turner jr.: German Big Business and the Rise of Hitler, New York 1985, schließt seine ebenso umfangreiche wie 
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1. Capitalists, Nazis and Guilt”' 


If the role of big business in the disintegration of the Republic has been exaggerated, such is even more true of ist role 
in the rise of Hitler. While a significant part of the business community contributed materially - if less than wholy 
voluntarily - to the consolidation of Hitler’s regime after he had become chancellor, he and his party had previously 
received relatively little support from that quarter. The early growth of the NSDAP took place without any significant 
aid from the circles of large-scale enterprise. (S. 341) 

Hitler’s appointment to the chancellorship came just when relations between his movement and the business commu- 
nity had reached the lowest point since the NSDAP election gains of 1930. (. . .) ($. 345) 

First of all, the multi-million mark contributions from big business (. . .) existed only in the imaginations of certain con- 
temporary observers, and later of some writers of history. ($. 346) 

The Nazis themselves, not Germany’s capitalists, provided the decisive financing for Hitler’s rise to power. ($. 347) 


2. Myths, Preconceptions, and the Misuse of History 


According to one of the most persistent schools of interpretation, Germany’s capitalists were not merely implicated in 
Nazism’s rise but indeed played the decisive role in bringing it about. ($. 351) 

Most publications that explain the rise of Nazism in terms of capitalism have no need to rely heavily on evidence. They 
take as their point of departure a reductive assumption that obviates the necessity for a tightly argued and closely docu- 
mented analysis of the causes of events: the primacy of economics. ($. 354) 

A primacy of politics, not a primacy of economics, marked the realities of the late Weimar Germany. Among those who 
understood this was Adolf Hitler. One of the reasons for Hitler’s success lay in his recognition of the primacy of politics 
and his astuteness in acting on that principle. (S. 356) 
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Analyse der Ursachen der Ereignisse einleuchtend macht: den Primat der Wirtschaft. 
(S. 354) 

Ein Primat der Politik, nicht ein Primat der Wirtschaft, kennzeichnete die Wirklichkei- 
ten des späten Weimar-Deutschlands. Unter denen, die das begriffen, war Adolf Hitler. 
Einer der Gründe für Hitlers Erfolg lag in seiner Erkenntnis des Primats der Politik und 
in seinem Scharfsinn, gemäß diesem Grundsatz zu handeln. (S. 356) 


Die beiden wirtschaftspolitischen Berater Hitlers, Otto Wagener als Leiter der wirt- 
schaftspolitischen Abteilung der Reichsleitung seit Januar 1931 und Wilhelm Keppler 
seit Herbst 1931, bemühten sich beide unabhängig voneinander, einen Kreis finanz- 
kräftiger Gönner für Hitler zu sammeln. Keppler - Kodak-Fabrik in Eberbach, selbst 
Unternehmer seit 1921 (amerikanisches Kapital) - hatte damit mehr Erfolg als Wagener. 
Auf Wunsch Hitlers zog Keppler auch Schacht zur Beratung heran, der 1930 seinen 
Posten als Reichsbankpräsident aufgegeben hatte. Keppler verlegte, ebenfalls auf Veran- 
lassung Hitlers, seinen Wohnsitz im Frühjahr 1932 nach München. 

Er schuf dann durch seine Beziehungen den nach ihm benannten Freundeskreis führen- 
der Männer aus der Industrie und Bankwelt. Dazu gehörten Dr. Albert Vögler, Auf- 
sichtsratsvorsitzender der Vereinigten Stahlwerke - in beschränktem Maße -, aus Ham- 
burg Emil Helfferich, der Bruder des 1924 tödlich verunglückten Finanzministers, der 
spätere Hamburger Bürgermeister Grothmann, Senator Mitthoeft der Firma Arnold 
Otto Mayer und der Aufsichtsratsvorsitzende des Norddeutschen Lloyd, Lindemann. 
„Helfferich, Lindemann, Mitthoeft traten dem Kreis bei, und auch Grothmann war häu- 
fig Gast.“ 

In Hannover gewann Keppler Ewald Hecker, den „maßgebenden Leiter der Ilseder 
Hütte“. In Kassel überredete er den Kali-Industriellen August Rosterg und dessen Auf- 
sichtsratsvorsitzenden Rechtsanwalt Dr. Heinrich Schmidt zum Beitritt, ferner den Vor- 
stand der Firma Oetker, Dr. Kasselowski. In Berlin schlossen sich dank seiner Bemühun- 
gen dem Kreis an: der Vorstand der Commerzbank, Fritz Reinhardt, sein Vetter Dr. Dr. 
Hans Otto Meyer, Vorstand der Dresdner Bank, und Otto Steinbrinck, der berühmteste 
U-Boot-Fahrer des Ersten Weltkriegs, „die rechte Hand“ des Großindustriellen Dr. Fried- 
rich Flick. 

Flick hatte sein Aktienpaket an den Vereinigten Stahlwerken in der Wirtschaftskrise an 
das Reich verkauft. Keppler sagte ihm, daß die NSDAP solche Käufe und Verkäufe 
großer Aktienpakete nicht liebe. Flick antwortete ihm, er werde keinen derartigen Akti- 
enpakethandel mehr treiben, ohne seine Zustimmung erhalten zu haben. Dr. Flick hat 
diese Zusage treu gehalten. Keppler schildert weiter seinen Freundeskreis: „Besonders 
erwähnen muß ich noch den Kölner Privatbankier Kurt Freiherr von Schröder. (. . .) Als 
ich diesen Kreis geworben hatte, hat Hitler diese Herren am 18. Mai 1932 im Kaiserhof 
empfangen und in einer kurzen Ansprache begrüßt. Er schilderte, was er von den Wirt- 
schaftsführern später verlangen würde, wobei er besonders den Grundsatz ‚Gemeinnutz 
geht vor Eigennutz‘ betonte und was er ihnen später bieten würde. Er sei überzeugt, daß 
die großen Organisationen, wie Parteien und Gewerkschaften, die nur bremsend und 
spaltend das Wirtschaftsleben beeinflußten, wohl bald verschwinden würden, wenn er 
an die Macht gelangt sei. Die Herren standen diesen Ausführungen sehr sympathisch 
gegenüber, hatten aber große Zweifel, ob in kurzer Zeit eine solche Gestaltung durch- 
geführt werden könne. (. . .) Dieser Freundeskreis hielt auf die Dauer bis zur Kapitula- 
tion treu zusammen.“ 

Im Laufe der Zeit wurden noch einige Mitglieder aufgenommen. „Aber Herren, die 
ihren Eintritt durch große Zahlungen bis zu einer Million Mark erkaufen wollten, fan- 
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den keine Berücksichtigung.“ Zu den später Beigetretenen zählten August Bingel als 
Nachfolger des verstorbenen Karl Friedrich von Siemens, Vorsitzer des Vorstands von 
Siemens-Schuckert, Hans Walz, der spätere Nachfolger von Robert Bosch, und der 
frühere Ministerialdirektor des Finanzministeriums, Olscher. 
Der Freundeskreis wurde niemals mehr geschlossen von Hitler empfangen. Keppler 
führte jedoch zahlreiche Einzelbesprechungen und erhielt wertvollen Rat und Auskunft. 
1933 ließ Hitler den Angehörigen des Kreises Einladungen für den Reichsparteitag 
zukommen, auch für die folgenden Parteitage und die Feier des 9. November ohne jeg- 
liche Anregung von seiten Kepplers. „Etwa ab 1937 fand monatlich eine Zusammen- 
kunft im Haus der Flieger in Berlin statt für jene Herren, die sich dafür freimachen 
konnten. Keines der Mitglieder hat die Zugehörigkeit zu diesem Kreis für persönliche 
Zwecke ausgenützt. Ich muß vielmehr besonders anerkennen, daß diese Mitglieder des 
Kreises staatliche Unterstützungen und Garantien, die normalerweise bei risikoreichen 
Unternehmungen gewährt wurden, ihrerseits ablehnten, obgleich sie sich für derartige 
Aufgaben weitgehend zur Verfügung stellten.“ ” 
Der ehemalige Reichskanzler Heinrich Brüning wies mehrfach darauf hin, daß Hitler 
seit 1923 vom Ausland und von jüdischen Bankhäusern finanzielle Unterstützung erhal- 
ten habe, aus verschiedenerlei Gründen. In seinem Brief an Dr. Pechel schrieb er: „Einer 
der Hauptfaktoren bei Hitlers Aufstieg (. . .) war die Tatsache, daß er große Geldsum- 
men von fremden Ländern und später empfing und gut für die Sabotage des passiven 
Widerstandes im Ruhrgebiet bezahlt wurde. In späteren Jahren wurde er bezahlt, um 
Unruhe hervorzurufen und revolutionäre Tendenzen in Deutschland zu ermutigen, von 
Männern, die sich einbildeten, daß dies Deutschland ständig schwächen könne und das 
Bestehenbleiben irgendeiner verfassungsmäßigen zentralen Regierung unmöglich 
machen würde. (... .)” 
Brünings Feststellung wurde von kommunistischer Seite bestätigt. Laut Braunthal erklär- 
te Hitler am 23. März 1933, er wolle freundliche Beziehungen zur Sowjetunion pflegen. 
Anfang Mai 1933 empfing der Reichskanzler den sowjetrussischen Botschafter Chint- 
schuk. Eine Woche später wurden der Berliner Vertrag, der Nichtangriffspakt und das 
Schiedsgericht erneuert. „Die Sowjetregierung war die erste Regierung der Welt gewesen, 
die mit Hitler einen Vertrag geschlossen hatte. Die Kommunisten waren bestürzt.“” 
In seinen Memoiren verwies Brüning noch auf eine weitere Geldquelle: „Der deutsch- 
nationale Handlungsgehilfenverband tat noch ein übriges“, schrieb er. „Er hatte durch 
seine Versicherungsunternehmungen zuerst den Stahlhelm und später die NSDAP, was 
ich nicht sofort erfuhr, finanziell gerettet.“ ” 
Die Regierung Hitler hätte nach Brünings Ansicht schon im gleichen Jahre ihres Amts- 
antritts scheitern müssen, infolge Devisenmangels, wenn ihr nicht drei unvorhergesehe- 
ne Faktoren zu Hilfe gekommen wären: 
1./Die Abwertung des Dollars durch die Regierung Roosevelt im Jahre 1933 verringerte 
den Zinsendienst an ausländischer Währung und verminderte zu vierzig Prozent die 
gewaltige Verschuldung der Städte und der Industrie, besonders der Schwerindustrie, 
Amerika gegenüber. 
2. Das deutsch-britische Zahlungsabkommen von 1934, nach der blutigen Entmachtung 
der SA, stabilisierte großenteils Hitlers Macht. 


72 Persönliche Aufzeichnungen von Wilhelm Keppler. Maschinenschriftlich. AFW. 

73 Heinrich Brüning: Ein Brief, in „Deutsche Rundschau“, hrsg. von Rudolf Pechel, Juli 1947, $. 1-23. 
74 Julius Braunthal: Geschichte der Internationale, Bd. 2, Berlin 1974, S. 415. 

75 Heinrich Brüning: Memoiren, Stuttgart 1970, S. 675 f. 


342 


3. Sowjetrußland bezahlte weiter die vierteljährlichen Raten für das Abkommen über 
die Lieferungen der deutschen Maschinenindustrie, das zu Brünings Regierungszeit 
abgeschlossen worden war für eine Laufzeit von 54 Monaten mit einer Gesamthöhe 
von 1,5 bis zwei Milliarden Mark, in ausländischer Währung, Gold und Rüstungs- 
material. 

Diese drei Faktoren waren nach Brünings Meinung ausschlaggebend für die Festigung 

des Hitlerregimes.“ 

Brüning hatte 1948 an die Herausgeber von „Life“ unter anderem geschrieben: „(. . .) 

Ich wünsche auch heute nicht zu enthüllen, daß ab Oktober 1928 die beiden wichtig- 

sten regelmäßigen Finanziers der NSDAP die Generalmanager zweier der größten Ber- 

liner Banken waren, beide jüdischen Glaubens und einer von ihnen der Führer der Zio- 
nisten in Deutschland.“ 

Letzterer war damals Max Warburg. Nach Schätzungen aus dem Jahre 1948 sollen 200 

Millionen Reichsmark aus derartigen Quellen geflossen sein. Brüning glaubte, das sei 

geschehen, um revolutionäre Tendenzen zur Destabilisierung der Weimarer Republik zu 

unterstützen, um den Boden für eine Räterepublik zu bereiten. Der wirkliche Grund, 
mit Warburgschen Millionen einen Antisemiten zu inthronisieren, war wohl, jüdische 

Kreise zu verunsichern und dem zionistischen Ziel, nach Palästina auszuwandern, 

geneigter zu machen. Da der Nationalsozialismus sich jedoch etablierte, blieb als Kon- 

sequenz nur der Krieg gegen Deutschland übrig.” 

David Irving bestätigte diese Mitteilung mit genauer Quellenangabe: Brünings Manu- 

skript von 1943 befindet sich in der Dorothy-Thompson-Sammlung der George Arents 

Research Library, Syracuse University, N. Y. Sein Brief vom 7. Februar 1948 an Daniel 

Longwell, den Herausgeber von „Life“, befindet sich in den Longwell-Papieren der But- 

ler Library, Columbia University, New York.” 

Dem Brüning-Manuskript entnahm Irving auch eine Angabe über das jüdische Ban- 

kenmonopol in Deutschland. Der Reichskanzler Brüning „konnte in Deutschland nur 

eine Bank entdecken, die nicht von Juden beherrscht wurde“. Die diesbezügliche Regie- 
rungsuntersuchung und ihre Ergebnisse ließ Brüning, „aus Furcht, judenfeindliche 

Gewalttaten hervorzurufen“, geheimhalten.” Ein typisches Darlehen für die Regierung 

war dasjenige, zusammengestellt von den Banken Lazard-Speyer-Elissen; E. Heimann; 

Lincoln, Menny, Oppenheimer; L. Behrens & Söhne; M. M. Warburg & Co.; Veit L. 

Homburger; Salomon Oppenheimer Jr. & Co.; J. Dreyfuß & Co.; A. Levy (Hoover- 

Institution Akten). 

Hans Pfeifer hat in seinem 1981 in Zürich veröffentlichten Buch „Brüder des Schattens. 

Versuch einer Hintergrundanalyse zur Weltpolitik“ Einzelheiten über die Finanzierung 

der Hitlerbewegung durch die jüdisch-amerikanische Hochfinanz gebracht. Er berief 

sich dabei auf James Warburg: „Drie Gesprekken met Hitler door Sidney Warburg“, 

J. G. Schoup, Amsterdam 1933. 

Demnach hatte James Warburg ein erstes Treffen mit Hitler im Jahre 1929 in München. 

Sie einigten sich auf zehn Millionen Dollar, „zu hinterlegen bei den Bankiers Mendels- 

sohn & Co. in Amsterdam“. Dieses Bankhaus hatte zehn Schecks über je eine Million 

Dollar auf zehn deutsche Städte verteilt auszustellen und auf zehn verschiedene Namen 
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zu indossieren. In Gegenwart von James P. Warburg wurden die Schecks in Amsterdam 
dem Beauftragten Hitlers, von der Heydt, übergeben.” 1931 fand die zweite Unterre- 
dung mit Hitler statt. Da soll Hitler 200 Millionen Mark gefordert haben, „und nach- 
dem New York sich weigerte, begnügte er sich mit 15 Millionen Dollar. Die Auszahlung 
erfolgte mit fünf Millionen bei Mendelssohn & Co., mit weiteren fünf Millionen bei 
der Rotterdamsche Bankenvereeniging und mit den restlichen fünf Millionen bei der 
Banca Italiana in Rom. In Rotterdam war unter anderen Gregor Straßer bei der Geld- 
übergabe zugegen, und in Rom erhielt Hermann Göring das Geld. 

Noch ein drittes Mal traf sich Warburg mit Hitler, diesmal 1933 kurz nach dem Reichs- 
tagsbrand. Anstatt der geforderten hundert Millionen Mark wurden sieben Millionen 
Dollar ausgezahlt: fünf Millionen bei der Banca Italiana, und zwei Millionen zahlte die 
Rehania AG, Düsseldorf, Filiale der Royal Dutch, in fünfzehn gleichwertigen Schecks 
auf den Namen Goebbels.“ 

Der sozialdemokratische Ministerpräsident Preußens, Otto Braun, hatte Dr. Wilhelm 
Abegg, Staatssekretär im Preußischen Innenministerium, mit der Ermittlung der Geld- 
quellen Hitlers aus dem Ausland beauftragt. Dieser hatte - laut Pfeifer - „Hitlers Pri- 
vatarchiv“ entdeckt mit den Unterlagen der Banküberweisungen in den Jahren 1929 und 
1931. Abegg hatte demnach seine Ermittlungsergebnisse auch dem Reichskanzler Schlei- 
cher mitgeteilt. Gregor Straßer hatte, so Abegg weiter, im Einverständnis mit Hitler 
Finanzgespräche mit einem Amerikaner zur Abdeckung des Parteidefizits geführt. 
„Diese Finanzierungsangelegenheit sei einer der Gründe seiner Trennung von Hitler 
gewesen.“ Mitwisser der Finanzierung Hitlers „durch die Hochfinanz und die Ölmul- 
tis“ waren Straßer, Göring, Goebbels und der oberste Parteirichter Major a.D. Walter 
Buch.“ 

Der amerikanische Journalist Gary Allen bestätigte diese Finanzierung Hitlers:” „Die 
Finanzierung von Adolf Hitlers Aufstieg zur Macht wurde durch die von Warburg kon- 
trollierte Mendelssohn-Bank in Amsterdam und später durch die Henry-Schröder-Bank 
mit Zweigstellen in Frankfurt, London und New York gehandhabt. Oberster Rechtsbe- 
rater der letztgenannten Bank war die Firma von Sullivan und Cromwell, zu deren 
Hauptteilhabern John Foster Dulles und Allan Dulles gehörten.“ * 

Hitler erhielt nach diesen Angaben vom internationalen jüdischen Kapital 32 Millionen 
Dollar. Nach dem damaligen Devisenstand wurden für den Dollar 4,20 Reichsmark 
bezahlt. Demnach ist die Hitlerbewegung vom internationalen jüdischen Leihkapital ab 
1929 bis Anfang 1933 mit insgesamt 134,20 Millionen Reichsmark finanziert worden. 
Hitlers persönliche bohemienhafte Einstellung zum Geld und zu Finanzproblemen 
beleuchtet eine von Paul Schulz, dem Stellvertreter des Reichsorganisationsleiters Gre- 
gor Straßer, überlieferte Äußerung. Während Gregor Straßer „den Gauleitern Sparsam- 
keit befahl, erklärte Hitler in der gleichen Gauleitertagung: ‚Macht Schulden, soviel ihr 
wollt, der liebe Gott bezahlt’s.‘“ ” 
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Über Hitlers private Einnahmen aus seinem Buch „Mein Kampf“ wußte die „Vossische 
Zeitung“ in ihrer Morgenausgabe Nr. 501 vom 20. Oktober 1933 zu berichten: „Reichs- 
kanzler Hitlers Bucherfolg: 1,2 Millionen Exemplare verkauft.“ Für die Zeit vor 1933 
führte die Zeitung folgende Zahlen an: 1925 bis 1929: Auflage von 23.000, 1930: 
62.000, 1931: 52.000, 1932: 80.000. Eine Woche vorher brachte die Zeitung die Nach- 
richt (Morgenausgabe vom 14. Oktober 1933), daß Hitlers Buch auf Englisch erschie- 
nen sei. 

Reichsfinanzminister Graf Schwerin-Krosigk berichtete ausführlich über dieses Thema 
in seinem Buch „Staatsbankrott“. Dort schrieb er unter „Einstellung Hitlers zu finanzi- 
ellen Fragen“ wörtlich:* 

„Bei den ersten Vorträgen, die ich Hitler in Etatsangelegenheiten zu halten hatte, stieß 
ich auf eine merkwürdige Befangenheit. Sie stammte wohl daher, daß er mich noch 
nicht kannte und allen finanziellen Fragen eine ausgesprochene Abneigung entgegen- 
brachte. Er nannte mich ‚Herr Reichsminister‘ und ist dabei bis 1945 geblieben. Seine 
Unsicherheit verbarg er hinter langen Monologen, durch die er den Augenblick, in dem 
über unangenehme Dinge gesprochen werden mußte, möglichst weit hinausschob. 
Anfänglich zeigte er noch ein gewisses Verständnis dafür, daß man mit öffentlichen Gel- 
dern sparsam umgehen müsse. Aber er sagte mir auch sehr bald, es sei zwar meine 
Pflicht, Warnungen zu äußern, doch werde er seine Pläne nie aus Mangel an Geld schei- 
tern lassen; auch sein Schatzmeister Schwarz habe in den Jahren des Kampfes um die 
Macht immer gesagt, es sei kein Geld mehr da, er, Hitler, habe sich nicht darum geküm- 
mert und schließlich sei stets genug Geld dagewesen. Als ich versuchte, ihm den Unter- 
schied zwischen Schatzmeister der Partei und dem Reichsfinanzminister in ihrer Stel- 
lung und Funktion klarzumachen, ging er nicht darauf ein, aber unterbrach mich wenig- 
stens nicht. Als es ihm später immer unangenehmer wurde, sich von Warnern unbe- 
queme Wahrheiten sagen zu lassen, ließ er sie nicht mehr vor oder ließ sie nicht zu 
Worte kommen. 

Als ich ihm zum ersten Mal in der neuen Reichskanzlei über Etatsfragen vorzutragen 
hatte, war er mit den Entwürfen für den Ausbau von Berlin beschäftigt. Er zeigte mir - 
immer mehr in Begeisterung geratend -, wie großzügig die Stadt einmal von den 
Hohenzollern angelegt worden sei, wie spätere Geschlechter die Straßen verengt und die 
Stadt verbaut hätten und wie er nun die ursprüngliche Anlage wiederaufnehmen und 
das Verkehrsproblem durch Achsen und konzentrische Ringe, mit den Monumental- 
bauten als Mittelpunkt, noch im letzten möglichen Augenblick lösen werde. Er las mir 
die Einwände an den Augen ab und suchte sie zu widerlegen, ehe ich sie vorbrachte. Es 
sei noch immer sparsamer und zweckmäßiger, etwas Durchgreifendes und für alle Zei- 
ten Bleibendes zu schaffen, als eine kleine Lösung zu suchen, die spätestens nach einer 
Generation eine erneute Änderung nötig machte. Das umgebaute Berlin werde einmal 
das Reiseziel unzähliger Ausländer sein; die Gelder, welche die Reisenden nach Deutsch- 
land brächten, würden den Zinsendienst für die Anleihen decken. Er wisse nicht, ob er 
alt werden würde, aber den Ausbau von Berlin wolle er noch erleben. 

Zum letzten Male habe ich 1942 mit Hitler gesprochen. Über Fragen meines Ressorts 
habe ich ihm während des Krieges nie einen Vortrag halten können. Ich wurde mehr- 
fach, auf dringliche, an Lammers gerichtete Bitten, zu Hitler bestellt, aber die Bespre- 
chung wurde jedesmal im letzten Augenblick wieder abgesagt. Hitler wollte sich in Fra- 
gen, die ihm nicht lagen, nicht sprechen lassen. So habe ich in den Jahren 1938/45 nur 
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bei Staatsakten (Reichstagssitzungen, Empfängen, Beisetzungen) ein paar Worte mit 
ihm wechseln können. 

Wie in Haushaltsfragen war Hitler anfangs auch in Steuerfragen meinen Argumenten 
zugänglich. Eines Tages fragte Goebbels im Kabinett im Tonfall moralischer Entrüstung, 
den er meisterhaft beherrschte, ob es wirklich wahr sei, daß der ‚Führer‘ für die Ein- 
nahmen aus seinem Buch Steuern zahlen müsse. Ich sagte, selbstverständlich müsse er, 
und Hitler gab mir recht, aber nur in der Theorie, praktisch sah es anders aus. Hitler 
überwies sein Gehalt als Kanzler, das sich 1934 auf 29.200 RM belief, zu dem noch eine 
Aufwandsentschädigung von 18.000 RM hinzukam, einem Unterstützungsfonds für die 
Angehörigen der in den politischen Kämpfen der letzten Jahre getöteten Mitglieder der 
SA, SS und Polizei. Deshalb wurde für steuerliche Zwecke Hitlers Gehalt von seinem 
Privateinkommen getrennt und nur dieses versteuert. 

Bis 1933 waren Hitlers Einkünfte aus seiner schriftstellerischen Tätigkeit bescheiden. Sie 
betrugen zwischen 1925 und 1929 zwischen 11.000 und 19.000 RM, wuchsen 1930 auf 
48.000 und 1932 auf 64.000 RM. 1933 wurde „Mein Kampf“ ein Bestseller. Die Ein- 
künfte schwollen auf 1.232.000 RM an. Hitlers Adjutant, Julius Schaub, der seine Steu- 
erangelegenheiten bearbeitete, beantragte beim Staatssekretär Fritz Reinhardt die Abset- 
zung von 50 Prozent als Werbungskosten. Reinhardt erklärte sich mit dieser Regelung 
einverstanden. Daraufhin wurde seine Einkommensteuer auf 297.000 RM festgesetzt. 
Aber Hitler zahlte weder die Abschlußzahlung für 1933 noch die Vorauszahlungen für 
1934 in Höhe von 405.000 RM. Wenn der unglückliche Steuerinspektor Vogt, der im 
Finanzamt München-OÖst Hitlers Steuern bearbeitete, die Adjutantur mahnte, ließ sich 
Schaub nicht sprechen oder gab eine ausweichende Antwort. Abgesehen von einigen 
geringfügigen vierteljährlichen Vorauszahlungen, denen er sein Einkommen von 1932 
zu Grunde legte, hat Hitler als Reichskanzler keine Steuern mehr gezahlt. 

Der Vorsteher des Finanzamts München-Ost wurde vom Münchener Oberfinanzpräsi- 
denten Ludwig Mirre benachrichtigt, daß nach einer Vereinbarung zwischen ihm und 
Reinhardt Hitler „im Hinblick auf seine verfassungsrechtliche Stellung nicht steuer- 
pflichtig* sei. Der vorsichtige Vorsteher bat den Präsidenten Mirre, dafür zu sorgen, daß 
Hitler von der beabsichtigten Steuerfreistellung unterrichtet werde. Am 25. Februar 
1935 teilte Mirre mit, Reinhardt habe Hitler die Freistellung und ihre Begründung vor- 
getragen, und Hitler habe sich damit einverstanden erklärt. 

Der Vorsteher legte den Sachverhalt in einen Aktenvermerk nieder, zog die sämtlichen 
Steuerakten Hitlers aus dem Aktenverkehr und nahm sie unter Verschluß. Die Steuer- 
befreiung Hitlers, von der Reinhardt mich nicht in Kenntnis gesetzt hat, beschränkte 
sich auf ihn und wurde auf andere Nazigrößen nicht ausgedehnt, wenngleich diese 
ebenfalls steuerliche Vergünstigungen beantragten. Auch Goebbels mußte für die erheb- 
lichen Einnahmen aus seinen Büchern und Artikeln Steuern zahlen. Gelegentlich kam 
es zu Zusammenstößen mit der Finanzverwaltung. Ruhe trat erst ein, als der Bürger- 
meister Max Winkler die Bearbeitung seiner Steuern übernahm. 

In einem anderen Steuerstreit, wenn ich hier vorgreifen soll, trat Hitler meiner Auffas- 
sung bei. Als Funk, Schachts Nachfolger als Reichswirtschaftsminister, 50 Jahre alt 
wurde, schenkte ihm die Industrie ein Bauernhaus in Bayern. Funk ließ es um- und aus- 
bauen und mußte dafür mehr zahlen, als er einkalkuliert hatte. Eines Tages kam er jam- 
mernd zu mir, er sei ein geschlagener Mann und müsse Bankrott anmelden, jetzt habe 
ihn auch noch das Finanzamt zu einer immens hohen Schenkungssteuer veranlagt. Ich 
müsse das durch eine Anweisung rückgängig machen. Ich sagte ihm, daß das ausge- 
schlossen sei, das Finanzministerium griffe grundsätzlich nicht in ordnungsmäßige Ver- 
anlagungen ein, und für einen Billigkeitserlaß liege nicht die leiseste Voraussetzung vor. 
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Er hätte sich das überlegen müssen, bevor er das Geschenk annahm; jetzt werde er das 
umgebaute Haus wohl verkaufen müssen. 

Funk lief zu Hitler und bat ihn, dem verständnislosen Finanzminister eine Weisung 
zum Steuererlaß zu geben. Aber Hitler entschied, der Finanzminister habe recht, die 
Schenkungssteuer müsse bezahlt werden, er tadelte Funk, daß er sich von der Industrie 
etwas habe schenken lassen, das müsse rückgängig gemacht werden. Funk erhielt aus 
Hitlers Dispositionsfonds eine Summe, mit der er die Schenkungssteuer und die Bau- 
kosten bezahlen sowie den industriellen Spendern ihre Beiträge zum Ankauf des Hau- 
ses zurückerstatten konnte. Der Vorgang hatte noch zwei interessante Nachspiele. Die 
Rückerstattung war steuerrechtlich wieder ein Geschenk. So wurden die Spender erneut 
zur Schenkungssteuer herangezogen. Da ein hoher Steuersatz fällig war, kamen sie zur 
Feier des 50. Geburtstages ihres Wirtschaftsministers wenigstens zu einer erheblichen 
Spende an den Staat. Funk aber kam im nächsten Jahr wieder klagend an: jetzt müsse 
er für das Haus, das er doch nur zweimal im Jahr zu kurzen Besuchen benutzte, Ein- 
kommensteuer zahlen. Das ginge wirklich über die Grenze des Erträglichen hinaus. Ich 
ging auf seine Klagen nicht ein. Er mußte zahlen und bekam dieses Mal nichts aus dem 
Dispositionsfonds.“ 
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6. Das Jahr 1934 


6.1. Die „Zweite Revolution“' - Entmachtung der SA 


Die revolutionäre Welle der NS-Bewegung verschlang Ende Juni 1933 auch ihren Koali- 
tionspartner, die „Deutschnationale Front“ Hugenbergs mit dem „Stahlhelm“ unter 
Franz Seldte. Am 22. Juni 1933 verkündete der „Völkische Beobachter“: „Zur Sicherung 
der Schlagkraft der nationalen Revolution: Eingliederung des Stahlhelms in die natio- 
nalsozialistische Bewegung“. Und folgende „Vereinbarung zwischen dem Führer, Seldte, 
Blomberg und Papen“ gab die Reichspressestelle der NSDAP am 21. Juni bekannt: 
„Zur Sicherung der Schlagkraft der nationalsozialistischen Revolution gliedert sich der 
Stahlhelm, Bund der Frontsoldaten, in die nationalsozialistische Bewegung in folgender 
Weise ein: a) Der Kernstahlhelm bleibt, wie zuvor, der Führung des Bundesführers 
unterstellt. b) Der Bundesführer verbietet von jetzt ab den Mitgliedern des Kernstahl- 
helms jede andere Parteizugehörigkeit als die zur N.S.D.A.P. c) Der Führer der 
N.S.D.A.P., Adolf Hitler, gibt somit die Mitgliedschaft des Stahlhelms zur N.S.D.A.P. 
frei. d) Der Jungstahlhelm tritt neben SA und SS und wird dem Obersten SA-Führer 
unterstellt. Der ‚Scharnhorst‘ wird in die Hitler-Jugend eingegliedert. e) Der Jungstahl- 
helmführer von Morozowicz tritt zum Stabe des Obersten SA-Führers. Berlin, den 21. 
Juni 1933. Adolf Hitler - Franz Seldte.“? 

Am 22. Juni erfolgte das Verbot der sozialdemokratischen Partei, am 27. Juni die Selbst- 
auflösung der deutschnationalen Volkspartei (Deutschnationale Front und Rücktritt 
Hugenbergs als Wirtschafts- und Landwirtschaftsminister,’ am 28. Juni die Selbstauflö- 
sung der Staatspartei, am 4. Juli der Bayerischen Volkspartei und am 5. Juli des Zen- 
trums. Der Parteienstaat war gestorben, die Einparteienherrschaft der NSDAP damit 
vollendet. 

Vom 1. bis 3. Juli fand eine SA-Führertagung in Bad Reichenhall statt; der gesamte 
Stahlhelm wurde der Obersten SA-Führung unterstellt. „Stabschef Röhm betonte im 
Verlaufe seiner Ausführungen, daß, um allen etwaigen Mißverständnissen zu begegnen, 
ganz deutlich die Grenze zwischen der Wehrmacht und der S.A. gezogen sei. [Sperr- 
druck im Original] Das Reichsheer habe Deutschlands Sicherheit zu gewährleisten und 
die Grenzen des Reiches zu schützen. Die $.A., S.S. und der Stahlhelm seien dagegen 
im Innern die Garanten der deutschen Revolution und gleichzeitig die große Schule für 
die deutsche Jugend zur Erziehung im wehrhaften und nationalsozialistischen Geist. In 
kameradschaftlicher Verbundenheit mit der Wehrmacht werden die braunen und feld- 
grauen Sturmsoldaten ihren Kampf weiterführen bis zum großen einmaligen und aus- 
schließlichen Ziel, das für alle gemeinsam heißt: Der nationalsozialistische Staat der 
Ehre und Kraft.“ 

Nach Röhm sprach Seldte. „Er erklärte, daß er deshalb der Eingliederung des Jung- 
stahlhelm in die S.A. zugestimmt habe, weil es in Deutschland nie mehr einen Bruder- 
kampf geben dürfe. Sein Entschluß sei ihm erleichtert worden durch die große Persön- 
lichkeit des Reichskanzlers und Führers Adolf Hitler, dem er aufrichtige Bewunderung 


1 Rathenau spricht in seiner „Kritik der dreifachen Revolution“ bereits 1919 von der „Zweiten Revolution“. Möglicherwei- 
se übernahm Goebbels den Ausdruck der Rathenau-Schrift. Er veröffentlichte 1926 eine Broschüre mit dem Titel „Die 
Zweite Revolution. Briefe an Zeitgenossen“, Streiter-Verlag, Zwickau. - Die ehemaligen Generalsekretäre des Instituts für 
Zeitgeschichte, Dr. Hermann Mau und Dr. Helmut Krausnick, veröffentlichten mit dem Titel „Die Zweite Revolution“ 
eine Studie über den 30. Juni 1934. 

2 VB, Nr. 173 v. 22. 6. 1933, $. 1 (Berliner Ausgabe). 

3 VB, Nr. 179 v. 28. 6. 1933. 
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entgegenbringe. Zur Einigung habe ferner die Erkenntnis beigetragen, daß die Zwecke 
und Ziele des Stahlhelms letzten Endes mit denen des Nationalsozialismus so eng ver- 
bunden seien, daß es nichts Trennendes zwischen Stahlhelm und $.A. geben könne.“ 
Anschließend hielt Hitler eine nahezu dreistündige Rede, in der er grundlegend und 
richtungweisend das Wesen der deutschen Revolution und die Aufgaben ihrer Träger 
umriß. Er erklärte, „daß die Revolution nur Mittel zu einem höheren Ziel sei, und zwar 
zum Zwecke der Erhaltung und Sicherung des Lebens unseres Volkes. (. . .) Jeder geisti- 
gen, weltanschaulichen Revolution habe die Erziehung und Formung der Menschen zu 
folgen, zu dem Ideal, das dieser Revolution ihren Sinn gab. Nur dann könnten Revolu- 
tionen als gelungen angesehen werden, wenn sie neben ihren Trägern auch der Zeit den 
Stempel ihres Geistes und ihrer Erkenntnis aufprägen“. Das Wesentliche einer Revolu- 
tion sei nicht die Machtübernahme, sondern die Erziehung der Menschen. „Die Revo- 
lution der nationalsozialistischen Bewegung habe die Bedeutung des Rasseproblems 
erkannt. (.....) Aus diesen grundsätzlichen Erkenntnissen ergäbe sich das konkrete Ziel 
unserer Revolution: Ordnung im Innern, als Vorbedingung zur Entfaltung der Kraft 
nach außen. Folgende Phasen der nationalsozialistischen Revolution seien zu unter- 
scheiden: 
1. Die Vorbereitung des Kampfes. 
2. Die Erringung der politischen Macht, die heute nahezu abgeschlossen sei. 
3. Die Herstellung dessen, was mit der Totalität des Staates bezeichnet wird: Die natio- 
nalsozialistische Bewegung müsse diesen Staat zum Träger ihres Geistesgutes machen. 
4. Die Lösung des Arbeitslosenproblems, auf die heute alle Kräfte konzentriert werden 
müssen. Sie sei für das Gelingen unserer Revolution schließlich ausschlaggebend. 
Aber auch die Lösung dieser Frage habe zur Voraussetzung die Erziehung des deutschen 
Menschen im Geiste des Nationalsozialismus. Dies sei die vornehmste Aufgabe der 
S.A.-Führung, deren Verantwortung jährlich Hunderttausende junger Menschen anver- 
traut würden. Die S.A.-Führer müssen eine Garde bilden, die unerschütterlicher Träger 
unserer Gedankenwelt sei, damit von hier aus das ganze Volk dann durchdrungen wer- 
den könne. Spartanische Einfachheit und Härte gegen sich selbst müsse die Führer aus- 
zeichnen, damit der Geführte sich willig und gern der Autorität unterordnet. Nach der 
Machtübernahme gelte es nun, auch alle Willensträger der deutschen Revolution, ins- 
besondere die politischen Kampfverbände, zu einer Einheit zu verschmelzen. $.A. und 
Stahlhelm haben sich jetzt zu fernerem gemeinsamen Kampfe die Hände gereicht. 
Es gebe dabei nicht Sieger und Besiegte. Sieger dürfe allein nur das deutsche Volk sein. 
Um die kommenden schweren Zeiten zu meistern, müßten sie zu einer verschworenen 
Gemeinschaft werden, die auf Leben und Tod zusammensteht. Dieses Heer politischer 
Soldaten der deutschen Revolution wolle niemals unser Heer ersetzen oder in Konkur- 
renz zu ihm treten. Das Reichsheer allein sei Waffenträger der Nation. Er sei überzeugt, 
daß die Armee von sich aus auf dem Boden der Weltanschauung des neuen Staates stehe 
und jederzeit zu seinem Schutze vor ihn treten werde.“ 
Hitler sprach dann noch zu den anwesenden Stahlhelm-Führern, zum Schluß richtete 
noch einmal Stahlhelm-Führer Seldte Dankesworte an Hitler.‘ 
Im Zusammenhang mit dieser dramatischen Entwicklung wurden auch die sogenannten 
„Kampfstaffeln des Deutschnationalen Kampfrings“ in Preußen aufgelöst und verboten. 
Bei der Durchführung der polizeilichen Aktion stellte sich heraus, daß diese 
„Kampfstaffeln“ von den Gegnern der nationalsozialistischen Revolution stark unter- 
wandert waren, mehr als sechzig bis siebzig Prozent von Kommunisten und Sozialde- 


4 VB, Nr. 183 v. 2./3. Juni 1933, $. 1 (Berliner Ausgabe). 
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mokraten. „Dem 82. Polizeirevier lag eine Liste von 35 K.S.-Leuten vor. Von diesen sind 
achtzehn der Polizei als Mitglieder, Funktionäre und vorbestrafte Elemente der K.P.D., 
S.P.D., des R.F.B., der Antifa, des Reichsbanners usw. bekannt. Besonders bezeichnend 
ist die immer wiederkehrende Vorstrafe wegen gemeinster krimineller Verbrechen: 
Unterschlagung, Betrug, Diebstahl, Körperverletzung, Kuppelei, Zuhälterei. Die Ermitt- 
lungen haben ergeben, daß ein großer Teil der K.S.-Leute bis zum 5. März aktiv für die 
marxistischen Organisationen tätig waren.“° 

Der „Kernstahlhelm“ wurde im November der SA-Reserve I eingegliedert, Kyffhäuser- 
bund, Regimentsvereine usw. wurden der SA-Reserve II unterstellt. Auch die sonstigen 
Wehrverbände wurden der Obersten SA-Führung unterstellt, die „Brigade Ehrhardt“ der 
Reichsführung SS, später Teile auch der SA, ebenso der „Wehrwolf“. Am 28. November 
1933 wurde das SA-Sportabzeichen gestiftet. 

„Das Gesetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat“ vom 1. Dezember 1933 
erhob die NSDAP zu einer Körperschaft Öffentlichen Rechts, der Stabschef der SA 
wurde Reichsminister ohne Geschäftsbereich und Mitglied der Reichsregierung. 

Die SA schwoll durch diese Ereignisse im Laufe des Jahres 1933 zu einer Riesenorgani- 
sation von rund drei Millionen Mitgliedern an. Im Juli wurden insgesamt acht Ober- 
gruppen mit 21 Gruppen geschaffen. Wegen Massenandrangs wurde am 10. Juli eine 
Aufnahmesperre für SA und SS angeordnet, die nur vorübergehend einige Tage im 
November, bei der SS im September 1934 aufgehoben wurde. Im ersten Vierteljahr 
1934 wurde der Auf- und Ausbau dieses Mammutgebildes fortgesetzt: Die SA Reserve I 
(Kernstahlhelm) wurde völlig mit der SA verschmolzen und durfte nur noch braune 
Uniform tragen. Sie wurde den Führern der einzelnen SA-Gruppen unterstellt. 
Gleichzeitig wurden vier SA-Inspektionen errichtet: West, Südost, Mitte, Ost. Für die 
Oberste SA-Führung wurde ein eigenes politisches Amt geschaffen, ferner ein Presse- 
Amt unter Gruppenführer Wilhelm Weiß in Berlin und ein SA-Ministeramt in Berlin 
unter SS-Gruppenführer Rolf Reiner. Am 27. März 1934 wurde der „Stahlhelm“ in den 
„Nationalsozialistischen Deutschen Frontkämpferbund“ umgewandelt mit Sitz in Mag- 
deburg unter Bundesführer Seldte (aufgelöst am 7. November 1935). Im April und Mai 
wurden zwei weitere deutsche SA-Gruppen (VIII-X) gebildet. 

Der Stabschef der SA, Ernst Röhm, wurde auf diese Weise der mächtigste Mann im 
Deutschen Reich. Diese Tatsache, daß er an der Spitze der größten Organisation stand, 
genügte, daß er automatisch auch der meistgehaßte, der meistgefürchtete und der meist- 
bekämpfte Mann wurde. Angriffsflächen bot er mehr als genügend, wobei seine Homos- 
exualität eine Rolle spielte, aber bei weitem nicht allein ausschlaggebend war. Seine bur- 
schikose Art, seine undiplomatische und oft allzu offenherzige Ausdrucksweise bot sei- 
nen Gegnern reiche Möglichkeiten, Material gegen ihn zu sammeln‘ 

Und wer waren seine Gegner? Die Politische Organisation der NSDAP, die ihm unter- 
stellte SS und die Reichswehrführung. Seine Pläne waren nicht bekannt, und die 
Undurchsichtigkeit seiner Absichten bot Anlaß zu Vermutungen und Gerüchten. Was 
hatte er von Hitler gefordert, was hatte er erwartet und verlangt? Hitler wäre ohne die 
SA nicht zur Macht gelangt; sie war sein starker Arm und zählte zu Beginn des Jahres 
1933 etwa eine halbe Million Mann. Er war von ihr abhängig, mindestens bis Sommer 
1933. Die „Machtergreifung“ hatte sich dank der SA im großen und ganzen unblutig 
vollzogen. Aber bei der Machtverteilung war die SA zu kurz gekommen: Die Politische 
Organisation, der „Stellvertreter des Führers“ Rudolf Heß und die Gauleiter saßen am 


5 VB, Nr. 175 v. 22. 6. 1933. 
6 Siehe dazu u. a.: Sefton Delmer: Die Deutschen und ich, Hamburg 1963, Abschnitt „Ernst Röhm“, $. 105 ff. - S. 122: 
„Röhm war in seinen Gesprächen ebenso indiskret, wie er zügellos in seinen perversen Ausschweifungen war.“ 
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längeren Hebel. Die SA-Führer hatten hauptsächlich Polizeipräsidentenposten erhalten, 
die Ministerstellen waren ein weitgehendes Privileg der Gauleiter geworden, mit Heß an 
der Spitze. Rudolf Heß nahm auf Hitlers Anordnung an den Sitzungen des Reichska- 
binetts teil. Die SA-Führung fühlte sich ab der zweiten Jahreshälfte 1933, nachdem die 
Machtübernahme vollzogen war, benachteiligt. 

Der Reichskanzler hatte am 6. Juli 1933, also drei Tage nach seiner großen Rede vor den 
SA-Führern in Reichenhall, eine grundlegende Ansprache an die Reichsstatthalter in 
Berlin gehalten. Kern dieser Rede war einmal der Satz: „In der Wirtschaft darf nur das 
Können ausschlaggebend sein. Man darf daher nicht einen Wirtschaftler absetzen, wenn 
er ein guter Wirtschaftler, aber noch kein Nationalsozialist ist, zumal dann nicht, wenn 
der Nationalsozialist, den man an seine Stelle setzt, von der Wirtschaft nichts versteht.“ 
Ferner traf der Kanzler die grundlegende Feststellung: „Die Revolution ist kein perma- 
nenter Zustand, sie darf sich nicht zu einem Dauerzustand ausbilden. Man muß den 
freigewordenen Strom der Revolution in das sichere Bett der Evolution hinüberleiten. 
Die Erziehung des Menschen ist dabei das Wichtigste. (. ...) Die Partei ist jetzt der Staat 
geworden. Alle Macht liegt bei der Reichsgewalt. Es muß verhindert werden, daß das 
Schwergewicht des deutschen Lebens wieder in einzelne Gebiete oder gar Organisatio- 
nen verlagert wird. Es gibt keine Autorität mehr aus einem Teilgebiet des Reiches, son- 
dern nur aus dem deutschen Volksbegriff.“ 

Hitler hatte mit dieser Rede der von seiner Bewegung getragenen revolutionären Ent- 
wicklung den Schlußstein gesetzt. Doch zeigte der weitere Gang der Ereignisse, daß er 
selbst von der Wucht der revolutionären Dynamik überrollt wurde. Die Entwicklung 
wurde eigengesetzlich, sie wuchs dem Volkstribun über den Kopf. 

Die Reichswehr allein war der Gleichschaltung entgangen, weil Reichspräsident Hin- 
denburg als ihr Oberbefehlshaber die schützende Hand über sie hielt.” Der Stabschef 
der SA, Ernst Röhm, aber brachte in einem von ihm in den nationalsozialistischen 
Monatsheften veröffentlichten Aufsatz zum Ausdruck, daß die nationalsozialistische 
Revolution auch eine nationalsozialistische Volksarmee verwirklichen müsse. Dieser 
Aufsatz Röhms soll sogar der unmittelbare Anlaß Hitlers für die oben zitierte Rede vor 
den Reichsstatthaltern gewesen sein.‘ Der Konflikt zwischen Hitler und Röhm begann 
damit nach der Machtübernahme wieder auszubrechen, ein Gegensatz, der so alt war 
wie die Hitlerbewegung.’ Röhm hatte eine Beendigung der „nationalen Revolution“ 
und ihre Fortsetzung durch eine „nationalsozialistische“ gefordert, eben die „zweite 
Revolution“. 

Das Spannungsverhältnis zwischen SA und Reichswehr stand einesteils unter dem Vor- 
zeichen der Um- und Aufrüstungspläne der Reichswehrführung, andererseits auch unter 
dem der außenpolitischen Entwicklung. Unabhängig von der innenpolitischen Ent- 
wicklung hatte die Reichswehrführung unter dem maßgeblichen Einfluß von General 
Schleicher schon ab 1932 einen Umbau der Reichswehr mit dem Ziele einer zunächst 
geringen Heeresvermehrung (um 40.000 Mann) vorbereitet." 

Das von den Siegermächten widerwillig - vor allem von seiten Frankreichs - gemachte 
Zugeständnis einer grundsätzlichen militärischen Gleichberechtigung Deutschlands 
hatte die Notwendigkeit einer allmählichen Aufrüstung vor allem mit den im Versailler 


7 Ausführlich dazu auch Henry Picker: Hitlers Tischgespräche im Führerhauptquartier, Stuttgart 1976, S. 15, 376 teilweise 
falsche Darstellung, $. 404 f. 

8 Ernst Röhm: SA und deutsche Revolution, in NS-Monatshefte, Juni 1933. Dazu Heinrich Heim: „Adolf Hitler. Mono- 
loge ım Führerhauptquartier 1941-1944“, München 1980, $. 296, Nr. 145, Gespräch v. 26. 2. 1942, dazu Anm. 227, 
5.459. 

9 Franz-Willing: Siehe oben. 

10 Der getarnte deutsche Heeresaufbau (Niederschrift von Oberstleutnant Götze), MGFA, DZ. 
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Diktat verbotenen schweren Waffen ins Blickfeld rücken lassen. Diese Überlegungen 
und vorsichtige Vorbereitungen hatten zunächst ein nahezu unübersteigbares Hindernis 
in der finanziellen Notlage des Reiches. Es konnte sich daher nur um kleine Schritte auf 
dem Wege zu einer Rüstungsangleichung mit den Siegerstaaten handeln, die ihr Ver- 
sprechen einer eigenen Abrüstung nicht eingehalten hatten. 

Der vom Kabinett Papen gebilligte „Schleicher-Plan“ lief unter der neuen Regierung 
Hitler weiter, unberührt vom Regierungswechsel. Da aber die Abrüstungskonferenz im 
Widerspruch zu der Genfer Fünf-Mächte-Erklärung über Deutschlands Gleichberechti- 
gung 1932 dem Reich die militärische Gleichberechtigung nicht zugestand (1933), 
beschloß das Reichskabinett am 14. Oktober 1933 den Austritt aus dem Völkerbund. 
Hitler löste den Reichstag auf und setzte Neuwahlen an. Er hielt am 10. November vor 
der Belegschaft der Siemens-Werke in Berlin eine zündende Rede „Für Gleichberechti- 
gung und Frieden“ und errang einen überwältigenden Wahlerfolg mit der Volksabstim- 
mung über seine Innen- und Außenpolitik am 12. November 1933: 95,1 Prozent der 
Stimmen für ihn, 4,9 Prozent gegen ihn. Der neugewählte Reichstag trat am 12. Dezem- 
ber 1933 zusammen. 

Der Austritt Deutschlands aus dem Völkerbund wurde von London mißbilligt. „Engli- 
sche öffentliche Meinung wünsche Rückkehr Deutschlands nach Genf und würde Fern- 
bleiben Deutschlands schwer ertragen“, erklärte der britische Außenminister Simon dem 
deutschen Botschafter Hoesch. „Ich bezeichnete diese Forderung als politisches Postu- 
lat, das mit dem Abrüstungsproblem nichts zu tun habe“, antwortete ihm der deutsche 
Botschafter. „Außerdem verwies ich darauf, daß man ja ebensogut an Japan, Amerika 
und Rußland Forderung der Rückkehr bzw. des Eintritts in den Völkerbund stellen 
könne, so daß ich nicht einsehe, warum man Deutschland aussondere. Simon bat mich 
aber jedenfalls dringend, Wunsch englischer Regierung nach deutscher Rückkehr zum 
Völkerbund nochmals in Berlin vorzutragen, indem er dabei betonte, daß er Reform des 
Völkerbunds keinesfalls ablehnend gegenüberstehe und daß auch Italien Deutschlands 
Rückkehr wünsche.“ 

Der „Schleicher-Plan“ vom Herbst 1932 lief unberührt von Hitlers Regierungsantritt 
weiter. Der Einfluß der Regierung Hitler machte sich erst „bei der Planung des zweiten 
Umbauabschnittes 1934“ bemerkbar. Am 1. Oktober 1933 war eine neue Territorialein- 
teilung mit 25 Wehrgauen ins Leben gerufen worden, als Unterteilung der sieben Wehr- 
kreise. Das Ziel des „Umbaues“ war für Schleicher und seinen Nachfolger Blomberg ein 
späteres Wehrpflichtigenheer als „Neues Friedensheer“. Im Dezember 1933 hatte der 
Reichskanzler einem neuen Heeres-Aufbauplan für 21 Divisionen mit ungefähr 300.000 
Mann zugestimmt. Die Veränderungen bezogen sich bis 1. April 1934 nur auf eine 
Umstellung der Infanterie auf Kampfbataillone und die Vermehrung der Kampfwagen- 
Einheiten. Nachfolger des am 1. Oktober 1933 ausscheidenden Generals Adam als 
neuer Chef des Truppenamtes wurde General Ludwig Beck. Er leitete den Heeresaufbau 
von der Wende 1933/34 an. 

Hitler stimmte also den Umbau- und Aufbauplänen der Reichswehrführung zu mit dem 
Endziel einer Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht und dem Nahziel, ein 
300.000-Mann-Heer zu schaffen. In diesem Kernpunkt ergab sich jedoch ein unlösbarer 
Widerspruch zwischen ihm und Röhm. Letzterer strebte ein Milizheer an: „Der graue 
Fels der Reichswehr“ sollte „im braunen Meer der SA“ untergehen. In der nationalso- 
zialistischen Volksarmee sollte die Reichswehr auch gleichgeschaltet werden und in ihr 
auf-, das heißt untergehen. Es ist nicht bekannt, was Hitler seinem Duzfreund Röhm für 


11 Bericht des deutschen Botschafters Hoesch vom 8. 3. 1934, Nr. 306, ADAP, Serie C, II, 1. 
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den Fall der Machtübernahme versprochen hatte. Aber man kann kaum zweifeln, daß 
Röhm das Reichswehrministerium anstrebte, das ging aus späteren Äußerungen Röhms, 
ab zweiter Jahreshälfte, eindeutig hervor. 

Dieser Wunsch, sollte er ihn gegenüber Hitler geäußert und dieser die Erfüllung zuge- 
sagt haben, war aber unerfüllbar, solange Hindenburg lebte. Er war 1932 wiedergewählt 
worden als Reichsoberhaupt und Oberbefehlshaber der Reichswehr; die Amtszeit dau- 
erte sieben Jahre, also bis 1941. Hindenburg ließ sich in Reichswehrangelegenheiten von 
Außenstehenden nicht das geringste dreinreden. Versuche einzelner Generale in dieser 
Richtung wies er energisch zurück. Der „alte Herr“ war somit auch die stärkste Stütze 
der Reichswehrführung. Außerdem lehnte er Röhm wegen seiner abnormalen Veranla- 
gung kategorisch ab;'” er bezeichnete ihn als „Hinterlader“. 

Hitler selbst legte größten Wert auf ein gutes Verhältnis zu dem von ihm verehrten Feld- 
marschall und wagte es daher nicht, ihm auch nur im geringsten nahezutreten, gerade 
was die Reichswehr anbelangte. Sie war für ihn deswegen auch „tabu“. So geriet der 
Volkstribun in einen fatalen Zwiespalt zwischen dem Stabschef seiner Revolutionsarmee 
und der Reichswehrführung. Er konnte auch nicht den geringsten Einfluß auf die Beset- 
zung der Stelle des Chefs der Heeresleitung ausüben, als General von Hammerstein am 
1. Februar 1934 in den Ruhestand ging. Der Nachfolger, Freiherr von Fritsch, war von 
Hindenburg gewählt. 

Ebenso war der Reichswehrminister in Hitlers Kabinett vom 30. Januar 1933 vom Reichs- 
präsidenten berufen worden. Der Zufall fügte es, daß Blomberg ein kritikloser Hitler- 
Verehrer wurde. Das mußte die Bindung des Reichskanzlers an die Reichswehrführung 
noch mehr stärken, zum Nachteil für die SA-Führung. Aus eigenem Antrieb, ohne For- 
derung Hitlers, führte Blomberg am 28. Februar 1934 den Arier-Paragraphen in der 
Reichswehr ein. Und im gleichen Monat verfügte er das Anbringen der NS-Hoheitsab- 
zeichen an Uniformen und Fahnen der Reichswehr." 

Für die Wehrertüchtigung im Sinne vormilitärischer Ausbildung hatte Röhm bereits 
1932 einen Gruppenstab z. b. V. als Verbindungs-Institution zur Reichswehrführung 
eingerichtet. An die Spitze wurde der Gruppenführer der SA, Friedrich W. Krüger, bald 
Obergruppenführer, berufen, später (1935) Obergruppenführer der SS. Ab 1. Juli 1933 
nannte er sich „Chef Ausbildungswesen der SA (Chef AW)“.'' Dazu gehörte auch das 
„Reichs-SA-Hochschulamt“, im September 1933 durch eine Verfügung Hitlers geschaf- 
fen unter Leitung des SA-Obergruppenführers Heinrich Bennecke.' 

Die wehrsportliche Ausbildung der SA und der Hochschuljugend erfolgte durch die 
Reichswehr. Die Spannungen zwischen Reichswehr und SA wurden auch dadurch 
erhöht, daß der Chef AW, Krüger, seinen Sitz in Berlin hatte. Dadurch litt der Kontakt 
zur obersten SA-Führung in München. Das große Problem mit den vielen arbeitslosen 
SA-Männern wurde provisorisch teilweise durch Kasernierung der Arbeitslosen und 
Aufstellung von kasernierten SA-Verbänden gelöst. 

Die wehrsportliche Ausbildung der SA durch die Reichswehr und die Waffenbeschaf- 
fung für die SA zum Zwecke des Grenzschutzes ergaben die Reibungsflächen zwischen 
SA und Reichswehrführung. Nach Ansicht von Bennecke war Schlüsselfigur dafür der 
Chef AW, SA-Obergruppenführer Krüger. Dieser schuf sich eine eigene „Abwehrorga- 
nisation“. Damit hatte nun der Chef AW die Möglichkeit, mit eigenen Organen die 
Entwicklung in der gesamten SA planmäßig zu überwachen. Hier und weniger bei SS- 
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Dienststellen lag die wichtigste Quelle für die weiteren Nachrichten über die SA. Auf- 
grund der engen Zusammenarbeit Krügers mit der Reichswehr verfügte auch diese über 
eine dann gründlich ausgenützte Informationsquelle. Die Abwehr der Reichswehr „sam- 
melte die Nachrichten von Reichenaus Vertrauensmännern in der Krügerschen Ausbil- 
dungsorganisation und gab sie ebenso an Reichenau weiter wie die Meldungen über die 
Waffentransporte der SA. (... .)“'* 

Röhms Festhalten am Milizgedanken war der Reichswehrführung „besonders unsympa- 
thisch“. Röhm hatte seine Reformpläne für Reichswehr und SA ganz offen auch dem 
Korrespondenten des „Daily Express“, Sefton Delmer, vorgetragen mit dem Wunsch, 
Delmer solle ihm Kontakt zum Secret Service herstellen. Delmer lehnte das ab, erklär- 
te sich aber bereit, Röhms Bitte, seine [Röhms] Pläne, einem britischen Diplomaten 
weiterzugeben. „Für mich waren die Zusammenkünfte mit Röhm, wie gesagt, unschätz- 
bar“, so Delmer, „wertvoller noch als meine Begegnungen mit Hitler. Denn während 
Hitler dauernd Propagandareden hielt, erzählten Röhm und seine Leute mir immer den 
neuesten Klatsch.“ 

Röhm bat Delmer, nichts davon zu veröffentlichen. Dann legte er los: „Der Plan, über 
den ich mit Frangois-Poncet gesprochen habe und über den ich gern auch mit einem 
Herrn Ihrer Botschaft oder besser noch mit jemandem vom Secret Service sprechen 
würde, ist folgender: General von Schleicher möchte unbedingt 250.000 Mann SA- 
Männer und 50.000 Stahlhelmer in die Reichswehr aufnehmen. Meiner Ansicht nach ist 
das eine ausgezeichnete Idee“, lobte Röhm den Schleicher-Plan. „Ihre Durchführung 
würde zur Folge haben, daß Deutschland an Stelle des jetzigen 100.000 Mann starken 
Berufsheeres mit seinem begrenzten Kastengeist über eine Volksarmee von 400.000 
Mann verfügen würde, unter denen sich die besten Abteilungen der SA befänden. 
Damit wäre das Problem der Privatarmeen. das angeblich in Paris und London so hefti- 
ge Befürchtungen ausgelöst hat, ein für allemal erledigt. Abgesehen davon würde eine 
solche Maßnahme uns helfen, die Arbeitslosigkeit zu beheben.“ 

Sefton Delmer gab Röhms Plan an seinen Verbindungsmann in der britischen Botschaft 
weiter. Den Kontakt Röhms zu britischen Diplomaten konnte Delmer aber erst nach 
Ernennung Hitlers zum Reichskanzler herstellen. Außenpolitisch hatte Röhm laut Del- 
mer ein Bündnis mit England und Italien angestrebt. „Wenn dann die russischen Bol- 
schewiken ihren Unsinn weitertreiben wollen, könnten wir kurzen Prozeß mit dieser 
bolschewistischen Pest machen“, führte Röhm weiter aus." 

Der Stabschef der SA beantwortete am 1. Februar 1934 ein Memorandum des Reichs- 
wehrministers mit einer Denkschrift über seine Auffassung der Reichswehr und ihrer 
Aufgaben. Demnach wollte er die Reichswehr zu einem Ausbildungskader herabstufen 
für das von ihm geplante Milizheer. General Blomberg, alarmiert von den Plänen des 
SA-Stabschefs, stellte darauf bei einer Befehlshaberbesprechung fest, der Versuch einer 
Einigung zwischen Reichswehr und SA sei gescheitert; der Reichskanzler müsse nun die 
Entscheidung treffen. Darauf berief Hitler zum 28. Februar 1934 die Spitzen der SA und 
der Reichswehr zusammen. 

Dort sprach er sich eindeutig wieder gegen den Milizgedanken Röhms und für eine 
Wehrmacht auf der Grundlage der allgemeinen Wehrpflicht aus. Unter seinem Einfluß 
‚unterzeichneten unmittelbar darauf die beiden Gegenspieler, der Reichswehrminister 
und der Stabschef der SA, eine Vereinbarung. Sie wurde nicht nur von anwesenden SA- 
Führern verschiedentlich kritisiert, sondern auch Röhm ließ seinem Unmut freien Lauf. 
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SA-Obergruppenführer Viktor Lutze hinterbrachte die kritischen Äußerungen der SA- 
Führung dem Stellvertreter des Führers, Rudolf Heß." 

„Reichswehrminister von Blomberg und die Chefs des Heeres und der Marineleitung 
stellten Hitler im April 1934 - direkt - und im Mai 1934 unter Einschaltung des Reichs- 
präsidenten Generalfeldmarschall von Hindenburg ein Ultimatum: die ‚Gleichschal- 
tung‘ der Reichswehr durch Röhms SA zu verhindern und die SA unverzüglich aller 
militärischen Funktionen wieder zu entheben, andernfalls werde der Reichspräsident 
den ‚Ausnahmezustand des Reiches‘ proklamieren und unter Ausschaltung Hitlers der 
Reichswehr (. . .) die vollziehende Gewalt zur Sicherung des Reiches gegen innere Gefah- 
ren übertragen. (... .)“"” 

In Sorge vor militärischen Maßnahmen Frankreichs gab der neue Chef des Truppen- 
amtes kurz nach seinem Amtsantritt am 1. Oktober 1933 den Auftrag an die SA, „die 
wehrtauglichen Männer der linksrheinischen Gebiete zu erfassen und im Falle eines 
französischen Einmarsches nach Osten zu transportieren, des weiteren gemeinsam mit 
der preußischen Landespolizei-Inspektion West auf dem Westufer des Rheines an den 
Flußübergängen Brückenköpfe zu bilden und im Ernstfalle gegen die Franzosen zu hal- 
ten“. Es war ebenfalls General Beck, der in diesem Zusammenhang auch die Bewaffnung 
dieser Einheiten befahl; das wußte der ehemalige Gauleiter Rudolf Jordan zu berich- 
ten. 

Laut Jordan hatte General Schleicher bereits im Laufe des Jahres 1932 durch geheime 
Verhandlungen mit London und Paris und mit dem französischen Botschafter in Berlin, 
Frangois-Poncet, die Zustimmung zu einer zahlenmäßigen Verstärkung der Reichswehr 
erreicht. Demnach drängten sogar der französische Ministerpräsident Daladier und das 
Foreign Office General Schleicher, „die Reichswehr in ein großes Milizheer umzuwan- 
deln, um in dieser organisatorischen Form einen Bürgerkrieg gegen Hitler gewinnen zu 
können“. 

Auch Röhm nahm Fühlung zu dem vielgewandten und schlauen französischen Botschaf- 
ter in Berlin auf. Er erzählte Ende Januar 1934 dem Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, 
von Bülow, der argentinische Gesandte habe ihn zum Dinner eingeladen, bei dem auch 
Frangois-Poncet erscheinen werde. „Ich habe Herrn Röhm sehr zugeredet“, schrieb der 
Staatssekretär, „der Einladung Folge zu leisten, denn es sei für ihn und Frangois-Poncet 
angenehmer, wenn sie sich zum ersten Mal auf neutralem Boden begegneten.“ 

Die Zusammenkunft fand statt; außerdem hatte Röhm auch Gespräche mit dem fran- 
zösischen Militärattache, General Renondeau, und dem britischen Militärattache, Colo- 
nel Thorne. „In diesen Unterredungen soll der Plan besprochen worden sein, neben der 
Reichswehr eine 300.000 Mann starke Miliz aufzubauen. Man soll sogar über diesen 
Plan hinausgegangen sein und ein Militärbündnis mit Frankreich und Italien ventiliert 
haben. Es sind dies die unheilschwangeren Pläne Röhms, für die insbesondere General 
Renondeau stärkstes Interesse zeigte.“ ” 

Röhm hatte die SA in einem Zustand ernster Krise übernommen, als er am 5. Januar 
1931 seinen Dienst als Stabschef antrat. Er hatte ehrgeizige Zukunftspläne mit der 
NSDAP, die er ohne Hitler zu verwirklichen suchte. Jedenfalls kann man diesen Schluß 
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aus seiner Denkschrift vom April 1931 ziehen, wenn es sich dabei - „Das außenpoliti- 
sche Expose von Ernst Röhm über die Zukunft Europas“ - nicht um eine Fälschung 
handelt.” Angeblich im April 1931 verfaßt, also zu einem Zeitpunkt größter Schwierig- 
keiten mit der SA in Berlin wegen des „Stennes-Putsches“, ist der Name Hitler darin 
nicht erwähnt, sondern immer nur von der „Führung der Partei“ die Rede. „Die Leitung 
der Partei weiß aber auch, daß diese Organisationen im Sinne einer militärischen Trup- 
pe überhaupt nicht anzusprechen sind, und demnach sind die SA-Abteilungen vielleicht 
später überflüssig.“ 

Demnach kann man vermuten, daß Röhm nach der Machtübernahme die SA als „Roh- 
stoff“ für ein Milizheer verwenden wollte, zunächst neben der Reichswehr, mit dem 
geheimen Endziel aber, beide in seiner Hand zu vereinigen und die Reichswehrführung 
schließlich ganz auszuschalten. Außenpolitisch lehnte er in dieser Denkschrift die von 
der Reichswehrführung und auch dem Auswärtigen Amt betriebene Außenpolitik einer 
geheimen Zusammenarbeit mit Moskau ab. „Die Auffassung des A. A. und des R. W. 
M., wonach man sehr wohl mit Sowjetrußland arbeiten könne, ohne selbst infiziert zu 
werden, teilt die NSDAP nicht. (.. .) Nach Ansicht der NSDAP ist der ideale Partner für 
ein mächtiges Deutschland das Britische Reich.“ 

Nach erfolgter Einigung mit England stünden einer Annäherung an Frankreich „keine 
unüberwindlichen Hindernisse mehr im Wege“. In dieser außenpolitischen Grundauf- 
fassung war sich Röhm mit Hitler, jedenfalls zu diesem Zeitpunkt (1931), einig. Später 
scheint er seine außenpolitischen Pläne geändert zu haben. Jedenfalls weiß Prinz Fried- 
rich Christian zu Schaumburg-Lippe, Adjutant des Reichspropagandaministers Dr. 
Joseph Goebbels, von einem Bündnisplan der Festlandsmächte Frankreich, Rußland, 
Deutschland zu berichten. Er, der Prinz, habe unabhängig von Röhm diesen Vorschlag 
auch Hitler gemacht. Als Prinz Christian das seinem Chef (Goebbels) erzählte, rief die- 
ser aus: „Oh weh, Sie ahnungsloser Engel!** 

Röhm bediente sich zur Herstellung der außenpolitischen Kontakte und ihrer Pflege 
eines zwielichtigen Agenten namens Georg Bell.” Dieser stellte die Verbindung zu Sir 
Henry Deterding, dem Leiter der Royal-Dutch/Shell-Gruppe, her und schloß für Röhm 
mit Deterding einen Vertrag. Der britische Ölkönig war ein erbitterter Feind des kom- 
munistischen Rußlands, weil Moskau die Shell-Förderanlagen im Kaukasus entschädi- 
gungslos enteignet hatte. Deterding unterstützte deshalb die SA finanziell gegen das 
Versprechen, nach der NSDAP-Machtübernahme seine Erdölerzeugnisse günstig in 
Deutschland auf Kosten des Russenöls absetzen zu können.” 

Bell mußte sich aufgrund seiner schriftlichen Abmachung mit Röhm auch für den Stabs- 
chef zur Abwehr der Angriffe wegen dessen Homosexualität einsetzen. Röhm wurde 
wegen erwiesener Homosexualität von vielen Parteigenossen abgelehnt. Gregor Straßer 
und sein Stellvertreter, Oberleutnant a.D. Paul Schulz, griffen Röhm heftig an.” Bells 
Bemühungen bei Straßer und Schulz waren jedoch vergeblich, so daß Röhm mit der 
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ständigen Gegnerschaft der Partei zu kämpfen hatte. Da Röhm seine finanziellen Ver- 
pflichtungen gegenüber Bell nicht einhalten konnte, kündigte dieser sein Dienstver- 
hältnis auf und strengte einen Prozeß gegen Röhm zur Eintreibung seiner finanziellen 
Forderungen an (1932). Bells Tätigkeit für Röhm war nur ein knappes Jahr gelaufen 
(1931/32). 

Der Agent ging nun auf die Gegenseite und arbeitete unter anderem mit Fritz Gerlich 
zusammen, dem Herausgeber der Zeitung „Der Gerade Weg“. Beide erwiesen sich seit- 
dem als gefährliche und gefürchtete Gegner der NSDAP und standen für den Fall der 
Machtübernahme von vornherein auf der „Abschußliste“. Bell wurde wegen seiner inti- 
men Kenntnisse der Verhältnisse des Stabschefs Ernst Röhm bereits im Mai 1933 ermor- 
det. 

Gerlich war von 1920 bis 1928 Hauptschriftleiter der „Münchner Neuesten Nachrich- 
ten“ gewesen. Unter dem Eindruck der Stigmatisationen von Therese Neumann, Kon- 
nersreuth, konvertierte er 1931 vom Protestantismus zum Katholizismus. Er fand 
dadurch die tatkräftige Unterstützung des Fürsten Waldburg-Zeil für seine publizistische 
Tätigkeit, die er nach seinem Ausscheiden aus den MNN (1928) im Jahre 1931 wieder 
fortsetzte mit einer Wochenzeitung „Illustrierter Sonntag“. In diesem Blatt eröffnete er 
Mitte 1931 seinen Kampf gegen die Nationalsozialisten mit einem Artikel „Hitler und 
Wilhelm II.“. Ab 3. Januar 1932 hieß die Zeitung „Der Gerade Weg“. 

Gerlich führte damit einen persönlichen Krieg besonders gegen Hitler. In seinem Haß 
und blinden Eifer fiel er dabei auch auf Münzenbergs kommunistische „Agit-Prop- 
Abteilung“ mit ihren gefälschten Dokumenten, besonders SA-Befehlen zur Vorberei- 
tung eines Staatsstreichs der SA im Anschluß an die Reichstagswahl vom 5. März 1933, 
herein. Beim Umsturz 1933 in München (9. März) wurde er in Schutzhaft genommen 
- nach Mißhandlungen. Am 30. Juni 1934 wurde er in Dachau erschossen." 

Gauleiter Jordan erwähnte in diesem Zusammenhang eine von Hitler einberufene 
Tagung von Wehrmachtsgeneralen und SA-Führern. Der Reichskanzler verkündete sein 
wehrpolitisches Programm mit einer modernen motorisierten Armee auf der Grundlage 
der allgemeinen Wehrpflicht. „In äußerster Erregung beschwor Hitler die Anwesenden, 
ihm keine Schwierigkeiten zu machen. Volksmiliz sei für seine militärischen Planungen 
ungeeignet. Hier fiel das Wort: ‚Es ist mein fester Entschluß: Das Heer der Zukunft wird 
ein motorisiertes sein. Wer mir bei dieser meiner historischen Aufgabe der Wehrhaft- 
machung in den Arm fällt, den werde ich zerschlagen!‘“ Jordan fuhr fort: „Hitlers Rede 
war von einer Anzahl höherer SA-Führer stark kritisiert worden, was weder Hitler noch 
der Reichswehrgeneralität verborgen blieb (28. Februar 1934).“ 

Im März 1934 fand dann noch eine Aussprache zwischen Hitler und Röhm statt, nach 
der Hitler noch einmal zum Ausdruck brachte: „Ich werde einer zweiten Revolutions- 
welle mich energisch widersetzen, denn sie würde unweigerlich ein Chaos bewirken. 
Wer immer sich gegen die Autorität des Staates erhebt, wird streng bestraft, welche Stel- 
lung er auch einnehmen möge.“ ” 

Mindestens seit der Jahreswende 1933/34 wurde Röhm von Spitzeln überwacht. Im 
Januar 1934 führte Roßbach mit Röhm ein Gespräch. Dieser sprach über seine Miliz- 
pläne. Als Roßbach Zweifel äußerte, daß die SA-Führer geeignet wären, eine Division 
oder ein Korps zu führen, entgegnete Röhm: „Das werden sie können, wenn ich Kriegs- 
minister bin.“ Über Hitler äußerte sich Röhm: „Hitler ist von ebenso dummen wie 
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gefährlichen Subjekten umgeben, die ihn nicht auslassen. Aber ich werde ihn aus diesen 
Fesseln befreien.“ Als Roßbach wenige Tage später in die Bendlerstraße ging, wo er bei 
General Jeschonnek wegen des Reichsluftschutzbundes vorsprach, sagte ihm Jeschon- 
nek: „Lassen Sie Röhm aus dem Spiel. Es ist nicht gut, bei ihm Besuche zu machen.“ 
Roßbach war erstaunt, daß man in der Bendlerstraße über seinen Besuch bei Röhm und 
sein Gespräch genau Bescheid wußte.” 

Ein warnender Brief von Hermann Höfle an Röhm vom 12. Juni 1934 mit einer Denk- 
schrift „Der Offizier im nationalsozialistischen Staat“, datiert vom 2. Juni 1934, zeigt 
nicht nur die kritische Lage des Stabschefs durch die Warnung eines ihm treu ergebenen 
Reichswehroffiziers, sondern auch die Vorstellungen vom Offizier im NS-Staat. Röhm 
erhielt diesen Brief nicht mehr, da er sich in Wiessee im Urlaub befand und am 1. Juli 
ermordet wurde. Der Brief trägt den Eingangsstempel vom 29. Juli.” Hauptmann Her- 
mann Höfle hatte dem Freikorps Epp angehört, laut Mitteilung von Dipl.-Ing. Fritz 
Ebenböck,” und wurde dann Reichswehr-Offizier. Er blieb Röhm freundschaftlich ver- 
bunden. Später ging er zur Waffen-SS, stieg zum Obergruppenführer auf, geriet in 
Kriegsgefangenschaft und wurde von den Tschechen in der Gefangenschaft ermordet. 
Die Reichsführung SS (Himmler und Heydrich) sammelte seit Ende des Jahres 1933 
Material gegen Röhm. Heydrich hatte den Nachrichtendienst der SS seit 1932 aufzu- 
bauen begonnen. Ehrgeizig und machthungrig, gehörte er zu den geheimen und gefähr- 
lichsten Gegnern Röhms. Mit der Machtübernahme im Frühjahr 1933 trat eine folgen- 
schwere Konzentration der Polizei ein. Himmler und Heydrich hatten in München die 
Politische Polizei Bayerns übernommen. Vom 24. November 1933 bis 27. Januar 1934 
ging die Politische Polizei folgender Länder ebenfalls in die Hände der Reichsführung 
SS über: Hamburg, Mecklenburg, Lübeck, Württemberg, Baden, Hessen, Anhalt, 
Thüringen, Bremen, Oldenburg, Sachsen und Braunschweig. 

Entscheidend war dann die Übergabe der Preußischen Politischen Polizei an Himmler 
durch Göring, einschließlich des Preußischen Geheimen Staatspolizeiamtes, bisher 
unter Leitung von Rudolf Diels, am 20. April 1934. Damit war die Zentralisation der 
gesamten Polizei des Reiches in Himmlers und Heydrichs Hand vollendet. Die SS 
unterstand zwar nominell nach wie vor der Obersten SA-Führung unter Stabschef 
Röhm. Die gewaltige Machtkonzentration durch die Vereinigung aller Länder-Polizei- 
kräfte in der Hand der Reichsführung SS mußte jedoch zwangsläufig zu einem 
Ungleichgewicht in der innenpolitischen Machtverteilung und zu unberechenbaren 
Spannungen auch innerhalb der Obersten SA-Führung Anlaß geben. Rudolf Diels, der 
erste Gestapochef unter Göring in Preußen, hat die verhängnisvolle Bedeutung dieser 
polizeilichen Machtkonzentration in Himmlers und Heydrichs Händen eindrucksvoll 
geschildert.” 

Gerüchte über angebliche Putschabsichten der SA wurden ausgestreut. Ihre Herkunft 
war unklar, aber es kann kein Zweifel bestehen, daß Heydrich dabei die Hand im Spie- 
le hatte. Diese Gerüchte wirkten besonders auf die Reichswehrführung seit Frühjahr 
1934 in steigendem Maße beunruhigend. Bei verschiedenen örtlichen Reichswehrbe- 
fehlshabern, so auch beim damaligen Chef des Stabes beim Wehrkreiskommando VI, 
Münster, Franz Halder, war ein SA-Obergruppenführer unbekannten Namens erschie- 
nen mit der Bitte, für den Fall der Übernahme der Reichswehr durch die SA eingewie- 
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sen zu werden. Halder hatte abgelehnt und an den Oberbefehlshaber des Heeres Mel- 
dung gemacht. Dieser hatte ihm mitgeteilt, daß ähnliche Vorgänge sich auch andernorts 
ereignet hätten und er für geeignete Gegenmaßnahmen Vorsorge getroffen habe. Bei 
dem angeblichen SA-Obergruppenführer dürfte es sich um einen Mann Heydrichs 
gehandelt haben, der die Reichswehrführung gegen die SA aufstacheln sollte.“ 

Diese Meldung paßte zusammen mit der Tatsache, daß im Mai und Anfang Juni in der 
Münchner Gestapo-Zentrale Mordlisten zusammengestellt wurden. Jedenfalls wurde 
Rudolf Kanzler, Führer des Freikorps Chiemgau 1919, ungefähr drei Wochen vor dem 
30. Juni 1934 aus dem Palais Wittelsbach fernmündlich gewarnt, er sei in den nächsten 
Wochen gefährdet. Kanzler beherzigte die Warnung und tauchte im Chiemgau bei sei- 
nen Freikorps-Bauern unter. Laut Aussage Kanzlers wurde auch Professor Stempfle, der 
Leiter des Vatikanischen Geheimdienstes in München, gewarnt, schenkte aber der War- 
nung zu seinem Unglück keine Beachtung. Er wurde am 30. Juni 1934 ermordet.” 
Auch das Gerücht, die SA wolle putschen, war wohl gezielt ausgestreut, um vor allem 
die Reichswehrführung gegen die SA aufzubringen. Es gab nicht den geringsten Beweis 
für wirkliche Putschabsichten Röhms. Er war im Juni zur mehrwöchigen Kur nach Bad 
Wiessee gegangen und hatte am 10. Juni 1934 im „Völkischen Beobachter“ einen Auf- 
ruf an die SA erlassen. Darin empfahl er, für die SA Urlaub zu geben in den Monaten 
Juni und Juli. „Ich erwarte“, so heißt es in seinem Aufruf, „daß die SA am 1. August wie- 
der voll ausgeruht und gekräftigt bereitsteht, um ihren ehrenvollen und schweren Auf- 
gaben zu dienen, die Volk und Vaterland zu erwarten haben. Wenn die Feinde der SA 
sich in der Hoffnung wiegen, die SA werde aus ihrem Urlaub nicht mehr oder nur zum 
Teil wieder einrücken, so wollen wir ihnen diese kurze Hoffnungsfreude lassen. Sie wer- 
den zu der Zeit und in der Form, in der es notwendig erscheint, darauf die gebührende 
Antwort erhalten. Die SA ist und bleibt Deutschlands Schicksal.“ “ 

An dem Intrigenspiel gegen Röhm waren die Reichswehrführung, vornehmlich der 
Reichswehrminister Blomberg und der Chef des Ministeramtes, General Reichenau, 
beteiligt, ferner die „Abwehr“ und der erst im Aufbau befindliche Sicherheitsdienst der 
Reichsführung $S unter Heydrich. In München spielte der Gauleiter Adolf Wagner, 
fanatischer Anhänger Hitlers und „Sprecher der Partei“ in Nürnberg an den Reichspar- 
teitagen, eine nie geklärte, aber sicher zweideutige und ausschlaggebende Rolle.“ Die 
politische Parteiführung, also die Gauleiter und die Reichsleiter, waren alle mehr oder 
weniger Gegner Röhms. 

Seine Entmachtung lag letztlich im Interesse aller genannten Gruppen. Es versteht sich, 
daß die Reichswehrführung das stärkste Interesse an der Beseitigung des gefährlichen 
Konkurrenten hatte, denn Röhm bedrohte mit seinen Milizplänen und seinem Ehrgeiz, 
Reichswehrminister zu werden, die Existenz der konservativen Reichswehrführung, der 
ganzen Generalität. Die Gerüchte über die wachsenden Spannungen wurden teilweise 
von Röhm und verschiedenen unzufriedenen hohen SA-Führern genährt, meist durch 
unvorsichtige Äußerungen eine Quelle für übertriebene und aufgebauschte Schlußfol- 
gerungen der Gegner. 

Nach Bennecke lag die wichtigste Quelle für die Nachrichtenbeschaffung über die SA 
beim Chef AW, SS-Gruppenführer Krüger, der mit der Reichswehrführung eng zusam- 
menarbeitete. In seinem Abschnitt „Die SA will putschen“ berichtet Bennecke, der SA- 
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Obergruppenführer Viktor Lutze, Nachfolger Röhms als Stabschef, habe Mitte Juni als 
Gast an einer Übungsreise der Reichswehr teilgenommen. Dabei habe er dem General 
Reichenau einen von ihm an Röhm gerichteten Brief gezeigt, in dem er Röhm „ernst- 
haft vor der Durchführung seiner Maßnahme gegen die Reichswehr gewarnt“ habe. Am 
25. Juni wurde auch die Nachricht über den bevorstehenden SA-Putsch geliefert.” 
Angeblich habe der SS-Führer Daluege, damals zuständig für Polizeifragen im Reichs- 
innenministerium, die Abwehr der Reichswehr über eine in einer Berliner Privatwoh- 
nung stattgefundene Besprechung höherer SA-Führer verständigt. Dabei seien „Richtli- 
nien für eine gewaltsame Austragung des Konfliktes zwischen der SA und der Reichs- 
wehr festgelegt worden“. 

Ebenfalls um den 25. Juni hätten Himmler und Heydrich die SS-Führer nach Berlin 
berufen, um sie „über die bevorstehenden Gefahren“ zu unterrichten. Entscheidend war 
die Haltung der Reichswehrführung. „Der Chef der Heeresleitung, damals General- 
oberst von Fritsch, warnte etwa um den 24. Juni 1934 vor einem bevorstehenden Angriff 
der SA und ordnete eine möglichst unauffällige Abwehrbereitschaft an.“ Am 25. Juni 
erließ General Reichenau im Einvernehmen mit Blomberg an den Reichsverband der 
deutschen Offiziere die Weisung, Röhm aus dem Verband auszuschließen.* 

Der Machtkonflikt zwischen Reichswehr und SA, ausgelöst durch Röhms Pläne eines 
Milizheeres unter seiner Führung als Reichswehrminister, wurde explosionsartig durch 
Hitlers persönliches Eingreifen blutig gelöst. Nach Ansicht Benneckes „war letzten 
Endes der Chef AW zum geistigen Urheber des 30. Juni geworden, da durch seine Auf- 
fassung über die Landesverteidigung und die sich sachlich daraus ergebenden Folgerun- 
gen ein Machtkampf zwischen ihm und München entstanden sei“. Das mag eine über- 
triebene Zuspitzung der Spannungen zwischen Reichswehr und SA und vielleicht auch 
eine Überschätzung der Bedeutung des Chef AW sein. 

Entscheidend war die persönliche Spannung zwischen Hitler und Röhm. Das gespann- 
te Verhältnis zwischen dem Obersten Partei- und SA-Führer und dem von ihm selbst 
berufenen Stabschef seiner Revolutionsarmee reichte in die Anfänge ihrer Beziehungen 
in den zwanziger Jahren zurück. Hitler hatte die SA als weltanschauliche Propaganda- 
truppe gegründet, Röhm wollte sie zu einem Wehrverband machen. Der Konflikt zwi- 
schen beiden kam 1925 zum Ausbruch, als Hitler den von Röhm während seiner Lands- 
berger Festungshaft gegründeten „Frontbann“ zur SA der 1925 neugegründeten Partei 
machen wollte. Die beiden konnten sich nicht einigen, Röhm zog sich aus dem politi- 
schen Leben zurück und ging 1928 als Instruktionsoffizier nach Bolivien.“ 

Röhm war schon 1923 gegen die Einführung der Standarten als Symbol gewesen; Hit- 
ler hatte sie nach dem Vorbild der römischen Legionsadler geschaffen. Er war von 
Anfang an ein Bewunderer Mussolinis, der im November 1922 italienischer Regierungs- 
chef auf revolutionärem Wege mit seinen faschistischen Anhängern geworden war. 
Röhm schreibt: „Wir sind deutsche Nationalisten. Auch keine Faschisten. Deutsche 
Kämpfer brauchen keine fremden Vorbilder. Von den Welschen, die dem deutschen Sol- 
daten die Bundestreue versagt haben, schon gar nicht. Das soll kein Werturteil über 
Mussolini sein. Die deutschen Staatslenker werden vom Ausland belobt, Mussolini wird 
von allen gehaßt; das allein beweist, daß er der Staatsmann seines Volkes ist. Aber wir 
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brauchen in Deutschland keine Mussolinis 1 : 100.000. Wir haben in der eigenen Frei- 
heitsgeschichte Vorbilder genug.“ ” 

Der Gegensatz in den politischen Grundauffassungen zwischen dem Revolutionär Hit- 
ler und dem monarchistisch gesinnten bayerischen Generalstabsoffizier konnte kaum 
schärfer sein. Im Herbst 1930 bat Hitler trotz dringenden Abratens von Walter Buch*] 
den in der bolivianischen Armee wirkenden Röhm, zurückzukehren und die SA zu 
übernehmen, nach dem plötzlichen Rücktritt des OSAF, Hauptmann a.D. von Pfeffer. 
Röhm sagte zu, ließ sich jedoch von der bolivianischen Armee nur beurlauben; er 
schied aus ihr nicht aus. Anfang Januar 1931 trat er das Amt als Stabschef der SA an; 
Hitler blieb oberster SA-Führer. 

Ohne Röhms Organisationstalent wäre die SA nicht zum entscheidenden Machtfaktor 
für Hitler geworden, ohne die SA hätte er die Macht im Staate nicht erringen können. 

Die Vereinigung des „Stahlhelm. Bund der Frontsoldaten“ mit SA und SS in Röhms 
Hand im Jahre 1933 verlieh dem Stabschef die größte Macht im Staate, jedenfalls zah- 
lenmäßig. Entsprechend wuchs das Selbstbewußtsein Röhms. Für ihn war Hitler nie der 
„Führer“, sondern blieb der Gefreite, dem er, der Offizier, das freundschaftliche „Du“ 
angeboten hatte. Was Röhm von seinem Duzfreund gefordert, was dieser ihm angebo- 
ten hatte, ist nie geklärt worden, konnte nie geklärt werden. Sicher rechnete Röhm mit 
dem Reichswehrministerium, und aus seinen Milizplänen machte er kein Hehl. Er 
mußte sich aber im klaren sein, daß sein Wunsch, Reichswehrminister zu werden, zu 
Lebzeiten des Reichspräsidenten Hindenburg, der ihn ablehnte, unerfüllbar war. 

Hitler stand zwischen zwei Feuern: Auf der einen Seite das Reichsoberhaupt, General- 
feldmarschall Hindenburg, Oberbefehlshaber der Reichswehr, den er sehr verehrte, und 
die Reichswehrgeneralität, mit der er es nicht verderben durfte, auf der anderen Seite der 
mächtige Stabschef seiner Revolutionsarmee, der er seinen Erfolg verdankte. Der 
Reichskanzler mußte taktieren und Zeit zu gewinnen suchen. Von Beginn seiner revo- 
lutionären Laufbahn an war er sich immer im klaren gewesen, daß er ohne oder gar 
gegen die Reichswehr niemals sein Ziel erreichen konnte. Als Reichskanzler mußte er 
sich zwangsläufig auf die Seite der legitimen bewaffneten Macht des Staates stellen. 
Wenn es ihm nicht gelang, den Stabschef Röhm mit Überreden und Überzeugen zur 
Vernunft zu bringen, war ein blutiger Konflikt unausweichlich. 

Er suchte ihm auszuweichen durch Zeitgewinn. Sein Dankesbrief an den Duzfreund zur 
Jahreswende 1933/34, seine Vermittlungsversuche zwischen Reichswehr- und SA- 
Führung, sein langes Gespräch im Frühjahr mit Röhm dienten diesem Zwecke. Aber es 
war nur ein Verschieben der Entscheidung. Röhm und die unzufriedenen SA-Führer 
drängten. Die Gerüchte im In- und Ausland von einer „Zweiten Revolution“ nahmen 
zu. Der italienische Regierungschef Mussolini hatte Hitler bei ihrem Treffen in Venedig 
(14./16. Juni) darauf angesprochen und gewarnt. Allgemein bekannt wurden Röhms 
Kontakte zum französischen Botschafter Frangois-Poncet. 

Hitler erwähnte in seiner Rechtfertigungsrede diese Beziehungen seines Stabschefs zu 
ausländischen Diplomaten. Der Verbindungsoffizier des Heeres zu Hitler bei Kriegsbe- 
ginn, der damalige Oberstleutnant und spätere General Nikolaus von Vormann, berich- 
tete in seinem Buch „So begann der Zweite Weltkrieg. Als Offizier bei Hitler 22. 8. - 1. 
10. 1939“ von ausführlichen Erzählungen Hitlers: „Über Röhm sprach Hitler eines 
Nachts stundenlang. Seine Ausführungen wichen allerdings erheblich von alledem ab, 
was bisher über den Fall auch von ihm selbst verlautbart worden war. Ich zweifelte 
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schon damals nicht daran, daß er an einer Fassung arbeitete, die für die Nachwelt, für 
die Geschichtsschreibung, bestimmt ist.“ 

Hitlers Ausführungen, Monologe im Befehlswagen, waren naturgemäß von der augen- 
blicklichen politischen und militärischen Lage bestimmt, überwiegend von seiner Sorge 
vor einem militärischen Eingreifen der Westmächte. Er schilderte die prekäre außenpo- 
litische Lage des Reiches im Jahre 1933, seiner militärischen Ohnmacht und einer dro- 
henden französischen Intervention, die von Polen vorgeschlagen worden war: 

„Daß es zu keiner Einmischung gekommen ist, verdanke ich allein dem französischen 

Botschafter Frangois-Poncet. Ich kenne alle seine Berichte. (. . .) Ich wußte, daß Röhm 
mit ihm und Frankreich in hochverräterischen Verhandlungen stand. Ich kannte aber 
auch Poncets vertrauliche Vorschläge, nicht einzugreifen, abzuwarten, bis der offene 
Kampf zwischen uns beiden ausgebrochen war, um dann leichtes Spiel zu haben. Von 
diesem Gewährenlassen, von diesem Warten Frankreichs darauf, daß wir uns gegensei- 
tig zerfleischen sollten, habe ich 1933 und 1934 gelebt (. . .), aber Frankreich griff nicht 
ein, und wir waren gerettet.“ 
Er erging sich dann in einem Lobgesang auf Goebbels. „Durch ihn wäre [sic] er über 
alle Vorgänge im feindlichen Lager immer auf dem laufenden gewesen und durch ihn 
hätte er auch den genauen Zeitpunkt für den Ausbruch der Revolte erfahren.“ 
Goebbels’ Tagebucheintragungen vom 29. Juni 1934 stehen zu Hitlers Ausführungen im 
Widerspruch. Goebbels war im Juni vornehmlich durch die Marburger Papen-Rede vom 
17. Juni und die Auseinandersetzung mit der „Reaktion“, konzentriert im Vizekanzler- 
amt, in Beschlag genommen. 
Hitler selbst übernahm die Initiative beim Vorgehen gegen Röhm in Süddeutschland. 
Göring erhielt von ihm die Vollmacht für Norddeutschland. Hitler hatte eine SA-Füh- 
rertagung in Bad Wiessee in seiner Gegenwart angesetzt, wo Röhm zur Kur weilte. Dort 
wollte er Röhm absetzen und eine Anzahl SA-Führer verhaften. Er weilte am Freitag, 
29. Juni, im Rheinland zur Besichtigung von Arbeitsdiensteinheiten und zur Teilnahme 
an der Hochzeit von Gauleiter Terboven. In seiner Begleitung befand sich Goebbels. 
In Bad Godesberg erhielt er mehrere Anrufe, die ihn über die Lage in München unter- 
richteten. Dort waren gegen Mitternacht zum Abschluß eines SA-Appells einige SA-Ver- 
bände demonstrativ aufmarschiert. Der Münchner Gauleiter Adolf Wagner, gleichzeitig 
bayerischer Innenminister, ließ SA-Obergruppenführer Schneidhuber und Gruppen- 
führer Schmid verhaften und meldete diese Vorgänge Hitler nach Bad Godesberg. Ähn- 
lich alarmierende Meldungen erhielt der Reichskanzler von Göring aus Berlin. Vor allem 
Wagners Anruf aus München scheint Hitlers plötzlichen Entschluß zu „blitzschnellem 
Handeln“ ausgelöst zu haben. Er flog nachts nach München, kam gegen vier Uhr mor- 
gens an, ließ sich die auf Wagners Befehl verhafteten SA-Führer Schneidhuber und 
Schmid vorführen und riß ihnen die Abzeichen ab. 
Der Reichskanzler wurde am Flughafen Oberwiesenfeld im Auftrag des Wehrkreisbe- 
fehlhabers von zwei Reichswehroffizieren empfangen. Diese Tatsache beweist, daß die 
Reichswehrführung im Bilde war und den Reichskanzler im Kampf gegen Röhm unter- 
stützte. Der Münchner Wehrkreisbefehlshaber war offensichtlich aus Berlin von Gene- 
ral Reichenau in diesem Sinne unterrichtet worden. In der Führer-Maschine waren 
neben Hitler Dr. Goebbels, Hitlers Kraftfahrer Kempka und Schreck, seine Adjutanten 
Brückner und Schaub und der SA-Obergruppenführer Viktor Lutze. In der zweiten 
Maschine befand sich ein SS-Begleitkommando. 
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Vor seinem Abflug soll Hitler zum Reichsarbeitsdienstführer Oberst a.D. Konstantin 
Hierl noch unter vier Augen gesagt haben, Röhm plane einen Putsch mit der SA, er sei 
entschlossen, ihn im Keime zu ersticken.’' SA-Obergruppenführer Bennecke weist in sei- 
ner Studie dem General Reichenau die entscheidende Rolle im Kampf gegen Röhm zu;” 
auf dem Titelbild brachte er den General Reichenau und den Stabschef Röhm. Sein 
wichtigstes Beweisstück ist das angebliche Affidavit des Generals, im Krieg Feldmar- 
schall, von Kleist, damals Befehlshaber in Schlesien. Laut diesem beim Nürnberger 
Hauptkriegsverbrecherprozeß vorgelegten Affıdavit machte Kleist den SA-Gruppenfüh- 
rer von Schlesien, Heines, auf die vorliegenden Meldungen über SA-Putschabsichten 
aufmerksam. 

Heines erwiderte, er seinerseits kenne alle Maßnahmen der Reichswehr, er habe sie als 
Vorbereitung zu einem Überfall auf die SA gewertet, sich nur abwehrbereit gemacht. „Er 
gab mir sein Ehrenwort als Offizier und SA-Führer, daß er keinen Überfall auf die Trup- 
pe geplant und vorbereitet habe.“ Weiter heißt es: In der Nacht vom 28. auf 29. Juni rief 
Heines nochmals bei Kleist an, er habe inzwischen erfahren, daß nicht nur die Truppe 
in Schlesien, sondern im ganzen Reich gegen einen SA-Putsch in Bereitschaft sei. Er flie- 
ge am 29. Juni nach München. General Kleist flog am gleichen Tag nach Berlin und 
berichtete dem Generaloberst Fritsch und General Beck sein Gespräch mit Heines. Laut 
Kleist ließ Fritsch den General Reichenau rufen, um Kleists Bericht auch zu hören. Rei- 
chenau soll darauf gesagt haben: „Das mag stimmen, aber jetzt ist es zu spät.“ ” 

Wie Hans Roschmann überzeugend nachgewiesen hat, handelte es sich bei diesem 
„Affidavit“ „um eine Fälschung, die von interessierter Seite nachträglich eingeschleust 
wurde, um die Reichswehr und insbesondere General von Reichenau zu diffamie- 
ren“. Der SA-Obergruppenführer Bennecke schrieb seine Studie im Auftrag des 
„Instituts für Zeitgeschichte“. Er war im ganzen erfolgreich um eine sachliche und 
gründliche Darstellung bemüht. Das schließt jedoch nicht aus, daß von seinem Auf- 
traggeber das „Affidavit“ eingeschleust wurde, um die Reichswehrführung, insbeson- 
dere General Reichenau, zu belasten (Das Titelbild von Benneckes Schrift, als „Beiheft 
2“ der Zweimonatsschrift „Politische Studien“ im Günter-Olzog-Verlag, München, 
erschienen, zeigt Reichenau und Röhm. Diese Konfrontation stimmt weder persönlich 
noch sachlich. Der Olzog-Verlag war sozialdemokratisch ausgerichtet, nicht nur anti- 
Nationalsozialismus, sondern auch anti-Reichswehr und anti-Wehrmacht. Und wenn 
Bennecke den Chef AW „als geistigen Urheber des 30. Juni“ bezeichnet, so ist das 
zumindest übertrieben und einseitig auf eine Einzelperson als Causa efficiens abge- 
stimmt.”). 

Die Maßnahmen der Reichswehr im Zusammenhang mit einem befürchteten Aufstand 
der SA waren vorsichtig defensiv, die gesamte Initiative gegen Röhm lag bei Hitler selbst 
und der SS. Die Ansicht Roschmanns, Röhm habe über General Schleicher auch zu Gre- 
gor Straßer Fühlung aufgenommen, kann schon deshalb nicht stimmen, weil Straßer ein 
entschiedener Gegner Röhms immer war und sich nach Niederlegung seiner Ämter von 
der Politik zurückhielt, wie Kissenkoetter nachgewiesen hatte.” Am Nachmittag des 30. 
Juni übernahm eine Reichswehrkompanie die Bewachung des Braunen Hauses. Sie fand 
weder SA- noch SS-Wachen vor. Hitler erschien gegen 18 Uhr, „dankte dem Kompa- 
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niechef und erklärte ihm, sein Auftrag sei erledigt. Nach fernmündlicher Rückfrage beim 
Bataillonskommandeur rückte die Kompanie dann wieder in die Kaserne ein.“ ” 

Hitler fuhr von München weiter nach Bad Wiessee, wo er ungefähr um sechs Uhr ein- 
traf. Dort verhaftete er Röhm und vier weitere SA-Führer und ließ sie ins Gefängnis 
nach München-Stadelheim schaffen. Der Leibarzt Röhms, Dr. Emil Ketterer, hörte, wie 
Hitler vor seiner Tür sagte: „Der nicht!“ 

Auf der Rückfahrt nach München ließ Hitler die allmählich zu der für Mittag angesetz- 
ten Führerbesprechung eintreffenden SA-Führer anhalten und bestimmte, sie einzeln 
musternd, wer verhaftet werden sollte. Das Gros wurde zur Rückkehr nach München 
befohlen.” 

Von den beiden den Reichskanzler am Oberwiesenfeld empfangenden Reichswehroffi- 
zieren berichtete der damalige Hauptmann Hans Dörr, Ende des Krieges Generalmajor, 
folgende Äußerungen Hitlers: „Dies ist der schwärzeste Tag meines Lebens. Aber ich bin 
dankbar, daß ich in dieser schweren Stunde in dem General von Blomberg einen wah- 
ren und edlen Freund gefunden habe.“ 

Laut Dörr hatte die SS es nur der Transporthilfe der Reichswehr mit Kraftfahrzeugen zu 
danken, „daß sie überhaupt - und zwar eine viertel Stunde, nachdem Hitler persönlich 
Röhm und seine Getreuen entmachtet hatte, in Wiessee erscheinen konnte; sie kam 
aber immerhin noch rechtzeitig genug, um die Aktion als ihr Werk zu propagieren und 
den Dank dafür entgegennehmen zu können“. Hitler hatte Sepp Dietrich, dem Kom- 
mandeur der „Leibstandarte“ und Begleiter nach Wiessee, versprochen, „die ‚Leibstan- 
darte‘ zu einer modern bewaffneten Truppe neben der Reichswehr zu machen“, laut 
Aussage Sepp Dietrichs am 1. Juli 1934. 

Die Bayerische Landespolizei, 1923 maßgebend für die Niederschlagung des Luden- 
dorff-Hitler-Putsches, spielte jetzt nur noch eine Nebenrolle. Sie wurde alarmiert; meh- 
rere Hundertschaften mußten das Gefängnis Stadelheim sichern, ohne zu wissen, 
worum es ging. Das Staunen war groß, als Hitlers Fahrer Julius Schreck den Stabschef 
Röhm als Gefangenen einlieferte. In der Türkenkaserne hatte die Landespolizei die dort 
befindliche Stabswache Röhms zu entwaffnen und festzusetzen‘ 

Die Leibstandarte war nachts mit Eisenbahn von Berlin nach Landsberg (Lech) gefah- 
ren, von dort mit Lastkraftwagen und Omnibussen nach Bad Wiessee, und hatte Hitlers 
Aktion durchgeführt. 

Gegen 16 Uhr mußte sich ein Zug der in Stadelheim eingesetzten Hundertschaft der 
Landespolizei vor einem größeren Saal im 1. Stock aufstellen. „In diesem Saal las der 
damalige (bayerische) Justizminister Frank, der schon 1933 gegen Übergriffe der SA Stel- 
lung genommen hatte,” jedem Verhafteten sein Todesurteil vor - es lautete kurz und 
bündig: ‚Der Führer hat Sie wegen Hochverrats zum Tode verurteilt. Das Urteil ist sofort 
zu vollstrecken.‘ Der Lapo-Zug brachte die Verurteilten geschlossen in den Hof. Hier 
mußten sie sich in einer Reihe aufstellen. Dann wurde einer nach dem anderen von dem 
Exekutionskommando der SS abgeholt, in den Hinrichtungshof nebenan gebracht und 
erschossen. Nur Röhm war nicht dabei; er blieb in seiner Zelle. Über sein Schicksal 
lagen noch keine Weisungen vor.“ 
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Am Sonntag, 1. Juli, erschienen gegen 17 Uhr drei SS-Führer aus Dachau; sie hatten den 
Auftrag, Röhm in der Zelle zu erschießen. Der ebenfalls später verhaftete Oberst a.D. 
von Seisser wurde auf Veranlassung Hitlers wieder freigelassen.“ Dagegen war Kahr 
bereits in Dachau ermordet worden. 

In Norddeutschland führte Göring mit Hitlers Vollmacht die „Säuberungsaktion“ in 
noch brutalerer Weise durch. Er ließ eine Anzahl SA-Führer verhaften und sofort 
erschießen. Auch die Ermordung des Generals Schleicher und dessen Frau sowie des 
Generals Ferdinand von Bredow geht auf sein Konto, ebenfalls jene von Gregor Straßer, 
des Ministerialdirektors Klausener und des Papen-Mitarbeiters Edgar Jung, weiters Boses 
und später noch Kettelers. Das Vizekanzleramt war nicht nur eine Beschwerdestelle 
gegen Übergriffe von SA und SS geworden, es war ein Sammelpunkt der Opposition 
der konservativen Rechten gegen die nationalsozialistischen Revolutionäre. 

Göring ließ den Vizekanzler in Schutzhaft nehmen und vom 30. Juni morgens bis 3. 
Juli in seiner Wohnung festhalten, ohne Telefonverbindung. Als von Papen Görings 
Büro betrat, stellte er zu seinem Erstaunen die Anwesenheit Himmlers fest.“ Am 20. 
April 1934 hatte Göring den Reichsführer SS zum stellvertretenden Leiter der Gehei- 
men Staatspolizei in Preußen ernannt; beide arbeiteten engstens zusammen bei der Ent- 
machtung der SA und der Beseitigung ihnen gefährlich erscheinender Persönlichkeiten 
des öffentlichen Lebens - gefährlich ihrer eigenen Machtstellung. Deshalb mußte Gre- 
gor Straßer, der vom Reichskanzler als neuer Wirtschaftsminister vorgesehen war, eben- 
so sterben‘ wie General von Schleicher, der zuviel über die Parteihierarchie wußte. 
Auch die engsten Mitarbeiter Gregor Straßers wurden umgebracht: Rechtsanwalt Dr. jur. 
Alexander Glaser in München und Oberleutnant a.D. Paul Schulz, Stellvertreter 
Straßers als Reichsorganisationsleiter. Dieser kam, schwer verletzt, wie durch ein Wun- 
der mit dem Leben davon und wurde von Hitler für zehn Jahre aus Deutschland ver- 
bannt.“ 

Der damalige bayerische Justizminister, im Krieg Generalgouverneur von Polen, Dr. 
Hans Frank, war in das grausige Geschehen ohne sein Dazutun eingeschaltet.” Nach sei- 
nem Bericht sagten die SS-Führer Sepp Dietrich und Prinz Waldeck zu ihm, „sie hätten 
Befehl, alle SA-Führer sofort zu erschießen, der Führer selbst hätte ihnen eine Liste 
geschickt, auf der etwa hundertzehn SA-Führer ‚angemerkt‘ waren, durch einfachen Blei- 
stiftstrich - die Todeskandidaten. Ich sagte den beiden, das komme auf gar keinen Fall 
in Frage, und war nur sehr zufrieden, in den Zellenkorridoren unsere Landespolizei zu 
wissen, über die die SS-Führer keinerlei Befehlsgewalt hatten. Die beiden sagten: ‚Aber 
der Führer selbst hat es befohlen! Die Verantwortung tragen Sie!‘ Ich sagte: ‚Ja, die trage 
ich. Sie sind hier auf Justizboden.‘“ 

Darauf rief Sepp Dietrich Hitler an und sprach mit Heß. Dann sprach Hitler am Tele- 
fon mit Frank in erregter Weise. Schließlich erreichte der Justizminister, daß Hitler 
neunzehn SA-Führer zur Erschießung ihm angab; Röhm war nicht dabei. Die übrigen 
SA-Führer - Gesamtzahl 110 - waren dadurch gerettet. 

Frank besuchte auch Röhm in seiner Zelle. Dieser sagte zu ihm: „Herr Dr. Frank, ich bin 
Soldat, immer nur Soldat gewesen. Der Führer ist in den Händen des Einflusses meiner 
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Todfeinde. Passen Sie auf, er zerstört jetzt die ganze SA! Mir geht es nicht um mein 
Leben, aber, bitte, kümmern Sie sich um meine Angehörigen, diese sind als Frauen völ- 
lig auf mich familiär angewiesen!“ Frank schilderte die Unterredung weiter: „Seine 
Augen schauten mich ernst und flehend besorgt an. Ich fand sein Gesicht in diesem 
Augenblick geradezu jungenhaft-gutmütig. Das alles versprach ich ihm. Das Versprechen 
wurde gehalten. Nach seinem Tode wurde für Röhms Familienangehörige gesorgt. Er 
war nicht verheiratet, sorgte seit Jahren für Mutter und Schwester. (...) Als ich mich von 
ihm trennte, war es ein Abschied fürs Leben. Die Zellentür schon in der Hand, sagte ich 
ihm Lebewohl. Röhm drückte mir meine Hände und sagte: ‚Alle Revolutionen fressen 
ihre eigenen Kinder.‘“* 

Franks Bericht ist nicht frei von Irrtümern: Er berichtet auf Seite 144 über „doch zuta- 
ge getretene klare Beweise seines Plans, die SA bewaffnet etwa am 2. oder 3. Juli aufzu- 
bieten, um Hitler zu zwingen, Röhm das Kriegsministerium auszuliefern, und wenn 
Hitler sich weigern sollte, diesen selbst abzusetzen, ja zu töten. Zur Vorbesprechung die- 
ses Planes hatte Röhm seine Führerschaft am 30. 6. nach München zitiert. (. ..)‘ Himm- 
ler habe alles erfahren und mit Göring zusammen Hitler informiert. Frank ist hier auch 
auf die Sprachregelung der Gegner Röhms hereingefallen. Röhm hatte „seine Führer- 
schaft“ nicht nach München beordert, vielmehr hatte Hitler die SA-Führertagung für 
den 30. Juni mittags in Bad Wiessee angesetzt. Auch wurde Röhm nicht am 2. Juli - so 
irrtümlich Frank -, sondern am 1. Juli erschossen. 

Frank bot Anfang Juli schriftlich seinen Rücktritt an. Hitler ließ ihn kommen und sagte 
unter anderem: „Sie wollen schon wieder zurücktreten? Ja, haben denn meine Herren 
keine Vorstellung davon, daß man nicht zurücktreten kann in unserem Reich wie in 
irgendeinem der bürgerlichen, alten, bequemen Staaten? Was glauben Sie, wie oft ich 
jetzt in diesen Wochen hätte abgehen wollen?! (. . .) Verläßt man ein Schiff im Ozean?“ 
Ferner sagte Hitler noch zu Frank: „Sie haben viel Ärger mit Ihrer Justiz. Aber vergeßt 
doch bitte nicht, daß jede Revolution ihre Opfer verlangt! Ja, wenn man erst bei euch 
Juristen vorher anfragen müßte, ob man darf, dann hätte es ja in all den Jahrtausenden 
von Jahren Weltgeschichte keine Revolution gegeben. Revolutionen sind die großen 
Schritte vorwärts. (.....) Vom Standpunkt des Rechts ist jede Revolution glattes Unrecht. 
Und ihr Juristen ärgert euch doch nur, daß ihr dann plötzlich neues Recht lernen müßt, 
weil das alte verflogen ist.“ “ 

Am 31. 12. 1934 endete Franks Tätigkeit als bayerischer Justizminister infolge der Auf- 
hebung der Justizhoheit der Länder des Deutschen Reiches. 

Goebbels, der mit Hitler nach München und Bad Wiessee gekommen war, vermerkte 
am 14. Juli 1934 zu den Ereignissen am 30. Juni:” „Schrecklich! Eine Menge von Din- 
gen passierte, die ganz und gar nicht dem Willen des Führers entsprachen. Schicksal! 
Opfer der Revolution! Man lernt, wenig vom Leben des Menschen zu halten, wenn es 
so verloren geht.“ Er vermerkte noch, daß Hitler den Witwen der Opfer „großzügige 
Pensionen“ gewährte. 

Die Aktionen in München und Berlin waren nicht koordiniert. Hitler sah sicher keine 
der Mordlisten, die im Palais Wittelsbach in München (Gestapo) und in Berlin auf Ver- 
anlassung von Göring und Himmler zusammengestellt worden waren. Röhms Schicksal 
entschied sich erst tags darauf, als Hitler, von Göring und Himmler unter Druck gesetzt, 
nachträglich und zögernd den Befehl dazu gab.”' Auch Heß, Buch, Amann und Schwarz 
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hatten die Erschießung Röhms gefordert. Man hatte Röhm ursprünglich den Selbst- 
mord nahegelegt, indem man ihm eine Pistole in die Zelle gab. Er hatte das abgelehnt 
und immer wieder ein Gespräch mit Hitler verlangt. 

Die amtliche Meldung vom 1. Juli lautete: „Dem ehemaligen Stabschef der SA, Ernst 
Röhm, wurde Gelegenheit gegeben, aus seinem Verhalten die Konsequenzen zu ziehen. 
Er tat das nicht und wurde darauf erschossen.“ Die Erschießung fand in der Zelle statt, 
durchgeführt von den SS-Führern Theodor Eicke und Franz Lippert. Hitler war entsetzt 
über die Liste der Exekutierten (83), die ihm von Himmler und Göring vorgelegt wurde, 
aber er übernahm nachträglich die Verantwortung, nachdem er ursprünglich zur 
Erschießung von sieben SA-Führern (Schneidhuber, Schmid, Hayn, Ernst, von Heyde- 
breck, Heines und Graf Spreti) den Befehl gegeben hatte, nicht jedoch Röhms! Auch in 
letzterem Falle ist nicht geklärt, ob er nicht vor eine vollendete Tatsache gestellt wurde.” 
Am 3. Juli erließ Hitler die Anordnung, die Maßnahmen zur Niederschlagung der 
Röhm-Revolte seien am 1. Juli abgeschlossen. Trotzdem erfolgten noch am 3. Juli eini- 
ge Erschießungen. 

Am 1. Juli gab Reichswehrminister Blomberg folgenden Erlaß an die Reichswehr 
bekannt: „An die Wehrmacht! Der Führer hat mit soldatischer Entschlossenheit und 
vorbildlichem Mut die Verräter und Meuterer selbst angegriffen und niedergeschmettert. 
Die Wehrmacht als der Waffenträger des gesamten Volkes, fern vom innenpolitischen 
Kampf, wird danken durch Hingebung und Treue. Das vom Führer geforderte gute Ver- 
hältnis zur neuen SA wird die Wehrmacht mit Freude pflegen im Bewußtsein der 
gemeinsamen Ideale. Der Alarmzustand ist überall aufgehoben. Gez. von Blomberg.“” 
Am 29. Juni 1934, also einen Tag vor dem angeblichen „Röhm-Putsch“, hatte General 
von Blomberg im „Völkischen Beobachter“ (Süddeutsche Ausgabe) einen Aufsatz veröf- 
fentlicht unter dem Titel „Die Wehrmacht im Dritten Reich“. Es fällt auf, daß Blomberg 
nicht mehr von „Reichswehr“, sondern von „Wehrmacht“ spricht. Der Presseoffizier des 
Reichswehrministeriums, der spätere General Foertsch, hebt in seinem Buch „Schuld 
und Verhängnis“ hervor, daß der Artikel Blombergs schon mehrere Tage in der Redak- 
tion vorgelegen habe und erst auf sein (Foertschs) Drängen veröffentlicht wurde, mit der 
Absicht, den Parteiführer Hitler für die Reichswehr zu beanspruchen. Ein unmittelbarer 
Zusammenhang mit den Ereignissen des 30. Juni bestand nicht.” 

In der Sitzung des Reichskabinetts am Dienstag, 3. Juli 1934, gab der Reichskanzler eine 
ausführliche Darstellung und betonte, „daß ein blitzschnelles Handeln notwendig war, 
weil andernfalls die Gefahr bestand, daß viele Tausende von Menschenleben vernichtet 
worden wären“. Reichswehrminister Blomberg „dankte dem Führer im Namen des 
Reichskabinetts und der Wehrmacht für sein entschlossenes und mutiges Handeln, 
durch das er das deutsche Volk vor dem Bürgerkrieg bewahrt habe. Der Führer habe sich 
als Staatsmann und Soldat von einer Größe gezeigt, die bei den Kabinettsmitgliedern 
und im ganzen deutschen Volk das Gelöbnis zur Leistung, Hingabe und Treue in dieser 
schweren Stunde in allen Herzen wachgerufen habe“. 

Das Reichskabinett genehmigte dann folgendes „Gesetz über Maßnahmen der Staats- 
notwehr“: „Die zur Niederschlagung hoch- und landesverräterischer Angriffe am 30. 
Juni und am 1. und 2. Juli 1934 vollzogenen Maßnahmen sind als Staatsnotwehr rech- 
tens.“ Reichsjustizminister Dr. Gürtner erklärte hierzu, daß die vor dem unmittelbaren 
Ausbruch einer landesverräterischen Aktion ergriffenen Notwehrmaßnahmen nicht nur 
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als Recht, sondern als staatsmännische Pflicht zu gelten haben. Das Reichskabinett 
beschloß ferner ein Änderungsgesetz zum Gesetz zur Sicherung der Einheit von Partei 
und Staat, wonach der Chef des Stabes der SA nicht mehr Mitglied der Reichsregierung 
sein muß.” 

Am 13. Juli 1934 hielt Hitler vor dem Reichstag seine Rechtfertigungsrede. Im Mittel- 
punkt stand sein Verhältnis zu Röhm, wie oben schon erwähnt. Hier seien die dramati- 
schen Umstände und Hintergründe seines „blitzschnellen“ Handelns in den Mittel- 
punkt der Schilderung gestellt: 

„Ende Juni war ich daher entschlossen, dieser unmöglichen Entwicklung ein Ende zu 
setzen.“ Vorausgegangen war Anfang Juni noch eine „nahezu fünfstündige Aussprache“. 
„Das Ergebnis dieser Unterredung aber war, daß Stabschef Röhm in der Erkenntnis, auf 
meine Person bei seinem geplanten Unternehmen unter keinen Umständen rechnen zu 
können, nunmehr die Beseitigung meiner Person selbst vorbereitete.“ Hitler entschloß 
sich, Samstag, den 30. Juni nach Wiessee zu fahren, „den Stabschef seines Amtes zu ent- 
heben und eine Anzahl von SA-Führern, deren Verbrechen klar zutage lag, zu verhaf- 
ten.(.\.) 

Im Laufe des 29. Juni erhielt ich aber so bedrohliche Nachrichten über letzte Vorberei- 
tungen zur Aktion, daß ich mittags die Besichtigung der Arbeitslager in Westfalen abbre- 
chen mußte, um mich für alle Fälle bereitzuhalten. Um ein Uhr nachts erhielt ich aus 
Berlin und München zwei dringendste Alarmnachrichten, nämlich: In Berlin sei für 
nachmittags Alarm angeordnet, und eine Stunde später sollte ‚die Aktion überfallmäßig 
mit der Besetzung der Regierungsgebäude ihren Anfang nehmen‘. Gruppenführer Ernst 
war zu diesem Zweck auch nicht mehr nach Wiessee gereist, sondern zur persönlichen 
Führung der Aktion in Berlin zurückgeblieben. Zweitens wurde in München die Alar- 
mierung der SA bereits für neun Uhr abends angeordnet. Die SA-Formationen wurden 
nicht mehr nach Hause entlassen, sondern in die Alarmquartiere gelegt. 

Das ist Meuterei! Der Befehlshaber der SA bin ich und sonst niemand! Unter diesen 
Umständen konnte es für mich nur noch einen einzigen Entschluß geben. Wenn über- 
haupt noch Unheil zu verhindern war, dann mußte blitzschnell gehandelt werden. Nur 
ein rücksichtsloses und blutiges Zugreifen war vielleicht noch in der Lage, die Ausbrei- 
tung der Revolte zu ersticken. (....) Es war mir endlich klar, daß dem Stabschef nur ein 
einziger Mann entgegentreten konnte und entgegentreten mußte. Mir brach er die 
Treue, und ich allein mußte ihn dafür zur Verantwortung ziehen! (. . .) 

Meuterei bricht man nach ewig gleichen Gesetzen. Wenn mir jemand den Vorwurf ent- 
gegenhält, weshalb wir nicht die ordentlichen Gerichte zur Aburteilung herangezogen 
hätten, dann kann ich ihm nur sagen: In dieser Stunde war ich verantwortlich für das 
Schicksal der deutschen Nation und damit des deutschen Volkes oberster Gerichtsherr. 
(. . .) Ich habe den Befehl gegeben, die Hauptschuldigen an diesem Verrat zu erschießen, 
und ich gab weiter den Befehl, die Geschwüre unserer inneren Brunnenvergiftung und 
der Vergiftung des Auslandes auszubrennen bis auf das rohe Fleisch.“ 

Laut Hitlers Aussage wurden fünfzig SA-Führer erschossen, dreizehn weitere und Zivil- 
personen, die bei der Verhaftung Widerstand leisteten, kamen ums Leben, ebenso drei SS- 
Führer und SS-Angehörige, drei endeten durch Selbstmord. „Eine Anzahl von Gewaltta- 
ten, die mit dieser Aktion in keinem Zusammenhang stehen, werden den normalen 
Gerichten zur Aburteilung übergeben. (. . .) Ich muß aber an dieser Stelle auch zugleich 
gestehen, daß mein Vertrauen zur Bewegung und insbesondere zur SS nie gewankt hat. 
Und nun wurde auch das Vertrauen zu meiner SA mir wieder zurückgegeben.“ 


75 VB v. 5. 7. 1934, abgedruckt Anlage 7 bei Bennecke, $. 91. 


368 


Die SS erwies sich als der eigentliche Gewinner der Entmachtung der SA. Am 20. Juli 
erließ Hitler folgende Verfügung: „Im Hinblick auf die großen Verdienste der SS, beson- 
ders im Zusammenhang mit den Ereignissen des 30. Juni 1934, erhebe ich dieselbe zu 
einer selbständigen Organisation im Rahmen der NSDAP. Der Reichsführer der SS 
untersteht daher gleich dem Chef des Stabes dem Obersten SA-Führer direkt. Der Chef 
des Stabes und der Reichsführer der SS bekleiden beide den parteimäßigen Rang eines 
Reichsleiters.“” 

Hitler zählte in seiner Rede insgesamt 77 Tote; die amtliche Liste, vermutlich von der 
obersten SS-Führung erstellt, machte 83 Personen namhaft.” Sie ist nicht vollständig. 
Der Leiter des Ermittlungsverfahrens in Sachen „Röhm-Putsch“, München, Staatsanwalt 
Weiß, erteilte dem Verfasser die mündliche Auskunft, „daß etwa 170 Personen ums 
Leben gekommen seien“. Der Stellvertreter Röhms, Ritter von Krausser, ist in der amt- 
lichen Liste auch nicht aufgeführt. Nach mündlicher Mitteilung eines Eingeweihten 
wurde Krausser das persönliche Opfer des Hasses Görings. Dieser zitierte ihn nach Ber- 
lin, riß ihm seine militärischen Auszeichnungen ab und ließ ihn erschießen. Krausser 
war Träger der höchsten königlich-bayerischen Tapferkeitsauszeichnung, des Militär- 
Max-Joseph-Ordens. 

Laut Staatsanwalt Weiß plante Röhm keinen Staatsstreich gegen Hitler; möglicherweise 
dachte er an eine legale Beseitigung Hitlers. Weiß bezeichnete die Aktion Hitlers von 
der strafrechtlichen Seite als „Wahnverbrechen“. Röhms Leibarzt Dr. Emil Ketterer, in 
Wiessee anwesend, erklärte dem Verfasser entschieden, daß Röhm keine gewaltsame 
Aktion gegen Hitler geplant habe. Vielmehr habe ihm Röhm gesagt, wenn Hitler auf 
seine Pläne nicht eingehe, wolle er nach Bolivien zurückkehren. Laut Staatsanwalt Weiß 
war Göring gemäß seiner Aussage in Nürnberg Haupttreiber zu der Aktion. Die Gene- 
rale Blomberg und Reichenau dürften maßgeblich auf Hitler zur Beseitigung Röhms 
eingewirkt haben. Sie dachten jedoch nicht an das rechtlose, freibeutermäßige Vorgehen 
Hitlers. 

Hitler führte sein „blitzschnelles* Handeln ohne Zweifel aufgrund gezielter Falschin- 
formationen durch, die er für bare Münze genommen hatte, besonders die letzten Mel- 
dungen in der Nacht vom 29. auf 30. Juni. Falsch war die Behauptung, die Berliner SA 
sei für den 30. Juni, nachmittags vier Uhr, alarmiert worden. Falsch war vor allem auch 
im Zusammenhang mit der angeblichen Alarmierung der Berliner SA die Behauptung, 
der Berliner Gruppenführer Ernst sei deshalb nicht nach Wiessee gereist, sondern in Ber- 
lin geblieben. Tatsächlich aber war Ernst am 29. Juni nach Bremen gereist, um sich am 
30. Juni mit seiner Frau zu einer Seereise nach Teneriffa einzuschiffen. „Am Mittag des 
30. Juni nahm Ernst an einem offiziellen Empfang im Bremer Rathaus teil. Er wurde 
dann verhaftet und nach Berlin transportiert.“ Dort wurde er auf Geheiß von Göring 
erschossen. 

Der nächtliche Aufmarsch von SA in München (29./30. Juni) wurde anscheinend von 
Gauleiter und Innenminister Adolf Wagner nach Godesberg gemeldet. Bennecke war 
überzeugt, „daß sich die Vorgänge in München durchaus wie die Reaktionen der SA 
in Schlesien deuten lassen: als Antwort auf die Alarmierung der Reichswehr gegen 
einen SA-Putsch, der weder geplant war noch stattgefunden hat“. Bennecke selbst 
wurde telegraphisch zu der „auf Befehl des Führers“ angeordneten Besprechung in 
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Wiessee beordert. Am Morgen gegen sieben Uhr in München angekommen, wurde 
auch er an der Bahnhofssperre von einem SS-Führer, „der damalige Mitarbeiter von 
Goebbels (. ...) und spätere Gauleiter von Schlesien, Hanke“ und zwei Kriminalbe- 
amten kontrolliert. 

„Die SS-Dienststellen, die in die Aktionen des 30. Juni eingegriffen haben, bekamen 
ihre Weisungen aus Berlin erst gegen zehn Uhr vormittags. Die Kontrollen am Bahnhof 
erfolgten aber bereits morgens sieben Uhr. Bennecke erklärt sein Erlebnis daher: „Da bei 
den Ereignissen am 30. Juni 1934 nachweislich der Münchner Gauleiter Adolf Wagner 
eine besondere Rolle gespielt hat, ist es naheliegend, daß er als bayerischer Innenmini- 
ster die Aktion auf dem Münchner Hauptbahnhof angeordnet hat.“” 

„Auf der Weiterfahrt mit dem Auto“, so schildert Bennecke sein Erlebnis wörtlich, 
„begegnete uns etwa eine halbe Stunde später, also gegen 9.30 Uhr, eine langsam fah- 
rende Autokolonne. Der vor uns fahrende Wagen, in dem die SA-Führer von Jagow und 
Ludin saßen, und unser Wagen wurde von SS-Angehörigen angehalten. Wir SA-Führer 
wurden zur Meldung bei Hitler, der im ersten oder einem der ersten Wagen stand, auf- 
gefordert. Hitler stand neben seinem Fahrer. Hinter dem Fahrer saß Lutze, hinter Hit- 
ler Heß. Als ich meldete, sagte Hitler kurz: ‚Stabschef Röhm ist abgesetzt und verhaf- 
tet. Nachfolger ist Obergruppenführer Lutze.‘ Heß fügte hinzu, daß eine Führerbespre- 
chung im ‚Braunen Haus‘ stattfinde. (. . .) Im Hotel Schottenhamel traf sich dann eine 
größere Anzahl höherer SA-Führer, ohne in der Lage zu sein, die Ereignisse zu verste- 
hen und ihren Sinn zu erfassen.“ 

Aus dieser von Bennecke aus dem Erlebnis geschilderten Stimmungslage ist klar zu erse- 
hen, daß von einem Umsturz kein SA-Führer eine Ahnung hatte und infolgedessen 
auch keiner geplant oder gar vorbereitet war. Zu seinem Erstaunen stellte Bennecke fest, 
daß der Chef AW, Obergruppenführer Krüger, nicht nach München gefahren war. Die 
SA-Gruppe Berlin war in München durch den Stabsführer Oberführer Sander vertreten. 
Er wurde nach Hitlers Ansprache im Braunen Haus verhaftet, nach Berlin gebracht und 
dort erschossen. 

Hitlers Ansprache fand im „Senatorensaal“ im Braunen Haus statt: „Hitler hielt seine 
temperamentvolle anklagende Rede vor den SA-Führern und auch vor zahlreichen poli- 
tischen Leitern der Reichsleitung und einer Anzahl von Gauleitern. Die Parteiführer 
mußten seine Rede, die wahrscheinlich mehr als eine Stunde dauerte, stehend anhören. 
In Erinnerung ist mir geblieben, daß er strikte Trennung zwischen den militärischen 
Aufgaben der Reichswehr und den parteipolitischen Aufgaben der SA hervorhob.“ Die 
SA-Führer begaben sich dann wieder ins Hotel Schottenhamel und traten von dort die 
Rückreise an. 

Da Bennecke nicht weiter die Arbeit des Reichs-SA-Hochschulamtes fortführen konnte, 
bat er Lutze um eine anderweitige Verwendung. Er wurde mit der Führung der Reichs- 
führerschule der SA beauftragt. „Alle bisherigen Forschungen ergaben“, so stellte 
Bennecke fest, „daß Röhm und die SA oder die SA einzelner Gruppen vor dem SA- 
Urlaub, der am 1. Juli 1934 beginnen sollte, keinen Putsch planten oder vorbereiteten. 
Im Gegenteil, es liegt sogar ein Zeugnis vor, daß Röhm bei weiteren Schwierigkeiten 
nach Bolivien zurückkehren wollte.“ Diese Aussage Benneckes deckte sich mit jener 
von Dr. Ketterer gegenüber dem Verfasser. Röhm hatte sogar bei der Aussprache mit 
Hitler auf seine Absicht, nach Bolivien zurückzukehren hingewiesen. Hitler aber hatte 
ihn beschworen, zu bleiben, weil er ihn noch als nützliches Gegengewicht gegen die 
Reichswehrführung benötigte. 
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Als gewichtiges Zeugnis für den nicht geplanten Staatsstreich, das Phantom, gegen das 
Hitler in einem regelrechten Wutausbruch angekämpft hatte, brachte Bennecke noch 
schwerwiegende Äußerungen von Lutze am 17. August 1935: Demnach sagte Lutze, 
„daß die ursprüngliche Liste von sieben SA-Führern - Röhm wäre dann der achte gewe- 
sen - ohne Anordnung Hitlers auf siebzehn erweitert worden wäre, deren Erschießung 
nachträglich von Hitler anerkannt worden sei“. Dann wurden aber willkürlich 83 
erschossen. 

Lutzes Aussagen unter Alkoholwirkung fanden bei einem Kameradschaftsabend in Stet- 
tin am 17. August 1935 statt. Lutze bestätigte dabei auch, daß keine Putschbefehle 
Röhms vorgelegen hätten.” Lutze hob auch hervor, „es wäre notwendig gewesen, nach- 
dem die Spitze und die Hauptschuldigen erschossen waren, gegen die anderen ein 
ordentliches Gerichtsverfahren zu eröffnen. Es würde sich eines Tages rächen, daß hier- 
bei so ungerecht und willkürlich vorgegangen worden war“. Zusammenfassend hatte 
Lutze geäußert: „Der Führer hat 1931 im Völkischen Beobachter ganz unzweideutig und 
klar erklärt, als er den Stabschef Röhm einsetzte, die Befehle des Stabschefs Röhm sind 
unter allen Umständen zu befolgen, er besäße sein volles Vertrauen und erteile Befehle 
nur in seinem, des Führers, Auftrage. Es hätte also nach der Darstellung von Lutze am 
30. Juni niemand erschossen werden dürfen, weil durch die Anordnung des Führers 
jeder die Befehle befolgen mußte.“ * 

Der ehemalige Gauleiter in Düsseldorf, Karl Florian, erzählte dem Verfasser, er habe Hit- 
ler anläßlich des Besuches bei ihm in der Wohnung (1937) auf den 30. Juni 1934 ange- 
sprochen und ihm gesagt, er sei von der vollen Unschuld des SA-Obergruppenführers 
Schneidhuber überzeugt; dieser sei Hitler unbedingt ergeben gewesen. Darauf erwider- 
te Hitler, wenn man ein Geschwür ausschneide, müsse man auch das Gesunde am 
Rande des Geschwürs beseitigen. Schneidhuber, Major a.D. und Frontoffizier des Ersten 
Weltkrieges, war Polizeipräsident von München gewesen und fiel offensichtlich einer 
Intrige des Gauleiters Adolf Wagner zum Opfer, ähnlich wie Gruppenführer Schmidt.* 
Von der Reichswehrseite berichtete der damalige Leutnant bei den Gebirgsjägern in der 
Garnison Kempten, Hans Roschmann, als persönliches Erlebnis: „Die erste, dem Ver- 
fasser bekannt gewordene und aktenkundig belegte Weisung des Chefs HL über die 
‚Durchführung von Sicherheitsmaßnahmen bei Truppe und Kommandobehörden‘ 
stammte aus den Akten des WKK VII, datiert vom 28. 6. 1934. Chef HL befiehlt: 

In jeder Kaserne muß bis auf weiteres ständig ein Offizier anwesend sein. 

Bei den Stäben der ‚Wehrgauleitungen‘ sind ‚Offiziere vom Dienst‘ einzuteilen. 
Nachzuprüfen sind: die Alarmbestimmungen, die Vorschriften über Bewachung der 
Kasernen und der Munition und der Waffenbestände. 

Alle Maßnahmen sind möglichst unauffällig zu treffen. (.. .) 

Auch beim WKK in München wurde die Lage anscheinend nicht allzu ernst angesehen. 
Sonst wäre der Befehlshaber, General Adam, an diesem Tage schwerlich zu einer Rekru- 
tenbesichtigung zu dem damals noch zirka vier Autostunden entfernten Standort Lin- 
dau am Bodensee gefahren. (.. .)“ 

Laut Roschmann bestand in Kempten ein gutes Verhältnis zwischen Reichswehr und 
SA. „Am Samstag, dem 30. Juni, wurde ich, wie alle anderen erreichbaren Urlauber, 
gegen 6.30 Uhr morgens alarmiert und kam mit meinem eigenen Wagen gegen 7.30 Uhr 
in die Kloster-Kaserne.“ Roschmann war als diensttuender Bataillons-Kommandant ein- 
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geteilt. Es meldete sich der örtliche SA-Führer, Standartenführer Kuhn, und erklärte „in 
meinem Beisein, daß die OSAF einen Putsch plane, an dem er sich aber nicht beteili- 
gen wolle und sich daher in den Schutz der Reichswehr begäbe. Er zeigte dann dem 
Bataillons-Kommandeur eine Liste, die er von der OSAF erhalten habe, mit den Namen 
derjenigen Personen, die er ‚liquidieren‘ sollte, darunter den Landrat, den Oberbürger- 
meister und Polizeichef von Kempten, den Bataillons-Kommandeur und nahezu alle 
Offiziere des Bataillons - auch mein Name war darunter, obwohl ich doch die militäri- 
sche Ausbildung der SA-Führer in Kempten durchgeführt hatte. (. . .) Standartenführer 
Kuhn blieb dann ‚im Schutze der Reichswehr‘ in der Kaserne, bis im Laufe des Tages die 
Radio-Nachrichten von der Aktion Hitlers in Bad Wiessee eintrafen“. 

Um 20 Uhr war die Marschbereitschaft des Bataillons hergestellt; sie wurde am 2. Juli 
aufgehoben. In der Schlußbetrachtung faßte Roschmann zusammen: „Hätte ein 
Putsch der SA tatsächlich stattgefunden, so wären die Folgen unübersehbar gewesen: Ein 
Einsatz der Reichswehr gegen nationale Verbände, die im Grunde das gleiche anstreb- 
ten wie die Reichswehr und die Staatsführung, nämlich die Beseitigung der für Deutsch- 
land unerträglichen und entehrenden Bestimmungen des ‚Versailler Vertrages‘; gegen 
diesen, insbesondere auch gegen die Festschreibung der alleinigen Schuld Deutschlands 
am Kriege, hatte die Mehrheit des deutschen Volkes stets angekämpft, allerdings bis 
zum Regierungsantritt Hitlers ohne Erfolg! Freilich, mit der bei der Aktion vom 30. Juni 
1934 erfolgten Ermordung politischer Gegner, die nicht der SA angehörten, so die 
Generale von Schleicher und von Bredow, von Gregor Straßer, Kahr und der drei Mit- 
arbeiter von Papens, begann sich auch der ‚innere Widerstand gegen Hitler und sein 
Regime‘ zu formieren, wie Aussagen von ‚Widerständlern‘ (Generaloberst Beck und 
anderen) beweisen. Angesichts des vom Regierungschef Hitler erwarteten Putsches der 
SA war die vom RW-Ministerium in Einzelfällen angeordnete Transport- und Waffen- 
hilfe für die SS verständlich. Sie bedeutete aber keine Billigung des tatsächlichen 
Ablaufs und Ausmaßes der Aktion vom 30. Juni 1934, auf die die Reichswehrführung 
weder Einfluß ausgeübt noch sich daran beteiligt hatte.“” 

Sowohl Hitlers Aufzählung der Toten wie die unvollständige Liste mit 83 Namen zei- 
gen, daß nicht nur SA-Führer erschossen wurden, sondern geschlossene Gruppen der 
Opposition, aber nicht der Linken, sondern der innerparteilichen und der konservati- 
ven Opposition. Letzere hatte sich um Papens Vizekanzleramt gruppiert.“ Er selbst ent- 
kam mit knapper Not dem Massaker, drei Tage in Einzelhaft gehalten, aber seine unmit- 
telbaren Mitarbeiter wurden verhaftet und ins Gefängnis gebracht, Oberregierungsrat 
Freiherr von Bose wegen angeblichen Widerstands erschossen. Edgar Jung war am 25. 
Juni verhaftet worden, Papens Mitarbeiter Wilhelm von Ketteler fiel später Rache zum 
Opfer, im März 1938," Fritz von Tschirschky hatte sich geweigert, sich der Gestapo zur 
Untersuchung zu stellen und ging nach England.” 

Er selbst berichtet in seinen Erinnerungen seine Erlebnisse 1934 und über sein Gespräch 
mit Hitler:”' „Ich erzählte ihm also, wie meine Verhaftung in der Vizekanzlei am 30. Juni 
vor sich gegangen war, wie ich in die Prinz-Albrecht-Straße gebracht wurde und was ich 
dort erlebt hatte. Man hatte Hitler berichtet, Gregor Straßer habe im Keller der Gesta- 
po in der Prinz-Albrecht-Straße Selbstmord begangen. Ich erzählte ihm mit allen 
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Details, wie die Ermordung seines alten Mitkämpfers wirklich vor sich gegangen war. 
Hitler hörte, immer blasser werdend, ohne ein Wort zu sagen, meinen Bericht an. Als 
ich fertig war, stand er plötzlich auf, ging einige Schritte hin und her und sagte: ‚Das 
müssen Sie mir alles in einem schriftlichen Bericht niederlegen.‘ Worauf ich ihn scharf 
und durchbohrend ansah und antwortete: ‚Herr Reichskanzler, das soll ich Ihnen in 
einem schriftlichen Bericht niederlegen?‘ Hitler wandte sich ab, ging einige Schritte 
durchs Zimmer und sagte: ‚Ja, ja, ich will einen schriftlichen Bericht haben.‘ Ich erwi- 
derte nochmals: ‚Herr Reichskanzler, darüber wollen Sie einen schriftlichen Bericht 
haben?‘ Nun sah mich Hitler scharf an und fragte plötzlich: ‚Was meinen Sie damit? 
Ich darauf: ‚Ich hoffe, Herr Reichskanzler wissen, was ich meine.‘ Hitler wandte sich ab 
und sagte halblaut vor sich hin: ‚Sie meinen, ich erhalte den Bericht doch nie.‘ Hierauf 
erwiderte ich: ‚Jawohl, Herr Reichskanzler, den Bericht bekommen Sie nie.‘ Er hatte sich 
in der Zwischenzeit wieder gefangen und sagte nun im Befehlston: ‚Ja, Sie haben ganz 
recht, den Bericht müssen Sie mir persönlich oder allerhöchstens Brückner übergeben!‘ 
Ich antwortete darauf: ‚Herr Reichskanzler, ich fliege morgen mit Herrn von Papen nach 
Wien. Ich glaube nicht, daß es richtig ist, einen solchen Bericht auf dem Kurierwege an 
Sie gelangen zu lassen.‘ Hitler: ‚Dann werden Sie eben mit einem Sonderflugzeug hier- 
her zu mir nach Berchtesgaden kommen.‘ Ich erwiderte ‚Jawohl‘, und die Unterredung 
war beendet. 

Allerdings hatte ich in Wien zu dem Bericht gar keine Lust. Ich habe ihn erst verfaßt, 
als ich aus dem Reichsdienst entlassen wurde, und ihn am 5. Februar 1935 an das an 
Herrn von Papen gerichtete Schreiben angeschlossen, in dem ich meine Weigerung 
begründete, mich der Gestapo zu stellen. Es gab mir später eine gewisse Genugtuung, 
daß mein Bericht an Hitler über die Ermordung seines langjährigen Kampfgefährten 
Gregor Straßer seine Wirkung nicht verfehlte. Meine Frau erzählte mir im Jahre 1937 
auf einer ihrer Besuchsreisen nach London folgende Begebenheit: Frau Raubal, Hitlers 
Stiefschwester, sagte zu Dr. Eduard Pant, mit dem sie in der Eisenbahn im Gespräch war 
und Tschirschky vorübergehen sah: ‚Das ist doch dieser fürchterliche Tschirschky, der 
meinem Bruder auf dem Obersalzberg im August 1934 genau erzählt hat, wie Gregor 
Straßer ermordet worden ist. Man hatte doch meinem Bruder gesagt, Gregor Straßer 
habe Selbstmord verübt. Mein Bruder war im Anschluß an diesen Abend und an den 
folgenden beiden Tagen so außer sich, daß er in den Nächten schrie und tobte. Wir 
konnten ihn gar nicht beruhigen.‘ ” 

Gregor Straßer war sicher ohne Wissen und gegen Hitlers Willen ermordet worden, auf 
Veranlassung Görings. Hitler hatte die Absicht, Straßer wieder zur Mitarbeit heranzu- 
ziehen. Laut Mitteilung von Eugen Weese verhandelte Hitler im Jahre 1934 mit Straßer 
wegen der Übernahme des Wirtschaftsministeriums.” Mit Straßer waren auch seine bei- 
den bedeutendsten Mitarbeiter liquidiert worden: Oberleutnant a.D. Paul Schulz und 
Rechtsanwalt Dr. Alexander Glaser. Paul Schulz, der aus der Berliner Wohnung geholt, 
die Potsdamer Chaussee hinausgefahren und im freien Gelände niedergeschossen wor- 
den war, entkam seinen Mördern, schwer, aber nicht lebensgefährlich verwundet, durch 
Flucht in den nahe liegenden Wald - seine „Erschießung“ war in der Dunkelheit erfolgt 
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- und wurde von Hitler für zehn Jahre aus Deutschland verbannt. Dr. Glaser war in 
München in seinem Büro erschossen worden. 

Eugen Weese, Mitarbeiter von Rudolf Jung von 1918 bis 1933 und Sekretär der DNSAP, 
sagte: „Wir haben den Krieg verloren am 6. Dezember 1933 und am 30. Juni 1934; am 
erstgenannten Datum starb Hans Knirsch, der großen Einfluß auf Hitler gehabt hatte, 
und am 30. Juni 1934 wurde Gregor Straßer ermordet. Dieser vertrat die altösterreichi- 
sche Auffassung der sozialistischen, arbeiterfreundlichen NS-Richtung.“ Knirsch war im 
Frühjahr 1933 zu Hitler gefahren, um ihm über die Politik der Sudetendeutschen zu 
berichten. Die Sudetendeutschen hatten dem tschechischen Ministerpräsidenten Maly- 
petr angeboten, die Vermittlerrolle zum NS-Deutschland zu übernehmen. Hitler hatte 
diesen Vorschlag gebilligt mit der Erklärung, daß er zehn Jahre brauchen werde, bis 
Deutschland ein bündnisfähiger Staat werde. Solange könne er den Sudetendeutschen 
nicht helfen, und deshalb sei der Vermittlungsvorschlag richtig. 

Görings Verantwortung für die Ermordung Gregor Straßers kann man auch einer Aus- 
einandersetzung zwischen ihm und dem Gauleiter Jordan am 13. Juli 1934, dem Tag der 
Rechtfertigungsrede Hitlers, entnehmen. Göring zu Jordan: „Ich weiß, Gauleiter Jordan, 
daß Sie ein Freund Gregor Straßers waren. Sie werden mir das nicht abstreiten wollen. 
Und Sie werden wissen, auch Gregor Straßer wurde im Zusammenhang mit der Partei- 
Revolte von seinem Schicksal ereilt, auch er ist erschossen worden.“ Gauleiter Jordan 
schließt seinen Bericht über diese für ihn erfolgreiche Auseinandersetzung mit Göring 
mit den Worten: „Der ‚letzte Renaissance-Mensch‘, wie ihn in der Partei einige nann- 
ten, fuhr selbstgefällig ab.“” General Schindler, deutscher Militärattache in Warschau 
und aufgrund seiner freundschaftlichen Beziehungen zu Marschall Pilsudski maßgeblich 
am Zustandekommen des deutsch-polnischen Nichtangriffsabkommens vom Januar 
1934 beteiligt, bezeichnete dem Verfasser gegenüber Göring als „Mörder“.” 

Göring, von Hitler mit Vollmacht für Norddeutschland ausgestattet, ist der Hauptver- 
antwortliche für die Massenexekutionen und die brutale Beseitigung aller ihm persön- 
lich gefährlich erscheinenden Personen. In Gregor Straßer hatte er immer seinen gefähr- 
lichsten Rivalen in der Partei gesehen; vermutlich wußte er auch von Hitlers Absicht, 
Gregor Straßer zur Mitarbeit wieder heranzuziehen und ihm das Wirtschaftsministeri- 
um anzuvertrauen. Auch von Papen ließ sich über Görings Machtgier und Einfluß ein- 
deutig aus.” Wäre Straßer im Amt geblieben, hätte Göring niemals die verhängnisvolle 
Rolle spielen können, niemals solche Machtfülle erreicht. 

Der ehemalige Gauleiter von Magdeburg-Anhalt, Rudolf Jordan, nahm Stellung zum 
30. Juni 1934 in einem Aufsatz „Schicksalstag der Deutschen Revolution“ und kam zu 
folgendem Ergebnis: „Hitlers nunmehrige entschiedene Hinwendung zur Reichswehr 
unter bewußtem Verzicht auf deren Revolutionierung ging mit der Degradierung seiner 
SA zu einer Art patriotischem Schützenverein Hand in Hand. Politisch bedeutete der 
30. Juni 1934 die Exekution der nationalsozialistischen Bewegung im geheim vollzoge- 
nen Auftrag der Armee. Das hatte historisch schwerwiegende Folgen. Die Sterbestunde 
der SA wurde zur Geburtsstunde des 20. Juli 1944, als dem Putsch der Generale gegen 
die SA (im Frieden) der Putsch der Militärs gegen ihren Obersten Befehlshaber (mitten 
im Kriege) folgte. Die nationalsozialistische Revolution hatte in den Gewehrsalven von 
Stadelheim und Lichterfelde ihr schauriges Ende gefunden. Als die außenpolitische Ein- 
kreisung begann, ging es also nicht um die Revolution Adolf Hitlers, sondern um die 
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nicht erwünschte Existenz eines starken, mächtigen Deutschlands. (. ..) Nun schien es 
den Versailler Mächten wiederum an der Zeit, das nachzuholen, was ihnen durch Ver- 
sailles nicht gelungen war. Sie zwangen Hitler, die Nahziele der Revolution zu verlassen 
und deren Fernziele in Angriff zu nehmen. Das war allzu früh. Daran gingen wir 
zugrunde.“ ” 

Übertrieben in dieser, im großen gesehen, richtigen Beurteilung ist die Behauptung vom 
„geheim vollzogenen Auftrag der Armee“, und bei den „Gewehrsalven von Stadelheim 
und Lichterfelde“ muß unbedingt erwähnt werden „der SS“. Andernfalls entsteht der 
falsche Eindruck, es handele sich um „Gewehrsalven“ der Reichswehr. In seiner drei 
Jahre später veröffentlichten Schrift „Der 30. Juni 1934“, Bremen 1984, zum fünfzigsten 
Jahrestag, urteilte Jordan ausgewogener und vorsichtiger:” - (. . .) daß in der allgemei- 
nen Entwicklung vom Nationalsozialismus zum Hitlerismus der 30. Juni 1934 die Wei- 
chen dieser Entwicklung gestellt hat und damit das eigentliche Schicksalsdatum der 
nationalsozialistischen Revolution repräsentiert. (. ...) Es ist durchaus nicht verwunder- 
lich, daß das standgerichtliche Regime unter dem Vorsitz Görings in seinem Eindruck 
auf das kritisch beobachtende Ausland die Vorstellung von der Tscheka und der GPU 
der bolschewistischen Revolution in aufdrängende Erinnerung rufen und konsequen- 
terweise zu einem immer größeren Mißtrauen gegenüber der neuen Macht in Europa 
führen mußte (. . .), hatte nicht nur der Hitlerismus, sondern auch der Himmlerismus 
seine Geburt vollzogen.“ 

Friedrich Christian Prinz zu Schaumburg-Lippe, Adjutant von Goebbels, urteilte über 
den 30. Juni 1934: „Heute weiß ich, daß die Niederschlagung der SA und die Vernich- 
tung der Röhmschen Politik genau jene Konstellation im Keime erstickte, die meiner 
ganzen Hoffnung entsprach - dem Bündnis Paris - Berlin - Moskau. (... .) Es ging am 
30. Juni 1934 nicht um die Bestrafung einiger Homosexueller und Verräter, sondern um 
die Zerschlagung jenes im besten Sinne nationalsozialistischen Idealismus, der dem 
Himmler-Göringschen Macht- und Polizeistaat und der damit verbundenen Maßlosig- 
keit im Wege stand. (... .) Sie, die ihn ‚Parzival‘ nannten, wenn sie über ihn spotteten, 
klärten Hitler bald nach seiner großen Reichstagsrede auf. Sie sagten ihm, daß in seinem 
Namen Hunderte unschuldig getötet wurden - und sie bekamen ihn dadurch für immer 
in ihre Hand.“ ” 

Dieses treffende Urteil des Prinzen deckt sich auffällig mit folgenden Feststellungen von 
Fritz von Tschirschky:'” „Zum Schluß der Begründung, weswegen ich trotz des mir vom 
Führer und Reichskanzler zugedachten außerordentlichen Schutzes weder vor der 
Gestapo zu erscheinen noch zunächst ins Reich zu kommen mich verpflichtet fühle, 
gebe ich folgende Erklärung ab: ‚Bereits während meiner Tätigkeit in Berlin ist mir des 
öfteren die Mitteilung zugegangen, daß im Reich eine Terrorgruppe existiert, die sich auf 
Leben und Tod miteinander verschworen hat. Die Männer, die in diese Gemeinschaft 
aufgenommen werden wollen oder sollen, werden ausdrücklich darauf aufmerksam 
gemacht und verpflichtet, daß sie der Feme unterliegen und daß sie bei Ausführung 
ihrer Aufgaben sich zu einem hohen Prozentsatz der Gemeinschaft und nur zu einem 
kleinen Anteil Adolf Hitler verpflichtet zu fühlen hätten.‘“ 

Tschirschky fährt fort: „Ich hätte diese Ungeheuerlichkeit nie geglaubt, wenn mir nicht 
die Mitteilung unter anderem vor einem halben Jahr im Reich von einem Mann 
gemacht worden wäre - ich betone ausdrücklich: kein dem Dritten Reich gegenüber 
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feindlich eingestellter, sondern im Gegenteil, ein aus innerster Überzeugung für die Sen- 
dung Adolf Hitlers erfüllter reichsdeutscher langjähriger Nationalsozialist -, der selbst 
einmal für diese Gemeinschaft gewonnen werden sollte, sich aber geschickt entziehen 
konnte. Dieser Mann hat mich seiner Bereitschaft versichert, die mir genannten Namen 
von Mitgliedern dieser Gemeinschaft öffentlich preiszugeben oder, falls diese dann 
bereits tot sein sollten, seine Aussage durch Eid zu bekräftigen. Er müsse nur die 
Gewißheit haben, daß diese Terrorgemeinschaft dann nicht mehr wirksam sein kann, 
besonders da zu dieser Gemeinschaft Persönlichkeiten gehören, die zu den Vertrautesten 
des Führers und Reichskanzlers zählen. 

Ich bin selbstverständlich davon überzeugt, daß der Führer und Reichskanzler nichts 
von der Mitverschworenheit dieser Persönlichkeiten weiß. Die logische Konsequenz des 
Aufbaues und der Taten dieser Gemeinschaft verhindert jeden, sich aus ihr zu lösen, 
ohne selbst der Feme zu verfallen. Ich habe die letzten Ausführungen so verklausuliert 
machen müssen, weil ich nicht einmal meinem unmittelbaren Vorgesetzten, Herrn von 
Papen, Namen habe nennen dürfen, um ihn als Mitwisser nicht zu gefährden, falls die- 
ser Bericht in falsche Hände gerät.“ 

„Die in diesem Bericht erwähnte Terrorgruppe rekrutierte sich aus besonders ausge- 
wählten, fanatischen Anhängern unter den revolutionären Mitgliedern der SS- und Par- 
teiorganisationen. Ich hatte von der Tätigkeit dieser Gruppe von einem alten SS- und 
Parteimitglied erfahren. Dieser Mann namens Major Bucher [richtig „Buch“, FW] hatte 
sich der NS-Bewegung sehr früh angeschlossen. Über meine zahlreichen Begegnungen 
mit ihm hatte ich einige Aufzeichnungen angefertigt; seine Erklärungen waren stich- 
wortartig festgehalten und unter ‚streng geheim‘ im Panzerschrank der Vizekanzlei ver- 
schlossen worden. Diese Unterlagen sind uns nach der Beschlagnahme der gesamten 
Akten der Vizekanzlei nie zurückerstattet worden; noch am 13. August 1934 hat Mini- 
sterialrat Sabath eine Aufzeichnung angefertigt, in der ein Teil der noch fehlenden 
Akten aufgeführt wurde. Mit diesen meinen beiden Schreiben vom 5. Februar 1935 war 
mein Bruch mit Hitler und seinem Regime endgültig vollzogen.“ " 

Der damalige Chef der Abwehr, Kapitän zur See Konrad Patzig, stand auf der Mordli- 
ste der SA-Führung mit insgesamt 33 Namen an Platz sieben. Das dankte er sicher sei- 
nem Rivalen und Todfeind Reinhard Heydrich, der als Chef des SD nur schriftlich mit 
ihm verkehrte. Patzig mußte sein Amt schließlich niederlegen, weil der Reichswehrmi- 
nister von Blomberg einen „hundertprozentigen Nationalsozialisten“ an Patzigs Stelle 
wünschte. Patzig, vom 18. Juni 1932 bis 31. Dezember 1934 Abwehrchef, bemühte sich, 
„den Einfluß der Partei von der Reichswehr fernzuhalten. Angesichts des Totalitätsan- 
spruchs der Partei, dessen Gefahr er klar erkannt hatte, war seine Politik für ihn auf die 
Dauer lebensgefährlich und auch nicht durchführbar, weil Blomberg, der ‚Gummilöwe‘ 
- die Bezeichnung stammt von Patzig -, völlig dem Einfluß Hitlers erlegen war. 
Reinhard Heydrich, von Admiral Raeder unklugerweise wegen einer Mädchengeschich- 
te aus der Marine entlassen, baute mit seinem ‚Sicherheitsdienst‘ ein Konkurrenzunter- 
nehmen für die ‚Abwehr‘ auf und steuerte unverhüllt auf eine Monopolstellung los. 
Patzig erfuhr von einem Vertrauensmann, den er in Heydrichs Umgebung hatte, daß 
Heydrich bei einer Besprechung erklärt hatte, man werde Patzig wohl liquidieren müs- 
sen, wenn er sich weiter gegen den Einfluß der Partei sperre. Heydrich war laut Patzig 
‚völlig amoralisch und wertfrei‘.“'” So urteilte auch Dr. Werner Best über Heydrich.'” 


101 „Major Bucher“: Vermutlich handelt es sich um Major a.D. Walter Buch, Vorsitzender des Untersuchungs- und Schlich- 
tungsausschusses der NSDAP, seit 1934 Leiter des Obersten Parteigerichts (1883-1949, Selbstmord). 
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Canaris wurde als Nachfolger von Patzig selbst vorgeschlagen. Admiral Raeder, der mit 
Canaris „nicht konnte“, stimmte schweren Herzens zu, um den wichtigen Posten des 
Abwehrchefs der Marine zu sichern. Patzig gab mit Berufung auf den Reichsjustizmini- 
ster Franz Gürtner die Zahl der beim sogenannten „Röhm-Putsch“ Ermordeten mit 363 
an. 

Die antifaschistische Propaganda, gelenkt von Willi Münzenberg, der schon 1933 die 
führende Rolle im propagandistischen Kampf vor allem im Zusammenhang mit dem 
Reichstagsbrand als Organisator des Gegenprozesses gespielt hatte, verbreitete Phanta- 
siezahlen, die zwischen tausend bis zehntausend schwankten. Im Nürnberger Prozeß 
wurde eine „amtliche Schätzung“ mit 2170 angegeben, die staatsanwaltliche Schätzung 
belief sich auf zweitausend.' Göring hatte laut Patzig am 30. Juni, morgens sechs Uhr, 
den Reichswehrminister angerufen, ob er ihm Schleicher „freigebe“. Ahnungslos, wie 
Göring die Zustimmung auslegte, sagte Blomberg ja. 

Göring feierte im Juli 1934 mit seinen „Handlangern“ seinen Erfolg vom 30. Juni 
1934.'” Aus dieser Mitteilung des Abwehrchefs geht eindeutig die zentrale Rolle 
Görings beim Massaker am 30. Juni und 1. Juli 1934 hervor. Auch ist daraus zu 
schließen, daß Göring seine Vollmacht von Hitler eigenmächtig ausgelegt und Hitler vor 
dem blutigen Geschehen keine Mordliste gesehen hatte. 

Der Berliner SA-Gruppenführer Ernst war laut Patzig Zuhälter. Über Generalmajor Fer- 
dinand von Bredow wußte Patzig zu berichten: Schleicher und Bredow kannten sich 
vom 3. Garderegiment zu Fuß. Bredow war eine „Kreatur Schleichers“, dieser selbst 
hochintelligent und intrigant. Als Vertrauensmann Schleichers wollte Bredow 1934 nach 
Frankreich reisen, aufgrund einer Einladung des deutschen Botschafters in Paris, Köster. 
Dort wollte Bredow mit verschiedenen Stellen Fühlung gegen die Nationalsozialisten 
aufnehmen. Vor der Abreise ging er zu Patzig und bat um Aufträge, wahrscheinlich, weil 
er sich die Fahrt bezahlen lassen wollte. 

Patzig lehnte jedoch ab und entbot nur einen Gruß an Köster. Darauf ging Bredow zum 
französischen Botschafter Frangois-Poncet und ließ sich eine schriftliche Empfehlung 
geben, die ihn als „Antinazi“ auswies, für jene französischen Dienststellen, die er anlau- 
fen wollte. Bredow wurde jedoch an der Grenze festgenommen, die Papiere wurden ihm 
abgenommen, darunter auch die Bescheinigung des französischen Botschafters. Etwas 
später wollte er als Vertreter des Roten Kreuzes nach Kopenhagen reisen, wurde jedoch 
wieder an der Grenze zurückgewiesen. Staatssekretär Bülow im Auswärtigen Amt tele- 
grafierte am 24. März 1933 an den Botschafter in Paris folgende Mitteilung: General- 
major a.D. von Bredow ist auf Veranlassung des preußischen Innenministers (Fußnote: 
Göring) in Aachen auf Reise nach Brüssel und Paris angehalten und zur Rückreise ver- 
anlaßt. (Fußnote 3: In einer Kabinettssitzung am 20. März hatte Göring über den Vor- 
fall berichtet und mitgeteilt, „daß er dem Generalmajor a.D. von Bredow habe den Paß 
wegnehmen lassen müssen“.) (Fußnote 1: Ref. D. 300: Brief Bredows an Bülow vom 19. 
März (... .) über den Hergang der in der Vorlage angesprochenen Ereignisse an der 
Aachener Grenze.) 

Aus Bülows Schreiben geht hervor, daß Bredow auch ein Empfehlungsschreiben des 
französischen Militärattaches in Berlin dabei hatte, der ihm außerdem Kontaktaufnah- 
me mit den Generalen Weygand und Gamelin und deren Unterchefs empfohlen habe. 
Der Schlußsatz Bülows lautet: „Ich bitte mit nächstem Kurier (Anm. 7: Ursprüngliche 
Fassung: „Da undurchsichtig ist, was für Ziele General von Bredow mit seiner Reise 
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bezweckte, wird gebeten, (... .)) ausführlich über frühere Beziehungen mit Bredow zu 
berichten, insbesondere aber, was über jetzt geplant gewesene Reise dort bekannt ist.“ 
(Fußnote 8: „Eine Antwort Kösters konnte nicht ermittelt werden. Es befindet sich 
jedoch in den Akten folgende undatierte und ungezeichnete Notiz (. . .): ‚Die Vorgänge 
über die Reise des Generalmajors a.D. von Bredow nach Frankreich und seine Verhaf- 
tung an der Grenze befinden sich jetzt in den Geheimakten (Sonderband) 83-70 - 
Röhm-Revolte - im Geheimschrank des Büroleiters.‘ Weder der Aktenband noch der 
Geheimschrank wurden aufgefunden.“)'* 
Bredow war Patzigs Vorgänger als Abwehrchef gewesen; Patzig hatte unter Bredow das 
Referat Marine. Patzig führte Canaris als seinen Nachfolger ein, warnte ihn ausdrücklich 
vor den Machtansprüchen der Partei, besonders auch vor Heydrich. Canaris hatte Pat- 
zigs Warnungen mit dem Satz quittiert: „Lassen Sie nur, Patzig, mit den Jungens werde 
ich schon fertig!“ Patzig hatte bei der Übergabe seinen Nachfolger auch ausdrücklich vor 
‚ Oster gewarnt. Dieser war wegen Ehebruchs - Eindringen in die Ehe eines Dritten - aus 
/ dem Reichswehroffizierskorps als Major ausgestoßen worden. Er kam im Frühjahr 1934 
zu Patzig mit der Bitte um Verwendung. Dieser stellte ihn für bestimmte Sonderaufga- 
ben mit der Vergütung eines Majors ein, erkannte ihn aber von Anfang an als unlaute- 
/ ren Charakter und hielt ihn kurz. 
Eine der größten Schwierigkeiten für die Abwehr war laut Patzig der Mangel an qualifi- 
zierten Offizieren für den schwierigen und verantwortungsvollen Dienst. Patzig schied 
Ende 1934 als Abwehrchef aus und wurde Kommandant des Panzerschiffes „Graf Spee“. 
Ab 1937 war er Personalchef der Marine. Im Herbst 1942 nahm er noch unter Raeder 
freiwillig seinen Abschied. Am 1. März 1943 schied er aus der Marine aus aufgrund der 
Erkenntnis, daß die Weiterführung des Krieges ein Verbrechen sei. Er war dann bis 
Kriegsende Generalbevollmächtigter bei Henschel.'” 
Reichsfinanzminister Lutz Graf Schwerin von Krosigk nahm mehrere Male aus seiner 
Erlebniswarte Stellung zu dem sogenannten „Röhm-Putsch“. In seinem bereits 1951 ver- 
öffentlichten Buch „Es geschah in Deutschland“ äußerte er sich: „Tatsächlich lag am 30. 
Juni Staatsnotwehr vor. Daß Röhm eine Revolte beabsichtigt hatte, war nicht zu bezwei- 
feln. Es war die Form der Niederwerfung, die geheilt werden mußte. Das ließ sich aber 
nur dann rechtfertigen, wenn von der Legalisierung alle Gewaltakte ausgeschlossen wur- 
den, die aus persönlichen Motiven begangen worden waren. Deshalb legte Gürtner ent- 
scheidenden Wert auf die Formulierung, die diese persönlichen Racheakte der Strafjustiz 
überantwortete, und mühte sich in der Folge ständig darum, die strafrechtliche Verfolgung 
der Schuldigen durchzusetzen. Es ist ihm nur zu einem kleinen Teil gelungen.“ '* 
In seinem im Jahre 1974 veröffentlichten Werk „Staatsbankrott. Die Geschichte der 
deutschen Finanzpolitik von 1920 - 1945“ mußte Schwerin-Krosigk obige voreilige 
Ansicht verbessern.'” Dieses Mal schrieb er: „Fest steht wohl, daß zum 30. Juni kein 
Putsch Röhms geplant war, daß aber Röhm eine gewaltsame Aktion vorbereitete, die 
sich in erster Linie gegen die Reichswehr, in zweiter gegen Hitler und seine Trabanten 
richtete, und daß auf der Gegenseite ein Schlag inszeniert wurde, dessen Hauptregis- 
seure Göring, Goebbels, Himmler und bei der Reichswehr der Chef des Wehrmachts- 
amtes, General von Reichenau, waren.“ 
Voraus hatte er festgestellt: „Die kennzeichnendste Entwicklung war der heimlich schwe- 
lende Kampf zwischen der SA und Wehrmacht und die zahlenmäßige Vergrößerung der 
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ersten; Röhm schwebte der Aufbau einer Miliz vor, in die sowohl die SA wie die Wehr- 
macht eingebracht werden sollten und an deren Spitze er sich selbst sah. So wurde er 
Gegner von Blomberg, der die Milizpläne ablehnte und eine Änderung in der SA ver- 
langte. Röhm suchte sich für die Auseinandersetzung mit der Wehrmacht eine gute Aus- 
gangsposition zu schaffen und verdreifachte den Personalstand der SA. Das kostete 
Geld. Im Winter 1933/34 bin ich wiederholt mit Röhm zusammen wegen der Finan- 
/ zierung der SA bei Hitler gewesen. Obwohl die Unterhaltung zwischen Röhm und Hit- 
‘ ler im Ton alter Kameradschaft geführt wurde, spürte ich die hintergründigen Span- 
nungen. Hitler zeigte sich Röhms Wünschen zunächst geneigt, erklärte aber: ‚Wir müs- 
sen erst den Reichsfinanzminister fragen‘, und benutzte meinen Einspruch gegen die 
Höhe der Kosten, um Röhms Anträge ‚mit Bedauern‘ zusammenzustreichen. Wenn 
schließlich für die nächsten Monate ein monatlicher Zuschuß von etwa drei statt dreißig 
Millionen festgelegt worden war, teilte mir Röhm ein paar Tage später mit, Hitler habe 
nachträglich die von ihm erbetene Summe bewilligt. Ich blieb bei den festgesetzten 
Beträgen; wenn Röhm mehr haben wollte, müsse das in einer erneuten Besprechung bei 
Hitler beschlossen werden. Dieser sagte mir unter vier Augen, ich solle mich nicht auf 
Röhms Angaben verlassen, sondern immer wieder an ihn appellieren. Mein Widerstand 
kam Hitler gelegen. (. . .) 
Der Oberfinanzpräsident Hossfeld rief mich aus Breslau an, ein Zusammenstoß zwi- 
schen SA und Reichswehr stehe unmittelbar bevor. Der Breslauer Kommandeur der 
Reichswehr, der spätere Feldmarschall von Kleist, berichtete nach Berlin, er habe den 
Eindruck, daß Reichswehr und SA durch fingierte Nachrichten gegeneinander gehetzt 
würden.“ 
Bemerkungen Röhms wurden kolportiert: „‚Adolf‘ sei treulos und müsse mindestens in 
Urlaub geschickt werden. Der unvermeidliche Werner Alvensleben ließ eine Minister- 
liste kursieren, die den Prinzen ‚Auwi‘, den braunen Kaisersohn August Wilhelm, als 
Reichspräsidenten anführte.“ Laut Schwerin-Krosigk hatte die „Abwehr“ der Reichswehr 
Hitler nach Godesberg gemeldet, „ein Befehl Röhms sei gefunden worden, sich zu 
bewaffnen“; darauf habe Hitler „die Mordaktion in Gang gesetzt“. 
Diese Behauptung ist nicht glaubwürdig; es konnte sich nur um ein Gerücht unter vie- 
len in dem Verwirrspiel handeln, dem auch nachträglich der Reichsfinanzminister Glau- 
ben schenkte. Der Abwehrchef, Kapitän zur See Patzig, wußte davon nichts. Die „Fäden 
nach Frankreich“, die Hitler erwähnte, bezogen sich nach Schwerin-Krosigks Meinung 
auf General Bredow, den er, Schwerin-Krosigk, vom Krieg her kannte. 
Über diese zwielichtigen Beziehungen Schleicher - Bredow wußte auch Graf von 
Holtzendorff zu berichten.'' Er fand in der Korrespondenzkiste seines Vaters Briefe 
an französische Anschriften in französischer und englischer Sprache. „Ich las darin 
mehrmals die Namen der Generale Schleicher und Bredow, des weiteren auch 
Frangois-Poncet und Barthou. (. ...) In diesen Briefen ging es um den Sturz Hitlers, 
aber es gab keine festen Pläne, sondern ich las bloß aus ihnen heraus ein gewaltiges 
Hin- und Herreden über Situationen und Möglichkeiten. Ich stand mit dem Herzen 
bei Hitler, ich war zutiefst verwundert - erschrocken. Aber doch war das die Korres- 
pondenz meines Vaters, und er hatte mein Wort. Ich verbrannte alles sofort im 
Kamin.“'" Sein Vater war der letzte sächsische Gesandte in Berlin gewesen, verwandt 
mit Generalfeldmarschall von Hindenburg und General von Fritsch. „Er starb kurz 
nach der Aktion vom 30. Juni 1934“, so weiß Roschmann zu berichten, „unter myste- 
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riösen Umständen. Vorher hatte er noch seinen Sohn dringend gebeten, 'eine Kasset- 
te mit Briefen (. . .) zu vernichten. (. . .)“"” 

Der Reichsfinanzminister ging ausführlich auf die Frage ein, „ob man sich an der 
‚Komödie des Indemnitätsgesetzes‘ beteiligen dürfe. Gürtner, der an der Verantwortung 
für dieses Gesetz schwer trug und mit dem ich vor der Kabinettssitzung lange darüber 
sprach, ging bei der Auffassung davon aus, daß man es tatsächlich mit hochverräteri- 
schen Angriffen zu tun gehabt hätte. (. . .) Als Staatsnotwehr rechtens sollten nur ‚die 
zur Niederschlagung hoch- und landesverräterischer Angriffe‘ vollzogenen Maßnahmen 
straffrei bleiben, nicht dagegen die nur anläßlich des Putsches begangenen Taten. Wer 
also lediglich eine alte Rechnung beglichen hatte, blieb straffällig. Auf diesen Unter- 
schied wies Gürtner in der Kabinettssitzung nachdrücklich hin und ließ nicht locker, bis 
Hitler zusicherte, die ‚Nebenhandlungen‘ würden als Verbrechen geahndet. Gürtner 
setzte seine geschicktesten Staatsanwälte auf die Fährte der Übeltäter und fuhr, als die 
Exekutive der Justiz in den Arm fiel, zu Göring, und als der sich hinter dem ‚Führer‘ 
verschanzte, auf den Obersalzberg. Hitler wollte nichts ohne Himmler tun, der wieder- 
um verkroch sich. Gürtner kämpfte gegen eine Gummiwand. Als die Staatsanwälte 
schließlich doch gerichtliche Verfahren einleiteten, schlug Hitler sie auf Betreiben 
Himmlers nieder.“ 

Gürtner wurde von Jahr zu Jahr verzweifelter. „Als sein alter Freund Magnus Freiherr 
von Braun ihn fragte,'' wie er denn nur Minister bleiben könne, antwortete er, das frage 
er sich jeden Tag zwölfmal, aber könne er bewußt seinen Platz dem Bluthund Freisler 
oder auch nur einem Thierack freimachen? Auf die weitere Frage, wie denn diesem 
Unheil ein Ende bereitet werden könne, antwortete Gürtner: ‚Es gibt nur eins, die 
Tötung!‘“ „Gürtner, den Himmler als seinen Todfeind bezeichnete, ist nach der Über- 
zeugung Brauns und seiner Angehörigen keines natürlichen Todes gestorben. Er kam 
am 20. Dezember 1940 aus Warschau zurück, erkrankte mit seinem Begleiter an den 
gleichen Vergiftungserscheinungen, denen der ungarische Minister Stefan Graf Czaky 
kurz vorher erlegen war, und starb am 29. Januar 1941.“ 

Kurt Lüdecke, Anhänger des Nationalsozialismus, aber parteilich ungebunden, hatte in 
der Frühzeit Hitlers Sache finanziell unterstützt und erste Auslandsbeziehungen herge- 
stellt.’ Zu Beginn der dreißiger Jahre tauchte er wieder auf und pflegte besonders Kon- 
takte zu Gregor Straßer und Ernst Röhm. Er versuchte die beiden zur Zusammenarbeit 
zu bewegen, scheiterte aber an der Ablehnung Straßers. Als er ihn im Jahre 1932 auf- 
suchte und mit „Heil Hitler“ begrüßte, antwortete Straßer: „Heil Hitler? Quatsch!“ Er 
dankte Lüdecke mit dem bayerischen „Grüß Gott!“ Auf dessen erstaunte Frage antwor- 
tete er: „Wenn es ‚Heil Deutschland!‘ wäre, dann einverstanden; das würde mir gefallen. 
Aber ‚Heil Hitler!‘ Nein! Nein! Nein!“ und schüttelte dabei energisch den Kopf. 

Für das gespannte Verhältnis Hitler - Straßer sind folgende, von Lüdecke überlieferte 
Äußerungen Hitlers über Straßer aufschlußreich. Hitler sagte zu Lüdecke: „Straßer 
würde besser tun, wenn er sich um ein gutes Funktionieren der politischen Organisati- 
on kümmern würde und aufhören würde, nationalsozialistische Politik zu formulieren. 
Er hat sich zuviel angemaßt. Ich werde ihn bald stutzen. Wenn die Massen Sozialismus 
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wünschen, so lasse man sie darauf warten und dafür stimmen. Straßer verpflichtet die 
Partei zu mehr, als wir in der Lage sind zu geben. Dieser Grobian will nicht verstehen, 
daß die Massen nur Mittel zum Zweck sind. Ohne einen Funken aristokratischen Gewis- 
sens teilt er unsere Verachtung der Straße und der Demokratie nicht. Ich schätze seine 
Rauheit nicht, und unsere Kontakte sind jetzt beschränkt auf die amtlichen Geschäfte. 
Seine Frau ist ein unmögliches Weib.“ "‘ 

Straßer begründete seine Ablehnung eines Zusammengehens mit Röhm wie folgt: 
„Röhm ist zu sehr mit Hitler verbunden. Was geschieht, wenn er zwischen Hitler und 
mir zu wählen hat? Ich bin dann im Stich gelassen.“ Straßer fürchtete auch Hitlers 
Selbstmorddrohungen wegen seiner Unberechenbarkeit. Er würde sich nie einer dau- 
ernden Kontrolle unterwerfen; bei der ersten Gelegenheit würde er [Hitler] Röhm über 
Bord werfen. Oder Röhm könnte übermächtig werden, das wäre ebenso von Übel. 
Straßer bezeichnete auch die Kluft zwischen ihm und Goebbels als unüberbrückbar. 
Hitler sagte Lüdecke, er könne sich absolut auf Röhm verlassen. Als das Gespräch auf 
Geli Raubal kam, weinte Hitler in Gegenwart Lüdeckes!'” Röhm gestand gegenüber 
Lüdecke ein, daß er durch sein Laster sich völlig Hitler ausgeliefert habe. Der Stabschef 
urteilte über Gregor Straßer: „Straßer ist der einzige mit tatsächlicher Macht, der einzi- 
ge, der sich nicht von Hitlers Gunst abhängig machte. Überdies zeigte er keine Schwach- 
stelle. Hitler kann kein Loch in ihn bohren und ihn fallen lassen wie einen alten 
Schuh.“ 

Röhm war über Straßers Absage sehr enttäuscht. Straßer sei ein Narr, weil er zu sehr auf 
Schleicher setze. Er überschätze sich. Hitler fürchte Straßer und werde die erste Gele- 
genheit benützen, ihn loszuwerden. Dann könne Hitler mit der Partei tun, was er wolle, 
„und dann werden wir in der Tinte sitzen“. Vor seiner Rückkehr nach den USA war 
Lüdecke im Oktober 1932 noch bei Hitler in der Wohnung eingeladen, zusammen mit 
Adolf Wagner, H. Hoffmann und Frau Gerdy Troost. Diese erzählte, Hitler wisse über 
die Architektur der Pariser Oper besser Bescheid als sie selbst. Auch seine allgemeinen 
Kenntnisse auf dem Gebiet der Architektur überstiegen die ihren. 

Hitler ließ sich dann bei dieser Gelegenheit, von Lüdecke angeregt, über „Nationalso- 
zialismus und Religion“ aus. „Es war ein Glück“, sagte Hitler, „daß der Nationalsozia- 
lismus vom schwarzen Bayern ausging.“ Aus praktischen Gründen müsse jeder Anschein 
eines Kampfes gegen die Kirche vermieden werden. Er sei Politiker, nicht Prophet. Aber 
der Nationalsozialismus sei eine Weltanschauung „und tatsächlich eine Religion. Der 
Nationalsozialismus kann auf einmal größere Massen beeinflussen als möglicherweise 
die Kirche kann“. „Er ist ein neuer Glaube, aber wir brauchen diesen Streit nicht verur- 
sachen, er wird von selbst kommen.“ 

Er sei sicher, so fuhr er fort, „daß früher oder später, wenn wir die Macht haben, das 
Christentum überwunden wird und die ‚Deutsche Kirche‘ gegründet wird. Ja, die Deut- 
sche Kirche, ohne Papst und ohne Bibel - und Luther, wenn er bei uns sein könnte, 
würde uns seinen Segen geben.“ In Hitler, so kommentierte Lüdecke, arbeiteten die 
Ideen von Rosenbergs „Mythus“. Hitler fuhr fort: „Natürlich bin ich im Innersten ein 
Heide.“ Es wäre falsch, so dozierte er weiter, den Massen zu viele Feinde auf einmal zu 
zeigen. Erst müßten die Marxisten und Juden besiegt werden, dann die Reaktion und 
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das Ende davon würde das Ende der christlichen Kirche sein. - (. . .) dieser verfluchte 
Universalismus der Christenheit, die den Rassismus leugnet und selbstmörderische 
Toleranz predigt.“ 

Er fuhr fort: „Es ist die Tragödie der germanischen Welt, daß kein deutscher ‚Heiland‘ 
unter uns geboren wurde, daß unsere organische spirituelle Entwicklung plötzlich 
gewaltsam unterbrochen wurde; daß Jesus judaisiert wurde, verzerrt, verfälscht, und ein 
fremder asiatischer Geist uns aufgezwungen wurde. Dieses Verbrechen müssen wir wie- 
der gutmachen.“” „Narren glauben“, so sagte Hitler zu Lüdecke auf der Fahrt nach Ber- 
lin, daß Politik nach Vernunftgesetzen arbeitet. Nein, sie ist überwiegend eine Sache der 
Leidenschaft und Emotion. Ein großer Staatsmann muß ein Künstler sein, imstande, 
den Geist des Volkes zu formen, wie Lehm in des Künstlers Hand Form annimmt.“ 
Lüdecke kehrte im Frühjahr 1933 nach Deutschland zurück, um den Umschwung und 
den Sieg des Nationalsozialismus als alter Nationalsozialist mitzuerleben und mitzu- 
wirken. Nach seiner Angabe ging die Errichtung eines Außenpolitischen Amtes der 
NSDAP unter Rosenberg auf seine Anregung zurück und er hoffte auch, unter Rosen- 
berg dabei eine führende Rolle spielen zu können. Lüdecke wurde auch eingeladen zu 
einem Empfang beim Reichspropagandaminister Goebbels. Dort führte er ein Gespräch 
mit Ley. „Göring winkte Ley, wie man einen Kellner herbeiwinkt. Und Ley, in seiner 
subalternen Art, trottete demütig hinüber und schlug die Hacken zusammen, als ob 
Göring der Allmächtige selbst wäre. Er hörte mit demütig gesenktem Haupt zu. Das 
Bild enthüllte zur Perfektion den Charakter der Nazi-Bürokratie.“ 

Der Abend war symbolisch. „Ich hatte in ihm nichts als moralische Entmutigung gefun- 
den.“'*? „Die erste Phase der Nazi-Revolution war beendet; die zweite Phase, Parteidik- 
tatur innerhalb des totalitären Staates, hatte begonnen und mit ihr der Irrtum und 
Betrug der Identifizierung Deutschlands mit Hitler.“ '” Lüdecke hatte Gegner in der Par- 
tei. Und wie schon 1923, wurde er auch jetzt verhaftet und eingesperrt, zunächst auf 
Befehl Görings, dann auf Anordnung Hitlers ein halbes Jahr KL „in Schutzhaft“. Mit 
Hilfe Röhms entkam er ins Ausland, über die Tschechoslowakei nach der Schweiz und 
dann nach Amerika.'”* 

Bei seinem letzten Gespräch mit Röhm schilderte dieser die Lage. Demnach gab es fol- 
gende Gruppen: 1. Reichswehr-Oberkommando, monarchistisch, für Bündnis mit Ruß- 
land, aber erst nach Beseitigung Stalins und dessen Ersatz durch eine Militärdiktatur. 
Die Reichswehrführung ist mit der Großindustrie verbündet. 2. Hitler: „Er wird weiter 
Ball spielen mit den Geldhaien, solange sie ihn lassen. Hitler läuft Mussolini und den 
Engländern nach; Schacht ist Wirtschaftsdiktator. Hitler ist antirussisch, drängt nach 
Osten; er will die Armee völlig unter sich haben als unumschränkter Diktator. 3. Wir 
selbst. Wir kämpfen für den Triumph der Nazi-Idee, wenn möglich mit Rußland, gegen 
die Geldhaie und im Gegensatz zu England. Die nächsten sechs Monate werden die 
Entscheidung bringen. Blomberg ist Wachs in Hitlers Hand. Hitler will ihm den Mar- 
schallstab geben, wenn er Präsident ist. „Und ich?! Ich bin immer noch Minister ohne 
Geschäftsbereich. Aber das ist politische Berechnung, und ich kann ihm das nicht ver- 
zeihen!* Röhm sagte dann, durch Hitlers Neujahrsbrief lasse er sich nicht narren. „Ja, 
wir brauchen ihn noch. Unglücklicherweise sieht die halbe Nation einen Halbgott in 
ihm. Aber wir müssen ihn bald antreiben, damit nicht die anderen ihn antreiben. (. . .)“ 
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Röhm fuhr fort: „Es ist nicht so einfach wie das: Blomberg hier und Röhm dort. Ich 
habe auch Freunde in der Reichswehr.“ Auf Lüdeckes Frage, was er, Röhm, unterneh- 
men wolle, antwortete dieser: „Wenn Hitler vernünftig ist, werde ich die Angelegenheit 
in Ruhe regeln; wenn nicht, dann muß ich zur Anwendung von Gewalt vorbereitet sein 
- nicht um meinetwillen, sondern um unserer Revolution willen. Und dann ist Ihre 
Stunde gekommen. Ich brauche eine Vertretung im Ausland.“ Röhm erzählte ferner, 
Hitler habe Lüdecke als einen „gefährlichen Bruder“ bezeichnet. Von Gregor Straßer 
wollte Röhm nichts mehr wissen. Der Stabschef empfahl Lüdecke, in die Schweiz zu 
gehen und dort auf Weisung Röhms zu warten.'” 

Die Reichswehr war seit 25. Juni 1934 in Alarmzustand, die SS seit 28. Juni. An diesem 
Tag wurde Röhm von Blomberg aus dem Nationalverband deutscher Offiziere ausge- 
schlossen. Diese Feststellungen traf Lüdecke am Schluß des Buches.'* Über Röhm 
äußerte er abschließend: „Er stellte immer die Idee über den Führer und Deutschland 
am höchsten von allem. Er war des Verrats nicht fähig.“ '” 

Über Hitler urteilte Lüdecke: „Er verlor in gewissem Sinn seine Herrschaft über die 
Bewegung, dadurch daß sie Massenbewegung wurde. Hitler war in der eigenen Maschi- 
ne gefangen, auf dem Höhepunkt ihrer Entwicklung hatte sie als Führer die ausgepräg- 
testen, aber keineswegs die vornehmsten Persönlichkeiten. (. . .) Männer, die die Massen 
bewegen können, sind immer Massentypen. Nur selten erscheint ein Mann wie Lincoln 
aus dem Volk und mit dessen Stimme, aber nicht der Masse angehörig. Deutschland 
erzeugte beinahe einen in Hitler, aber am Ende war er der Gefangene der Massen.“ '* 
Der ehemalige Gauleiter von Schwaben, Karl Wahl, urteilte in seinen Erinnerungen 
über den 30. Juni 1934: „Mich haben diese Vorkommnisse sehr aus dem Geleise gewor- 
fen, nachdem unter den von Hitler Gerichteten einige Männer waren, mit denen mich 
seit langem eine tiefe Freundschaft verband, denen nichts Böses zuzutrauen war. Es 
waren dies Gregor Straßer und SA-Gruppenführer Schneidhuber. Über deren Charak- 
tereigenschaften war ich genau im Bilde. Ich wußte, beide waren etwas eigenwillig, aber 
zu einem Verrat an Hitler oder an der Partei ließen sie sich nie mißbrauchen. Daraus 
schloß ich auf die Möglichkeit der Unschuld auch der übrigen Erschossenen, wenn auch 
nicht aller. Zudem hatte ich Göring im Verdacht, bei Straßer seine Hand im grausamen 
Spiele zu haben. Außerdem brachte ich Wagner-München mit dem Tode Schneidhubers 
in Zusammenhang.“ '” 

Willi Münzenberg ließ in dem von ihm gegründeten Verlag „Editions du Carrefour“ ein 
„Weißbuch über die Erschießungen des 30. Juni“ erscheinen.'” Das Vorwort dazu 
schrieb der schwedische Sozialistenhäuptling Georg Branting. Das Buch enthält ein 
Mixtum compositum von Halbwahrheiten, Irrtümern und Lügen, nach dem Motto: „In 
bunten Bildern wenig Klarheit, viel Irrtum und ein Fünkchen Wahrheit, so wird der 
beste Trank gebraut.“ (Goethe) Im gleichen Verlag erschien ebenfalls im Jahre 1934 die 
Schrift „Hitler treibt zum Krieg“, herausgegeben von Dorothy Woodman, Sekretärin der 
englischen Union für demokratische Kontrolle. Münzenberg hatte, wie weiter oben 
bereits erwähnt, im ersten Halbjahr 1933 in seinem Verlag ein „Braunbuch über Reichs- 
tagsbrand und Hitlerterror“ mit einem Vorwort von Lord Marley veröffentlicht. Die 
„Vossische Zeitung“ hatte dazu folgende aufschlußreiche Notiz gebracht: 
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„Einstein und das Braunbuch: Dieser Tage ist ein ‚Braunbuch‘ mit dem Untertitel 
‚Gegen den Hitlerterror‘ erschienen, welches von dem sogenannten Einstein-Komitee 
ausgegeben worden ist und welches u. a. auch den Reichstagsbrand behandelt. Es ist 
sehr bemerkenswert, daß Professor Einstein bereits heute, also kaum zwei Tage nach 
dem Erscheinen dieses Buches, sich genötigt sieht, davon abzurücken. Aber dieser 
Schritt Einsteins kann schwerlich dazu ausreichen, um ihn wirklich von der Verantwor- 
tung zu entlasten. Das Einstein-Komitee beruft sich vielmehr in der Einleitung zu die- 
sem Buch wiederholt darauf, daß Einstein der eigentliche geistige Urheber (Sperrung im 
Originaltext) dieser ganzen Veröffentlichung sei. Da sich das Buch in seinem wesentli- 
chen Inhalt fast durchweg als kommunistische Propagandaschrift erweist, so hat man es 
hier offensichtlich mit einer politischen Aktion des Kommunismus zu tun. Wenn Pro- 
fessor Einstein sich bemüht, einen Trennungsstrich zwischen sich und der Veröffentli- 
chung zu ziehen, so wird dieser Versuch wohl keinen Erfolg haben.“ ” 

Münzenberg hatte nicht nur Leute wie Einstein als Sympathisanten für die kommuni- 
stische Internationale gewonnen. Im Auftrag der Komintern hatte er im September 1933 
auch einen Gegenprozeß in London gegen den gleichzeitig in Leipzig stattfindenden 
Reichstagsbrandprozeß organisiert mit dem Ziele, Göring als den eigentlichen Brand- 
stifter vor aller Weltöffentlichkeit zu brandmarken. Münzenbergs ebenso geschickte wie 
skrupellose kommunistische Propaganda wirkte weltweit im antideutschen Sinne. 

Die eigentlichen Gewinner der Auseinandersetzung zwischen SA und Reichswehr waren 
Himmler und Heydrich. Die Prophezeiung Reinhard Sunkels am 30. Januar 1933 erfüll- 
te sich durch die Ereignisse vom 30. Juni 1934: „Dies ist nicht der deutsche Volksstaat, 
den wir uns wünschten, sondern der faschistische Polizeistaat.“ 

Rudolf Diels, erster Chef der Gestapo, wurde von Göring Ende März 1934 dieser Stel- 
lung enthoben, weil Göring die preußische politische Polizei in Himmlers Hände 
legte.'” Hitler wünschte, daß Diels auf seiner Stelle bleibe. Doch dieser lehnte katego- 
risch mit Hinweis auf seine angeschlagene Gesundheit ab. Hitler zu Diels: „Ich weiß, 
daß Sie sich im Kampf gegen die Kommunisten aufgerieben haben.“ Diels darauf: 
„Nein, mein Führer, neunzig Prozent meines Nervenverschleißes kosteten mich die SA 
und SS.“ Hitler antwortete: „Sie können mir getrost glauben, daß das nicht mehr lange 
dauern wird.“ 

Diels schloß seinen Bericht mit einer massenpsychologischen Betrachtung: „Seit der 
Bürger zum Pöbel herabgesunken ist, heißt der Pöbel Masse. Auch der Literat, der das 
fatale Empfinden hat, den Reaktionsweisen des großen Publikums selbst ausgeliefert zu 
sein, schreibt über Vermassung. (. . .) Wem auch künftig die Herrschaft zufallen mag, 
eins ist gewiß: daß die Massen selbst nicht führen werden, weil sie selbst nicht führen 
können. Wir wissen aus den Untersuchungen der Soziologen, daß in allen politischen 
Systemen die Massen von Mächtegruppen gelenkt werden. (... .) Die Führungslosigkeit 
der Massen kann nur der Ausdruck dafür sein, daß der Massengeist auch die Männer an 
der Spitze beherrscht. Noske hat uns das ‚schreckliche Wort‘ des deutschen Arbeiter- 
führers Wels überliefert, ‚es sei besser, mit den Massen zu irren, als die Massen gegen 
sich zu haben‘.“ 

„Sind diese Ideologien nicht Häresien, die sich um Dämonen ranken“, meditierte der 
erste Chef der Gestapo zum Schluß, „welche die religiöse Kraft unserer Ahnen nicht zu 
bändigen vermochte? Sind nicht die tiefsten Triebkräfte der Ersatzreligionen: die Macht 


131 VZ, Morgenausgabe, Nr. 425 v. 6. 9. 1933, S. 2. 
132 Rudolf Diels: Lucifer ante portas (. . .) es spricht der erste Chef der Gestapo (. . .) , Stuttgart 1950, S. 408 ff. 
133 Ebd., S. 430 ff. 


384 


des Geldes, das Natterngift des Neides, aus der Umfriedung der Kirche entflohener 
Ungeist und freigelassene Begehrlichkeit? Und wie sie nun beschwören, ohne die alte 
Macht des Glaubens, der sie entwichen sind?“ 

„Der Verdacht gegen Hitlers Herkunft aus jenen Gegenden der lateinischen Seite des 
Limes, aus denen heraus schon einmal die Gegenreformation angesetzt hatte, ließ 1930 
unter Stennes’ Führung die brandenburgische SA gegen München revoltieren. Ja, ist 
nicht der Faschismus der Name für die Rückzugsschlacht, die das katholische Abend- 
land aus seinen echten Kräften zu speisen versäumte? Haben sich die Häretiker nicht 
der gefälschten Symbole des alten Glaubens und seiner Kirche bedienen können, weil 
diese selbst, ohne wehrhaften Sinn, verschlafen und verblaßt, versagte? Gegen den 
Ansturm des gottlosen Materialismus, dessen wahres Gesicht die europäischen Über- 
läufer zu tarnen sich anbieten, gibt es nur Widerstand aus den ureigensten Kräften Euro- 
pas, aus denen sich seine christliche Kultur schon einmal gebildet hatte. Im magischen 
Licht der Chöre gotischer Dome thront St. Georg als ein dem Irdischen entrücktes Sym- 
bol. Sein Geist muß wieder auf die Erde heruntersteigen.“ 

Der Staatsrechtslehrer Carl Schmitt befaßte sich in der deutschen Juristenzeitung mit dem 
30. Juni unter dem Titel „Der Führer schützt das Recht. Zur Reichstagsrede Adolf Hitlers 
vom 13. Juli 1934.“'°® Mit Hinweis auf das Verhalten des Reichstags im Jahre 1917 im 
Zusammenhang mit den Matrosenmeutereien auf der Schlachtflotte nahm er scharf Stel- 
lung gegen die selbstmörderische Haltung des „liberalen Rechtsstaates“ und schrieb unter 
Bezug auf Hitlers Äußerung: „In dieser Stunde war ich verantwortlich für das Schicksal 
der deutschen Nation und damit des deutschen Volkes oberster Gerichtsherr: Der wahre 
Führer ist immer auch Richter. Aus dem Führertum fließt das Richtertum. (. . .)“ 

Die „Zweite Revolution“ hat es nicht gegeben, und der Nachweis, daß Röhm 
„geputscht“ habe oder einen „Putsch“ plante, konnte nie erbracht werden." Die 
Sprachregelung „Röhm-Putsch“ geht auf Goebbels zurück.'” Der Gegensatz zwischen 
dem Reichswehrhauptmann Ernst Röhm und dem Führer der Hitlerbewegung reicht in 
die Anfänge der Bewegung zurück, in die frühen zwanziger Jahre. Röhm war von 1919 
an neben Dietrich Eckart wohl der wichtigste Förderer Hitlers und dessen politischer 
Agitation gewesen. In der Frage der Organisation und des Vorgehens gegen den Wei- 
marer Staat schieden sich schon ab 1923 die Geister. Röhm und Hitler waren sich nur 
im Negativen einig, in der Ablehnung der bestehenden staatlichen Ordnung. Der akti- 
ve Reichswehrhauptmann neigte in seinem bewußt einseitig militärischen Denken zu 
einer Gewaltlösung und daher zu militärischer Organisation der Partei. Die SA dachte 
und betrachtete er als Wehrverband, ähnlich wie die Freikorpsführer. Hitler sah in der 
SA eine weltanschauliche Propagandatruppe und lehnte den Gedanken des Wehrver- 
bandes für seine SA, seine Schöpfung, völlig ab. 
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Der Konflikt zwischen Röhm und Hitler kam erstmals offen zum Ausbruch im Jahre 
1925; er endet mit einem Bruch zwischen Röhm und Hitler bei der Neugründung der 
Partei. Röhm zog sich völlig aus der Politik zurück, schrieb sein Buch „Die Geschichte 
eines Hochverräters“, erschienen 1928, und ging in diesem Jahr nach Bolivien als 
Instruktions-Offizier. Für Hitler blieb unbeschadet dessen die SA immer ein Problem, 
weil auch die neue SA-Führung unter Hauptmann von Pfeffer weitgehend von ihm 
unabhängig blieb. So erfolgte ganz logisch und zwangsläufig fünf Jahre später - 1930! - 
ein neuer Bruch zwischen dem Führer der Bewegung und der Obersten SA-Führung. 
Pfeffer trat im Sommer 1930 zurück. Hitler sah sich zu einer neuen Lösung der SA- 
Führung gezwungen, um so mehr als er mit der SA auch interne Schwierigkeiten hatte. 
Er bat Röhm, aus Bolivien zurückzukehren und als „Stabschef“ die SA zu führen. Die 
oberste Führung behielt er sich nominell selbst vor, praktisch hatte aber der „Stabschef“ 
unbegrenzte Vollmachten. Die legale Machtergreifung im Januar 1933 dankte Hitler 
vornehmlich seiner braunen Revolutionsarmee, die der Stabschef zu einer mächtigen 
Organisation ausgebaut hatte. Die Besetzung des staatlichen Machtapparates war bereits 
im Sommer 1933 abgeschlossen, die SA war in diesem Sinne nicht mehr notwendig. 
Hitler als Reichskanzler setzte nunmehr auf die Reichswehr als einzigen Waffenträger, 
begann aber gleichzeitig mit der Aufstellung der SS-Verfügungstruppe, zunächst noch 
unsichtbar und deshalb kaum beachtet, einen zweiten „Waffenträger“ aufzubauen. Die 
SA sollte die vor- und nachmilitärische Erziehung übernehmen und weiterhin als welt- 
anschauliche Propagandatruppe tätig sein. Der alte Konflikt zwischen Hitler und Röhm 
trat wieder zutage. Der Stabschef war mit dem revolutionären Ergebnis nicht zufrieden. 
Er hatte eigene Pläne von einer Zusammenfassung der SA und SS mit der Reichswehr 
in seiner Hand. Das mußte einen unüberbrückbaren Gegensatz zur Reichswehrführung 
hervorrufen. 

Der Reichskanzler konnte gar nicht anders als sich gegen Röhm auf die Seite der Reichs- 
wehr stellen. Von den frühen zwanziger Jahren an war ihm immer klar gewesen, daß er 
seine Revolution nur auf der Grundlage eines guten Einvernehmens mit der Reichswehr 
durchführen konnte. Die Frage war nur, wie der Konflikt beizulegen sei. Hitler persön- 
lich entschied das „Wie?“. Gezielte Falschinformationen, denen er Glauben schenkte, 
veranlaßten ihn zu einem Freibeuterstreich gegen Röhm ohne Rechtshandhabe. Die 
Kräfte, die ihn dazu trieben, gehörten dem innersten Kern der Partei an. Es wurden 
nicht nur alte Gegensätze zwischen SA und der Politischen Organisation ausgetragen, 
die SS-Führung, Himmler und Heydrich, benützten die Gelegenheit, die konservative 
Opposition, die sich um Papens Vizekanzleramt gruppiert hatte, auszumorden. Göring, 
von Hitler mit Vollmacht für Berlin und Norddeutschland ausgestattet, benützte die 
Gelegenheit, seine Machtstellung als „zweiter Mann im Staate“ auszubauen und abzu- 
sichern. Er und Himmler veranlaßten die Massenerschießungen und Hinrichtungen 
ohne jedes Gerichtsverfahren und stellten dann Hitler vor die vollendete Tatsache. 
Göring wurde auf diese Weise seine beiden gefährlichsten innerparteilichen Gegner los: 
Gregor Straßer und Ernst Röhm. Viele Privatfehden wurden in dieser „Bartholomäus- 
nacht“ bereinigt. Vergebens bemühte sich der Reichsjustizminister Gürtner, die vielen 
Straftaten, die über die „Staatsnotwehr“ hinausgingen, gerichtlich zu verfolgen. Der 
Konflikt Reichswehr - SA war zugunsten ersterer gelöst durch Hitlers persönliche Ent- 
scheidung gegen seine Revolutionsarmee. 

Innerparteilich hatte sich die Politische Organisation erfolgreich gegen die SA durchge- 
setzt, die SS wurde am 20. Juli zur selbständigen Organisation erhoben, aus der SA- 
Führung herausgelöst und Hitler unmittelbar unterstellt. Göring hat sich durch sein bru- 
tales Vorgehen seine Machtstellung als „zweiter Mann im Staat“ erobert und gesichert. 


386 


In seiner Rechtfertigungsrede vor dem Reichstag hatte Hitler sich die Rolle des „ober- 
sten Gerichtsherrn des deutschen Volkes“ angemaßt und zugesprochen. Im ganzen aber 
hatte die blutige Entmachtung der SA gezeigt, daß der Volkstribun Hitler die Herrschaft 
über „seine“ Revolutionäre verloren hatte. Göring, Himmler, Heydrich hatten ihn 
gezwungen, die Verantwortung für ihre eigenen Untaten zu übernehmen. „Herr, die Not 
ist groß, die ich rief, die Geister, werd’ ich nun nicht los!“ heißt es im „Zauberlehrling“. 
Und an anderer Stelle sagt Goethe: „Je höher der Mensch, desto mehr steht er unter 
dem Einfluß der Dämonen, und er muß nur immer aufpassen, daß sein leitender Wille 
nicht auf Abwege gerate.“ 
Schon vorher war erkennbar geworden, daß Hitler die Entwicklung nicht mehr im Griff 
hatte, und zwar auch auf dem weltanschaulich-ideologischen Feld. Seit 1925 hatte er 
immer wieder ausdrücklich betont, daß er den Kulturkampf mit der katholischen Kir- 
che ablehne. Deshalb hatte er sich von Ludendorff getrennt, hatte Artur Dinter aus der 
‚Partei ausgeschlossen. Aber er war nicht in der Lage, die antikatholischen, kulturkämp- 
/ ferischen Bestrebungen in der Partei zu beherrschen, geschweige denn auszuschalten. 


‘ Rosenberg, Himmler - Heydrich, aber auch die Politische Organisation in Gestalt radi- 


kal gesinnter Gauleiter begannen ihn allmählich zu überspielen. Er hatte den Kultur- 
kampf aus taktischen Gründen abgelehnt, aber im Grunde bekannte er sich als Heide 
und Gegner des Christentums. Der Zwiespalt lag in ihm und wirkte sich im Laufe der 
Zeit entsprechend aus. 

Der Korrespondent des britischen Massenblattes „Daily Express“ in Deutschland, 
Sefton Delmer, erlebte den 30. Juni 1934 in Berlin mit. Er hatte dort einen „Verbin- 
dungsmann zu Papen“, Walter Bochow. Dieser saß in der Presseabteilung des Vize- 
kanzleramtes, „der später und auch vielleicht schon damals ein Agent des Sicherheits- 
dienstes war“. Weil der Auslandspressechef Dr. Ernst Hanfstaengl sich in den Verei- 
nigten Staaten bei einem Alt-Herren-Treffen seines Jahrgangs der Harvard-Universität 
befand und Delmer weder Röhm noch den ihm bekannten Werner von Alvensleben 
noch den befreundeten Hugo von Lustig erreichen konnte - letzterer war in die Tsche- 
choslowakei geflüchtet -, wandte er sich um Auskünfte an Bochow im Laufe des Monats 
Juni. „Aber wenn Sie das berichten, was ich Ihnen jetzt erzähle, und es kommt heraus, 
daß Sie Ihre Auskünfte von mir haben, bringen sie mich um“, sagte er zu Delmer. Auf 
dessen Frage, wen er meine, antwortete Bochow: „Na, die Himmler-Göring-Clique 
natürlich. Sie werden doch sicher wissen, daß die beiden sich neuerdings verbrüdert 
haben. Und daß Göring seine Gestapo an Himmler übergeben hat.“ 

Bochow verlegte in Sorge vor versteckten Abhör-Mikrophonen das Gespräch mit Del- 
mer dann in den nahen Tiergarten. Er erzählte dem Briten, sein Chef Papen habe Schrit- 
te unternommen, „Hitler mit Hilfe Hindenburgs zu stürzen und die Hohenzollern wie- 
der auf den deutschen Thron zu bringen“. Nach Ansicht Papens und seiner konservati- 
ven Freunde „ist der Augenblick gekommen, an dem der Kronprinz zunächst eine Art 
Regentschaft antreten kann; das wäre dann der erste Schritt zur Wiedereinführung der 
Monarchie. Der Reichspräsident unterstützt sie bei diesem Plan, und das hat meinem 
eifrigen Wühler von Chef mächtigen Auftrieb gegeben.“ Papen halte wegen des Riesen- 
krachs zwischen Hitler und Röhm „die Lage für ihn so günstig wie noch nie“. Tschirsch- 
ky, Papens erster Adjutant, habe am 4. Juni im Vorzimmer gehört, „wie die beiden sich 
angebrüllt haben“. 

Auf Delmers Frage, worum es eigentlich ging, erklärte Bochow, „Röhm ist wütend, weil 
er nicht General geworden ist wie Göring. Und auch, weil er nur Minister ohne 
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Geschäftsbereich ist. In der Hauptsache aber, weil er will, daß seine drei Millionen SA- 
Leute unter seinem Befehl und dem seiner Pupenjungen in die Reichswehr eingegliedert 
werden. Die Generale wollen das auf keinen Fall, um keinen Preis zulassen. Hitler aber 
weiß, daß er nur Chancen hat, Hindenburgs Nachfolger zu werden, wenn die Reichs- 
wehr hinter ihm steht. Und deshalb hat er jetzt Röhm den Befehl gegeben, die SA in 
Urlaub zu schicken. Und Röhm hat es getan“, aber nimmt es nicht stillschweigend hin. 
Er erließ an die SA eine Proklamation mit der Drohung, „daß die Feinde der SA zu der 
Zeit und in der Form, in der es notwendig erscheint, die gebührende Antwort erhalten 
werden“. 

Die „große Abrechnung“ sollte laut Bochow in der nächsten Kabinettssitzung am 3. Juli 
stattfinden. Papen wollte von Hitler sofortige Maßnahmen gegen „die terroristische 
Anarchie der SA-Gangster“ fordern. Weigere er sich oder zeige sich unentschlossen, so 
würden Papen und seine Freunde zurücktreten. „Der Reichspräsident hatte versprochen, 
daß er in diesem Falle Hitler abberufen und die Exekutivgewalt in die Hände der 
Reichswehr legen werde.“ '” 

Hanfstaengl hatte am Abend vor seiner Abreise in die Vereinigten Staaten noch an 
einem Gesellschaftsabend im SA-Hauptquartier in Berlin teilgenommen. „Die Saaltür 
flog auf“, so berichtete er, „und Röhm stapfte heraus, mit glühenden Backen, eine dicke 
Zigarre in der Hand, offenbar schon angetrunken. Er begrüßte mich kaum und verfiel 
in die wüstesten Schimpfereien, die mir je zu Ohren kamen; er fluchte, schrie, drohte, 
und soweit überhaupt etwas zu verstehen war, richtete sich sein Zorn vor allem gegen 
General von Reichenau! ‚Richten Sie Ihrem Freund aus, daß er ein Sauhund ist!‘, das 
war ungefähr der Sinn seiner Wortkaskaden. ‚Er hat Hitler auf seine Seite gebracht und 
tut nichts, als mir und der SA zu drohen!“*'” 

Hanfstaengl floh 1937 nach England, wurde dort bei Kriegsbeginn interniert, auf 
Wunsch Roosevelts nach Washington überstellt, war dort als psychologischer Kriegsbe- 
rater im Stabe Roosevelts tätig, nach dessen Tod wieder in britischer Internierung, 1946 
entlassen. Er konnte ermitteln, daß sein Name auf der für die Vorbereitung einer Inva- 
sion in England 1940 von der Gestapo zusammengestellten Liste der zu erfassenden Per- 
sonen verzeichnet war. Dieselbe Feststellung konnte Sefton Delmer machen, der eben- 
falls auf dieser Liste stand. '“ 

„Für mich bedeutete die Nachricht von dem Ende Röhms einen doppelten Schock“, 
schrieb Delmer. „Einerseits hatte ich den mitteilsamen und lustigen kleinen Gangster 
trotz der von ihm autorisierten Willkürakte und trotz seines zügellosen Privatlebens 
gern gehabt. Andererseits wäre ich selbst um ein Haar in Wiessee gewesen.“ Am 2. Juli 
rief ihn Bochow an. Er war durch einen glücklichen Zufall dem Massaker entgangen und 
mußte flüchten. Er bat Delmer um finanzielle Hilfe und entkam nach Österreich, wo 
ihn Delmer vier Jahre später wieder traf. Da Hitler die versprochene Liste Anfang Juli 
nicht herausgab, stellte Delmer für den „Daily Express“ selbst eine Liste der Ermorde- 
ten zusammen „mit zur Zeit 108 Personen“. „Das war das Ende meiner schönen Freund- 
schaft mit Hitler. Zwei Tage nach der Veröffentlichung von „Delmers Totenliste“ er- 
schien ein Gestapo-Kommissar bei ihm und überbrachte den Ausweisungsbefehl; 
binnen 48 Stunden mußte er Deutschland verlassen.'” 


139 Delmer, Die Deutschen und ich, $. 233 ff. 

140 Hanfstaengl, Zwischen Weißem und Braunem Haus, $. 340. 
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6.2. Der Tod des Reichspräsidenten GFM Paul von Hindenburg - 
Die Vollendung der plebiszitären Diktatur Hitlers 


Die dramatische Entwicklung im Sommer 1934 fand ihren formalen Höhe- und Wen- 
depunkt mit dem Ableben des Reichspräsidenten Generalfeldmarschall Paul von Hin- 
denburg am 2. August 1934 im Alter von fast 87 Jahren. Sein Leben umspannte Ent- 
stehung, Gründung, Aufstieg und Untergang des kleindeutschen Kaiserreiches. Sein 
preußisches Pflichtbewußtsein ließ ihn noch die schwere Bürde des Staatsoberhaupts 
der Weimarer Republik zweimal übernehmen. Geistige Rüstigkeit und körperliche Fri- 
sche blieben ihm bis Mai 1934 erhalten.' Als sich sein Gesundheitszustand verschlech- 
terte, ging er auf sein Gut Neudeck. 

Hindenburg hatte aus seiner tiefen Abneigung gegen Röhm, den „Hinterlader“, wie er 
ihn einmal bezeichnet hatte, nie einen Hehl gemacht, sich auch geweigert, ihm die 
Hand zu geben. Als Staatssekretär Meißner ihm am Spätabend des 30. Juni den telefo- 
nischen Bericht über die Niederschlagung des angeblichen „Röhm-Putsches“ mitteilte, 
nahm der Feldmarschall die Meldung ruhig mit den Worten auf: „Ich habe seit Mona- 
ten den Kanzler ersucht, diesen unmoralischen und gefährlichen Röhm abzusetzen und 
einzusperren; er hat leider nicht auf mich gehört, nun hat es wieder viel Blut gekostet.“ ’ 
Jordan bestätigte diese Warnungen mit ziemlich genauen Angaben: Der Reichskanzler 
habe nach seiner Rückkehr aus Italien vom ersten Treffen mit Mussolini den Reichsprä- 
sidenten am 21. Juni in Neudeck besucht. Dieser habe ihn nachdrücklich vor General 
Schleicher und vor Röhm gewarnt und Hitler aufgefordert, „in seinem Hause Ordnung 
zu schaffen“. Der Besuch in Neudeck „muß für Hitlers Entscheidung ausschlaggebend 
gewesen sein“, urteilt Jordan, denn ein gleichzeitiger Besuch des Reichswehrministers 
Blomberg beim Reichsoberhaupt war sicher kein Zufall. „Dort nämlich erklärte Blom- 
berg dem Kanzler Hitler, daß dieser für baldige Entspannung sorgen müsse, sonst werde 
der Reichspräsident den Ausnahmezustand verhängen und der Reichswehr entspre- 
chende Vollmachten übertragen.“ 

Am 25. Juni, also vier Tage später, wurde Röhm aus dem Reichsverband deutscher Offi- 
ziere ausgeschlossen, auf Weisung von General von Reichenau im Einvernehmen mit 
dem Reichswehrminister von Blomberg.’ 

Hindenburgs Telegramm an Hitler im Zusammenhang mit dem 30. Juni 1934 ging auf 
einen persönlichen Wunsch des Reichskanzlers zurück und hatte folgenden Wortlaut: 
„Nach den mir vorgelegten Berichten stelle ich fest, daß Sie durch Ihr entschlossenes 
Vorgehen und Ihr mutiges persönliches Eingreifen alle hochverräterischen Umtriebe 
im Keime erstickt haben. Sie haben das deutsche Volk aus einer großen Gefahr erret- 
tet. Ich spreche Ihnen dafür meinen Dank aus.“* Über die Entstehung dieses Tele- 
gramms teilte Staatssekretär Otto Meißner in seinen Erinnerungen mit, Hitlers Presse- 
chef Funk habe sich an ihn gewandt, auf Veranlassung Hitlers, „ihm zum Zwecke der 
Beruhigung der öffentlichen Meinung im Ausland in einem Telegramm, für das Funk 
den Entwurf gleich mitbrachte, die Tatsache zu bestätigen, daß Röhm und seine Mit- 
verschworenen ein das Reich ernstlich gefährdendes hochverräterisches Unternehmen 
begonnen und Hitler dieses Vorhaben in der Verteidigung des Staates niedergeschla- 
gen habe“. 


1 Mündliche Mitteilung Papen am 19. 5. 1966. 

2 Otto Meißner: Staatssekretär unter Ebert, Hindenburg, Hitler. Der Schicksalsweg des deutschen Volkes von 1918 - 1945, 
wie ich ihn erlebte, Hamburg 1950, S. 368. 
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Meißner gab das Telegramm „in einer abgeschwächten Fassung“ nach Neudeck durch 
mit der Empfehlung, die Entscheidung Hindenburgs einzuholen, „im Hinblick auf den 
noch ungeklärten Fall Schleicher vorher den Reichswehrminister von Blomberg um 
seine Stellungnahme zu ersuchen“. Blomberg hatte keine Bedenken gegen ein solches 
Telegramm, die Berichte Hitlers und Görings über die Vorgänge seien zutreffend.’ 
Ebenso schickte der Reichspräsident ein Danktelegramm an Ministerpräsident Göring: 
„Für Ihr energisches und erfolgreiches Vorgehen bei der Niederschlagung des Hochver- 
ratsversuches spreche ich Ihnen meinen Dank und meine Anerkennung aus. Mit kame- 
radschaftlichen Grüßen. Von Hindenburg, Reichspräsident.“* Die Nachricht von der 
Ermordung des Generals Schleicher und seiner Frau traf erst tags darauf, am 1. Juli, in 
Neudeck ein. Hindenburg war darüber aufs äußerste aufgebracht und forderte energisch 
eine genaue gerichtliche Untersuchung.’ 

Auf Anraten seines engsten Vertrauensmannes, Franz von Papen, hatte sich der Feld- 
marschall bei Beginn des Jahres 1934 zu einem Testament für den Fall seines Ablebens 
entschlossen. Er billigte Papens Entwurf mit der Empfehlung einer Wiederherstellung 
der konstitutionellen Monarchie. Vorausgegangen war ein Gespräch des Vizekanzlers 
Papen mit dem Reichskanzler Hitler im März 1934 über die Maßnahmen für Hinden- 
burgs Nachfolge im Falle seines zu erwartenden baldigen Ablebens. „Fast war ich 
erstaunt“, schreibt Papen,’ „wie schnell mein Vorschlag eine positive Reaktion fand.“ 
Hitler schwärmte besonders für den Preußenkönig Friedrich Wilhelm I. und veranlaßte 
einen Film über ihn mit Emil Jannings als Hauptdarsteller. Er hatte keine grundsätzli- 
chen Bedenken gegen die Hohenzollerndynastie, lehnte aber eine Wiederherstellung 
der Länderdynastien ab. Papen fertigte also den Testamentsentwurf für den Reichspräsi- 
denten mit dem Vorschlag der Wiederherstellung der Monarchie im Einvernehmen mit 
Hitler. 

Im April legte er dem Feldmarschall den Entwurf vor. Hindenburg erwies sich auch in 
diesem Falle als ein verantwortungsbewußtes, dem ganzen Volk verpflichtetes Staats- 
oberhaupt. Er änderte nach reiflicher Überlegung den Entwurf in zwei Teile. Er halte es 
„nicht für richtig, dem deutschen Volk im Augenblick seines, Hindenburgs, Todes eine 
Empfehlung über eine künftige Staatsform zu geben. (. .. .) Er habe sich daher ent- 
schlossen, als politisches Testament nur den Rechenschaftsbericht zu hinterlassen. Diese 
Empfehlung, zur monarchischen Staatsform zurückzukehren, werde er an Hitler per- 
sönlich in Form eines Briefes richten.’ 

Das Testament bestand daher aus zwei Teilen: der erste mit der Anschrift „Dem deut- 
schen Volke“, der zweite „Dem Reichskanzler Adolf Hitler“. Beide wurden nach Neu- 
deck mitgenommen. Staatssekretär Meißner wußte nichts von einem Testament." Nach 
der Beisetzung Hindenburgs in Tannenberg wandte sich der Reichskanzler an den ehe- 
maligen Vizekanzler mit der Frage nach Hindenburgs Testament. Papen setzte sich mit 
dem Sohn des Feldmarschalls, Oskar von Hindenburg, in Verbindung, ob er etwas von 
dem Testament wisse. Dieser händigte beide Briefe dem Adjutanten Papens, Graf von 
Kageneck, aus. „Offenbar hatte der Reichspräsident seinem Sohn die Anweisung gege- 
ben, es durch mich überbringen zu lassen.“ 


5 Ebd. 
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Am 15. August 1934 händigte Papen dem Reichskanzler im Beisein seines Sekretärs von 
Tschirschky beide Schreiben persönlich in Berchtesgaden aus. Hitler las die beiden Doku- 
mente. Über den an ihn persönlich gerichteten Brief mit der Empfehlung der Wiederein- 
führung der Monarchie entschied Hitler sofort: „Ich werde später entscheiden, ob und 
wann ich ihrer Veröffentlichung zustimmen werde.“ Papen bat ihn vergebens, „doch beide 
Dokumente der Nation zur Kenntnis zu bringen. Die bereits von ihm geschaffenen Tat- 
sachen verboten es ihm“. Den Rechenschaftsbericht des verewigten Reichspräsidenten 
„händigte er dem Pressechef aus mit dem Befehl, ihn sofort zu veröffentlichen“.'' 

Bereits am 1. August 1934, also am Tage vor dem Ableben des Reichspräsidenten, hatte 
das Reichskabinett unter Vorsitz Hitlers das „Gesetz über das Staatsoberhaupt des Deut- 
schen Reiches“ beschlossen: „Das Amt des Reichspräsidenten wird mit dem des Reichs- 
kanzlers vereinigt. Infolgedessen gehen die bisherigen Befugnisse des Reichspräsidenten 
auf den Führer und Reichskanzler über. Dieses Gesetz tritt mit Wirkung von dem Zeit- 
punkt des Ablebens des Reichspräsidenten von Hindenburg in Kraft.“ ' 

Hitler hatte damit zur Sicherung seiner Alleinherrschaft rechtzeitig Vorsorge getroffen. 
Am 31. Juli hatte er noch den schwer erkrankten Reichspräsidenten besucht, „um sich 
von dem sterbenden Generalfeldmarschall und Reichspräsidenten zu verabschieden“, 
berichtet Meißner, „der auch seinerseits den Wunsch geäußert hatte, den Reichskanzler 
nochmals zu sprechen. Beide hatten ein längeres Gespräch ohne Zeugen, das von Hin- 
denburg nur mühsam und mit öfteren Unterbrechungen geführt wurde. Als Hitler das 
Krankenzimmer verließ, war er tief ergriffen; er erzählte mir sichtlich bewegt, daß der 
sterbende Feldmarschall von Hindenburg sich bei ihm ‚wie ein Soldat von seinem 
Posten abgemeldet‘ und ihm seine Sorgen und Segenswünsche für das deutsche Volk 
mit ernster, väterlicher Mahnung ans Herz gelegt habe. Kurz darauf ließ Hindenburg 
auch mich zu sich bitten: Durch die voraufgegangene längere Unterhaltung stark 
erschöpft, dankte er mir mühsam mit wenigen herzlichen Worten und wiederholtem 
Händedruck für meine ihm in den über neun Jahren seiner Reichspräsidentenschaft 
geleisteten Dienste. Er verfiel dann in einen Dämmerzustand, aus dem er gelegentlich 
wieder erwachte, um von seinen Familienmitgliedern Abschied zu nehmen. Am 2. 
August 1934, vormittags neun Uhr, schloß Reichspräsident Generalfeldmarschall von 
Hindenburg seine müde gewordenen Augen für immer.“ 

Die Fußnote des Staatssekretärs zu dieser seiner Schilderung ist bezeichnend: „Das 
Gerücht, Hindenburg sei bereits in den Morgenstunden des 1. August verstorben, sein 
Tod sei aber zunächst verheimlicht worden, ist eine Erfindung; da das Ableben nicht 
überraschend kam und Hitler darüber unterrichtet war, hatte er seine Vorbereitungen für 
die Nachfolge schon längst getroffen und bedurfte eines solchen Zeitgewinns nicht.“'* 
Hindenburg unterzeichnete als letzte Amtshandlung bereits auf dem Sterbebett noch 
das Ernennungsdekret für Franz von Papen zum Gesandten in außerordentlicher Mis- 
sion in Wien am 28. Juli und die Berufung des Reichsbankpräsidenten Dr. Hjalmar 
Schacht zum Nachfolger des schwer erkrankten Reichswirtschaftsministers Dr. Kurt P. 
Schmitt. Papen berichtet in seinen Erinnerungen, Professor Sauerbruch, der den Reichs- 
präsidenten in den letzten Wochen ärztlich betreute, habe ihm erzählt, Hindenburg 
habe wiederholt nach Papen gefragt und bei Vorlage des Dekrets zur Unterzeichnung 
die Frage gestellt: „Ist das denn Papens Wunsch?“ 


11 Papen, a.a.O,, $. 374. 
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Die Berufung Schachts zur Übernahme der Geschäfte des Reichswirtschaftsministers - 
seine Ernennung zum Reichswirtschaftsminister erfolgte noch durch Hindenburg - war 
von weittragender Bedeutung für die weitere politische Entwicklung, für die Festigung 
des nationalsozialistischen Regimes. Der geniale Finanzmann konnte die schwere wirt- 
schaftliche und finanzielle Krise, besonders durch den ausländischen, von jüdischer 
Seite organisierten Wirtschafts- und Handelsboykott, durch energische und geschickte 
Maßnahmen abfangen. Die Warenverrechnungsabkommen (Clearing-Abkommen), die 
er einführte, ermöglichten einen raschen Anstieg des deutschen Außenhandels vor allem 
mit Südosteuropa und Südamerika und einen ungehinderten Warenaustausch des Rei- 
ches mit den genannten Ländern: Rohstoffe und Lebensmittel gegen deutsche Indu- 
strieerzeugnisse. Dadurch wurde das Reich vom internationalen Kapitalmarkt weitge- 
hend unabhängig. 
Das war aber andererseits auch der Hauptgrund, daß die angelsächsischen Handels- und 
Weltmächte ab 1937, als ihnen dieses neue Handelssystem gefährlich zu werden begann, 
| sich entschlossen, den deutschen Konkurrenten wie 1914 militärisch niederzuschlagen 
und auszuschalten. 
Bereits am Todestage Hindenburgs, dem 2. August 1934, wurde die Wehrmacht dank 
der Ergebenheit des Reichswehrministers Blomberg gegenüber Hitler auf das neue 
Staatsoberhaupt vereidigt mit folgender Eidesformel: „Ich schwöre bei Gott diesen hei- 
ligen Eid, daß ich dem Führer des Deutschen Reiches und Volkes, Adolf Hitler, dem 
Oberbefehlshaber der Wehrmacht, unbedingten Gehorsam leisten und als tapferer Sol- 
dat bereit sein will, jederzeit für diesen Eid mein leben einzusetzen.“ '‘ Die Eidesformel 
stammte von Blomberg, nicht von Hitler.” Ebenfalls am 2. August richtete Hitler fol- 
genden Erlaß an den Reichsinnenminister: 
„Die infolge des nationalen Unglücks, das unser Volk getroffen hat, notwendig gewor- 
dene gesetzliche Regelung der Frage des Staatsoberhauptes veranlaßt mich zu folgender 
Anordnung: 
Die Größe des Dahingeschiedenen hat dem Titel des Reichspräsidenten eine einmalige 
Bedeutung gegeben. Er ist nach unser aller Empfinden in dem, was er uns sagte, unzer- 
trennlich verbunden mit dem Namen des großen Toten. Ich bitte daher, Vorsorge tref- 
fen zu wollen, daß ich im amtlichen und außeramtlichen Verkehr nur als Führer und 
Reichskanzler angesprochen werde. 
Ich will, daß die vom Kabinett beschlossene und verfassungsrechtlich gültige Betrauung 
meiner Person und damit des Reichskanzleramtes an sich mit den Funktionen des frühe- 
ren Reichspräsidenten die ausdrückliche Sanktion des deutschen Volkes erhält. Fest 
durchdrungen von der Überzeugung, daß jede Staatsgewalt vom Volke ausgehen und 
von ihm in freier und geheimer Wahl bestätigt sein muß, bitte ich Sie, den Beschluß des 
Kabinetts mit den etwa noch notwendigen Ergänzungen unverzüglich dem deutschen 
Volke vorlegen zu lassen.“ 
Obwohl Hindenburg in seinem Testament ein einfaches Begräbnis angeordnet hatte, 
beschloß die Reichsregierung, natürlich auf Anordnung Hitlers, ein Staatsbegräbnis im 
Tannenberg-Denkmal. Vorher, am 6. August, hielt Hitler vor dem Reichstag in der Kroll- 
oper noch eine Trauerrede, am 7. August fand die feierliche Beisetzung nach einer nächt- 
lichen Trauerparade der Wehrmacht in Neudeck im Tannenberg-Ehrenmal wieder mit 
einer Rede Hitlers statt. Verbunden damit war eine Amnestie, das „Gesetz über die 
Gewährung von Straffreiheit“. Im Zusammenhang damit erging ein „Erlaß zur Nach- 
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prüfung sämtlicher Schutzhaftfälle“. Eine große Anzahl von Schutzhäftlingen wurde 
entlassen, das Konzentrationslager Oranienburg aufgelöst." 

Am 19. August fand die oben erwähnte Volksabstimmung statt, mit folgendem Ergeb- 
nis: 38.362.760 Ja-Stimmen, 4.294.654 Nein-Stimmen, 872.296 ungültige Stimmen. 
Damit hatte Hitler die Sanktion der Wähler erhalten." 

Immerhin hatten rund 4.300.000 Wähler ausdrücklich gegen Hitler gestimmt. Bei der 
Volksabstimmung am 12. November 1933 hatten 95 Prozent der Wähler ihre Stimme 
für die Hitler-Partei gegeben, am 19. August 1934 waren es knapp 90 Prozent. 

Die plebiszitäre Diktatur war damit verankert. Hitler erließ am Tage darauf, dem 20. 
August, einen Aufruf an das deutsche Volk: 

„Nationalsozialisten, Nationalsozialistinnen, deutsche Volksgenossen! 

Ein fünfzehnjähriger Kampf unserer Bewegung um die Macht in Deutschland hat mit 
dem gestrigen Tage seinen Abschluß gefunden. Angefangen von der obersten Spitze des 
Reiches über die gesamte Verwaltung bis zur Führung des letzten Ortes befindet sich das 
Deutsche Reich heute in der Hand der Nationalsozialistischen Partei. Dies ist der Lohn 
für eine unermeßliche Arbeit, für zahllose Opfer. Ich danke all denen, die gestern durch 
ihre Stimme mit beigetragen haben, die Einheit von Staat und Bewegung vor der 
ganzen Welt zu dokumentieren. Meine und unser aller Aufgabe wird es sein, diese Ein- 
heit zu vertiefen und in einem ebenso genialen wie entschlossenen und beharrlichen 
Kampfe auch den letzten Rest unseres Volkes für die nationalsozialistische Idee und 
Lehre zu gewinnen. Noch heute nacht sind die Entschlüsse für die Durchführung die- 
ser Aktion gefaßt worden, sie selbst wird mit nationalsozialistischer Schnelligkeit und 
Gründlichkeit ablaufen. 

Der Kampf um die Staatsgewalt ist mit dem heutigen Tag beendet. Der Kampf um unser 
teures Volk aber nimmt seinen Fortgang. Das Ziel steht unverrückbar fest: Es muß und 
es wird der Tag kommen, an dem auch der letzte Deutsche das Symbol des Reiches als 
Bekenntnis in seinem Herzen trägt.“ 

Gleichzeitig erließ Hitler einen Aufruf an die NSDAP: 

„Parteigenossen, Parteigenossinnen! 

Der gestrige herrliche Sieg unserer nationalsozialistischen Partei ist in erster Linie eurer 
Treue, eurer Opferwilligkeit und eurem Fleiße zu verdanken. Ihr habt als politische 
Kämpfer der Bewegung, als SA- und SS-Männer, als Mitglieder unserer Arbeiter-, 
Jugend- und Frauenorganisationen Einzigartiges geleistet. 

Erfüllt von grenzenlosem Vertrauen zu euch bin ich entschlossen, den Kampf um die 
Seele und für die Einheit des deutschen Volkes erneut aufzunehmen und weiterzu- 
führen. Ihr werdet in diesem neuen Ringen um unser Volk neben mir stehen wie in den 
letzten fünfzehn Jahren, die hinter uns liegen, und so, wie es uns möglich war, neunzig 
Prozent des deutschen Volkes dem Nationalsozialismus zu erobern, muß und wird es 
uns möglich sein, auch die letzten zehn Prozent zu gewinnen. Dies wird die letzte Krö- 
nung unseres Sieges!*?” 

Am gleichen Tag erging das Gesetz über die neue Eidesformel für die Beamten. Sie hat- 
ten folgenden Treue- und Gehorsamseid auf den „Führer und Reichskanzler“ zu leisten: 
„Ich schwöre: Ich werde dem Führer des Deutschen Reiches und Volkes, Adolf Hitler, 
treu und gehorsam sein, die Gesetze beachten und meine Amtspflichten gewissenhaft 
erfüllen, so wahr mir Gott helfe.“ ?' 
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Die Vereidigung der Reichsminister erfolgte am 16. Oktober, die der Reichsstatthalter 
am 1. November aufgrund des „Gesetzes über den Eid der Reichsminister und der Mit- 
glieder der Länderregierungen“ vom 16. Oktober.” 

Ebenfalls am 20. August, dem Tage seiner beiden oben angeführten Aufrufe, schrieb 
Hitler folgenden Dankesbrief an den Reichswehrminister von Blomberg: 

„Heute, nach der erfolgten Bestätigung des Gesetzes vom 2. August, will ich Ihnen und 
durch Sie der Wehrmacht Dank sagen für den mir als Ihrem Führer und Oberbefehls- 
haber geleisteten Treueid. So, wie die Offiziere und Soldaten der Wehrmacht sich dem 
neuen Staat in meiner Person verpflichteten, werde ich es jederzeit als meine höchste 
Pflicht ansehen, für den Bestand und die Unantastbarkeit der Wehrmacht einzutreten in 
Erfüllung des Testaments des verewigten Feldmarschalls und getreu meinem eigenen 
Willen, die Armee als einzigen Waffenträger in der Nation zu verankern.“ ” 

Papen kommentierte diesen außergewöhnlichen Brief wie folgt: „Diese Zeilen verraten 
die aufatmende Genugtuung Hitlers, daß Blomberg ein Eingreifen der über die Morde 
an den Generalen Schleicher, Bredow und anderen empörten Wehrmacht verhindert 
hatte. Noch niemals hatte ein deutsches Staatsoberhaupt sich für den ihm geleisteten 
Eid bedankt, und man weiß, in welche Konflikte die Vereidigung auf Hitler persönlich 
viele Soldaten später gebracht hatte.“” Man muß zu dieser Feststellung hinzufügen: 
Ohne die bedingungslose Ergebenheit Blombergs hätte Hitler die Auseinandersetzung 
mit Röhm nicht so glatt durchstehen können. 

Das revolutionäre Drama setzte sich wenige Wochen später in Deutsch-Österreich fort. 
Am 25. Juli 1934 versuchte die 89. SS-Standarte in Wien durch einen Handstreich die 
Regierung Dollfuß zu stürzen und an ihre Stelle eine neue deutschfreundliche Regie- 
rung unter der Leitung des österreichischen Gesandten in Rom, Dr. Anton Rintelen, zu 
setzen.” Dieser hatte jedoch „mit den Durchführungsmaßnahmen der Erhebung“ nichts 
zu tun. „Die Erhebung, die unblutig den Sturz des Systems hätte herbeiführen sollen, 


22 Ebd, S. 279 £. 

23 Papen, a.a.O., S. 378. 

24 Ebd. 

25 Anton Rintelen: Erinnerungen an Österreichs Weg, München 1934, $. 305 ff; ferner: Aufzeichnung des Stabschefs der 
Landesleitung der NSDAP in Österreich, Weydenhammer, über sein Gespräch mit dem österreichischen Gesandten in 
Rom, Anton Rintelen, am 7./8. März 1934. ADAP, Serie C, Bd. II, 2, Nr. 308 (Beilage); Schuschnigg: Im Kampf gegen 
Hitler, Wien 1969, $.154 ff. 

ADAP, Serie C, 19331937, Bd. II, 2, 1. 2., 13. 6. 1934: 

6111/E 452 798-800 

Aufzeichnung des Stabsleiters der Landesleitung Österreich 

der NSDAP Weydenhammer 

II Oe. 1071 

„Bericht über meine Unterhaltung am 7. und 8. März mit dem österreichischen Gesandten Dr. von Rintelen in Rom 
Auf Ersuchen Dr. von Rintelens war ich am 7. und 8. März 1934 in Rom. Dr. von Rintelen, der sich auf Grund der Unter- 
handlungen vom vorigen Monat bedingungslos bereit erklärt hat, [sich] den Weisungen des Landesinspekteurs Habicht, 
M. d.R., zu unterstellen, ersuchte mich um eine Darstellung der politischen Lage, wie wir sie sehen, und um Instruktio- 
nen, damit er seine Tätigkeit und seine Unterhaltungen anläßlich des bevorstehenden Besuches des Bundeskanzlers Doll- 
fuß in Rom nach unseren Wünschen einrichten könne. 

Ich setzte ihm die Situation, wie mit Ihnen abgesprochen, auseinander, ohne die Beziehungen zum Landbund und Tat- 
sachen aus dem Bericht Dr. Wächters bezüglich Vizekanzler Fey zu erwähnen. 

Dr. von Rintelen war von höchster österreichischer Seite, von italienischer Seite und aus ausländischen Journalistenkrei- 
sen verständigt worden, daß innerhalb unserer Partei starke Differenzen wegen der Habichtschen Politik ausgebrochen 
seien. Es war ihm mit Bestimmtheit mitgeteilt worden, daß der Führer Habicht fallen gelassen habe. Er erklärte weiter- 
hin, daß die außerordentliche Zurückhaltung der deutschen offiziellen Stellen, die ins Auge springende Weisung des Pro- 
pagandaministeriums an die deutschen Zeitungen bezüglich Österreich-Propaganda und vor allem die Tatsache, daß 
Habicht nicht mehr im Rundfunk spreche, dazu führten, daß bei der österreichischen Regierung der feste Glaube sei, 
Deutschland werde gegenüber Österreich bald klein beigeben, und die interessierten italienischen Stellen hierin einen 
vollen Erfolg ihrer heftigen und aggressiven Sprache gegen das Reich sehen. 

Wenn ihm auch vollkommen klar sei, daß die Propaganda auf anderer Weise als vor dem roten Putsch zu handhaben sei, 
so rät er doch dringend, daß eine deutliche und weder in Italien noch in Österreich mißzuverstehende Propaganda 
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ist blutig unterdrückt worden“, so schildert Rintelen die Ereignisse. „Den Tod von Dr. 
Dollfuß hat niemand gewollt. Die Verkettung unglückseliger Umstände, die den tod- 
bringenden Schuß auslösten, ist niemals völlig erhellt worden. Der Kanzler hat sicher in 
seinem Inneren oft am Sieg der von ihm verfochtenen Sache gezweifelt. Jedenfalls klei- 
dete er seinen letzten Willen in die Worte: ‚Rintelen soll Frieden machen! Das Blutver- 
gießen soll ein Ende haben!‘“* 

Der Aufstand dehnte sich auf die Steiermark und Kärnten, stellenweise auch auf Salz- 
burg und Oberösterreich aus. Er wurde vom österreichischen Bundesheer niederge- 
schlagen, ähnlich wie im Februar der Aufstand des Republikanischen Schutzbundes in 
Wien. Blutige Racheprozesse folgten: Die Nationalsozialisten hatten in den Kämpfen 
94 Tote zu beklagen. 73 Angeklagte wurden zum Tode verurteilt, 13 Todesurteile wur- 
den vollstreckt. Zahlreiche Putschteilnehmer wurden zu lebenslänglichen oder langjähri- 
gen Kerkerstrafen verurteilt.” „Irgendeine außenpolitische Abdeckung dieses abenteuer- 
lichen, aber durch die damaligen gegensätzlichen weltanschaulichen Auseinanderset- 
zungen zu verstehenden Unternehmens bestand nicht.“ * 

Die internationalen Auswirkungen: Mussolini ließ an der Brenner-Grenze einige Divisio- 
nen aufmarschieren, eine Intervention der drei Siegermächte Frankreich, Großbritannien 
und Italien war im Gespräch. Alfred Frauenfeld, Gauleiter von Wien, überlieferte in sei- 
nen Erinnerungen, daß Hitler Kenntnis von den Putschplänen hatte, aber bemüht war, 
außenpolitische Verwicklungen tunlichst zu vermeiden.” Habicht und Frauenfeld hätten 
daher erst nach Gelingen des Staatsstreiches nach Wien fliegen dürfen. 

Goebbels überliefert in seinem Tagebuch, Hitler habe, wie er beim Mittagessen am 10. 
Juli erwähnte, begonnen, ein Komplott gegen den Nachbarstaat Österreich vorzuberei- 


sowohl im Radio wie vor allen Dingen in den Zeitungen betrieben würde und daß Habicht so bald wie möglich wieder 
in Erscheinung trete. Vor allem wies er darauf hin, daß bei den Differenzen, die nunmehr in schärferer Form bestünden, 
alles getan werden müsse, um dazwischen propagandistisch den Keil weiterzutreiben. Er wies darauf hin, daß man auf 
italienischer Seite durchaus richtig im Bilde sei, daß im Augenblick bei der österreichischen Regierungsgewalt zuerst Fey, 
nach diesem Starhemberg, dann lange nichts und nochmal nichts und dann erst Dollfuß käme. Er riet dazu, Fey, Star- 
hemberg und die Heimwehren etwas besser zu behandeln und ihnen gewisse Hoffnungen auf Verständigungsmöglich- 
keiten mit der Partei zu machen, da diese im Falle einer derartigen Rückenstärkung sich sicherlich sofort dazu ent- 
schließen würden, [sich] aggressiv gegen Dollfuß und seine verbündete Vaterländische Front zu benehmen. Er hielt sogar 
trotz seiner persönlichen, überaus scharfen Einstellung gegen Fey und Starhemberg es für im Bereich der Möglichkeit 
gelegen, daß Fey oder Starhemberg bei entsprechenden Zusicherungen bezüglich ihrer Person Dollfuß abservierten und 
der NSDAP in den Sattel hülfen, 
Er wies auf die überaus hetzerische und scharf machende Tätigkeit von Cerruti und Morreale hin, die hauptsächlich 
Suvich zu seiner derzeitigen Haltung veranlaßt haben. Das Bedürfnis Italiens, mit Österreich und Ungarn zu einem 
Abkommen zu gelangen, sei in erster Linie aus dem Fiasko Italiens in seiner Balkan-Politik hervorgerufen. Dollfuß selbst 
wollte persönlich gar nicht nach Rom kommen und sei von Suvich im Auftrag Mussolinis direkt befohlen worden. Ich 
habe den Eindruck, als ob Rintelen sowohl in Wien wie in Rom alles getan hat, um aus dem Besuch Dollfuß’ in Rom 
einen innerpolitischen und außenpolitischen Mißerfolg von Dollfuß zu machen. Mussolini wolle durchaus irgendeine 
politische ersichtliche Bindung Österreichs erzielen, während auf der anderen Seite alles getan worden ist, um Dollfuß 
dieses fast unmöglich zu machen bzw. wenn er es tut, ihn in eine unangenehme Situation zu bringen. Rintelen nimmt 
an, daß eine entsprechende Zeit nach dem erfolglosen Besuch Dollfuß’ in Rom Starhemberg kommen würde. 
Rintelen sagte mir zu, daß er sofort nach dem Besuch Dollfuß’ mir eingehenden mündlichen Bericht über alles vor sich 
Gegangene und über die Pläne seiner Regierung zur Orientierung Habichts geben würde. Es scheint weiterhin, daß Mini- 
ster Buresch im Kabinett im Sinne Rintelens tätig ist. Buresch will zu Ostern zwecks eingehender Rücksprache mit Rin- 
telen nach Rom kommen. Rintelen nimmt an, daß Buresch vielleicht auch ein Zusammenkommen mit mir wünsche. 
Rintelen behauptet, daß zur Zeit seine eigene Stellung in Rom nicht gefährdet sei und daß seine persönlichen Bezie- 
hungen zu Mussolini recht gute seine. 
In Rom ist der überaus scharfe Überwachungsdienst der italienischen Geheimpolizei und der mit reichlichen Geldmit- 
teln gut organisierte französische Spionagedienst sehr bemerkenswert, so daß man sich nur mit aller äußerster Vorsicht 
dort bewegen kann. 
Dr. W[eydenhammer] 

26 Rintelen, a.a.O., $. 315. 

27 Vortrag von Rechtsanwalt Dr. Erich Führer am 28. 1. 1985, ungedruckt. Dr. Führer war der Verteidiger von Holzweber 
und Planetta, die wegen angeblicher Tötung des Kanzlers Dollfuß unschuldig zum Tod verurteilt und gehängt wurden. 

28 Ebd. 

29 Eugen Frauenfeld: Und trage keine Reu’, Leoni 1978, S. 8 ff., 110 ff. 
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ten.” Der Reichskanzler bat deshalb dringend seinen ehemaligen Vizekanzler Franz von 
Papen, der aus Protest gegen das Massaker vom 30. Juni sein Amt niedergelegt hatte, als 
Gesandter in außerordentlicher Mission nach Wien zu gehen, um die Beziehungen zu 
Österreich wenigstens formal wieder in Ordnung zu bringen. Papens Bedingungen wur- 
den von Hitler angenommen: Theo Habicht, Landesinspekteur für Österreich, wurde 
sofort abberufen, jede Einmischung der reichsdeutschen NSDAP in Österreich streng 
untersagt, die in München befindliche Landesleitung wurde aufgelöst. 

Kurt Schuschnigg, Nachfolger von Engelbert Dollfuß als österreichischer Bundeskanzler, 
stellte post festum die Sache so dar, als habe Hitler „freie Hand“ gegeben, „seinen einzigen 
offenen Gegner von damals, Engelbert Dollfuß, zu beseitigen“.” Das ist eine unbewiesene 
Behauptung und nachträgliche bösartige Unterstellung, ebenso wie die Behauptung, Hit- 
ler habe sich seiner „vermutlichen Rivalen“ (Röhm, Gregor Straßer) am 30. Juni 1934 ent- 
ledigt und „Schatten der Vergangenheit“ (Kahr, General Schleicher) liquidieren lassen. 
Da Hitler am 30. Juni 1934 die Vollmacht für Norddeutschland Göring gegeben hatte, 
war dieser zusammen mit Himmler, der die Listen der betroffenen Personen hatte auf- 
stellen lassen, für die Morde in Berlin verantwortlich. Hitler hatte Gregor Straßer als 
Reichswirtschaftsminister in nachfolge des erkrankten Ministers Dr. Schmitt vorgesehen 
(1934). Die Erschießung Röhms war Hitler von Göring, Himmler, Schwarz, Heß und 
Gauleiter Adolf Wagner nachträglich aufgezwungen worden, am Sonntag, dem 1. Juli. 
Der mißglückte Staatsstreich in Österreich am 25. Juli 1934 war ein eigenmächtiges 
Unternehmen der österreichischen Nationalsozialisten gewesen. Hitler wußte davon, 
ließ sie auf eigene Verantwortung gewähren, ohne irgendwelche Hilfe zusichern zu kön- 
nen. Die Tötung des österreichischen Bundeskanzlers Dollfuß war auch von den Put- 
schisten nicht vorgesehen, sondern ergab sich durch eine Verkettung unglücklicher 
Umstände. Der Nachweis, daß Planetta und Holzweber mit voller Absicht Dollfuß 
erschossen hätten, konnte nicht erbracht werden. Für Hitler waren die Ereignisse in 
Österreich nach der Entmachtung der SA im Reich am 30. Juni 1934 und dem Tod des 
Reichspräsidenten Hindenburg am 2. August 1934 höchst ungelegen gekommen, denn 
sie vermehrten in ungeahnter Weise seine innen- und außenpolitischen Schwierigkeiten. 
Papen gelang es durch sein diplomatisches Geschick, die Beziehungen zwischen dem 
Reich und Österreich zu normalisieren.” Ungeachtet der weiteren systematischen Unter- 
drückung der österreichischen NSDAP wuchs der Anhang der Hitlerbewegung unter groß- 
deutschem Vorzeichen mit dem Ziel einer großdeutschen Einigung unentwegt weiter. „Es 
kann kein Zweifel bestehen, daß die Masse der Bevölkerung nationalsozialistisch gesinnt 
ist, ein bedeutender Teil dieser Masse ist die Jugend, die kommende Generation“, berich- 
tete der ungarische Militärattache in Wien an seine Regierung nach dem Juli- „Putsch. " 
Vier Jahre später erfolgte der friedliche Anschluß Deutsch-Österreichs mit der überwäl- 
tigenden Zustimmung der österreichischen Deutschen, und Hitler konnte einen trium- 
phalen Einzug in Wien halten. - 

Im November 1934 fanden in der Freien Stadt Danzig, durch einen Willkürakt der Sie- 
ger von 1918 vom Reich getrennt und unter Völkerbundsverwaltung gestellt, Kreistags- 
und Gemeindewahlen statt, die der seit eineinhalb Jahren bestehenden nationalsoziali- 
stischen Regierung überzeugende Erfolge brachten. 


30 Irving, Goebbels, $. 205 f. 

31 Kurt Schuschnigg: Kampf gegen Hitler. Die Überwindung der Anschlußidee. Wien, 2. Aufl. 1969, S. 154 ff., S. 160 ff. - 
Schuschnigg schrieb sein Buch 1968, laut eigener Angabe. 

32 Franz von Papen: Der Wahrheit eine Gasse, München 1952, S. 379 ff.; Henry M. and Robin K. Adams: Rebel Patriot. A 
Biography of Franz von Papen, Santa Barbara 1987, S. 261 ff. 

33 Vortrag Dr. Führer. 
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7. Schlußbetrachtung 


Die Entmachtung der SA und die Errichtung der plebiszitären Diktatur Hitlers nach 
dem Tode des Reichspräsidenten Hindenburg waren die beherrschenden Ereignisse des 
Jahres 1934. Im Herbst folgte dann noch ein wichtiger Schritt hin zur Errichtung eines 
Ständestaates durch die Verordnung des Führers vom 24. Oktober 1934 über die „Deut- 
sche Arbeitsfront“. Sie umfaßte die ehemaligen Gewerkschaften, Angestelltenverbände 
und Unternehmervereinigungen zur Bildung einer alle Klassengegensätze überwinden- 
den Volksgemeinschaft. Sie war neben dem bereits im Jahre 1933 gebildeten Reichs- 
nährstand die wichtigste Säule für den geplanten Ständestaat. Die „Deutsche Arbeits- 
front“ war auch Trägerin der Organisation „Kraft durch Freude“. 

Hitler hatte mit seinen beiden Aufrufen selbst die geschichtliche Bedeutung des Augen- 
blicks klar hervorgehoben: Die Staatsgewalt war durch seine Massenbewegung uneinge- 
schränkt in seine Hand gekommen, er selbst durch die Konzentration der Judikative, der 
Exekutive und der Legislative zum Diktator geworden. Die restlichen zehn Prozent, die 
bei der Wahl gegen ihn gestimmt hatten, zu gewinnen, sah er als die nächste Aufgabe 
an, alle Deutschen zu Nationalsozialisten zu machen war das Fernziel. Die Erziehung 
des deutschen Volkes zum Nationalsozialismus seiner Auffassung hob er immer wieder 
als die wichtigste Aufgabe der Partei und der Wehrmacht hervor. 

Die NS-Bewegung lebte weiter, im großdeutschen Sinne. Nachdem sie im kleindeut- 
schen Bereich sich siegreich durchgesetzt hatte, griff ihre revolutionäre Dynamik über 
die Staatsgrenzen hinaus, das ganze deutsche Volk zu einen. Das bedeutete die Zer- 
reißung der Friedensdiktate von Versailles und St. Germain, die volle Erfassung des 
österreichischen Deutschtums der ehemaligen zisleithanischen Reichshälfte des Habs- 
burger Reiches, aber auch aller Grenz- und Auslandsdeutschen. Dadurch wurden Pro- 
bleme vielfältiger und gefährlichster Art auf außenpolitischem Gebiet geschaffen. 
Deutschland ist aufgrund seiner Mittellage das außenpolitisch ohnmächtigste und 
gefährdetste Land der Welt, und die Sieger von 1918 waren nicht gewillt, eine Änderung 
der europäischen Landkarte und des europäischen Gleichgewichts aufgrund des Selbst- 
bestimmungsrechtes des deutschen Volkes zu dulden. 

Auch als Diktator behielt Hitler seine faszinierende Gewalt über die Massen, und seine 
Rolle als gefeierter Volkstribun steigerte sich mit den wachsenden Erfolgen in den näch- 
sten Jahren ins Überdimensionale. Er war und blieb der Abgott der Massen. 


397 


DVP = 
DVFPP = 
GRUSA = 
KPD = 


Abkürzungsverzeichnis 


= Akten der Deutschen Auswärtigen Politik, Serie C 


Archiv FRANZ-Willing 
Bundesarchiv Koblenz 


= Bundesarchiv - Militärarchiv Freiburg 
= Bayerisches Hauptstaatsarchiv München; SA I = Sonderabgabe I, 


ferner Abt. IV Kriegsarchiv 


= Centralvereinszeitung der deutschen Staatsbürger jüdischen Glaubens 


Document Center Berlin 

Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei (Sudetenland) 
Deutschnationale Volkspartei 

Deutsche Volkspartei 

Deutschvölkische Freiheitspartei 

Grundsätzliche Anordnungen 

Kommunistische Partei Deutschlands 


MGFA - DZ-II H 247 = Militärgeschichtliches Forschungsamt, 


Dokumentenzentrale - IIH 247 


= Münchner Post 


Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 


= Nationalsozialistische Freiheitsbewegung 


Oberster SA-Führer 


= Politische Organisation 


Sturmabteilung 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
Schutzstaffel 

SA-Befehl 

Schulthess’ Europäischer Geschichtskalender 


= Unveröffentlichte Erinnerungen 


Unabhängige Sozialdemokratische Partei Deutschlands 


= Völkische Arbeitsgemeinschaft 
= Völkischer Beobachter 

= Vossische Zeitung 

= Zentralarchiv der NSDAP 


Quellen- und Literaturverzeichnis 


Adams, Henry M. and Robin K.: Rebel Patriot. A Biography of Franz von Papen. Santa Barbara 1987 

Allen, Gary: Die Insider. Wohltäter oder Diktatoren. Wiesbaden 1974 

— Die Rockefeller Papiere. Wiesbaden 1976 

Bacmeister, W.: Emil Kirdorf. Der Mann. Sein Werk. Essen 1936 

Bayerisches Hauptstaatsarchiv München, SAI, 1508 (= Sonderausgabe I) 

- Abteilung IV, Kriegsarchiv 

Best, Werner: Dänemark in Hitlers Hand. Der Bericht des Reichsbevollmächtigten Werner Best über seine 
Besatzungspolitik in Dänemark, mit Studien über Hitler, Göring, Himmler, Heydrich, Ribbentrop, 
Canaris u. a., hrsg. von Siegfried Matlok, Husum 1988 

- Aufzeichnungen über Adolf Hitler, Kopenhagen 1949 

_ 9... Wird erschossen“. Die Wahrheit über das Boxheimer Dokument von Dr. Werner Best. Mainz 1932 

Bartels, Adolf: Der Nationalsozialismus, Leipzig 1924 

Berghahn, Volker: Der Stahlhelm. Bund der Frontsoldaten 1918-1935, Düsseldorf 1966 

Bennecke, Heinrich: Hitler und die SA, München 1962 

- Die Reichswehr und der Röhm-Putsch, München 1964 

Bley, Helmut: Bebel und die Strategie der Kriegsverhütung 1904-1913, Göttingen 1975 

Bouhler, Philipp: Adolf Hitler. Das Werden einer Volksbewegung. München 1932 

Braunthal, Julius: Geschichte der Internationale, Bd. 2, Berlin 1974, S. 415 

Bronnen, Arnold: Roßbach, Berlin 1930 

Brüning, Heinrich: Memoiren, Stuttgart 1970 

Buch, Walter: Familienchronik (Privatbesitz) 

Bucher, Peter: Der Reichswehrprozeß 1930, 1967 

Bundesarchiv - Militärarchiv, Freiburg/Br. 

Buttmann, Rudolf: Bayerische Politik 1924-1928, München 1928 

- Totgeschwiegene Wahrheiten, München o. J. 

Curtius, Ludwig: Deutsche und antike Welt, 1950 

- Das Schwarzbuch des Kommunismus. Aus dem Französischen, München 1998 

Demmler, Georg: Faschismus-Nationalsozialismus. Zur Begriffsbildung zweier Schlagwörter, in: Deutsche 
Annalen, Leoni 1980 

Deutsch, Julius: Antifaschismus, Wien 1926 

Diels, Rudolf: Lucifer ante portas, Stuttgart 1950 

Dinter, Arthur: Ursprung, Ziel und Weg der deutschvölkischen Freiheitsbewegung, Weimar 1924 

Delmer, Sefton: Die Deutschen und ich. Hamburg 1963 

Drage, Charles: Als Hitler nach Canossa ging. Berlin 1982 

- The amiable Prussian, London 1958 (Biographie Walter Stennes) 

Dünow, Hermann: Der Rote Frontkämpferbund. Die revolutionäre Schutz- und Wehrorganisation des 
deutschen Proletariats in der Weimarer Republik. Berlin (Ost) 1958 

Feder, Gottfried: Das Programm der NSDAP und seine weltanschaulichen Grundlagen, 18. A., München 
1930 

Felgen, Friedrich: Femgericht, 3. A., München 1930 

- Oberleutnant Paul Schulz. Ein Opfer der Femelüge. München 1929 

Felice, Renzo de: I rapporti tra fascismo e nacionalsocialismo fino all’ andata al potere di Hitler 
(1922-1933), Napoli 1971 

Fiehler, Karl: Nationalsozialistische Gemeindepolitik, München 1929, NS-Bibliothek, Heft 10 

Flechtheim, Ossip: Die KPD in der Weimarer Republik, Frankfurt 1969 

Foertsch, Hermann: Schuld und Verhängnis, Stuttgart 1951 

Frank, Hans: Im Angesicht des Galgens, 2. A., Neuhaus/Schliersee 1955 

FRANZ-Willing, Georg: Ursprung der Hitlerbewegung 1919-1922, Preußisch Oldendorf 1974 

- Krisenjahr der Hitlerbewegung, Preußisch Oldendorf 1975 

- Putsch und Verbotszeit der Hitlerbewegung November 1923-Februar 1925, Preußisch Oldendorf 1977 

- Die Weimarer Republik, in: Deutsche Annalen, Leoni 1973-1983 

- Munich, Birthplace and Center of the National-Socialist German Workers Party, in: The Journal of 
Modern History, Chicago, vol. XXIX, Dezember 1957 

Frauendorfer, Max: Gregor Straßer und die NSDAP. Bericht über eine deutsche Tragödie, in: „Klüter Blät- 
ter“, Heft 10, 1981 

- Was ist Ständischer Aufbau? Berlin 1934 

Frauenfeld, Eugen: Und trage keine Reu’, Leoni 1978 


399 


Frick, Wilhelm: Die Nationalsozialisten im Reichstag 1924-1931. Neu herausgegeben im Auftrag der 
nationalsozialistischen Reichstagsfraktion, München 1932 

Frolow, Y. P.: Pavlov and his school, New York 1957 

Grimm, Friedrich: Politische Justiz, die Krankheit unserer Zeit, Bonn 1953 

- Mit offenem Visier. Aus den Lebenserinnerungen eines deutschen Rechtsanwalts. Leoni 1961 

Goebbels, Joseph: Tagebücher. München 1992 (In Auswahl hrsg. von Ralph Georg Reuth) 

- Die Zweite Revolution. Briefe an Zeitgenossen, Zwickau 1926 

- Das kleine abc des Nationalsozialisten, Elberfeld (Verlag der Nationalsozialistischen Briefe) 

- Vom Kaiserhof zur Reichskanzlei, München 1934 

Das Tagebuch von Joseph Goebbels, 1925/26, hrsg. von Helmut Heiber, Stuttgart o. J. 

Gordon, Helmut: Der Weg zum 30. Juni 1934, in: „Deutsche Annalen“ 1984 

- „Zions“ Griff zur Weltherrschaft, Leoni 1985 

Gross, Babette: Willi Münzenberg, Stuttgart 1967 

Haase, Ludolf: Aufstand in Niedersachsen (Ungedrucktes Manuskript) 

Hadamovsky, Eugen: Propaganda und nationale Macht, Oldenburg 1933 

Härtle, Heinrich: Großdeutschland. Traum und Tragödie. Rosenbergs Kritik am Hitlerismus. München 
1970 

Hanfstaengl, Ernst („Putzi“): The missing years, London 1957 

- Zwischen Weißem und Braunem Haus, München 1970 

Hancke, Kurt: Deutscher Aufstand gegen den Westen, Berlin 1941 

Heiden, Konrad: Adolf Hitler. Biographie, 2 Bde., Zürich 1936/37 

Heim, Heinrich: Adolf Hitler. Monologe im Führerhauptquartier 1941-1944. Hamburg 1980 

Heinrichsbauer, August: Schwerindustrie und Politik. Essen/Kettwig 1948 

Hermes, Dr. J.: Nach dem Niedergang der Staatsführungen, in „Deutschland, Schrift für neue Ordnung“, 
11/12, 1994, 27. Jg., S. 4 ff., Anm. 1 

Hitler, Adolf: Mein Kampf, Band 1, München 1925 

- Mein Kampf, Band 2, München 1927 

- Reden, Schriften, Anordnungen: Band 1: Die Wiedergründung der NSDAP Februar 1925- Juni 1926, 
München 1992 

- Band 2: Teil 1: Juli 1926-Juli 1927, München 1992. Teil 2: August 1927-Mai 1928, München 1992 

Hofmann, Hans Hubert: Der Hitlerputsch, München 1961 

Hoegner, Wilhelm: Die verratene Republik, München 1958 

- Der schwierige Außenseiter, München 1959 

- Hitler und Kaar, München 1928 (Anonym: Verfasser und Herausgeber) 

Höffkes, Karl: Hitlers politische Generale. Die Gauleiter des dritten Reiches, Tübingen 1986 

Hoppmann, Karl: Friedrich Wiegershaus, Berlin 1934 

Hoßbach, Friedrich: Zwischen Wehrmacht und Hitler, Wolfenbüttel, 1949 

Howe, Ellic: Die Schwarze Propaganda. Ein Insiderbericht über die geheimsten Operationen des briti- 
schen Geheimdienstes im 2. Weltkrieg. München 1983 

Hoover, Herbert: Memoiren. Die große Wirtschaftskrise 1929-1941 

Holtzendorff, Hans Graf von: Landsknecht und Hofnarr, Göttingen 1971 

Irving, David: Hitlers Weg zum Krieg, Berlin 1978 

- Adolf Hitler. Führer und Reichskanzler, Berg 1997 

- Hermann Göring. Eine Biographie, 1988 

- Joseph Goebbels. Macht und Magie, Kiel 1997 

Jordan, Rudolf: Der 30. Juni 1934. Die sogenannte „Röhm-Revolte“ und ihre Folgen. Erlebte Zeitge- 
schichte, Bremen 1984 

- Erlebt und Erlitten. Weg eines Gauleiters von München nach Moskau, Leoni 1971. 

- Schicksalstag der deutschen Revolution, in: Deutschland in Geschichte und Gegenwart, 29. Jg., Nr. 3, 
Tübingen 1981 

Kissenkoetter, Udo: Gregor Straßer und die NSDAP, Stuttgart 1978 

Klagges, Dietrich: Das Urevangelium Jesu, der deutsche Gottglaube. Meister Eckehart Verlag, Wilster 1926 

Krebs, Albert: Tendenzen und Gestalten der NSDAP. Erinnerungen an die Frühzeit der Partei, Stuttgart 
1959 

Kubizek, August: Adolf Hitler, Mein Jugendfreund, Graz 1953 

Kühnl, Reinhard: Die nationalsozialistische Linke, Meisenheim 1966 

Landesarchiv Oberösterreich, Linz: Ausbürgerungsakte 

Lauterbacher, Hartmann: Erlebt und mitgestaltet. Kronzeuge einer Epoche 1923-1945. Zu neuen Ufern 
nach Kriegsende, Preußisch Oldendorf 1984 


400 


Le Bon, Gustave: Psychologie der Massen, Paris 1895, hier 5. deutsche Auflage, Kröner-Verlag, Leipzig 1932 

Lewinsohn, Richard: Das Geld in der Politik, Berlin 1930 

Longerich, Peter: Die braunen Bataillone. Geschichte der SA, München 1989 

Ludendorff, Erich: Auf dem Weg zur Feldherrnhalle, München 1937 

Ludendorff, Margarete: Als ich Ludendorffs Frau war, München 1929 

Lüdecke, Kurt: I knew Hitler, London 1938 

Lüdtke, Heidrun: Die Reaktion der deutschen Studenten auf den aufkommenden Nationalsozialismus 
(Diss. ungedruckt), Hannover 1985 

Maier-Hartmann, Fritz: Dokumente der Zeitgeschichte, hrsg. v. Adolf Dresler, München 1938 

Marx, Wilhelm: Nachlaß des Reichskanzlers . . ., bearbeitet von Hugo Stehkämper, 4 Bde., Köln 1968 

Meissner, Otto: Staatssekretär unter Ebert-Hindenburg-Hitler, Hamburg 1950 

Moeller van den Bruck: Das dritte Reich (1. A. 1922), 3. A., Hamburg 1931 

Mohler, Armin: Die Konservative Revolution in Deutschland 1918-1932, Stuttgart 1950 

Münchener Gemeindezeitung, 1925 

Nationalsozialistische Jahrbücher ab 1927 ff. 

Ortega y Gasset, Jose: Der Aufstand der Massen. 1. deutsche A. 1931, 1. spanische A. 1929 

Oven, Wilfred von: Mit ruhig festem Schritt. Aus der Geschichte der SA. Kiel 1998 

Papen, Franz von: Der Wahrheit eine Gasse. München 1952 

Petersen, Jens: Hitler und Mussolini, Tübingen 1973 

Picker, Henry: Hitlers Tischgespräche im Führerhauptquartier 1941-1942, Bonn 1951 

Plümer, Friedrich: Die Wahrheit über Hitler und seinen Kreis, München 1925 

Plehwe, Friedrich-Karl von: Reichskanzler Kurt von Schleicher. Weimars letzte Chance gegen Hitler. Ess- 
lingen 1983 

Pölnitz, Götz Freiherr von: Emir. Das tapfere Leben des Freiherrn Marschall von Bieberstein. München 
1938. 

Pool, James & Suzanne: Hitlers Wegbereiter zur Macht. Die geheimen deutschen und internationalen 
Geldquellen, die Hitlers Aufstieg ermöglichten. Bern und München 1979 

Rathenau, Walther: Kritik der dreifachen Revolution, Berlin 1919 

Reitter, Ekkehard: Franz Gürtner. Politische Biographie eines deutschen Juristen 1881-1941. Berlin 1976 

Richardi, Hans-Günther und Schumann, Klaus: Geheimakte Gerlich/Bell. Röhms Pläne für ein Reich 
ohne Hitler, München 1993 

Rintelen, Anton: Erinnerungen an Österreichs Weg, München 1941 

Röhm, Ernst: Die Geschichte eines Hochverräters, München 1930 

Rohe, Karl: Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold. Ein Beitrag zur Geschichte und Struktur der politischen 
Kampfverbände zur Zeit der Weimarer Republik, Düsseldorf 1966 

BEmEBERE, Alfred: Der Mythus des 20. Jahrhunderts, München 1930 
Das politische Tagebuch . .. 1934/35 und 1939/40, Göttingen 1956 

- Schriften und Reden 1917- 1921, München 1944 

- Schriften aus den Jahren 1921-1923, München 1943 

- Kampf um die Macht, München 1942 

- Wesen, Grundsätze und Ziele der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei, München 1924 
Tradition und Gegenwart, München 1943 

Roßbach, Gerhard: Mein Weg durch die Zeit, Weilburg 1950 

Rosenstock, Morton: Louis Marshall, defender of Jewish rights, Detroit 1965 

Roschmann, Hans: Röhm-Putsch 1934, Überlingen 1989 

Rühle, Gerd: Das Dritte Reich, Dokumentarische Darstellung des Aufbaues der Nation, Berlin 1934 

Salomon, Ernst von: Die Geächteten, Berlin 1933 

Schacht, Hjalmar: Das Ende der Reparationen, Oldenburg 1931 

Scharlau, Winfried und Zeman Zbynek A.: Freibeuter der Revolution. Parvus Helphand, Eine politische 
Biographie, Köln 1964 

Schaumburg-Lippe, Friedrich Christian Prinz zu: Zwischen Krone und Kerker, Wiesbaden 1952 

Schellenberg, Walter: Erinnerungen, Köln 1956 

Schilling, Alexander: Dr. Walter Riehl und die Geschichte des Nationalsozialismus, Leipzig 1933 

Schlicker, Wolfgang: Die Artamanenbewegung. Eine Frühform des Arbeitsdienstes und Kaderzelle des 
Faschismus auf dem Lande, in: Zeitgeschichte für Geschichte (Sowjetzonal) 1970 

Schmelzle, Hans: Unveröffentlichte Erinnerungen 

Schmidt (Hannover), Otto: Umdenken oder Anarchie, Göttingen 1959 

Schmitz, Peter: Die Artamanen. Landarbeit und Siedlung bündischer Jugend in Deutschland 1924-1945. 
Bad Neustadt an der Saale, 1985 


401 


Schott, Georg: Das Volksbuch von Hitler, München 1924 

Schulthess’ Europäischer Geschichtskalender, 1919 ff. bis 1934 

Schulz, Paul: Meine Erschießung am 30. Juni 1934, (Privatdruck) 1948 

Schulz, Paul Alexander: Rettungen und Hilfeleistungen 1933-1945 durch Oberleutnant a.D. Schulz, 
Laichingen 1967 

Schuschnigg, Kurt: Im Kampf gegen Hitler. Die Überwindung der Anschlußidee, Wien 1969 

Schuster, Kurt G. P.: Der Rote Frontkämpferbund, Düsseldorf 1975 

Schwend, Karl: Bayern zwischen Monarchie und Diktatur, München 1954 

Schwerin-Krosigk: Lutz Graf von: Es geschah in Deutschland, Tübingen 1951 

- Staatsbankrott. Die Geschichte der Finanzpolitik des Deutschen Reiches 1920-1945, Göttingen 1974 

- Memoiren. Stuttgart 1977 

Sommer, Karl (Pol. Referent d. bayer. Min.-Präs. Heinrich Held): Unveröffentlichte Erinnerungen 

Spengler, Oswald: Jahre der Entscheidung. Erster Teil: Deutschland und die weltgeschichtliche Entwick- 
lung, München 1933 

- Briefe 1913-1936, München 1963 

Stadtmüller, Georg: Pilger auf der Straße nach Moskau. Linksintellektuelle der Weimarer Zeit, in „Cri- 
ticon“, 84, Juli/August 1984, $. 168 

Stark, Johannes: Nationalsozialismus und Katholische Kirche mit einer Antwort auf Kundgebungen deut- 
scher Bischöfe, München 1931 

Straßer, Georg: Kampf um Deutschland, München 1932 

- Nationalsozialistische Briefe, Elberfeld 1925 

Straßer, Otto: Aufbau des deutschen Sozialismus, Leipzig 1932 

- Die deutsche Bartholomäusnacht, 7. Auflage, Prag 1936 

- Hitler und ich, 1. Auflage, Konstanz 1948 

Streck, Hans, Hauptmann a. D.: Gästebuch 

Suchenwirt, Richard: Unveröffentlichte Erinnerungen 

Thomas, H. und Feger, H.: Hauptströmungen der neueren Psychologie, 1969 

Tschachotin, Sergej: Dreipfeil gegen Hakenkreuz, Kopenhagen 1933 

Tschirschky, Fritz Günther von: Erinnerungen eines Hochverräters, Stuttgart 1972 

Timm, Helga: Die deutsche Sozialpolitik und der Bruch der großen Koalition, Düsseldorf 1952 (1982) 

Turner, H. A. jr.: Hitler aus nächster Nähe. Aufzeichnung eines Vertrauten 1929-1932, Frankfurt/Main 
1978 

- Faschismus und Kapitalismus in Deutschland, Göttingen 1972 

- German Big Business and the Rise of Hitler, New York 1985 
Vorausgehende Studien: 

- -Hitler’s Secret Pamphlet for Industrialists, 1927, in: Journal of Modern History, XL, 1968, S. 348-374 

- The Ruhrlade, Secret Cabinet of Heavy Industry in the Weimar Republic, in: Central European 
History, vol. III, Nr. 3, Sept. 1970, S. 195-228 

Vormann, Nikolaus von: So begann der Zweite Weltkrieg, Leoni 1988 

‚ Volz, Hans: Daten der Geschichte der NSDAP, 11. A., Berlin-Leipzig 1943 

Vries de Heekelingen, Prof. Dr. H. de: Die nationalsozialistische Weltanschauung. Ein Wegweiser durch 
die nationalsozialistische Literatur, Berlin-Charlottenburg 1932 

Wahl, Karl: „... es ist das deutsche Herz“. Erlebnisse und Erkenntnisse eines ehemaligen Gauleiters, Augs- 
burg 1954 

Waldenfels, Otto Freiherr von: Legendenbildung um Himmler. Die kgl.-bayerischen Edelknaben und die 
SS, in: Zeitschrift für Bayerische Landesgeschichte, 1963, Bd. 26, Heft 1/2, S. 400-407 

- Die Edelknaben der kurfürstlichen und königlich-bayerischen Pagerie von 1799-1918, München 1959 

Weber, Hermann: Die Wandlung des deutschen Kommunismus. Die Stalinisierung der KPD in der Wei- 
marer Republik, Frankfurt 1969, 2. Bde. 

Wulle, Reinhold: Die deutsche Revolution, Berlin 1933 

Zarnow, Gottfried: Gefesselte Justiz. Politische Bilder aus deutscher Gegenwart. 2 Bde., München 1930, 1932 


402 


Personenverzeichnis 


Abegg, Wilhelm 225, 344 

Adler, Friedrich 173 

Alfons, König von Spanien 232, 281 

Allen, Gary 344 

Alvensleben, Werner von 312, 314, 324 f., 
379, 387 

Amann, Max 17, 24 f., 176, 180, 189 f., 192, 
196, 198, 223, 226, 251, 253, 325, 366 

August Wilhelm (AUWI), Prinz von Preußen 
201, 251 f., 260, 379 

Axelrod, Paul 151 

Bahr, Hermann 168 

Bakunin, Michael 86 

Bang, Paul 90, 218 

Bangert, Otto 111 f., 114, 133, 140 f., 156, 241 

Barmat, Julius 126 f., 137 

Bartels, Adolf 32 f., 68, 74, 167, 191 

Bauer, Max 45, 156, 224 

Bauer, Otto 168 

Bearsted, Samuel Lord 114 

Bebel, August 54, 154, 303 

Bechstein, Helene 25, 122, 209, 326 

Beck, Ludwig 352, 355, 363, 372 

Behn, Fritz 167 

Bell, Georg 294, 334, 356 f. 

Bell, Johannes 172 

Bennecke, Heinrich 353, 359 f., 363, 369 ff. 

Bennigsen, Rudolf 292 

Berchtold, Josef 25, 40 ff., 85, 98 

Bessedowski 211, 250, 331 

Bernstein, Eduard 215, 309 

Bertram, Kardinal 263 

Best, Werner 22, 95, 242, 257 ff., 376 

Bieberstein, Wilhelm, Marschall Freiherr von 
34 

Bingel, August 342 

Binz, Gerhard L. 158, 241 

Bismarck, Otto von 13, 30, 57, 133, 239, 271, 
292 

Blank, Herbert 112, 119, 179, 192 

Blomberg, Werner von 320, 348, 352 ff., 
359 f., 364, 367, 369, 376 f., 379, 382 f., 
389 f., 392, 394 

Bochow, Walter 387 f. 

Bormann, Martin 75, 79, 155, 227 f. 

Bose, Freiherr von 365, 372 

Bouhler, Philipp 25, 42, 98, 102, 115, 131, 
187, 226 

Bosch, Robert 342 

Bracht, Franz 287 

Brandi, Ernst 330 


Braunthal, Julius 342 

Braun, Otto 29, 117, 239, 280, 287, 289, 296, 
344, 380 

Bredow, Ferdinand von 365, 372, 377 ff. 

Breitscheid, Rudolf 153 f., 171, 302 

Bruckmann, Elsa 25, 167, 209, 326 ff. 

Brückner, Helmuth 35, 45, 51, 227, 251 

Brückner, Wilhelm 226, 362, 373 

Brüning, Heinrich 185, 188, 194, 196, 205, 
212, 225, 229, 237 ff., 254 f., 257, 259, 264, 
274 f., 281 ff., 288, 291, 293, 305, 311 f., 332, 
335, 342 f. 

Buch, Walter 
344, 361 

Buchner, Hans 17, 241 

Buchrucker, Ernst 203 ff., 218, 231 

Bürckel, Joseph 155, 206, 227 

Bülow, Bernhard von 307, 355, 377 

Busch, Ernst 79 

Buttmann, Rudolf 22, 27, 103 f., 132 £., 141, 
152, 156, 186, 188, 227, 229, 243 

Canaris, Wilhelm 78, 377 £. 

Caprivi, Leo Graf von 133 

Chamberlain, Houston St. 
168, 197 

Chamberlain, Joseph 210 

Claß, Heinrich 86, 90, 130, 151, 159 

Churchill, Winston C. 210 

Crispien, Arthur 154, 277 

Curtius, Julius 238 

Curtius, Ludwig 53, 110 

Czech-Jochberg, E. 198, 241 

Daluege, Hans 225, 360 

Daladier, Eduard 355 

Dauser, Hans 132, 161, 168 

Darre, Walter 187 f., 227, 233, 305, 320 

Delmer, Sefton 354, 387 f. 

Deterding, Henry 210, 334, 356 

Deutsch, Julius 87, 103, 153, 167 f. 

Diebow, Hans 241 

Diels, Rudolf 358, 384 

Dietrich, Hans 22, 105 

Dietrich, Otto 227, 241 

Dietrich, Sepp 

Dinklage, Karl 155 

Dinter, Arthur 22, 35, 37, 72, 86, 91, 132, 
146 f., 153, 168, 181, 387, 399 

Disraeli, Benjamin 186 

Dörr, Hans 364 

Dollfuß, Engelbert 304, 323 f., 394 ff. 

Dorpmüller, Julius 173 


9, 28, 101, 131 F., 18%, 227 £., 


12, 61, 103, 157, 


403 


Drexler, Anton 25 ff., 32, 82, 85, 126 

Drumont, Edouard 126 

Dszerschinski, Felix 86 

Ebenböck, Fritz 358 

Ebert, Friedrich 28, 139, 188, 275, 291 

Eckart, Dietrich 99, 385 

Eckener, Hugo 89, 171 

Ehrhardt, Hermann 91, 118, 151, 350 

Eichhorn, Walter 181, 183 

Eicke, Theodor 367 

Einstein, Albert 117, 177, 296, 384 

Eisner, Kurt 169 

Eitel, Friedrich 201 

Epp, Franz Ritter von 39, 132, 137, 139, 142, 
145, 148, 151 £., 158, 167 f., 223, 227, 243, 
249, 290, 325, 358 

Ernst, Karl 369, 377 

Eltz-Rübenach, Paul von 320 

Escherich, Georg 71, 119, 129 

Esser, Hermann 22, 24 f., 27, 31 f., 61, 63, 72, 
82, 84, 89, 99, 154, 161, 176, 200, 206, 251 f., 
325 

Faulhaber, Michael (Kardinal) 30, 156 

Feder, Gottfried 20, 22, 50 f., 61, 63, 98, 104, 
109, 111, 117, 131 £., 135, 141, 152, 161, 163, 
174, 186 f., 197, 206, 212, 214, 241, 301, 305, 
310, 314, 333 

Fichte, Werner von 253 

Fiehler, Karl 23 f., 106, 131, 176, 226 f. 

Finck, August von 332 

Flick, Friedrich 333, 339, 341 

Florian, Friedrich K. 155, 227, 274 

Fobke, Hermann 15, 36, 51, 102 

Ford, Henry 93, 115 f., 123 ff., 146, 158, 164 

Forster, Albert 68, 227 

Foertsch, Hermann 367 

Frangois-Poncet, Andre 354 f., 361 f., 377, 379 

Frank, Hans 132, 141, 187, 226, 324, 364 ff. 

Franzen, Anton 195, 213 f., 237, 243 f., 251, 
253 £. 

Frauendorfer, Max 255, 301 f. 

Frauenfeld, Eugen 298, 395 

Freisler, Roland 324, 380 

Frick, Wilhelm 22, 92, 95, 98 f., 102, 106, 131, 
134, 139, 152, 156, 162, 182, 185 £., 191, 196, 
199 ff., 212, 216 f., 229, 236, 243 f., 247, 
249 ff., 256, 258, 263, 276, 277, 313 f., 316, 
336 f. 

Friedrich Wilhelm I., König 307, 390 

Friedrich Wilhelm IV., König von Preußen 
392 

Fritsch, Theodor 90, 92, 99, 115 f., 125, 146 

Fritsch, Werner von 353, 360, 363, 379 


404 


Gamelin, Maurice-Gustave 377 

Gansser, Emil 209 

Gemeinder, Peter 238, 257, 306 

Gerlich, Fritz 284, 357 

Geßler, Otto 150, 336 

Glaser, Alexander 26, 32, 301, 365, 373 f. 

Goebbels, Paul Joseph 13 f., 21, 35, 51 f., 55, 
58, 61, 64, 74, 76 f., 79, 96, 101 f., 105, 114, 
122, 125, 127, 132, 134 £., 141, 144 ff., 149, 
152,,1565. 164,:163;173 #£., 178-6; 185 £., ' 
189 ff., 196 ff., 201 ff., 206 ff., 218, 222 ff., 
231, 234 ff., 241, 243, 246, 249 ff., 260, 262, 
278, 299, 301, 309 ff., 320 f., 324 f., 331, 
336 f., 344, 346, 356, 362, 366, 370, 375, 378, 
380, 382, 385, 395 

Göring, Hermann 64, 79, 132, 142, 179, 189, 
196, 207, 223 ff., 227, 232, 236 ff., 242, 258, 
265, 275, 293 f., 296, 299, 301, 304, 311, 
313 f., 316, 320, 325, 331, 334, 336, 344, 358, 
362, 365 ff., 369, 373 ff., 377 f., 380, 383 f., 
386 f., 390, 396 

Göring, Karin 236 

Gilbert, Seymour Parker 

Goethe, Johann Wolfgang 
383, 387 

Goltz, Rüdiger von 

Grant, Madison 113 

Grauert, Ludwig 339 

Graf, Ulrich 22 ff., 128 

Gregor XV. (Papst) 104 

Granzow, Walter 284 

Graefe, Albrecht von 14 ff., 25, 29, 43, 47, 52, 
82 ff., 92, 99, 120, 122, 126, 135, 171 

Grimm, Friedrich 137 ff., 231 

Gröner, Wilhelm 134, 137 f., 162, 225, 238, 
242, 258, 279, 283, 306, 311 

Gruber, Martin 259, 282 

Gruber, Max von 205 

Grzesinski, Albert 117, 175, 231, 287 

Günther, Hans, F.K. 183, 185 f. 

Haake, Heinrich 34 f., 108, 132, 134 

Haase, Ludolf 34, 36, 51, 59, 76, 111, 319 

Habicht, Theo 243, 304, 395 f. 

Hammerstein, Kurt von 353 

Haushofer, Karl 244 

Hanfstaengl, Ernst und Franz 240, 326, 387 f. 

Hauenstein, Heinz 76, 222, 323 

Hauptmann, Gerhart 298 

Haupt, Joachim 111 f., 319 

Heiden, Erhardt 42, 98, 167 

Hecker, Ewald 341 

Heim, Heinrich 400 

Heydt, E. Freiherr von der 344 


115,135 
195, 265, 279, 292, 


151, 242 


Heinemann, Bruno 25, 98, 101, 131 

Heine, Heinrich 195, 283, 316 

Heines, Edmund 69, 80, 137 f., 169, 214, 227, 
293, 363, 367 

Heinz, F. W. 142, 179 

Henlein, Konrad 

Heinrichsbauer, August 
332, 334 ff., 338 f. 

Held, Heinrich 15 f., 82, 129, 246, 288 

Herve, Gustav 196, 214 

Heß, Rudolf 25, 28, 42 f., 51, 61, 65, 77 ff., 98, 
102, 131 f., 145, 186, 192, 226, 299, 320, 323, 
339, 350 f., 355, 365 f., 370, 396 

Hergt, Oskar 106 

Helmuth, Otto 132, 155, 242 

Helfferich, Emil und Karl 340 

Helphand, Parvus 127, 401 

Heuß, Alfred 167 

Heydrich, Reinhard 79, 223, 232, 259, 290, 
322, 337, 358 ff., 376, 378, 384 

Heye, Wilhelm 386 f. 

Hierl, Konstantin 51, 155, 187 f., 223, 226 f£., 
236, 293, 300, 305, 363 

Hilferding, Rudolf 168, 254, 283 

Himmler, Heinrich 42, 78, 131, 142, 155, 157, 
180, 227 f., 236, 290, 333, 337, 358, 360, 
365 ff., 375, 378, 380, 384, 386 f., 396, 399 

Hindenburg, Paul von 10, 29 £., 117, 172, 175, 
198, 200 ff., 212, 217, 238, 245, 265, 274 f., 
277 ff., 288, 291 f., 298, 301, 306, 315 f., 318, 
320 f., 324 f., 351, 353, 355, 361, 379, 387 fF., 
396 f., 400 

Hinkel, Hans 192, 227 

Hirtsiefer, Heinrich 289 

Höfer, Karl 137 

Höfle, Hermann 358 

Hölz, Max 138 f., 171 

Hoover, Herbert 237, 243, 400 

Hoffmann, Heinrich 63, 381 

Hoffmann, Johannes 215 

Hofmann, Carola 25 

Hofmann, Hans Georg 197 

Högner, Wilhelm 85, 150, 152, 169 f., 214 f., 
246, 259 f., 330 

Hohnfeldt, Hans 107, 134 

Holzweber, Franz 396 

Hühnlein, Adolf 196, 228 

Hugenberg, Alfred 150, 159, 174 ff., 203 £., 
212, 237 £., 245, 252, 265, 274:£.,'278;, 295; 
316, 318, 320 

Irving, David 343 

Jeschonnek, Hans 358 

Jordan, Rudolf 355, 357, 374 f., 389 


198,,225, 326,329 f., 


Jung, Edgar 201 f., 245, 336, 365, 372, 374 

Jung, Rudolf 131 f., 155 f., 185 

Jünger, Ernst 112, 157, 166 

Kahr, Gustav von 30, 45, 129, 150, 199, 206, 
214, 329, 365, 372, 396 

Kantzow, Thomas 236 

Kanzler, Rudolf 359 

Karl V. (Kaiser) 261 

Karpenstein, Wilhelm 

Kasche, Siegfried 227 

Kassel 51, 336 

Kaufmann, Karl 34, 40, 55, 79, 99, 132, 135, 
145, 156, 246, 254 

Keller, Gottfried 205 

Kempka, Erich 362 

Keppler, Wilhelm 303, 333, 341 f., 365, 372 

Kerrl, Hans 132, 283 

Ketteler, Wilhelm von 365, 372 

Ketterer, Emil 364, 369 f. 

Keudell, Walter von 162 

Killinger, Manfred von 81, 155, 167, 172, 248 

Kirdorf, Emil 97, 150, 174, 327 

Klagges, Dietrich 51, 143, 237, 277 

Klant, Joseph 34, 36 

Klausener, Erich 365 

Kleist, Ewald von 79, 363, 379 

Klöckner, Peter und Florian 329 

Klotz, Helmut 152, 283 

Khun, Bela 152 

Knilling, Eugen von 206 

Knirsch, Hans 374 

Koch, Erich 219, 227 

Köster (Botschafter) 377 f. 

Konopath, Hans 227, 252 

Kotzde, Wilhelm 68 

Körber, Adolf Viktor von 136 

Krebs, Albert 107, 136 

Kreuger, Ivar 281, 283 

Kriebel, Hermann 68 

Krieger, Max 15 

Krüger, Friedrich W. 235, 353 f., 359, 370 

Krupp von Bohlen-Halbach 325, 339 

Kühme, Kurt 228 

Kursell, Otto von 99 

Lagarde, Paul de 156 f. 

Lammers, Hans-Heinrich 321, 325 

Lammers (Zentrums-Abg.) 339, 345 

Lasker, Eduard 68 

Lassalle, Ferdinand 33, 200, 289 

Laval, Pierre 256, 267 

Lehmann, Julius F. 139, 167 

Lettow-Vorbeck, Paul von 151 

Lenk, Gustav A. 21, 69, 104, 227 


196, 227, 302 


405 


Lenz, Karl 257 

Leverkuehn, Paul 336 

Lerchenfeld, Hugo Graf von 206 

Ley, Robert 34, 119 f., 132, 134 f., 144, 161, 
227, 243, 247, 249, 299, 314, 328, 382 £ 

Lienau, Walter 235 

Liebel, Ludwig 159 

Liebknecht, Karl 289 

Litzmann, Kurt 231, 250, 283 

Lippert, Franz 367 

Lindemann 341 

Löbe, Paul 196, 213, 215, 246, 279, 292 

Lohse, Hinrich 34 ff., 96, 132, 173 

Loeper, Wilhelm 132, 226 f., 293 

Löwe, Ludwig 62, 68 

Ludendorff, Erich 12, 15 ff., 19, 25, 27 ff., 
37 £., 43 ff., 50, 61, 69, 71 f., 80, 82, 85, 90, 
109, 126, 136, 151, 170, 176, 194, 201, 231, 
250, 281, 364, 387 

Ludendorff, Margarete, (Mathilde 2. Frau 
Ludendorffs) 28 f. 

Lüdecke, Kurt 75, 301, 315, 380 ff. 

Lustig, Hugo von 235, 387 

Ludin, Hanns 34, 195 f., 211, 370 

Luther, Hans 59, 95, 381 

Lutze, Viktor 40, 155, 355, 360, 362, 370 f. 

Macdonald, Ramsay 130, 172, 239 

Maypetr 374 

Mann, Heinrich 294 f. 

Mann, Thomas 117, 170, 177, 220, 295 

Mann, Erika (Tochter von Thomas) 295 

Mann, Klaus 295 

Manuilsky, D.S. 280 

Marshall, Louis 94, 115, 123 f., 158, 164 

Mahraun, Arthur 50 

Marx, Karl 68, 89, 110, 283, 309 

Marx, Wilhelm 29, 86 

Matteotti, Giacomo 171 

Maurice, Emil 24, 42, 62, 85 

Meißner, Otto 389 

Mayr, Karl 66, 115, 129, 171, 174, 280 f., 294 

Mend, Hans 235 

Meyer, Eduard 119 

Meyer, Hans-Otto 341 

Mirre, Ludwig 346 

Mond, Alfred (Lord Melchett of Langford) 
261 

Moeller van den Bruck, Arthur 52 f., 55 

Montgelas, Albrecht Graf von 44 

Mücke, Helmut von 53, 145, 164, 168, 172 ff., 
248 f. 

Müller, Adolf 235 

Müller, Hans 140, 241 


406 


Müller (Franken), Hermann 134, 151, 172, 
188, 194, 199 

Müller von Hausen 93 

Münchmeyer, L. 161, 164, 173, 206, 219, 242, 
248, 262 

Mussolini, Benito 9 f., 29, 31, 87, 103, 113, 127, 
140, 150, 156, 161, 170, 189, 210, 212, 214, 
232, 244, 246, 261, 270, 275, 292, 310, 360 f; 
382, 389, 395 

Münzenberg, Willi 
377, 383 f. 

Muchow, Reinhard 132, 220 

Mutschmann, Martin 34, 174, 206, 209, 215, 
227, 314 

Nagel, Karl Freiherr von 65 

Nawiasky, Hans 252 

Neurath, Konstantin von 312, 320 

Nieland, Hans 227, 239 

Nicolai, Walter 325‘ 

Nietzsche, Friedrich 

Nilus 93 

Nölting, Erik 197, 243 

Noske, Gustav 292, 384 

Northcliffe, Alfred, Ch. W. (Presselord) 209, 
212 

Oberlindober, Hans 51, 227 

Ortega y Gasset, Jose 177, 240, 326 

Oskar, Prinz von Preußen 90, 390 

Pant, Eduard 373 

Papen, Franz von 283 ff., 294, 296 ff., 302 f., 
308, 312, 314 ff., 320, 327, 336, 348, 352, 
362, 365, 372 ff., 376, 386 ff., 390 f., 394, 396 

Patzig, Konrad 376 ff. 

Passow, H. 241 

Paul III. (Papst) 261 

Paulus (Apostel) 68 

Planetta, Otto 396 

Pfeffer, Franz von 34, 42, 51, 64, 70 ff., 81, 98, 
131, 132, 144, 155, 166, 178, 180, 186 f., 190, 
196, 207, 222, 226, 325, 361, 386 

Pfeifer, Hans 343 f. 

Philipp II. (von Spanien) 261 

Pietsch, Albert 327 

Plümer, Friedrich 27 £., 31 f., 46 

Pöhner, Ernst 39, 100 

Popitz, Johannes 336 

Poincare, Raymond 135 

Primo de Rivera 87 

Pius XI. (Papst) 91 

Prager, Eugen 107, 131, 155, 177, 185, 295, 329 

Radbruch, Gustav 154 

Radek, Karl 54, 309, 339 

Raeder, Erich 376 ff. 


152, 177, 284, 295 f., 357, 


11, 289 


Ramin, Jürgen von 29, 90 

Rathenau, Walther 12, 40, 43, 117, 172, 175, 
400 

Raubal, Angela 255 

Raubal, Geli 142, 179 f., 301, 373, 381 

Rechberg, Arnold 196, 330 f. 

Reck, Freiherr von der 253 

Reichenau, Walter von 78, 354, 359 f., 362 f., 
369 

Reiner, Rolf 350 

Reinhard, Fritz 154 f., 187, 226 f., 283, 341, 
346 

Reismann-Grone, Theodor 141 

Renondeau (französischer Militär-Attache) 
355 

Renteln, Theodor, Adrian von 68, 159, 242, 
294 

Reschny, Hermann 63, 81, 155 

Reusch, Paul 329 

Reventlow, Ernst Graf von 22, 29 f., 45, 82, 
84 f., 97, 99, 112, 120 f., 132, 134, 140, 152, 
157 

Rheinbaben, Rochus Freiherr von 220 

Riehl, Walter 62 

Rienzi, Cola dı 44 

Rintelen, Anton 394 f. 

Röhm, Ernst 25, 37 f., 44 f., 65, 100, 116, 138, 
142, 192, 197, 202, 221 ff., 228, 231, 233, 
235, 237, 249, 252 f., 278 ff., 284, 289, 293 f., 
296, 301, 314 f., 320, 334, 348, 350 ff., 375, 
377, 378 ff., 394, 396 

Roschmann, Hans 363, 371 f., 379 

Roosevelt, Franklin D. 322, 342, 388 

Rosenberg, Alfred 17,25, 40, 51, 98 ff., 104 f., 
109 £., 112, 115, 131:£, 135: £.,.140 £,,167, 
180, 186 f., 189, 194, 197, 212, 227, 229, 232, 
239, 242, 245, 256, 259, 305, 381 f., 387 

Roßbach, Gerhard 69, 357 f. 

Rosterg, August 233, 332, 341 

Röver, Carl 132, 283 

Roth, Alfred 26, 32, 167, 170, 219 

Rupprecht, Bernhard 30, 157, 168, 176, 179, 
199 

Sander, Wilhelm 370 

Sauckel, Fritz 35 

Seeckt, Hans von 99, 117, 137 £. 

Seipel, Ignaz 103, 119 

Seisser, Hans von 199, 365 

Seldte, Franz 106, 129, 159, 237 f., 265, 316, 
320, 348 ff. 

Severing, Karl 108, 170, 175, 185, 200, 220, 
225, 236, 279 f., 283, 287, 289 

Simon, John 352 


Sinowjew, Grigorij 54 

Sklarz 127 

Snowden, Philipp 87 

Spann, Othmar 141 

Spengler, Oswald 47 f., 119, 329 

Sprenger, Jakob 227 

Spreti, Hans Graf von 367 

Springorum, Fritz 329 f. 

Suchenwirth, Richard 63, 96, 102 

Sunkel, Reinhard 111, 319, 384 

Schacht, Hjalmar 171, 199 f., 238, 314, 322, 
325, 339, 341, 346, 382, 391 f. 

Schäfer, Dietrich 90, 122, 257, 275, 277 £. 

Schäffer, Fritz 177, 180 

Scharnagl, A. 242 

Schaub, Julius 25, 346, 362 

Scheidemann, Philipp 54, 86, 89, 117, 134, 
153 £, 175,.207 

Schemm, Hans 132, 155, 159, 175, 227, 246, 
256 

Scheringer, Richard 195 f., 211, 222 f., 248 f. 

Scheubner-Richter, Max Erwin 136, 206 

Schickedanz, Arno 115, 141, 241 

Schindler, Max 374 

Schirach, Baldur von 68, 132, 136, 199, 242, 
294 

Schlageter, Albert L. 34, 86, 152 

Schlange-Schöningen, Hans 

Schleicher, Kurt von 211, 225, 238, 282 f., 287, 
289, 291 ff., 298 f., 302 f., 311 ff., 316, 320, 
324, 330, 336, 344, 351 f., 354 f., 363, 365, 
372, 377, 379, 381, 389 f., 394, 396 

Schmelzle, Hans 65 

Schmidt, Heinrich 341 

Schmid, Wilhelm 362, 367 

Schmitt, Carl 385 

Schmitt, Kurt 320, 332, 391, 396 

Schneidhuber, August 81, 155, 362, 367, 371, 
383 

Schnur, David 334 

Schröder, Kurt Freiherr von 341 

Schreck, Julius 25, 39, 61, 362 

Schulte (Kardinal) 306 

Schulz, Paul 116 f., 137 ff., 157, 223, 226, 232, 
234 f., 252, 280, 299 ff., 326, 330 ff., 344, 
356, 365, 373 

Schuschnigg, Kurt 324, 396 

Schultze-Naumburg, Paul 167, 185 £., 191, 200 

Schumann, Walter 221, 227 

Schwarz, FranzX. 25 f., 28, 30, 97 £., 101, 131, 
176, 187, 203, 226, 283, 301, 318, 328, 345, 
366, 396 

Schwerin-Krosigk, Lutz Graf von 345, 378 f. 


407 


Stahl, Friedrich 68 


Stalin, Joseph 54, 139, 179, 296, 330, 336, 339, 


382 
Starhemberg, Rüdiger 209 
Stark, Johannes 198, 241 f. 
Stegmann, Wilhelm 315 
Stegerwald, Adam 110, 240 
Steinbrinck, Otto 341 
Stempfle, Bernhard 43, 359 
Stennes, Walter 


262, 264, 276, 323, 330, 334, 336, 356, 385 
Stinnes, Hugo 329 


Stöhr, Franz 22, 97, 99, 108, 134, 156 f., 186, 


196, 246, 276 
Stolzing-Cerny, Joseph 
Stoddard, Lothrop 113 
Straßer, Bernhard 47 
Straßer, Gregor 


17, 43, 157 


396 


Straßer, Otto 47, 51, 61, 63 f., 112, 119, 143, 
161, 190 ff., 196 ff., 203 f., 207 f., 218, 


222 ff., 236, 259 f., 292, 302, 323, 337 £. 
Streicher, Julius 


315, 325 


Stresemann, Gustav 59, 95, 106, 110, 136 f., 


141 ff., 152, 157, 163, 175, 188, 231 
Stützel, Karl 90, 205, 252 
Stürgkh, Karl Graf 173 
Tanzmann, Bruno 68 
Tempel, Wilhelm 63, 68 f., 94, 114, 132, 136 
Terboven, Josef A. 155, 250, 362 
Thälmann, Ernst 54, 66, 152, 248, 278, 339 
Thierack, Otto 380 
Thyssen, Fritz 331 f., 336, 339 
Tirpitz, Alfred von 29, 189 
Tittmann, Ernst 53, 168 
Treitschke, Heinrich von 58 
Treviranus, Gottfried 159, 335 
Troost, Paul 187, 194, 381 
Trossmann, K. 242 


Tschachotin, Sergej 240, 276 f., 289 


408 


81, 110, 144 £., 155, 179 f., 
194, 208, 219, 221 ff., 230 ff., 244, 249 ff., 


16, 22, 25, 28, 35, 47 f., 50 f., 
55,5% ff,63 £, 71 ff, 75, 788, 91, 96,98 £, 
110, 114, 126, 131 f., 135 f., 143 ff., 156, 
160 f., 166, 168, 173, 178 ff., 187, 189 f., 
192 f., 203 f., 226, 234, 236, 276, 283 f., 293 f., 
299 ff., 305, 307, 310 ff., 324, 326, 331 ff., 
344, 356, 363, 365, 372 ff., 380 f., 383, 386, 


22, 27,.32,35, 72, 82,'91,.132, 
149, 155, 161, 164 f., 169, 178, 206, 246, 262, 


Tschiang Kai-shek 224 f., 296 

Tschirschky, Fritz-Günther von 372 f., 375, 
387, 391 

Ulrich, Curt von 228 

Vahlen, Theodor 34, 36, 61, 63 

Vandervelde, Emil 153, 260 

Vogl, Adolf 25 

Vögler, Albert 150, 225, 329 f., 333, 341 

Vormann, Nikolaus von 361, 401 

Wagener, Otto 196, 221, 223, 226 f., 254 f., 
280, 332 f., 341 

Wagner, Adolf 22,84, 98, 101, 131 f., 155, 187, 
201, 206, 208, 252, 359, 362, 369 ff., 381, 
396 

Wagner, Joseph 51, 132 

Wagner, Robert 34 f. 

Wahl, Karl 132, 155, 383 

Wallenberg 337 

Walz, Hans 342 

Warburg, James 336, 343 f. 

Warburg, Max 343 

Weber, Christian 25, 152, 176 

Weese, Eugen 373, 374 

Weiß, Bernhard 117 

Weiß, Wilhelm 25, 99 f., 110, 112, 116 f., 136, 
350 

Weiß (Staatsanwalt) 369 

Weizmann, Chaim 336 f. 

Wels, Otto 303, 384 

Wendt, Hans Fr. (Oberleutnant der Reichswehr) 
195, 211 

Wessel, Horst 188, 217 

Weygand, Maxime 377 

Wiegandt, von 216 

Wiegershaus, Franz von 35, 55 

Willikens, Werner 132, 134, 156, 227 

Wilhelm II., deutscher Kaiser 357 

Wilson, Woodrow 135 

Winnig, August 333 

Wulle, Reinhard 27,29 f., 43, 81 f., 90, 99, 1356 

Winkler, Max 346 

Wohlmuth, Georg 206 

Wohlzogen, Karoline und Hans von 167 

Ysenburg, Prinz 338 

Young, Owen 159, 163, 171, 173, 175 f., 179, 
189, 199, 201 

Zander, Elisabeth 108, 131 f., 163, 227, 238 

Zetkin, Klara 152, 173, 239 

Ziegler, Hans Severus 69 


